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Fünftes  Kapitel. 
Über  Ausfuhrprämien. 

Ausfuhrprämien  sind  in  Großbritannien  oft  ver- 
langt und  manchmal  für  die  Erzeugnisse  bestimmter 
heimischer  Gewerbzweige  bewilligt  worden.  Vermittelst 
ihrer,  behauptet  man,  werden  unsere  Kaufleute  und 
Fabrikanten  in  den  JStand  gesetzt,  ihre  "Waren  so  billig 
oder  billiger  zu  verkaufen,  als  ihre  Nebenbuhler  auf 
den  auswärtigen  Märkten.  Auf  diese  Weise,  sagt  man, 
wird  eine  größere  Menge  exportiert  und  folglich  die 
Handelsbilanz  mehr  zu  Gunsten  des  eigenen  Landes 
gewendet.  Wir  können  unseren  Geschäftsleuten  kein 
Monopol  auf  dem  fremden  Markte  geben,  wie  wir  es 
auf  dem  heimischen  getan  haben;  wir  können  die  Aus- 
länder nicht  zum  Kauf  ihrer  Waren  zwingen,  wie  wir 
es  mit  unseren  Landsleuten  getan  haben.  Das  beste 
Auskunftsmittel,  meinte  man,  sei  also,  sie  dafür  zu  be- 
zahlen, wenn  sie  kaufen.  Auf  diese  Art  will  das  Mer- 
kantilsystem das  ganze  Land  bereichern  und  mittelst 
der  Handelsbilanz  alle  unsere  Taschen  füllen. 

Doch  gibt  man  zu,  daß  Prämien  nur  für  die  Ge- 
schäftszweige bewilligt  werden  sollten,  welche  olino  sie 
nicht  betrieben  werden  könnten.  Jeder  Geschältszweig 
aber,  in  dem  der  Kaufmann  seine  Waren  für  einen  Preis 
verkaufen  kann,  der  ihm  das  Gesamtanlagekapital  nebst 
dem  gewöhnlichen  Gewinn  ersetzt,  kann  ohne  Prämien 
bettieben  werden  und  kann  also  keine  Begünstigung  ver- 
Adam Smilb.  Vulkswohlstaad.  111.  1 
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langen.  Nur  die  Geschäfte  fordern  Prämien,  in  denen 
der  Kaufmann  genötigt  ist,  seine  Waren  für  einen 
Preis  zu  verkaufen,  der  ihm  sein  Kapital  nebst  dem 
gewöhnlichen  Gewinn  nicht  ersetzt,  oder  in  denen  er 
genötigt  ist,  sie  unter  den  wirklichen  Herstellungskosten 
zu  verkaufen.  Die  Prämie  wird  bewilligt,  um  diesen 
Yerlust  gutzumachen  und  ihn  zu  ermutigen  ein  Geschäft 
fortzusetzen  oder  vielleicht  zu  beginnen,  dessen  mut- 
maßliche Kosten  größer  sind,  als  das  Erträgnis,  das 
einen  Teil  des  Anlagekapitals  aufißt  und  Eigenschaften 
hat,  die,  wenn  alle  anderen  Geschäftszweige  ihm  glichen, 
bald  kein  Kapital  mehr  im  Lande  lassen  wür-de. 

Die  Geschäfte,  die  mittelst  Prämien  betrieben  wer- 
den, sind  die  einzigen,  welche  zwischen  zwei  Völkern 
längere  Zeit  hindurch  auf  solche  Art  betrieben  werden 
können,  daß  das  eine  von  ihnen  stets  und  regelmäßig 
einen  Verlust  erleidet  oder  seine  Waren  unter  ihren 
Herstellungskosten  verkauft.  Wenn  die  Prämie  dem 
Kaufmann  den  sonst  zu  erleidenden  Verlust  nicht  er- 
setzte, so  würde  sein  Interesse  ihn  bald  nötigen,  sein 
Kapital  auf  andere  Weise  anzulegen,  d.  h.  ein  Geschäft 
ausfindig  zu  machen,  in  dem  der  Preis  der  Waren  ihm 
das  Anlagekapital  nebst  dem  gewöhnlichen  Gewinn 
ersetzt.  Der  Erfolg  der  Prämien  kann,  wie  derjenige 
aller  anderen  Hilfsmittel  des  Merkantilsystems,  nur 
der  sein,  die  Geschäfte  eines  Landes  in  einen  viel 
unvorteilhafteren  Kanal  zu  drängen,  als  der,  in  den 
sie  von  selbst  einströmen  würden. 

Der  geist-  und  kenntnisreiche  Verfasser  der  Tracts 
upon  the  corn  trade  hat  sehr  klar  bewiesen,  dal.5,  seit 
auf  die  Getreideausfuhr  zuerst  Prämien  bewilligt  worden 
sind,  der  Wert  des  ausgeführten  Getreides  nach  ganz 
mäßigem,  den  des  eingeführten  nach  sehr  hohem  An- 
schlag um  eine  viel  größere  Summe  überstiegen  hat,  als 
die  gesamten  w  ährend  dieses  Zeitraums  gezahlten  Prämien 
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betragen  haben.  Dies,  meint  er  gemäß  den  Grund- 
sätzen des  Merkantilsystems,  sei  ein  klarer  Beweis,  daß 
der  gewaltsam  betriebene  Kornhandel  wohltätig  für  die 
Nation  sei;  der  Wert  der  Ausfuhr  überschritt  den  der 
Einfuhr  um  eine  viel  größere  Summe,  als  die  gesamten 
außergewöhnlichen  Kosten,  die  das  Publikum  zu  tragen 
hatte,  um  die  Ausfuhr  zu  ermöglichen.  Er  bedenkt  nicht, 
daß  diese  außerordentlichen  Kosten,  d.h.  die  Prämie,  der 
kleinste  Teil  der  Kosten  sind,  welche  die  Getreideaus- 
fuhr dem  Publikum  tatsächlich  verursacht.  Das  von  den 
Landwirten  zur  Getreideerzeugung  verwendete  Kapital 
muß  ebenfalls  in  liechnung  gezogen  werden.  Ersetzt 
nicht  der  Preis  des  auf  ausländischen  Märkten  verkauften 
Getreides  nicht  allein  die  Prämie,  sondern  auch  dieses 
Kapital  nebst  dem  Kapitalgewinn,  so  verliert  das  Volk 
die  Differenz,  oder  das  Nationalvermögen  ist  um  soviel 
vermindeit.  Der  wahre  Grund  jedoch,  weswegen  man 
eine  Prämie  glaubte  bewilligen  zu  müssen,  lag  in  der  Vor- 
aussetzung, daß  der  Preis  dies  nicht  zu  tun  vermöge. 
Der  durchschnittliche  Preis  des  Getreides,  hat  man 
gesagt,  ist  seit  der  Einführung  der  Prämie  bedeutend 
gefallen.  Daß  der  durchschnittliche  Getreidepreis  gegen 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  zu  sinken  begann  und 
damit  auch  während  der  ersten  64  Jahre  dieses  Jahr- 
hunderts fortfuhr,  habe  ich  bereits  zu  zeigen  gesucht. 
Allein  dieses  Ergebnis  muß,  seine  Tatsächlichkeit  vor- 
ausgesetzt, trotz  der  Prämie  eingetreten  und  kann  nicht 
eine  Folge  von  ihr  sein.  Es  ist  in  Frankreich  so  gut 
wie  in  England  eingetreten,  obwohl  in  Frankreich  nicht 
allein  keine  Prämie  bestand,  sondern  bis  1764  die  Ge- 
treideausfuhr durchaus  verboten  war.  Dieser  allmählich 
sinkende  Mittelpreis  des  Getreides  ist  mithin  wahr- 
scheinlich weder  der  einen  noch  der  anderen  Maß- 
nahme zu  verdanken,  sondern  jenem  allmählichen  un- 
merklichen Steigen  des  Silberwerts,  das  ich  in  seinem 

1* 


4       Viertes  Buch:  Die  Systeme  der  politischen  Ökonomie. 

auf  dem  europäischen  Markt  während  dieses  Jahr- 
hunderts stattgefundenen  Auftreten  im  ersten  Buche 
nachzuweisen  gesucht  habe.  Es  scheint  vollkommen 
unmöglich,  daß  die  Prämie  jemals  zur  Ermäßigung 
des  Getreidepreises  beitragen  könne. 

In  Jahren  reicher  Ernten  hält,  wie  bereits  bemerkt 
worden  ist,  die  Prämie  durch  ihre  Wirkung  auf  eine 
außerordentliche  Ausfuhr  den  Preis  des  Getreides  auf 
dem  heimischen  Markte  notwendig  über  dem  Niveau, 
auf  das  es  naturgemäß  fallen  würde.  Diese  Wirkung 
war  der  eingestandene  Zweck  der  Maßregel.  In  Jahren 
schlechter  Ernten  muß,  obwohl  dann  die  Zahlung  der 
Prämie  oft  eingestellt  wird,  gleichwohl  die  große  Aus- 
fuhr, die  sie  in  Jahren  reicher  Ernten  veranlaßt,  häufig 
mehr  oder  weniger  verhindern,  daß  die  Fülle  eines 
Jahres  den  Mangel  eines  anderen  deckt.  Sowohl  in 
Jahren  reicher,  wie  in  Jahren  spärlicher  Ernten  strebt 
daher  die  Prämie  notwendig  dahin,  den  Geldpreis  des 
Getreides  etwas  höher  zu  steigern,  als  er  sonst  auf 
dem  inneren  Markte  sein  würde. 

Daß  bei  dem  dermaligen  Zustande  des  Ackerbaus 
die  Prämio  notwendig  diese  Neigung  haben  muß,  wird, 
denke  ich,  von  keinem  vernünftigen  Manne  bestritten 
werden.  Allein  viele  Leute  haben  geglaubt,  daß  sie 
den  Ackerbau  befördern  werde,  und  zwar  auf  zweierlei 
Weise,  erstlich  durch  Öffnung  eines  ausgedehnteren 
fremden  Marktes  für  das  Getreide  des  Landwirts,  wo- 
durch, wie  man  meint,  die  Nachfrage  und  mithin  auch 
die  Erzeugung  dieser  Ware  gesteigert  wird ;  und  zweitens 
dadurch,  daß  sie  ihm  einen  besseren  Preis  verschafft, 
als  er  bei  dem  dermaligen  Zustand  des  Ackerbaus  sonst 
erwarten  könnte,  was,  wie  man  behauptet,  gleichfalls 
den  Ackerbau  fördere.  Diese  doppelte  Begünstigung 
müsse,  glaubt  man,  in  einer  langen  Reihe  von  Jahren 
eine  solche  Zunahme  der  Erzeugung  veranlassen,  daß 
der  Preis  auf  dem  heimischen  Markte  weit  mehr  sinkt, 
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als  die  Prämie  ihn  bei  dem  Stand,  den  der  Ackerbau  am 
Ende  dieses  Zeitraums  einnehmen  wird,  steigern  kann. 
Ich  antworte,  daß,  wie  sehr  auch  der  Markt  durch 
die  Prämie  ausgedehnt  werden  möge,  es  doch  in  jedem 
Jahre  durchaus  nur  auf  Kosten  der  heimischen  Märkte 
geschieht,  da  jeder  Scheffel  Getreide,  der  infolge  der 
Prämie  ausgeführt  wird,  und  der  ohne  die  Prämie  nicht 
ausgeführt  werden  würde,  auf  dem  heimischen  Markte 
geblieben  wäre,  um  den  Verbrauch  zu  vermehren  und 
den  Preis  zu  ermäßigen.  Die  Kornprämie,  wie  jede 
andere  Prämie,  legt,  wie  man  beachten  muß,  dem  Volk 
zwei  verschiedene  Steuern  auf;  erstlich  die  Steuer,  die 
es  aufbringen  muß,  um  die  Prämie  zu  zahlen,  und 
zweitens  die  Steuer,  die  aus  dem  erhöhten  Preis  der 
Ware  auf  dem  heimischen  Markte  entspringt  und  die, 
da  für  Korn  das  gesamte  Volk  Käufer  ist,  bei  dieser 
Ware  vom  gesamten  Volke  bezahlt  werden  muß.  Bei 
dieser  besonderen  Ware  ist  mithin  die  zweite  Steuer  bei 
weitem  die  höchste  der  beiden  Besteuerungen.  Nehmen 
wir  an,  ein  Jahr  ins  andere  gerechnet,  die  Prämie  von 
5  sh.  auf  die  Ausfuhr  eines  Quarter  Weizens  steigere 
seinen  Preis  auf  dem  heimischen  Markte  nur  um  6  d. 
für  den  Scheffel  oder  4  sh.  für  den  Quarter,  so  würde 
selbst  bei  dieser  sehr  mäßigen  Annahme  die  ganze 
Masse  des  Volks  über  die  die  Prämie  zahlende  Steuer 
hinaus  noch  weitere  4  sh.  auf  jeden  vom  Volke  selbst 
verzehrten  Quarter  zahlen.  Nach  dem  sehr  gut  unter- 
richteten Verfasser  der  Tracts  upon  the  corn  trade 
verhält  sich  aber  das  ausgeführte  Getreide  zu  dem  im 
Lande  verbrauchten  nur  wie  1  zu  31.  Für  je  4  sh., 
die  man  zur  Zahlung  der  ersten  Steuer  beiträgt,  muß 
man  also  £  B  4  sh.  zur  Zahlung  der  zweiten  beitragen. 
Eine  so  ungemein  schwere  Steuer  auf  das  erste  Lebens- 
bedürfnis muß  entweder  die  Nahrungsmenge  der  Ar- 
beiter herabsetzen,  oder  eine  der  Erhöhung  des  Geld- 
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preises  entsprechende  Steigerung  ihrer  Geldlöhne  ver- 
anlassen. Sofern  sie  auf  die  erstere  Weise  wirkt,  muß 
sie  die  Fähigkeit  der  Arbeiter  herabsetzen,  Kinder  auf- 
zuziehen und  zu  unteniohten,  und  mithin  den  Bevöl- 
kerungszuwachs des  Landes  hemmen.  Soweit  sie  auf 
die  andere  "Weise  wirkt,  muß  sie  die  Fähigkeit  der 
Arbeitgeber  verringern,  eine  so  große  Anzahl  zu  be- 
schäftigen, wie  sie  es  sonst  könnten,  und  mithin  den 
Gewerbfleiß  des  Landes  einschränken.  Die  durch  die 
Prämien  veranlaßte  aui3erordentliche  Getreideausfuhr 
vermindert  daher  in  jedem  Jahr  nicht  allein  den  hei- 
mischen Markt  genau  in  dem  Umfang,  wie  sie  den 
auswärtigen  Markt  und  den  auswärtigen  Verbrauch 
ausdehnt,  sondern  indem  sie  den  Zuwachs  der  Bevöl- 
kerung und  der  Industrie  des  Landes  hemmt,  treibt 
sie  schließlich  dahin,  die  allmähliche  Ausdehnung  des 
heimischen  Marktes  zu  verkümmer-n  und  sonach  mit 
der  Zeit  den  gesamten  Markt  und  Verbrauch  von  Ge- 
treide eher  zu  vermindern  als  zu  vermehren. 

Die  Erhöhung  des  Geldpreises  jedoch,  meint  man, 
müsse  dadurch,  daß  der  Getreidebau  für  den  Land- 
wirt gewinnreicher  werde,  notwendig  die  Produktion 
begünstigen. 

Ich  antworte,  daß  dies  der  Fall  sein  könnte,  wenn  die 
Wirkung  der  Prämie  die  wäre,  den  Sachpr-eis  des  Korns 
zu  steigern  oder  den  Landwirt  zu  befähigen,  mit  einer 
gleichen  Menge  davon  eine  größere  Zahl  von  Arbeiter'n 
in  derselben,  ob  r-eichlichen,  mäßigen  oder  dürftigen 
Weise  zu  erhalten,  in  der  andere  Arbeiter  der  Gegend 
unterhalten  werden.  Aber  es  ist  klar,  daß  weder  die 
Prämie  noch  sonst  eine  menschliche  Einrichtung  einen 
solchen  Erfolg  haben  kann.  Nicht  der  Sachwert,  sondern 
nur  der  Nominalpreis  dos  Korns  kann  durch  die  Prämie 
erheblich  geändert  werden.  Und  obwohl  die  Steuer, 
welche  diese  Maßnahme  dem  gesamten  Volk  auferlegt. 
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für  die  Steuerzahler  sehr  drückend  sein  dürfte,  ist  sie 
für  die  Empfänger   doch   von   sehr  geringem  Nutzen. 

Die  tatsächliche  Wirkung  der  Prämie  ist  nicht  so- 
wohl, den  Sachwert  des  Getreides  zu  steigern,  als  den 
Sachwert  des  Silbers  zu  erniedrigen;  d.  h.  eine  gleiche 
Menge  davon  für  eine  geringere  Menge  nicht  allein 
Korns,  sondern  aller  anderen  heimischen  Waren  aus- 
tauschen zu  können ;  denn  der  Geldpreis  des  Getreides 
bestimmt  den  Preis   aller  anderen  heimischen  Waren. 

Er  regelt  den  Geldpreis  der  Arbeit,  dor  stets  ein 
solcher  sein  muß,  daß  der  Arbeiter  imstande  ist,  eine 
für  seinen  eigenen  wie  für  den  Unterhalt  seiner  Familie 
hinreichende  Menge  Getreides  zu  kaufen,  nach  Maß- 
gabe des  reichlichen,  mäßigen  oder  dürftigen  Unterhalts, 
der  je  nach  der  voranschreitenden,  stillstehenden  oder 
sinkenden  Lage  des  Volks  geboten  ist. 

Er  regelt  den  Geldpreis  aller  anderen  Rohprodukte 
des  Bodens,  der  in  jeder  Kulturperiode  zu  dem  des  Ge- 
treides in  einem  bestimmten  Verhältnisse  stehen  muß, 
wenn  auch  dies  Verhältnis  in  verschiedenen  Zeiträumen 
ein  ungleiches  ist.  Er  regelt  z.  B.  den  Geldpreis  von  Gras 
und  Heu,  Fleisch  und  Pferdefutter,  folglich  der  Land- 
fracht oder  des  Hauptverkehrsmittels  im  Binnenlande. 

Durch  Regelung  des  Geldpreises  aller  anderen 
Rohprodukte  des  Bodens  regelt  er  den  der  Rohstoffe 
fast  aller  Fabrikate.  Durch  Regelung  des  Geldpreises 
der  Arbeit  regelt  er  den  des  Handwerks  und  der 
Fabrikation  und  durch  Regelung  beider  den  der  ge- 
samten Industrie.  Der  Geldpreis  der  Arbeit  und  aller 
Erzeugnisse  des  Bodens  oder  der  Arbeit  muß  im  Ver- 
hältnis zum  Geldpreise  des  Getreides  steigen  oder  fallen. 

Obwohl  mithin  infolge  der  Prämie  der  Pächter 
imstande  ist,  sein  Getreide  für  4  sh.  den  Scheffel  an- 
statt für  3^  2  zu  verkaufen  und  seinem  Grundherrn  eine 
verhältnismäßig  höhere  Geldrente  zu  zahlen,  so  werden 
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doch,  wenn  infolge  dieser  Steigerung  des  Getreide- 
preises 4  sh.  nicht  mehr  heimische  Waren  aller  anderen 
Art  kaufen,  als  ehedem  3V2  sh.,  weder  die  Verhältnisse 
des  Pächters  noch  die  des  Grundherrn  dadurch  ver- 
bessert. Der  Pächter  wird  nicht  imstande  sein,  auf 
mehr  Kulturverbesserungen  zu  denken,  der  Grundherr 
nicht,  besser  zu  leben.  Beim  Ankauf  ausländischer 
Waren  mag  ihnen  die  Erhöhung  des  Getreidepreises 
einijj:en  Nutzen  verschaffen;  beim  Ankauf  heimischer 
Waren  kann  er  ihnen  keinen  Nutzen  bringen.  Und 
fast  die  gesamten  Ausgaben  des  Pächters  und  die 
meisten  des  Grundherrn  bestehen  in  Ausgaben  für 
heimische  Waren. 

Die  Silberentwertung,  die  aus  der  Ergiebigkeit  der 
Minen  hervorgeht  und  die  in  der  ganzen  Handelswelt 
gleichmäßig  oder  ziemlich  gleichmäßig  wirkt,  ist  für 
jedes  einzelne  Land  eine  Sache  von  geringer  Bedeutung. 
Das  dadurch  herbeigefühlte  Steigen  aller  Geldpreise 
kann  diejenigen,  die  sie  empfangen,  nicht  reicher,  aber 
auch  nicht  ärmer  machen.  Ein  Silberservice  wird  tat- 
sächlich billiger,  jedes  andere  Ding  aber  behält  genau 
seinen  früheren  Sachwert. 

Die  Silbt-rentwertung  hingegen,  die  die  Wirkung 
entweder  besonderer  Umstände  oder  der  politischen 
Maßnahmen  eines  einzelnen  Landes  ist  und  nur  in 
diesem  Lande  platzgreift,  ist  eine  Sache  von  sehr  großer 
Bedeutung  und  muß,  weit  entfernt,  irgend  jemanden 
wirklich  reicher  zu  machen,  vielmehr  jedermann  ärmer 
machen.  Das  Steigen  im  Geldpreise  alltÄ-  Waren,  das 
in  diesem  besonderen  Fall  dem  Lande  allein  eigentüm- 
lich ist,  muß  mehr  oder  weniger  alle  Arten  des  darin 
betriebenen  Gewerbfleil3os  schädigen  und  auswärtige 
Nationen  in  den  Stand  setzen,  fast  alle  Arten  von  Waren 
um  eine  geringere  Silbermenge  zu  liefern,  als  es  die 
Arbeiter  des  betreffenden  Landes  zu  tun  vermögen,  und 
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diese  daher  nicht  allein  auf  dem  auswärtigen,  sondern 
sogar  auf  dein  heimischen  Markte  zu  unterbieten. 

Spanien  und  Portugal  sind  als  Besitzer  der  Minen 
in  der  Lage,  die  Verteiler  des  Goldes  und  Silbers  an 
alle  anderen  europäischen  Länder  zu  sein.  Diese  Me- 
talle müssen  daher  naturgemäß  in  Spanien  und  Por- 
tugal etwas  billiger  sein,  als  in  allen  anderen  Ländern 
Europas;  doch  kann  der-  Unterschied  sich  nicht  höher 
belaufen,  als  auf  die  Fracht-  und  Versicherungskosten ; 
und  die  Frachtkosten  sind  wegen  des  großen  Wertes  und 
geringen  Umfangs  dieser  Metalle  nicht  von  Belang,  und 
die  Versicherungskosten  sind  dieselben,  wie  bei  allen 
anderen  Waren  von  gleichem  Wert.  Spanien  und 
Portugal  könnten  daher  durch  ihre  besondere  Lage 
nur  sehr  wenig  leiden,  wenn  sie  nicht  ihre  Nachteile 
durch  politische  Maßnahmen  erschwerten. 

Spanien  belastete  durch  Besteuerung  und  Portugal 
durch  Verbot  der  Gold-  und  Silberausfuhr  diese  Aus- 
fuhr mit  den  Kosten  des  Schmuggels,  und  der  Wert 
dieser  Metalle  in  anderen  Ländern  wurde  um  diese  ge- 
samten Kosten  erhöht.  Wenn  man  einen  Fluii  abdämmt, 
so  muß,  sobald  das  Bett  voll  ist,  ebenso  viel  Wasser 
über  den  Damm  fließen,  als  wenn  der  Fluß  nicht  ein- 
gedämmt worden  wäre.  Das  Verbot  der  Ausfuhr  kann 
keine  größere  Menge  Gold  und  Silber  in  Spanien  und 
Portugal  zurückhalten,  als  die  das  Jahrespi'odukt  ihres 
Bodens  und  ihrer  Arbeit  ihnen  in  Münze,  Geschirr,  Ver- 
goldungen und  anderen  Zierraten  von  Gold  und  Silber 
zu  verwenden  gestatten  wird.  Haben  sie  diese  Menge 
gewonnen,  so  ist  das  Bett  gefüllt,  und  was  si)äter  hin- 
einfließt, muß  überströmen.  Die  jährliche  Ausfuhr  von 
Gold  und  Silber  aus  Spanien  und  Portugal  kommt  da- 
her nach  allen  Schätzungen,  trotz  jener  Hemmungen,  tier 
gesamten  Jahreseinfuhr  nahezu  gleich.  Da  jedoch  das 
Wasser  hinter   dem  Damm   stets  tiefer    sein    muß,   als 
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vor  ihm,  so  muß  die  Menge  Gold  und  Silber,  die  diese 
Hemmungen  in  Spanien  und  Portugal  zurückhalten, 
im  Verhältnis  zum  Jahresertrag  ihres  Bodens  und 
ihrer  Arbeit  größer  sein,  als  in  anderen  Ländern.  Je 
hoher  und  stärker  der  Damm,  desto  größer  muß  der 
Unterschied  in  der  Tiefe  des  Wassers  vor  und  hinter 
ihm  sein.  Je  höher  die  Steuer,  je  höher  die  Strafen 
auf  die  Übertretung  des  Verbots,  je  wachsamer  und 
eifriger  die  Polizei,  die  die  Ausführung  des  Gesetzes 
beaufsichtigt,  desto  größer  muß  der  Unterschied  zwischen 
dem  Verhältnis  des  Goldes  und  Silbers  zum  Jahres- 
ertrag von  Boden  und  Arbeit  in  Spanien  und  Portugal 
und  dem  in  anderen  Ländern  sein.  In  der  Tat  soll 
dieses  Mißverhältnis  sehr  groß  sein  und  man  soll  oft 
eine  Verschwendung  von  Silbergeräten  in  Häusern 
finden,  in  denen  sonst  nichts  anzutreffen  ist,  was  sich 
in  anderen  Ländern  gewöhnlich  mit  dieser  Art  von 
ßeichtumsentfaltung  verbindet.  Die  Billigkeit  des  Goldes 
und  Silbers,  oder  was  dasselbe  ist,  die  Teurung  aller 
Waren,  die  das  notwendige  Ergebnis  dieses  Überflußes 
an  edlen  Metallen  ist,  schädigt  sowohl  die  Landwirt- 
schaft, wie  die  Industrie  Spaniens  und  Portugals,  und 
befähigt  fremde  Länder,  sie  mit  vielen  Sorten  von  Roh- 
produkten und  mit  fast  allen  Sorten  von  Fabiükaten 
um  eine  geringere  Menge  von  Gold  und  Silber  zu  ver- 
sorgen, als  wofür  sie  selbst  sie  im  Lande  erzeugen  oder 
vorfertigen  könnten.  Die  Steuer  und  das  Verbot  wirken 
auf  zwei  verschiedene  Arten.  Sie  ermäßigen  nicht  allein 
den  Wert  der  edlen  Metalle  in  Spanien  und  Portugal 
sehr  erheblich,  sondern,  indem  sie  eine  gewisse  Menge 
dieser  Metalle,  die  sonst  nach  anderen  Ländern  geströmt 
sein  würde,  zurückhalten,  müssen  sie  deren  Wer't  in  den 
ander-en  Ländern  etwas  über  dem  Niveau  erhalten,  das 
er  sonst  erreichen  würde,  und  dadurch  diesen  Ländern 
in  ihrem  Handel  mit  Spanien  und  Portugal  einen  doppel- 
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ten  Vorteil  verleihen.  Man  offne  die  Schleusen  und  so- 
gleich wird  oberhalb  des  Damms  weniger  und  unterhalb 
mehr  Wasser  stehen,  und  bald  wird  an  beiden  Orten  das 
Grleichge wicht  hergestellt  sein.  Man  beseitige  die  Steuer 
und  das  Verbot,  und  die  Menge  des  Goldes  und  Silbers 
wird  sich  in  Spanien  und  Portugal  bedeutend  vermindern, 
in  anderen  Ländern  dagegen  sich  etwas  vermehren  und 
der  Wert  dieser  Metalle,  sein  Verhältnis  zum  Jahres- 
ertras:  des  Bodens  und  der  Arbeit  wird  bald  in  allen 
Ländern  ins  Gleichgewicht  kommen.  Der  Verlust,  den 
Spanien  und  Portugal  durch  diese  Ausfuhr  ihres  Goldes 
und  Silbers  erleiden  könnten,  wäre  nur  ein  nomineller 
und  eingebildeter.  Der  nominelle  Wert  ihrer  Waren 
und  des  Jahresprodukts  ihres  Bodens  und  ihrer  Arbeit 
würde  sinken  und  durch  eine  geringere  Menge  Silber 
als  ehedem  ausgedrückt  oder  dargestellt  werden.  Aber 
sein  wahrer  Wert  würde  der  gleiche  sein  wie  ehedem 
und  hinreichen,  die  nämliche  Menge  von  Arbeit  zu 
unterhalten,  zu  beherrschen  und  zu  verwenden.  Da  der 
nominelle  Wert  ihrer  Waren  sinken  würde,  so  würde 
der  Sachwert  des  ihnen  verbleibenden  Goldes  und  Sil- 
bers steigen,  und  eine  kleinere  Menge  dieser  Metalle 
würde  dieselben  Zwecke  des  Verkehrs  und  des  Umlaufs 
erfüllen,  w-elche  eine  größere  Menge  verrichtet  hatte. 
Das  Gold  und  Silber,  das  nach  dem  Auslande  ginge, 
würde  nicht  umsonst  dahin  gehen,  sondern  einen  gleichen 
Betrag  an  Waren  dieser  oder  jener  Art  zurückbringen. 
Diese  Waren  würden  auch  nicht  lediglich  Luxusartikel 
sein,  die  nur  von  müßigen  im  P]rsatz  für  ihre  Ver- 
zehrung nichts  erzeugenden  Leuten  verbraucht  werden, 
denn  der  Sachwert  und  das  Einkommen  müßiger  Leute 
würden  durch  diese  außergewöhnliche  Ausfuhr  von 
Gold  und  Silber  nicht  vermehrt.  Diese  Waren  würden 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  meistenteils  in  Roh- 
stoffen, Werkzeugen    und    Lebensmitteln    behufs   Be- 
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schäftigung  und  Unterhalt  fleißiger  Leute  bestehen, 
die  den  vollen  Wert  ihres  Verbrauchs  mit  Gewinn 
vviedererzeugen.  Ein  Teil  des  toten  Volkskapitals 
würde  so  in  lebendiges  Kapital  umgewandelt  werden 
und  eine  größere  Menge  Fleiß  in  Bewegung  setzen, 
als  vorher  beschäftigt  wurde.  Der  Jahresertrag  von 
ihrem  Boden  und  ihrer  Arbeit  würde  sofort  ein  wenig 
zunehmen  und  in  einigen  Jahren  wahrscheinlich  sehr 
bedeutend  zugenommen  haben;  und  ihr  Gewerbfleiß 
wäre  so  von  einer  der  drückendsten  Lasten  befreit, 
denen  er  jetzt  erliegt. 

Die  Ausfuhrprämie  auf  Getreide  wirkt  notwendig 
genau  ebenso,  wie  diese  törichte  Politik  Spaniens  und 
Portugals.  Welches  auch  der  dermalige  Stand  des 
Ackerbaus  sei,  sie  macht  unser  Getreide  auf  dem  inlän- 
dischen Markt  etwas  teurer  und  auf  dem  ausländischen 
etwas  billiger,  als  es  sonst  sein  würde ;  und  da  der  durch- 
schnittliche Geldpreis  des  Getreides  mehr  oder  weniger 
den  aller  anderen  Waren  bestimmt,  so  entwertet  sie 
das  Silber  in  dem  einen  Lande  erheblich  und  steigert 
seinen  Wert  ein  wenig  im  andern.  Sie  setzt  die  Aus- 
länder, besonders  die  Holländer,  in  den  Stand,  nicht 
allein  billiger  zu  essen,  als  sie  es  sonst  könnten,  sondern 
auch  zuweilen  billiger,  als  unsere  eigene  Bevölkerung, 
wie  wir  von  einem  vortrefflichen  Gewährsmann,  Sir 
Matthew  Decker,  belehrt  werden.  Sie  hindert  unsere 
Arbeiter,  ihre  Waren  für  eine  so  geringe  Silbermenge 
zu  liefern,  wie  sie  es  sonst  tun  könnten  und  ermöglicht 
den  Holländern,  die  ihrigen  für  eine  geringere  Menge 
zu  liefern.  Sie  macht  unsere  Fabrikate  auf  allen  Märkten 
etwas  teurer  und  die  ihrigen  etwas  billiger,  als  sie  es 
sonst  sein  würden,  und  gibt  folglich  ihrer  Industrie 
einen  doppelten  Vorteil  über  die  unsrige. 

Da  die  Prämie  auf  dem  heimischen  Markte  nicht 
sowohl  den  Sach-  als  den  Nominalpreis  unseres  Getreides 
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steigert,  da  sie  nicht  die  Arbeitsmenge,  die  eine  ge- 
wisse Getreidemenge  unterhalten  und  beschäftigen  kann, 
sondern  nur  die  Silbermenge,  die  dafür  auszutauschen 
ist,  vermehrt,  so  benachteiligt  sie  unsere  Industrie,  ohne 
unserer  Landwirtschaft  irgendwie  einen  bedeutenden 
Dienst  zu  leisten.  Allerdings  bringt  sie  etwas  mehr 
Geld  in  die  Taschen  der  Landwirte  und  es  ist  vielleicht 
etwas  schwierig,  die  meisten  von  ihnen  zu  überzeugen, 
daß  dies  nicht  ein  sehr'  bedeutender  Dienst  sei.  Aber, 
wenn  dieses  Geld  in  seinem  Werte  sinkt,  und  die 
Menge  der  Arbeit,  der  Lebensmittel  und  aller  Waren 
heimischen  Ursprungs,  die  man  damit  kaufen  kann, 
in  demselben  Grade  geringer  wird,  wie  das  Geld  in 
seiner  Menge  steigt,  dann  wird  der  Dienst  kaum 
mehr  als  nominell  und  eingebildet  sein. 

Im  ganzen  Staate  gibt  es  vielleicht  nur  eine  Klasse 
von  Leuten,  denen  die  Prämie  einen  erheblichen  Dienst 
geleistet  hat  oder  leisten  konnte.  Dies  waren  die  Ge- 
treidehändler, die  Getreide  aus-  und  einführen.  In 
Jahren  mit  reichen  Ernten  veranlaß te  natürlich  die 
Prämie  eine  größere  Ausfuhr  als  sonst  platzgegriffen 
haben  würde,  und,  indem  sie  eine  Ausgleichung  zwischen 
den  reichen  Vorräten  des  einen  und  den  dürftigen  des 
anderen  Jahres  verhinderte,  veranlaßte  sie  in  Jahren 
geringerer  Ernten  eine  größere  Einfuhr,  als  sonst  nötig 
gewesen  wäre.  In  beiden  Fällen  steigerte  sie  die 
Geschäfte  des  Getreidehändlers;  und  in  Jahren  des 
Mangels  ermöglichte  sie  ihm  nicht  allein  eine  größere 
Menge  einzuführen,  sondern  auch  sie  für  einen  besse- 
ren Preis  und  folglich  mit  einem  größeren  Gewinn  zu 
verkaufen,  als  er  es  sonst  hätte  tun  können,  wenn  die 
Fülle  des  einen  Jahres  sich  mit  dem  Mangel  eines 
anderen  mehr  oder  weniger  hätte  ins  Gleichgewicht 
setzen  können.  Unter  dieser  Klasse  von  Leuten  habe 
ich  demgemäß  den  größten  Eifer  für  die  Fortdauer 
oder  Erneuerung  der  Prämie  gefunden. 
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Unsei'eLancleclelleute,als  sie  auf  die  Elinfuhr  fremden 
Getreides  die  in  Zeiten  mäßiger  Ernten  einem  Verbot 
gleichkommenden  hohen  Zölle  legten  und  die  Prämie 
einführten,  scheinen  das  Verfahren  unserer  Fabrikanten 
nachgeahmt  zu  haben.  Durch  die  eine  Einrichtung 
sichelten  sie  sich  das  Monopol  des  heimischen  Marktes 
und  durch  die  andere  suchten  sie  zu  verhüten,  daß  der 
Markt  mit  ihren  Waren  jemals  überführt  werde.  Durch 
beide  Veranstaltungen  suchten  sie  den  Sachwert  ihrer 
Waren  in  der  gleichen  Weise  zu  steigern,  wie  unsere 
Fabrikanten  durch  die  gleichen  Veranstaltungen  den 
Sachwert  der  verschiedenen  Fabrikate  gesteigert  haben. 
Sie  waren  sich  wohl  nicht  des  großen  wesentlichen 
Unterschieds  bewußt,  den  die  Natur  zwischen  Getreide 
und  fast  jeder  anderen  Art  von  Waren  gemacht  hat. 
Wenn  man  durch  das  Monopol  des  einheimischen  Marktes 
oder  durch  eine  Ausfuhrjirämie  unsere  Wollen-  und 
Leinenweber  in  den  Stand  setzt,  ihre  Waren  zu  einem 
etwas  besseren  Preise  zu  verkaufen,  als  sie  sonst  dafür 
erhalten  könnten,  so  erhöht  man  nicht  nur  den  Nominal-, 
sondern  auch  den  Sachpreis  dieser  Waren.  Man  macht 
sie  einer  größeren  Menge  Arbeit  und  Lebensmittel  gleich- 
wertig; man  erhöht  nicht  bloß  den  nominellen,  sondern 
den  tatsächlichen  Gewinn,  das  wirkliche  Vermögen  und 
Einkommen  dieser  Fabrikanten,  und  ermöglicht  ihnen, 
entweder  besser  zu  leben,  oder  eine  größere  Menge 
Arbeiter  in  diesen  Industriezweigen  zu  beschäftigen. 
Man  begünstigt  diese  Industriezweige  tatsächlich,  und 
lenkt  eine  größere  Menge  Gewerbsamkeit  in  sie  hinein, 
als  sich  ihnen  von  selbst  zugewendet  hätte.  Erhöht  man 
dagegen  durch  dergleichen  Veranstaltungen  den  Nomi- 
nal- oder  Geldpreis  des  Getreides,  so  erhöht  man  keines- 
wegs seinen  Sachwert;  man  vermehrt  nicht  das  wahre 
Vermögen,  die  wahren  Einkünfte  unserer  Pächter  oder 
Landjunker  und  befördert  auch  ebensowenig  den  Ge- 
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treidebau,  denn  man  setzt  jene  nicht  in  den  Stand,  mehr 
Arbeiter  zu  unterhalten  und  zu  beschäftigen.  Die  Natur 
der  Dinge  hat  das  Getreide  mit  einem  wirklichen  Werte 
gestemjjelt,  der  durch  die  bloße  Änderung  seines  Geld- 
preises nicht  verändert  werden  kann.  Keine  Ausfuhr- 
prämie, kein  Monopol  auf  dem  inländischen  Markte 
kann  diesen  Wert  erhöhen:  der  freieste  Wettbewerb 
kann  ihn  nicht  erniedrigen.  In  der  ganzen  Welt  ist 
dieser  Wert  der  Arbeitsmenge  gleich,  die  damit  erhalten 
werden  kann,  und  an  jedem  einzelnen  Orte  der  Arbeits- 
menge, die  er  dort  gewöhnlich  unterhalten  kann,  gleich- 
viel, ob  er  je  nach  den  örtlichen  Bedingungen  einen 
reichlichen,  mäßigen  oder  spärlichen  Unterhalt  gewährt. 
Nach  Tuch  oder  Leinwand  richtet  sich  der  Wert  aller 
übrigen  Waren  nicht;  nach  Getreide  wohl.  Der  Sach- 
wert jeder  anderen  Ware  wird  zuletzt  immer  nach  dem 
Verhältnis  ihres  durchschnittlichen  Geldpreises  zum 
durchschnittlichen  Geld])reise  des  Getreides  gemessen 
und  bestimmt.  Der  Sachwert  des  Getreides  schwankt 
aber  nicht  mit  jenen  Schwankungen  seines  durchschnitt- 
lichen Geldpreises,  die  sich  zuweilen  von  einem  Jahr- 
hundert zum  andern  ereignen.  Mit  ihnen  schwankt 
nur  der  Sachwert  des  Silbers. 

Gegen  Ausfuhrprämien  auf  inländische  Waren  läßt 
sich  erstlich  der  allgemeine  Einwand  erheben,  der 
überhaupt  alle  die  Mittel  des  Merkantilsystems  trifft, 
daß  sie  einen  Teil  der  Landesindustrie  in  einen  minder 
vorteilhaften  Kanal  drängen,  als  in  den  er  von  selbst 
strömen  würde;  zweitens  aber  sind  sie  dem  besonderen 
Einwurf  ausgesetzt,  daß  sie  die  Industrie  nicht  nur  in 
einen  minder  vorteilhaften,  sondern  in  einen  geradezu 
schädlichen  Kanal  drängen,  da  ein  Handel,  der  nur 
mittelst  Prämien  betrieben  werden  kann,  notwendig  ein 
Handel  mit  Verlust  ist.  Gegen  die  Prämie  auf  die 
Getreideausfuhr  ist  aber  noch  der  weitere  Einwand  zu 
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machen,  daß  sie  ihren  Zweck,  die  Hervorbringung 
dieser  Ware  zu  befördern,  in  keiner  Weise  erreichen 
kann.  Als  daher  unsere  Landedelleute  die  Einführung 
der  Prämie  verlangten,  ahmten  sie  zwar  hierin  unseren 
Kaufleuten  und  Fabrikanten  nach,  handelten  aber  nicht 
mit  jenem  vollen  Verständnis  des  eigenen  Interesses, 
das  das  Verhalten  der  beiden  anderen  Klassen  zu  leiten 
pflegt.  Sie  belasteten  das  Staatseinkommen  mit  einer 
sehr  bedeutenden  Ausgabe  und  legten  dem  ganzen  Volke 
eirie  sehr  schwere  Steuer  auf;  aber  sie  erhöhten  den 
Sachwert  ihrer  eigenen  Ware  keineswegs,  schwächten 
durch  Entwertung  des  Silbers  bis  auf  einen  gewissen 
Grad  den  allgemeinen  Gewerbfleiß  des  Landes,  und 
verzögerten  dadurch  mehr  oder  weniger  die  Verbesse- 
rung ihrer  eigenen  Ländereien,  die  vom  allgemeinen 
Gewerbfleiße  des  Landes  durchaus  abhängig  ist. 

Will  man  die  Produktion  einer  Ware  begünstigen, 
so  würde,  sollte  man  meinen,  eine  Prämie  auf  die  Er- 
zeugung unmittelbarer  zum  Ziele  führen,  als  eine  Prämie 
auf  die  Ausfuhr.  Sie  würde  überdies  dem  Volke  nur 
die  eine  Abgabe  auferlegen,  die  es  zur  Zahlung  der 
Prämie  beitragen  muß.  Statt  den  Preis  der  Ware  auf 
dem  heimischen  Markte  zu  steigern,  würde  sie  ihn  er- 
niedrigen, und  statt  dem  Volke  eine  zweite  Auflage  auf- 
zubürden, würde  sie  ihm  wenigstens  zum  Teil  dasselbe 
wiedereinbringen,  was  es  zur  ersten  Abgabe  beigetragen 
hatte.  Indes  sind  Prämien  auf  die  Produktion  nur 
sehr  selten  bewilligt  worden.  Die  Vorurteile  des  Mer- 
kantils3^stems  haben  den  Glauben  genährt,  daß  der  Volks- 
wohlstand unmittelbarer  durch  die  Ausfuhr  als  durch 
die  Produktion  entstehe,  und  dabei'  wurde  jene  als  das 
direktere  Mittel,  Geld  ins  Land  zu  bringen,  mehr  be- 
günstigt. Auch  zeige  die  Erfahrung,  sagt  man,  daß 
Prämien  auf  die  Produktion  eher  zu  Betrügereien  führen, 
als   Ausfuhrprämien.     Wie  weit  dies  richtig   ist,    weiß 
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ich  nicht,  daß  aber  Ausfuhrprämien  zu  mancherlei  be- 
trügerischen Zwecken  mißbraucht  worden  sind,  ist  hin- 
länglich bekannt.  Es  liegt  jedoch  nicht  im  Interesse 
der  Kaufleute  und  Fabrikanten,  der  Haupterfinder  aller 
dieser  Kunstmittel,  daß  der  heimische  Markt  mit  ihren 
Waren  überführt  werde,  wie  es  Produktionsprämien  wohl 
öfters  veranlassen  könnten.  Ausfuhrprämien  setzen  sie 
in  den  Stand,  den  Überschuß  außer  Landes  zu  schicken, 
und  den  Preis  des  auf  dem  heimischen  Markte  Zurück- 
bleibenden hoch  zu  erhalten,  und  verhüten  dadurch  eine 
Überführung.  Sie  sind  daher  unter  allen  Kunstmitteln 
des  Merkantilsystems  dasjenige,  von  dem  sie  am  meisten 
eingenommen  sind.  Ich  weiß,  daß  verschiedene  Fabri- 
kanten unter  einander  die  Verabredung  getroffen  hatten, 
auf  die  Ausfuhr  eines  gewissen  Teils  ihrer  Waren 
aus  ihrer  eigenen  Tasche  eine  Prämie  zu  geben.  Dieses 
Mittel  schlug  so  gut  an,  daß  es,  trotz  der  sehr  bedeu- 
tenden Vermehrung  der  Erzeugung  den  Preis  ihrer 
Waren  auf  dem  heimischen  Markte  verdoppelte.  Die 
Wirkung  der  Getreideprämie  müßte  hiervon  merk- 
würdig verschieden  gewesen  sein,  wenn  sie  den  Geld- 
preis des  Getreides  ermäßigt  hätte. 

Übrigens  ist  etwas  einer  Produktionsprämie  Ähn- 
liches allerdings  in  einigen  Fällen  bewilligt  worden.  Die 
Prämien  für  den  Herings-  und  Wallfischfang  lassen  sich 
wohl  als  etwas  derartiges  ansehen.  Sie  haben,  wie  man 
annehmen  kann,  geradezu  den  Zweck,  die  beiden  Sachen 
auf  dem  heimischen  Marktei  etwas  wohf eiler  zu  machen, 
als  sie  es  sonst  sein  würden.  In  anderen  Beziehungen 
haben  sie  unleugbar  dieselbe  Wirkung,  wie  die  Aus- 
fuhrprämien. Mit  ihrer  Hilfe  wird  ein  Teil  des 
Landeskapitals  dazu  verwendet,  Waren  auf  den  Markt 
zu  bringen,  deren  Preis  die  Kosten  nebst  dem  gewöhn- 
lichen Kapitalgewinn  nicht  einbringt. 

Wenn   aber   die  Fischereiprämien  nichts   zur  Be- 
Adam Smith,  Volkswohlst.and.  UI.  - 
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reicherung  der  Nation  beitragen,  so  tun  sie  doch  viel- 
leicht etwas  für  ihre  Verteidigungsfähigkeit,  indem  sie 
die  Zahl  ihrer  Seeleute  und  Schiffe  vermehren.  Dies 
kann  bisweilen  durch  solche  Prämien  viel  wohlfeiler 
geschehen,  als  durch  Unterhalt  einer  großen  stehenden 
Flotte,  wenn  ich  mich  dieses  Ausdruckes  nach  der  Ana- 
logie von  stehenden  Heeren  bedienen  darf. 

Trotz  dieser  guten  Gründe  für  die  Sache  machen 
mich  doch  folgende  Betrachtungen  geneigt,  zu  glauben, 
daß  das  Parlament  wenigstens  bei  Bewilligung  der  einen 
dieser  Prämien  stark  getäuscht  worden  ist. 

Erstens  scheint  die  Heringsbüsen-Prämie  zu  groß 
zu  sein.  Vom  Anfang  der  "Winterfischerei  1771  bis  zu. 
Ende  der  Winterfischerei  1781  betrug  die  Prämie  auf 
den  Heringsfang  30  sh.  per  Schiffstonne.  Die  Anzahl 
der  während  dieser  elf  Jahre  durch  die  Büsen-Fischerei 
Schottlands  gewonnenen  Fässer  belief  sich  auf  378,347. 
Die  frischgefangenen  und  auf  der  See  selbst  eingesalze- 
nen Heringe  heißen  Sea-Sticks.  Sie  müssen,  um  verkäuf- 
lich zu  sein,  umgepackt  und  nochmals  gesalzen  werden, 
und  man  rechnet,  daß  drei  Fässer  frischer  Heringe  zwei 
Fässer  verkäuflicher  Heringe  ausmachen.  Nach  dieser 
Berechnung  beträgt  also  die  Anzahl  der  in  jenen  elf 
Jahren  gewonnenen  Fässer  Kauf  beringe  252,231^/3.  Die 
Prämie  betrug  £  155,463  11  sh.,  oder  8  sh.  2 Vi  d.  das 
Faß  Sea-Sticks  und  12  sh.  3^  s  d.  das  Faß  Kaufheringe. 

Das  zum  Pökeln  gebrauchte  Salz  ist  teils  schotti- 
sches, teils  fremdes,  und  wird  den  Fischern  steuerfrei 
überlassen.  Die  Akzise  von  schottischem  Salze  ist 
gegenwärtig  1  sh.  6  d.,  die  von  fremden  Salze  10  sh. 
per  Bushel.  Ein  Faß  Heringe  erfordert  etwa  VU  Bushel 
ausländisches  oder  2  Bushel  schottisches  Salz.  Bei  Ein- 
fuhr behufs  Wiederausfuhr  zahlen  die  Heringe  diese 
Abgabe  nicht ;  bei  Einfuhr  zum  inländischen  Verbrauch 
bezahlt  das  Faß  Heringe,  gleichviel  ob  mit  fremdem 
oder  mit  schottischem  Salze  gepökelt,  nur  1  sh.    Dies 
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war  die  frühere  schottische  Abgabe  von  einem  Bushel 
Salz,  d.  h.  von  der  Menge,  die  man  nach  mäßigem  An- 
schlage auf  ein  Faß  Heringe  rechnete.  Ausländisches 
Salz  wird  in  Schottland  fast  nur  zum  Einzalzen  der 
Fische  gebraucht.  Gleichwohl  belief  sich  die  Menge  ein- 
geführten Salzes  vom  5.  April  1771  bis  dahin  1782  auf 
936,974  Busheis  zu  je  84  Pfund,  wogegen  die  Menge 
schottischen  den  Fischern  aus  den  Salzwerken  gelieferten 
Salzes  nicht  mehr  als  168,226  Bushel  zu  je  56  Pfund 
betrug.  Hieraus  ergibt  sich  also,  daß  man  hauptsächlich 
ausländisches  Salz  verwendete.  Auf  jedes  Faß  Heringe 
wird  außerdem  eine  Ausfuhrprämie  von  2  sh.  8  d.  ge- 
geben, und  mehr  als  Zvveidrittel  der  gefangenen  Heringe 
wird  ausgeführt.  Nimmt  man  alles  dies  zusammen,  so 
hat  in  jenen  elf  Jahren  jedes  mit  schottischem  Salze 
eingemachte  Faß  Heringe  den  Staat  bei  der  Ausfuhr 
17  sh.  11^/4  d.,  und  bei  der  Einfuhr  zum  inländischen 
Verbrauch  14  sh.  S^U  d.,  jedes  mit  fremden  Salze  zu- 
gerichtete Faß  bei  der  Ausfuhr  £  1  7  sh.  5'^  4  d.,  und  bei 
der  Einfuhr  zum  heimischen  Verbrauch  £  1  3  sh.  9^/4  d. 
gekostet.  Der  Preis  eines  Fasses  guter  Kaufheringe 
schwankt  zwischen  17  und  18  bis  24  und  25  sh.  Durch- 
schnittlich kostet  es  also  etwa  eine  Guinee.*) 

Die  Prämie  auf  die  Heringsfischerei  ist  zweitens 
eine  E-aumprämie  und  richtet  sich  nach  dem  Tonnen- 
gehalt des  Schiffes,  nicht  nach  der  Betriebsamkeit  oder 
dem  guten  Erfolge  der  Fischerei,  und  es  liegt  daher  der 
Gedanke  nahe,  daß  man  nur  allzuoft  Schiffe  ausgerüstet 
hat,  nicht  um  Fische,  sondern  um  die  Prämie  zu  fangen. 
Im  Jahre  1759,  in  dem  die  Prämie  50  sh.  per  Tonne  be- 
trug, brachte  die  ganze  schottische  Büsenfischerei  nur 
vier  Fässer  frische  Heringe  ein.  In  diesem  Jahre  kostete 
den  Staat  jedes  Faß  frische  Heringe  bloß  an  Prämien 
£  113  15  sh.,  jedes  Faß  Kaufheringe  aber  £  159  7  sh.  6  d. 

*)  Siehe  die  ßereclinunf;-  am  Ende  dieses  Bandes. 
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Drittens  scheint  die  Art  Fischerei,  auf  die  die 
Prämie  gegeben  wird,  (mittelst  Busen-  oder  Deckschiffen 
von  20  bis  80  Tons),  der  Lage  Schottlands  nicht  so  an- 
gemessen zu  sein,  wie  der  Hollands,  woher  auch  diese 
Betriebsart  entlehnt  sein  mag.  Holland  liegt  in  großer 
Entfernung  von  den  Meeren,  die  man  als  Hauptsammel- 
plätze der  Heringe  kennt,  und  kann  deshalb  diese  Fische- 
rei nur  in  Deckschiffen  treiben,  die  Wasser  und  Lebens- 
mittel genug  für  eine  weite  Seereise  fassen  können. 
Die  Hebriden  und  shetländischen  Inseln,  sowie  die  Nord- 
und  Nordwestküste  von  Schottland  hingegen,  in  deren 
Nähe  die  Heringsfischerei  hauptsächlich  betrieben  wird, 
sind  überall  von  Seearmen  durchschnitten,  die  ziemlich 
weit  ins  Land  hineinragen  und  in  der  Sprache  des  Landes 
See- Lochs  heißen.  Diese  See-Lochs  suchen  die  Heringe 
während  ihrer  Züge  in  diesen  Gegenden  vorzugsweise 
auf;  denn  die  Züge  dieser  und  auch  wohl  vieler  anderen 
Fische  sind  nicht  ganz  regelmäßig  und  beständig. 
Dieser  eigentümlichen  Lage  Schottlands  scheint  mithin 
die  Fischerei  in  Booten  am  besten  zu  entsprechen,  da 
die  Fischer  die  Heringe  gleich  nach  dem  Fang  zur 
Pökelung  oder  zum  Verbrauch  im  frischen  Zustande 
an  die  Küste  bringen  können.  Allein  die  große  Be- 
günstigung, die  eine  Prämie  von  30  sh.  per  Tonne  der 
Büsenf  ischerei  gewährt,  muß  notwendig  die  Bootfischerei 
entmutigen,  da  diese  ohne  eine  solche  Prämie  die  ein- 
gesalzenen Fische  nicht  zu  demselben  Preise  auf  den 
Markt  bringen  kann,  wie  die  Büsenf  ischerei.  Daher 
ist  die  Bootfischerei,  die  vor  der  Einführung  der  Büsen- 
prämie  sehr  ansehnlich  war,  und  eine  ebenso  große  Zahl 
Seeleute  beschäftigt  haben  soll,  wie  die  Büsenfischerei 
gegenwärtig,  jetzt  fast  ganz  in  Verfall  geraten.  Ich 
kann  allerdings  den  früheren  Umfang  dieser  nunmehr 
zu  Grunde  gerichteten  und  aufgegebenen  Fischerei 
nicht   bestimmt   angeben,    denn   da   den   Booten   keine 
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Prämie  gegeben  wurde,  so  sind  von  den  Zoll-  und 
Salinenbeamten  keine  Register  darüber  geführt  worden. 
Viertens  machen  die  Heringe  in  vielen  Teilen 
Schottlands  zu  gewissen  Jahreszeiten  einen  nicht  un- 
bedeutenden Teil  der  Volksnahrung  aus.  Eine  ihren 
Preis  auf  dem  heimischen  Markte  ermäßigende  Prämie 
könnte  vielen  unserer  Mitbürger,  die  nicht  in  Überfluß 
leben,  ihre  Lage  erleichtern.  Aber  die  Büsenprämie 
trägt  zu  einem  so  guten  Zwecke  nichts  bei.  Sie  hat 
die  zur  Versorgung  des  heimischen  Marktes  am  besten 
geeignete  ßootfischerei  zu  Grunde  gerichtet,  und  die 
Ausfuhrprämie  von  2  sh.  8  d.  auf  das  Faß  führt  den 
größten  Teil,  mehr  als  -7.3,  des  Fangs  aus  dem  Lande 
hinweg.  Vor  dreißig  bis  vierzig  Jahren,  ehe  die  Büsen- 
prämie eingeführt  war,  kosteten,  wie  mir  versichert 
wird,  frische  Heringe  gewöhnlich  16  sh.  per  Faß.  Vor 
zehn  bis  fünfzehn  Jahren,  ehe  die  Bootfischerei  ganz 
vernichtet  war,  soll  der  Preis  zwischen  15  und  20  sh. 
geschwankt  haben.  In  den  letzten  fünf  Jahren  stand  er 
im  Durchschnitt  25  sh.  per  Faß.  Indessen  mag  dieser 
hohe  Preis  von  dem  tatsächlichen  Mangel  an  Heringen 
an  der  schottischen  Küste  herrühren.  Auch  muß  ich  be- 
merken, daß  die  Fässer,  die  gewöhnlich  mit  den  Heringen 
zusammen  verkauft  werden  und  deren  Preis  in  allen  oben 
angegebenen  Preisen  mit  eingeschlossen  ist,  seit  dem 
Beginn  des  amerikanischen  Krieges  doppelt  so  teuer  ge- 
worden sind  und  statt  etwa  3  sh.  deren  6  kosten.  Und 
ferner  muß  ich  bemerken,  daß  die  Berechnungen,  die 
ich  über  die  Preise  früherer  Zeit  erhalten  habe,  keines- 
wegs übereinstimmend  sind,  und  daß  ein  alter  sehr  er- 
fahrener und  zuverlässiger  Mann  mir  versichert  hat,  vor 
mehr  als  50  Jahren  sei  der  gewöhnliche  Preis  eines  Fasses 
guter  Kaufheringe  eine  Guinee  gewesen.  Dies  kann, 
glaube  ich,  auch  jetzt  noch  als  der  Durchschnitts]  »reis 
angesehen  werden.     Darin  jedoch  stimmen  alle  Nach- 
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richten  überein,  daß  der  Preis  durch  die  Büsenprämie 
auf  dem  heimischen  Markte  nicht  ermäßigt  worden  ist. 
Wenn  die  Unternehmer  von  Fischereien,  nachdem 
ihnen  so  reichliche  Prämien  bewilligt  worden  sind,  ihre 
"Ware  immer  noch  zu  demselben,  oder  wohl  gar  zu  einem 
noch  höheren  Preise  als  früher  verkaufen,  so  sollte  man 
erwaiten,  daß  ihre  Gewinne  sehr  groß  wären;  und  wahr- 
scheinlich haben  auch  manche  dabei  sehr  viel  gewonnen. 
Im  Allgemeinen  scheint  es  aber,  wie  ich  mit  gutem  Grunde 
annehmen  kann,  nicht  der  Fall  zu  sein.  Die  gewöhnliche 
Wirkung  solcher  Prämien  ist  die,  Leute  zu  einem  Ge- 
schäfte zu  reizen,  das  sie  nicht  verstehen  und  wobei  sie 
durch  Nachlässigkeit  und  Unkenntnis  mehr  verlieren, 
als  ihnen  durch  die  äußerste  Freigebigkeit  des  Staates 
wieder  ersetzt  werden  kann.  Im  Jahre  1750  wurde  durch 
dieselbe  Akte,  die  zuerst  die  Prämie  von  30  sh.  auf  die 
Tonne  einführte  (23.  Geo.  II.  c.  24),  eine  Aktiengesell- 
schaft mit  einem  Kapital  von  £  500,000  gegründet, 
deren  Teilnehmer  (außer  allen  übrigen  Begünstigungen, 
der  erwähnten  Kaumprämie,  der  Ausfuhrprämie  von 
2  sh.  8  d.  auf  das  Faß,  dem  abgabenfreien  Britischen 
und  fremden  Salze)  während  eines  Zeitiaums  von  vier- 
zehn Jahren  für  die  Aktie  von  £  100  jährlich  £  3  in 
halbjährigen  Raten  vom  Staat  erhalten  sollten.  Abge- 
sehen von  dieser  großen  Gesellschaft,  deren  Gouverneur 
und  Direktoren  ihren  Sitz  in  London  hatten,  verstattete 
das  Gesetz  die  Bildung  von  Fischereikammern  in  allen 
Häfen  des  Reichs,  unter  der  Bedingung,  daß  mindestens 
£  10,000  gezeichnet  würden,  die  auf  eigne  Gefahr  und 
Kosten  zu  verwalten  wären.  Diesen  Kammern  wurden 
die  nämlichen  Jahresrenten  und  Begünstigungen  aller 
Art  zugestanden,  die  die  große  Gesellschaft  genof3. 
Die  Subskription  zu  letzterer  war  sehr  bald  geschlossen, 
und  in  verschiedenen  Häfen  des  Reichs  wurden  Fische- 
rejkanunern  errichtet.    Trotz  aller  Beuünstiiiuniren  vor- 
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loren  jedoch  fast  alle  Gesellschaften,  große  wie  kleine, 
ihr  ganzes  Kapital  oder  den  größten  Teil  davon.  Jetzt 
ist  kaum  noch  eine  Spur  von  ihnen  vorhanden,  und 
der  Heringsfang  wird  nun  ganz  oder  fast  ausschließ- 
lich von  Privatunternehmern  betrieben. 

Wenn  ein  Industrieerzeugnis  für  die  Volksverteidi- 
gung nötig  ist,  so  mag  es  allerdings  nicht  immer  klug 
sein,  sich  in  der  Versorgung  mit  ihm  von  den  Nach- 
barn abhängig  zu  machen;  und  wenn  eine  solche  Indu- 
strie nicht  anders  im  Lande  erhalten  werden  könnte, 
so  mag  es  vernünftig  sein,  zu  ihrer  Unterstützung  alle 
anderenZweige  desGrewerbfleißes  zu  besteuern.  Die  Aus- 
fuhrprämien auf  britisches  Segeltuch  und  Schießpulver 
lassen  sich  vielleicht   aus  diesem  Grunde  verteidigen. 

Wenn  es  aber  auch  nur  sehr  selten  verständig  sein 
kann,  den  Gewerbfleiß  der  großen  Masse  des  Volks  zu 
besteuern,  um  eine  besondere  Klasse  von  Fabrikanten  zu 
unterstützen,  so  mag  doch  im  Übermute  des  Glücks, 
wenn  der  Staat  ein  so  großes  Einkommen  hat,  daß  er 
nicht  weiß,  was  er  damit  anfangen  soll,  die  Bewilligung 
von  Prämien  an  begünstigte  Industrien  ebenso  natürlich 
sein,  wie  jeder  andere  nutzlose  Aufwand.  Bei  den  Staats- 
ausgaben wie  bei  dem  Aufwand  der  Privatleute  entschul- 
digt großer  ßeichtum  oft  große  Torheit.  Aber  sicherlich 
wäre  es  mehr  als  gewöhnliche  Albernheit,  eine  solche 
Verschwendung  in  Zeiten  allgemeiner  Not  fortzusetzen. 

Was  man  Prämie  nennt,  ist  zuweilen  nichts  anderes 
als  ein  Rückzoll  und  folglich  den  Einw^endungen  gegen 
die  Prämien  nicht  unterworfen.  So  ist  z.  B.  die  Prämie 
auf  die  Ausfuhr  raffinierten  Zuckers  als  Rückzoll  auf 
den  braunen  und  Muscovado-Zucker,  die  Prämie  auf 
ausgeführte  Seidenzeuge  als  Rückzoll  auf  die  eingeführte 
rohe  und  gezwirnte  Seide,  die  Prämie  aaf  ausgeführtes 
Pulver  als  Rückzoll  auf  den  eingeführten  Schwefel  und 
Salpeter  zu  betrachten.  In  der  Sprache  des  Zollamtes 
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heißen  freilich  nur  diejenigen  Vergütungen  Rückzölle, 
welche  für  solche  Waren  gegeben  werden,  die  man  in 
derselben  Gestalt  wieder  ausführt,  in  der  sie  einge- 
führt wurden;  wenn  die  Form  durch  Bearbeitung  so 
verändert  ist,  daß  die  Ware  einen  anderen  Namen 
erhält,  heißen  sie  Prämien. 

Preise,  die  der  Staat  ausgezeichneten  Handwerkern 
und  Fabrikanten  erteilt,  unterliegen  gleichfalls  den  gegen 
die  Prämien  erhobenen  Einwendungen  nicht.  Da  sie 
ungewöhnliches  Geschick  und  Talent  ermuntern  sollen, 
so  dienen  sie  dazu,  den  Wetteifer  der  Arbeiter  in  ihren 
Geschäften  rege  zu  erhalten,  und  sie  sind  auch  nicht 
bedeutend  genug,  um  einem  Gewerbe  einen  größeren 
Teil  des  Nationalkapitals  zuzuwenden,  als  ihm  von  selbst 
zuströmen  würde.  Sie  heben  das  natürliche  Gleichge- 
wicht der  Gewerbe  nicht  auf,  sondern  bewirken  nur, 
daß  die  Arbeiten  in  einem  jeden  möglichst  tüchtig  und 
vollkommen  werden.  Überdies  ist  die  Ausgabe,  die  sie 
verursachen,  sehr  gering,  die  für  die  Prämien  dagegen 
sehr  groß.  Die  Getreideprämie  allein  hat  den  Staat  manch- 
mal in  einem  einzigen  Jahre  über  £,  300, OUU  gekostet. 

Prämien  nennt  man  zuweilen  Belohnungen,  wie 
Rückzölle  zuweilen  Prämien.  Allein  man  muß  in  allen 
Fällen  auf  die  Natur  dei'  Sache  sehen,  ohne  sich  um 
das  Wort  zu  kümmern. 


Abschweifung  über  den  Kornhandel  und  die 
Korngesetze. 

Ich  kann  dies  Kapitel  über  die  Ausfuhrprämien 
nicht  schließen,  ohne  zu  bemerken,  daß  die  Lobs[)rüche, 
die  man  dem  die  Prämie  auf  die  Getreideausfuhr  ein- 
führenden Gesetze  und  dem  damit  verbundenen  System 
von  Anordnunaen  erteilt  hat,  durchaus  unvei'dient  sind. 
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Eine  genaue  Untersuchung  des  Wesens  des  Getreide- 
handels und  der  hauptsäohhchsten  darauf  bezüglichen 
britischen  Gesetze  wird  die  Wahrheit  dieser  Behaup- 
tung dartun.  Die  Wichtigkeit  dieses  Gegenstandes 
muß  die  Länge  der  Abschweifung  rechtfertigen. 

Das  Geschäft  des  Getreidehändlers  besteht  aus  vier 
verschiedenen  Zweigen,  die,  wenn  sie  auch  zuweilen  von 
ein  und  derselben  Person  betrieben  werden,  doch  ihrer 
Natur  nach  vier  ganz  verschiedene  und  gesonderte 
Geschäfte  sind,  nämlich  erstens  das  Geschäft  des  in- 
ländischen Händlers,  zweitens  des  Importeurs  zum  ein- 
heimischen Verbrauch,  drittens  des  Exporteurs  zum  aus- 
wärtigen Verbrauch,  viertens  des  Zwischenhändlers,  der 
Getreide  einführt,  um  es   wieder  auszuführen. 

I.  Das  Interesse  des  inländischen  Händlers  und  das 
des  Volkes  im  Ganzen  sind,  so  entgegengesetzt  beide 
auch  auf  den  ersten  Anblick  scheinen  mögen,  doch 
selbst  in  Jahren  des  größten  Mangels  genau  dieselben. 
Im  Interesse  des  Händlers  liegt  es,  den  Preis  seines 
Getreides  so  hoch  zu  steigern,  wie  der  tatsächliche 
Mangel  an  Getreide  es  erfordert;  aber  es  kann  niemals 
in  seinem  Inte)'esse  liegen,  ihn  höher  zu  steigern.  Durch 
einen  höheren  Preis  schreckt  er  vom  Verbrauch  ab,  und 
nötigt  Jedermann,  namentlich  die  niederen  Volksklassen, 
zu  sparsamer  Haushaltung.  Wird  durch  zu  hohe  Preise 
der  Verbrauch  so  sehr  eingeschränkt,  daß  die  Vorräte 
größer  werden,  als  der  Verbrauch,  und  noch  einige  Zeit 
vorhalten,  nachdem  schon  die  nächste  Ernte  eingebracht 
wird,  so  läuft  er  Gefahr,  nicht  nur  einen  großen  Teil 
seines  Getreides  durch  natürliche  Ursachen  zu  verlieren, 
sondern  auch  das  Übrige  zu  einem  niedrigeren  Preise, 
als  er  einige  Monate  früher  dafür  hätte  bekommen  können, 
losschlagen  zu  müssen.  Wird  hingegen  durch  zu  niedrige 
Preise  der  Verbrauch  so  wenig  eingeschränkt,  daß  die 
Voi'räte   des  Jahres   den    Verbrauch    nicht   decken,    so 


26     Viertes  Bucli:  Die  Systeme  der  politischen  Ökonomie. 

verliert  er  nicht  nur  einen  Teil  des  Gewinns,  den  er 
sonst  hätte  machen  können,  sondern  setzt  auch  das 
Volk  der  Gefahr  aus,  vor  Ende  des  Jahres,  statt  der 
bloßen  Beschwerden  einer  Teurung,  geradezu  die 
Schrecken  einer  Hungersnot  zu  erfahren.  Es  liegt  im 
Interesse  des  Volks,  daß  sein  täglicher,  wöchentlicher 
und  monatlicher  Verbrauch  mit  dem  Vorrat  des  Jahres 
in  möglichst  genauem  Verhältnis  stehe,  und  das  Inter- 
esse des  inländischen  Händlers  ist  das  nämliche.  Ver- 
sorgt er  das  Volk  in  diesem  Verhältnis,  soweit  er 
es  zu  beurteilen  vermag,  so  kann  er  hoffen,  all'  sein 
Getreide  zu  dem  li()clisten  Preise  und  mit  dem  höchsten 
Gewinn  zu  verkaufen;  und  seine  Kenntnis  vom  Aus- 
fall der  Ernte  und  von  seinem  täglichen,  wöchentlichen 
und  monatlichen  Absatz  läßt  ihn  mit  mehr  oder  we- 
niger Genauigkeit  beurteilen,  wie  weit  das  Volk  wirk- 
lich versorgt  ist.  Ohne  das  Interesse  des  Volkes  im 
Auge  zu  haben,  wird  er  durch  seinen  eigenen  Vorteil 
getrieben,  das  Volk  selbst  in  Zeiten  des  Mangels  ähn- 
lich zu  behandeln,  wie  ein  vorsichtiger  Schiffskaj^itän 
zuweilen  seine  Matrosen  behandeln  muß.  Sieht  dieser 
voraus,  daß  die  Lebensmittel  wahrscheinlich  nicht  aus- 
reichen werden,  so  setzt  er  seine  Leute  auf  schmale 
Kost.  Selbst  wenn  er  dies  zuweilen  aus  allzu  großer 
Vorsicht  ohne  wirkliche  Not  tut,  sind  doch  die  Be- 
schwerden, welche  die  Mannschaft  dadurch  erleidet, 
höchst  unbedeutend  gegen  die  Gefahr  und  das  Unheil, 
welchen  sie  bei  einem  minder  ängstlichen  Verfahren 
ausgesetzt  wären;  und  wenn  der  inländische  Händler  aus 
Habsucht  den  Preis  des  Getreides  öfters  etwas  höher 
steigert,  als  die  Unzulänglichkeit  der  Ernte  es  erfordert, 
so  sind  doch  alle  Beschwerden,  die  das  Volk  durch  sein 
Verfahren  erleiden  kann,  die  es  aber  vor  einer  Hungers- 
not am  Ende  des  Jahres  sichern,  nur  unbedeutend  gegen 
die  Leiden,  denen  es  durch  ein  anfänglich  zu  sorgloses 
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Greschäft  an  seinem  Anfang  ausgesetzt  wäre.  Der  Ge- 
treidehändler selbst  leidet  wahrscheinlich  am  meisten 
durch  jene  Habsucht,  und  zwar  nicht  bloß  wegen  des 
Unwillens,  den  er  allgemein  gegen  sich  erregt,  sondern 
besonders  dadurch,  daß  ihm,  wenn  er  auch  den  Folgen 
dieses  Unwillens  entgeht,  eine  große  Menge  Getreide 
liegen  bleibt,  die  er,  falls  die  nächste  Ernte  reichlich 
ausfällt,  zu  einem  weit  niedrigeren  Preise  losschlagen 
muß,  als  er  früher  dafür  hätte  erhalten  können. 

Wäre  es  freilich  möglich,  daß  eine  große  Gesell- 
schaft von  Kaufleuten  die  ganze  Ernte  eines  ausgedehn- 
ten Landes  in  ihren  Besitz  brächte,  so  könnte  es  viel- 
leicht in  ihrem  Interesse  liegen,  damit  ebenso  zu  ver- 
fahren, wie  die  Holländer  mit  den  molukkischen  Ge- 
würzen verfahren  sollen,  nämlich  einen  beträchtlichen 
Teil  davon  zu  vernichten  oder  wegzuwerfen,  um  das 
Übrigbleibende  in  hohem  Preise  zu  erhalten.  Allein  es 
ist  selbst  durch  gewaltsame  Gesetze  kaum  möglich,  bei 
dem  Getreide  ein  so  ausgedehntes  Monopol  einzuführen, 
und  wenn  das  Gesetz  den  Handel  frei  läßt,  so  ist  unter 
allen  Waren  das  Getreide  gerade  am  wenigsten  geeignet, 
durch  die  Kraft  weniger  großer  Kapitalien  aufgekauft 
und  monopolisiert  zu  werden.  Nicht  nur  ist  sein  Wert 
viel  zu  groß,  als  daß  die  Kapitalien  einiger  Privatleute 
hinreichten,  es  anzukaufen,  aber  selbst  wenn  sie  groß 
genug  dazu  wären,  so  macht  die  Art  und  Weise  seiner 
Produktion  einen  solchen  Aufkauf  ganz  unausführbar. 
Da  Getreide  in  jedem  zivilisierten  Lande  diejenige  Ware 
ist,  deren  jährlicher  Verbrauch  der  größte,  so  wird  auch 
auf  seine  jährliche  Hervorbringung  mehr  Fleiß  ver- 
wendet, als  auf  die  Hervorbringung  irgend  einer  anderen 
Ware.  Auch  verteilt  es  sich  nach  der  Ernte  unter  eine 
größere  Anzahl  von  Besitzern,  als  jede  andere  Ware, 
und  diese  Besitzer  können  niemals  wie  eine  Anzahl  un- 
abhängiger Fabrikanten  auf  einem  Flecke  zusammen- 
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gebracht  werden,  sondern  sind  über  das  ganze  Land 
zerstreut.  Diese  ersten  Besitzer  versorgen  entweder 
unmittelbar  die  Verbraucher  in  ihrer  Nachbarschaft  oder 
inländische  Händler,  die  diese  Verbraucher  versorgen. 
Mithin  sind  die  inländischen  Getreidehändler  ein- 
schließlich der  Landwirte  und  Bäcker  notwendig  zahl- 
reicher, als  die  Verkäufer  irgend  einer  anderen  Ware, 
und  ihr  zerstreuter  Aufenthalt  macht  es  zugleich  ganz 
unmöglich,  daß  sie  sich  in  eine  allgemeine  Verbindung 
einlassen.  Wenn  daher  in  einem  Jahre  des  Mangels 
einer  oder  der  andere  unter  ihnen  weit  mehr  Getreide 
liegen  hat,  als  er  zu  dem  laufenden  Preise  vor  Ende 
des  Jahres  abzusetzen  hoffen  kann,  so  wird  er  niemals 
daran  denken,  diesen  Preis  zu  seinem  eigenen  Schaden 
und  bloß  zum  Voiieil  seiner  Rivalen  und  Konkurrenten 
zu  halten,  sondern  wird  ihn  lieber  sofort  herabsetzen, 
um  nur  sein  Getreide  noch  vor  der  neuen  Ernte  los  zu 
werden.  Dieselben  Beweggründe,  dieselben  Interessen, 
die  so  das  Verfahren  des  einen  Getreidehändlers  leiten, 
müssen  auch  das  aller  übrigen  bestimmen,  und  sie 
sämtlich  nötigen,  ihr  Getreide  zu  dem  Preise  zu  ver- 
kaufen, der  nach  ihrem  Ermessen  dem  Mangel  oder 
Überflüsse  des  Jahres  entspricht. 

Wer  die  Geschichte  der  Teuerungen  und  Hungers- 
nöte, die  im  Laufe  des  oeoenwärtio-en  oder  der  beiden 
vorigen  Jahrhunderte  den  oder  jenen  Teil  von  Europa 
heimgesucht  haben,  und  von  denen  einigen  wir  ziem- 
lich genaue  Nachrichten  besitzen,  mit  Aufmerksamkeit 
prüft,  der  wird,  glaube  ich,  finden,  daß  niemals  eine 
Teuerung  durch  eine  Verabredung  unter  den  inländi- 
schen Getreidehändlern,  sondern  lediglich  durch  wirk- 
lichen Mangel  entstand,  und  daß  dieser  zwar  oft  in  ein- 
zelnen Gegenden  durch  Verheerungen  eines  Krieges, 
in  den  meisten  Fällen  aber  durch  schlechten  Ernteaus- 
fall veranlaßt  wurde;  und  daß  eine  Hungersnot  niemals 
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aus  anderen  Ursachen  entsprungen  ist,  als  durch  ver- 
fehlte Mittel  einer  Regierung,  dem  Übelstande  einer 
Teuerung  abzuhelfen. 

In  einem  ausgedehnten  Getreidelande,  unter  dessen 
einzelnen  Teilen  ein  freier  Handel  und  Verkehr  statt- 
findet, kann  selbst  der  durch  die  ungünstigsten  Ernten 
veranlaßte  Mangel  niemals  so  groß  sein,  daß  er  eine 
Hungersnot  hervorbrächte,  und  auch  der  kümmerlichste 
Ernteausfall,  wenn  man  damit  nur  sparsam  und  haus- 
hälterisch umgeht,  wird  ein  Jahr  lang  ebensoviel  Leute 
erhalten,  als  mit  einer  mittelguten  Ernte  in  reichlicherem 
Maße  ernährt  zu  werden  pflegen.  Das  ungünstigste 
Wetter  für  die  Ernte  ist  die  übermäßige  Dürre  oder 
Nässe.  Da  aber  (xetreide  sowohl  auf  Höhen  wie  in 
Niederungen,  auf  zur  Nässe,  wie  zur  Dürre  geneigten 
Feldern  wächst,  so  ist  die  Dürre  oder  die  Nässe,  die 
dem  einen  Teile  des  Landes  schadet,  einem  andei-en 
günstig,  und  wenn  die  Ernte  in  nassen  wie  in  trockenen 
Jahren  viel  geringer  ausfällt,  als  gewöhnlich  in  einem 
gemäßigten  Jahre,  so  wird  doch  in  beiden  der  Verlust, 
den  die  eine  Gegend  des  Landes  erleidet,  einigermaßen 
durch  den  Gewinn  ausgeglichen,  der  einer  anderen  zu- 
fällt. In  Eeisländern  freilich,  wo  die  Frucht  nicht  nur 
einen  sehr  feuchten  Boden  erfordert,  sondern  während 
des  Wachsens  eine  Zeitlang  unter  Wasser  stehen  muß, 
sind  die  Wirkungen  einer  Dürre  allerdings  weit  schreck- 
licher. Allein  auch  in  solchen  Ländern  ist  die  Dürre 
wohl  selten  so  allgemein,  um  notwendig  eine  Hungers- 
not zu  veranlassen,  wenn  die  ßegierung  freien  Handel 
gestattet.  Die  Dürre,  welche  vor  einigen  Jahren  in 
Bengalen  herrschte,  würde  wahrscheinlich  eine  sehr 
große  Teuerung  bewirkt  haben;  aber  einige  falsche 
Maßregeln,  einige  unverständige  fi]inschränkungen  des 
Reishandels  seitens  der  Beamten  der  ostindischen  Kom- 
pagnie trugen  vielleicht  dazu  bei,  diese  Teuerung  in 
eine  Hungersnot  zu  vorwandeln. 
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Verordnet  die  Regierung,  um  dem  Übelstande  einer 
Teuerung  abzuhelfen,  daß  alle  Getreidehändler  ihr  Korn 
zu  einem  von  ihr  bestimmten  und  als  mäßig  ange- 
nommenen Preise  verkaufen  sollen,  so  bewirkt  sie  da- 
mit nur,  daß  sie  es  entweder  gar  nicht  zu  Verkauf 
bringen,  was  zuweilen  noch  beim  Beginn  des  Erntejahres 
eine  Hungersnot  veranlassen  kann,  oder  daß,  wenn  sie 
es  auf  den  Markt  bringen,  das  Volk  in  den  Stand  gesetzt 
und  dadurch  ermuntert  wird,  den  Vorrat  so  schnell  zu 
konsumieren,  daß  dadurch  notwendig  vor  dem  Ende  des 
Erntejahres  eine  Hungersnot  entstehen  muß.  Wie  die 
unbegrenzte,  unbeschränkte  Freiheit  des  Getreidehan- 
dels das  einzige  wirksame  Vorbeugungsmittel  gegen  das 
Elend  einer  Hungersnot  ist,  so  ist  sie  auch  das  beste 
Mittel,  um  das  Übel  einer  Teuerung  zu  lindern:  denn 
das  Übel  eines  faktischen  Mangels  kann  nicht  geheilt, 
sondern  nur  gelindert  werden.  Kein  Handel  verdient 
mehr  den  vollen  Schutz  des  Gesetzes,  und  keiner  bedarf 
seiner  mehr,  weil  kein  anderer  Handel  dem  Volkshasse 
in  solchem  Grade  ausgesetzt  ist. 

In  Jahren  des  Mangels  schreiben  die  niederenVolks- 
klassen  ihre  Not  der  Habsucht  des  Getreidehändlers  zu, 
der  dadurch  der  Gegenstand  ihres  Hasses  und  Unwillens 
wird.  Statt  bei  solchen  Gelegenheiten  Gewinn  machen  zu 
können,  gerät  er  daher  vielmehr  in  Gefahr,  gänzlich  zu 
Grunde  gerichtet  zu  werden  und  seine  Magazine  vom 
Volke  geplündert  und  zerstört  zu  sehen.  Und  doch  kann 
der  Getreidehändler  nur  in  Jahren  des  Mangels,  wo  die 
Preise  hoch  stehen,  seinen  Hauptgewinn  zu  machen 
hoffen.  Er  hat  gewöhnlich  mit  einigen  Landwirten 
Kontrakt,  wonach  ihm  diese  eine  gewisse  Reihe  von 
Jahren  eine  gewisse  Menge  Getreide  zu  einem  bestimm- 
ten Preise  liefern  müssen.  Dieser  vereinbarte  Preis 
richtet  sich  in  der  Kegel  nach  dem,  was  als  mäßig  und 
billig  gilt,  d.  h.  nach  dem  gewöhnlichen  Durchschnitts- 
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preise,  der  vor  den  letzten  Teurungsjahren  in  der  Regel 
etwa  28  sh.  per  Quarter  Weizen  betrug  und  bei  anderen 
Getreidesorten  im  Verhältnis  dazu  stand.  Folglich  kauft 
der  Getreidehändler  in  Jahren  des  Mangels  einen  großen 
Teil  seines  Getreides  zu  dem  gewöhnlichen  Preise  ein, 
und  verkauft  ihn  dann  zu  einem  weit  höheren.  Daß 
jedoch  dieser  außerordentliche  Gewinn  nur  gerade  hin- 
reichend ist,  sein  Gewerbe  mit  anderen  Gewerben  auf 
gleichen  Fuß  zu  setzen,  und  die  mancherlei  Verluste 
wieder  auszugleichen,  die  er  zn  anderen  Zeiten  teils 
durch  das  leichte  Verderben  seiner  Ware,  und  teils 
durch  das  häufige  und  unvorhergesehene  Schwanken 
ihres  Preises  zu  erleiden  hatte,  scheint  schon  aus  dem 
einzigen  Umstände  klar  hervorzugehen,  daß  bei  diesem 
Handel  große  Reichtümer  nicht  häufiger  als  bei  jedem 
anderen  erworben  werden.  Der  Volkshaß  jedoch,  der 
dies  Geschäft  in  Jahren  des  Mangels,  in  denen  es  doch 
allein  sehr  einträglich  sein  kann,  verfolgt,  macht  an- 
gesehene und  reiche  Leute  abgeneigt,  sich  damit  zu  be- 
fassen. So  bleibt  es  einer  niederen  Klasse  von  Händlern 
überlassen ;  und  Müller,  Bäcker,  Mehlhändler  und  Mehl- 
agenten, so  wie  eine  Anzahl  kleiner  Höker  sind  beinahe 
die  einzigen  Mittelspersonen,  die  auf  dem  heimischen 
Markte  zwischen  Erzeugern  und  Verbrauchern  stehen. 

Die  frühere  europäische  Wirtschafspolitik  scheint 
diesen  Volkshaß  gegen  ein  für  das  Gemeinwohl  so  heil- 
sames Geschäft,  anstatt  ihn  zu  hindern,  vielmehr  ge- 
billigt und  befördert  zu  haben. 

Durch  einen  Erlaß  Eduards  VUI.  (5.  6.  cap.  14) 
wurde  verordnet,  daß  jeder,  der  Getreide  zum  Zwecke  des 
Wiederverkaufs  ankaufe,  als  ein  widerrechtlicher  Auf- 
käufer angesehen,  und  das  erste  Mal  mit  zweimonatlichem 
Gefängnis  und  dem  Verluste  des  Werts  des  Getreides 
das  zweite  Mal  mit  sechsmonatlichen  Gefängnis  und  dem 
Verlust  des  doppolten  Werts,  das  dritte  Mal  aber  mit  dem 
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Pranger  und  Gefängnis  nach  Ermessen  des  Königs  be- 
straft werden  und  alle  seine  Habe  verwirkt  haben  solle. 
Die  frühere  Wirtschaftspolitik  der  meisten  anderen  eu- 
ropäischen Länder  war  nicht  besser  als  die  Englands. 

Unsere  Vorfahren  scheinen  geglaubt  zu  haben,  daß 
die  Leute  ihr  G-etreide  vom  Landwirt  billiger  kaufen 
würden,  als  vom  Händler,  der,  wie  sie  fürchteten,  über 
den  Preis  hinaus,  den  er  dem  Landwirt  bezahlte,  einen 
unmäßigen  Gewinn  für  sich  selbst  fordern  werde.  Sie 
suchten  deshalb  sein  Geschäft  gänzlich  zu  vernichten 
und  womöglich  alle  Mittelsmänner  zwischen  Erzeuger 
und  Verbraucher  zu  beseitigen.  Dies  war  der  Sinn  der 
vielen  Beschränkungen,  welche  sie  dem  Handel  der- 
jenigen auflegten,  die  sie  Aufkäufer  nannten,  ein  Handel, 
der  nur  auf  erlangte  Konzession  und  nach  geführtem 
Nachweis  der  Solidität  ausgeübt  werden  durfte  und 
dessen  Konzession  durch  das  Statut  Eduards  VI.  dem 
Ermessen  dreier  Friedensrichter  anheimgegeben  war. 
Aber  selbst  diese  Beschränkung  hielt  man  später  für 
ungenügend  und  durch  ein  Statut  Elisabeths  wurde  das 
Recht  der  Konzessionserteilung  den  vierteljährlichen 
Gerichtssitzungen  vorbehalten. 

Die  frühere  Politik  Europas  suchte  in  dieser  Weise 
die  Landwirtschaft,  das  Hauptgeschäft  des  platten  Landes, 
nach  ganz  anderen  Grundsätzen,  als  denen,  die  sie  be- 
züglich der  Industrie,  des  Hauptgeschäfts  der  Städte, 
einführte,  zu  regeln.  Indem  man  dem  Landwirt  keine 
anderen  Kunden  ließ,  als  die  Verbraucher  oder  ihre 
unmittelbaren  Beauftragten,  die  Höker  und  Fuhrleute, 
suchte  man  ihn  zu  zwingen,  das  Geschäft  nicht  allein 
eines  Landwirts,  sondern  auch  das  eines  Getreidehänd- 
lers zu  treiben.  Dem  Industriellen  hingegen  verbot 
man  vielfach,  kaufmännische  Geschäfte  zu  treiben,  d.  h. 
seine  eignen  Erzeugnisse  im  einzelnen  zu  verkaufen. 
Durch  die  eine  Anordnung  glaubte  man  das  allgemeine 
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Interesse  des  Landes  zu  fördern  und  das  Korn  billig 
zu  machen,  ohne  wohl  recht  zu  wissen,  wie  dies  ge- 
schehen werde;  durch  die  andere  meinte  man  das  Gre- 
schäft  einer  besonderen  Menschenklasse,  nämlich  der 
Krämer,  zu  befcndern,  welche,  wie  man  glaubte,  durch 
den  Fabrikanten  um  soviel  unterboten  werden  würden, 
daß  ihr  Geschäft  zu  Grunde  gehen  würde,  wenn  man 
ihm  den  Kleinhandel  verstatten  wollte. 

Indessen,  wenn  auch  dem  Industriellen  verstattet 
worden  wäre,  einen  Laden  zu  halten,  und  seine  Waren 
im  Einzelnen  zu  verkaufen,  so  hätte  er  den  gewöhnlichen 
Kaufmann  doch  nicht  unterbieten  können.  Das  Kapital, 
das  er  in  seinem  Laden  anlegte,  mußte  er  seiner  Fabrik 
entziehen.  Um  sein  Geschäft  auf  demselben  Fuß  wie 
andere  Leute  zu  betreiben,  mußte  er  einerseits  den  Ge- 
winn eines  Fabrikanten  und  anderseits  den  eines  Kauf- 
manns erzielen.  Nimmt  man  z.  B.  an,  daß  in  der  Stadt, 
wo  er  lebt,  10 ^/o  der  gewöhnliche  Gewinn,  sowohl  in 
der  Fabrikation,  wie  im  Kleinhandel  sei,  so  muß  er  in 
diesem  Fall  auf  Jedes  Stück  seiner  Waren,  die  er  im 
Laden  verkauft,  einen  Gewinn  von  20 ^Vo  schlagen. 
Brachte  er  sie  aus  seiner  Fabrik  in  den  Laden,  so  mußte 
er  sie  zu  dem  Preise  anschlagen,  wofür  er  sie  an  einen 
Händler,  der  sie  von  einem  Großhändler  bezog,  verkaufen 
konnte.  Berechnete  er  sie  niedriger,  so  verlor  er  einen 
Teil  des  Gewinns  aus  seinem  industriellen  Kapital.  Ver- 
kaufte er  sie  in  seinem  Laden,  so  verlor  er,  wenn  er 
nicht  denselben  Preis  gewann,  wozu  ein  Kaufmann  sie 
verkauft  haben  würde,  einen  Teil  des  Gewinns  aus 
seinem  im  Handel  angelegten  Kapital.  Es  könnte  zwar 
scheinen,  als  machte  er  auf  dasselbe  Stück  Ware  einen 
doppelten  Gewinn;  allein  da  diese  Ware  nacheinander 
einen  Teil  zweier  verschiedener  Kapitalien  ausmacht, 
so  machte  er  auf  das  darin  angelegte  Gesamtkapital 
nur  den  einfachen  Gewinn,  und   wenn  er  weniger  als 
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seinen  Gewinn  erzielte,  so  verlor  er,  d.  h.  sein  Gesamt- 
kapital war  nicht  so  vorteilhaft  angelegt,  wie  das 
meiste  Kapital  seiner  Nachbarn. 

Was  man  dem  Fabrikanten  verbot,  dazuverpflichtete 
man  gewissermaßen  den  Landwirt:  sein  Kapital  zwischen 
zwei  verschiedene  Geschäfte  zu  teilen;  einen  Teil  da- 
von in  Kornböden  und  Scheunen  zu  stecken,  und  die  ge- 
legentliche Nachfrage  des  Marktes  zu  befriedigen,  und 
den  andern  zur  Bodenkultur  zu  verwenden.  Wie  er  je- 
doch den  letzteren  Teil  nicht  für  weniger  als  den  üb- 
lichen Gewinn  des  landwirtschaftlichen  Kapitals  an- 
legen durfte,  so  konnte  er  auch  den  ersteren  nicht  für 
weniger  als  den  üblichen  Gewinn  des  Handelskapitals 
anlegen.  Gleichviel  ob  das  Kapital,  das  tatsächlich 
zur  Betreibung  des  Getreidehandels  diente,  der  Person 
gehörte,  die  ein  Landwirt  hieß,  oder  der  Person,  die 
ein  Großhändler  hieß,  war  in  beiden  Fällen  ein  gleicher 
Gewinn  erforderlich,  um  seinen  Besitzer  für  die  bezüg- 
liche Anlage  schadlos  zu  halten,  sein  Geschäft  auf  das 
Niveau  anderer  Geschäfte  zu  stellen  und  ihn  zu  ver- 
hindern, an  der  möglichst  schleunigen  Vertauschung 
des  Geschäfts  mit  einem  andern  ein  Interesse  zu  haben. 
Der  Landwirt,  der  auf  diese  Art  genötigt  war,  das 
Geschäft  eines  Getreidehändlers  zu  treiben,  konnte  sein 
Getreide  nicht  billiger  verkaufen,  als  jeder  andere  Ge- 
treidehändler es  unter  Voraussetzung  freier  Konkurrenz 
hätte  tun  müssen. 

Der  Geschäftsmann,  der  sein  Gesamtkapital  in 
einem  einzigen  Geschäftszweig  anlegen  kann,  hat  den- 
selben Vorteil,  wie  der  Arbeiter,  der  seine  ganze  Arbeit 
auf  eine  einzige  Verrichtung  verwendet.  Wie  der  letztere 
eine  Fertigkeit  erwirbt,  die  ihm  mit  seinen  zwei  Händen 
eine  größere  Arbeitsleistung  ermöglicht,  so  erwirbt 
der  erstere  eine  so  leichte  und  bequeme  Methode  der 
Geschäftsführung,    daß    er    mit  demselben  Kapital   ein 
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weit  größeres  Geschäft  treiben  kann.  Wie  der  eine 
sein  Produkt  in  der  Eegel  viel  billiger  ablassen  kann, 
so  kann  der  andere  in  der  Regel  seine  Ware  etwas 
billiger  lassen,  als  wenn  sein  Vermögen  und  seine  Auf- 
merksamkeit auf  verschiedene  Gegenstände  zerstreut 
wären.  Die  meisten  Fabrikanten  könnten  ihr  Erzeugnis 
nicht  so  billig  im  Detail  verkaufen,  wie  ein  umsichtiger 
und  tätiger  Kaufmann,  dessen  Hauptgeschäft  darin  be- 
steht, die  Ware  bei  dem  Großhändler  zu  kaufen,  um 
sie  im  Detail  wieder  zu  verkaufen  Noch  weniger  könnten 
die  meisten  Landwirte  ihr  Getreide  so  billig  im  Kleinen 
verkaufen,  um  die  Bewohner  einer  vielleicht  vier  oder 
fünf  Meilen  entfernten  Stadt  zu  versorgen,  wie  ein 
umsichtiger  und  tätiger  Getreidehändler,  dessen  einziges 
Geschäft  darin  besteht,  Getreide  im  Großen  zu  kaufen, 
es  in  einem  Map:azin  aufzubewahren  und  im  Kleinen 
wieder  zu  verkaufen. 

Die  Verordnung,  die  dem  Fabrikanten  verbot, 
das  Geschäft  eines  Kaufmanns  zu  treiben,  suchte  diese 
Teilung  der  Kapitalanlage  schneller  zu  erzwingen,  als 
sie  sonst  erfolgt  sein  würde.  Die  Verordnung,  die  den 
Landwirt  nötigte,  das  Geschäft  eines  Getreidehändlers 
zu  treiben,  suchte  diese  Teilung  aufzuschieben.  Beide 
Verordnungen  w^aren  ersichtlich  Verletzungen  der  na- 
türlichen Freiheit  und  mithin  ungerecht.  Jedes  Volk 
hat  das  Interesse,  daß  Dinge  dieser  Art  niemals  er- 
zwungen oder  gehemmt  werden.  Der  Mann,  der  seine 
Arbeit  oder  sein  Kapital  auf  mehrere  Arten  verwendet, 
als  seine  Lage  nötig  macht,  kann  niemals  seinen  Nach- 
bar unterbieten,  noch  schädigen,  er  kann  sich  nur  selbst 
schädigen  und  tut  es  in  der  Regel.  Ein  Allerwelts- 
künstler  wird  niemals  reich  (Jack  of  all  trades  will  never 
he  rieh),  sagt  das  Sprichwort.  Das  Gesetz  aber  sollte 
es  einem  jeden  überlassen,  sein  eigenes  Interesse  selbst 
wahrzunehmen,  da  er  in  seiner  besonderen  Lage  in  der 
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Regel  besser  beurteilen  kann,  als  der  Gesetzgeber,  was 
ihm  frommt.  Das  Gesetz,  das  den  Landwirt  nötigte, 
das  Geschäft  eines  Getreidehändlers  zu  treiben,  war  in- 
dessen das  bei  weitem  gefährlichere  von  beiden. 

Es  verhinderte  nicht  allein  die  für  jedes  Volk  so 
vorteilhafte  Teilung  der  Kapitalanlagen,  sondern  hemmte 
auch  die  Bodenkultur.  Indem  der  Landw'irt  genötigt 
wurde,  zwei  Geschäfte  statt  eines  zu  treiben,  zwang  es 
ihn,  sein  Kapital  in  zwei  Teile  zu  teilen,  von  denen 
nur  einer  zur  Kultur  verwendet  werden  konnte.  Hätte 
er  die  Freiheit  gehabt,  seine  ganze  Ernte  sofort  nach 
Einbringung  an  einen  Kornhändler  zu  verkaufen,  so 
hätte  sein  Gesamtkapital  sofort  auf  den  Grund  und 
Boden  und  zum  Ankauf  von  mehr  Vieh,  zur  Dingung  von 
mehr  Arbeitern  und  zu  Meliorationen  verwendet  werden 
können.  Durch  die  Nötigung,  sein  Korn  im  Kleinen  zu 
verkaufen,  war  er  gezwungen,  einen  großen  Teil  seines 
Kapitals  in  Scheunen  und  Magazinen  fest  liegen  zu  lassen, 
und  er  konnte  daher  die  Kultur  nicht  mit  demselben 
Kapital  wie  sonst  betreiben.  Dies  Gesetz  hemmte  daher 
notwendig  die  Bodenkultur  und  mußte  das  Getreide, 
anstatt  es  billiger  zu  machen,  seltener  und  daher  teurer 
machen,  als  es  sonst  gewesen   wäre. 

Nach  dem  Geschäft  des  Landwirts  ist  das  des 
Getreidehändlers  in  Wahrheit  dasjenige,  welches,  wenn 
gehörig  geschützt  und  ermutigt,  das  meiste  zur  Getreide- 
produktion beitragen  würde.  Es  würde  das  Geschäft 
des  Landwirts  ebenso  unterstützen,  wie  das  Geschäft 
des  Großhändlers  das  des  Fabrikanten  unterstützt. 

Der  Grossist  ermöglicht  dem  Fabrikanten  dadurch, 
daß  er  ihm  einen  ^villigen  Markt  darbietet,  daß  er  ihm 
seine  Waren  sofort  nach  Fertigstellung  abnimmt  und 
zuweilen  ihm  sogar  Vorschüsse  darauf  macht,  sein  ganzes 
Kapital,  und  manchmal  mehr  als  dies,  beständig  in  seinem 
Gewerbe  zu  erhalten  und    mithin  eine  (größere  Menpe 
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Waren  zu  fabrizieren,  als  wenn  er  sich  mit  dem  Ver- 
kauf an  die  unmittelbaren  Verbraucher  oder  auch  nur 
an  die  Kleinhändler  abgeben  müßte.  Da  das  Kapital 
des  Großhändlers  in  der  Regel  auch  hinreicht,  um  das 
vieler  Fabrikanten  zu  ersetzen,  so  wird  durch  diesen 
Verkehr  zwischen  ihm  und  ihnen  das  Interesse  des 
großen  Kapitalisten  angeregt,  die  Besitzer  zahlreicher 
kleiner  Kapitalien  zu  unterstützen  und  ihnen  in  dem 
Verlust  und  den  Mißgeschicken  beizustehen,  die  sich 
sonst  für  sie  verderblich  erweisen  könnten. 

Ein  ähnlicher  Verkehr  zwischen  den  Landwirten 
und  Getreidehändlern  würde  für  die  Landwirte  von 
gleich  wohltätigem  Erfolg  sein.  Sie  würden  ihre  ganzen 
Kapitalien,  und  sogar  noch  mehr,  beständig  zur  Boden- 
kultur verwenden  können.  Bei  Unfällen,  denen  kein 
Geschäft  mehr  ausgesetzt  ist,  als  das  ihrige,  würden  sie 
in  ihrem  gewöhnlichen  Kunden,  dem  reichen  Getreide- 
händler, jemand  finden,  der  sowohl  ein  Interesse  wie 
die  Mittel  hätte,  ihnen  zu  helfen ;  und  sie  würden  nicht, 
wie  jetzt,  gänzlich  von  der  Nachsicht  des  Grundherrn 
oder  der  Gnade  seines  Agenten  abhängig  sein.  Wäre 
es  möglich,  was  es  vielleicht  nicht  ist,  diesen  Verkehr 
allgemein  und  plötzlich  herzustellen;  wäre  es  möglich, 
mit  einem  Mal  das  gesamte  landwirtschaftliche  Kapital 
des  Reiches  auf  seinen  eigentlichen  Zweck,  die  Boden- 
kultur, zu  richten  und  es  jeder  andern  Anlage,  der  es 
jetzt  gewidmet  sein  mag,  zu  entziehen;  und  wäre  es 
möglich,  mit  einem  Mal  ein  anderes  fast  gleich  großes 
Kapital  zu  beschäftigen,  um  eintretenden  Falls  die 
Arbeiten  jenes  großen  Kapitals  zu  unterstützen,  so  kann 
man  sich  kaum  vorstellen,  wie  ausgedehnt  und  plötz- 
lich die  Fortschritte  eintreten  würden,  die  dieser  Um- 
schwung allein  auf  der  gesamten  Fläche  des  Landes 
hervorbringen  würde. 

Das  Statut  Eduards  VI.  suchte  mithin  durch  mög- 
lichste Beseitigung  aller   Mittelsmänner   zwischen   Er- 
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zeuger  und  Yerbraucher  ein  Geschäft  zu  vernichten, 
dessen  freie  Betreibung  nicht  allein  das  beste  Mittel 
gegen  die  Nachteile  einer  Teuerung,  sondern  auch  das 
beste  Vorbeugungsmittel  gegen  ein  solches  Unglück  ist, 
da  nach  dem  Greschäft  des  Landwirts  kein  Geschäft 
soviel  zur  Getreideproduktion  beiträgt,  als  das  des  Ge- 
treidehändlers. Die  Strenge  dieses  Gesetzes  wurde  nach- 
gehen ds  durch  verschiedene  andere  Statuten  gemildert, 
die  nach  und  nach  den  Aufkauf  von  Getreide  erlaubten, 
wenn  der  Preis  des  AVeizens  20,  24,  32  und  40  sh.  für 
den  Quarter  nicht  überstieg.  Endlich  wurde  durch  ein 
Statut  Karls  II.  (15  c.  7)  der  Aufkauf  beziehungsw-eise 
Kauf  von  Getreide  behufs  Wiederverkauf  gestattet,  so- 
lange der  Preis  des  Weizens  nicht  48  sh.  für  den  Quarter 
überstieg  und  der  Preis  der  anderen  Getreidearten  im 
Verhältnis  war,  und  für  alle  Personen  erlaubt  erklärt, 
die  nicht  Vorkäufer  wären,  d.  h.  es  nicht  auf  demselben 
Markt  innerhalb  dreierMonate  wieder  verkauften.  Durch 
dieses  Statut  ist  dem  Binnenhandel  in  Getreide  alle 
Freiheit  zugestanden,  deren  dies  Geschäft  sich  bisher 
erfreut  hat.  Das  Statut  aus  dem  zwölften  Regierungs- 
jahre des  jetzt  regierenden  Königs,  das  fast  alle  früheren 
Gesetze  gegen  die  Aufkäufer  und  Vorkäufer  aufhebt, 
hebt  die  Beschränkungen  dieses  besonderen  Statuts 
nicht  auf,  die  also  noch  heute  in  Geltung  sind. 

Indessen  bekräftigt  das  Statut  gewissermaßen  zwei 
recht  alberne  Volksvorurteile. 

Erstlich  setzt  es  voraus,  daß,  wenn  der  Preis  des 
Weizens  bis  auf  48  sh.  gestiegen  ist  und  der  Preis  der 
anderen  Getreidearten  im  Verhältnis,  der  Aufkauf  von  Ge- 
treide dem  Volke  zum  Schaden  gereichen  könne.  Aber 
aus  dem,  was  darüber  bereits  gesagt  worden  ist,  geht  klar 
genug  hervor,  daß  Getreide  von  den  inländischen  Händ- 
lern zu  keinem  Preise  so  aufgekauft  werden  kann,  um 
das  Volk  zu  schädigen,  und  überdies  sind  48  sh.  für  den 
Quarter  zwar   als   ein  sehr  hoher  Preis  anzusehen,   in 
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Jahren  des  Mangels  aber  doch  ein  Preis,  der  unmittelbar 
nach    der   Ernte,    wenn    von    der   neuen   Ernte   kaum 
irgend  etwas  verkauft  sein  und  selbst  die  Unwissenheit 
nicht  annehmen  kann,  daß  ein  Teil  davon  zum  Schaden 
des  Volks   aufgekauft   sein  möge,   oft   eingetreten   ist. 
Zweitens   setzt  es  voraus,    daß  es  einen  gewissen 
Preis  gibt,  zu  welchem  Getreide  den  Vorkauf  anlocke, 
d.  h.  zum  Kauf  behufs  baldmöglichsten  Wiederverkaufs 
auf  demselben  Markte  zum  Schaden  des  Volkes  anreize. 
Allein  wenn  immer  ein  Händler  Getreide  aufkauft,  um 
es  bald  darnach  auf  demselben  Markte  wieder  zu  ver- 
kaufen,   so  muß  er  der  Meinung  sein,  daß  der  Markt 
während  des  ganzen  Erntejahres  nicht  wieder  so  reich- 
lich versorgt  sein  werde,  wie  in  diesem  Augenblick,  und 
daß   mithin  der  Preis   bald  steigen  müsse.     Wenn    er 
sich  darin  irrt   und  der  Preis  nicht  steigt,    verliert  er 
nicht  allein  den  ganzen  Gewinn  von  dem  so  angelegten 
Kapital,   sondern   auch  einen   Teil  des  Kapitals    selbst 
in  den  Kosten  und  Verlusten,  die  die  Aufbewahrung 
des  Getreides  notwendig  nach  sich  zieht.     Er  schädigt 
sich  mithin  viel  nachdrücklicher  selbst,  als  er  sogar  die 
Leute  schädigen  kann,  die  er  hindert,  sich  an  dem  be- 
stimmten Markttage    zu  versorgen ;    denn    sie   können 
später,  an  einem  anderen  Markttage,  sich  genau  so  billig 
versorgen.    War  seine  Spekulation  richtig,  so  schädigt 
er  die  Masse  des  Volks  nicht,  sondern  erweist  ihr  sogar 
einen  sehr  wichtigen  Dienst.     Indem  er  ihr  die  Nach- 
teile einer  Teuerung  etwas  früher  fühlbar  macht,   als 
sonst  geschehen  würde,  verhütet  er,  daß  man  sie  später 
so^  drückend  fühlt,  wie  es  sicher  der  Fall  sein  würde, 
wenn  der  billige  Preis  zu  schnellerer  Verzehrung  er- 
mutigt hätte,  als  dem  tatsächlichen  Mangel  an  Getreide 
entsprach.     Ist  der  Mangel  ein  tatsächlicher,  so  kann 
es  für  das  Volk  nichts  bessei'es  geben,  als  wenn  sich 
seine  Nachteile   möglichst  über   alle  Monate,   Wochen 
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und  Tage  des  Jahres  gleichmäßig  verteilen.  Das  Interesse 
des  Getreidehändlers  veranlaßt  ihn,  so  sorgfältig  als 
möglich  hierauf  bedacht  zu  sein,  und  da  keine  andere 
Person  dasselbe  Interesse,  dieselbe  Kenntnis  oder  das- 
selbe Geschick  hat,  es  mit  der  Sorgfalt  zu  tun,  wie  er, 
so  sollte  diese  höchst  wichtige  Handelstätigkeit  ihm 
gänzlich  überlassen  werden,  oder  mit  anderen  Worten: 
der  Getreidehandel  sollte,  wenigstens  soweit  es  sich 
um  die  Versorgung  des  Marktes  handelt,  vollkommen 
frei  gegeben   werden. 

Die  volkstümliche  Furcht  vor  dem  Aufkauf  und 
Vorkauf  kann  mit  der  Furcht  und  dem  Verdacht  der 
Zauberei  verglichen  werden.  Die  Unglücklichen,  welche 
man  dieses  Verbrechens  anklagte,  waren  nicht  unschul- 
diger an  den  ihnen  zur  Last  gelegten  Unglücksfällen, 
als  diejenigen,  welche  man  des  Aufkaufs  und  Vorkaufs 
anklagte.  Das  Gesetz,  welches  allen  Verfolgungen  wegen 
Zauberei  ein  Ende  setzte  und  jedem  die  Macht  benahm, 
seiner  Bosheit  gegen  Nachbarn  in  Beschuldigungen 
dieser  Art  Luft  zu  machen,  scheint  tatsächlich  diesen 
Befürchtungen  und  Verdächtigungen  dadurch  ein  Ende 
gesetzt  zu  haben,  daß  es  den  Hauptgrund  beseitigte, 
der  ihnen  zur  Nahrung  und  Stütze  diente.  Das  Ge- 
setz, welches  die  gänzliche  Freiheit  des  inneren  Ge- 
treidehandels wiederherstellte,  würde  sich  wahrschein- 
lich ebenso  wirksam  erweisen,  um  der  volkstümlichen 
Furcht  vor  Aufkauf  und  Vorkauf  ein  Ende  zu  setzen. 

Das  erwähnte  Statut  Karls  II.  hat  mit  allen  seinen 
Mängeln  vielleicht  mehr  dazu  beigetragen,  den  heimi- 
schen Markt  reichlich  zu  versorgen  und  den  Ackerbau 
zu  befördern,  als  irgend  ein  anderes  englisches  Gesetz. 
Aus  diesem  Gesetz  hat  der  Binnenhandel  in  Getreide 
all'  die  Freiheit  und  den  Schutz  entnommen,  deren 
er  sich  bisher  erfreut,  und  sowohl  die  Versorgung  des 
heimischen  Marktes  wie  die  Interessen  des  Ackerbaus 
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werden  durch  den  Binnenhandel  weit  wirksamer  be- 
günstigt, als  durch  den  Einfuhr-  oder  Ausfuhrhandel. 

Das  Verhältnis  der  in  Großbritannien  eingeführten 
Durchschnittsmengen  aller  Getreidearten  zu  dem  des 
Verbrauchs  überschreitet,  nach  den  Berechnungen  des 
Verfassers  der  Abhandlungen  über  den  Kornhandel,  nicht 
das  Verhältnis  von  1  :  570.  Für  die  Versorgung  des 
heimischen  Marktes  steht  mithin  die  Bedeutung  des 
Binnenhandels  im  Verhältnis  zur  Einfuhr  wie  570  :  1. 

Die  durchschnittliche  britische  Ausfuhr  aller  Ge- 
treidearten übersteigt  nach  demselben  Schriftsteller 
nicht  ^':n  der  Jahresproduktion.  Für  die  Beförderung 
des  Ackerbaus  durch  Beschaffung  eines  Marktes  für 
das  heimische  Produkt  steht  mithin  die  Wichtigkeit 
des  Binnenhandels  zu  der  des  Ausfuhrhandels  im  Ver- 
hältnis von  80  :  1. 

Ich  habe  kein  großes  Vertrauen  zu  politischen 
Rechenkünsten  und  bin  nicht  gewillt,  die  Genauigkeit 
dieser  Schätzung  zu  verbürgen.  Ich  erwähne  sie  nur, 
um  zu  beweisen,  von  wie  geringer  Bedeutung  nach  der 
Ansicht  der  urteilsfähigsten  und  erfahrensten  Leute 
der  Außenhandel  in  Korn  dem  Binnenhandel  gegenüber 
ist.  Die  große  Billigkeit  des  Getreides  in  den  der  Ein- 
führung der  Prämie  unmittelbar  vorhergehenden  Jahren 
kann  vielleicht  mit  Grund  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
der  Wirksamkeit  des  Statuts  Karls  IL  zugeschrieben 
werden,  welches  etwa  25  Jahre  vorher  erlassen  wurde 
und  daher  vollkommen  Zeit  gehabt  hatte,  seine  W^ir- 
kung  zu  üben. 

Wenige  Worte  werden  alles,  was  ich  hinsichtlich 
der  anderen  drei  Zweige  des  Getreidehandels  zu  sagen 
habe,  hinreichend  erläutern. 

IL  Das  Geschäft  desjenigen,  der  Getreide  einführt, 
tr'ägt  offenbar  zur  unmittelbaren  Versorgung  des  in- 
ländischen Marktes  bei  und  muß  insofern  der  großen 
Masse  des  Volks   unmittelbaren  Nutzen  schaffen.     Es 
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ermäßigt  allerdings  den  durchschnittlichen  Geldpreis 
des  Getreides,  aber  nicht  seinen  Sachwert,  d.  h.  die 
Menge  Arbeit,  die  damit  unterhalten  werden  kann. 
AVäre  die  Einfuhr  zu  allen  Zeiten  frei,  so  würden  unsere 
Pächter  und  Landedelleute  wahrscheinlich,  ein  Jahr  ins 
andere  gerechnet,  aus  ihrem  Getreide  weniger  Geld 
lösen  als  jetzt,  wo  die  Einfuhr  die  meiste  Zeit  hindurch 
so  gut  wie  verboten  ist;  aber  das  eingenommene  Geld 
würde  mehr  Wert  haben,  zum  Ankauf  von  mehr  Waren 
aller  Art  dienen,  und  mehr  Arbeit  in  Bewegung  setzen. 
Ihr  wirkliches  Vermögen,  ihr  wirkliches  Einkommen 
würde  also  dasselbe  bleiben,  wie  jetzt,  wenn  es  auch 
durch  eine  kleinere  Silbermenge  ausgedrückt  würde, 
und  sie  wären  weder  außer  Stande  noch  ohne  Antrieb, 
ebensoviel  Getreide  zu  bauen,  wie  jetzt.  Im  Gegenteil, 
da  das  Steigen  im  Sachwerte  des  Silbers  infolge  des 
verringerten  Geldpreises  für  Getreide  auch  den  Geld- 
preis aller  anderen  Waren  etwas  verringert,  so  erlangt 
der  Gewerbfleiß  des  betreffenden  Landes  Vorteile  auf 
allen  ausländischen  Märkten,  und  der  Gewerbfleiß  wird 
mithin  befördert  und  gesteigert.  Der  Umfang  des  hei- 
mischen Getreidemarktes  muß  aber  mit  dem  allgemeinen 
Gewerbfleiß  des  Landes,  d.  h.  mit  der  Zahl  derjenigen 
in  Verhältnis  stehen,  die  anderes  hervorbringen  und 
also  etwas  anderes  oder,  was  dasselbe  ist,  den  Wert 
von  etwas  anderem  besiozen,  wofür  sie  Getreide  ein- 
tauschen können.  Nun  ist  in  jedem  Lande  der  heimische 
Markt  nicht  nur  der  nächste  und  bequemste,  sondern 
auch  der  größte  und  wichtigste  Getreidemarkt.  Daher 
erweitert  das  infolge  des  verminderten  Geldpreises  von 
Getreide  eintretende  Steigen  des  Silberwerts  den  größten 
und  wichtigsten  Getroidemarkt,  und  befördert  somit 
den  Getreidebau,  statt  ihn  zu  entmutigen. 

Durch  Akte  Karls  IL  22,  cap.   13,  wurde  die  Ein- 
fuhr des  Weizens,  wenn  der  Preis  auf  dem  inländischen 
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Markte  53  sh.  4  d,  für  den  Quarter  nicht  überstieg,  mit 
einem  Zoll  von  16  sh.  und  wenn  der  Preis  £  4  nicht 
überstieg,  mit  einem  Zoll  von  8  sh.  für  den  Quarter 
belegt.  Der  erstere  Preis  ist  seit  länger  als  einem  Jahr- 
hundert nur  in  Zeiten  sehr  großen  Mangels,  der  letztere 
aber,  soviel  ich  weiß,  niemals  eingetreten.  Dennoch  war 
der  Weizen,  bis  er  über  den  letzteren  Preis  stieg,  durch 
dieses  Statut  einem  sehr  hohen  Zoll,  und  bis  er  über 
den  ersteren  stieg,  einem  Zoll  unterworfen,  der  einem 
Verbot  gleichkam.  Die  Einfuhr  der  übrigen  Getreide- 
arten war  ebenfalls  durch  Zölle  eingeschränkt,  die  nach 
Verhältnis  des  Wertes  fast  gleich  hoch  waren.''') 
Spätere  Gesetze  erhöhten  diese  Zölle  noch  mehr. 

Die  Not,  die  die  strenge  Ausführung  dieser  Ge- 
setze in  teuren  Jahren  über  das  Volk  gebracht  haben 
würde,  wäre  wahrscheinlich  sehr  groß  gewesen:  allein 
sie  wurden  unter  solchen  Umständen  gewöhnlich  auf- 
gehoben, und  die  Einfuhr  fremden  Getreides  für  eine 
beschränkte  Zeit  erlaubt.  Die  Notwendigkeit  solcher 
Auskunftsmittel  beweist  hinlänglich  die  Unzweckmäßig- 
keit  dieser  ganzen  Gesetzgebung. 


*)  Vor  dem  13.  Regierungsjahre  des  jetzigen  Königs  galten 
folgende  Einfuhrzölle : 

Boden  er  Zeugnisse.         Zölle.  Zölle. 

Bohnen  bis  28 sh.pr.qr.  19  sh.  lOd.,  bis  lOsh.— lGsh.8d.,danii  12cl. 
Gerste  bis28sh.  „  1<)  sh.  lOd.,  bis  32sh.— IGsh.,  dann  12d. 
Die  Malzeinfuhr  ist  durch  die  jährliche  Malzsteuer-Bill  verboten. 
Hafer      bis  IBsh.  pr. (jr.     r)sh.  lOd.,  darüber  d^/.d. 

Erbsen   bis40sh.      „       16  sh. — d.,  darüber  •''id. 

Koggen  bis  36 sh.  „  19  sh.  10 d.,  bis  40sh.— 16sh..S  d.^dann  12d. 
Weizen  bis  44 sh.      „       21  sh.    9d.,  bis  53sh.  4d.—17sh.  dann  8sh. 

und  über  c^  4  ungefähr  1  sh.    4d. 
]juch\veizenbis  32sh.  pr.(|r.  16sh. — d. 

Diese  verschiedenen  Zölle  wurden  zum  Teil  durch  die  .\kte 
22.1\egierungsjahr  Karlsll.  an  Stelle  der  alten  Subsidie,  teils  durch 
die  neue  Subsidie,  durch  die  Eindrittel-  nnd  Zweidrittelsutisidie 
und  durch  die  Subsidie  vom  Jahre  1747  auferleiit. 
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Die  Einfuhrbeschränkungen  bestanden  zwar  schon 
vor  der  Ausfuhrprämie,  sind  aber  von  demselben  Geiste 
und  denselben  Grundsätzen  eingegeben,  aus  denen  später 
die  Prämie  hervoi'ging.  So  schädlich  an  sich  diese  und 
manche  andere  Einfuhrbeschränkungen  sind,  so  wurden 
sie  doch  in  der  Folge,  nach  P]inführung  der  Prämie, 
notwendig.  Hätte  fremdes  Getreide  zollfrei  oder  gegen 
einen  kleinen  Zoll  eingeführt  werden  können,  wenn  der 
Weizen  unter  48  sh.  oder  nicht  viel  darüber  stand,  so 
konnte  es  auch  mittelst  der  Prämie  wieder  ausgeführt 
werden,  woraus  dem  Staatseinkommen  ein  großer 
Schaden  erwachsen  und  die  ganze  Einrichtung,  die  den 
Zweck  hatte,  den  Markt  für  das  inländische  Erzeugnis, 
nicht  aber  für  das  ausländische  zu  erweitern,  ihrem 
Zweck  entfremdet  worden  wäre. 

III.  Das  Geschäft  dessen,  derGetreide  ausführt, trägt 
zur  reichlichen  Versorgung  des  heimischen  Marktes  un- 
mittelbar nichts  bei,  wohl  aber  mittelbar.  Woher  auch 
in  der  Regel  diese  Versorgung  erfolgt,  ob  aus  dem 
heimischen  Produkt  oder  aus  der  Einfuhr,  so  kann  diese 
doch,  wenn  nicht  in  der  Regel  mehr  Getreide  gebaut 
oder  eingeführt  als  verzehrt  wird,  niemals  sehr  reich- 
lich sein.  Kann  aber  der  Überschuß  nicht  ausgeführt 
werden,  so  werden  die  Produzenten  es  sich  angelegen 
sein  lassen,  niemals  mehr  zu  bauen,  und  die  Importeure, 
niemals  mehr  einzuführen,  als  der  Verbrauch  des  heimi- 
schen Marktes  erfordert.  Dieser  Markt  wird  höchst 
selten  überfüllt,  wohl  aber  in  der  Eegel  mangelhaft  ver- 
sorgt sein,  da  die  Leute,  die  ihn  zu  versorgen  haben, 
in  der  Regel  fürchten  müssen,  daß  ihnen  ihre  Ware 
liegen  bleiben  könne.  Das  Verbot  der  Ausfuhr  schränkt 
den  Anbau  des  Landes  auf  den  Bedarf  seiner  Ein- 
wohner ein;  die  Freiheit  der  Ausfuhr  gestattet  der 
Kultur  eine  Ausdehnung,  die  auf  Versorgung  fremder 
Völker  Bedacht  nimmt. 
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Nach  der  Akte  Karls  II.  12,  cap.  4,  war  die  Ge- 
treideausfuhr erhaubt,  so  oft  der  Preis  des  Weizens  nicht 
höher  als  40  sh.  und  der  der  übrigen  Bodenerzeugnisse 
nach  Verhältnis  war.  Durch  die  Akte  15  desselben 
Fürsten  wurde  diese  Fi'eiheit  bis  zu  dem  Preise  von 
48  sh.  für  den  Quarter  Weizen,  und  durch  die  Akte  22 
bis  zu  allen  höheren  Preisen  ausgedehnt.  Allerdings 
mul3te  bei  der  Ausfuhr  ein  Pfundgeld  an  den  König  ent- 
richtet werden;  allein  das  Getreide  war  in  dem  Zolltarif 
so  niedrig  angeschlagen,  daß  dieser  Pfundzoll  beim 
Weizen  nur  1  sh.,  beim  Hafer  4  d.  und  bei  allen  übrigen 
Bodenerzeugnissen  (5  d.  für  den  Quarter  betrug.  Durch 
die  Akte  1  Wilhelms  und  Marias,  dieselbe,  die  die  Prämie 
einführte,  wurde  dieser  geringe  Zoll,  wenn  der  Quarter 
Weizen  nicht  mehr  als  48  sh.  kostete,  dem  Wesen  nach, 
und  durch  die  Akte  11  und  12  Wilhelms  II.  cap.  24, 
bei  allen  hijheren  Preisen  ausdrücklich  abgeschafft. 

Auf  diese  Weise  wurde  das  Geschäft  des  ausführen- 
den Händlers  nicht  nur  durch  eine  Prämie  begünstigt, 
sondern  auch  weit  freier  gestaltet,  als  das  des  inlän- 
dischen Kornhändlers.  Kraft  des  letzten  jener  Statute 
durfte  Getreide  zu  jedem  Preise  zur  Ausfuhr  aufgekauft 
werden,  zum  inländischen  Verkauf  hingegen  nur  dann, 
wenn  der  Preis  des  Quarters  nicht  über  48  sh.  betrug. 
Und  doch  kann,  wie  oben  gezeigt  wurde,  das  Interesse 
des  inländischen  Getreidehändlers  niemals  dem  Interesse 
der  großen  Masse  des  Volkes  widerstreiten,  wogegen 
das  des  einführenden  dies  nicht  allein  kann,  sondern 
es  zuweilen  wirklich  tut.  Wenn  in  seinem  Lande  Teurung 
besteht,  in  einem  Nachbarlande  aber  Hungersnot,  so  liegt 
es  in  seinem  Interesse,  dem  letzteren  soviel  Getreide 
zuzuführen,  daß  die  Übelstände  der  Teurung  dadurch 
bedeutend  gesteigert  würden.  Die  reichliche  Versorgung 
des  heimischen  Marktes  war  nicht  der  unmittelbare  Zweck 
jener  Statute,    sondern    man  beabsichtigte,    unter  dem 
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Vorwande,  den  Ackerbau  zu  fördern,  den  Greldpreis  des 
Getreides  möglichst  zu  steigern,  und  dadurch  möglichst 
eine  beständige  Teurung  auf  dem  heimischen  Markte 
zu  veranlassen.  Durch  Erschwerung  der  Einfuhr  be- 
schränkte man  die  Versorgung  dieses  Marktes  sogar  in 
teuren  Zeiten  auf  das  heimische  Erzeugnis  und  ver- 
hinderte durch  Begünstigung  der  Ausfuhr  selbst  bei  so 
hohem  Preis  wie  48  sh.,  daß  auch  bei  ziemlicher  Teu- 
rung die  ganze  Ernte  im  Lande  blieb.  Die  auf  eine  be- 
stimmte Zeit  gegebenen  Gesetze,  die  die  Getreideausfuhr 
auf  bestimmte  Zeit  verboten  und  die  Einfuhrzölle  außer 
Kraft  setzten,  —  Hilfsmittel,  zu  denen  Großbritannien 
schon  so  häufig  hat  seine  Zuflucht  nehmen  müssen,  — 
beweisen  hinlänglich  die  Unzweckmäßigkeit  des  ganzen 
Systems.  Wäre  das  System  gut  gewesen,  so  hätte  mau 
sich  nicht  so  oft  genötigt  gesehen,  es  zu  verlasssen. 
Wenn  alle  Völker  das  liberale  System  der  freien 
Aus-  und  Einfuhr  befolgten,  so  würden  die  verschiedenen 
Staaten  eines  Erdteils  den  verschiedenen  Provinzen  eines 
großen  Reichs  gleichen.  Wie  unter  den  verschiedenen 
Provinzen  eines  großen  Reichs  die  Freiheit  des  Binnen- 
handels Vernunft-  und  erfahrungsgemäß  nicht  nur  das 
beste  Gegenmittel  gegen  eine  Teurung,  sondern  auch 
das  wirksamste  Vorbeugungsmittel  gegen  eine  Hungers- 
not ist,  so  würde  auch  die  Freiheit  des  Ein-  und  Aus- 
fuhrhandels unter  den  verschiedenen  Staaten  eines  Welt- 
teils es  sein.  Je  größer  der  Weltteil,  je  leichter  der 
Verkehr  unter  seinen  einzelnen  Teilen,  desto  weniger 
würde  ein  einzelner  Teil  jenen  Land])lagen  unterworfen 
sein,  weil  dem  Mangel  des  einen  Landes  wahrscheinlich 
durch  die  Fülle  eines  andern  abgeholfen  werden  könnte. 
Allein  nur  sehr  wenige  Länder  haben  dies  liberale 
System  seinem  ganzen  Umfange  nach  angenommen. 
Die  Freiheit  des  Getreidehandels  ist  fast  überall  mehr 
oder  weniger  und  in  manchen  Ländern  durch  so  alberne 
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Maßregeln  beschränkt,  daß  oft  das  unvermeidliche  Miß- 
geschick einer  Teurung  in  die  schreckliche  Landplage 
einer  Hungersnot  verwandelt  wird.  Der  Gretreidebedart' 
solcher  Länder  kann  oft  so  groß  und  dringend  werden, 
daß  ein  kleiner  benachbarter  Staat,  in  welchem  gleich- 
zeitig eine  mäi3ige  Teurung  herrscht,  es  nicht  wagen 
könnte,  sie  zu  versorgen,  ohne  sich  selbst  dem  gleichen 
furchtbaren  Übel  auszusetzen.  Die  elende  Wirtschafts- 
politik des  einen  Landes  kann  es  also  für  das  andere 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  gefährlich  und  unklug 
machen,  eine  bessere  Wirtschaftspolitik  einzuführen. 
Indessen  würde  die  unbeschränkte  Ausfuhrfreiheit  in 
großen  Staaten  weit  weniger  gefährlich  sein,  weil  ihre 
Produktion  viel  grüßer  ist  und  die  Versorgung  nicht 
leicht  durch  die  Ausfuhr  erheblich  geschmälert  werden 
könnte.  In  einem  Schweizerkanton  oder  einem  der 
kleinen  italienischen  Staaten  mag  es  zuweilen  uner- 
lässlich  sein,  die  Getreideausfuhr  zu  beschränken ;  in 
so  großen  Ländern  aber,  wie  Frankreich  oder  England, 
schwerlich  jemals.  Den  Landwirt  hindern,  seine  Ware 
jederzeit  auf  den  besten  Markt  zu  schicken,  heißt  offen- 
bar die  gewöhnlichen  Vorschriften  der  Gerechtigkeit 
einer  Vorstellung  vom  öffentlichen  Wohl,  einer  Art 
Staatsi-aison  aufopfern ;  ein  Akt  gesetzgeberischer  Ge- 
walt, der  nur  in  den  dringendsten  Fällen  geübt  werden 
sollte,  und  nur  dann  verzeihlich  ist.  Der  Preis,  bei 
dem  die  Getreideausfuhr  verboten  wird,  sollte,  wenn 
sie  doch  einmal  verboten  werden  soll,  wenigstens  stets 
sehr  hoch  sein. 

Die  Korngesetze  lassen  sich  mit  den  Gesetzen  über 
religiöse  Angelegenheiten  vergleichen.  Die  Menschen 
fühlen  sich  bei  allem,  was  sich  auf  ihre  Erhaltung  in 
diesem  oder  auf  ihre  Seligkeit  in  einem  zukünftigen 
Leben  bezieht,  so  sehr  interessiert,  daß  die  Regierung 
ihren  Vorurteilen    nachgeben  und,    um   die  öffentliche 
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Ruhe  zu  erhalten,  dasjenige  System  einführen  muß, 
das  sie  gutheißen.  Vielleicht  gerade  deshalb  finden 
wir  so  selten  ein  vernünftiges  System  hinsichtlich  dieser 
beiden  Angelegenheiten  von  grundlegender  Wichtigkeit. 

IV.  Das  Geschäft  des  Zwischenhändlei-s,  der  fremdes 
Getreide  einführt,  um  es  wieder  auszuführen,  trägt  zur 
reichlichen  Versorgung  des  heimischen  Marktes  bei.  Es 
ist  zwar  nicht  geradezu  der  Zweck  seines  Handels,  sein 
Getreide  im  Lande  zu  verkaufen ;  aber  er  wird  sich  da- 
zu im  Allgemeinen  gern  verstehen  und  wird  es  hier 
sogar  für  einen  viel  niedrigeren  Preis  verkaufen,  als  er 
auf  einem  auswärtigen  Markte  erwarten  könnte,  da  er 
auf  diese  Weise  die  Kosten  des  Ein-  und  Ausladens,  der 
Fracht  und  Versicherung  erspart.  Die  Einwohner  des 
Landes,  das  durch  den  Zwischenhandel  das  Magazin  und 
Vorratshaus  für  andere  Länder  wird,  können  nur  selten 
selbst  in  Mangel  geraten.  Wenn  daher  auch  der 
Zwischenhandel  dazu  beiträgt,  den  durchschnittlichen 
Geldpreis  des  Getreides  auf  dem  heimischen  Markte 
zu  ermäßigen,  so  wird  er  doch  seinen  Sachwert  nicht 
verringern,  sondern  nur  den  Sachwert  des  Silbers 
etwas  steigern. 

Der  Zwischenhandel  war  in  Großbritannien  im  ge- 
wöhnlichen Fall  durch  die  hohen  Einfuhrzölle  auf  Ge- 
treide, für  die  meistenteils  keine  ßückzölle  gegeben 
werden,  tatsächlich  verhindert;  in  den  außerordentlichen 
Fällen  aber,  wenn  eine  schlechte  Ernte  es  nötig  machte, 
die  Zölle  außer  Geltung  zu  setzen,  war  die  Ausfuhr 
verboten.  Durch  dieses  System  war  mithin  der  Zwischen- 
handel in  allen  Fällen  tatsächlich  ausgeschlossen. 

Die  mit  der  Ausfuhrprämie  zusammenhängende  Ge- 
setzgebung scheint  daher  die  Lobsprüche,  die  man  ihr 
erteilt  hat,  keineswegs  zu  verdienen.  Die  Kultur  und 
der  Wohlstand  Großbritanniens,  die  man  diesen  Gesetzen 
so  oft  zugeschrieben  hat,  lassen  sich  leicht  aus  anderen 
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Ursachen  erklären.  Die  Sicherheit  für  jedermann,  die 
Früchte  seiner  Arbeit  zu  genießen,  ist  allein  hinreichend, 
diesen  und  zwanzig  anderen  törichten  Handelsregelungen 
zum  Trotz  ein  Land  blühend  zu  machen;  und  diese 
Sicherheit  wurde  durch  die  Revolution  fast  zu  derselben 
Zeit,  als  die  Prämie  eingeführt  wurde,  hergestellt.  Das 
natürliche  Bestreben  jedes  Menschen,  seine  Lage  zu  ver- 
bessern, ist,  wenn  es  sich  frei  und  sicher  geltend  machen 
darf,  ein  so  mächtiger  Antrieb,  daß  es  ganz  allein  und 
ohne  Beistand  nicht  nur  das  Volk  zu  Wohlstand  und 
Blüte  führen,  sondern  auch  hundert  schmähliche  Hinder- 
nisse, mit  denen  die  Torheit  menschlicher  Gresetze  sie 
nur  allzu  oft  zu  hemmen  suchte,  überwinden  kann,  ob- 
wohl der  Erfolg  solcher  Hindernisse  stets  mehr  oder 
weniger  die  Freiheit  beschränkt  oder  die  Sicherheit 
vermindert.  In  Großbritannien  ist  der  Gewerbfleiß 
vollkommen  sicher,  und  obgleich  weit  davon  entfernt, 
vollkommen  frei  zu  sein,  doch  ebenso  frei  oder  noch 
freier  als  in  irgend  einem  Lande  Europas. 

Obschon  die  Periode  der  grüßten  Blüte  und  Fort- 
schritte Großbritanniens  erst  nach  jener  mit  der  Prämie 
zusammenhängenden  Gesetzgebung  eintrat,  dürfen  wir 
sie  deswegen  doch  nicht  diesen  Gesetzen  zuschreiben. 
Jene  Periode  ist  auch  später  gekommen  als  die  National- 
schuld, und  doch  ist  diese  ganz  gewiß  nicht  die  Ur- 
sache jener. 

Obgleich  das  mit  der  Prämie  zusammenhängende 
System  von  Gesetzen  genau  dieselbe  Neigung  hat,  wie 
die  Wirtschaftspolitik  Spaniens  und  Portugals,  nämlich 
den  AVert  der  edlen  Metalle  zu  ermäßigen,  so  ist  doch 
Großbritannien  ohne  Zweifel  eines  der  reichsten  Länder 
Europas,  während  Spanien  und  Portugal  vielleicht  zu 
den  ärmsten  gehören.  Diese  Verschiedenheit  der  Lage 
erklärt  sich  leicht  aus  zwei  Ursachen.    Erstens  müssen 

Adam  Smith,  Volkswohlstand.  III.  -i 
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in  Spanien  der  Ausfuhrzoll  auf  Gold  und  Silber,  in  Por- 
tugal das  Ausfuhrverbot  und  die  Kosten  der  in  beiden 
so  armen  Ländern,  die  jährlich  über  £  6,000,000  ein- 
führen, zur  Überwachung  dieser  Gesetze  erforderlichen 
Polizei  nicht  nur  unmittelbarer,  sondern  auch  gewalt- 
samer auf  die  Entwertung  jener  Metalle  wirken,  als  die 
Kornofesetze  in  Großbritannien.  Zweitens  aber  hat  die 
schlechte  Politik  dieser  Länder  kein  Gegengewicht  an 
der  allgemeinen  Freiheit  und  Sicherheit  des  Volks.  Der 
Gewerbfleiß  ist  dort  weder  frei  noch  sicher,  und  die 
bürgerliche  und  kirchliche  Verfassung  Spaniens  und 
Portugals  ist  der  Art,  daß  sie  allein  schon  hinreichen 
würde,  ihre  jetzige  Armut  zu  verewigen,  selbst  wenn 
ihre  Handelsverordnungen  so  weise  wären,  wie  sie 
zum  grüßten  Teil  albern  und  töricht  sind. 

Die  Akte  13  des  jetzigen  Königs,  c.  48,  hat  be- 
züglich der  Korngesetze  ein  neues  S^'Stem  eingeführt, 
das  in  manchen  Beziehungen  besser,  aber  in  einem 
oder  zwei  Punkten   nicht    so  gut  ist  wie  das  frühere. 

Durch  dieses  Statut  werden  die  hohen  Zölle  auf 
das  zum  heimischen  Verbrauch  eingeführte  Getreide,  so- 
bald der  Preis  von  Mittelweizen  auf  48  sh.  für  den  Quarter, 
von  Mittel-Roggen,  Erbsen  oder  Bohnen  auf  32  sh.,  von 
Gerste  auf  24  sh.  und  von  Hafer  auf  16  sh.  gestiegen 
ist,  aufgehoben  und  statt  dessen  ein  kleiner  Zoll  von 
nur  6  d.  auf  den  Quarter  Weizen,  und  das  übrige  Ge- 
treide nach  Verhältnis,  gelegt.  Bei  allen  diesen  Ge- 
treidearten, besonders  aber  beim  Weizen,  ist  so  der 
innere  Markt  der  ausländischen  Zufuhr  zu  weit  gerin- 
geren Preisen  geöffnet  als  früher. 

Nach  demselben  Statut  hört  die  frühere  Prämie 
von  5  sh.  für  Weizenausfuhr  auf,  sobald  der  Preis  auf 
44  sh.  für  den  Quarter  steigt,  während  sie  vorher  erst 
bei  48  sh.  aufhörte;  die  Prämie  von  2V2  sh.  für  Ausfuhr 
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der  Gerste  bei  '22  sh.  statt  erst  bei  24  sh.,  die  Piämie 
von  2^'j  sh.  für  Ausfuhr  von  Hafergrütze  bei  14  sh. 
statt  früher  ei'st  bei  15  sh.  Die  Prämie  auf  Roggen 
ist  von  3V2  sh.  auf  3  sh.  herabgesetzt  worden,  und  hört 
auf,  sobald  der  Preis  auf  28  sh.  steigt,  anstatt  wie  früher 
erst  bei  32  sh.  Wenn  Prämien  so  unzweckmäßig  sind, 
wie  ich  es  zu  beweisen  suchte,  so  ist  es  immer  um  so 
besser,  je  früher  sie  aufhören  und  je  niedriger  sie  sind. 

Dasselbe  Statut  gestattet  auch  bei  den  niedrigsten 
Preisen  die  zollfreie  Einfuhr  des  Getreides  behufs 
Wiederausfuhr,  vorausgesetzt,  daß  es  in  der  Zwischen- 
zeit in  einem  Lagerhause,  das  unter  gemeinsamen  Ver- 
schlusse des  Fiskus  und  des  Importeurs  steht,  gelagert 
wird.  Diese  Freiheit  erstreckt  sich  allerdings  nur  auf 
fünfundzwanzig  Häfen  Gi'oßbritanniens;  allein  diese 
sind  die  wichtigsten,  und  in  den  meisten  übrigen 
dürften  sich  schwerlich  zu  diesem  Zwecke  geeignete 
Lagerhäuser  finden. 

Insofern  ist  dies  Gesetz  offenbar  eine  Verbesserung 
des  früheren  S3'stems.  Allein  durch  dasselbe  Gesetz 
wird  eine  Prämie  von  2  sh.  auf  den  Quarter  auf  die 
Ausfuhr  von  Hafer  bewilligt,  wenn  der  Preis  14  sh. 
nicht  übersteigt.  Früher  wurde  auf  die  Ausfuhr  dieser 
Getreideart  ebenso  wenig,  wie  auf  die  der  Erbsen  oder 
Bohnen  eine  Prämie  gegeben.  Ferner  wird  durch  das- 
selbe Gesetz  die  Ausfuhr  des  Weizens  verboten,  wenn 
der  Preis  auf  48  sh.,  der  Gerste,  wenn  er  auf  22  sh., 
und  des  Hafers,  wenn  er  auf  14  sh.  steigt.  Diese  Preise 
scheinen  sämtlich  viel  zu  niedrig,  und  überdies  scheint 
es  unangemessen  zu  sein,  die  Ausfuhr  bei  den  näm- 
lichen Preisen  zu  verbieten,  bei  denen  die  zur  ge- 
waltsamen Hebung  der  Ausfuhr  gegebene  Prämie  auf- 
holt. Entweder  sollte  man  die  Prämie  schon  bei  einem 
viel  niedrigeren  Preise  aufhören  lassen,  oder  die  Aus- 
fuhr erst  bei  einem  weit  höheren  erlauben.     Insofern 
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scheint  also  dies  Gesetz  schlechter  zu  sein  als  das 
frühere  System.  Trotz  aller  seiner  Mängel  können 
wir  aber  doch  vielleicht  von  ihm  sagen,  was  man  von 
den  Gesetzen  Solons  sagte,  daß,  wenn  es  auch  nicht 
an  sich  das  beste,  es  doch  das  beste  ist,  das  die  In- 
teressen, Vorurteile  und  Gesinnungen  der  Zeit  zulassen. 
Es  kann  vielleicht  für  die  Zukunft  einem  besseren  Ge- 
setz den  Wes;  bahnen. 


Sechstes    Kapitel. 
Über   Handelsverträge. 

Wenn  ein  Volk  sich  durch  einen  Vertrag  verbind- 
lich macht,  entweder  aus  einem  fremden  Lande  die  Ein- 
fuhr gewisser  Waren  zu  erlauben,  die  es  aus  allen 
andern  verbietet,  oder  die  Waren  des  einen  Landes  von 
Zöllen  zu  befreien,  denen  es  die  Waren  anderer  Länder 
unterwirft,  so  muß  das  Land,  oder  müssen  wenigstens 
die  Kaufleute  und  Fabrikanten  des  Landes,  dessen 
Handel  so  bevorzugt  wird,  aus  dem  Vertrage  notwendig 
großen  Vorteil  ziehen.  Diese  Kaufleute  und  Fabrikanten 
genießen  in  dem  Lande,  welches  sie  so  begünstigt, 
eine  Art  Monopol.  Das  Land  wird  für  ihre  Waren  ein 
ausgedehnterer  und  vorteilhafterer  Markt:  ausgedehnter, 
weil  es  bei  der  Ausschließung  oder  höheren  Belastung 
der  Waren  anderer  Völker  mehr  von  den  ihrigen  ent- 
nimmt; vorteilhafter,  weil  die  Kaufleute  des  bevorzug- 
ten Landes,  da  sie  eine  Art  Monopol  genießen,  ihre 
Waren  oft  zu  einem  besseren  Preise  verkaufen  werden, 
als  wenn  sie  dem  freien  Wettbewerb  mit  allen  anderen 
Völkern  ausgesetzt  wären. 

Wie  vorteilhaft  aber  auch  solche  Handelsverträge 
für  die  Kaufleute  und  Fabrikanten  des  bevorzugten  Lan- 
des sein  können,  für  die  des  begünstigenden  Landes  sind 
sie  notwendiger  Weise  nachteilig.  Durch  sie  wird  einem 
fremden  Volke  ein  Monopol  gegen  sie  zugestanden,  und 
sie  müssen  oft  die  fremden  Waren,  die  sie  brauchen, 
teurer  kaufen,  als  wenn  der  Wettbewerb  anderer  Na- 
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tionen  frei  gegeben  wäre.  Der  Teil  dei'  eignen  Erzeug- 
nisse, womit  ein  solches  Volk  fremde  Waren  einkauft, 
muß  folglich  wohlfeiler  verkauft  werden,  weil,  wenn 
7Avei  Dinge  gegen  einander  ausgetauscht  werden,  die 
Wohlfeilheit  des  einen  eine  notwendige  Folge,  oder 
vielmehr  dasselbe  Ding  ist  wie  der  teuie  Preis  des 
andern.  Daher  wird  offenbar  der  Tauschwert  seines 
Jahresertrags  durch  jeden  solchen  Handelsvertrag  ver- 
mindert. Doch  kann  diese  Verminderung  kaum  zu 
einem  wirklichen  Verluste  werden,  sondern  ist  nur  eine 
Verringerung  des  Gewinns,  der  sonst  zu  erzielen  gewesen 
wäre.  Wenn  auch  das  Volk  seine  Waren  wohlfeiler 
verkauft,  als  es  sonst  geschehen  würde,  so  wird  es  sie 
doch  nicht  leicht  unter  den  Herstellungskosten  oder, 
wie  im  Fall  der  Prämien,  für  einen  Preis  verkaufen, 
der  das  auf  die  Hei'stellung  der  Ware  verwendete 
Kapital  nebst  dem  gewöhnlichen  Kapitalgewinn  nicht 
zurückerstattet.  Geschähe  es,  so  könnte  der  Handel 
nicht  lange  dauern.  Selbst  das  begünstigende  Land 
kann  daher  noch  bei  dem  Handel  gewinnen,  obwohl 
weniger,  als  bei  freier  Konkurrenz. 

Manche  Handelsverträge  sind  jedoch  aus  ganz  an- 
deren  Gründen  für  vorteilhaft  gehalten    worden;  und 
zuweilen  haben  Handelsstaaten  gewissen  Waren  eines 
fremden  Volkes  ein  Monopol  gegen  sich  zugestanden, 
weil  sie  im  Gosamtverkehr  jährlich  mehr  zu  verkaufen 
als  zu  kaufen,    und    sich  jähr'lich  eine  Bilanz  in  Gold 
und  Silber  zuzuwenden  hofften.  Nach  diesem  Grundsatz 
ist  der  1703  durch  Herrn  Methuen  abgeschlossene  Han- 
delsvertrag zwischen  England  und  Portugal  so  viel  ge- 
priesen worden.  Folgendes  ist  die  wörtliche  Übersetzung 
dieses   nur   aus    drei   Artikeln    bestehendes   Vertrages: 
Art.  I.     S.  M.    der  König   von  Portugal   ver- 
spi'icht  in  seinem  und  seiner  Nachfolger  Namen, 
in  alle  Zukunft  die  Einfuhr  der  wollenen  Tücher 
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und  anderen  Wolhvaren  der  Briten  auf  dem  Fuße 
zu  gestatten,  wie  es  vor  dem  Verbot  üblich  war; 
jedoch  unter  der  Bedingung: 

Art.  II.  Daß  nämlich  S.  k.  M.  von  Großbri- 
tannien in  seinem  eignen  und  seiner  Nachfolger 
Namen  verbunden  sein  soll,  in  alle  Zukunft  die 
Einfuhr  der  portugiesischen  Weine  nach  Grof3- 
britannien  zu  gestatten,  so  daß  zu  keiner  Zeit, 
ob  zwischen  den  Reichen  Britannien  und  Frank- 
reich Friede  oder  Krieg  ist,  von  diesen  Weinen 
unter  dem  Namen  eines  Zolles  oder  einer  Abgabe 
oder  unter  irgend  welchem  Titel,  unmittelbar 
oder  mittelbar,  die  Weine  mögen  in  Pipen  oder 
Oxhoften  oder  anderen  Gefäßen  nach  Großbri- 
tannien gebracht  werden,  irgend  etwas  weiter  ge- 
fordert werden  darf,  als  für  eine  gleiche  Menge 
oder  Maß  französischen  Weines  gefordert  wird, 
mit  Abzug  oder  Erlaß  eines  Drittels  der  Zölle 
oder  Abgaben.  Wenn  aber  jemals  der  vorerwähnte 
Abzug  oder  Erlaß  der  Zollgebühren  auf  irgend 
eine  Weise  geschmälert  oder  verletzt  werden  sollte, 
so  soll  S.  M.  der  König  von  Portugal  berechtigt 
und  befugt  sein,  wiederum  die  Einfuhr  der 
wollenen  Tücher  und  anderen  britischen  Woll- 
waren zu  verbieten. 

Art.  III.  Die  Herren  Bevollmächtigten  ver- 
sprechen und  nehmen  es  auf  sich,  daß  ihre  oben 
genannten  Herren  diesen  Vertrag  genehmigen, 
und  daß  die  Ratifikationen  binnen  zwei  Monaten 
ausgewechselt  werden. 

Durch  diesen  Vertrag  macht  sich  die  Krone  von 
Portugal  anheischig,  die  englischen  Wollwaren  auf  dem- 
selben Fuße  zuzulassen,  wie  vor  dem  Verbote,  d.  h.  die 
Zölle,  welche  vor  diesem  Zeitpunkte  entrichtet  wurden, 
nicht  zu  erhöhen.  Aber  sie  macht  sich  nicht  anheischig, 
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sie  unter  besseren  Bedingungen  zuzulassen,  als  dieWollen- 
vvaren  anderer  Nationen,  z.  B.  Frankreichs  und  Hollands. 
Die  Krone  von  Großbritannien  hingegen  macht  sich  an- 
heischig, die  portugiesischen  Weine  gegen  Zahlung  von 
nurZvveidrittel  des  Zolles  zuzulassen,  der  für  französische 
gezahlt  wird,  die  mit  ihnen  am  meisten  konkurrieren. 
Insoweit  ist  also  dieser  Vertrag  offenbar  für  Portugal 
vorteilhaft  und  für  Großbritannien  nachteilig. 

Dennoch  hat  man  ihn  als  ein  Meisterstück  der 
englischen  Handelspolitik  gepriesen.  Portugal  erhält 
jährlich  aus  Brasilien  eine  größere  Menge  Gold,  als  es 
in  seinem  inneren  Verkehr  in  Gestalt  Von  Münzen  oder 
Geschirr  gebrauchen  kanu.  Der  Überschuß  ist  zu 
wertvoll,  als  daß  man  ihn  müßig  liegen  und  im  Kasten 
verschlossen  halten  möchte;  da  er  aber  im  Lande  selbst 
keinen  vorteilhaften  Markt  findet,  so  muß  er  trotz 
aller  Verbote  außer  Landes  geschickt  und  gegen  etwas, 
wofür  im  Lande  ein  vorteilhafter  Markt  besteht,  ver- 
tauscht werden.  VAn  großer  Teil  davon  kommt  jähr- 
lich nach  England,  entweder  für  englische  oder  solche 
AVaren  anderer  europäischer  A'ülker,  die  ihre  Zah- 
lungen durch  England  erhalten.  Nach  Berichten  des 
Herrn  Baretti  bringt  das  w(>chentliche  Paketboot  aus 
Lissabon  durchschnittlich  in  der  Woche  mehr  als  £  50,000 
Gold  nach  England.  Die  Summe  ist  wahrscheinlich  über- 
trieben; sie  würde  im  Jahre  mehr  als  £  2,600,000 
betragen,   was  mehr  ist,  als  Brasilien  liefern  soll. 

Vor  einigen  Jahren  waren  unsere  Kaufleute  mit 
der  Krone  Portugal  unzufrieden.  Gewisse  Privilegien, 
die  ihnen  nicht  vertragsmäBig,  sondern  aus  freiem  Willen 
der  Krone,  obwohl  wahrscheinlich  auf  Ansuchen  und 
gegen  weit  größere  Begünstigungen  an  Verteidigung 
und  Schutz  seitens  der  britischen  Krone,  verliehen 
worden  waren,  wurden  geschmälert  und  widerrufen.  Die 
Ijeute,  die  sonst  am  eifiigsten  waren,  das  portugiesische 
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Geschäft  zu  loben,  waren  deshalb  damals  eher  geneigt, 
es  als  minder  vorteilhaft  darzustellen,  als  man  es  für  ge- 
wöhnlich hielt.  Der  bei  weitem  größte  Teil,  fast  die 
gesamte  jährliche  Goldeinfuhr  sei,  behaupteten  sie  nun, 
nicht  für  Kechnung  Großbritanniens,  sondern  anderer 
europäischer  Völker,  da  die  jährlich  in  Großbritannien 
eingeführten  portugiesischen  Früchte  und  AVeine  beinahe 
den  ganzen  Wert  der  dorthin  geschickten  britischen 
Waren  deckten. 

Nehmen  wir  aber  auch  an,  das  Ganze  gehe  für 
Rechnung  Großbritanniens,  und  es  belaufe  sich  auf  eine 
weit  größere  Summe,  als  Herr  ßaretti  meint,  so  würde 
dieser  Handel  deshalb  doch  noch  nicht  vorteilhafter 
sein,  als  ein  anderer,  bei  dem  wir  für  denselben  Export- 
betrag einen  gleichen  Wert  an  verbrauchbaren  Waren 
erhielten.. 

Nur.  ein  sehr  kleiner  Teil  dieser  Einfuhr  dürfte 
als  Jahreszuwachs  zu  dem  Geschirr  oder  den  Münzen 
des  ßeichs  Verwendung  finden.  Das  Übrige  muß  außer 
Landes  geschickt  und  gegen  allerlei  Verbrauchswareu 
ausgetauscht  werden.  Wenn  aber  diese  Vei-brauchs- 
waren  unmittelbar  iieoen  Erzeuo-nisse  enolischer  In- 
dustrie  eingetauscht  würden,  so  wäre  dies  für  England 
vorteilhafter,  als  erst  mit  diesen  Erzeugnissen  portugie- 
sisches Gold,  und  dann  mit  diesem  Golde  jene  Verbrauchs- 
waren zu  kaufen.  Ein  direkter  auswärtiger  Handel 
ist  humer  vorteilhafter  als  einer  auf  Umwegen,  und  um 
fremde  Waren  von  gleichem  Werte  auf  den  heimischen 
Markt  zu  bringen,  bedarf  es  bei  dem  einen  weit  gerin- 
gerer Kapitalien  als  beim  anderen.  Wenn  ein  kleinerer 
Teil  englischen  Fleißes  verwendet  wird,  um  Waren 
für  den  portugiesischen  Markt,  und  ein  größerer,  um 
Waren  für  andere  Märkte  hervorzubringen,  wo  in  Euü"- 
land  begehrte  Verbrauchswaren  zu  haben  sind,  so  ist 
letzteres  für  England  vorteilhafter.  Es  würde  dann  eines 
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weit  geringeren  Kapitals  bedürfen,  um  sowohl  das  ihm 
nötige  Gold,  als  auch  die  Verbrauchswaren  anzu- 
schaffen. Es  würde  mithin  Kapital  erspart  werden,  das 
man  zu  anderen  Zwecken  verwenden  und  mit  dem 
man  eine  neue  Menge  Gewerbfleiß  erwecken  und 
einen  größeren  Jahresertrag  erzielen  könnte. 

Wäre  Großbritannien  auch  vom  Handel  mit  Portu- 
gal gänzlich  ausgeschlossen,  so  würde  es  ihm  doch  keines- 
wegs schwer  fallen,  sich  alles  Gold  zu  verschaffen,  dessen 
es  jährlich  zu  Gerät,  zu  Münzen  oder  zum  auswärtigen 
Handel  bedarf.  Gold  ist  wie  jede  andere  Ware  stets 
an  einem  oder  dem  anderen  Orte  für  seinen  Preis  zu 
erhalten,  wenn  man  diesen  Preis  nur  zahlen  kann. 
Überdies  würde  der  jährliche  Überschuß  an  Gold  in 
Portugal  doch  außer  Landes  gehen  und,  falls  ihn  Groß- 
britannien nicht  aufnähme,  von  einem  anderen  Volke 
ausoeführt  werden,  das  ihn  gern  für  seinen  Preis  wieder- 
verkaufen  würde,  gerade  wie  es  Großbritannien  gegen- 
wärtig macht.  Wenn  wir  Gold  von  Portugal  kaufen, 
so  kaufen  wir  es  allerdings  aus  erster  Hand,  während, 
wenn  wir  es  von  einer  anderen  Nation  mit  Ausnahme 
Spaniens  kauften,  wir  es  aus  zweiter  Hand  kaufen 
und  etwas  teurer  bezahlen  müßten;  allein  der  Unter- 
schied wäre  gewiß  zu  unbedeutend,  als  daß  er  die  Auf- 
merksamkeit des  Staats  verdienen  sollte. 

Fast  all'  unser  Gold,  sagt  man,  kommt  aus  Portu- 
gal. Mit  anderen  Völkern  ist  die  Handelsbilanz  gegen 
uns  oder  doch  nicht  sehr  für  uns.  Allein  wir  sollten 
bedenken,  daß,  je  mehr  Gold  wir  aus.  einem  Lande  ein- 
führen, wir  notwendig  um  so  weniger  aus  allen  anderen 
einführen  können.  .Die  wirksame  Nachfrage  nach  Gold, 
wie  nach  allen  anderen  Waren  ist  in  jedem  Lande  auf 
eine  gewisse  Menge  beschränkt.  Werden  neun  Zehntel 
dieser  Menge  aus  dem  einen  Lande  eingeführt,  so 
bleibt  nur  noch  ein  Zehntel  aus  allen  übrigen  einzuführen. 
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Je  mehr  Gold  aus  diesem  oder  jenem  Lande  jährlich 
über  den  Bedarf  an  Geschirr  und  Münzen  eingeführt 
wird,  desto  mehr  muß  nach  anderen  Ländern  wieder 
ausgeführt  werden,  und  je  mehr  jener  höchst  unbedeu- 
tende Gegenstand  der  neueren  Politik,  die  Handelsbilanz, 
mit  diesem  oder  jenem  Lande  zu  unseren  Gunsten  steht, 
um  so  mehr  muß  sie  mit  vielen  anderen  Ländern  gegen 
uns  stehen. 

Dennoch  war  es  diese  törichte  Ansicht,  England 
könne  nicht  ohne  den  portugiesischen  Handel  bestehen, 
was  Frankreich  und  Spanien  am  Ende  des  letzten  Krieges 
ohne  alle  Beleidigung  oder  Herausforderung  veranlaßte, 
vom  Könige  von  Portugal  zu  verlangen,  daß  er  allen 
britischen  Schiffen  seine  Häfen  verschließe  und  zur 
Sicherung  dieses  Verlangens  französische  oder  spanische 
Garnisonen  in  sie  aufnehme.  Hätte  sich  der  König 
diesen  schimpflichen  Bedingungen  unterworfen,  die  ihm 
sein  Schwager,  der  König  von  Spanien,  stellte,  so  wäre 
dadurch  Britannien  eines  weit  größeren  Übels  ledig 
geworden,  als  der  Verlust  des  portugiesischen  Handels 
ist,  der  Last  nämlich,  einen  höchst  schwachen  Bundes- 
genossen zu  unterstützen,  der  zu  seiner  Verteidigung 
so  wenig  Mittel  in  Händen  hatte,  daß  die  ganze  Macht 
Englands,  wenn  sie  auch  allein  zu  diesem  Zweck  aufge- 
boten worden  wäre,  ihn  vielleicht  nicht  in  einem  zweiten 
Feldzug  hätte  verteidigen  können.  Der  Verlust  des 
portugiesischen  Handels  würde  ohne  Zweifel  die  darin 
engagieiien  Kaufleute,  die  vielleicht  ein  oder  zwei  Jahre 
langkeine  gleich  vorteilhaften  Kapitalanlagen  hätten  aus- 
findig machen  können,  in  Verlegenheit  gebracht  haben, 
allein  darin  würde  auch  wahrscheinlich  der  ganze  Nach- 
teil bestanden  haben,  den  England  von  diesem  merk- 
würdigen Stück  Handelspolitik  zu  leiden  gehabt  hätte. 

Die  große  jährliche  Einfuhr  an  Gold  und  Silber  ist 
weder  für  Geräte  noch  Münzen,  sondern  für  den  aus- 
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wärtigen  Handel  bestimmt.  Ein  indirekter  Außenhandel 
läßt  sich  vorteilhafter  mittelst  dieser  Metalle,  als  mittelst 
der  meisten  anderen  AVaren  betreiben.  Als  allgemeine 
Handelsinstrumente  sind  sie  am  leichtesten  für  alle 
anderen  umzusetzen,  und  wegen  ihres  geringen  ümfangs 
bei  großem  Werte  kostet  es  weniger,  sie  von  einem  Orte 
zum  anderen  zu  schaffen,  und  sie  verlieren  durch  den 
Transport  weniger  an  ihrem  Werte.  Unter  allen  Waren, 
die  im  Auslande  zu  keinem  anderen  Zwecke  gekauft 
werden,  als  in  einem  anderen  Lande  wieder  gegen  andere 
Waren  umgesetzt  zu  werden,  ist  daher  keine  so  bequem 
wie  Gold  und  Silber-.  Der  Hauptvorteil  des  portugie- 
sischen Handels  für  Großbritannien  besteht  mithin  in 
der  Erleichterung  des  indirekten  Außenhandels  —  ein 
Vorteil,  der  zwar  nicht  von  kapitaler  Bedeutung,  aber 
immerhin   beträchtlich  ist. 

Da(.5  die  mögliche  Jahreszunahme  an  Gerät  oder 
Münzen  inr  Königreich  nur  eine  sehr  geringe  jährliche 
Einfuhr  au  Gold  und  Silber  erfordern  könnte,  scheint 
klar  genug;  und  wenn  wir  keinen  direkten  Handel  mit 
Portugal  hätten,  würde  diese  geringe  Quantität  leicht 
hier  oder  dort  zu  haben  sein. 

So  bedeutend  auch  das  Gewerbe  der  Goldschmiede 
in  Gi'oßbritannien  ist,  so  wird  doch  der  größte  Teil 
des  neuen  Geräts,  das  sie  jährlich  verkaufen,  aus  anderem 
alten  Gerät  geschmolzen,  sodaß  die  jährliche  Zunahme 
an  Gold  waren  des  Königreichs  nicht  sehr  groß  sein 
kann,  und  nur  eine  sehr  geringe  jährliche  Einfuhr  er- 
fordern würde. 

Dasselbe  ist  der  Fall  mit  der  Münze.  Niemand  wird 
der.  Ansicht  sein,  daß  auch  nur  der  giößero  Teil  der 
jährlichen  Ausbringung,  die  vor  dei'  letzten  Umprägung 
der  Goldmünzen  zehn  Jahre  lang  jährlich  über  £  800,000 
in  Gold  betrug,  ein  jährlicher  Zuwachs  zu  dem  bis- 
herigen Umlauf  gewesen  sei.     In  einem  Lande,  wo  die 
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Prägiingskosten  von  der  ßegierung  bestritten  werden, 
kann  der  Wert  der  Münze,  auch  wenn  sie  ihr  volles 
gesetzliches  Gewicht  an  Gold  und  Silber  hat,  niemals 
viel  größer  sein,  als  der  Wert  einer  gleichen  Menge 
Rohmetall,  weil  es  nur  die  Mühe,  nach  der  Münze  zu 
gehen,  und  ein  paar  Wochen  Geduld  erfordert,  um  sich 
für  eine  Menge  ungemüuzten  Goldes  und  Silbers  eine 
gleiche  Menge  in  Münzen  zu  verschaffen.  Indessen  ist  fast 
überall  das  meiste  Kurantgeld  mehr  oder  weniger  ab- 
geschliffen oder  sonstwie  gegen  sein  Kormalgewicht 
verschlechtert.  In  Großbritannien  war  dies  vor  der 
letzten  Umprägung  ziemlich  stark  der  Fall,  da  das 
Gold  über  zwei  Prozent,  und  das  Silber  über  acht  Pro- 
zent unter  seinem  Norm  algewicht  war.  Wenn  aber  für 
44  Guineen,  die  ihr  volles  Gewicht,  nämlich  ein  Pfund 
Gold  hatten,  nur  sehr  wenig  mehr  als  ein  Pfund  un- 
gemünztes  Gold  zu  haben  war,  so  war  für  44  Guineen, 
an  deren  Vollwichtigkeit  etwas  fehlte,  kein  Pfund  Gold 
zu  kaufen,  und  es  mußte  etwas  zugelegt  werden,  um 
das  Fehlende  zu  ergänzen.  Der  Marktpreis  des  Barren- 
goldes war  also  damals  dem  Münzpreise,  d.  h.  £  46 
14  sh.  6  d.,  nicht  gleich,  sondern  ungefähr  £  47  14  sh. 
und  zuweilen  £  48.  So  lange  jedoch  das  meiste  Geld 
in  diesem  verschlechterten  Zustande  war,  konnte  man 
mit  44  Guineen  frisch  aus  der  Münze  nicht  mehr  Waren 
kaufen,  als  mit  andern  gewöhnlichen  Guineen,  weil  sie 
sich  in  den  Kassen  der  Kaufleute  mit  dem  übrigen  Gelde 
vermengten  und  die  Differenz  nicht  der  Mühe  lohnte, 
sie  auszuscheiden.  Gleich  anderen  Guineen  galten  sie 
nicht  mehr  als  £  46  14  sh.  6  d.  Kamen  sie  hingegen  in 
den  Schmelztiegel,  so  brachten  sie  beinah  ein  volles 
Pfund  Gold,  welches  jederzeit  für  £  47  14  sh.  bis  £  48 
in  Gold-  und  Silberstücken,  die  alle  Zwecke  der  Münze 
ebenso  gut  wie  die  eingeschmolzenen  erfüllten,  verkauft 
werden  konnte.  Das  Einschmelzen  neuer  Münzen  war  da- 
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her  offenbar  vorteilhaft  und  wurde  auch  so  unverzüglich 
vorgenommen,  daß  keine  Vorsicht  der  Regierung  es  ver- 
hindern konnte.  Die  Arbeiten  der  Münze  glichen  des- 
wegen dem  Gewebe  der  Penelope:  was  am  Tage  gemacht 
war,  wurde  des  Nachts  wieder  vernichtet.  Die  Münze 
w^ar  in  Tätigkeit  nicht  sowohl  um  täglich  die  Münzen 
zu  vermehren,  als  um  den  vorzüglichsten  Teil  von  ihnen, 
der  täglich  eingeschmolzen  wurde,  wieder  zu  ergänzen. 
Müßten  die  Privatleute,  die  ihr  Gold  und  Silber 
in  die  Münze  bringen,  die  Prägungskosten  selbst  tragen, 
so  würde  das  den  Wert  dieser  Metalle  ebenso  erhöhen, 
wie  die  Fasson  den  Wert  der  Gold-  und  Silbervvaren 
erhöht.  Gemünztes  Gold  und  Silber  hätte  dann  einen 
höheren  Wert  als  ungemünztes.  Der  Schlagschatz 
würde,  wenn  er  nicht  übermäßig  hoch  wäi'e,  dem  ßoh- 
metall  den  ganzen  Wert  der  Abgabe  hinzufügen,  da  die 
Regierung  überall  das  ausschließliche  Münzprivilegiam 
hat  und  kein  Geldstück  wohlfeiler  auf  den  Markt  kommen 
kann,  als  wofür  sie  es  zu  liefern  für  gut  findet.  Wäre 
die  Abgabe  freilich  übermäßig  hoch,  d.  h.  betrüge  sie 
weit  mehr  als  den  wirklichen  Wert  der  Arbeit  und 
Kosten  der  Prägung,  so  würden  sowohl  im  Lande,  als 
außerhalb  durch  den  großen  Unterschied  zwischen 
dem  Werte  der  Barren  und  dem  der  Münze  Falsch- 
münzer gereizt  werden,  so  viel  Geld  nachzumachen,  daß 
der  Wert  des  von  der  Regierung  hergestellten  Geldes 
sänke.  Doch  hat  man  in  Frankreich,  obgleich  der 
Schlagschatz  dort  acht  Prozent  beträgt,  keinen  merk- 
lichen Nachteil  dieser  Art  beobachtet.  Die  Gefahren, 
denen  ein  Falschmünzer  überall  ausgesetzt  ist,  wenn  er 
sich  in  dem  Lande  aufhält,  dessen  Geld  er  nachmacht, 
und  denen  seine  Agenten  und  Korrespondenten  ausgesetzt 
sind,  wenn  er  sich  in  einem  anderen  Lande  aufhält, 
sind  viel  zu  groß,  um  wegen  sechs  oder  sieben  Prozent 
übernommen  zu  werden. 
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Der  fraiiZ()sisclio  Schlagschntz  erliöht  den  Wert 
der  Münze  über  ihren  Goldgehalt.  So  wurde  dur(;h  das 
Edikt  vom  Januar  172()''')  der  Münzpreis  des  feinen 
Goldes  von  24  Karat  auf  740  Livres  9  Sous  iVn  Denier 
für  eine  Mark  von  acht  Pariser  Unzen  festgestellt.  Die 
französische  Goldmünze  enthält,  mit  einigem  Spielraum 
für  das  Remedium,  21^  i  Karat  Feingold  und  2V4  Karat 
Zusatz.  Die  Mark  Standardgold  ist  also  ungefähr  nur 
671  Livres  10  Deniers  wert.  In  Frankreich  wird  aber 
diese  Mark  Standardgold  zu  30  Louisdor  ä  24  Livies, 
mithin  zu  720  Livres  ausgeprägt.  Folglich  erhöht  die 
Prägung  den  Wert  einer  Mark  Standardbullion  um  die 
Differenz  zwischen  671  Livres  10  Deniers  und  720 
Livres,  d.  h.    um    48  Livres    19   Sous   und  2  Deniers. 

Ein  Schlagschatz  wird  in  vielen  Fällen  den  Gewinn 
vom  Einschmelzen  neuei-  Münzen  ganz  aufheben,  jeden- 
falls aber  ihn  verringern.  Dieser  Gewinn  entspringt 
stets  aus  dem  Unterschied  zwischen  der  Menge  Metalls, 
die  das  Kurantgeld  haben  sollte,  und  der,  die  es  wirk- 
lich hat.  Betr'ägt  diese  Differenz  weniger  als  den  Schlao-- 
schätz,  so  entsteht  Verlust  anstatt  Gewinn;  ist  sie  dem 
Schlagschatz  gleich,  so  findet  weder  Gewinn  noch  Ver- 
lust statt;  ist  sie  größer  als  der  Schlagschatz,  so  wird 
beim  Einschmelzen  einiger  Gewinn  bleiben, aber  weniger, 
als  wenn  es  keinen  Schlagschatz  gäbe.  Wenn  z.  B. 
vor  der  letzten  Umprägung  der  Goldmünzen  ein  Schlag- 
schatz von  fünf  Prozent  genommen  worden  wäre,  so 
würde  das  Einschmelzen  der  Goldmünze  mit  einem  Ver- 
lust von  drei  Prozent  vorknüpft  gewesen  sein;  hätte  er 
zwei  Prozent  betragen,  so  wäre  weder  Gewinn  noch 
Verlust  zu  machen  gewesen;  hätte  er  ein  Prozent  be- 


*}  Siehe:  Dictionnaii'O  des  Monnoies,  tom.  II.  article  Sei- 
gneiirage,  p.  489,  par  M.  Ahnt  de  Bazinglion,  Conseiller  Commis- 
sairc  a  la  Cour  des  Monnoies  a    l'aris. 
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tragen,  so  konnte  man  einen  Gewinn  machen,  aber 
nur  von  einem  Prozent,  nicht  von  zwei.  Überall, 
wo  das  Geld  zugezählt  und  nicht  zugewogen  wird,  ist 
mithin  ein  Schlagschatz  das  wirksamste  Vorbeuo:ungs- 
mittel  gegen  das  Einschmelzen  der  Münze,  und  eben 
deswegen  auch  gegen  ihre  Ausfuhr.  Eingeschmolzen 
oder  ausgeführt  werden  aber  gewöhnlich  nur  die 
schwersten  und  besten  Stücke,  weil  an  ihnen  der  meiste 
Gewinn  zu  machen  ist. 

Das  Gesetz,  das  die  Prägung,  um  die  Privatleute 
hierzu  zu  ermutigen,  für  abgabenfrei  erklärte,  wurde  zu- 
erst unter  Karl  II.  auf  eine  beschränkte  Zeit  gegeben 
und  später  verschiedene  Male  bis  zum  Jahre  1769  ver- 
längert, und  wurde  von  dieser  Zeit  an  dauernd.  Die  eng- 
lische Bank  muß  oft  Barren  nach  der  Münze  schicken, 
um  ihre  Kassen  wieder  mit  Geld  zu  füllen,  und  sie  glaubte 
wahrscheinlich,  es  sei  für  sie  vorteilhafter,  wenn  die  Prä- 
gung auf  Kosten  der  Regierung,  statt  auf  ihre  eigenen 
erfolgte.  Vermutlich  erfolgte  auch  die  dauernde  Fest- 
setzung des  erw^ähnten  Gesetzes  seitens  der  Regierung 
aus  Gefälligkeit  gegen  jene  große  Gesellschaft.  Sollte 
jedoch  der  Gebrauch,  das  Gold  zu  wägen,  abkommen, 
wie  es  bei  seiner  Unbequemlichkeit  sehr  wahrscheinlich 
ist,  und  die  englische  Goldmünze  wieder  nach  Zahl  ge- 
nommen werden,  wie  es  vor  der  letzten  Umprägung  der 
Fall  war,  so  dürfte  die  Bank  vielleicht  finden,  daß  sie 
in  diesem,  wie  in  manchen  anderen  Fällen, "ihr  eigenes 
Interesse  keineswegs  verstanden  habe. 

Da  vor  der  letzten  Umprägung  das  englische  Gold- 
geld um  2'Vo  zu  leicht  war  und  kein  Schlagschatz  ge- 
nommen wurde,  so  war  es  um  'i^/o  weniger  wert  als 
die  Menge  Standardbiillion,  die  es  eigentlich  enthalten 
sollte.  Wenn  daher  die  Bank  Goldbarren  kaufte,  um 
sie  ausmünzen  zu  lassen,  so  mußte  sie  dafür  2"/o 
mehr  bezahlen,  als  sie  nach  der  Pi'äoung  wert   waren. 
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Hätte  hingegen  ein  Schlagschatz  von  2'\o  bestanden, 
so  würde  das  gewiUmliche  Goldgeld,  obwohl  um  'i^/o 
zu  leicht,  dennoch  mit  der  Menge  gesetzlichen  Goldes, 
die  es  hätte  enthalten  sollen,  gleichen  AVert  gehabt 
haben;  denn  der  Wert  der  Fasson  hätte  in  diesem  Falle 
ersetzt,  was  an  Gewicht  abging.  Freilich  hätte  die 
Bank  den  Schlagschatz  zu  zahlen  gehabt,  der  2% 
betrug,  genau  soviel,  aber  auch  nicht  mehr,  wie  jetzt. 

Wenn  der  Schlagschatz  5"  o  betragen  hätte,  und 
das  Goldgeld  nur  um  2"/ü  zu  leicht  gewesen  wäre, 
so  hätte  die  Bank  auf  den  Preis  der  Goldbarren  S^/o 
gewonnen:  da  sie  aber  einen  Schlagschatz  von  5% 
zu  zahlen  gehabt  hätte,  so  würde  ihr  Verlust  auf  das 
ganze  Geschäft   ebenfalls   genau  2°/o    betragen    haben. 

Hätte  der  Schlagschatz  nur  l^'/o  betragen,  und 
wäre  das  Goldgeld  um  2"  o  zu  leicht  gewesen,  so  hätte 
die  Bank  auf  den  Preis  der  Barren  nur  l°/o  verloren. 
Da  sie  aber  auch  den  Schlagschatz  von  l"/o  zu  zahlen 
hatte,  so  würde  ihr  Verlust  ebenso  wie  in  allen  übrigen 
Fällen  sich  genau  auf  2'^  o  belaufen  haben. 

Wenn  ein  mäßiger  Schlagschatz  bestanden  und 
gleichzeitig  die  Münze  ihr  volles  Normalgewicht  gehabt 
hätte,  wie  es  seit  der  letzten  Umprägung  der  Fall  war, 
so  würde  die  Bank  den  Verlust  am  Schlagschatz  am 
Barrenpreise  wieder  einbringen,  und  ihren  Verlust  am 
Barrenpreise  am  Schlagschatz.  Sie  würde  bei  dem  Ge- 
schäft weder  verlieren  noch  gewinnen,  und  würde  in 
diesem,  wie  in  allen  obigen  Fällen,  genau  in  derselben 
Lage  sein,  als  wenn  kein  Schlagschatz  bestände. 

Ist  die  Abgabe  von  einer  Ware  so  mäßig,  daß 
sie  nicht  zum  Schmuggel  reizt,  so  schießt  der  damit 
handelnde  Kaufmann  zwar  die  Abgabe  vor,  aber  be- 
zahlt sie  nicht  eigentlich,  da  er  sie  im  Preise  der 
Ware  wiedererhält.  Die  Abgabe  wird  am  Fnde  von 
dem    letzten  Käufer    oder  Verbraucher  bezahlt.     Das 
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Geld  dagegen  ist  eine  Ware,  mit  Bezug  auf  die  jeder 
Kaufmann  ist.  Niemand  kauft  sie  in  einer  andern 
Absicht,  als  um  sie  wieder  zn  verkaufen,  und  es  gibt 
für  sie  gewöhnlich  keinen  letzten  Käufer  oder  Ver- 
braucher. Ist  daher  die  Abgabe  für  das  Prägen  so 
mäßig,  daß  sie  nicht  zur  Falschmünzerei  reizt,  so 
schießt  zwar  jedermann  die  Abgabe  vor,  aber  am  Ende 
bezahlt  sie  niemand,  da  sie  ein  jeder  in  dem  erhöhten 
Werte  der  Münze  wiedererhält. 

Ein  mäßiger  Schlagschatz  würde  daher  in  keinem 
Falle  die  Kosten  der  Bank  oder  eines  Privatmannes, 
der  seine  Barren  zur  Ausprägung  in  die  Münze  bringt, 
vermehren,  und  der  Mangel  eines  mäßigen  Schlag- 
schatzes wird  sie  in  keinem  Falle  vermindern.  Es 
mag  ein  Schlagschatz  genommen  werden  oder  nicht, 
so  kostet,  wenn  das  Kurant  sein  volles  Normalgewicht 
hat,  die  Prägung  niemand  etwas,  und  wenn  es 
weniger  enthält,  so  muß  die  Prägung  stets  die  Diffe- 
renz zwischen  der  Quantität  Bullion,  welche  in  ihr  ent- 
halten sein  sollte,  und  der,  welche  in  ihr  wirklich  ent- 
halten ist,  kosten. 

Wenn  also  der  Staat  die  Prägungskosten  bestreitet, 
so  nimmt  er  nicht  nur  eine  kleine  Ausgabe  auf  sich, 
sondern  verliert  auch  ein  kleines  Einkommen,  das  er 
durch  eine  angemessene  Abgabe  erhalten  könnte;  und 
weder  der  Bank  noch  den  Privatleuten  kommt  diese 
nutzlose  Großmut  zu  gute. 

Doch  würden  die  Bankdirektoren  die  Einführung 
eines  Schlagschatzes,  wodurch  ihnen  kein  Gewinn  er- 
wächst, sondern  nur  kein  Verlust  entsteht,  wahrschein- 
lich nur  ungern  sehen.  Bei  der  dermaligen  Beschaf- 
fenheit der  Goldmünze,  und  solange  sie  nach  Gewicht 
genommen  wird,  würden  sie  durch  eine  solche  Ver- 
änderung nichts  gewinnen.  Sollte  aber  der  Gebrauch, 
die  Goldmünze  zu   wägen,    einmal  abkommen,    wie   es 
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sehr  wahrscheinlich  ist,  und  die  Goldmünze  wieder  so 
schlecht  werden,  wie  vor  der  letzten  Umprägung,  so 
würde  der  Grewinn  oder  richtiger  die  Ersparnis  der 
Bank  durch  den  auferlegten  Schlagschatz  wahrschein- 
lich recht  bedeutend  sein.  Die  Bank  von  England 
ist  die  einzige  Gesellschaft,  die  eine  bedeutende  Menge 
Barren  in  die  Münze  schickt,  und  die  jährliche  Prägung 
fällt  ihr  ganz  oder  beinahe  ganz  zur  Last.  Wenn 
diese  jährliche  Prägung  nur  die  unvermeidlichen  Ver- 
luste und  die  Abnutzung  der  Münze  zu  ersetzen  hätte, 
so  würden  die  Kosten  schwerlich  mehr  als  £  50,000 
oder  höchstens  100,000  betragen.  Wenn  aber  die  Münze 
unter  ihr  Normalgewicht  sinkt,  so  müssen  die  Prä- 
gungen auch  noch  die  großen  Lücken  ausfüllen,  die 
die  Ausfuhr  und  der  Schmelztiegel  fortwährend  in  dem 
Umlauf  machen.  Deshalb  betrug  in  den  zehn  oder 
zwölf  Jahren  vor  der  letzten  Umprägung  der  Gold- 
münze die  jährliche  Ausbringung  im  Durchschnitt  mehr 
als  £  850,000.  Hätte  auf  die  Goldmünze  ein  Schlag- 
schatz von  4  oder  5*^/0  bestanden,  so  hätte  dies  wahr- 
lich selbst  in  den  damaligen  Verhältnissen  sowohl  die 
Ausfuhr  als  das  Einschmelzen  wirksam  verhindert. 
Die  Bank  würde,  statt  jedes  Jahr  etwa  2°/o  auf  die 
Barren  zu  verlieren,  aus  denen  mehr  als  £  850,000 
gemünzt  werden  mußten,  oder  statt  einen  jährlichen 
Verlust  von  mehr  als  £  21,250  zu  erleiden,  wahrschein- 
lich nicht  den  zehnten  Teil  dieses  Verlustes  zu  tragen 
gehabt  haben. 

Die  vom  Parlament  jährlich  bewilligten  Münzkosten 
betragen  nur  £  14,000  jährlich,  und  die  wirklichen 
Kosten  an  Gehältern  für  die  Münzbeamten  betragen,  wie 
man  versichert,  in  der  Regel  kaum  die  Hälfte  dieser 
Summe.  Die  Ersparnis  einer  so  kleinen  Summe  oder 
auch  der  Gewinn  einer  nicht  viel  größeren  ist,  sollte 
man  glauben,  zu  unbedeutend,    um  die  ernstliche  Be- 
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achtung  der  Regierung  zu  verdienen.  Dagegen  ist  die 
jährliche  Ersparnis  von  £  18  bis  20,000  in  einem  Falle, 
der  nicht  unwahrscheinlich  ist,  der  früher  öfters  vor- 
kam und  sehr  wahrscheinlich  wieder  eintreten  wird, 
ein  Gregenstand,  der  selbst  für  eine  so  große  Gesell- 
schaft, wie  es  die  Bank  von  England  ist,  Beachtung 
verdient. 

Einige  von  den  vorstehenden  Ei'örterungen  hätten 
vielleicht  besser  in  den  Kapiteln  des  ersten  Buches 
ihre  Stelle  gefunden,  die  von  dem  Ursprung  und  Nutzen 
des  Geldes  und  von  dem  Unterschiede  zwischen  dem 
Sach-  und  Nominalpreise  der  Waren  handeln.  Da  je- 
doch das  Gesetz,  das  die  Privatleute  zui-  Prägung  von 
Münzen  ermuntern  soll,  seinen  Ursprung  aus  den  vul- 
gären Vorurteilen  herleitet,  die  durch  das  Merkantil- 
system in  Aufnahme  gekommen  sind,  so  hielt  ich  es 
für  geeigneter,  sie  auf  dieses  Kapitel  zu  versparen. 
Nichts  konnte  dem  Geiste  dieses  Systems  angemessener 
sein,  als  eine  Art  von  Prämie  auf  die  Produktion  von 
Geld,  dieses  vermeintlichen  Hauptbestandteils  des  Volks- 
wohlstandes. Sie  ist  eines  seiner  vielen  merkwürdigen 
Mittel,  das  Land  zu  bereichern. 


Siebentes    Kapitel. 
Über  Kolonien. 

Erster-  Teil. 
Motive  der  Gründung  neuer  Kolonien. 

Das  Interesse,  das  die  erste  Gründung  der  ver- 
schiedenen europäischen  Kolonien  in  Amerika  und 
Westindien  veranlaßte,  war  nicht  ganz  so  klar  und 
einfach  als  das,  das  die  alten  Grriechen  und  Römer 
zur  Gründung  der  ihrigen  bewog. 

Alle  Staaten  des  alten  Griechenlands  besaßen  nur 
ein  sehr  kleines  Gebiet,  und  wenn  die  Bevölkerung  in 
einem  von  ihnen  sich  derart  vermehrte,  daß  das  Gebiet 
sie  nicht  bequem  zu  ernähren  vermochte,  so  wurde  ein 
Teil  der  Bewohner  ausgesendet,  um  sich  in  einer  entlege- 
nen Weltgegend  einen  neuen  Wohnsitz  zu  suchen;  denn 
die  kriegerischen  Nachbarn,  die  sie  auf  allen  Seiten  um- 
gaben, machten  für  diese  Staaten  eine  erhebliche  Gebiets- 
erweiterung schwierig.  Die  Kolonien  der  Dorier  wendeten 
sich  hauptsächlich  nach  Italien  und  Sicilien,  die  vor  der 
Gründung  Roms  von  rohen  uncivilisierten  Völkerschaften 
bewohnt  waren;  die  Kolonien  der  Jonier  und  Aeolier, 
der  beiden  anderen  Hauptstämme  der  Griechen,  nach 
Kleinasien  und  den  Inseln  des  ägäischen  Meeres,  deren 
damalige  Bewohner  sich  so  ziemlich  auf  derselben  Stufe 
befinden  mochten,  wie  diejenigen  Siciliens  und  Italiens, 
Die  Mutterstadt  betrachtete   zwar  die  Kolonie  als  ein 
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Kind,  das  jederzeit  auf  große  Gunst  und  Hilfe  Anspruch 
hatte  und  dafür  viel  Dank  und  Achtung  schuldig  war; 
aber  sie  betrachtete  es  als  ein  emancipiertes  Kind,  über 
welches  sie  keine  unmittelbaie  Herrschaft  oder  Ge- 
richtsbarkeit beanspruchen  durfte.  Die  Kolonie  wählte 
sich  ihre  eigene  Regierungsform,  machte  ihre  eigenen 
Gesetze,  setzte  ihre  eigenen  Beamten  ein  und  behielt 
sich  als  ein  unabhängiger  Staat  die  Entscheidung  über 
Krieg  und  Frieden  vor',  ohne  Billigung  oder  Zu- 
stimmung der  Mutterstadt  abzuwarten.  Nichts  kann 
klarer  und  bestimmter  s.ein,  als  das  Interesse,  das 
diese  Niederlassungen  veranlaßte. 

Rom  war,  wie  die  meisten  anderen  alten  Republiken, 
ursprünglich  auf  ein  agrarisches  Gesetz  gegründet,  wel- 
ches das  Staatsgebiet  in  einem  gewissen  A^erhältnisse 
unter  die  Bürger  verteilte.  Der  Gang  der  menschlichen 
Dinge  störte  natürlich  durch  Heiraten,  E)-bfolge  und  Ver- 
äußerungen diese  ursprüngliche  Verteilung  und  brachte 
oft  die  Ländereien,  die  zum  Unterhalt  vieler  Familien  be- 
stimmt waren,  in  den  Besitz  eines  Einzelnen.  Um  diesem 
Mißstande,  denn  dafür  wurde  es  angesehen,  abzuhelfen, 
wurde  ein  Gesetz  gemacht,  welches  die  Menge  Landes, 
die  ein  Bürger  besitzen  durfte,  auf  500  Jugera  (ungefähr 
150  Hektar)  beschiänkte.  Doch  wurde  dies  Gesetz  nur 
ein-  oder  zweimal  geltend  gemacht,  im  Übrigen  aber 
unbeachtet  gelassen  oder  umgangen,  und  die  Ungleich- 
heit des  Vermögens  nahm  fortwährend  zu.  Der  größere 
Teil  der  Bürger  hatte  kein  Land,  und  ohne  dies  war  es 
bei  den  damaligen  Sitten  und  Gewohnheiten  für  einen 
freien  Mann  schwer,  seine  Unabhängigkeit  zu  behaupten. 
Wenn  heutzutage  ein  armer  Mann  kein  Land,  wühl  aber 
ein  kleines  Kapital  besitzt,  so  kann  er  von  anderen  Land 
[)achten  oder  ein  kleines  Geschäft  treiben ;  und  wenn  er 
auch  kein  Kapital  besitzt,  so  kann  er  als  ländlicher  Ar- 
beiter oder  Handwerker  Beschäftisunc:  finden.  Bei  den 
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alten  ßömern  wurden  dagegen  alle  Ländoreien  der 
Reichen  von  Sklaven  unter  einem  Aufseher,  der  gleich- 
falls ein  Sklave  war,  angebaut,  so  daß  ein  freier,  aber 
armer  Mann  wenig  Aussicht  hatte,  als  Pächter  oder 
Arbeiter  auf  dem  Lande  unterzukommen.  Audi  wurden 
alle  Gewerbe,  sogar  der  Kramhandel,  von  den  Sklaven 
der  Reichen  zum  Vorteil  ihrer  Herren  betrieben,  deren 
Reichtum,  Ansehen  und  Schutz  es  für  den  freien  Armen 
schwer  machten,  die  Konkurrenz  gegen  sie  auszuhalten. 
Daher  hatten  die  Bürger,  welche  kein  Land  besaßen, 
kaum  andere  LTnterhaltsmittel,  als  die  Geschenke  der 
Kandidaten  bei  den  jährlichen  Wahlen.  Wenn  die  Tri- 
bunen das  Volk  gegen  die  Reichen  und  Großen  auf- 
reizen wollten,  so  erinnerten  sie  es  an  die  alte  Ver- 
teilung der  Ländereien,  und  stellten  ihm  das  Gesetz, 
das  diese  Art  von  Privateigentum  beschränkte,  als  das 
Gi'undgesetz  der  Republik  dar.  Das  Volk  schrie  nun 
nach  Land,  und  die  Reichen  und  Großen  waren,  wäe  man 
sich  denken  kann,  vollkommen  entschlossen,  ihm  nichts 
von  dem  ihrigen  abzutreten.  Um  es  daher  einigermaßen 
zu  befriedigen,  brachten  sie  oft  die  Gründung  einer 
neuen  Kolonie  in  Vorschlag.  Doch  war  ein  Eroberungs- 
staat wie  Rom  auch  in  solchen  Fällen  nicht  genötigt, 
seine  Bürger  sozusagen  in  die  weite  Welt  hinauszu- 
treiben, ohne  zu  wissen,  wo  sie  sich  niederlassen  sollten. 
Er  wies  ihnen  gewöhnlich  Ländereien  in  den  eroberten 
Provinzen  Italiens  an,  wo  die  Auswanderer  innerhalb 
des  Herrschaftsgebiets  der  Republik  blieben  und  daher 
niemals  einen  unabhängigen  Staat  bilden  konnten,  son- 
dern höchstens  eine  Art  von  Korporation  ausmachten, 
die  zwar  die  Befugnis  hatte,  Gemeindegesetze  für  ihre 
innere  Verwaltung  zu  geben,  im  Übrigen  aber  stets 
der  Beaufsichtigung,  Gerichtsbarkeit  und  Gesetzgebung 
der  Mutterstadt  unterworfen  blieb.  Die  Aussendung 
einer  solchen  Kolonie  stellte  nicht  nur  das  Volk  einiger- 
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maßen  zufrieden,  sondern  setzte  oft  auch  eine  Art  Be- 
satzung in  eine  neu  eroberte  Provinz  ein,  deren  Ge- 
horsam sonst  zweifelhaft  hätte  sein  können.  Die  römi- 
schen Kolonien  waren  mithin  sowohl  hinsichtlich  ihrer 
Einrichtung  selbst,  als  auch  hinsichtlich  der  Beweg- 
gründe zu  ihrer  Anlegung  von  den  griechischen  völlig 
verschieden.  Auch  haben  die  Wörter,  die  in  ihren 
Sprachen  diese  Einrichtungen  bezeichneten,  ganz  ver- 
schiedene Bedeutung.  Das  lateinische  Wort  (colonia) 
bezeichnet  einfach  eine  Pflanzung.  Das  griechische  Wort 
(d-or/Ja)  bezeichnet  hingegen  eine  Trennung  vom  alten 
Wohnsitze,  ein  Scheiden  von  der  Heimat,  ein  Verlassen 
des  Hauses.  Obwohl  aber  die  römischen  Kolonien  in 
vielen  Beziehungen  von  den  griechischen  verschieden 
waren,  so  war  doch  das  Interesse,  welches  zu  ihrer  An- 
legung bevvog,  gleich  klar  und  bestimmt.  Beide  hatten 
ihren  Ursprung  in  einer  unabänderlichen  Notwendigkeit 
oder  in  einem  offenbaren  und  einleuchtenden  Nutzen. 

Die  Anlegung  der  europäischen  Kolonien  in 
Amerika  und  Westindien  entsprang  aus  keiner  Not- 
wendigkeit, und  wenn  auch  der  aus  ihnen  hervorgehende 
Nutzen  sehr  groß  gewesen  ist,  so  war  er  doch  keineswegs 
so  klar  und  einleuchtend.  Er  schwebte  bei  der  ersten 
Anlegung  nicht  vor  und  war  weder  der  Beweggrund 
dieser  Anlage  noch  der  Entdeckungen,  welche  dazu 
Anlaß  gaben;  und  Wesen,  Umfang  und  Grenzen  seines 
Nutzens  sind  vielleicht  bis  auf  den  heutigen  Tag  noch 
nicht  recht  begriffen. 

Die  Venetianer  trieben  im  14.  und  15.  Jahrhundert 
einen  sehr  einti'äglichen  Handel  mit  Gewürzen  und  ande- 
ren ostindischen  Waren,  die  sie  den  übrigen  europäischen 
Völkern  zuführten.  Sie  kauften  sie  namentlich  in  Aegyp- 
ten,  das  damals  unter  der  Herrschaft  der  Mameluken,  der 
Feinde  der  Türken  stand,  welch'  letztere  auch  Feinde  der 
Venetianer  waren;    und  diese   Einheit  der  Interessen, 


Kap.  Vri.:  Über  Kolonien.  Teil  I.  73 

unterstützt  durch  das  venetianische  Geld,  bewirkte  eine 
innige  Verbindung,  die  soweit  ging,  daß  sie  den  Vene- 
tianern  fast  ein  Monopol  verschaffte. 

Die  großen  Gewinne  der  Venetianer  reizten  die 
Habgier  der  Portugiesen.  Diese  hatten  im  15.  Jahr- 
hundert einen  Seeweg  nach  den  Ländern  aufzufinden 
gesucht,  aus  denen  ihnen  die  Mauren  Elfenbein  und 
Goldstaub  durch  die  Wüste  zuführten.  Sie  entdeckten 
Madeira,  die  kanarischen  und  azorischen  Inseln,  die 
Inseln  des  grünen  Vorgebirges,  die  Küsten  von  Guinea, 
Loango,  Congo,  Angola  und  Benguela,  und  endlich  das 
Kap  der  guten  Hoffnung.  Sie  hatten  lange  gewünscht, 
an  dem  gewinnreichen  Handel  der  Venetianer  teilzu- 
nehmen, und  diese  letztere  Entdeckung  öffnete  ihnen 
dazu  eine  wahrscheinliche  Aussicht.  Im  Jahre  1497  se- 
gelte Vasco  de  Gama  mit  einer  Flotte  von  vier  Schiffen 
von  Lissabon  ab,  langte  nach  einer  Fahrt  von  11  Monaten 
an  der  Küste  Hindostans  an,  und  vervollständigte  da- 
mit eine  Reihe  von  Entdeckungen,  die  mit  großer 
Beharrlichkeit  und  fast  ununterbrochen  beinahe  ein 
Jahrhundert  lang  verfolgt  worden  waren. 

Wenige  Jahre  vorher,  während  Europa  noch  des 
zweifelhaften  Erfolgs  der  portugiesischen  Unternehmun- 
gen harrte,  faßte  ein  genuesischer  Seefahrer  den  noch 
kühneren  Plan,  westwärts  nach  Ostindien  zu  segeln. 
Die  Lage  dieser  Länder  war  damals  in  Europa  nur  sehr 
unvollkommen  bekannt.  Die  wenigen  europäischen  Rei- 
senden, die  dort  gewesen  waren,  hatten  die  Entfernung 
übertrieben ;  vielleicht  aus  Einfalt  und  Unwissenheit,  da 
die  in  der  Tat  sehr  großen  Entfernungen  denen  fast 
unermeßlich  schienen,  die  sie  nicht  zu  messen  imstande 
waren;  vielleicht  auch,  um  das  Wunderbare  ihrer  Aben- 
teuer beim  Besuch  so  unermeßlich  weit  entfernter  Län- 
der noch  etwas  zu  vergrößern.  Kolumbus  nun  schloß 
sehr  richtig,  daß,   je  länger  der  östliche  Weg  sei,  desto 
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kürzer  der  westliche  sein  müsse.  Er  entschied  sich  da- 
her füi'  diesen  letzteren  als  den  kürzeren  und  sichersten, 
und  hatte  das  Glück,  Isabella  von  Kastilien  für  seinen 
Plan  zu  gewinnen.  Er  segelte  aus  dem  Hafen  von 
Palos  im  August  1492,  beinahe  fünf  Jahre  vor  Beginn 
der  Espedition  A^asco  de  Gamas,  und  entdeckte  nach 
einer  Reise  von  zwei  bis  drei  Monaten  zuerst  einige 
von  den  kleinen  Bahama-  oder  Lucaya-Inseln,  und 
später  die  große  Insel  St.  Domingo. 

Allein  die  Länder,  welche  Kolumbus  auf  dieser  und 
auf  seinen  folgenden  Reisen  entdeckte,  glichen  denen 
nicht,  die  er  eigentlich  gesucht  hatte.  Statt  des  Reich- 
tums, der  Kultur  und  der  Bevölkerung  Chinas  und 
Hindostans  fand  er  in  St.  Domingo  und  allen  übrigen 
von  ihm  besuchten  Teilen  der  neuen  Welt  nichts  als 
ein  mit  Urwald  bedecktes,  unangebautes  und  nur  von 
einigen  Stämmen  nackter,  elender  Wilden  bewohntes 
Land.  Er  konnte  jedoch  nicht  glauben,  daß  dies  nicht 
dieselben  Länder  sein  sollten,  die  von  Marco  Polo,  dem 
ei'sten  Europäer,  der  China  oder  Ostindien  besucht  oder 
wenigstens  eine  Beschreibung  davon  hinterlassen  hatte, 
geschildert  waren ;  und  entfernte  Ähnlichkeiten,  wie 
die  zwischen  dem  Namen  Cibao,  einem  Gebirge  auf  St. 
Domingo,  und  dem  Namen  Cipango,  dessen  Marco  Polo 
erwähnt,  waren  oft  trotz  des  klarsten  Augenscheins  hin- 
reichend, seinen  Lieblingsgedanken  zu  nähren.  In  seinen 
Bi'iefen  an  Ferdinand  und  Isabella  nannte  er  die  von 
ihm  entdeckten  Länder  Indien.  Er  zweifelte  nicht,  daß 
sie  das  äul.5erste  Ende  der  von  Marco  Polo  beschriebenen 
Länder  und  daß  sie  nicht  weit  vom  Ganges  oder  von. 
den  von  Alexander  eroberten  Ländern  entfernt  wären. 
Selbst  nachdem  er  sich  schließlich  überzeugt  hatte,  daß 
sie  es  nicht  seien,  schmeichelte  er  sich  doch,  daß  diese 
reichen  Länder  wohl  nicht  weit  entfernt  wären,  und 
suchte  sie  deshalb  auf  einer  folgenden  Reise  längs  der 
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Küste  von  Terra  Fii'iiui  und  gegen  die  Landenge  von 
Darien  zu. 

Infolo-e  dieses  Irrtums  des  Kolumbus  ist  jenen 
unglücklichen  Ländern  seitdem  der  Name  Indien  ge- 
blieben, und  als  man  endlich  klar  entdeckte,  dali  das 
neue  Indien  von  dem  alten  völlig  verschieden  sei, 
wurde  das  erstere  Westindien  genannt,  im  Gegensatz 
zu  dem  letzteren,  das  nun  Ostindien  hieß. 

Für  Kolumbus  war  es  aber  von  Wichtigkeit,  dal.)  die 
von  ihm  entdeckton  Länder,  welche  sie  auch  seien,  dem 
spanischen  Hofe  als  von  hoher  Bedeutung  dargestellt 
wurden;  und  von  dem,  was  den  wahren  lieichtum  jedes 
Landes  ausmacht,  den  tierischen  und  pflanzlichen  Erzeug- 
nissen des  Bodens,  war  damals  dort  nichts  voi'handen, 
was  eine  solche  Schilderung  hätte  rechtfertigen  können. 

Das  Cori,  ein  Mittelding  zwischen  Katte  und  Kanin- 
chen, das  Buffon  für  einerlei  mit  der  brasilischen  Aperea 
hält,  war  das  größte  vierfüßige  Säugetier  in  St.  Domingo. 
Diese  Species  scheint  niemals  sehr  zahlreich  gewesen  zu 
sein,  und  die  Hunde  und  Katzen  der  Spanier  sollen  sie 
nebst  einigen  anderen  noch  kleineren  Arten  gänzlich 
vertilgt  haben.  Nebst  einer  großen  Eidechse,  Namens 
Ivana  oder  Iguana,  bildeten  diese  den  Hauptbestandteil 
der  tierischen  Nahrung,   welche  das  Land  bot. 

Die  vegetabilischen  Nahrungsmittel  der  Einwohner 
waren  zwar,  bei  ihrem  gänzlichen  Mangel  an  Fleiß,  nicht 
sehr  reichlich,  aber  doch  nicht  ganz  so  dürftig.  Sie  be- 
standen in  Mais,  Yamswurzel,  Kartoffeln,  Bananen  usw., 
Pflanzen,  die  damals  in  Europa  ganz  unbekannt  waren 
und  auch  später  niemals  besonders  geschätzt  oder  für 
ebenso  nahrhaft  gehalten  wurden,  wie  die  gewöhnlichen 
Getreidearten  und  Hülsenfrüchte,  die  seit  Menschen- 
gedenken in  diesem  Weltteile  gebaut  wurden. 

Die  Baumwollpflanze  lieferte  allerdings  das  Material 
einer  sehr  wichtigen  Industrie,  und  war  damals  für  die 
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Europäer  ohne  Zweifel  das  wertvollste  vegetabilische 
Produkt  dieser  Inseln.  Obgleich  aber  zu  Ende  des  15. 
Jahrhunderts  die  Mousseline  und  anderen  Baumwoll- 
waren Ostindiens  in  ganz  EurojDa  sehr  geschätzt  waren, 
wurde  doch  hier  die  Baumwollenmanut'aktur  nirgends 
betrieben.  Selbst  dies  Produkt  konnte  daher  damals 
in  den  Augen  der  Europäer  keine  große  Bedeutung  haben. 
Da  Kolumbus  weder  unter  den  Tieren  noch  unter 
den  Pflanzen  der  neuentdeckten  Länder  etwas  fand,  was 
eine  sehr  günstige  Schilderung  von  ihnen  hätte  recht- 
fertigen können,  so  richtete  er  seinen  Blick  auf  die 
Mineralien,  und  schmeichelte  sich,  in  dem  Reichtum 
der  Produkte  dieses  dritten  Naturreiches  einen  vollen 
Ersatz  für  die  Unzulänglichkeit  derjenigen  der  beiden 
anderen  gefunden  zu  haben.  Die  kleinen  Stückchen  Gold, 
womit  die  Einwohner  ihre  Kleider  schmückten,  und  die 
sie,  wie  er  erfuhr,  in  den  Bächen  und  Gebirgswassern 
fanden,  überzeugten  ihn  hinlänglich,  daß  diese  Gebirge 
die  reichsten  Goldminen  enthielten.  St.  Domingo  wurde 
daher  als  ein  Land  geschildert,  das  Überfluß  an  Gold 
habe  und  deswegen  (nach  den  Vorurteilen  nicht  nur 
der  jetzigen,  sondern  auch  jener  Zeit)  eine  unerschöpf- 
liche Quelle  wahren  Reichtums  für  die  Krone  und  das 
Königreich  Spanien  sei.  Als  Kolumbus  nach  der  Rück- 
kehr von  seiner  ersten  Reise  sich  in  einer  Art  Triumph- 
zug bei  den  Königen  von  Kastilien  und  Arragonien  ein- 
führte, wurden  die  Hauptprodukte  der  entdeckten  Länder 
in  feierlicher  Prozession  vor  ihm  hergetragen.  Der 
einzig  wertvolle  Teil  von  ihnen  bestand  in  einigen 
kleinen  Goldreifen,  Armbändern  und  anderen  goldenen. 
Schmuckgegenständen,  sowie  in  einigen  Ballen  Baum- 
wolle. Das  Übrige  waren  bloße  Gegenstände  der  Be- 
wunderung und  Neugierde  des  Volkes:  Rohr  von  außer- 
ordentlicher Größe,  Vögel  mit  sehr  schönem  Gefieder 
und  ausgestopfte  Häute  des  großen  Alligators  und  der 
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Seekuh.  An  der  Spitze  marschirten  sechs  oder  sieben 
der  armen  Eingebornen,  deren  seltsame  Farbe  und  Er- 
scheinung die  Neuheit  des  Schauspiels  besonders  her- 
vorhob. 

Auf  die  Schilderungen  des  Kolumbus  beschloß  der 
Rat  von  Kastilien,  von  Ländern,  deren  Einwohner  offen- 
bar unfähig  waren,  sich  zu  verteidigen,  Besitz  zu  er- 
oreifen. Der  fromme  Zweck,  sie  zum  Christentum  zu 
bekehren,  heiligte  die  Ungerechtigkeit  dieses  Plans.  Al- 
lein die  Hoffnung,  dort  Schätze  von  Gold  zu  finden, 
war  der  einzige  Beweggrund,  ihn  zu  unternehmen,  und 
um  diesem  Beweggrund  desto  mehr  Grewicht  zu  geben, 
machte  Kolumbus  den  Vorschlag,  daß  die  Hälfte  alles 
Goldes  und  Silbers,  das  man  finden  würde,  der  Krone 
gehören  solle.  Dieser  Vorschlag  wurde  von  dem  Rate 
genehmigt. 

Solange  alles  oder  das  meiste  Gold,  das  die  ersten 
Abenteurer  nach  Europa  brachten,  auf  eine  so  leichte 
Art,  nämlich  durch  Plünderung  der  wehrlosen  Einge- 
bornen, gewonnen  wurde,  war  es  vielleicht  nicht  schwer, 
selbst  eine  so  hohe  Abgabe  zu  zahlen.  Aber  als  die 
Eingebornen  alles  dessen,  was  sie  gehabt  hatten,  völlig 
beraubt  waren  (was  in  St.  Domingo  und  den  übrigen  von 
Kolumbus  entdeckten  Ländern  binnen  sechs  oder  acht 
Jahren  vollständig  geschehen  war)  und  als  man  auf  die 
Minen  zurückgreifen  mußte,  um  mehr  zu  finden,  war  es 
nicht  mehr  möglich,  diese  Abgabe  zu  zahlen.  Ihre  un- 
nachsichtige Eintreibung  soll  daher  der  erste  Grund  ge- 
wesen sein,  weshalb  die  Minen  von  St.  Domingo  gänzlich 
verlassen  und  seitdem  niemals  wieder  abgebaut  worden 
sind.  Die  Abgabe  wurde  daher  bald  auf  ein  Drittel, 
dann  auf  ein  Fünftel,  später  auf  ein  Zehntel  und  zuletzt 
auf  ein  Zwanzigstel  vom  Bruttoertrage  der  Goldminen 
herabgesetzt.  Die  Abgabe  vom  Silber  blieb  lange 
Zeit  ein  Fünftel  des  Bruttoertrages,  und  erst  im  Laufe 
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des  jetzigen  Jahrhunderts  wurde  sie  auf  ein  Zehntel  her- 
abgesetzt. Indes  scheinen  die  ersten  Unternehmer  sich 
nicht  viel  um  Silber  gekümmert  zu  haben.  Nichts,  was 
weniger  kostbar  war  als  Gold,  schien  ihrer  Aufmerksam- 
keit wert. 

Auch  alle  späteren  Unternehmungen  der  Spanier 
in  der  neuen  Welt  scheinen  aus  demselben  Beweggrunde 
hervorgegangen  zu  sein.  Es  war  der  Durst  nach  Gold, 
der  Oieda,  Nicuessa  und  Yasco  Nunes  de  Baiboa  nach 
der  Landenge  von  Darien,  Cortez  nachMexico  undAlma- 
gro  und  Pizzarro  nach  Chili  und  Peru  trieb.  Wenn 
diese  Abenteurer  an  eine  unbekannte  Küste  kamen,  so 
forschten  sie  immer  zuerst,  ob  Gold  zu  finden  sei,  und 
beschlossen  dann  je  nach  den  Nachrichten,  die  sie  hier- 
über erhielten,  entweder  das  Land  zu  verlassen,  oder 
sich  darin  anzusiedeln. 

Von  all'  den  kostspieligen  und  unsicheren  Unter- 
nehmungen jedoch,  die  über  die  meisten  Unternehmer 
den  Bankerott  bringen,  ist  wohl  keines  so  verderblich 
wie  das  Aufsuchen  neuer  Silber-  und  Goldminen.  E]s 
istvielleichtdasunvorteilhaftesteGlücksspielinderWelt, 
d.  h.  dasjenige,  in  dem  die  Gewinne  gegen  die  Nieten 
im  ungünstigsten  Verhältnis  stehen;  denn  trotz  der 
kleinen  Zahl  der  Gewinne  und  der  großen  Zahl  der 
Nieten  kostet  doch  ein  Los  gewöhnlich  das  ganze  Ver- 
mögen eines  reichen  Mannes.  Bergwerksunternehmun- 
gen  verschlingen,  statt  das  auf  sie  verwendete  Kapital 
nebst  den  gewöhnlichen  Gewinnen  wiederzuerstatten, 
in  der  Regel  ebensowohl  Kapital  wie  Gewinn,  und  ein 
weiser  Gesetzgebei-,  der  das  Kapital  seiner  Nation  zu 
vermehren  trachtet,  wird  sie  daher  am  wenigsten  durch 
außerordentliche  Mittel  aufmuntern,  oder'  ihnen  einen 
größeren  Teil  dieses  Kapitals  zuwenden,  als  ihnen  von 
selbst  zufließt.  Das  törichte  Vertrauen  in  ihr  gutes  Glück 
ist  in  der  Tat  fast  bei  allen  Menschen  so  groß,  daß,  wo 
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sich  nur  die  geringste  Wahrscheinlichkeit  eines  Erfolges 
zeigt,  nur  zu  viel  Kapital  sich  von  selbst  dahin  wendet. 

Wenn  aber  das  Urteil  der  gesunden  Vernunft,  und 
der  Erfahrung  über  solche  Projekte  stets  sehr  ungünstig 
lautete,  so  lautete  das  der  menschlichen  Habgier  doch  ge- 
wöhnlich ganz  anders.  Dieselbe  Leidenschaft,  die  in  so 
vielen  Menschen  die  alberne  Idee  eines  Steins  der  Weisen 
nährte,  hat  in  anderen  den  gleich  albernen  Gedanken 
von  unermeßlich  reichen  Gold-  und  Silbermiuen  genährt. 
Sie  bedachten  nicht,  daß  der  Wert  dieser  Metalle  zu 
allen  Zeiten  und  bei  allen  Völkern  hauptsächlich  aus 
ihrer  Seltenheit  entsprang,  und  daß  ihre  Seltenheit  von 
den  sehr  geringen  Mengen  herrührt,  die  die  Natur  hier 
oder  dort  davon  niedergelegt  hat,  von  den  harten  und 
spröden  Stoffen,  in  welche  sie  diese  kleinen  Mengen  fast 
überall  eingehüllt  hat,  und  folglich  von  der  Arbeit  und 
den  Kosten,  die  es  überall  verursachte,  ihnen  beizu- 
kommen und  sie  zu  gewinnen.  Sie  schmeichelten  sich 
mit  der  Hoffnung,  es  würden  sich  an  vielen  Orten  ebenso 
starke  und  reichhaltige  Adern  von  diesen  Metallen  finden, 
wie  von  Blei,  Kupfer,  Zinn  oder  Eisen.  Der  Traum 
Sir  Walter  ßaleighs  von  der  goldnen  Stadt  und  dem 
Lande  Eldorado  kann  uns.  überzeugen,  daß  selbst  kluge 
Männer  nicht  immer  von  solchen  wunderlichen  Täuschun- 
gen freigeblieben  sind.  Mehr  als  hundert  Jahre  nach  dem 
Tode  dieses  großen  Mannes  glaubte  der  Jesuit  Gumila 
noch  ganz  fest  an  das  Vorhandensein  jenes  wunderbaren 
Landes,  und  drückte  sich  mit  großer  Wärme  und,  wie 
man  annehmen  darf,  mit  aller  Redlichkeit  darüber  aus, 
wie  glücklich  er  sein  würde,  das  Licht  des  Evangeliums 
einem  Volke  zu  bringen,  das  die  frommen  Bemühungen 
der  Mission  so  gut  zu  belohnen  vermöge. 

In  den  von  den  Spaniern  zuerst  entdeckten  Ländern 
kennt  man  gegenwärtig  keine  Gold-  oder  Silberberg- 
werke, die  des  Abbaues  für  wert  "ehalten  würden.  Die 
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Menge  dieser  Metalle,  die  die  ersten  Abenteurer  dort 
gefunden  haben  sollen,  ist  wahrscheinlich  ebenso  sehr 
übertrieben  worden,  wie  die  Ergiebigkeit  der  unmittelbar 
nach  der  ersten  Entdeckung  abgebauten  Minen.  Indessen 
genügten  die  Fabeln  von  den  Funden  jener  Abenteurer, 
die  Habgier  aller  ihrer  Landsleute  zu  entflammen.  Jeder 
Spanier,  der  nach  Amerika  segelte,  erwartete  dort  ein 
Eldorado  zu  finden.  Auch  tat  das  Glück  in  diesem 
Falle,  was  es  sehr  selten  zu  tun  pflegt,  es  verwirklichte 
die  ausschweifenden  Hoffnungen  seiner  Anbeter  einiger- 
maßen und  schenkte  ihnen  in  der  Entdeckung  und 
Eroberung  von  Mexico  und  Peru  (die  erstere  erfolgte 
etwa  dreißig,  die  andere  etwa  vierzig  Jahre  nach  der 
ersten  Fahrt  des  Kolumbus)  etwas  jenem  Überflusse  an 
edlen  Metallen,  den  sie  suchten,  nicht  ganz  unähnliches. 

Ein  Handelsprojekt  nach  Ostindien  gab  also  An- 
laß zur  Entdeckung  von  Westindien.  Ein  Eroberungs- 
projekt veranlaßte  alle  Niederlassungen  der  Spanier  in 
diesen  neu  entdeckten  Ländern.  Der  Beweggrund  zu 
dieser  Eroberung  war  ein  Projekt  auf  Gold-  und  Silber- 
minen, und  eine  Reihe  von  Zufällen,  die  keine  mensch- 
liche Einsicht  vorhersehen  konnte,  ließ  dieses  Projekt 
weit  glücklicher  ausfallen,  als  vernünftigerweise  zu  er- 
warten war. 

Die  ersten  Abenteurer  aller  übrigen  europäischen 
Yölker,  die  Niederlassungen  in  Amerika  zu  begründen 
versuchten,  hegten  gleich  phantastische  Hoffnungen ;  nur 
waren  sie  nicht  ebenso  glücklich.  Erst  mehr  als  hundert 
Jahre  nach  der  ersten  Ansiedelung  in  Brasilien  entdeckte 
man  dort  Gold-,  Silber-  und  Diamanten-Minen.  In  den 
englischen,  französischen,  holländischen  und  dänischen 
Kolonien  sind  bis  heute  noch  keine  entdeckt  worden, 
wenigstens  keine,  die  man  des  Abbaues  wert  hielte. 
Allein  die  ersten  englischen  Ansiedler  in  Nordamerika 
boten  für  Gewährung  ihrer  Konzession  dem  Könige  ein 
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Fünftel  von  allem  Gold  und  Silber,  das  sie  finden 
würden.  In  den  Koncessionen  Sir  Walter  Raleighs, 
der  Londoner  und  Plymouther  Gesellschaft,  des  Rates 
von  Plymouth  usw.  wurde  daher  dieses  Fünftel  der 
Krone  vorbehalten.  Mit  der  Erwartung,  Gold-  und 
Silberminen  zu  finden,  verbanden  diese  ersten  Ansiedler 
auch  die,  eine  nordwestliche  Durchfahrt  nach  Ostindien 
zu  entdecken.  In  beiden  Hoffnungen  haben  sie  sich 
bis  jetzt  getäuscht  gesehen. 


Zweiter  Teil. 
Ursachen  des  Gedeihens  neuer  Kolonien. 

Die  Kolonie  eines  zivilisierten  Volkes,  welches  ent- 
weder von  einem  wüsten  oder  so  dünn  bevölkerten 
Lande  Besitz  nimmt,  daß  die  Eingebornen  den  neuen 
Ansiedlern  leichtPlatz  machen,  erhebt  sich  weit  schneller 
zu  Reichtum  und  Größe,  als  jede  andere  menschliche 
Gesellschaft. 

Die  Kolonisten  bringen  eine  größere  Kenntnis  des 
Ackerbaues  und  anderer  nützlichen  Künste  mit,  als  unter 
wilden  und  barbarischen  Völkern  sich  in  vielen  Jahr- 
hunderten von  selbst  zu  entwickeln  vermag.  Sie  bringen 
auch  die  Gewohnheit  der  Unterordnung,  einen  Begriff 
von  geordneter  Regierung,  wie  sie  in  ihrem  Lande  aus- 
geübt wird,  von  der  Gesetzgebung,  worauf  jene  beruht, 
und  von  einer  regelmäßigen  Rechtspflege  mit,  und  führen 
natürlich  etwas  dem  ähnliches  in  der  neuen  Ansiedlung 
ein.  Unter  wilden  und  barbarischen  Völkern  hingegen 
ist  der  natürliche  Fortschritt  der  Gesetzgebung  und  Re- 
gierung noch  langsamer,  als  der  natürliche  Fortschritt 
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in  den  Künsten,  wenn  überhaupt  erst  Gesetze  und  B-e- 
gierung  so  weit  begründet  sind,  als  es  zu  deren  Schutz 
erforderlich  ist.  Jeder  Kolonist  erhält  mehr  Land,  als 
er  bebauen  kann.  Er  hat  keine  llente  und  kaum  irgend 
eine  Abgabe  zu  zahlen.  Kein  Grundherr  verlangt  einen 
Anteil  am  Ertrag,  und  der  Anteil  des  Landesherrn  ist 
gewöhnlich  höchst  unbedeutend.  Er  hat  jeden  Beweg- 
grund, den  ihm  fast  allein  zufallenden  Ertrag  so  hoch 
zu  steigern  wie  möglich.  Aber  sein  Land  ist  gewöhn- 
lich so  umfangreich,  daß  er  bei  allem  eigenen  Fleiße 
und  bei  allem  Fleiße  der  Arbeiter,  die  er  an  sich  ziehen 
kann,  kaum  ein  Zehntel  von  dem  hervorzubringen  ver- 
mag, was  der  Boden  liefern  könnte.  Er  bemüht  sich 
daher,  von  allen  Seiten  Arbeiter  herbeizuschaffen,  und 
gibt  ihnen  gern  reichlichen  Lohn.  Dieser  reichliche 
Lohn  bewirkt  aber  in  Verbindung  mit  der  Menge  und 
"Wohlfeilheit  des  Landes,  daß  die  Arbeiter  ihn  bald 
wieder  verlassen,  um  selbst  Grundeigentümer  zu  werden, 
und  ihrerseits  wieder  andere  Arbeiter  ebenso  freigebig 
zu  belohnen,  welche  sie  bald  aus  demselben  Grunde 
verlassen,  aus  welchem  sie  ihren  ersten  Herrn  ver- 
lassen hatten.  Der  reichliche  Arbeitslohn  befördert  die 
Ehen.  Die  Kinder  werden  in  den  zarten  Jahren  der 
Kindheit  gut  genährt  und  wohlgepflegt,  und  wenn 
sie  herangewachsen  sind,  übersteigt  der  Wert  ihrer 
Arbeit  bei  weitem  ihren  Unterhalt.  Sind  sie  erwachsen, 
so  erlaubt  ihnen  der  hohe  Preis  der  Arbeit  und  der 
niedrige  Preis  des  Landes,  sich  auf  dieselbe  Art  selb- 
ständig zu  machen,  wie  es  ihre  Väter  getan  hatten. 
In  anderen  Ländern  zehren  die  ßente  und  der 
Kapitalgewinn  den  Arbeitslohn  auf,  und  die  beiden  höhe- 
ren Stände  des  Volkes  unterdrücken  den  niederen.  In 
neuen  Kolonien  nötigt  dagegen  der  eigne  Vorteil  die 
beiden  höheren  Stände,  den  niederen  großmütiger  und 
menschlicher  zu  behandeln;   wenigstens  da,  wo  dieser 
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niedere  Stand  sich  nicht  im  Zustande  der  Sklaverei 
befindet.  Unbebaute  Ländereien  von  größter  natürlicher 
Fruchtbarkeit  sind  um  eine  Kleinigkeit  zu  haben.  Der 
Einkommenzuwachs,  den  der  Eigentümer,  der  zugleich 
Unternehmer  ist,  von  der  Bodenverbesserung  erwartet, 
bildet  seinen  Gewinn,  der  unter  diesen  Verhältnissen 
gewöhnlich  sehr  groß  ist.  Doch  kann  dieser  große 
Gewinn  nur  dann  erzielt  werden,  wenn  andere  Leute 
zurUrbarmachunguudzum  Anbau  herangezogen  werden 
können;  und  das  Mißverhältnis  zwischen  dem  großen 
Umfange  des  Landes  und  der  geringen  Volkszahl  in 
neuen  Kolonien  macht  es  schwer,  Arbeiter  aufzutreiben. 
Man  feilscht  daher  nicht  um  den  Lohn,  sondern  gibt 
für  Arbeit  gern  jeden  Preis.  Der  hohe  Arbeitslohn 
wirkt  auf  die  Zunahme  der  Bevölkerung.  Die  Wohlfeil- 
heit und  Menge  guter  Ländereien  ermuntert  zum  Anbau 
und  setzt  den  Eigentümer  in  Stand,  den  hohen  Arbeits- 
lohn zu  zahlen.  In  diesem  Lohne  besteht  fast  der  ganze 
Preis  des  Bodens,  und  obwohl  als  Arbeitslohn  be- 
trachtet hoch,  ist  er  doch  als  Preis  einer  so  wertvollen 
Sache  niedrig.  Was  den  Fortschritt  der  Bevölkerung 
und  der  Bodenverbesserung  fördert,  fördert  auch 
wahren  Wohlstand  und  Größe. 

Der  Fortschritt  vieler  Kolonien  der  alten  Griechen 
zu  ßeichtum  und  Größe  scheint  demgemäß  ein  sehr 
schneller  gewesen  zu  sein.  Manche  dieser  Kolonien 
wetteiferten  nach  ein  oder  zwei  Jahrhunderten  mit  der 
Mutterstadt  und  überflügelten  sie  sogar.  Syracus  und 
Agrigent  in  Sicilien,  Tarent  und  Locri  in  Italien,  Ephe- 
sus  und  Milet  in  Kleinasien  sind  nach  allen  Berichten 
wenigstens  ebenso  blühend  gewesen  wie  irgend  eine 
Stadt  des  alten  Griechenlands.  Trotz  ihrer  späteren 
Gründung  scheinen  die  schönen  Künste,  die  Philosophie, 
Poesie  und  Beredsamkeit  ebenso  früh  bei  ihnen  aus- 
gebildet und  ebenso  hoch  entwickelt  gewesen  zu  sein, 

(■)■'■■ 
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wie  in  irgend  einem  Teile  des  Mutterlandes.  Die 
Schulen  der  beiden  ältesten  griechischen  Philosophen,  des 
Thaies  und  Pythagoras,  wurden  bemerkenswerter  Weise 
nicht  im  alten  Griechenland,  sondern  die  eine  in  einer 
asiatischen  und  die  andere  in  einer  italienischen  Kolonie 
gegründet.  Alle  diese  Kolonien  waren  in  Ländern  er- 
richtet, die  von  rohen  und  barbarischen  Völkerschaften 
bewohnt  waren,  die  den  neuen  Ansiedlern  leicht  Platz 
machten.  Sie  hatten  Überfluß  an  gutem  Boden,  und 
da  sie  von  dem  Mutterstaate  völlig  unabhängig  waren, 
so  waren  sie  in  der  Lage,  ihre  eigenen  Angelegenheiten 
so  zu  verwalten,  wie  sie  es  für  ihr  Interesse  am  pas- 
sendsten fanden. 

Die  Geschichte  der  römischen  Kolonien  ist  keines- 
wegs so  glänzend.  Einige  darunter,  wie  z.  B.  Florenz, 
haben  zwar  im  Laufe  der  Zeit  und  nach  dem  Verfall 
der  Mutterstadt  Bedeutung  erlangt.  Sie  wurden  alle  in 
eroberten  Provinzen  angelegt,  die  meistenteils  schon 
völlig  bewohnt  waren.  Die  jedem  Kolonisten  angewie- 
sene Menge  Landes  war  selten  groß,  und  da  die  Kolo- 
nien nicht  unabhängig  waren,  so  waren  sie  nicht  immer 
in  der  Lage,  ihre  Angelegenheiten  so  zu  verwalten, 
wie   sie   es  für  ihr  Interesse   am  passendsten  fanden. 

Im  Überfluße  an  gutem  Land  kommen  die  euro- 
päischen Kolonien  in  Amerika  und  Westindien  den  alten 
griechischen  gleich  und  übertreffen  sie  sogar  noch.  In 
ihrer  Abhängigkeit  vom  Mutterstaate  sind  sie  den  alten 
römischen  ähnlich;  nur  hat  ihre  große  Entfernung  von 
Europa  die  Wirkungen  dieser  Abhängigkeit  in  allen 
mehr  oder  minder  gemildert.  Ihre  Lage  hat  sie  weniger 
unter  die  Aufsicht  und  in  die  Gewalt  des  Mutterlandes 
gestellt.  Wenn  sie  bei  Wahrnehmung  ihrer  Interessen 
ihren  eignen  Weg  gingen,  so  wurde  vielfach  nicht  da- 
rauf geachtet,  weil  man  ihr  Verhalten  in  Europa  ent- 
weder nicht  kannte,  oder  nicht  verstand  ;  zuweilen  ließ 
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man  es  ausdrücklich  zu,  weil  es  zu  verhindern  die  PJnt- 
fernung  nicht  gestattete.  Selbst  die  gewalttätige  und 
willkürliche  spanische  Regierung  sah  sich  öfters  ge- 
zwungen, ihre  auf  die  Kolonialverwaltung  bezüglichen 
Befehle  aus  Furcht  vor  einem  allgemeinen  Aufstande 
zu  widerrufen  oder  zu  mildern.  Der  Fortschritt  aller 
europäischen  Kolonien  in  Bezug  auf  Reichtum,  Be- 
völkerung und  Kultur  war  demgemäß  sehr  groß. 

Die  Krone  Spaniens  hat  von  ihrem  Anteil  am  Gold 
und  Silber  aus  ihi'en  Kolonien  vom  Augenblick  ihrer 
Gründung  an  einiges  Einkommen  gezogen,  ein  Einkom- 
men von  einem  Charakter,  der  in  der  menschlichen  Hab- 
sucht die  ausschweifendsten  Erwartungen  noch  größerer 
Reichtümer  erwecken  mußte.  Daher  zogen  die  spani- 
schen Kolonien  von  Anfang  an  die  volle  Aufmerksam- 
keit ihres  Mutterlandes  auf  sich,  während  die  Kolonien 
der  übrigen  europäischen  Völker  lange  Zeit  sehr  ver- 
nachlässigt wurden.  Die  ersteren  gediehen  vielleicht 
infolge  dieser  Aufmerksamkeit  nicht  desto  mehr,  und  die 
letzteren  infolge  dieser  Vernachlässigung  nicht  desto 
weniger.  Im  Verhältnis  zur  Ausdehnung  sind  die  spa- 
nischen Kolonien  weniger  bevölkert  und  blühend,  als 
die  Kolonien  fast  aller  anderen  Völker ;  doch  sind  die 
Fortschritte  in  der  Bevölkerung  und  Kultur  selbst  in 
den  spanischen  Kolonien  sicherlich  sehr  schnell  und  groß 
gewesen.  Die  Stadt  Lima,  die  seit  der  Eroberung  ge- 
gründet ist,  soll  nach  Ulloa  vor  etwa  dreißig  Jahren 
50,000  Einwohner  gehabt  haben.  Quito,  das  ein  elendes 
Indianerdorf  war,  soll  nach  eben  diesem  Schriftsteller 
ebenso  bevölkert  gewesen  sein.  Gemelli  Carreri,  der 
zwar  nur  ein  vorgeblicher  Reisender  gewesen  sein  soll, 
aber  doch  überall  sehr  guten  Nachrichten  gefolgt  zu 
sein'scheint,  gibt  die  Stadt  Mexico  als  von  100,000  Seelen 
bewohnt  an,  was  trotz  aller  Übertreibungen  der  spani- 
schen   Schriftsteller   wahrscheinlich   mehr   als   fünfmal 
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soviel  ist,  als  die  Stadt  zur  ZeitMontezumas  enthielt.  Diese 
Einwohnerzahl  übersteigt  die  von  Boston,  New-York  und 
Philadelphia,  den  drei  größten  Städten  der  englischen 
Kolonien,  bei  weitem.  Vor  der  Eroberung  der  Spanier 
gab  es  weder  in  Mexico  noch  in  Peru  Zugvieh.  Das 
Lama  war  das  einzige  Lasttier  und  dessen  Stärke  scheint 
derjenigen  des  Esels  weit  nachgestanden  zu  haben. 
Der  Pflug  war  dort  unbekannt;  ebenso  der  Gebrauch 
■  des  Eisens.  Sie  hatten  weder  gemünztes  Geld  noch  ein 
Umlaufsmittel  irgend  einer  Art.  Ihr  Handel  war  ein 
reiner  Tauschhandel.  Eine  Art  hölzernen  Spatens  war 
das  hauptsächlichste  Ackergerät.  Scharfe  Steine  dienten 
ihnen  als  Messer  und  Beile,  Fischgräten  und  die  harten 
Sehnen  gewisser  Tiere  gebrauchten  sie  zum  Nähen,  und 
diese  Dinge  scheinen  ihre  hauptsächlichsten  Werkzeuge 
gewesen  zu  sein.  Bei  diesem  Stande  der  Dinge  konnte 
unmöglich  eines  der  Reiche  so  angebaut  oder  kultiviert 
sein,  wie  jetzt,  wo  sie  mit  allen  Arten  europäischen 
Viehs  reichlich  versehen  sind,  und  wo  der  Gebrauch 
des  Eisens,  des  Pfluges  und  vieler  anderer  europäischer 
Künste  bei  ihnen  eingeführt  ist.  Die  Volkszahl  eines 
Landes  richtet  sich  aber  nach  der  Stufe  seines  Anbaues 
und  seiner  Kultur.  Trotz  der  durch  die  Eroberung 
herbeigeführten  grausamen  Vertilgung  der  Eingeborenen 
sind  diese  beiden  großen  Reiche  jetzt  wahrscheinlich 
bevölkerter,  als  vorher,  und  die  jetzige  Bevölkerung 
ist  sicherlich  eine  ganz  andere;  denn  man  muß,  glaube 
ich,  anerkennen,  daß  die  spanischen  Kreolen  die  alten 
Indianer  in  vielen  Beziehungen  übertreffen. 

Nach  den  Ansiedlungen  der  Spanier  ist  die  der 
Portugiesen  in  Brasilien  die  älteste  Ansicdlung  eines 
eurojjäischen  Volkes  in  Amerika.  Da  aber  lange  weder 
Gold- noch  Silberminen  daselbst  gefunden  wurden,  und 
das  Land  mithin  der  Krone  wenig  oder  gar  kein  Ein- 
koramen abwarf,  so  wurde  es  lange  Zeit  äußerst  ver- 
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nachlässigt ;  und  während  dieser  Vernachlässigung  ge- 
dieh es  zu  einer  großen  und  mächtigen  Kolonie.  Als 
Portugal  unter  der  Herrschaft  Spaniens  stand,  griffen 
die  Holländer  Brasilien  an  und  nahmen  von  den  vier- 
zehn Provinzen,  in  welche  es  geteilt  ist,  sieben  in  Be- 
sitz. Sie  hofften  bald  auch  die  übrigen  sieben  zu  erobern, 
als  Portugal  durch  die  Thronbesteigung  der  Familie 
Braganza  seine  Unabhängigkeit  wieder  erlangte.  Nun 
wurden  die  Holländer  als  Feinde  Spaniens  Freunde  der 
Portugiesen,  die  gleichfalls  Feinde  Spaniens  waren.  Sie 
kamen  daher  überein,  den  von  ihnen  noch  nicht  eroberten 
Teil  Brasiliens  dem  Könige  von  Portugal  zu  überlassen, 
der  seinerseits  ihnen  den  schon  eroberten  Teil  als  etwas, 
das  eines  Streites  mit  einem  so  guten  Verbündeten  nicht 
lohnte,  überließ.  Indes  fing  die  holländische  Regierung 
bald  an,  die  portugiesischen  Kolonisten  zu  drücken,  die, 
ohne  sich  lange  auf  Klagen  einzulassen,  gegen  ihre 
neuen  Herren  die  AVaffen  ergriffen  und  sie  durch  eigene 
Tapferkeit  und  Entschlossenheit,  wenn  auch  unter  still- 
schweigenderGutheißungdesMutterlandes,  so  doch  ohne 
dessen  offenen  Beistand,  aus  Brasilien  vertrieben.  Da 
mithin  die  Holländer  ihren  Anteil  nicht  zu  behaupten 
vermochten,  so  willigten  sie  ein,  ihn  der  Krone  Por- 
tugal zurückzugeben.  Diese  Kolonie  soll  mehr  als 
600,000  Einwohner  haben:  Portugiesen  oder  ihre  Ab- 
kömmlinge, Kreolen,  Mulatten  und  eine  Mischrasse 
zwischen  Portugiesen  und  Brasilianern.  Keine  einzige 
amerikanische  Kolonie  soll  soviel  F^inwohner  von  euro- 
päischer Abkunft  haben. 

Gegen  Ende  des  15.  und  fast  im  ganzen  16.  Jahr- 
hundert waren  Spanien  und  Portugal  die  beiden  ersten 
Seemächte;  denn  wenn  auch  der  Handel  Venedigs  sich 
über  ganz  Europa  erstreckte,  so  waren  seine  Flotten 
doch  kaum  jemals  über  das  mittelländische  Meer  hinaus- 
gekommen.   Die  Spanier  nahmen  kraft  des  Rechts  der 
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Entdeckung  ganz  Amerika  als  ihr  Eigentum  in  An- 
spruch, und  wenn  sie  auch  eine  so  große  Seemacht,  wie 
die  portugiesische,  nicht  hindern  konnten,  sich  in  Bra- 
sihen  festzusetzen,  so  war  doch  damals  der  Schrecken 
ihres  Namens  so  groß,  daß  die  meisten  anderen  euro- 
päischen Völker  sich  nicht  getrauten,  an  irgend  einem 
Teile  des  großen  Festlandes  eine  Niederlassung  zu 
gründen.  Die  Franzosen,  die  den  Versuch  machten, 
sich  in  Florida  anzusiedeln,  wurden  sämtlich  von  den 
Spaniern  ermordet.  Allein  der  Verfall  der  spanischen 
Seemacht,  eine  Folge  der  Niederlage  oder  des  Mißge- 
schicks ihrer  sogenannten  unüberwindlichen  Flotte  zu 
Ende  des  16.  Jahrhunderts,  setzte  sie  außer  Stand,  die 
Niederlassungen  der  anderen  europäischen  Völker  noch 
ferner  zu  verhindern.  Daher  versuchten  im  Laufe  des 
17.  Jahrhunderts  die  Engländer,  Franzosen,  Holländer, 
Dänen  und  Schweden,  kurz  alle  großen  Völker,  die 
Häfen  am  Ocean  hatten,  Kolonien  in  der  neuen  "Welt 
anzulegen. 

Die  Schweden  setzten  sich  in  New-Jersey  fest,  und 
die  Anzahl  schwedischer  Familien,  die  man  dort  noch 
trifft,  beweist  hinlänglich,  daß  diese  Kolonie  wahrschein- 
lich zur  Blüte  gekommen  sein  würde,  wenn  sie  vom 
Mutterlande  geschützt  worden  wäre.  Da  sie  aber  von 
Schweden  vernachlässigt  wurde,  so  ward  sie  bald  von 
der  holländischen  Kolonie  New-York  verschlungen,  die 
dann  1674  unter  die  Oberherrschaft  der  Engländer  kam. 

Die  kleinen  Inseln  St.  Thomas  und  Santa  Cruz  sind 
die  einzigen  Länder  in  der  neuen  Welt,  die  dauernd  im 
Besitz  der  Dänen  gewesen  sind.  Diese  kleinen  Kolonien 
standen  unter  der  Regierung  einer  privilegierten  Ge- 
sellschaft, die  allein  das  liecht  hatte,  die  überschüssigen 
Produkte  der  Kolonisten  zu  kaufen  und  sie  mit  ihrem 
Bedarf  an  Waren  anderer  Länder  zu  versorgen,  die  mit- 
hin sowohl  beim  Kauf  wie  beim  Verkauf  nicht  nur  in 
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der  Lage,  sondern  auch  in  der  größten  Versuchung  war, 
die  Kolonisten  zu  unterdrücken.  Die  E-egierung  einer 
privilegierten  Handelsgesellschaft  ist  wohl  von  allen  denk- 
baren Regierungen  die  schlimmste.  Dennoch  konnte 
sie  den  Fortschritt  dieser  Kolonien  nicht  ganz  hindern, 
obwohl  sie  ihn  aufhielt  und  schwächte.  Der  vorige 
König  von  Dänemark  löste  diese  Gesellschaft  auf,  und 
seitdem  sind  diese  Kolonien  mächtig  aufgeblüht. 

Die  holländischen  Kolonien  in  Westindien  standen 
ursprünglich  ebenso  wie  die  in  Ostindien  unter  der 
Regierung  einer  priviligierten  Gesellschaft.  Die  Fort- 
schritte einiger  von  ihnen  waren  daher  im  Vergleich  mit 
lange  bevölkert_en  und  angebauten  Ländern  zwar  groß, 
aber  im  Vergleich  mit  den  meisten  neuen  Kolonien 
schläfrig  und  langsam.  Die  Kolonie  Surinam,  so  be- 
deutend sie  auch  ist,  steht  doch  gegen  die  meisten  Zucker- 
kolonien der  übrigen  europäischen  Nationen  zurück. 
Auch  die  Kolonie  Neu-Belgien,  die  jetzt  in  die  zw'ei 
Provinzen  New-York  und  New-Jersey  geteilt  ist,  würde 
wahrscheinlich  bald  bedeutend  geworden  sein,  selbst 
wenn  sie  unter  holländischer  Herrschaft  geblieben  wäic. 
Die  Menge  und  Wohlfeilheit  guten  Landes  sind  so  mäch- 
tige Ursachen  des  Gedeihens,  daß  auch  die  allerschlech- 
teste  Regierung  kaum  imstande  ist,  ihren  Einfluß  gänz- 
lich aufzuheben.  Auch  -weichen  bei  der  großen  Ent- 
fernung vom  Mutterlande  die  Kolonisten  dem  Monopol 
der  Gesellschaft  durch  Schleichhandel  mehr  oder  weniger 
aus.  Gegenwärtig  erlaubt  die  Gesellschaft  allen  hol- 
ländischen Schiffen  den  Handel  nach  Surinam  gegen 
Zahlung  von  2°/o  vom  Wert  der  Ladung,  und  behält 
sich  nur  den  direkten  Handel  von  Afrika  nach  Amerika, 
der  fast  gänzlich  in  Sklavenhandel  besteht,  ausschließlich 
vor.  Dieser  Nachlaß  in  den  ausschließlichen  Privilegien 
der  Gesellschaft  ist  wahrscheinlich  die  Hauptursache  des 
Wohlstandes,  dessen  sich  die  Kolonie  gegenwärtig  er- 
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freut.  Curaeao  und  Eustache,  die  beiden  bedeutendsten 
der  den  Holländern  gehörenden  Inseln,  sind  Freihäfen 
für  die  Schiffe  aller  Nationen,  und  diese  Freiheit  in- 
mitten besserer  Kolonien,  deren  Häfen  nur  den 
Schiffen  einer  Nation  offen  stehen,  war  die  Hauptursache 
des  Wohlstandes  dieser  beiden  unfruchtbaren  Inseln. 

Die  französische  Kolonie  Kanada  befand  sich  wäh- 
rend des  größten  Teils  des  vorigen  und  eines  Teils 
des  gegenwärtigen  Jahrhunderts  unter  der  Regierung 
einer  ausschließlichen  Gesellschaft.  Unter  so  ungünstiger 
Verwaltung  war  ihr  Fortschiitt  im  Vergleich  mit  anderen 
neuen  Kolonien  sehr  langsam;  er  wurde  aber  weit 
rascher,  als  diese  Gesellschaft  nach  dem  Falle  des  soge- 
nannten Mississippiplanes  aufgelöst  wurde.  Als  die  Eng- 
länder von  diesem  Lande  Besitz  nahmen,  fanden  sie  da- 
rin etwa  die  doppelte  Zahl  der  Einwohner,  die  P.  Charle- 
voix vor  zwanzig  bis  dreißig  Jahren  angegeben  hatte. 
Dieser  Jesuit  hatte  das  ganze  Land  durchreist,  und 
wird  es  schwerlich  als  unbedeutender  haben  darstellen 
wollen,  als  es   wirklich  war. 

Die  französische  Kolonie  von  St.  Domingo  wurde 
von  Seeräubern  und  Freibeutern  angelegt,  die  lange  Zeit 
weder  Frankreichs  Schutz  suchten,  noch  seine  Herrschaft 
anerkannten;  und  als  dies  Geschlecht  von  Käubern  inso- 
fern Bürger  wurden,  als  sie  diese  Herrschaft  anerkannten, 
mußte  diese  noch  lange  äußerst  gelinde  gehandhabt 
werden.  In  diesem  Zeiträume  nahm  die  Volksmenge 
und  die  Kultur  der  Kolonie  sehr  schnell  zu.  Selbst  der 
Druck  der  privilegierten  Gesellschaft,  der  diese  wie  alle 
anderen  französischen  Kolonien  eine  Zeitlang  unter- 
worfen war,  konnte  ihren  Fortscliritt  nur  aufhalten,  nicht 
aber  gänzlich  hemmen.  Die  Prosperität  kehrte  sogleich 
zurück,  als  jener  Druck  aufhörte.  Sie  ist  jetzt  die 
wichtigste  Zuckerkolonie  von  Westindien,  und  ihre  Pro- 
duktion soll  größer  sein,  als  die  aller  englischen  Zucker- 
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kolonien  zusammengenommen.  Die  übrigen  fi-anzösischen 
Zuckerkolonien  sind  im  Allgemeinen  alle  sehr  blühend. 
Keine  Kolonien  jedoch  haben  sich  so  rasch  gehoben 
wie  die  der  Engländer  in  Nordamerika.  Überfluß  an 
gutem  Lande  und  die  Freiheit,  ihre  Angelegenheiton 
selbst  zu  verwalten,  scheinen  die  beiden  Hauptursachen 
des  Wohlstandes  aller  neuen  Kolonien  zu  sein.  Mit 
einem  Überfluß  guten  Landes  jedoch  sind  zwar  die 
englischen  Kolonien  in  Nordamerika  reichlich  versehen, 
aber  sie  stehen  darin  doch  hinter  den  spanischen  und 
})ortugiesischen  zurück,  und  haben  vor  denen,  die  die 
Franzosen  vor  dem  letzten  Kriege  besassen,  nichts  vor- 
aus. Dagegen  waren  die  politischen  Einrichtungen  der 
englischen  Kolonien  dem  Fortschritt  und  der  Kultur 
des  Landes  günstiger  als  die  irgend  einer  Kolonie  der 
drei  anderen  Völker. 

Erstens  ist  der  Aufkauf  unbebauten  Landes  in  den 
englischen  Kolonien  zwar  nicht  ganz  verboten,  aber 
doch  mehr  eingeschränkt  worden,  als  in  den  anderen. 
Das  Kolonialgesetz,  das  jedem  Eigentümer  die  Verpflich- 
tung auferlegt,  innerhalb  einer  gewissen  Zeit  einen  be- 
stimmten Teil  seinei-  Ländereien  in  Anbau  zu  nehmen, 
widrigenfalls  die  vernachlässigten  Gi'undstücke  an  einen 
andern  übertragen  werden  können,  ist  zwar  vielleicht 
nicht  sehr  strenge  gehandhabt  worden,  hat  aber  doch 
einigen  Einfluß  geübt. 

Zweitens  gibt  es  in  Pennsylvanien  kein  Erstgeburts- 
recht, und  Grundbesitz  wie  bewegliches  Eigentum  werden 
unter  alle  Kinder  der  Familie  gleichmäßig  verteilt.  In 
drei  Provinzen  von  Neu-England  erhält  das  älteste 
Kind,  wie  nach  mosaischem  Gesetz,  nur  den  doppelten 
Anteil.  Wenn  sich  daher  auch  zuweilen  in  diesen 
Provinzen  eine  zu  große  Menge  Landes  in  einer  Hand 
aufhäuft,  so  wird  es  doch  aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
in  einer  oder  zwei  Generationen  wieder  hinläno-lich  ver- 
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teilt  sein.  In  den  übrigen  englischen  Kolonien  gilt 
zwar,  wie  nach  englischem  Gesetz,  das  Erstgeburtsrecht; 
allein  in  allen  englischen  Kolonien  erleichtert  das  Erb- 
pachtsystem {free  socage)  die  Veräußerung,  und  der 
Konzessionsinhaber  ausgedehnter  Ländereien  findet  es 
in  der  Kegel  in  seinem  Interesse,  den  grüßten  Teil  von 
ihnen  baldmöglichst  zu  veräußern  und  sich  nur  einen 
geringen  Erbzins  vorzubehalten.  In  den  spanischen  und 
portugiesischen  Kolonien  greift  bei  Vererbung  aller 
großen  Güter,  auf  denen  Ehrentitel  ruhen,  das  soge- 
nannte Majoratsrecht  Platz.  Solche  Güter  gehen  alle 
in  eine  Hand  über  und  sind  tatsächlich  Fideikommisse 
und  unveräußerlich.  Die  französischen  Kolonien  sind 
zwar  dem  Pariser  Gewohnheitsrecht  unterworfen,  das 
in  der  Vererbung  von  Grundbesitz  den  jüngeren  Kindern 
weit  günstiger  ist,  als  das  englische  Recht;  wenn  aber 
in  den  französischen  Kolonien  ein  Ritter-  oder  adeliges 
Lehngut  teilweise  veräußert  wird,  so  unterliegt  es  für 
bestimmte  Zeit  dem  Rückkauf srecht  seitens  der  Erben 
entweder  des  Lehnsherrn  oder  der  Familie;  und  alle 
großen  Güter  des  Landes  sind  solche  adelige  Lehngüter, 
was  natürlich  die  Veräußerung  erschwert.  In  einer 
neuen  Kolonie  werden  aber  große  unangebaute  Lände- 
reien erklärlicherweise  weit  eher  durch  Veräußerung 
als  durch  Vererbung  geteilt.  Die  Menge  und  Wohl- 
feilheit  guten  Landes  ist,  wie  schon  gezeigt,  die  Haupt- 
ursache des  raschen  Gedeihens  neuer  Kolonien.  Die 
Ansammlung  großenGrundbesitzes  in  einer  Hand  zer'stört 
tatsächlich  diese  Menge  und  Wohlfeilheit,  und  ist  über- 
dies für  noch  unangebaute  Ländereien  das  größte  Hin- 
dernis des  Anbaus.  Die  auf  die  Bodenkultur  verwendete 
Arbeit  gewährt  aber  der  Gesellschaft  den  größten  E]r- 
trag,  da  letzterer  in  diesem  Falle  nicht  nur  den  Arbeits- 
lohn und  den  Gewinn  des  verwendeten  Kapitals,  sondern 
auch    die  Rente  des  Landes,    worauf  das  Kapital  ver- 
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wendet  wird,  bezahlt.  Da  nun  die  Arbeit  der  englischen 
Kolonisten  mehr  auf  die  Kultur  des  Landes  verwendet 
wird,  so  gewährt  sie  auch  einen  größeren  Ertrag,  als 
die  der  drei  anderen  Völker,  die  durch  die  Vereinigung 
des  Grundbesitzes  in  wenigen  Händen  mehr  oder 
minder  auf  andere  Beschäftigungen  gelenkt  wird. 

Drittens  gewährt  die  Arbeit  der  englischen  Kolo- 
nisten nicht  nur  einen  größeren  Ertrag,  sondern  bei 
ihren  geringen  Steuern  fällt  ihnen  auch  ein  größerer 
Teil  des  Ertrages  zu,  den  sie  aufhäufen  und  womit  sie 
eine  noch  größere  Arbeitsmenge  in  Bewegung  setzen 
können.  Die  englischen  Kolonisten  haben  noch  niemals 
etwas  zur  Verteidigung  des  Mutterlandes  oder  zumUnter- 
halt  seiner  Regierung  beigetragen ;  sie  sind  im  Gegenteil 
bisher  fast  ganz  auf  Kosten  des  Mutterlandes  verteidigt 
worden.  Der  Aufwand  für  Flotten  und  Armeen  ist  aber 
außer  allem  Verhältnis  größer,  als  die  nötigen  Kosten 
des  Zivildienstes.  Die  Kosten  ihrer  Zivilverwaltung  sind 
immer  sehr  mäßige  gewesen,  und  beschränkten  sich  ge- 
wöhnlich auf  die  dem  Gouverneur,  den  Richtern  und 
einigen  Vervvaltungsbeamten  zukommenden  Gehälter 
und  die  Unterhaltung  einiger  gemeinnütziger  Anstalten. 
Die  Kosten  der  Zivilverwaltung  von  Massachusetsbay 
pflegten  vor  den  jetzigen  Unruhen  nur  etwa  £  1800  jähr- 
lich zu  betragen ;  die  von  New-Hampshire  und  Rhode- 
Island  je  £  3500;  die  von  Connecticut  £  4000;  die  von 
New- York  und  Pennsylvanien  je  £  4500;  die  von 
New-Jersey  £  1200;  die  von  Virginia  und  Südkarolina 
je  £  8000.  Die  Zivilverwaltung  von  Neu-Schottland 
und  Georgia  wird  zum  Teil  vom  Mutterlande  bestritten ; 
doch  zahlt  Neu-Schottland  jährlich  etwa  £  7000  und 
Georgia  etwa  £  2500  zu  den  öffentlichen  Ausgaben  der 
Kolonie.  Kurz  alle  Zivilverwaltungen  in  Nordamerika, 
mit  Ausschluß  von  Maryland  und  Nordkarolina,  über  die 
genaue  Ausweise  fehlen,  kosteten  vor  den  gegenwärtigen 
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Unruhen  die  Einwohner  nicht  mehr  als  £  64,700  im 
Jahre,  —  ein  ewig  denkwürdiges  Beispiel,  mit  wie  ge- 
ringen Kosten  drei  Millionen  Menschen  nicht  nur  regiert, 
sondern  auch  gut  regiert  werden  können.  Freilich  ist 
der  wichtigste  Teil  der  Staatsausgaben,  der  für  die  Ver- 
teidigung und  den  Schutz,  immer  auf  das  Mutterland 
gefallen.  Auch  ist  das  (Jeremoniell  der  Zivilverwaltung 
in  den  Kolonien  bei  Einführung  eines  neuen  Gouver- 
neurs, bei  Eröffnung  einer  neuen  Legislative  u.  s.  w., 
zwar  würdig,  aber  ohne  allen  Pomp  und  Gepränge.  Ihr 
Kirchenregiment  ist  eben  so  sparsam  eingerichtet.  Zehn- 
ten sind  unter  ihnen  unbekannt,  und  ihre  keineswegs 
zahlreiche  Geistlichkeit  wird  entweder  durch  mäßige  Ge- 
hälter oder  durch  freiwillige  Beisteuern  unterhalten. 
Spanien  und  Portugal  ziehen  hingegen  aus  der  Besteu- 
erung der  Kolonien  Vorteil.  Frankreich  hat  zwar  nie- 
mals von  seinen  Kolonien  bedeutende  Einkünfte  ge- 
zogen, und  die  Steuern  wurden  in  der  ßegel  wieder  für 
die  Kolonien  verwendet ;  allein  die  Kolonialregierung 
aller  drei  Nationen  ist  viel  kostspieliger,  und  mit  einem 
weit  verschwenderischeren  Prunk  verbunden.  Die  bei 
Einführung  eines  neuen  Vicekönigs  von  Peru  z.  B.  ver- 
ausgabten Summen  waren  oft  ungeheuer.  Solche  Veran- 
staltungen sind  nicht  nur  wirkliche  Steuern,  die  jedes- 
mal den  reichen  Kolonisten  aufgelegt  w^erden,  sondern 
gewöhnen  sie  auch  in  anderen  Fällen  an  eitlen  Prunk 
und  an  große  Ausgaben.  Sie  sind  nicht  nur  gelegentlich 
sehr  drückende  Steuern,  sondern  tragen  auch  viel  dazu 
bei,  noch  weit  drückendere  dauernde  bei  ihnen  einzu- 
führen: die  verderblichen  Steuern  des  Privatluxus  und 
der  Ausschweifung.  In  den  Kolonien  aller  drei  Nationen 
ist  auch  das  Kirchenregiment  äußerst  drückend.  Zehnten 
sind  überall  eingeführt  und  werden  in  den  spanischen 
und  portugiesischen  Kolonien  mit  der  größten  Strenge 
eino;etrieben.  Außerdem  aber  werden  sie  sämtlich  noch 
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von  einem  zahlreichen  Geschlecht  von  Bettelmönchen 
gepreßt,  deren  Bettelei  nicht  nur  erlaubt,  sondern  auch 
durch  die  Religion  geheiligt  ist,  und  daher  eine  sehr 
drückende  Steuer  auf  die  armen  Leute  ausmacht,  denen 
man  es  als  eine  Pflicht  darstellt,  ihnen  zu  geben,  und 
als  eine  große  Sünde,  ihnen  Mildtätigkeit  zu  versagen. 
Und  zu  all  dem  häuft  in  allen  dreien  die  Geistlichkeit 
den  meisten  Grundbesitz  auf. 

Viertens  sind  die  englischen  Kolonien  in  dem  Ab- 
sätze ihrer  den  eigenen  Bedarf  übersteigenden  Produkte 
begünstigter,  und  erfreuen  sich  eines  ausgedehnteren 
Marktes,  als  die  Kolonien  der  anderen  europäischen 
Völker.  Letztere  haben  mehr  oder  weniger  den  Handel 
mit  ihren  Kolonien  für  sich  selbst  zu  monopolisieren 
gesucht  und  deswegen  den  Schiffen  fremder  Nationen 
den  Handel  mit  ihnen  verboten  und  den  Kolonien 
selbst  untersagt,  europäische  Waren  fremder  Völker 
einzuführen.  Doch  war  die  Ausführung  dieses  Monopols 
sehr  verschieden. 

Einige  Völker  haben  den  ganzen  Handel  mit  ihren 
Kolonien  einer  privilegierten  Gesellschaft  überlassen,  von 
welcher  die  Kolonisten  ihren  Bedarf  an  europäischen 
Waren  kaufen,  und  an  die  sie  ihre  überschüssigen  Pro- 
dukte verkaufen  mußten.  Es  lag  mithin  im  Interesse 
der  Gesellschaft,  nicht  nur  die  ersteren  möglichst  teuer 
zu  verkaufen  und  die  letzteren  möglichst  wohlfeil  zu 
kaufen,  sondern  von  letzteren  auch  zu  diesem  niedrigen 
Preise  nicht  mehr  zu  kaufen, als  in  Europa  zu  sehr  hohem 
Preise  wieder  abzusetzen  war.  Es  lag  in  ihrem  Interesse, 
nicht  nur  in  allen  Fällen  den  Preis  der  überschüssigen 
Produkte  niederzuhalten,  sondern  auch  in  vielen  Fällen 
die  natürliche  Vermehrung  der  Produktion  zu  entmutigen 
und  zu  hemmen.  Unter  allen  erdenklichen  Mitteln,  das 
natürliche  Wachstum  einer  neuen  Kolonie  zu  verküm- 
mern, ist  das  einer  privilegierten  Gesellschaft  ohneZweifel 
das  wirksamste.   Gleichwohl  befolgte  Holland  diese  Poli- 
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tik,  obschon  die  holländische  Gi-esellschaft  im  Laufe  dieses 
Jahrhunderts  vielfach  auf  die  Ausübung  ihres  Privile- 
giums verzichtet  hat.  Auch  Dänemark  befolgte  bis 
zur  Regierung  des  vorigen  Königs  diese  Politik.  Eben- 
so zeitweise  Frankreich,  und  jüngst,  seit  1755,  nach- 
dem sie  von  allen  anderen  Völkern  ihrer  Torheit  wegen 
verlassen  war,  wurde  sie  von  Portugal,  wenigstens  für 
die  beiden  bedeutendsten  Provinzen  Brasiliens  Fernam- 
buco  und  Marannon,  adoptiert. 

Andere  Völker  haben,  ohne  eine  Gesellschaft  zu 
privilegieren,  den  ganzen  Handel  mit  ihren  Kolonien  auf 
einen  bestimmten  Hafen  des  Mutterlandes  eingeschränkt, 
aus  welchem  kein  Schiff  anders  als  mit  einer  Flotte  und 
in  einer  gewissen  Jahreszeit  oder  wenn  einzeln,  kraft 
einer  meist  sehr  teuren  Speziallicenz  auslaufen  durfte. 
Diese  Politik  öffnete  zwar  allen  Einwohnern  des  Mutter- 
landes den  Handel  mit  den  Kolonien,  falls  sie  ihn  aus 
dem  rechten  Hafen,  in  der  rechten  Jahreszeit  und  mit 
den  rechten  Schiffen  trieben :  da  es  aber  die  ßheder,  die 
ihre  Kapitalien  zur  Ausrüstung  der  bevorrechteten 
Schiffe  zusammenschössen,  vorteilhaft  finden  mußten, 
gemeinschaftliche  Sache  zu  machen,  so  kam  auch  der 
in  dieser  Art  betriebene  Handel  so  ziemlich  auf  den- 
selben Fuß,  wie  der  einer  privilegierten  Gresellschaft. 
Der  Gewinn  dieser  Rheder  war  fast  ebenso  übermäßig 
wie  drückend.  Die  Kolonien  wurden  schlecht  versorgt 
und  mußten  einerseits  sehr  teuer  kaufen,  andererseits 
sehr  billig  verkaufen.  Trotzdem  ist  Spanien  bis  vor 
wenigen  Jahren  stets  bei  dieser  Politik  geblieben,  und 
der  Preis  aller  europäischen  Waren  soll  daher  in  dem  . 
spanischen  Westindien  ungeheuer  gewesen  sein.  In 
Quito  wurde  nach  Ulloas  Angabe  ein  Pfund  Eisen 
mit  vier  bis  sechs,  und  ein  Pfund  Stahl  mit  sechs 
bis  neun  Pence  bezahlt.  Die  Kolonien  veräußern  aber 
ihre  Waren  hauptsächlich  darum,  um  sich  europäische 
Waren  dafür  zu  verschaffen.    Je  mehr  sie  mithin  für 
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die  einen  bezahlen,  desto  weniger  erhalten  sie  für  die 
anderen,  und  die  Teuerung  der  einen  ist  gleichbedeutend 
mit  der  Wohlfeilheit  der  anderen.  Portugals  Politik 
ist  in  dieser  Beziehung  in  allen  seinen  Kolonien  die- 
selbe wie  die  frühere  Politik  Spaniens,  mit  alleiniger 
Ausnahme  von  Fernarabuco  und  Marannon,  in  denen 
jüngst  eine  noch  weit  schlimmere  eingeführt  ist. 

Andere  Völker  lassen  den  Handel  mit  ihren  Kolo- 
nien für  alle  ihre  Untertanen  frei,  die  ihn  aus  allen 
Häfen  des  Mutterlandes  treiben  können  und  dazu  keine 
andere  Erlaubnis  gebrauchen,  als  die  gewöhnlichen  Aus- 
fertigungen des  Zollamtes.  In  diesem  Falle  macht  die 
Menge  und  die  zerstreute  Lage  der  Handelsleute  es  diesen 
unmöglich,  sich  mit  einander  zu  verbinden,  und  ihr 
Wettbewerb  ist  hinreichend,  übermäßige  Gewinne  zu 
verhindern.  Unter  so  liberaler  Politik  sind  die  Kolo- 
nien imstande,  zu  angemessenen  Preisen  sowohl  zu  ver- 
kaufen, wie  zu  kaufen.  Diese  Politik  hat  England  seit 
Aufl()SungderPlymouth-Gesellschaft,  als  unsereKolonien 
noch  in  der  Kindheit  waren,  stets  eingehalten.  Auch 
von  Frankreich  wurde  sie  in  der  Regel  und  seit  Auf- 
hebung der  sogenannten  Missisippi-Gesellschaftstets ver- 
folgt. Die  Handelsgewinne,  die  Frankreich  und  England 
von  ihren  Kolonien  ziehen,  sind  daher,  obwohl  etwas 
höher  als  sie  bei  freiem  Wettbewerb  aller  Nationen  sein 
würden,  doch  keineswegs  übertrieben  hoch,  und  der 
Preis  der  europäischen  Waren  ist  demgemäß  in  den 
meisten  Kolonien  dieser  beiden  Völker  mäßig. 

Auch  in  der  Ausfuhr  ihrer  überschüssigen  Erzeug- 
nisse sind  die  britischen  Kolonien  nur  hinsichtlich  ein- 
zelner Waren  auf  den  Markt  des  Mutterlandes  beschränkt. 
Diese  Waren,  die  in  der  Navigationsakte  und  einigen 
späteren  Akten  aufgezählt  sind,  heißen  aufgezählte 
Waren  (enumerated  commodities);  die  übrigen  heißen 
nicht  aufgezählte  {non-emimerated),  und  können  direkt 
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nach  anderen  Ländern  ausgeführt  werden,  jedoch  nur 
in  britischen  oder  in  Kolonialschiffen,  von  denen  die 
Eigentümer  und  drei  Viertel  der  Seeleute  britische 
Untertanen  sind.  Unter  den  nichtauf gezählten  Waren 
sind  einige  der  wichtigsten  Erzeugnisse  Amerikas  und 
Westindiens;  Getreide  aller  Art,  Bauholz,  gesalzenes 
Fleisch,  Fische,  Zucker  und  Rum. 

Getreide  ist  natürlich  der  erste  und  wichtigste 
Gegenstand  des  Anbaus  aller  neuen  Kolonien.  Durch 
Gewährung  eines  sehr  ausgebreiteten  Marktes  dafür 
muntert  das  Gesetz  die  Kolonien  auf,  diese  Kultur  weit 
über  den  Yerbrauch  eines  dünn  bevölkerten  Landes  aus- 
zudehnen, und  so  im  Voraus  für  den  reichlichen  Unter- 
halt  einer   stets   wachsenden  Bevölkerung   zu    sorgen. 

In  einem  ganz  mit  Wald  bedeckten  Lande,  wo  das 
Holz  wenig  oder  gar  keinen  Wert  hat,  sind  die  Kosten 
der  Lichtung  das  Haupthindernis  der  Bodenverbesserung. 
Durch  Gewährung  eines  sehr  ausgedehnten  Marktes  für 
ihr  Bauholz  erleichtert  das  Gesetz  den  Kolonien  die 
Bodenkultur,  da  der  Preis  einer  Ware,  die  sonst  nur 
geringen  Wert  haben  würde,  erhöht  und  dadurch  den 
Kolonisten  ermöglicht  wird,  da  Gewinn  zu  machen,  wo 
sonst  nur  Kosten  entstehen  würden. 

In  einem  nicht  halb  bevölkerten  und  halb  kulti- 
vierten Lande  vermehrt  sich  natürlich  das  Vieh  über  den 
Verbrauch  der  Einwohner  hinaus,  und  hat  deshalb  oft 
wenig  oder  gar  keinen  Wert.  Wie  aber  schon  gezeigt 
wurde,  steht  der  Preis  des  Viehs  zu  dem  des  Getreides 
in  einem  gewissen  A^erhältnis,  bevor  der  meiste  Boden 
eines  Landes  kultiviert  werden  kann.  Durch  Gewährung 
eines  sehr  ausgedehnten  Marktes  für  amerikanisches  Vieh 
in  jeder  Gestalt,  tot  oder  lebend,  sucht  das  Gesetz  den 
Wert  einer  Ware  zu  erhöhen,  deren  hoher  Preis  für 
die  Kultur  so  wesentlich  ist.  Die  guten  Wirkungen 
dieser  Freiheit  müssen  jedoch  durch  die  AkteGeorgs  III., 
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cap.  15,  welche  Häute  und  Felle  unter  die  aufgezählten 
Waren  setzt  und  dadurch  den  Wert  des  amerikanischen 
Viehs  verringert,  etwas  abgeschwächt  werden. 

Die  Schiff  fahrt  und  Seemacht  Großbritanniens  durch 
die  Ausdehnung  der  Fischereien  unserer  Kolonien  zu 
vermehren,  ist  ein  Gegenstand,  den  die  Gesetzgebung 
fast  beständig  im  Auge  hatte.  Diese  Fischereien  haben 
deshalb  alle  Förderung  erfahren,  welche  die  Freiheit 
geben  kann,  und  sind  demgemäß  sehr  blühend  geworden. 
Besonders  die  Fischerei  von  Neu-England  war  vor  den 
letzten  Unruhen  vielleicht  eine  der  wichtigsten  in  der 
ganzen  Welt.  Der  Wallfischfang,  der  in  Großbritannien 
trotz  einer  kolossalen  Prämie  mit  so  geringem  Erfolg 
betrieben  wird,  daß  nach  Ansicht  vieler  (die  ich  jedoch 
nicht  verbürgen  will)  der  ganze  Ertrag  nicht  viel  höher 
sein  soll,  als  der  Betrag  der  jährlich  dafür  bezahlten 
Prämien,  wird  in  Neu-England  ohne  alle  Prämie  in 
großem  Umfange  betrieben.  Fische  sind  einer  der 
Hauptausfuhrartikel  Nordamerikas  nach  Spanien,  Por- 
tugal und  dem  mittelländischen   Meere. 

Zucker  war  ursprünglich  eine  aufgezählte  Ware, 
die  nur  nach  Großbritannien  ausgeführt  werden  konnte. 
1731  wurde  seine  Ausfuhr  auf  eine  Vorstellung  der 
Pflanzer  nach  allen  Teilen  der  Welt  gestattet.  Doch 
haben  die  Beschränkungen,  die  diese  Freiheit  ei'fuhr, 
und  der  hohe  Preis  des  Zuckers  in  Großbritannien,  jene 
Erlaubnis  größtenteils  unwii'ksam  gemacht.  Großbri- 
tannien und  seine  Kolonien  bleiben  immer  noch  fast 
der  einzige  Markt  für  allen  in  den  britischen  Pflanz- 
ungen gebauten  Zucker.  Sein  Verbrauch  nimmt  so 
rasch  zu,  daß  trotz  der  infolge  des  vermehrten  An- 
baues in  Jamaica  und  auf  den  abgetretenen  Inseln  seit 
zwanzig  Jahren  außerordentlich  gestiegenen  Zuckerein- 
fuhr   die  Ausfuhr    nach   fremden   Ländern  doch   nicht 

viel  stärker  sein  soll,  als  früher. 

7:1: 
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ßum  ist  ein  sehr  wichtiger  Artikel  der  amerikani- 
schen Ausfuhr  nach  der  afrikanischen  Küste,  von  wo 
Negei'sklaven  dafür  zurückgebracht  werden. 

Wenn  sämtliche  überschüssigen  Produkte  Ameiikas 
an  Getreide  aller  Art,  Salzfleisch  und  Fischen  unter  die 
aufgezählten  Waren  gesetzt  worden  wären,  und  mithin 
nach  dem  großbritannischen  Markte  hätten  gehen  müssen, 
so  würde  dies  unseren  eignenProdukten  zu  viel  Abbruch 
getan  haben.  Wahrscheinlich  nicht  sowohl  aus  Rück- 
sicht auf  den  Vorteil  Amerikas,  als  aus  Eifersucht 
schloß  man  diese  wichtigen  Waren  nicht  nur  von  den 
aufgezählten  aus,  sondern  verbot  auch  in  der  Kegel 
die  Einfuhr  alles  Getreides,  ausgenommen  ßeis,  und 
alles  Salzfleisches. 

Die  unaufgezählten  Waren  konnten  ursprünglich 
nach  allen  Weltteilen  ausgeführt  werden.  Bauholz  und 
Reis,  die  einmal  unter  den  aufgezählten  waren,  wurden 
später  davon  ausgenommen,  aber  auf  die  Länder  südlich 
vom  Cap  Finisterre  beschränkt.  Durch  die  Akte  6 
Georgs  III.  cap.  52  wurden  alle  unaufgezählten  Waren 
derselben  Einschränkung  unterworfen.  DieLänderEuro- 
pas  südlich  vom  Cap  Finisterre  sind  keine  Industrieländer 
und  es  lag  daher  weniger  Grund  zu  der  Besorgnis  vor, 
daß  die  Kolonialschiffe  von  da  Manufakturwaren  zurück- 
bringen könnten,  die  unseien  eigenen  Abbruch  täten. 
Die  aufgezählten  Waren  zerfallen  in  zwei  Sorten: 
erstens  solche,  die  eigentümliche  Erzeugnisse  Amerikas 
sind  und  in  dem  Mutterlande  nicht  hervorgebracht  wer- 
den können  oder  wenigstens  nicht  hervorgebracht  wer- 
den. Dahin  gehr)ren  Melasse,  Kaff  ee, Kakaobohnen,  Tabak, 
Nelkenpfeffer,  Ingwer,  Fischbein,  Ivohseide,  Baumwolle, 
Biberfelle  und  anderes  amerikanisches  Pelzwerk, Indigo, 
Gelbholz  und  andere  Farbhölzer.  Zweitens  solche,  die 
keine  eigentümlichen  Ph-zeugnisse  Amerikas  sind,  son- 
der'n  in  dem  Mutterland  hervorirebracht  werden  können 
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und  hervorgebracht  werden,  aber  nicht  in  solcher  Menge, 
um  den  Bedarf  vollständig  zu  decken.  Dahin  gehören 
alle  Schiffsbaumaterialien,  Masten,  Raaen,  Bugspriete, 
Teer,  Pech,  Terpentin,  Roh-  und  Stabeisen,  Kupfererz, 
Häute  und  Felle,  Pot- und  Perlasche.  Diestärkste  Einfuhr 
von  Waren  ersterer  Sorte  könnte  die  Produktion  des 
Mutterlandes  nicht  schwächen,  oder  dem  Absätze  seiner 
Produkte  nicht  Abbruch  tun.  Indem  man  sie  auf  den  in- 
ländischen Markt  beschränkte,  hoffte  man  es  nicht  nur 
unseren  Kaufleuten  möglich  zu  machen,  sie  in  den 
Pflanzungen  wohlfeiler  zu  kaufen,  und  sie  folglich  da- 
heim mit  größerem  Gewinn  wieder  zu  verkaufen,  son- 
dern man  dachte  auch  zwischen  den  Pflanzungen  und 
fremden  Ländern  einen  vorteilhaften  Zwischenhandel 
herzustellen,  für  den  Großbritannien  als  das  Land,  in 
das  diese  Waren  zuerst  eingeführt  wurden,  notwendig 
den  Mittelpunkt  oder  den  Stapelplatz  bilden  mußte. 
Auch  die  Einfuhr  der  zweiten  Sorte  von  Waren 
glaubte  man  so  einrichten  zu  können,  daß  sie  nicht 
dem  Absatz  der  heimischen  Waren  gleicher  Art,  sondern 
nur  dem  der  aus  fremden  Ländern  eingeführten  Abbruch 
tun  könnte;  weil  sie  durch  geeignete  Zölle  stets  etwas 
teurer  als  die  ersteren,  und  doch  noch  viel  wohlfeiler 
als  die  letzteren  erhalten  werden  könnten.  Durch  Be- 
schränkung solcher  Waren  auf  den  heimischen  Markt 
beabsichtigte  man  also  nicht,  den  britischen  Produkten 
zu  schaden,  sondern  einigen  fremden  Ländern  Abbruch 
zu  tun,  mit  denen  die  Handelsbilanz  als  für  Groß- 
britannien ungünstig  angenommen  wurde. 

Das  Verbot,  aus  den  Kolonien  nach  einem  anderen 
Lande  als  Großbritannien  Masten,  Raaen,  Bugspriete, 
Teer,  Pech  und  Terpentin  auszuführen,  mußte  natürlich 
den  Preis  des  Bauholzes  in  den  Kolonien  erniedrigen, 
folglich  die  Kosten  der  Freilegung  vermehren  und  so 
die  Bodenverbesseruno;  hemmen.  Allein  zu  Anfang  des 
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jetzigen  Jahrhunderts,  1708,  suchte  die  schwedische 
Pech-  und  Teer-Compagnie  den  Preis  ihrer  Waren  für 
Großbritannien  durch  Verbot  der  Ausfuhr  (außer  in 
eigenen  Schiffen,  zu  dem  von  ihr  bestimmten  Preise,  und 
in  gewissen  von  ihr  geeignet  gefundenen  Mengen)  zu 
erhöhen.  Um  diesem  sonderbaren  Stück  Handelspo- 
litik entgegenzuwirken,  und  um  sich  nicht  nur  von 
Schweden,  sondern  auch  von  allen  übrigen  nordischen 
Mächten  möglichst  unabhängig  zu  machen,  gab  Grroß- 
britannien  eine  Prämie  auf  die  Einfuhr  von  Schiffsmate- 
rialien aus  Amerika,  und  diese  Prämie  hatte  die  Wir- 
kung, den  Preis  des  Bauholzes  in  Amerika  weit  mehr 
zu  erhöhen,  als  ihn  die  Beschränkung  auf  den  heimischen 
Markt  drücken  konnte;  und  da  beide  Maßregeln  gleich- 
zeitig ergriffen  wurden,  so  wurde  dadurch  die  Freilegung 
des  Bodens  in  Amerika  eher  gefördert  als  gehemmt. 

Roh-  und  Stabeisen  gehörte  zwar  auch  unter  die 
aufgezählten  Waren,  war  aber  bei  der  Einfuhr  aus 
Amerika  von  den  starken  Zöllen,  die  es  bei  der  Einfuhr 
aus  anderen  Ländern  entrichten  mußte,  befreit,  und  so 
trug  der  eine  Teil  der  Verordnung  mehr  zur  Förderung 
von  Hochöfen  in  Amerika  bei,  als  der  andere  sie  ver- 
hinderte. Keine  Industrie  veranlaßt  aber  einen  so 
großen  Holzverbrauch  oder  trägt  so  viel  zur  Lichtung 
eines  waldreichen  Landes    bei,    als  die  Eisenindustrie. 

Die  Neigung  einiger  dieser  Verordnungen,  den 
Wert  des  amerikanischen  Bauholzes  zu  erhöhen  und  da- 
durch die  Urbarmachung  des  Landes  zu  erleichtern, 
wurde  vielleicht  von  den  Gesetzgebern  weder  beabsich- 
tigt noch  begriffen.  Wenn  aber  auch  ihre  wohltätigen 
Folgen  in  dieser  Bezieliung  zufällig  gewesen  sind,  so 
waren  sie  doch  darum   nicht  weniger  tatsächlich. 

Zwischen  den  britischen  Kolonien  in  Amerika  und 
in  Westindien  besteht  sowohl  in  den  aufgezählten  als  in 
den  unaufgezählten  Waren  die  vollkommenste  Handels- 
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freiheit.  Diese  Kolonien  sind  jetzt  so  bevölkert  und 
blühend  geworden,  daß  jede  der  andern  einen  großen 
und  ausgedehnten  Markt  für  alle  ihre  Produkte  darbie- 
tet. Alle  zusammen  genommen  bilden  einen  großen 
inneren  Markt  für  die  Erzeugnisse  der  andern. 

Indeß  hat  sich  Englands  Freigebigkeit  gegen  den 
Handel  seiner  Kolonien  hauptsächlich  auf  den  Markt 
ihrer  Produkte  in  ihrem  rohen  oder  nur  halbverarbeite- 
ten Zustande  beschränkt.  Die  vervollkommneterenoder 
verfeinerten  Fabrikate,  selbst  aus  Kolonialprodukten, 
haben  die  britischen  Kaufleute  und  Fabrikanten  sich  sel- 
ber vorzubehalten  beliebt,  und  die  gesetzgebende  Ge- 
walt vermocht,  die  Anlage  der  betreffenden  Fabriken  in 
den  Kolonien  teils  durch  hohe  Abgaben  teils  durch 
gänzliche  Verbote  zu  verhindern. 

Während  z.  B.  Muskovado-Zucker  aus  den  briti- 
schen Pflanzungen  nur  einem  Einfuhrzoll  von  6  sh.  4  d. 
für  den  Zentner  unterliegt,  zahlt  weißer  Zucker  £  1  1  sh. 

1  d.,  und  doppelt  oder  einfach  raffinirter  in  Broten  £  -1 

2  sh.  b^d.  Als  diese  hohen  Zölle  festgesetzt  wurden,  war 
Großbritannien  der  einzige,  und  es  ist  noch  immer  der 
hauptsächlichste  Markt,  wohin  der  Zucker  der  britischen 
Kolonien  ausgeführt  werden  konnte.  Die  Zölle  kamen 
also  einem  Verbote  der  Zuckerraffinerie  anfänglich  für 
alle  fremden  Märkte,  und  jetzt  für  denjenigen  Markt 
gleich,  der  vielleicht  tiber-^ der  Gesammtproduktion  auf- 
nimmt. Daher  ist  die  Zuckersiederei,  die  in  allen  fran- 
zösischen Zuckerkolonien  blühte,  in  allen  englischen  fast 
nur  für  den  Markt  der  Kolonie  selbst  botrieben  worden. 
So  lange  Grenada  in  französischen  Händen  war,  befand 
sich  auf  fast  jeder  Pflanzung  eine  Zuckersiederei.  Seit 
es  in  die  Hände  der  Engländer  fiel,  sind  beinahe  alle  diese 
Werke  aufgegeben  worden,  und  gegenwärtig,  Oktober 
1773,  sind,  wie  man  mir  vorsichert,  nur  noch  zwei  oder 
drei  auf  der  Insel  übria;.  Doch  wird   jetzt  mit  Bewilli- 
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gung  des  Zollamtes  Farin-  oder  raffinierter  Zucker, 
nachdem  die  Brote  wieder  zerrieben  sind,  häufig 
als  Muskovado-Zucker  eingeführt. 

Während  Großbritannien  in  Amerika  die  Fabrika- 
tion des  Roh-  und  Stabeisens  durch  Befreiung  von  den 
Abgaben  befördert,  denen  die  gleichen  Waren,  wenn 
sie  aus  anderen  Ländern  eingeführt  werden,  unterworfen 
sind,  verbot  es  die  Errichtung  von  Stahlhämmern  und 
Zainhämmern  in  allen  amerikanischen  Pflanzungen  gänz- 
lich. Es  will  nicht  leiden,  daß  seine  Kolonisten  diese 
höhere  Fabrikation  auch  nur  zum  eigenen  Verbrauch 
treiben,  sondern  besteht  darauf,  daß  sie  ihren  ganzen 
Bedarf  an  derartigen  Waren,  von  seinen  Kaufleuten  und 
Fabrikanten  kaufen.  Es  verbietet  die  Ausfuhr  von  Hüten, 
Wolle  und  Wollenwaren  amerikanischer  Erzeugung  von 
einer  Provinz  zur  andern,  zuWasser  und  selbst  zu  Lande 
auf  Pferden  oder  Wagen ;  eine  Verordnung,  die  tatsäch- 
lich die  Begründung  solcher  Industriezweige  als  Großbe- 
triebe verhindert  und  dielndustrie  derKolonisten  auf  die 
groben  und  häuslichen  Manufakturen  beschränkt,  wie  sie 
eine  Familie  gewöhnlich  zu  ihrem  eigenen  oder  zum  Ge- 
brauch einiger  Nachbarn  in  derselben  Provinz  herstellt. 

Einem  großen  Volk  aber  verbieten,  aus  seinen 
eigenen  Produkten  Alles  zu  machen,  was  es  daraus 
machen  kann,  oder  sein  Kapital  und  seinen  Fleiß  so  zu 
verwenden,  wie  es  ihm  am  vorteilhaftesten  scheint,  ist 
eine  offenbare  Verletzung  der  heiligsten  Hechte  der 
Menschheit.  So  ungerecht  indeß  solche  Verbote  auch 
sind,  so  haben  sie  doch  bis  jetzt  den  Kolonien  noch 
nicht  viel  geschadet.  Der  Boden  ist  bei  ihnen  noch  so 
wohlfeil  und  folglich  die  Arbeit  so  teuer,  daß  sie  fast  alle 
feineren  und  voUkommneren  Fabrikate  wohlfeiler  aus 
dem  Mutterlande  einführen  können,  als  sie  selbst  sie 
zu  verfertigen  im  Stande  wären.  Auch  ohne  das  Ver- 
bot, solche  Industrien  zu  gründen,   würden  sie  es  auf 
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ihrer  dermaligen  Kulturstufe  in  ihrem  eigenen  Interesse 
doch  nicht  getan  haben.  Dermalen  sind  jene  Yer'bote, 
ohne  ihrem  Grewerbfleiß  zu  schaden  oder  ihn  von  einer 
Tätigkeit  abzuhalten,  die  er  von  selbst  gewählt  haben 
würde,  blos  unnütze  Brandmale  einer  Sklaverei,  die 
ihnen  ohne  hinreichende  Ursache  durch  die  grundlose 
Eifersucht  der  Kaufleute  und  Fabrikanten  des  Mutter- 
landes auferlegt  wurde.  Auf  einer  vorgerückteren 
Kulturstufe  könnten  sie  aber  wirklich  drückend  und 
unerträglich  sein. 

Wie  Großbritannien  einige  der  wichtigsten  Kolonial- 
Produkte  auf  seinen  Markt  beschränkt,  so  gibt  es  ande- 
ren einen  Vorzug,  indem  es  teils  die  nämlichen  Produkte 
aus  anderen  Ländern  höheren  Zöllen  unterwirft,  teils 
die  Einfuhr  in  den  Kolonien  prämiirt.  Auf  die  erstere 
Weise  gewährt  es  dem  Zucker,  Tabak  und  Eisen  der 
Kolonien  auf  seinem  Markte  einen  Vorzug,  auf  die 
zweite  ihrer  Kohseide,  ihrem  Hanf  und  Flaclis,  ihrem 
Indigo,  ihren  Schiffsbaumaterialien  und  ihrem  Bauholze. 
Diese  letztere  Art,  die  Kolonial[)rodukte  durch  F^infuhr- 
prämien  zu  begünstigen,  ist,  soviel  ich  habe  erfahren 
können,  Großbritannien  allein  eigen ;  die  erstere  nicht. 
Portugal  begnügt  sich  nicht  der  Einfuhr  des  Tabaks  aus 
allen  anderen  Ländern  höhere  Zölle  aufzulegen,  sondern 
verbietet  sie  vielmehr  unter  den  härtesten  Strafen. 

Auch  hinsichtlich  der  Einfuhr  europäischer  AVaren 
hat  England  seine  Kolonien  liberaler  behandelt,  als 
andere  Völker  die  ihrigen.  Großbritannien  gewährt  bei 
Wiederausfuhr  eingeführter  Waren  einen  Teil  des 
Zolles  zurück,  fast  immer  die  Hälfte,  gewöhnlich  noch 
mehr,  und  manchmal  den  ganzen.  Kein  unabhängiges 
Land  würde,  wie  leicht  begreiflich,  diese  Waren  mit 
den  hohen  Zöllen  beschwert  nehmen,  denen  fast  alle 
fremden  Waren  bei  ihrer  Einfuhr  in  Großbritannien 
unterliegen.    Wenn   daher  nicht    ein   Teil    dieser  Zölle 
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bei  der  Ausfuhr  zurückerstattet  würde,  so  wäre  es  mit 
dein  Zwischenhandel,  der  bei  dem  Merkantilsjstem  in  so 
hoher  Gunst  steht,  vorbei,  unsere  Kolonien  sind  jedoch 
keineswegs  unabhängige  Länder,  und  da  Großbritannien 
sich  das  ausschließliche  Recht  vorbehalten  hat,  sie  mit 
allen  europäischen  Waren  zu  versorgen,  so  hätte  es  sie 
auch,  wie  es  andere  Länder  mit  ihren  Kolonien  gemacht 
haben,  zwingen  können,  diese  Waren  mit  den  im  Mut- 
terlande aufgelegten  Zöllen  beschwert  zu  nehmen.  Aber 
im  Gegenteil  wurden  bis  1763  bei  der  Ausfuhr  der 
meisten  fremden  Waren  nach  unseren  Kolonien  die 
nämlichen  Rückzölle  bezahlt,  wie  bei  der  Ausfuhr  nach 
einem  unabhängigen  Lande.  1763  wurde  allerdings 
diese  Gunst  durch  die  Akte  4  Georgs  IIL,  cap.  15,  sehr 
eingeschränkt,  und  verordnet,  „daß  für  Waren  europäi- 
scher oder  ostindischer  Produktion  oder  Verarbeitung 
die  aus  diesem  Königreich  nach  einer  britischen  Ko- 
lonie oder  Pflanzung  in  Amerika  ausgeführt  werden, 
mit  Ausnahme  von  Wein,  weißen  Kattunen  und  Mus- 
selinen, von  der  Abgabe,  die  die  alte  Subsidie  heißt, 
nichts  zurückerstattet  werden  soll."  Vor  dieser  Be- 
stimmung waren  manche  fremde  Waren  in  den  Pflan- 
zungen wohlfeiler  als  im  Mutterlande,  und  manche 
sind  es  auch  jetzt  noch. 

Die  meisten  Verordnungen  über  den  kolonialen 
Handel  sind,  wie  bemerkt  werden  miiß,  auf  Betreiben  der 
Kaufleute,  die  sich  mit  diesem  Handel  beschäftigen,  er- 
laßen woi'den.  Man  darf  sich  daher  nicht  wundern,  wenn 
in  den  meisten  Verordnungen  das  Interesse  der  Kauf- 
leute mehr  berücksichtigt  ist,  als  das  der  Kolonien  oder 
desMuttei'landes.  In  ihrem  ausschließlichen  Privilegium, 
die  Kolonien  mit  ihrem  Gesamtbedarf  an  europäischen 
Waren  zu  versorgen,  und  ihre  überschüssigen  Produkte 
zu  kaufen,  die  nicht  mit  den  heimischen  Geschäften 
in  Wettbewerb  stehen,   wurde  das  Interesse  der  Kolo- 
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nien  dem  Interesse  dieser  Kaufleute  geopfert.  Durch 
Gewährung  der  nämlichen  Rückzölle  bei  Wiederausfulir 
der  meisten  europäischen  und  ostindischen  AVaren  nach 
den  Kolonien  wie  bei  Wiederausfuhr  nach  unabhängigen 
Ländern,  wurde  selbst  nach  merkantilistischen  Begriffen 
das  Interesse  des  Mutterlandes  geopfert.  Es  lag  im  In- 
teresse der  Kaufleute,  für  die  fremden  AVaren,  die  sie 
nach  den  Kolonien  schickten,  so  wenig  als  möglich  zu 
bezahlen,  und  folglich  soviel  als  möglich  von  den  bei 
der  Einfuhr  nach  Gi-oßbritannien  vorgelegten  Zöllen 
zurückzuerhalten.  Auf  diese  Weise  vermochten  sie  in 
den  Kolonien  dieselbe  Warenmenge  mit  größerem  Ge- 
winn oder  eine  größere  Menge  mit  demselben  Gewinn 
zu  veikaufen,  und  gewannen  mithin  auf  die  eine  oder 
andere  Weise.  Ebenso  lag  es  im  Interesse  der  Kolo- 
nien, alle  solche  Waren  so  wohlfeil  und  so  reichlich 
wie  möglich  zu  erhalten;  aber  nicht  immer  entsprach 
dies  dem  Interesse  des  Mutterlandes.  I^etzteres  erlitt 
durch  Rückvergütung  der  Einfuhrzölle  sowohl  an  seinen 
Einkünften,  wie  an  seiner  Industrie  Einbusse,  da  es 
auf  dem  Kolonialmarkte  infolge  der  Rückzölle  durch 
fremde  Fabrikate  oft  unterboten  werden  konnte.  Der 
Fortschiitt  der  Leinenindustiie  Großbritanniens  soll 
durch  die  ßückzölle  auf  die  Wiederausfuhr  deutscher 
Leinwand  nach  den  amerikanischen  Kolonien  sehr  auf- 
gehalten  worden  sein. 

Wenn  aber  auch  die  britische  Politik  hinsichtlich 
des  Handels  der  Kolonien  von  demselben  merkantilis- 
tischen Geiste  eingegeben  war,  wie  die  Politik  anderer 
Völker,  so  war  sie  doch  im  Ganzen  weniger  engherzig 
und  drückend. 

In  allen  anderen  Dingen,  als  im  auswärtigen  Handel, 
besitzen  die  englischen  Kolonisten  volle  Freiheit,  ihre 
Angelegenheiten  nach  ihrem  Ermessen  zu  oi'dnen.  Ihre 
Freiheit  ist  in  jeder  Beziehung  der  ihrer  Mitbürger  im 
Mutterlande  gleich  und  wie  diese  durch  eine  Veisamm- 
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lung  von  Volksvertretern  gesichert,  die  allein  das  Recht 
der  Besteuerung  hat.  Das  Ansehen  dieser  Versammlung 
hält  dieExekutive  in  Schranken,  und  selbst  der  niedrigste 
oder  verrufenste  Kolonist  hat,  solange  er  dem  Gesetze 
gehorcht,  vom  Zorn  des  Gouverneurs  oder  der  Civil-  und 
Militärbeamten  in  der  Provinz  nichts  zu  befürchten.  In 
den  Kolonial- Vei'sammlungen  sind  zwar  so  wenig,  wie 
im  englischen  Unterhaus,  alle  Bürger  gleichmäßig  ver- 
treten, aber  sie  nähern  sich  diesem  Charakter  doch  weit 
mehr,  und  da  die  vollziehende  Gewalt  keine  Mittel  zur 
Bestechung  hat,  oder  bei  der  Unterstützung,  die  sie 
vom  Mutterlande  erhält,  keine  Bestechung  nötig  hat, 
so  stehen  die  Volksvertreter  im  Allgemeinen  wohl  mehr 
unter  dem  Einfluß  ihrer  Wähler.  Der  Senat,  der  dem 
britischen  Oberhause  entspricht,  ist  nicht  aus  einem  erb- 
lichen Adel  zusammengesetzt.  In  einigen  Kolonien  wie 
in  drei  Gouvernements  von  Neu-England  wird  dieser 
Senat  nicht  vom  König  ernannt,  sondern  von  den  Volks- 
vertretern gewählt.  In  keiner  der  englischen  Kolonien 
gibt  es  einen  Erbadel.  "Wie  in  allen  freien  Ländern, 
wird  auch  hier  der  Sproß  einer  alten  Familie  mehr  ge- 
achtet, als  ein  Emporkömmling  von  gleichem  Verdienst 
und  Vermögen ;  aber  er  wird  eben  nur  mehr  geachtet 
und  hat  keine  Vorrechte,  die  seine  Mitbürger  beein- 
trächtigen könnten.  Vor  den  gegenwärtigen  Unruhen 
hatten  die  Kolonial-Versammlungen  nicht  nur  die  ge- 
setzgebende, sondern  auch  einen  Teil  der  vollziehenden 
Gewalt.  In  Connecticut  und  Rhode-Island  erwählten 
sie  den  Gouverneur.  In  den  übrigen  Kolonien  er- 
nannten sie  die  Finanzbeamten,  welche  die  von  der 
Volksvertretung,  der  sie  direkt  verantwortlich  waren, 
bewilligten  Steuern  erhoben.  Es  herrscht  sonach  unter 
den  englischen  Kolonisten  mehr  Gleichheit  als  unter 
den  Bewohnern  des  Mutterlandes.  Ihre  Sitten  sind 
mehr  republikanisch,  und  ihre  Verfassungen,  besonders 
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in   drei  der    Provinzen    Neu-Englands,     waren     bisher 
gleichfalls  mehr  republikanisch. 

Die  absoluten  Regierungen  Spaniens,  Portugals  und 
Prankreichs  haben  sich  hingegen  auch  in  ihren  Kolonien 
geltend  gemacht,  und  die  willkürliche  Gewalt,  die  solche 
Regierungen  ihren  Beamten  zu  erteilen  pflegen,  wird 
infolge  der  großen  Entfernung  besonders  hart  gehand- 
habt. Unter  allen  absoluten  Regierungen  herrscht  in 
der  Hauptstadt  mehr  Freiheit,  als  in  den  übrigen  Landes- 
teilen. Der  Herrscher  selbst  kann  niemals  ein  Interesse 
oder  die  Neigung  haben,  die  Rechtsordnung  umzukehren, 
oder  die  große  Masse  des  Volkes  zu  drücken.  In  der 
Hauptstadt  hält  seine  Gregenwart  alle  seine  Beamten 
mehr  oder  weniger  im  Zaum,  während  sie  in  den  ent- 
fernteren Provinzen,  von  wo  die  Klagen  des  Volkes  nicht 
leicht  zu  ihm  gelangen,  ihre  Tyrannei  weit  sicherer  aus- 
üben können.  Die  europäischen  Kolonien  in  Amerika 
sind  aber  weit  entfernter  als  die  entlegensten  Provinzen 
der  größten  bisher  bekannten  Reiche.  Die  Regierung 
der  englischen  Kolonien  ist  vielleicht,  solange  die  Welt 
steht,  die  einzige,  die  den  Bewohnern  einer  so  entfernten 
Proving  vollkommene  Sicherheit  gewähren  konnte.  Doch 
sind  die  französischen  Kolonien  immer  noch  mit  mehr 
Milde  und  Mäßigung  verwaltet  worden,  als  die  spanischen 
und  portugiesischen.  Dies  bessere  Verhalten  entspricht 
sowohl  dem  Charakters  der  französischen  Nation  wie 
dem  Bildner  des  Charakters  einer  Nation:  der-  Beschaf- 
fenheit ihrer  Regierung,  die  zwar  im  Vergleich  mit  der 
bi'itischen,  willkürlich  und  gewalttätig,  aber  im  Vei'gleich 
mit  der-  spanischen  und  portugiesischen  eine  gesetz- 
liche und  freie  ist. 

Die  Vorzüge  der  englischen  Politik  treten  jedoch 
namentlich  in  dem  Fortschritt  der  nordamerikani- 
schen Kolonien  hervor.  Der  Fortschritt  der  franz()- 
sischen  Zuckerkolonien  war  dem  der  moisten  enirlischen 
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mindestens  gleich,  wo  nicht  höher;  und  doch  haben  die 
englischen  Zackerkolonien  eine  fast  ebenso  freie  Ver- 
fassung, wie  die  nordamerikanischen  Kolonien.  Allein 
die  französischen  Zuckerkolonien  sind  nicht  wie  die  eng- 
lischen an  der  Raffinieruug  ihres  Zuckers  verhindei't 
worden,  und,  was  noch  wichtiger  ist,  der  Geist  ihrer 
Regierung  bürgt  für  bessere  Behandlung  ihrer  Neger- 
sklaven. 

In  allen  europäischen  Kolonien  wird  der  Zuckerbau 
mit  Negersklaven  betrieben.  Leute,  die  in  dem  mäßigen 
Klima  Europas  geboren  sind,  können,  meint  man,  die 
Feldarbeiten  unter  der  brennenden  Sonne  Westindiens 
nicht  ertragen,  und  die  Kultur  des  Zuckerrohrs  er- 
fordert nach  der  jetzigen  Betriebsart  nur  Handarbei', 
obgleich  viele  glauben,  daß  der  Säepflug  mit  großem 
Vorteil  dabei  angewendet  werden  könnte.  Wie  aber 
Gewinn  und  Erfolg  des  mit  Zugtieren  betriebenen  Acker- 
baus sehr  viel  von  der  guten  Behandlung  des  Viehs 
abhängt,  so  hängt  auch  Gewinn  und  Erfolg  des  mit 
Sklaven  betriebenen  Ackerbaus  von  der  guten  Behand- 
lung der  Sklaven  ab.  In  dieser  Beziehung  nun  ist  es 
wohl  allgemein  anerkannt,  daß  die  französischen  Pflanzer 
sich  vor  den  englischen  auszeichnen.  Gesetze  gegen  die 
Willkür  der  Herren  werden  in  Kolonien  unter  absolutem 
Regiment  im  Allgemeinen  strenger  befolgt  werden,  als 
in  Kolonien  unter  freien  Regier ungsformen.  Überall, 
wo  die  unselige  Sklaverei  herrscht,  mischen  sich  die  Be- 
hörden, wenn  sie  sich  des  Sklaven  annehmen,  mehr  oder 
weniger  in  die  Privatangelegenheiten  des  Herrn,  und  in 
einem  freien  Lande,  wo  der  Herr  entweder  Mitglied  einer 
Kolonial- Versammlung  oder  Wähler  ist,  darf  dies  nur 
mit  der  größten  Vorsicht  und  Behutsamkeit  geschehen. 
Die  Achtung,  die  die  Behörde  dem  Herrn  zu  erweisen  hat, 
erschwert  die  Beschützung  des  Sklaven ;  dagegen  vermag 
sie  in  einem  Lande,  wo  die  Regierung  in  hohem  Maaß 
unumschränkt    und   die    Einmischuno:   der  Behörde   in 
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Privatangelegenheiten  ganz  gewöhnlich  ist,  wo  sie  den 
Widerspenstigen  wohl  gar  eine  Lettre  de  cachet  zu- 
schickt, deinSklaven  viel  ehereinigenSchutzzugewähren, 
und  die  gewöhnlichste  Menschlichkeit  macht  sie  auch 
stets  dazu  geneigt  Der  Schutz  der  Behörde  läßt  den 
Sklaven  seinem  Herrn  weniger  verächtlich  erscheinen, 
und  der  letztere  wird  dadur'ch  bewogen,  ihn  mit  mehr 
Rücksicht  und  Milde  zu  behandeln.  Milde  Behandlung 
macht  den  Sklaven  nicht  nur  treuer,  sondern  auch  in- 
telligenter, und  folglich  in  doppelter  Beziehung  nützlicher. 
Er  nähert  sich  mehr  der  Lage  eines  freien  Dieners, 
und  kann  bis  zu  einem  gewissen  Grade  Uneigennützigkeit 
und  Eifer  für  das  Interesse  seines  Herrn  beweisen, 
Tugenden,  die  sich  oft  bei  freien  Dienern  finden,  aber 
niemals  einem  Sklaven  eigen  sind,  der  so  behandelt 
wird,  wie  es  in  Ländern,  wo  der  Herr  vollkommen  frei 
und  sicher  ist,  zu  geschehen  pflegt. 

Daß  der  Zustand  eines  Sklaven  unter  einer  will- 
kürlichen B-egierung  besser  ist  als  unter-  einer  freien, 
beweist,  glaube  ich,  die  Geschichte  aller  Zeiten  und 
Völker.  In  der  römischen  Geschichte  finden  wir  Fälle 
von  behördlicher  Einmischung  zum  Schutze  des  Sklaven 
gegen  die  Härte  der  Herren  erst  unter  den  Kaisern. 
Als  Vedius  Pollio  in  Gegenwart  des  Augustus  einen 
seiner  Sklaven,  der  sich  ein  leichtes  Vergehen  hatte  zu 
Schulden  kommen  lassen,  in  Stücke  hauen  und  in  seinen 
Fischteich  werfen  lassen  wollte,  um  seine  Fische  damit 
zu  füttern,  befahl  ihm  der  Kaiser  mit  Entrüstung,  nicht 
nur  diesen,  sondern  auch  alle  übrigen  ihm  gehörigen 
Sklaven  sofoit  frei  zu  geben.  Unter  der  Republik 
hätte  keine  Behörde  Ansehen  genug  gehabt,  den  Sklaven 
zu  schützen,  geschweige    denn  den  Herrn  zu   strafen. 

Die  Kapitalien,  durch  die  die  französischen  Zucker- 
kolonion, besonders  die  große  Kolonie  von  St.  Domingo, 
in  einen  besseren  Zustand  versetzt  wurden,  sind,   wie 
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beachtenswert  ist,  fast  gänzlich  aus  den  allmählichen 
Kulturfortschritten  dieser  Kolonien  erwachsen,  und  fast 
lediglich  der  Ertra«;  des  Bodens  und  Fleißes  der  Kolo- 
nisten,  der  durch  Sparsamkeit  nach  und  nach  angehäuft 
und  zur  Erzielung  eines  noch  höheren  Ertrags  verwendet 
wurde.  Dagegen  stammten  die  Kapitalien,  mit  denen  die 
englischen  Zuckerkolonien  kultiviert  und  verbessert 
wurden,  großenteils  aus  England  und  keineswegs  allein 
aus  dem  Ertrage  des  Bodens  und  Fleißes  der  Kolonisten. 
Das  Gedeihen  der  englischen  Zuckerkolonien  ist  meist 
Englands  großem  Reichtum  zu  verdanken,  von  dem  ein 
Teil  so  zu  sagen  auf  diese  Kolonien  überfloß.  Das 
Gedeihen  der  französischen  Zuckerkolonien  hingegen  ist 
lediglich  dem  trefflichen  Betriebe  der  Kolonisten  zu  ver- 
danken, die  mithin  den  Engländern  überlegen  sein  muß- 
ten und  diese  Überlegenheit  in  nichts  so  deutlich  be- 
kundeten, wie  in  der  guten  Behandlung  ihrer  Sklaven. 

Das  sind  im  allgemeinen  die  Grundzüge  der  Kolo- 
nialpolitik der  verschiedenen  europäischen  Völker.  Diese 
Politik  hat  wahrlich  wenig  Grund,  sich  der  Gründung 
oder,  soweit  dabei  die  innere  Verwaltung  in  Frage 
kommt,  des  späteren  Gedeihens  der  amerikanischen  Kolo- 
nien zu  rühmen.  Torheit  und  Ungerechtigkeit  scheinen 
die  leitenden  Grundsätze  des  ersten  Plans  zur  Anlegung 
dieser  Kolonien  gewesen  zu  sein:  die  Torheit,  nach 
Gold-  und  Silberadern  zu  spüren,  und  das  ungerechte 
Trachten  nach  dem  Besitzeines  Landes,  dessen  harmlose 
Eingeborne,  weit  entfernt,  die  P]uropäer  zu  beleidigen, 
vielmehr  die  ersten  Ankömmlinge  mit  allen  Zeichen  von 
Gutherzigkeit  und  Gastfreundschaft  aufgenommen 
hatten. 

Die  Abenteurer,  die  einige  der  späteren  Nieder- 
lassungen gründeten,  verbanden  zwar  mit  dem  phantas- 
tischen Gedanken,  Gold-  und  Silberadern  zu  finden,  noch 
andere  vernünftigere  und  löblichere  Beweggründe ;  aber 
selbst    diese  Gründe  machen  der  europäischen  Politik 
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wenig  Ehre.  Die  in  ihrer  Heimat  bedrängten  Puritaner 
suchten  die  Freiheit  in  Amerika,  und  gründeten  dort 
die  vier  Gouvernements  von  Neu-England .  Die  englischen 
Kathohken,  die  noch  größere  Ungerechtigkeit  erfuhren, 
gründeten  Maryland;  die  Quäker  Pennsylvanien.  Die 
von  der  Inquisition  verfolgten,  ihrer  Habe  beraubten  und 
nach  Brasilien  verbannten  portugiesischen  Juden  stellten 
durch  ihr  Beispiel  untei-  den  deportierten  Verbrechern 
und  liederlichen  Weibern,  womit  diese  Kolonie  ursprüng- 
lich bevölkert  wurde,  eine  gewisse  Ordnung  und  Gewerb- 
samkeit  her,  und  lehrten  sie  den  Bau  des  Zuckerrohrs. 
In  allen  diesen  Fällen  war  es  nicht  die  Weisheit  und 
Politik,  sondern  die  Engherzigkeit  und  Ungerechtigkeit 
der  europäischen  Regierungen,  die  Amerika  bevölkerte 
und  kultivierte. 

An  der  Gestaltung  einiger  der  wichtigsten  jener 
Niederlassungen  hatten  die  europäischen  Regierungen 
ebenso  wenig  Verdienst,  als  an  den  Plänen  zu  ihrer  Er- 
richtung. Die  Eroberung  von  Mexiko  war  der  Plan 
eines  Gouverneurs  von  Cuba  und  nicht  des  spanischen 
Kabinets;  und  durch  den  Mut  des  kühnen  Abenteurers, 
dem  man  sie  übertragen  hatte,  wurde  sie  trotz  aller 
Hindernisse  vollendet,  die  der  Gouverneur,  den  es  bald 
gereute,  einem  solchen  Manne  die  Sache  anvertraut 
zu  haben,  ihr  entgegenstellte.  Die  Eroberer  von  Chili 
und  Peru  und  fast  aller  anderen  spanischen  Besit- 
zungen auf  dem  amerikanischen  Kontinent  wurden  vom 
Staate  nicht  weiter  unterstützt,  als  durch  eine  allgemeine 
Erlaubnis,  im  Namen  des  Königs  von  Spanien  Besitz- 
ergreifungen und  Eroberungen  durchzuführen.  Diese 
Unternehmungen  erfolgten  sämtlich  auf  Gefahr  und 
Kosten  der  Unternehmer,  und  die  spanische  Regierung 
trug  fast  nichts  dazu  bei.  Ebensowenig  tat  die  eng- 
lische Regierung  für  die  Gründung  ihrer  wichtigsten 
nordamerikanischen  Kolonion. 

Adam  Smith,  Volkswoblsland.   Ul.  »^ 
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Waren  diese  Niederlassungen  gegründet  und  so  be- 
deutend geworden,  um  die  Beachtung  des  Mutterlandes 
auf  sich  zu  lenken,  so  bezweckten  die  ersten  Maßregeln 
dieses  stets,  sich  ein  Handelsmonopol  zu  verschaffen, 
den  Markt  der  Niederlassungen  einzuschränken  und  den 
eigenen  Markt  auf  ilire  Kosten  zu  erweitern,  folglich 
ihre  Wohlfahrt  eher  zu  dämpfen  und  zu  lähmen,  als 
zu  befördern  und  zu  beschleunigen.  In  den  verschie- 
denen Methoden  der  Ausübung  dieses  Monopols  besteht 
einer  der  wesentlichsten  Unterschiede  in  der  Kolonial- 
politik der  europäischen  Yölker.  Die  beste  von  allen, 
die  englische,  ist  nur  etwas  weniger  engherzig  und 
drückend,  als  die  übrigen. 

In  welcher  Weise  hat  sonach  die  europäische  Politik 
zur  Gründung  oder  jetzigen  Grüße  der  amerikanischen 
Kolonien  beigetragen?  In  einer  Weise,  aber  auch  nur 
in  dieser  Weise,  hat  sie  in  der  Tat  viel  dazu  beigetragen. 
Magnavirümmater!  Siezeugteund bildete  dieMenschen, 
die  so  großes  zu  vollenden  und  den  Grund  zu  einem  so 
großen  Reiche  zu  legen  vermochten ;  denn  es  gibt  sonst 
keinen  Fleck  Erde,  dessen  Politik  solche  Menschen  zu 
bilden  vermöchte  oder  tatsächlich  jemals  gebildet  hätte. 

Die  Kolonien  verdanken  der  europäischen  Politik 
die  Erziehung  und  die  großartige  Anschauung  ihrer 
tätigen  und  unternehmenden  Giimder;  und  einige  der 
größten  und  wichtigsten  Kolonien  haben  ihr,  sofern 
ihre  Verwaltung  in  Betracht  kommt,  kaum  etwas  an- 
deres zu  verdanken. 
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Dritter  Teil. 

Die  Vorteile,  die   Europa  aus  der  Entdeckung   Amerikas 

und  des  Weges  um   das  Vorgebirge  der  guten  Hoffnung 

nach  Ostindien  gezogen  hat. 

Dies  sind  die  Yorteile,  die  die  amerikanischen 
Kolonien  aus  der  europäischen  Politik  gezogen  haben. 
Welche  Vorteile  aber  hat  Europa  aus  der  Entdeckung 
und  Kolonisation  Amerikas  gezogen"? 

Diese  Vorteile  lassen  sich  einteilen  erstens  in  die 
allgemeinen  Vorteile,  die  Europa,  als  ein  einziges 
großes  Land  betrachtet,  aus  diesen  bedeutsamen  Ereig- 
nissen gezogen  hat;  und  zweitens  in  die  besonderen 
Vorteile,  die  jedes  kolonisierende  Land  aus  den  ihm 
besonders  gehörigen  Kolonien  infolge  seiner  Macht 
und  Herrschaft  über  sie  zog. 

Die  allgemeinen  Vorteile,  die  Europa,  als  ein  ein- 
ziges großes  Land  betrachtet,  aus  der  Entdeckung  und 
Kolonisation  Amerikas  gezogen,  bestehen  erstens  in  der 
Vermehrung  seiner  Genußmittel  uad  zweitens  in  der 
Erhöhung  seines  Gevverbfleißes. 

Die  nach  Europa  eingeführten  überschüssigen  Pro- 
dukte Amerikas  versehen  die  Bewohner  jenes  Erdteils 
mit  einer  Menge  von  Waren,  die  sie  sich  sonst  nicht  hätten 
verschaffen  können,  und  von  denen  einige  zur  Beijuem- 
lichkeit  und  zum  Nutzen,  andere  zum  Vergnügen, 
andere  zum  Schmucke,  und  dadurch  überhaupt  zur 
Vermehrung  der  (lenüsso  beitragen. 

Die  Entdeckung  und  Kolonisation  Amerikas  hat, 
wie  man  bereitwillig  einräumen  wird,  dazu  beigetragen, 
erstens  denGewerbfleiß  aller  der  Länder,  die  einen  direk- 
ten Handel  dahin  trieben,  wie  Spanien,  Portugal,  Frauk- 
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reich  und  England,  und  zweitens  den  Gewerbfleiß  aller 
derer  zu  vermehren,  die  ihre  Erzeugnisse  ohne  direkten 
Handel  dui'ch  Vermittelung  anderer  Länder  dorthin 
sandten,  wie  Flandern  und  einige  deutsche  Provinzen, 
die  durch  Vermittelung  der  ersterwähnten  Länder  große 
Mengen  Leinwand  und  anderer  Waren  nach  Amerika 
senden.  Alle  diese  Länder  haben  offenbar  einen  weit 
ausgedehnteren  Markt  für  ihre  überschüssigen  Produkte 
gewonnen,  und  sind  folglich  ermuntert  worden,  die 
Produktion  zu  steigern. 

Daß  aber  jene  großen  Ereignisse  auch  dazu  beige- 
tragen haben  sollten,  den  Gewerbfleiß  von  Ländern  wie 
Ungarn  und  Polen  zu  befördern,  die  wohl  nie  auch  nur 
eine  einzige  Ware  eigner  Erzeugung  nach  Amerika  ge- 
sandt haben,  ist  nicht  so  einleuchtend.  Dennoch  ist 
es  unzweifelhaft  der  Fall  gewesen.  Ein  Teil  der  ameri- 
kanischen Produkte  wird  in  Ungarn  und  Polen  ver- 
braucht, und  es  besteht  dort  Nachfragenach  dem  Zucker, 
der  Schokolade  und  dem  Tabak  der  neuen  Welt.  Diese 
Waren  müssen  aber  entweder  mit  Produkten  ungari- 
schen und  polnischen  Fleißes  oder  mit  andern,  die  mit- 
telst solcher  eingetauscht  wurden,  gekauft  werden. 
Jene  amerikanischen  Waren  sind  neue  Werte,  neue 
Gegenwerte,  die  nach  Ungarn  und  Polen  kamen,  um 
daselbst  gegen  die  überschüssigen  Produkte  dieser 
Länder  ausgetauscht  zu  werden.  Indem  sie  dorthin 
kommen,  schaffen  sie  einen  neuen  und  ausgedehnteren 
Markt  für  diese  überschüssigen  Produkte,  Sie  erhöhen 
ihren  Wert  und  befördern  so  ihre  Vermehrung,  Wenn 
sie  auch  nicht  nach  Amerika  ausgeführt  werden,  so 
können  sie  doch  in  andere  Länder  kommen,  die  sie 
mit  amerikanischen  Produkten  kaufen;  und  so  können 
sie  mittelst  der  Zirkulation  des  Handels,  der  ursprüng- 
lich durch  die  überschüssige  Produktion  Amerikas  in 
Bewegung  gesetzt  war,  einen  Markt  finden. 
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Jene  großen  Ereignisse  können  sogar  die  Genüsse 
und  den  Gewerbfleiß  solcher  Länder  vermehrt  haben, 
die  nicht  nur  niemals  "Waren  nach  Amerika  sandten, 
sondern  auch  nie  welche  von  dort  erhielten.  Selbst 
solche  Länder  können  eine  größere  Menge  Waren  aus 
Ländern  erhalten  haben,  deren  überschüssige  Produktion 
mittelst  des  amerikanischen  Handels  vermehrt  worden 
war.  Hat  aber  dieser  größere  Überfluß  ihre  Genüsse 
vermehrt,  so  muß  er  auch  ihren  Gewerbfleiß  erhöht  haben. 
Es  muß  ihnen  eine  größere  Anzahl  neuer  Gegenwerte 
dieser  oder  jener  Art  zum  Austausch  gegen  die  über- 
schüssigen Produkte  ihres  Fleißes  dargeboten  worden 
sein.  Für  diese  überschüssigen  Produkte  war  ein  ausge- 
dehnterer Markt  geschaffen,  sodaß  ihr  Wert  erhöht 
und  ihre  Vermehrung  befördert  wurde.  Die  Masse  von 
Waren,  die  jährlich  in  den  großen  Kreis  des  europäi- 
schen Handels  geworfen  und  durch  seine  mannigfaltigen 
Bewegungen  unter  die  verschiedenen  von  ihm  umfaßten 
Nationen  verteilt  wurde,  muß  durch  die  gesamte 
Produktion  Amerikas  vermehrt  worden  sein.  Es  ist  da- 
her wahrscheinlich,  daß  auch  allen  solchen  ^Nationen 
ein  größerer  Anteil  an  dieser  vermehrton  Masse  zufiel, 
ihre  Genüsse  vermehrte  und  ihre  Industrie  erweiterte. 

Der  ausschließliche  Handel  der  Mutterländer  muß 
die  ohne  dies  Monopol  wahrscheinlich  viel  höhere  Stei- 
gerung der  Genüsse  und  des  Gewerbfleißes  aller  Völker 
und  insbesondere  der  ameiikanischcn  Kolonien  hemmen. 
Er  hemmt  die  Tätigkeit  einer  der  grol3en  Triebfedern, 
die  die  meisten  Geschäfte  der  Menschen  in  Bewegung 
setzen,  wie  ein  totes  Gewicht.  Durch  die  Verteuerung 
der  Kolonialprodukte  in  allen  anderen  Ländern  verrin- 
gert er  deren  Verbrauch  und  lähmt  so  einerseits  den 
Gewerbfleiß  der  Kolonien,  und  andererseits  die  Genüsse 
und  den  Gewerbfleiß  aller  anderen  Länder,  die  weniger 
genießen,  wenn  sie  ihre  Genüsse  teurer  bezahlen,  und 
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weniger  hervoibringen,  wenn  sie  fü)'  ihre  Produkte  weni- 
ger erhalten.  Durch  Verteuerung  der  Produkte  aller 
anderen  Länder  in  den  Kolonien  schwächt  er  auf  gleiche 
Weise  den  Gewerbfleiß  aller  anderen  Länder,  sowie  die 
Genüsse  und  den  Gewerbfleiß  der  Kolonien.  Er  ist 
eine  Fessel,  die  um  des  vermeintlichen  Vorteils  einzel- 
ner Länder  willen  die  Genüsse  und  den  Gewerbfleiß 
aller  anderen  Länder,  am  meisten  aber  die  der  Kolonien, 
beengt.  Er  schließt  nicht  nur  alle  übrigen  Länder  mög- 
lichst von  einem  einzelnen  Markte  aus,  sondern  schränkt 
auch  die  Kolonien  möglichst  auf  einen  einzigen  Markt 
ein;  und  es  ist  ein  sehr  großer  Unterschied,  ob  man 
von  einem  einzelnen  Markte  ausgeschlossen  ist,  während 
alle  anderen  offen  stehen,  oder  ob  man  auf  einen  ein- 
zelnen Markt  beschränkt  ist,  während  alle  anderen  ge- 
schlossen sind.  Die  überschüssige  Produktion  der  Kolo- 
nien ist  aber  die  ursprüngliclie  Quelle  aller  Vermehrung 
der  Genüsse  und  des  Gewerbfleißes,  die  Europa  durch 
die  Entdeckung  und  Kolonisation  Amerikas  erfahren 
hat;  und  der  ausschheßliche  Handel  der  Mutterländer 
verkümmert  diese  Quelle  sehr  bedeutend. 

Die  besonderen  Vorteile,  die  jedes  kolonisierende 
Land  aus  den  ihm  gehörigen  Kolonien  zieht,  sind  von 
zweierlei  Art:  es  sind  erstens  die  gewöhnlichen,  die 
jeder  Staat  aus  den  seiner  Herrschaft  unterworfenen 
Provinzen  zieht;  zweitens  aber  jene  besonderen  Vorteile, 
die  sich  aus  Provinzen  von  so  eigentümlicher  Natur, 
^vie  die  europäischen  Kolonien  in  Amerika  sind,  ergeben. 

Die  gewöhnlichen  Vorteile,  die  jeder  Staat  aus 
den  seiner  Herrschaft  unterwoifencn  Provinzen  zieht,  be- 
stehen erstens  in  den  Streitkräften,  die  sie  ihm  zur 
Verteidigung,  und  zweitens  in  den  Einnahmen,  die  sie 
zum  Unterhalt  der  Civilverwaltung  liefern.  Die  römi- 
schen Kolonien  lieferten  gelegentlich  das  eine  und  das 
andere.     Die  griechischen  Kolonien  lieferten  zuweilen 
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Truppen,  aber  selten  Einkünfte,  denn  sie  erkannten  sel- 
ten eine  Oberherrschaft  der  Mutterstadt  an.  Sie  waren 
gewöhnlich  ihre  Bundesgenossen^iin  Kriege,  aber  höchst 
selten  ihre  Untertanen  im  Frieden. 

Die  europäischen  Kolonien  in  Amerika  haben  noch 
niemals  Streitkräfte  zur  Verteidigung  des  Mutterlandes 
geliefert.  Ihre  Streitkräfte  reichten  zu  ihrem  eignen 
Schutz  nicht  hin,  und  in  den  verschiedenen  Kriegen,  in 
die  die  Mutterländer  verwickelt  waren,  haben  diese 
a'ewöhnlich  zum  Schutz  ihrer  Kolonien  ihre  Streitkräfte 
stark  verzetteln  müssen.  In  dieser  Beziehung  waren 
also  sämtliche  europäische  Kolonien  ohne  Ausnahme 
eher  eine  Ursache  der  Schwäche,  als  der  Stärke  ihrer 
Mutterländer. 

Nur  die  Kolonien  Spaniens  und  Portugals  steuerten 
zur  Verteidigung  des  Mutterlandes  und  zur  Erhaltung 
der  Civilregierung  bei.  Die  Steuern,  die  in  den  Kolo- 
nien anderer  europäischer  Volker,  namentlich  der  Eng- 
länder, erhoben  wurden,  betrugen  selten  soviel,  wie  die 
Kolonien  in  Friedenszeiten  kosteten,  und  reichten  nie- 
mals aus,  um  die  Kosten  in  Kriegszeiten  zu  decken. 
Diese  Kolonien  waren  also  eine  Quelle  von  Ausgaben 
und  nicht  von  Einnahmen  für  ihre  Mutterländer. 

Die  Vorteile  dieser  Kolonien  für  die  Mutterländer 
bestehen  lediglich  in  den  besonderen  Vorteilen,  welche 
man  aus  Provinzen  von  so  ganz  eigentümlicher  Natur, 
wie  die  europäischen  Kolonien  in  Amerika  sind,  zu  ge- 
winnen glaubt.  Der  Monopolhandel  ist  aber  anerkann- 
termaßen die  einzige  Quelle  aller  dieser  besonderen 
Vorteile. 

Infolge  dieses  Monopolhandols  kann  der  Teil  dor 
überschüssigen  Produktion  dor  englischen  Kolonien,  der 
z.  B.  in  den  sogenannten  aufgezählten  Waren  besteht, 
nach  keinem  anderen  Lande  als  nach  England  versendet 
werden,  von  dem  sie  die  anderen  Länder  kaufen  müssen. 
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Sie  sind  also  notwendig  in  England  wohlfeiler,  als  in 
jedem  anderen  Lande,  luid  tragen  zur  Vermehrung  der 
Genüsse  in  England  mehr  als  in  jedem  anderen  Lande 
bei.  Ebenso  fördern  sie  seinen  Gewerbfleiß  mehr.  Eür 
die  eignen  überschüssigen  Produkte,  womitEngland  jene 
aufgezählten  Waren  kauft,  muß  es  einen  besseren  Preis 
erhalten,  als  andere  Länder  für  ähnliche  Produkte,  wo- 
mit sie  die  nämlichen  Waren  kaufen.  Die  englischen 
Manufakturwaren  werden  z.  B.  eine  größere  Menge 
Zucker  und  Tabak  von  den  Kolonien  kaufen,  als  die 
o-leichen  Manufakturwaren  anderer  Länder.  Insofern 
also  die  Manufakturwaren  Englands  und  die  anderer 
Länder  gegen  Zucker  und  Tabak  aus  den  englischen 
Kolonien  vertauscht  werden,  erteilt  der  höhere  Preis  der 
englischen  Industrie  einen  Sporn,  der  den  Industrien  der 
letzteren  unter  diesen  Umständen  fehlt.  Wie  daher  der 
Monopolhandel  mit  den  Kolonien  die  Genüsse  und  den 
Gewerbfleiß  der  anderen  Länder  vermindert  oder  doch 
in  der  Entwicklung  hemmt,  so  vorschafft  er  den  Län- 
dern, die  ihn  besitzen,  einen  offenbaren  Vorteil  über  jene. 

Doch  ist  dieser  Vorteil  wohl  mehr  relativ  als;ab- 
solut,  und  verleiht  dem  Lande,  das  ihn  genießt,  einen 
Vorzug  violleicht  mehr  dadurch,  daß  er  den  Gewerb - 
fleiß  und  die  Produktion  anderer  Länder  schädigt,  als 
dadurch,  daß  er  sie  in  dem  eigenen  Lande  auf  eine 
höhere  Stufe  brächte,  als  ohne  diesen  Vorzug  erreich- 
bar wäre. 

Der  Tabak  Marylands  und  Virginiens  z.  B.  kommt 
vermöge  des  Monopols  England  ohne  Zweifel  wohlfeiler 
zu  stehen  als  Frankreich,  an  das  gewöhnlich  ein  bedeu- 
tender Teil  davon  abgesetzt  wird.  Wäre  aber  Frank- 
reich und  allen  anderen  europäischen  Nationen  freier 
Handel  nach  Maryland  und  Virginien  zugestanden  ge- 
wesen, so  würde  der  Tabak  dieser  Kolonien  nicht  nur 
in  allen  übrigen  Ländern,  sondern  auch  in  England  viel 
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wohlfeiler  sein,  als  jetzt.  Die  Tabaksproduktion  würde 
durch  einen  viel  ausgedehnteren  Markt  wahrscheinlich 
derart  gestiegen  sein,  daß  die  Gewinne  einer  Tabakpflan- 
zungauf das  Niveau  derer  des  Getreidebaus,  das  sie  jetzt 
noch  etwas  übersteigen  sollen,  gesunken  wären.  Der 
Preis  des  Tabaks  würde  dann  wahrscheinlich  etwas  nie- 
driger sein,  als  gegenwärtig.  Eine  gleiche  Menge  eng- 
lischer oder  ausländischer  Waren  würde  in  Maryland 
und  Virginia  eine  größere  Menge  Tabak  kaufen,  und 
folglich  besser  verkauft  werden.  Sofern  daher  dies  Kraut 
durch  seine  Wohlfeilheit  und  Menge  die  Genüsse  und 
den  Gewerbfleiß  Englands  oder  irgend  eines  anderen 
Landes  vermehren  kann,  würde  diese  Wirkung  bei  ganz 
freiem  Handel  wahrscheinlich  in  etwas  größeren  Maße 
eingetreten  sein,  als  es  jetzt  der  Fall  ist.  Freilich  hätte 
England  in  diesem  Falle  keinen  Vorteil  über  andere 
Länder  gehabt.  Es  hätte  den  Tabak  seiner  Kolonien 
etwas  wohlfeiler  kaufen  und  folglich  manche  seiner 
eignen  Waren  etwas  teurer  verkaufen  können  als  jetzt; 
aber  es  hätte  weder  den  Tabak  wohlfeiler  kaufen,  noch 
seine  Waren  teurer  verkaufen  können,  als  jedes  andere 
Land.  Es  hätte  vielleicht  einen  absoluten  Vorteil  ge- 
wonnen, aber  sicher  einen  relativen  verloren. 

Um  diesen  relativen  Vorteil  im  Kolonialhandel  zu 
erhalten,  um  neidisch  und  gehässig  andere  Nationen 
vonjederTeilnahme  daran  möglichst  auszuschliessen,  hat 
jedoch  England  sehr  wahrscheinlich  nicht  nur  einen  Teil 
des  absoluten  Vorteils,  den  es  gleich  allen  anderen 
Völkern  daraus  gezogen  haben  würde,  geopfert,  sondern 
auch  sich  einen  absoluten  sowie  einen  relativen  Nachteil 
in  fast  allen  anderen  Handelszweigen  zugezogen. 

Als  England  sich  durch  die  Navigationsakte  das 
Monopol  des  Kolonialhandels  zusprach,  wurden  die  aus- 
wärtigen Kapitalien,  die  vorher  in  ihm  angelegt  waren, 
notwendig    aus    ihm    herausgezogen.      Die    englischen 
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Kapitalien,  die  früher  nur  einen  Teil  davon  bestritten, 
hatten  nun  das  Ganze  zu  bestreiten.  Die  Kapitalien, 
die  vorher  die  Kolonien  nur  mit  einem  Teil  der  dort 
begehrten  europäischen  "Waren  versorgten,  hatten  nun 
alle  herbeizuschaffen:  allein  sie  waren  dazu  nicht  aus- 
reichend, und  die  Waren,  die  sie  liefern  konnten, 
wurden  deshalb  notwendig  sehr  teuer.  Die  Kapitalien, 
womit  vorher  nur  ein  Teil  der  überschüssigen  Produk- 
tion der  Kolonien  gekauft  worden  war,  hatten  nun  den 
ganzen  Einkauf  allein  zu  bestreiten;  das  Ganze  konnte 
aber  damit  nicht  annähernd  zu  dem  alten  Preise  gekauft 
werden  und  folglich  wurde  alles  sehr  wohlfeil  gekauft. 
Bei  einer  Kapitalanlage  aber,  wobei  der  Kaufmann  teuer 
verkauft  und  wohlfeil  kauft,  mußte  der  Gewinn  sehr 
groß  sein  und  das  Gewinnniveau  in  anderen  Handels- 
zweigen weit  übersteigen.  Es  konnte  daher  nicht  fohlen, 
daß  der  höhere  Gewinn  im  Kolonialhandel  einen  Teil 
der  Kapitalien,  die  vorher  in  anderen  Handelszweigen 
verwendet  waren,  diesen  entfremdete.  Wie  aber  dieser 
Wechsel  der  Kapitalanlage  allmählich  die  Konkurrenz 
der  Kapitalien  im  Kolonialhaudel  vermehrte,  so  mußte 
er  auch  allmählich  diese  Konkurrenz  in  allen  anderen 
Handelszweigen  vermindern;  und  wie  er  allmählich  die 
Gewinne  des  einen-  verminderte,  so  vermehrte  er  nach 
und  nach  die  der  anderen,  bis  endlich  die  Gewinne 
aller  ein  neues  Niveau  erreichten,  das  etwas  höher  wai', 
als  das  frühere. 

Diese  doppelte  Wirkung,  anderen  Handelszweigen 
das  Kapital  zu  entziehen  und  den  Gewinnsatz  in  allen 
etwas  über  das  natürliche  Maaß  zu  steigern,  wurde  durch 
jenes  Monopol  nicht  nur  bei  seiner  ersten  Einführung, 
sondern  während  seiner  ganzen  Dauer  hervorgebracht. 

Das  Monopol  entzog  erstens  allen  anderen  Handels- 
zweigen fortwährend  Kapital,  um  im  Kolonialhandel 
angelegt  zu   werden. 

Obwohl   der   lieichtum   Großbritanniens    seit    der 
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Navigationsakte  bedeutend  zugenommen  hat,  ist  er  doch 
gewiß  nicht  in  demselben  Maße  gestiegen,  wie  der  der 
Kolonion.  Der  auswärtige  Handel  eines  jeden  Ijaudes 
wächst  aber  natürlich  imVerhältnisseinesReichtums, seine 
überschüssige  Produktion  im  Verhältnis  seiner  Gesamt- 
produktion; und  daGroßbritannien  fast  den  ganzen  Außen- 
handel der  Kolonien  an  sich  gerissen,  sein  Kapital  aber 
nicht  im  Verhältnis  der  Ausdehnung  dieses  Handels  zu- 
genommen hatte,  so  konnte  es  ihn  nur  dadurch  betreiben, 
daß  es  fortwährend  anderen  Handelszweigen  einen  Teil 
des  vorher  in  ihnen  angelegten  Kapitals  entzog  und  einen 
noch  größeren  Teil,  der  sich  sonst  diesen  Handelszweigen 
zugewendet  haben  würde,  davon  zurückhielt.  Der  Kolo- 
nialhandel ist  daher  seit  der  Navigationsakte  fortwährend 
gestiegen,  während  viele  andere  Zweige  des  auswärtigen 
Handels,  besonders  der  Handel  nach  europäischen  Län- 
dern fortwährend  abnahmen.  Anstatt  daß  unsere  für 
den  Absatz  im  Auslande  bestimmten  Manufaktur  waren, 
wie  vor  der  Navigationsakte,  sich  den  nahen  europäi- 
sclien  oder  den  entfernteren  Märkten  der  Länder  am 
mittelländischen  Meere  anpaßten,  wurden  sie  nun  gr(")ß- 
tenteils  auf  den  noch  entfernteren  Markt  der  Kolonien 
zugeschnitten,  da  sie  lieber  auf  den  Markt  gingen,  wo 
sie  ein  Monopol  genossen,  als  auf  den,  wo  sie  viele  Kon- 
kurrenten hatten.  Die  Ursache  des  Verfalls  anderer 
Zweige  des  auswärtigen  Handels,  die  Matthias  Decker 
und  andere  Schriftsteller  in  dem  Übermaß  und  der 
falschen  Art  der  Besteuerung,  in  dem  hohen  Preise  der 
Arbeit,  in  der  Zunahme  dos  Luxus  usw.  gesucht  haben, 
können  alle  in  der  Überwucherung  des  Kolonialhandels 
gefunden  werden.  DasHandolskapital Großbritanniens  ist 
zwar  sehr  groß,  aber  doch  nicht  unbegrenzt,  und  wenn 
es  auch  seit  der  Navigationsakte  bedeutend  zugenommen 
hat,  so  ist  es  doch  nicht  im  Verhältnis  des  Kolonial- 
handels   gewachsen,  und  mithin  konnte  dieser  Handel 
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auch  nur  dadurch  aufrecht  erhalten  werden,  daß  den 
übrigen  Handelszweigen  ein  Teil  des  Kapitals  entzogen, 
und  ihnen  folglich  eine  Abnahme  bereitet  wurde. 

England  war  bereits  ein  großer  Handelsstaat  und 
sein  Handelskapital  war  schon  sehr  beträchtlich  und 
versprach  täglich  größer  zu  werden,  ehe  die  Navigations- 
akte das  Monopol  des  Kolonialhandels  einführte,  ja  ehe 
dieser  Handel  einige  Bedeutung  erlangt  hatte.  In  dem 
holländischen  Kriege  unter  Cromwells  Regierung  war 
Großbritanniens  Kriegsflotte  der  holländischen  überle- 
gen, und  in  dem  Kriege,  der  zu  Anfang  der  Regierung 
Kajis  II.  ausbrach,  war  sie  der  vereinigten  Flotte  Frank- 
reichs und  Hollands  mindestens  gleich,  wo  nicht  über- 
legen. DieseÜberlegenheitdürfte  jetztkaum  größer  sein, 
wenigstens  wenn  die  holländische  Flotte  zu  Hollands 
Handel  noch  in  demselben  Verhältnis  stände,  wie  damals. 
Aber  diese  große  Seemacht  konnte  in  keinem  jener  Kriege 
der  Navigationsakte  zugeschrieben  werden.  Während 
des  ersteren  Kriegs  war  diese  Akte  eben  erst  entworfen 
worden,  und  vor  dem  Ausbruche  des  zweiten  hatte  sie 
zwar  schon  Gesetzeskraft  erlangt,  aber  noch  in  keinem 
Teile,  am  wenigsten  in  dem,  der  den  ausschließlichen 
Handel  mit  den  Kolonien  begründete,  Zeit  gehabt  eine 
sonderliche  Wirkung  zu  üben.  Die  Kolonien  und  ihr 
Handel  waren  im  Vergleich  zu  heute  unbedeutend. 
Die  Insel  Jamaica  war  eine  ungesunde,  wenig  bewohnte 
und  noch  weniger  angebaute  Wüste.  New-York  und 
New-Jersey  waren  im  Besitz  der  Holländer,  die  Hälfte 
von  St.  Christoph  im  Besitz  der  Franzosen.  Die  Insel 
Antigua,  die  beiden  Karolinas,  Pennsylvanien,  Georgien 
und  Neu-Schottland  waren  noch  nicht  kolonisiert.  Vir- 
ginien,  Maryland  und  Nevi-England  waren  es;  aber  so 
blühende  Kolonien  sie  auch  waren,  so  gab  es  doch  da- 
mals wohl  weder  in  Europa  noch  in  Amerika  jemanden, 
der  die  raschen  Fortschritte,  die  sie  seitdem  in  Reich- 
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tum,  Bevölkerung  und  Kultur  gemacht  haben,  vorher- 
sah oder  auch  nur  ahnte.  Kurz,  die  Insel  Barbados  war 
die  einzige  britische  Kolonie  von  einiger  Bedeutung, 
deren  damaliger  Zustand  mit  dem  jetzigen  einen  Ver- 
gleich aushielt.  Der  Kolonialhandel,  von  dem  auch  nach 
der  Navigationsakte  nur  ein  Teil  auf  England  kam, 
—  die  Akte  wurde  erst  einige  Jahre  nach  ihrer  Ein- 
führung mit  Strenge  in  Vollzug  gesetzt  —  konnte  damals 
weder  die  Ursache  von  Englands  großem  Handel,  noch 
von  seiner  auf  diesen  Handel  gestützten  starken  Seemacht 
sein.  Der  Handel,  auf  den  sich  diese  Seemacht  stützte, 
war  der  mit  Europa  und  mit  den  am  mittelländischen 
Meere  gelegenen  Ländern.  Allein  der  Anteil,  den  jetzt 
Großbritannien  an  diesem  Handel  hat,  könnte  eine  so 
starke  Seemacht  nicht  unterhalten.  Wäre  der  wach- 
sende Handel  mit  den  Kolonien  für  alle  Völker  frei 
geblieben,  so  mußte  der  Anteil,  der  Großbritannien  da- 
von zugefallen  wäre  — •  vind  dieser  Anteil  wäre  ver- 
mutlich recht  bedeutend  gewesen  —  ein  Zuwachs  zu 
jenem  großen  Handel  sein,  in  dessen  Besitz  es  schon  vor- 
her war.  Infolge  des  Monopols  hat  der  Kolonialhandel 
nicht  sowohl  eine  Zunahme  des  von  Großbritannien 
schon  vorher  betriebenen  Handels,  als  eine  völlige  Ver- 
änderung in  seiner  Richtung  hervorgebracht. 

Dieses  Monopol  hat  zweitens  notwendig  dazu  bei- 
getragen, den  Gewinnsatz  in  allen  Zweigen  des  briti- 
schen Handels  höher  zu  erhalten,  als  er  natui'gemäß 
gewesen  sein  würde,  wenn  allen  Nationen  freier  Handel 
mit   den   britischen   Kolonien    gestattet    worden    wäre. 

Wie  das  Monopol  des  Kolonialhandels  diesem  not- 
wendig mehr  britisches  Kapital  zuführte,  als  sich  ihm 
von  selbst  zugewendet  haben  würde,  so  führte  es  auch 
durch  die  Vertreibung  aller  fremden  Kapitalien  die  Ge- 
samtmenge des  auf  diesen  Handel  verwendeten  Kapitals 
unter  das  Maß  zurück,  das  es  bei  freiem  Handel  erreicht 
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wird  größer  und  ihre  Inferiorität  geringer,  als  sie  sonst 
sein  würde.  Dadurch,  daß  das  bezügliche  Land  den 
Preis  seiner  Produkte  über  das  natürliche  Niveau  steigert, 
gibt  es  den  Kaufleuten  anderer  Länder  Gelegenheit,  auf 
fremden  Märkten  wohlfeiler  zu  verkaufen,  und  es  da- 
durch aus  fast  allen  Handelszweigen,  in  denen  es  kein 
Monopol  hat,  zu  verdrängen. 

Unsere  Kaufleute  klagen  oft  die  hohen  Löhne  der 
britischen  Arbeit  als  Ursache  an,  weshalb  ihre  Fabrikate 
auf  fremden  Märkten  unterboten  würden;  von  den  hohen 
Kapitalgewinnen  schweigen  sie.  Sie  klagen  über  den 
übermäßigen  Gewinn  anderer  Leute,  aber  von  ihrem 
eigenen  sagen  sie  nichts.  Und  doch  mögen  die  hohen 
Gewinne  des  britischen  Kapitals  in  vielen  Fällen  eben 
soviel  und  in  einigen  noch  mehr  dazu  beitragen,  den 
Preis  der  britischen  Fabrikate  zu  erhöhen,  als  der  hohe 
Lohn  der  britischen  Arbeit. 

So  kann  man  mit  Recht  sagen,  daß  Großbritanniens 
Kapital  den  meisten  Handelszweigen,  in  denen  es  kein 
Monopol  hatte,  besonders  dem  Handel  mit  Europa  und 
den  Ländern  am  mittelländischen  Meere,  entzogen  oder 
daraus  verdrängt  worden  ist.  Es  wurde  teilweise  diesen 
Handelszweigen  entzogen  durch  den  Heiz  des  höheren 
Gewinnes  im  Kolonialhandel  infolge  der  beständigen 
Erweiterung  dieses  Handels  und  der  beständigen  Unzu- 
länglichkeit des  heuer  darin  angelegten  Kapitals  zu 
seinem  Betriebe  im  nächsten  Jahr.  Es  wurde  teil- 
weise daraus  verdrängt  durch  den  Yorsprung,  den  der 
dadurch  in  Großbritannien  veranlaßte  hohe  Gewinnsatz 
anderen  Ländern  in  allen  Handelszweigen  verleiht,  in 
denen  Großbritannien  kein  Monopol  hat. 

Wie  das  Monopol  des  Kolonialhandels  den  übrigen 
Handelszweigen  britische  Kapitalien,  die  sich  ihnen  sonst 
zugewendet  haben  würden,  entzogen  hat,  so  hat  es  viele 
fremde  Kapitalien,  die  in  ihnen  niemals  Anlage  gesucht 
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haben  würde.  Durch  die  Verminderung  des  Wettbewerbs 
der  Kapitalien  in  diesem  Handelszweige  steigerte  es  aber 
notwendig  den  Gewinnsatz  in  ihm,  und  durch  Vermin- 
derung der  Konkurrenz  britischer  Kapitalien  in  allen 
anderen  Handelszweigen  steigerte  es  in  den  letzteren 
den  Satz  der  britischen  Gewinne.  Welches  auch  der  Stand 
oder  Umfang  des  britischen  Handelskapitals  seit  der 
Navigationsakte  in  einzelnen  Perioden  gewesen  sein  mag, 
das  Monopol  des  Kolonialhandels  muß  während  derDauer 
dieses  Zustandes  den  gewöhnlichen  Satz  britischer  Ge- 
winne höher  gesteigert  haben,  als  er  sonst  in  diesem 
wie  in  allen  anderen  Zweigen  des  britischen  Handels 
gewesen  sein  würde.  Wenn  nun  seit  der  Navigationsakte 
der  gewöhnliche  Satz  britischer  Gewinne  bedeutend  ge- 
sunken ist,  wie  es  sicher  der  Fall,  so  hätte  er  noch 
weit  mehr  sinken  müssen,  wenn  ihn  nicht  das  durch 
diese  Akte  errichtete  Monopol  aufrecht  erhalten  hätte. 
Was  aber  in  einem  Laude  den  gewöhnlichen  Ge- 
winnsatz über  das  natürliche  Niveau  steigert,  unter- 
wirft dies  Land  notwendig  einem  absoluten  und  einem 
relativen  Nachteil  in  jedem  Handelszweige,  in  dem  es 
kein  Monopol  hat.  Einem  absoluten  Nachteil,  weil  seine 
Kaufleute sichinsolchenHandelszweigen  diesen  größeren 
Gewinn  nicht  verschaffen  können,  ohne  die  vom  Aus- 
land eingeführten  und  die  vom  Inland  ausgeführten 
Waren  teurer  als  sonst  zu  verkaufen.  Ihr  eignes 
Land  muß  teurer  kaufen  und  verkaufen,  weniger 
kaufen  und  verkaufen,  weniger  verbrauchen  und  ]uo- 
duzieren,  als  sonst  geschehen  würde.  Es  erleidet  einen 
relativen  Nachteil,  weil  andere  Länder,  die  nicht  dem- 
selben absoluten  Nachteil  unterliegen,  ihm  gegenüber 
in  solchen  Handelszweigen  besser  oder  doch  weniger 
schlecht  gestellt  sind,  als  es  sonst  der  Fall  sein  würde. 
Diese  Länder  kommen  in  die  Lage,  vergleichsweise  mehr 
zu  verbrauchen   und  herzustellen.     Ihre  Überlegenheit 
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hätten,  wenn  sie  nicht  aus  dem  Kolonialhandel  verdrängt 
worden  wären,  ihnen  zugetrieben.  In  jenen  anderen 
Handelszweigen  verminderte  das  Monopol  die  Konkur- 
renz britischer  Kapitalien  und  steigerte  dadurch  den 
britischen  Gewinnsatz  über  das  Maß,  das  er  sonst  er- 
reicht hätte.  Dagegen  vermehrte  es  die  Konkurrenz  aus- 
ländischer Kapitalien,  und  ermäßigte  so  den  Satz  des  aus- 
ländischen Gewinnes  unter  den  Punkt,  auf  dem  er  sonst 
gestanden  haben  würde.  Auf  die  eine  wie  auf  die  andere 
Art  muß  Großbritannien  in  all'  diesen  anderen  Handels- 
zweigen einen  relativen  Nachteil  erlitten  haben. 

Man  wird  vielleicht  sagen,  der  Kolonialhandel  sei 
für  Großbritannien  vorteilhafter  als  jeder  andere,  und 
das  Monopol  habe  durch  Überleitung  eines  größeren 
Teils  der  britischen  Kapitalien  in  diesen  Handel,  als 
sich  ihm  sonst  zugewendet  haben  würde,  dies  Kapital 
in  die  für  das  Land  vorteilhafteste  Anlage  gelenkt. 

Die  für  ein  Land  vorteilhafteste  Anlage  seines 
Kapitals  ist  die,  die  die  größte  Menge  produktiver  Ar- 
beit unterhält  und  den  Jahresertrag  seines  Bodens  und 
seiner  Arbeit  am  meisten  vermehrt.  Nun  steht,  wie  im 
zweiten  Buche  gezeigt  wurde,  die  Menge  schöpferischer 
Arbeit,  die  ein  im  Außenhandel  angelegtes  Kapital 
unterhalten  kann,  in  genauem  Verhältnis  zu  der  Häufig- 
keit seiner  Rückkehr.  Ein  im  Außenhandel  angelegtes 
Kapital  von  £  1000  z.  B.,  dessen  Eückkehr  jährlich 
einmal  erfolgt,  kann  in  dem  Lande,  dem  es  angehört, 
soviel  produktive  Arbeit  in  beständiger  Beschäftigung 
erhalten,  wie  £  1000  eben  jährlich  unterhalten  können. 
Kehrt  es  zwei-  oder  dreimal  jährlich  zurück,  so  kann 
es  soviel  produktive  Arbeit  in  beständiger  Beschäf- 
tigung erhalten,  wie  zwei  oder  dreitausend  Pfund 
unterhalten  können.  Der  Handel  mit  einem  Nachbar- 
lande ist  deswegen  in  der  Eegel  vorteilhafter,  als  der 
mit  einem  entfernten  Lande;  und  aus  demselben  Grunde. 
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ist  auch,  wie  gleichfalls  im  zweiten  Buche  gezeigt  wurde, 
ein  direkter  auswärtiger  Handel  in  der  Regel  vorteil- 
hafter als  ein  Handel  mit  Umwegen. 

Soweit  aber  das  Monopol  des  Kolonialhandels  die 
Anlage  britischen  Kapitals  beeinflußt  hat,  hat  es  in 
allen  Fällen  einen  Teil  von  ihm  aus  dem  Handel  mit 
einem  Nachbarlande  in  einen  Handel  mit  einem  ent- 
fernten, und  in  vielen  Fällen  aus  einem  direkten 
Außenhandel  in  einen  indirekten  gelenkt. 

Erstlich  hat  das  Monopol  des  Kolonialhandels  in 
allen  Fällen  einen  Teil  des  britischen  Kapitals  aus 
einem  Handel  mit  einem  Nachbarlande  in  einen  Handel 
mit  einem  entfernteren  gelenkt,  und  zwar  aus  dem 
Handel  mit  Europa  und  den  am  mittelländischen  Meere 
gelegenen  Ländern  in  einen  Handel  mit  den  entfernteren 
Gegenden  Amerikas  und  Westindiens,  deren  Zahlungen 
nicht  nur  wegen  der  größeren  Entfernung,  sondern  auch 
wegen  der  eigentümlichen  Verhältnisse  dieser  Länder 
notwendig  weniger  häufig  sind.  Neue  Kolonien  sind, 
wie  schon  bemerkt,  immer  kapitalarm.  Sie  haben  weni- 
ger Kapital,  als  sie  zur  Kultur  und  Verbesserung  des 
Bodens  mit  großem  Gewinn  und  Vorteil  verwenden 
könnten.  Sie  haben  beständigen  Bedarf  nach  mehr 
Kapital,  als  sie  selbst  besitzen,  und  suchen,  um  diesem 
Mangel  abzuhelfen,  soviel  wie  möglich  vom  Mutterlande 
zu  borgen,  dem  sie  deshalb  stets  verschuldet  sind.  Die 
gewöhnlichste  Methode,  solche  Schulden  einzugehen,  be- 
steht nicht  darin,  von  den  reichen  Leuton  des  Mutter- 
landes auf  Schuldverschreibungen  zu  leihen  (obwohl  auch 
dies  zuweilen  geschieht),  sondern  darin,  bei  den  Liefe- 
ranten europäischer  Waren  solange  im  Rückstande  zu 
bleiben,  wie  es  diese  irgend  gestatten.  Die  jährlichen 
Zahlungen  betragen  oft  nicht  mehr  als  ein  Drittel  und 
oft  nicht  einmal  ein  Drittel  der  Schuldsumme.  Das 
Gesamtkapital,  das  die  Lieferanten  den  Kolonisten  vor- 
Adam Smith,  Volkswohlstaad.  III.  >^ 
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schiessen,  kommt  daher  selten  früher  als  nach  drei, 
manchmal  aber  erst  nach  vier  oder  fünf  Jahren  nach 
England  zurück.  Nun  kann  ein  britisches  Kapital  z.  B. 
von  £  1000,  das  in  fünf  Jahren  nur  einmal  nach  Groß- 
britannien zurückkommt,  auch  nur  ein  Fünftel  des  bri- 
tischen Fleißes  in  beständiger  Beschäftigung  erhalten, 
den  es  unterhalten  könnte,  wenn  das  ganze  Kapital  jähr- 
lich zurückkäme,  und  anstatt  der  Arbeitsmenge,  die 
£  1000  in  einem  Jahre  unterhalten  könnten,  kann  es 
nur  soviel  in  beständiger  Beschäftigung  erhalten,  wie 
£  200  jährlich  zu  unterhalten  vermögen.  Der  Pflanzer 
ersetzt  zwar  durch  den  hohen  Preis,  welchen  er  für  die 
europäischen  Waren  zahlt,  durch  die  Zinsen  der  auf 
lange  Sicht  ausgestellten  und  durch  die  Provision  für 
Verlängerung  der  Wechsel  den  Verlust,  den  sein  Korres- 
pondent durch  diesen  Verzug  leidet,  vielleicht  über- 
reichlich. Aber  wenn  er  auch  den  Verlust  seines  Korre- 
spondenten ersetzt,  so  kann  er  doch  den  Verlust  Groß- 
britanniens nicht  ersetzen.  Bei  einem  Geschäft,  bei  dem 
die  Zahlungen  spät  erfolgen,  kann  der  Gewinn  des  Kauf- 
manns ebenso  groß  und  noch  größer  sein,  als  bei 
einem  Geschäft,  wo  sie  öfter  und  früher  eingehen ;  aber 
der  Vorteil  des  Landes,  in  dem  er  wohnt,  die  Menge 
der  daselbst  unterhaltenen  produktiven  Arbeit,  der  Jah- 
resertrag der  Arbeit  und  des  Bodens,  müssen  stets  weit 
geringer  sein.  Daß  aber  die  Rimessen  von  Amerika  und 
noch  mehr  von  Westindien  im  Allgemeinen  nicht  nur 
später,  sondern  auch  unregelmäßiger  und  unsicherer 
eingehen,  als  von  den  europäischen  und  selbst  von  den 
am  mittelländischen  Meere  gelegenen  Ländern  —  dies 
wird,  glaube  ich,  jeder  zugeben,  der  in  diesen  verschie- 
denen Handelszweigen  einige  Erfahrung  hat. 

Zweitens  hat  das  Monopol  des  Kolonialhandels  in 
vielen  Fällen  einen  Teil  des  britischen  Kapitals  aus 
einem  direkten  Außenhandel  in  einen  indirekten  ijelenkt. 
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Unter  den  aufgezählten  Waren,  die  nur  auf  den  briti- 
schen Markt  kommen  dürfen,  sind  einige,  deren  Menge 
bei  weitem  den  Verbrauch  Großbritanniens  übersteigt, 
und  von  denen  deshalb  ein  Teil  nach  anderen  Ländern 
ausgeführt  werden  muß.  Dies  kann  nur  dadurch  ge- 
schehen, daß  ein  Teil  des  britischen  Kapitals  in  einen 
indirekten  Außenhandel  gedrängt  wird.  Mar3dand  und 
Virginien  z.  B.  senden  jährlich  mehr  als  96,000  Oxhoft 
Tabak  nach  Großbritannien,  während  der  Verbrauch  des 
letzteren  nicht  mehr  als  14,000  betragen  soll.  Mithin 
müssen  mehr  als  S2,000  Oxhoft  nach  anderen  Ländern, 
Frankreich,  Holland  und  den  Ländern  an  der  Ostsee  und 
am  mittelländischen  Meere,  wieder  ausgeführt  werden. 
Der  Teil  des  britischen  Kapitals  aber,  der  jene  82,000 
Oxhoft  nach  Großbritannien  bringt,  sie  von  da  nach  jenen 
anderen  Ländern  ausführt,  und  von  den  letzteren  Waren 
oder  Geld  zurückbringt,  ist  in  einem  indirekten  Außen- 
handel angelegt  und  in  diesen  gedrängt  worden,  damit 
jener  große  Überschuß  abgesetzt  werde.  Um  zu  be- 
rechnen, in  wieviel  Jahren  das  Gesamtkapital  nach 
Großbritannien  zurückkehrt,  müssen  wir  zu  den  Fiisten 
der  amerikanischen  Rimessen  noch  die  der  Rimessen  aus 
jenen  anderen  Ländern  hinzurechnen.  Kommt  bei  dem 
direkten  Außenhandel  mit  Amerika  das  Gesamtkapital 
oft  erst  nach  drei  oder  vier  Jahren  zurück,  so  wird  das 
in  diesem  indirekten  Handel  angelegte  Kapital  kaum 
früher  als  nach  vier  oder  fünf  Jahren  zurückkommen. 
Kann  das  eine  nur  ein  Drittel  oder  ein  Viertel  des  in- 
ländischen Gewerbfleißes,  der  mit  einem  jährlich  zurück- 
kehrenden Kapital  unterhalten  werden  könnte,  fortdau- 
ernd beschäftigen,  so  kann  das  andere  nur  einViertel  oder 
ein  Fünftel  des  Gewerbfleißes  in  Beschäftigung  erhalten. 
In  einigen  Häfen  wird  den  ausländischen  Firmen,  die 
Tabak  beziehen,  gewcihnlich  Kredit  gegeben  ;  in  London 
dagegen  wird  er  gewühnlich  gegen  bares  Geld  verkauft, 


132   Viertes  Buch:  Die  Systeme  der  politischen  Ökonomie. 

und  hier  erfolgen  mithin  die  letzten  Zahlungen  nur  um 
soviel  später  als  die  amerikanischen  Rimessen,  wie  die 
Ware  unverkauft  in  den  Lagerhäusern  bleibt,  was  frei- 
lich manchmal  lange  genug  geschehen  mag.  "Wären  die 
Kolonien  im  Verkauf  ihres  Tabaks  nicht  auf  den  briti- 
schen Markt  beschränkt,  so  käme  wahrscheinlich  nicht 
viel  mehr  davon  zu  uns,  als  wir  zu  unserem  eigenen 
Verbrauche  nötig  haben.  Die  Waren,  die  Grroßbritan- 
nien  jetzt  für  seinen  Gebrauch  mittelst  des  Überschusses 
von  Tabak  kauft,  den  es  nach  anderen  Ländern  ausführt, 
würde  es  dann  wahrscheinlich  mit  den  unmittelbaren 
Produkten  seiner  eignen  Industrie  kaufen.  Diese  Pro- 
dukte, die  jetzt  fast  nur  einem  einzigen  Markt  angepaßt 
sind,  würden  wahrscheinlich  vielen  kleineren  Märkten 
angepaßt  werden.  Anstatt  eines  großen  Außenhandels 
auf  Umwegen  würde  Großbritannien  eine  größere  Menge 
kleiner  direkter  Handelsgeschäfte  machen.  Wegen  der 
häufigeren  Zahlungen  würde  ein  vermutlich  geringer 
Teil,  vielleicht  der  dritte  oder  vierte  Teil  des  Kapitals, 
womit  jetzt  dieser  große  indirekte  Handel  getrieben 
wird,  hinreichen,  alle  die  kleinen  direkten  Geschäfte  zu 
machen,  eine  gleiche  Menge  britischen  Fleißes  beschäfti- 
gen, und  den  Jahresertrag  des  Bodens  und  der  Arbeit 
Großbritanniens  ebenso  vermehren.  Da  alle  Zwecke 
dieses  Handels  mit  einem  viel  kleineren  Kapital  erreicht 
würden,  so  blieben  bedeutende  Kapitalien  für  andere 
Zwecke  übrig:  für  Bodenkultur,  Erweiterung  der  Indus- 
trie und  Ausdehnung  des  britischen  Handels,  so  daß  sie 
durch  Wettbewerb  mit  den  anderen  ähnlich  angelegten 
britischen  Kapitalien  den  Gewinnsatz  in  allen  Anlagen 
hätten  vermindern  und  dadurch  Großbritannien  in  allen 
eine  größere  Überlegenheit  hätten  verschaffen  können. 
Das  Monopol  des  Kolonialhandels  hat  ferner  einen 
Teil  des  britischen  Kapitals  aus  dem  auswärtigen 
Verbrauclishandel,  in  den  Zwischenhandel,  und  mithin 
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aus  Anlagen  zur  Hebung  des  britischen  Gewerbfleißes 
in  Anlagen  zur  Hebung  des  Gewerbfleißes  der  Kolonien 
und  einiger  anderen  Länder  gedrängt.  Die  Waren  z.  B., 
die  mit  den  82,000  Oxhoft  jährlich  aus  Großbritannien 
wieder  ausgeführten  Tabaks  gekauft  werden,  werden 
nicht  alle  in  Großbritannien  verbraucht.  Ein  Teil  von 
ihnen,  z.  B.  deutsche  und  holländische  Leinwand,  geht 
nach  den  Kolonien  zu  deren  Verbrauche.  Es  wird 
also  der  Teil  des  britischen  Kapitals,  der  den  Tabak 
kauft,  mit  dem  nachher  die  Leinwand  gekauft  wird, 
notwendig  dem  britischen  Gewerbfleiß  entzogen  und 
lediglich  zur  Unterstützung  des  Gewerbfleißes  teils  der 
Kolonien  teils  der  Länder,  die  den  Tabak  mit  ihren 
Produkten  bezahlen,  verwendet. 

Das  Monopol  des  Kolonialhandels  scheint  außer- 
dem dadurch,  daß  es  weit  mehr  britisches  Kapital  in 
diesen  Handel  gezogen  hat,  als  ihm  von  selbst  zugeflossen 
sein  würde,  das  natürliche  Gleichgewicht,  welches  sich 
sonst  unter  den  verschiedenen  Zweigen  des  britischen 
Gewerbfleißes  hergestellt  haben  würde,  gänzlich  gestört 
zu  haben.  Statt  sich  auf  zahlreiche  kleine  Mär-kte  ein- 
zurichten, ist  die  britische  Industrie  nun  vorzüglich  auf 
einen  einzigen  großen  Markt  eingerichtet.  Statt  zahl- 
reiche kleine  Kanäle  zu  speisen,  ist  Großbritanniens 
Handel  vorzüglich  in  einen  einzigen  großen  Kanal  ge- 
leitet worden.  Das  ganze  System  seiner  Industrie  und 
seines  Handels  ist  dadurch  unsicherer,  der  ganze  Zustand 
des  Staatskörpers  ungesunder  geworden,  als  es  sonst  der 
Fall  gewesen  wäre.  In  seiner  jetzigen  Lage  gleicht 
Großbritannien  einem  kranken  Körper,  in  dem  einige 
liebensorgane  übermäßig  angeschwollen  sind,  und  dor 
deshalb  vielen  gefährlichen  Krankheiten  unterworfen  ist, 
die  in  harmonischer  gestalteten  Körpern  kaum  vorkom- 
men. Eine  kleine  Stockung  in  dem  großen  Blutgefäße, 
das  künstlich  über  seine  natürliche  Ausdehnung  ango- 
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schwellt  ist,  und  in  dem  ein  iinnatüiiich  gfoßer  Teil  der 
Industrie  und  des  Handels  des  Landes  umzulaufen  ge- 
nötigt wurde,  kann  leicht  dem  ganzen  Staatskörper  die 
gefährlichsten  Krankheiten  zuziehen.  Die  Erwartung 
eines  Bruches  mit  den  Kolonien  hat  daher  dem  briti- 
schen Volke  einen  größeren  Schrecken  eingejagt,  als 
einst  die  spanische  Armada  oder  die  Gefahr  einer  fran- 
zösischen Landung.  Dieser  Schrecken,  gegründet  oder 
nicht,  war  es,  der  die  Abschaffung  des  Stempelgesetzes 
wenigstens  unter  den  Kaufleuten  zu  einer  populären 
Maßregel  machte.  In  der  Ausschliessung  vom  Kolonial- 
markte auch  nur  für  wenige  Jahre  glaubten  imsere 
meisten  Kaufleute  eine  völlige  Stockung  ihres  Handels, 
unsere  meisten  Fabrikanten  den  gänzlichen  Untergang 
ihres  Geschäfts,  und  tinsere  meisten  Arbeiter  das  Ende 
ihrer  Beschäftigung  erblicken  zu  müssen.  Einem  Bruche 
mit  einem  unserer  Nachbarn  auf  dem  Festlande  sieht  man, 
obgleich  auch  er  wahrscheinlich  eine  Stockung  oder 
Unterbrechung  in  den  Geschäften  aller  dieser  Leute  her- 
vorbringen würde,  dennoch  mit  keiner  so  allgemeinen 
Aufregung  entgegen.  Das  Blut,  dessen  Umlauf  in  einem 
der  kleineren  Gefäße  gehemmt  wird,  ergießt  sich  leicht 
in  ein  größeres,  ohne  eine  gefährliche  Krankheit  zu  ver- 
ursachen; stockt  es  aber  in  einem  größeren  Gefäße,  so 
sind  Krämpfe,  Lähmungen  oder  der  Tod  die  unmittel- 
bare und  unvermeidliche  Folge.  AVenn  auch  nur  eine 
der  Industrien,  die  durch  Prämien  oder  Monopole  auf 
dem  inneren  und  dem  Kolonialmarkte  künstlich  zu  einer 
unnatürlichen  Höhe  entwickelt  wurden,  die  geringste 
Stockiing  oder  Unterbrechting  in  ihrem  Betriebe  erfährt, 
so  veranlaßt  dies  oft  Tumulte  und  Unordnungen,  die 
die  Regierung  in  Verlegenheit  setzen  und  selbst  die 
Beratungen  der  gesetzgebenden  Körperschaften  be- 
unruhigen. Wie  groß  würde  also  erst,  dachte  man,  die 
Unordnung  und  Verwirrung  sein,  die  aus  einer  plötz- 
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liehen  und  gänzliclien  Stockung  im  Betriebe  einer  so 
großen  Menge  unserer  hauptsächlichsten  Industrien  ent- 
stehen müI5te  ? 

Die  Gesetze,  die  Großbritannien  den  ausschließ- 
lichen Handel  mit  den  Kolonien  sichern,  maßvoll  und 
allmälig  zu  mildern,  bis  er  ganz  frei  gegeben  werden 
kann,  scheint  das  einzige  Mittel  zu  sein,  das  Großbri- 
tannien für  alle  Zeit  von  jener  Gefahr  befreien  und  es 
in  die  Lage  bringen  oder  selbst  zwingen  kann,  einen 
Teil  seines  Kapitals  aus  übermäßig  angeschwellten  An- 
lagen herauszuziehen  und,  wenn  auch  mit  geringei'em 
Gewinne,  anderen  Anlagen  zuzuwenden  :  und  das  durch 
allmählicheVerminderung eines  Zweigs  seiner  Geschäfte 
und  schrittweise  Vermehrung  aller  übrigen  nach  und  nach 
alle  verschiedenen  Zweige  auf  das  natürliche,  gesunde 
und  richtige  Maß  zurückführen  kann,  welches  durch 
vollkommene  Freiheit  notwendig  hergestellt  wird  und 
durch  sie  allein  erhalten  werden  kann.  Den  Kolonialhandel 
auf  einmal  allen  Nationen  zu  öffnen,  dürfte  nicht  bloß 
einen  vorübergehenden  Nachteil  verursachen,  sondern 
auch  den  meisten  Leuten,  deren  Arbeit  oder  Kapital 
gegenwärtig  darin  Verwendung  findet,  einen  großen 
bleibenden  Verlust  zuziehen.  Schon  allein  die  plötzliche 
Untätigkeit  der  Schiffe,  welche  die  Großbritanniens 
Verbrauch  übersteigenden  82000  Oxhoft  Tabak  einführen, 
würde  sehr  empfindlich  sein.  Das  sind  die  unglücklichen 
Wirkungen  aller  Maßregeln  des  Merkantilsystems!  Sie 
bringen  in  dem  Zustande  des  Staatskörpers  nicht  nur 
gefährliche  Leiden  hervor,  sondern  auch  Leiden,  die  oft 
schwer  zu  heilen  sind,  ohne  wenigstens  vorübergehend 
noch  größere  Leiden  zu  veranlassen.  Auf  welche  Weise 
nun  der  Kolonialhandel  nach  und  nach  freizugeben, 
welche  Beschränkungen  zuerst  und  welche  zuletzt  auf- 
zuheben, oder  wie  das  natürliche  System  einer  voll- 
kommenen Freiheit  und  Gerechtigkeit  nach  und  nach 
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herzustellen  ist,  müssen  wir  der  Weisheit  künftiger 
Staatsmänner  und  Gesetzgeber  zu  bestimmen  überlassen. 
Glücklicherweise  sind  verschiedene  unvorherge- 
sehene und  unerwartete  Begebenheiten  zusammengetrof- 
fen, um  Großbritannien  die  gänzliche  nun  schon  über  ein 
Jahr  (von  dem  ersten  Dezember  1774  an)  dauernde 
Ausschließung  von  einem  höchst  wichtigen  Zweige  des 
Kolonialhandels, 'dem  mit  den  zwölf  vereinigten  Provin- 
zen Nordamerikas,  nicht  so  fühlbar  zu  machen,  wie  allge- 
mein erwartet  wurde.  Erstens  hatten  die  Kolonien  sich 
auf  den  Beschluß,  keine  britischen  Waren  mehr  einzu- 
führen, dadurch  vorbereitet,  daß  sie  ihren  Bedarf  vorher 
in  Großbritannien  aufkauften:  zweitens  hatte  in  diesem 
Jahre  die  außerordentliche  Nachfrage  der  spanischen 
Flotte  Deutschland  und  den  Norden  vieler  Waren,  nament- 
lich Leinen,  die  mit  den  britischen  Waren  selbst  auf 
dem  britischen  Markte  zu  konkurrieren  pflegten,  ent- 
ledigt; drittens  hatte  der  Friede  zwischen  Russland  und 
der  Türkei  eine  ungewöhnliche  Nachfrage  von  Seiten 
des  türkischen  Marktes  veranlaßt,  der  während  der  Kriegs- 
nöte und  solange  eine  russische  Flotte  im  Archipel 
kreuzte,  nur  sehr  ärmlich  versorgt  worden  war;  viertens 
hatte  die  Nachfrage  des  europäischen  Nordens  nach  bri- 
tischen Manufakturwaren  schon  seit  einiger  Zeit  von 
Jahr  zu  Jahr  zugenommen,  fünftens  endlich  hatte  die 
jüngste  Teilung  und  Beruhigung  Polens  durch  Öffnung 
des  großen  polnischen  Marktes  in  diesem  Jahre  zu  dem 
wachsenden  Begehr  des  Nordens  noch  eine  ungewöhn- 
liche Nachfrage  aus  Polen  hinzugefügt.  Alle  diese  Ereig- 
nisse sind  indessen,  mit  Ausnahme  des  vierten,  vorüber- 
gehend und  zufällig,  und  wenn  die  Ausschliessung  von 
einem  so  wichtigen  Zweige  des  Kolonialhandels  unglück- 
licherweise noch  länger  dauern  sollte,  so  kann  noch 
manches  Unheil  daraus  entstehen.  Da  die  Übel  jedoch 
nach   und   nach   eintreten    werden,    wird  man  sie  viel 
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weniger  hart  fühlen,  als  wenn  sie  mit  einem  Male  ge- 
kommen wären,  und  der  Gewerbfleiß  und  das  Kapital 
des  Landes  werden  inzwischen  neue  Beschäftigung  und 
neue  Wege  finden,  sodaß  sehr  bedeutende  Übelstände 
nicht  eintreten  werden. 

Insofern  also  das  Monopol  des  Kolonialhandels  einen 
größeren  Teil  des  britischen  Kapitals  dieser  Anlage  zu- 
gewendet hat,  als  ihr  sonst  zugeflossen  wäre,  hat  es 
ihn  in  allen'  Fällen  aus  einem  Außenhandel  mit  einem 
Nachbarlande  in  einen  Handel  mit  einem  entfernteren, 
in  vielen  Fällen  aus  einem  direkten  Außenhandel  in 
einen  indirekten,  in  einigen  Fällen  aus  einem  auswär- 
tigen Verbrauchshandel  in  einen  Zwischenhandel  ge- 
drängt; das  Kapital  also  in  allen  Fällen  aus  einer  Rich- 
tung, in  welcher  es  m  e  h  r  produktive  Arbeit  unterhalten 
haben  würde,  in  eine  andere  gelenkt,  in  der  es  weniger 
unterhalten  kann.  Indem  ferner  ein  so  großer  Teil 
britischen  Handels  und  Gewerbfleißes  sich  bloß  auf 
einen  emzigen  Markt  einrichtete,  wurde  deren  ganze 
Lage  gefähideter  und  unsicherer-,  als  wenn  ihre  Pro- 
dukte sich  zahlreichen   Märkten  angepaßt  hätten. 

Zwischen  den  Wirkungen  des  Kolonialhandels  und 
denen  des  Monopols  in  diesem  Handel  ist  sorgfältig  zu 
unterscheiden.  Die  ei'steren  müssen  allezeit  wohltätig, 
die  letzteren  allezeit  schädlich  sein.  Die  ersteren  sind 
so  wohltätig,  daß  der  Kolonialhandel,  selbst  einem 
Monopol  unterworfen,  und  trotz  der  schädlichen  Wir- 
kungen dieses  Monopols,  im  Ganzen  noch  immer  außer- 
ordentlich wohltätig  ist;  aber  ohne  des  Monopol  würde 
er  noch  viel  wohltätiger  sein. 

Die  Wirkung  des  Kolonialhandels  in  seinem  natür- 
lichen und  freien  Zustande  besteht  darin,  daß  er  für 
die  Produkte  britischen  Gewerbfleißes,  die  den  Begehr 
der  näher  gelegenen  Märkte  Kuropas  und  der  Länder 
am    mittelländischen   Meer  übersteigen,  einen   großen, 
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obwohl  entfernten  Markt  öffnet.  In  seinem  natürlichen 
und  freien  Znstande  fördert  der  Kolonialhandel,  ohne 
jenen  Märkten  einen  Teil  der  bisher  dahin  gesandten  Pro- 
dukte zu  entziehen,  Großbritanniens  überschießende 
Produktion,  indem  er  stets  neue  Gegenwerte  zum  Aus- 
tausch darbietet.  In  seinem  natürlichen  und  freien  Zu- 
stande steigert  der  Kolonialhandel  die  Menge  produktiver 
Arbeit  in  Großbritannien,  ohne  gleichwohl  deren  frühere 
Eichtung  irgend  wie  zu  verändern.  Im  natürlichen  und 
freien  Zustande  des  Kolonialhandels  würde  der  Wett- 
bewerb aller  übrigen  Völker  den  Gewinnsatz  hindern, 
auf  dem  neuen  Mai'kte  oder  in  der  neuen  Anlage  das 
gewöhnliche  Niveau  zu  übersteigen.  Der  neue  Markt 
würde,  ohne  dem  alten  etwas  zu  entziehen,  so  zu  sagen 
eine  neue  Produktion  für  seinen  Bedarf  hervorrufen, 
und  diese  neue  Produktion  würde  ein  neues  Kapital 
zum  Betriebe  der  neuen  Anlage  bilden,  welche  gleich- 
falls keiner  alten  Anlage  etwas  entziehen   würde. 

Das  Monopol  des  Kolonialhandels  entzieht  dagegen 
durch  Ausschliessung  der  Konkurrenz  anderer  Nationen 
und  durch  die  daraus  hervorgehende  Steigerung  des  Ge- 
winnsatzes auf  dem  neuen  Markt  und  in  der  neuen 
Anlage  dem  alten  Markt  Produkte  und  den  alten  An- 
lagen Kapitalien.  Es  ist  der  zugestandene  Zweck  des 
Monopols,  uns  einen  größeren  Anteil  an  dem  Kolonial- 
handel zu  verschaffen,  als  wir  sonst  haben  würden. 
Wenn  unser  Anteil  an  diesem  Handel  nicht  größer 
wäre  mit  dem  Monopol  als  ohne  es,  so  wäre  kein  Grund 
vorhanden,  ein  Monopol  zu  errichten.  Alles  abei',  was 
in  einen  Geschäftszweig,  dessen  Rimessen  langsamer 
und  später  eingehen,  als  die  der  meisten  übrigen,  mehr 
Kapitalien  eines  Landes  drängt,  als  sich  von  selbst 
diesem  Zweige  zugewendet  haben  wüjxlen,  muß  not- 
wendig die  Gesamtmenge  der  im  Lande  jährlich  unter- 
haltenen produktiven  Arbeit,    den  gesamten  Jahreser- 
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trag  des  Bodens  und  der  Arbeit  des  Landes  unter  dein 
Punkt  erhalten,  den  er  ohnedies  ei'reichen  würde.  Das 
Einkommen  der  Landesbewohner  wird  geschmälert,  und 
dadurch  ihre  Fähigkeit  vermindert,  Vormögen  anzuhäu- 
fen. Ihr  Kapital  wird  nicht  nur  stets  vei'hindert,  soviel 
produktive  Arbeit  zu  unterhalten,  als  es  sonst  unter- 
halten könnte,  sondern  auch  so  schnell  zuzunehmen, 
als  es  sonst  zunehmen  würde,  und  folglich  gehindert, 
noch  mehr  produktive  Arbeit  zu  unterhalten. 

Die  natürlichen  guten  Wirkungen  des  Kolonial- 
handels  überwiegen  jedoch  in  Großbritannien  die 
schlimmen  Folgen  des  Monopols  sosehr,  daß  dieser  Han- 
del, trotr;  Monopol  und  allem,  immerhin  sehr  große  Vor- 
teile bringt.  Der  neue  Markt  und  die  neue  Kapitalanlage, 
die  durch  den  Kolonialhandel  eröffnet  werden,  sind  weit 
umfangreicher,  als  der  durch  das  Monopol  verloren  ge- 
gangene Teil  des  alten  Marktes  und  der  alten  Anlagen. 
Die  neue  Produktion  und  das  neue  Kapital,  die  durch 
den  Kolonialhandel  so  zusagen  geschaffen  wurden,  unter- 
halten in  Großbritannien  eine  größere  Menge  produk- 
tiver Arbeit,  als  durch  die  Verdrängung  des  Kapitals 
aus  anderen  Geschäftszweigen,  bei  denen  es  schneller 
wieder  zurückkehrte,  außer  Beschäftigung  gekommen 
sein  kann.  AVenn  aber  der  Kolonialhandel  selbst  bei 
seinem  gegenwärtigen  Betrieb  für  Großbritannien  vor- 
teilhaft ist,  so  ist  er  es  nicht  durch  das  Monopol,  son- 
dern trotz  des  Monopols. 

Nicht  sowohl  für  die  Rohprodukte,  als  für  die 
Fabrikate"  Europas  eröffnet  der  Kolonialhandel  einen 
neuen  Markt.  Der  Ackerbau  ist  das  eigentliche  Geschäft 
aller  neuen  Kolonien,  ein  Geschäft,  das  die  Billigkeit 
des  Bodens  vorteilhafter  macht,  als  jedes  andere.  Sie 
haben  daher'  an  Rohprodukten  des  Bodens  Überfluß 
und  können  gewöhnlich,  anstatt  sie  aus  anderen  Ländern 
einzuführen,  einen  großen  Überschuß  davon  ausführen. 
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In  neuen  Kolonien  entzieht  entweder  der  Ackerbau  allen 
anderen  Gewerben  die  Arbeiter,  oder  hält  sie  ab,  sich 
einem  anderen  Geschäft  zu  widmen.  Es  sind  wenig 
Hände  für  die  notwendigen,  und  keine  für  die  Luxus- 
gewerbe vorhanden.  Die  meisten  Gewerbserzeugnisse 
lassen  sich  aus  anderen  Ländern  wohlfeiler  beziehen,  als 
man  sie  selbst  machen  kann.  Es  ist  hauptsächlich  die 
Förderung  der  europäischen  Industrien,  wodurch  der 
Kolonialhandel  mittelbar  auch  die  europäische  Land- 
wirtschaft fördert.  Die  europäischen  Industriearbeiter, 
denen  der  Kolonialhandel  Beschäftigung  gibt,  bilden  für 
die  Produkte  des  Bodens  einen  neuen  Markt,  und  so 
wird  der  vorteilhafteste  aller  Märkte,  der  heimische  Ge- 
treide- und  Vieh-,  Brot-  und  Fleischmarkt,  durch  den 
Handel  nach  Amerika  bedeutend  erweitert. 

Daß  aber  das  Monopol  des  Handels  mit  volkreichen 
und  blühenden  Kolonien  nicht  allein  hinreichend  ist, 
Industrien  in  einem  Lande  zu  begründen  oder  nur  zu 
erhalten,  beweisen  die  Beispiele  Spaniens  und  Portugals 
hinlänglich.  Beide  waren  Industrieländer,  ehe  sie  be- 
deutende Kolonien  hatten.  Seitdem  sie  die  reichsten 
und  fruchtbarsten  Kolonien  der  Welt  besitzen,  sind  sie 
keine  Industrieländer  mehr. 

In  Spanien  und  Portugal  haben  die  schlimmen  Folgen 
des  Monopols,  durch  andere  Ursachen  verschärft,  die 
natürlichen  guten  "Wirkungen  des  Kolonialhandels  über- 
wogen. Diese  Ursachen  scheinen  zu  sein:  andere  Mono- 
pole verschiedener  Art,  die  Entwertung  des  Goldes  und 
Silbers  unter  das  Niveau,  auf  dem  sie  in  den  meisten 
anderenLändern  stehen,  die  Ausschliessung  von  fremden 
Märkten  durch  falsche  Zölle  auf  die  Ausfuhr,  und  die 
Beengung  des  inneren  Marktes  durch  noch  falschere 
Zölle  auf  den  Warentransport  aus  einem  Landesteil  in 
den  anderen,  vor  allem  aber  jene  unregelmäßige  und 
parteiische  Rechtspflege,  die  oft  den  reichen  und  mäch- 


Kap.  VII.:  Über  Kolonien.  Teil  III.  141 

tigen  Schuldner  gegen  die  Verfolgung  seines  betrogenen 
Gläubigers  in  Schutz  nimmt  und  den  gewerbsamen  Teil 
der  Nation  abschreckt,  Waren  für  den  Gebrauch  dieser 
hochmütigen  großen  Herren  zu  verfertigen,  denen  sie 
den  Veikauf  auf  Kredit  nicht  abschlagen  dürfen,  und 
bei  denen  sie  nicht  mit  Sicherheit  auf  Bezahlung  rechnen 
können. 

In  England  haben  im  Gegenteil  die  natürlichen 
guten  Wirkungen  des  Kolonialhandels,  von  anderen  Ui*- 
sachen  unterstützt,  die  schlimmen  Folgen  des  Monopols 
großenteils  überwunden.  Diese  Ursachen  scheinen  zu 
sein:  die  allgemeine  Handelsfreiheit,  die  ungeachtet  ge- 
wisser Einschränkungen  hier  wenigstens  ebenso  groß,  wo 
nicht  größer  ist,  als  in  irgend  einem  anderen  Lande;  die 
zollfreie  Ausfuhr  fast  aller  Erzeugnisse  des  inländischen 
Gewerbfleißes  nach  beinahe  allen  fremden  Ländern, 
und  was  vielleicht  noch  wichtiger  ist,  die  unbeschränkte 
Freiheit,  Waren  aus  einem  Landesteil  in  den  anderen 
zu  schaffen,  ohne  irgend  einer  Staatsbehörde  Rechenschaft 
geben  zu  müssen,  oder  irgend  Anfragen  und  Durch- 
suchungen Unterwolfen  zu  sein;  vor  allem  aber  jene 
gleichmäßige  und  unparteiische  Rechtspflege,  welche  die 
Rechte  des  geringsten  britischen  Untertanen  seitens  des 
Vornehmsten  geachtet  macht,  jedem  die  Früchte  seines 
Fleißes  sicheit,  und  dadurch  allen  Arten  von  Gewerb- 
fleiß die  größte  und  wirksamste  Aufmunterung  zu  teil 
werden  läßt. 

Wenn  aber  die  Industrie  Großbritanniens  durch  den 
Kolonialhandel  gefördert  wurde,  so  ist  dies  nicht  durch 
das  Monopol,  sondern  trotz  des  Monopols  geschehen.  Das 
Monopol  hatte  nicht  die  Wirkung,  die  Menge  eines  Teils 
der  britischen  Industrieerzeugnisse  zu  vermehren,  son- 
dern ihre  Qualität  und  Form  zu  verändern,  und  sie 
einem  Markte  anzupassen,  von  welchem  die  Zahlungen 
langsam  und  spät  eingehen,  während  sie  sonst  für  einen 
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Markt  eingerichtet  worden  wären,  von  welchem  die 
Zahlungen  häufiger  und  in  kürzeren  Zeiträumen  einliefen. 
Seine  Wirkung  war  also  die,  einen  Teil  des  britischen 
Kapitals  einer  Anlage  zu  entziehen,  in  der'  es  eine 
größere  Menge  von  Industrie  unterhalten  haben  würde, 
um  es  einer  andern  zuzuwenden,  in  der  es  viel  weniger 
Industrie  unterhält,  und  auf  diese  Weise  die  ganze 
Menge  der  in  Großbritannien  unterhaltenen  Industrie 
zu  vermindern,  anstatt  zu  vermehren. 

Das  Monopol  des  Kolonialhandels  benachteiligt 
daher  gleich  allen  anderen  kleinlichen  und  mißgünstigen 
Mitteln  des  Merkantilsystems  den  Gewerbfleiß  aller 
übrigen  Länder,  besonders  aber  der  Kolonien,  ohne  den 
des  Landes,  zu  dessen  Gunsten  es  errichtet  worden,  im 
mindesten  zu  vermehren,  indem  es  ihn  vielmehr  ver- 
mindert. 

Das  Monojjol  hindert  das  Kapital  dieses  Landes, 
wie  groß  es  eben  sei,  soviel  produktive  Arbeit  zu  unter- 
halten als  es  sonst  tun  würde,  und  den  gewerbfleißigen 
Bewohnern  soviel  Einkommen  zu  verschaffen,  als  es 
sonst  gewähren  würde.  Da  aber  Kapital  bloß  durch 
Ersparnisse  vom  Einkommen  wachsen  kann,  so  ver- 
hindert das  Monopol  durch  Schmälerung  des  sonst  zu 
erzielenden  Einkommens  das  Kapital,  ebenso  schnell 
zu  wachsen,  als  es  sonst  gewachsen  wäre,  und  folglich 
eine  noch  größere  Menge  produktiver  Arbeit  zu  unter- 
halten und  den  gewerbfleißigen  Bewohnern  des  Landes 
ein  noch  größeres  Einkoramen  zu  verschaffen.  Eine 
der  Hauptquellen  des  Einkommens,  den  Arbeitslohn, 
muß  daher  das  Monopol  unvermeidlich  stets  minder 
ergiebig  gemacht  haben,  als  sie  sonst  sein  würde. 

Durch  Steigerung  der  Handelsgewinne  benachteiligt 
das  Monopol  die  Bodenkultur.  Der  Gewinn  der  Boden- 
kultur hängt  von  dem  Unterschiede  zwischen  dem  gegen- 
wärtigen Ertrag   und  dem,    den    das  Land  durch  An- 
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Wendung  eines  gewissen  Kapitals  erzielen  kann,  ab. 
Gewährt  dieser  Unterschied  einen  größeren  Gewinn,  als 
der  aus  einem  gleichen  in  Handelsgeschäften  angelegten 
Kapital  gezogen  werden  kann,  so  entzieht  die  Boden- 
kultur den  Handelsgeschäften  Kapitalien.  Im  umge- 
kehrten Falle  entziehen  die  Handelsgeschäfte  der  Land- 
wirtschaft Kapitalien.  Was  also  die  Handelsgewinne 
erhöht,  vermindert  die  Überlegenheit  oder  vermehrt,  die 
Inferiorität  der  landwirtschaftlichen  Gewinne;  es  hin- 
dert in  dem  einen  Falle  die  Kapitalien,  in  der  Landwirt- 
schaft Anlage  zu  suchen,  und  entzieht  sie  ihr  im  anderen. 
Durch  diese  Benachteiligung  der  Landwirtschaft  ver- 
zögert aber  das  Monopol  die  natürliche  Zunahme  einer 
anderen  Hauptquelle  des  Einkommens,  der  Grundrente. 
Durch  Steigerung  des  Gewinnsatzes  hält  das  Monopol 
ferner  den  üblichen  Zinsfuß  höher,  als  er  sonst  sein 
wüi'de.  Nun  fällt  aber  der  Preis  des  Grund  und  Bodens 
im  Verhältnis  zu  der  ßente,  die  er  gewährt,  notwendig 
in  dem  Maße,  wie  der  Zinsfuß  steigt,  und  steigt,  wie 
der  Zinsfuß  fällt.  Das  Monopol  schädigt  also  die  Inte- 
ressen des  Grundeigentümers  auf  doppelte  Art;  durch 
Verzögerung  der  natürlichen  Zunahme  erstlich  seiner 
E,ente,  und  zweitens  des  Preises  der  Grundstücke,  der 
sich  stets  nach  der  Rente  richtet. 

Das  Monopol  erhöht  allerdings  die  Handelsgewinne 
und  vermehrt  dadurch  ein  wenig  den  Verdienst  unsrer 
Kaufleute.  Da  es  aber  die  natürliche  Zunahme  des  Ka- 
pitals hemmt,  so  führt  es  eher  zur  Verminderung  als 
zur  Vermehrung  der  Totalsumme  des  Einkommens,  das 
die  Landesbewohner  von  den  Kapitalgewinnen  ziehen; 
denn  in  der  Regel  gewährt  ein  kleiner  Gewinn  von  einem 
großen  Kapital  ein  größeres  Einkommen,  als  ein  großer 
Gewinn  von  einem  kleinen.  Das  Monopol  erhöht  den 
Gewinnsatz,  hindert  aber  die  Summe  der  Gewinne  so 
hoch  zu  steigen,   wie  sie  sonst    steigen   würde. 
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Alle  ursprünglichen  Quellen  des  Einkommens,  der 
Arbeitslohn,  die  Grundrente  und  der  Kapitalgewinu, 
verlieren  durch  das  Monopol  an  Ergiebigkeit.  Um  das 
kleine  Interesse  einer  nicht  zahlreichen  Klasse  von  Leu- 
ten in  einem  Lande  zu  befördern,  schädigt  es  die  Inte- 
ressen aller  übrigen  Klassen  in  diesem  Lande  und  der 
Gesamtheit  in  allen  übrigen  Ländern. 

Nur  durch  Erhöhung  des  gewöhnlichen  Gewinnsatzes 
konnte  das  Monopol  einer  Klasse  von  Leuten  Vorteil 
bringen.  Außer  allen  schon  erwähnten  schlimmen  Fol- 
gen für  ein  Land  im  Allgemeinen,  die  ein  hoher  Ge- 
winnsatz unvermeidlich  mit  sich  bringen  muß,  zieht  er 
jedoch  noch  eine  vielleicht  weit  verhängnisvollere  als 
alle  diese  zusammen  nach  sich,  die  aber  erfahrungsmäßig 
unzertrennlich  damit  verbunden  ist.  Der  hohe  Gewinn- 
satz scheint  nämlich  überall  die  Sparsamkeit  zu  vernich- 
ten, die  unter  anderen  Umständen  dem  Charakter  des 
Kaufmanns  natürlich  ist.  Sind  die  Gewinne  hoch,  so 
erscheint  diese  nüchterne  Tugend  überflüssig,  und  kost- 
spieliger Luxus  seiner  Lage  angemessener.  Allein  die 
Besitzer  großer  Handelskapitalien  sind  notwendig  die 
Leiter  und  Führer  des  ganzen  Gewerbfleißes  einer  Nation, 
und  ihr  Beispiel  hat  auf  die  Gewohnheiten  aller  Gewerb- 
fleißigen  einen  größeren  Einfluß,  als  das  Beispiel  jeder 
anderen  Klasse  von  Leuten.  Ist  der  Arbeitgeber  besorg- 
lich und  sparsam,  so  ist  es  gewöhnlich  der  Arbeiter 
auch ;  ist  aber  der  Herr  liederlich,  so  wird  der  Diener, 
der  seine  Arbeit  nach  der  Schablone  des  Herrn  verrich- 
tet, auch  seine  Lebensweise  nach  dem  vonihm  gegebenen 
Beispiel  einrichten.  So  wird  die  Kapitalansammlung  in 
den  Händen  aller  derer,  die  von  Natur  am  meisten  zum 
Sparen  geneigt  sind,  verhindert,  und  die  zum  Unter- 
haltproduktiver Arbeit  bestimmten  Fonds  erhalten  keinen 
Zuwachs  aus  dem  Einkommen  derer,  die  sie  von  rechts- 
wegen  am  meisten  vermehren  sollten.    Das  Landeskapi- 
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tal  schwindet  allmählig,  anstatt  zuzunehmen,  und  die 
Menge  der  im  Lande  unterhaltenen  produktiven  Arbeit 
wird  mit  jedem  Tage  geringer.  Haben  die  ungeheuren 
Gewinne  der  Kaufleute  in  Cadix  und  Lissabon  das  Kapi- 
tal Spaniens  und  Portugals  vermehrt?  Haben  sie  der 
Armut  dieser  beiden  dürftigen  Länder  abgeholfen,  und 
ihre  Industrie  gefördert?  Die  Spannung  der  Geschäfts- 
kosten in  diesen  beiden  Handelsstädten  hat  eine  solche 
Höhe  erreicht,  daß  jene  ungeheuren  Gewinne,  weit  ent- 
fernt, das  allgemeine  Handelskapital  zu  vermehren,  kaum 
hinreichend  gewesen  zu  sein  scheinen,  die  Privatkapita- 
lien, auf  denen  sie  lasteten,  unversehrt  zu  erhalten.  Mit 
jedem  Tage  drängen  sich  mehr  fremde  Kapitalien  in  den 
Handel  von  Cadix  und  Lissabon  ein,  und  um  diese 
aus  einem  fremden  Geschäft  zu  vertreiben,  für  das  die 
ihrigen  mit  jedem  Tage  unzureichender  werden,  ziehen 
die  Spanier  und  Portugiesen  die  scheuernden  Bande  ihres 
törichten  Monopols  immer  straffer  an.  Man  vergleiche 
die  kaufmännischen  Sitten  in  Cadix  und  Lissabon  mit 
denen  in  Amsterdam  und  man  wird  finden,  wie  verschie- 
den der  Einfluß  hoher  oder  niedriger  Gewinne  auf  das 
Verhalten  und  den  Charakter  der  Kaufleute  ist.  Die 
Londoner  Kaufleute  sind  zwar  noch  nicht  so  großartige 
Herren  geworden,  wie  die  von  Cadix  und  Lissabon;  aber 
sie  sind  im  allgemeinen  nicht  so  sorgliche  und  sparsame 
Bürger,  wie  die  von  Amsterdam.  Dennoch  sollen  viele 
der  Londoner  Kaufherren  weit  reicher  sein,  als  die  meisten 
der  ersteren  und  nicht  ganz  so  reich,  wie  viele  der  letz- 
teren. Die  Rate  ihrer  Gewinne  ist  in  der  Regel  viel 
niedriger  als  die  der  ersteren,  und  viel  höher,  als  die 
der  letzteren.  Wie  gewonnen,  so  zerronnen,  sagt  das 
Sprüchvvort,  und  der  Aufwand  scheint  sich  überall  nicht 
sowohl  nach  dem  wirklichen  Vermögen  zu  richten,  als 
nach  der  vermeintlichen  Leichtigkeit, Geld  Zugewinnen. 
So  ist  der  einzige  Vorteil,  den  das  Monopol  einer 
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einzigen   Klasse  von  Leuten  verschafft,   in  vielen  Be- 
ziehungen dem  Gemeinwohl  des  Landes  schädlich. 

Ein  großes  Reich  zu  dem  einzigen  Zwecke  zu  grün- 
den, sich  ein  Volk  von  Kunden  heranzuziehen,  kann  aaf 
den  ersten  Blick  ein  Unternehmen  scheinen,  das  sich 
nur  für  eine  Nation  von  Krämern  schickt.  Indessen  ist 
es  ein  für  eine  Nation  von  Krämern  ganz  ungeeignetes 
Unternehmen,  wohl  aber  für  eine  Nation  geeignet,  deren 
Regierung  in  den  Händen  von  Krämern  ist.  Nur  solche 
Staatsmänner  können  sich  einbilden,  daß  es  vorteilliaft 
sein  würde,  Blut  und  Geld  ihrer  Mitbürger  zu  verschwen- 
den, um  solch'  ein  Reich  zu  gründen  und  zu  behaupten. 
Man  sao[e  zu  einem  Krämer:  Kaufe  mir  ein  schönes 
Gut  und  ich  will  dafür  stets  meine  Kleider  in  deinem 
Laden  kaufen,  selbst  wenn  ich  sie  etwas  teurer  bezahlen 
muß,  als  ich  sie  in  anderen  Läden  haben  kann ;  —  und 
man  wird  ihn  nicht  sehr  pressiert  finden,  auf  diesen  Vor- 
schlag einzugehen.  Wenn  dir  aber  ein  anderer  solch 
ein  Gut  kaufte,  so  würde  der  Krämer  deinem  Wohltä- 
ter sehr  verbunden  sein,  wenn  dieser  dich  verpflichtete, 
alle  deine  Kleider  in  seinem  Laden  zu  kaufen.  England 
kaufte  für  einige  seiner  Untertanen,  denen  es  zu  Hause 
nicht  wohl  ging,  ein  großes  Gut  in  einem  fernen  Lande. 
Der  Preis  war  freilich  sehr  gering  und  betrug  statt  des 
dreisigfachen  Jahresertrags,  was  dermalen  der  gewöhn- 
liche Preis  für  Grundbesitz  ist,  wenig  mehr,  als  die 
Kosten  der  Ausrüstung  der  verschiedenen  Schiffe,  die  das 
Land  entdeckten,  die  Küste  aufnahmen  und  vom  Lande 
angeblich  Besitz  nahmen.  Das  Land  war  gut  und  aus- 
gedehnt, und  da  die  Ansiedler  eine  Menge  vortrefflichen 
Bodens  zu  bearbeiten  fanden  und  eine  Zeit  lang  ihre 
Produkte  verkaufen  durften,  wohin  sie  wollten,  so  wurde 
aus  ihnen  im  Laufe  von  wenig  mehr  als  dreißig  oder 
vierzig  Jahren  (von  1620  bis  1660)  ein  so  zahlreiches 
und  blühendes  Volk,  daß  die  Krämer  und  übrigen  Han- 
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delsleute  Englands  sich  das  Monopol  ihrer  Kundschaft  zu 
sichern  wünschten.  Sie  kamen  daher,  ohne  zu  behaupten, 
einen  Teil  des  ursprünglichen  Kaufgeldes  oder  der 
späteren  Kulturkosten  gezahlt  zu  haben,  beim  Parlament 
darum  ein,  daß  die  Ansiedler  Amerikas  in  Zukunft  auf 
ihren  Laden  beschränkt  werden  möchten,  sowohl  bei  dem 
Kauf  ihres  Bedarfs  an  europäischen  Waren,  als  auch 
für  den  Verkauf  derjenigen  Kolonialprodukte,  die  es  den 
englischen  Handelsleuten  zu  kaufen  beliebte.  Denn 
alles  zu  kaufen,  paßte  ihnen  nicht.  Gewisse  Produkte 
hätten  bei  der  Einfuhr  nach  England  in  Wettbewerb 
mit  manchen  Geschäftszweigen,  die  sie  selber  trieben, 
kommen  können.  Daher  überliessen  sie  es  den  Kolo- 
nisten gerne,  diese  Produkte  zu  verkaufen,  wo  sie  konn- 
ten; je  entfernter,  desto  besser;  und  schlugen  deshalb 
vor,  daß  ihr  Markt  auf  die  Länder  südlich  vom  Cap 
Finisterre  beschränkt  werden  möchte.  Eine  Klausel  in 
der  berühmten  Navigationsakte  machte  diesen  echten 
Krämervorschlag  zum  Gesetz. 

Die  Behauptung  dieses  Monopols  ist  bisher  der 
hauptsächlichste  oder  vielleicht  richtiger  der  einzige 
Zweck  der  Herrschaft  gewesen,  die  sich  Großbritannien 
über  seine  Kolonien  anmaßt.  In  dem  ausschließlichen 
Handel,  glaubt  man,  bestehe  der  große  Nutzen  von 
Provinzen,  die  zum  Unterhalt  der  Zivilregierung  oder 
zur  Verteidigung  des  Mutterlandes  niemals  Geld  oder 
Truppen  hergegeben  haben.  Das  Monopol  ist  das 
Hauptmerkmal  ihrer  Abhängigkeit  und  die  einzige 
Frucht,  die  man  bisher  von  dieser  Abhängigkeit  gewon- 
nen hat.  Alle  Kosten,  die  sich  Großbritannien  bisher 
zur  Behauptung  dieser  Abhängigkeit  gemacht  hat,  sind 
in  Wahrheit  zur  Aufrechterhaltung  des  Monopols  gemacht 
worden.  Die  Kosten  bestanden  im  Frieden,  vor  Beginn 
der  gegenwärtigen  Unruhen,  in  dem  Solde  von  zwanzig 
Infanterie-Regimentern,  in  den  Ausgaben  für  Artillerie, 
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Magazinen  und  den  außerordentlichen  Vorräten,  mit 
denen  sie  versehen  werden  mußten;  ferner  in  den 
Kosten  einer  sehr  bedeutenden  Seemacht,  die  ge- 
halten werden  mußte,  um  die  unermeßlichen  Küsten 
Nordamerikas  und  unserer  westindischen  Inseln  vor 
den  Schmuggelschiffen  anderer  Völker  zu  schützen. 
Die  efanzen  Kosten  dieser  Anstalten  auf  dem  Friedens- 
fuß  fielen  Großbritannien  zur  Last  und  waren  immer- 
hin der  kleinste  Teil  dessen,  was  die  Herrschaft 
über  die  Kolonien  das  Mutterland  gekostet  hat. 
Um  das  ganze  zu  bemessen,  müßte  man  noch  die  Zinsen 
von  den  Summen  hinzurechnen,  die  Großbritannien, 
da  es  die  Kolonien  als  seiner  Herrschaft  unterworfene 
Provinzen  ansah,  bei  verschiedenen  Gelegenheiten  zu 
ihrer  Verteidigung  ausgegeben  hat.  Insbesondere  müßte 
man  die  gesamten  Kosten  des  letzten,  und  einen  gioßen 
Teil  der  Kosten  des  vorletzten  Krieges  hinzurechnen. 
Der  letzte  Krieg  war  durchaus  eine  koloniale  Angelegen- 
heit, und  alle  Kosten  für  ihn,  in  welchem  Teile  der 
Welt  sie  auch  vorgelegt  sein  mögen,  ob  in  Deutschland 
oder  in  Ostindien,  sollten  billig  auf  Rechnung  der  Kolo- 
nien gesetzt  werden.  Sie  beliefen  sich,  mit  Einschluß 
nicht  nur  der  neueingegangenen  Schuld,  sondern  auch 
der  Erhöhung  der  Grundsteuer  um  zwei  Schilling  auf 
das  Pfund,  und  der  jährlich  von  dem  Tilgungsfond  er- 
borgten Summen,  auf  mehr  als  £  90,000,000.  Der  spa- 
nisclie  Krieg,  der  1739  begann,  war  hauptsächlich  eine 
koloniale  Angelegenheit.  Sein  Hauptzweck  war,  die 
Durchsuchung  der  Kolonialschiffe,  die  Schmuggel  nach 
Spanien  trieben,  zu  verhindern.  Diese  sämtlichen  Kosten 
sind  in  Wahrheit  eine  behufs  Behauptung  eines  Monopols 
gegebenePrämie.  DerangegebeneZweck  war  Förderung 
der  britischen  Industrie  und  Ausdehnung  des  britischen 
Handels.  Der  tatsächliche  Erfolg  aber  war  der, '^ den 
Satz  der  Handelsgewinne  zu  steigern  und  unsere  Kauf- 
leute in  Stand  zu  setzen,  in  einem  Handelszweig,  bei  dem 
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die  Zahlungen  langsamer  und  später  als  bei  den  ineisten 
übrigen  eingehen,  ein  größeres  Kapital  anzulegen,  als 
sie  sonst  getan  haben  würden;  zwei  Erfolge,  die,  wenn 
sie  durch  eine  Prämio  hätten  verhindert  werden  können, 
eine  solche  Prämie  reichlich  wert  gewesen  wären. 

Unter  dem  dermaligen  Regime  hat  daher  Großbri- 
tannien von  der  angemaßten  Herrschaft  über  seine  Kolo- 
nien nur  Schaden.  Der  A^orschlag  freilich,  es  solle  seine 
Herrschaft  über  die  Kolonien  freiwillig  aufgeben  und 
es  ihnen  überlassen,  sich  ihre  Obrigkeiten  selbst  zu  wählen, 
sich  selbst  Gesetze  zu  geben  und  nach  eigenem  Gutbe- 
finden Krieg  und  Frieden  zu  schließen,  würde  ein  solcher 
sein,  wie  ihn  noch  kein  Volk  je  angenommen  hat  oder 
annehmen  wird.  Noch  nie  gab  ein  Volk  freiwillig  die 
Herrschaft  über  eine  Provinz  auf,  so  lästig  es  auch 
sein  mochte,  sie  zu  regieren,  und  so  gering  auch  das 
Einkommen  war,  das  sie  im  Verhältnis  zu  den  Aus- 
gaben, die  sie  verursachte,  gewährte.  Solche  Opfer 
würden  zwar  oft  dem  Interesse  eines  Volks  entsprechen, 
sind  aber  stets  demütigend  für  seinen  Stolz  und,  was  wohl 
noch  mehr  in  die  Wagschale  fallt,  dem  Privatinteresse 
der  Regierenden  feindlich,  weil  diese  dadurch  der 
Macht,  eine  Anzahl  bedeutender  und  einträglicher  Amter 
zu  vergeben,  und  vieler  Gelegenheiten  beraubt  werden, 
Reichtum  und  Auszeichnung  zu  erwerben,  die  der  Be- 
sitz der  unruhigsten  und  für  die  Gesamtheit  des  Volkes 
gewinnlosesten  Provinz  selten  versagt.  Kaum  der 
schwärmerischste  Enthusiast  könnte  daher  eine  solche 
Maßregel  in  der  ernsten  Hoffnung,  sie  angenommen 
zu  sehen,  vorschlagen.  Ginge  man  aber  darauf  ein,  so 
würde  Großbritannien  nicht  nur  sogleich  von  den  sämt- 
lichen jährlichen  Kosten,  welche  die  Kolonialverwaltung 
auf  dem  Friedensfuß  verursacht,  befreit  sein,  sondern 
könnte  auch  mit  ihnen  einen  Vertrag  schliesson,  der 
ihm    in   einem   freien  Handel   für   die  Gesamtheit   des 
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Volkes  größere,  wenn  auch  für  die  Kaufleute  kleinere 
Vorteile  verschaffte,  als  die  es  jetzt  aus  dem  Monopol 
zieht.  Bei  so  freundschaftlicher  Trennung  würde  die 
natürliche  Liebe  der  Kolonien  zu  dem  Muttorlande,  die 
durch  unsere  jüngsten  Zwistigkeiten  fast  erloschen  ist, 
bald  wieder  aufleben.  Es  könnte  sie  geneigt  machen, 
nicht  nur  den  bei  der  Trennung  geschlossenen  Handels- 
vertrag Jahrhunderte  lang  zu  respektieren,  sondern  auch 
im  Kriege  wie  im  Handel  auf  unserer  Seite  zu  stehen 
und  aus  unruhigen,  aufrührerischen  Untertanen  unsere 
treuesten,  anhänglichsten  und  edelmütigsten  Bundes- 
genossen zu  werden ;  und  so  könnte  dieselbe  mütterliche 
Liebe  einerseits  und  kindliche  Achtung  andererseits,  die 
einst  zwischen  den  griechischen  Kolonien  und  ihren 
Mutterstädten  bestand,  zwischen  Großbritannien  und 
seinen  Kolonien  erwachen. 

Soll  eine  Provinz  für  das  Reich,  dem  sie  angehört, 
vorteilhaft  sein,  so  muß  sie  in  Friedenszeiten  Einkünfte 
gewähren,  die  nicht  nur  zur  Bestreitung  aller  Kosten 
ihrer  Verwaltung  auf  dem  Friedensfuße,  sondern  auch 
zur  Beisteuer  ihres  Anteils  an  der  allgemeinen  Regierung 
des  Staats  hinreichen.  Jede  Provinz  vermehrt  unvermeid- 
lich mehr  oder  weniger  die  Kosten  der  allgemeinen 
Staatsregierung.  Wenn  daher  eine  Provinz  nicht  ihren 
Anteil  zur  Bestreitung  dieser  Kosten  liefert,  so  muß 
ein  anderer  Teil  des  Landes  unbilhg  belastet  werden. 
Aus  demselben  Grunde  müssen  auch  die  Extrasteuern, 
die  eine  jede  Provinz  in  Kriegszeiten  dem  Staate  liefert, 
in  demselben  angemessenen  Verhältnis  zu  den  Extra- 
steuern des  ganzen  Staates  stehen,  wie  ihre  ordentlichen 
Einkünfte  in  Friedenszeiten.  Daß  weder  die  ordent- 
lichen noch  die  außerordentlichen  Einkünfte,  welche 
Großbritannien  von  seinen  Kolonien  zieht,  in  einem 
solchen  Verhältnis  zu  den  Gesamteinkünften  des 
britischen  Reiches  stehen,  wird  bereitwillig  zugegeben 
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vverdeu.  Allerdings  hat  man  geglaubt,  das  Monopol  setze 
durch  Vermehrung  des  Privateinkoramens  der  Bewohner 
Großbritanniens  diese  in  Stand,  höhere  Steuern  zu  zah- 
len, und  ersetze  dadurch  den  Ausfall  der  Einkünfte  aus 
den  Kolonien.  Allein  dies  Monopol  ist,  wie  ich  nach- 
zuweisen suchte,  zwar  eine  sehr  drückende  Steuer  für 
die  Kolonien  und  mag  das  Einkommen  einer  gewissen 
Klasse  von  Leuten  in  Großbritannien  erhöhen,  ver- 
mindert aber  das  Einkommen  der  Gesamtheit  des 
Volkes  und  folglich  auch  dessen  Fähigkeit,  Steuern 
zu  zahlen.  Auch  bilden  die  Leute,  deren  Einkommen 
das  Monopol  erhöht,  einen  besonderen  Stand,  den  ver- 
hältnismäßig höher  zu  besteuern,  ebenso  unmöglich 
wie  unpolitisch  sein  würde,  wie  ich  im  folgenden  Buche 
nachweisen  werde.  Eine  besondere  Hülfsquelle  bietet 
sich  also  in  diesem  Stande  nicht  dar. 

Die  Kolonien  können  entweder  von  ihren  eigenen 
gesetzgebenden  Versammlungen,  oder  von  dem  britischen 
Parlament  besteuert  werden.  Daß  die  ersteren  jemals 
zu  bewegen  sein  würden,  ihre  Wähler  so  hoch  zu  be- 
steuern, um  nicht  nur  stets  ihre  eigne  Zivil-  und  Militär- 
verwaltungzuerhalten,  sondern  auch  einen  angemessenen 
Teil  zu  den  Kosten  der  allgemeinen  Regierung  des 
britischen  Reichs  beizutragen,  ist  nicht  sehr  wahrschein- 
lich. Hat  es  doch  lange  gedauert,  ehe  selbst  das  eng- 
lische Parlament,  das  doch  unter  den  Augen  des  Landes- 
herrn tagt,  dahin  gebracht  werden  konnte,  hinreichende 
Summen  für  den  Unterhalt  der  Zivil-  und  Militärver- 
waltung des  eigenen  Landes  zu  bewilligen.  Nur  durch 
Zuteilung  der  Ämter  oder  Zuteilung  der  Macht,  dar- 
über zu  verfügen,  an  die  Mitglieder  des  Parlaments, 
konnte  dieses  dazu  vermocht  werden.  Aber  die  Ent- 
fernung der  Kolonialvertretungen  vom  Hofe,  ihre  An- 
zahl, ihre  zerstreute  Lage  und  ihre  verschiedenen  Ver- 
fassungen würden  es  sehr  schwer  machen,  sie  in  der- 
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selben  Art  zu  lenken,  selbst  wenn  der  Landesherr  die 
Mittel  an  der  Hand  hätte,  es  zu  tun ;  und  diese  Mittel 
fehlen  ihm.  Es  wäre  schlechterdings  unmöglich,  unter 
alle  Führer  der  Kolonialvertretungen  so  viele  britische 
Staatsämter  zu  verteilen  oder  ihnen  über  so  viele  die 
Verfügung  zu  überlassen,  um  sie  geneigt  zu  machen, 
ihre  Popularität  im  Lande  aufs  Spiel  zu  setzen  und  ihre 
Wähler  zu  Gunsten  der  allgemeinen  Regierung  zu  be- 
steuern, deren  Vorteile  meist  Leute  genießen  würden, 
die  ihnen  fremd  sind.  Übrigens  scheinen  auch  die 
unvermeidliche  Unkenntnis  der  Regierung  hinsichtlich 
der  relativen  Bedeutungder Mitglieder  der  verschiedenen 
gesetzgebenden  Körperschaften,  die  dadurch  veranlaßten 
Kränkungen,  und  die  Mißgriffe  beiden  Versuchen,  auf  die 
Körperschaften  in  dieser  Weise  einzuwirken,  ein  solches 
Verfahren  für  die  Kolonien  ganz  unausführbar  zumachen. 
Überdies  können  die  Kolonialvertretungen  nicht  die 
geeigneten  Richter  darüber  sein,  was  zum  Schutz  und 
Unterhalt  des  ganzen  Reichs  nötig  ist.  Die  Sorge  für 
diesen  Schutz  und  Unterhalt  liegt  ihnen  nicht  ob.  Es 
ist  nicht  ihr  Amt,  und  sie  haben  auch  nicht  immer  die 
Mittel  sich  darüber  gehörig  aufzuklären.  EineProvinzial- 
versammlung  kann,  wie  ein  Kirchspielvorstand,  die 
Angelegenheiten  des  Bezirks  ganz  richtig  beurteilen, 
aber  nicht  in  der  Lage  sein,  diejenigen  des  Reiches  zu 
beurteilen.  Sie  kann  nicht  einmal  das  Verhältnis  rich- 
tig beurteilen,  in  dem  ihre  Provinz  zu  dem  ganzen 
Reiche,  oder  ihr  Reichtum  und  ihre  Bedeutung  zu 
denen  der  übrigen  Provinzen  steht,  weil  die  letzteren 
nicht  unter  der  Aufsicht  und  Überwachung  einer  ein- 
zelnen Provinzialvertretung  stehen.  Was  zum  Schutz 
und  Unterhalt  des  ganzen  Reiches  nötig  ist,  und  in 
welchem  Maße  jeder  seiner  Teile  dazu  beitragen  muß, 
kann  nur  von  der  Versammlung  beurteilt  werden,  die 
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die  Angelegenheiten  des  ganzen  Reiches  beaufsichtigt 
und  überwacht. 

Man  hat  demgemäß  vorgeschlagen,  die  Kolonien 
durch  Requisition  zu  besteuern,  sodaß  das  britische 
Parlament  die  Summe  feststellt,  die  jede  Kolonie  zu 
zahlen  hat  und  die  Provinzialvertretung  diese  Summe 
in  der  Art  veranlagt  und  erhebt,  wie  es  den  Verhält- 
nissen der  Provinz  am  besten  entspricht.  Die  gemein- 
samen Angelegenheiten  des  Reichs  würden  auf  diese 
Weise  von  der  Reichsversammlung  und  die  besonderen 
einer  jeden  Kolonie  von  deren  eigener  Versammlung 
geregelt.  Die  Kolonien  hätten  zwar  in  diesem  Falle  keine 
Vertreter  im  britischen  Parlament,  allein  erfahrungs- 
gemäß ist  es  nicht  wahrscheinlich,  daß  die  Requisition 
des  Parlaments  unbillig  ausfallen  würde.  Das  eng- 
lische Parlament  habe  bei  keiner  Gelegenheit  auch  nur 
die  geringste  Neigung  gezeigt,  die  im  Parlament  nicht 
vertretenen  Teile  des  Reichs  zu  überbürden.  Die  Inseln 
Guernsey  und  Jersey,  die  sich  der  Maöht  des  Parla- 
ments garnicht  würden  widersetzen  können,  werden 
gleichwohl  leichter  besteuert,  als  irgend  ein  Teil  Groß- 
britanniens. Bei  Ausübung  seines  wohl  oder  übel  be- 
gründeten Rechts,  die  Kolonien  zu  besteuern,  habe  das 
Parlament  von  ihnen  bisher  niemals  etwas  verlangt,  was 
auch  nur  annähernd  im  richtigen  Verhältnis  zu  den 
von  ihren  Mitbürgern  im  Mutterlande  zu  zahlenden 
Steuern  stände.  Wenn  übrigens  die  Besteuerung  der 
Kolonien  sich  nach  der  Erhöhung  oder  Ermäßigung 
der  Grundsteuer  richtete,  so  könnte  das  Parlament  sie 
nicht  besteuern,  ohne  gleichzeitig  seine  eigenen  Wähler 
zu  besteuern,  und  die  Kolonien  könnten  in  diesem  Falle 
als  wirksam  im  Parlament  vertreten  betrachtet  werden. 

Es  fehlt  nicht  an  Beispielen  von  Staaten,  in  denen 
die  verschiedenen  Provinzen  nicht  (wenn  dieser  Ausdruck 
gestattet  ist)  in  einer  Masse  besteuert  werden,  sondern 


154  Viertes  Buch:  Die  Systeme  der  politischen  Ökonomie. 

wo  der  Landesherr  die  Summe,  die  jede  Provinz  zuzahlen 
hat,  festsetzt  und  sie  in  den  einen  nach  Gutdünken  ver- 
anlagt und  erhebt,  in  anderen  dagegen  die  Veranlagung 
und  Erhebung  den  Provinzialständen  überläi3t.  In  eini- 
gen Provinzen  Frankreichs  setzt  der  König  nicht  nur 
die  Abgaben  nach  Gutdünken  fest,  sondern  veranlagt 
und  erhebt  sie  auch  nach  seinem  eigenen  Ermessen. 
Von  anderen  fordert  er  eine  bestimmte  Summe,  überläßt 
es  aber  den  Provinzialständen,  diese  Summe  nach  ihrem 
Ermessen  zu  veranlagen  und  zu  erheben.  Bei  dem  Be- 
steuerungsmodus durch  Requisition  würde  sich  das  bri- 
tische Parlament  ungefähr  in  derselben  Lage  zu  den 
Kolonialvertretungcn  befinden,  wie  derKönig  von  Frank- 
reich zu  den  Ständen  der  Provinzen,  die  noch  das  Vor- 
recht eigener  Vertretung  genießen,  Provinzen,  die  für 
die  bestregierten  Frankreichs  gelten. 

Wenn  aber  nach  diesem  Plane  die  Kolonien  schwer- 
lich zu  fürchten  hätten,  daß  ihr  Anteil  an  den  Staats- 
lasten das  richtige  Verhältnis  zu  dem  ihrer  Mitbürger 
im  Mutterlande  überschreiten  werde,  so  dürfte  Groß- 
britannien gerechten  Grund  zu  der  Besorgnis  haben, 
daß  er  dies  richtige  Verhältnis  nie  erreichen  werde. 
Das  britische  Parlament  hatte  niemals  die  festgegründete 
Macht  in  den  Kolonien,  die  die  französischen  Könige 
in  den  Provinzen  haben,  die  noch  das  Vorrecht  eigener 
Stände  genießen.  Wenn  die  Kolonialvertretungen  nicht 
sehr  günstig  gestimmt  sind  —  und  ohne  eine  geschicktere 
Verwaltung  als  bisher  dürften  sie  es  schwerlich  jemals 
sein,  —  so  dürften  sie  viele  Vorwände  finden,  auch  die 
billigsten  Forderungen  des  Parlaments  zu  umgehen,  oder 
zu  verwerfen.  Gesetzt,  es  bräche  ein  Krieg  mit  Frank- 
reich aus,  es  müßten  zum  Schutz  des  Regierungssitzes 
sofort  zehn  Millionen  aufgebracht  und  diese  Summe  auf 
den  Kredit  der  vom  Parlament  für  die  Zinszahlung  an- 
zuweisenden Staatsmittel  geborgt  werden;  und  das  Par- 
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lament  schlüge  vor,  diese  Mittel  teilweise  durch  Steuern 
in  Großbritannien,  teilweise  durch  Requisition  in  den 
verschiedenen  Kolonien  Amerikas  und  Westindiens  auf- 
zubringen. Würden  wohl  die  Leute  ihr  Gold  bereitwillig 
auf  den  Kredit  von  Staatsmitteln  leihen,  die  zum  Teil 
von  der  Laune  der  verschiedenen  Kolonialvertretungen 
abhängen,  die  vom  Schauplatze  des  Krieges  weit  ent- 
fernt sind,  und  manchmal  vielleicht  denken  mögen,  daß 
der  Ausgang  des  Krieges  sie  wenig  kümmere?  Auf  solche 
Mittel  würde  vermutlich  nicht  mehr  vorgeschossen  wer- 
den, als  was  der  in  Großbritannien  erhobenen  Steuer  für 
entsprechend  gehalten  würde.  Mithin  fiele  die  ganze 
Last  der  für  diesen  Krieg  eingegangenen  Schuld,  wie  es 
auch  bisher  immer  der  Fall  war,  auf  Großbritannien 
allein,  d.  h.  auf  einen  Teil  des  Reiches  und  nicht  auf 
das  ganze  Reich.  Großbritannien  ist,  solange  die  Welt 
steht,  wohl  der  einzige  Staat,  der  mit  der  Erweiterung 
seines  Gebiets  nur  seine  Ausgaben  gesteigert  hat,  ohne 
zugleich  seine  Einnahmequellen  zu  vermehren,  Andere 
Staaten  haben  gewöhnlich  einen  beträchtlichen  Teil  der 
Kosten  der  Verteidigung  von  sich  abgewälzt  und  den 
abhängigen  Provinzen  aufgebürdet;  Großbritannien  hin- 
gegen hat  es  bisher  geschehen  lassen,  daß  die  ihm  unter- 
worfenen Provinzen  fast  alle  ihre  Abgaben  von  sich  ab- 
wälzten und  ihm  aufbürdeten.  Um  Großbritannien  mit 
seinen  Kolonien,  die  das  Gesetz  bisher  als  ihm  unter- 
worfen und  untergeordnet  annahm,  auf  gleichen  Fuß  zu 
setzen,  scheint  es  nach  dem  Besteuerungssystem  durch 
Requisition  notwendig,  daß  das  Parlament  in  der  Lage 
sei,  seine  Requisitionen  sofort  zur  Geltung  zu  bringen, 
w'enn  die  Kolonialvcrlretungen  sie  zu  umgehen  oder 
zu  verweigern  suchen  sollten.  Mit  welchen  Mitteln 
aber  dies  duichzuführen  wäre,  ist  nicht  leicht  einzusehen 
und  ist  bisher  auch  noch  nicht  erörtert  worden. 

Wenn  dem  britischen  Parlament  das  volle  Recht 
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erteilt  würde,  die  Kolonien  auch  ohne  {Einwilligung 
ihrer  Vertretungen  zu  besteuern,  so  würde  es  mit  der 
Bedeutung  dieser  Vertretungen  und  folglich  der  leitenden 
Männer  von  Britisch- Amerika  von  diesemAugenblick  an 
zu  Ende  sein.  DieMenschen  wünschen  einenAnteil  an  der 
Leitung  des  Staats  hauptsächlich  der  Bedeutung  wegen, 
die  ihnen  dies  verleiht.  Von  der  Fähigkeit  der  Partei- 
häupter, dieser  natürlichen  Aristokratie  jedes  Landes, 
ihre  Bedeutung  zu  behaupten  oder  zu  verteidigen,  hängt 
die  Festigkeit  und  Dauer  jeder  freien  Staatsvorfassung 
ab.  In  den  beständigen  Angriffen  der  Parteihäupter  auf 
die  Bedeutung  anderer,  und  in  der  Verteidigung  ihres 
eignen  Ansehens  besteht  das  ganze  Spiel  innerer  Par- 
teiung  und  Ehrsucht.  Die  Parteihäupter  Amerikas 
suchen  gleich  denen  in  allen  anderen  Ländern  ihr  An- 
sehen zu  behaupten ;  sie  fühlen  oder  glauben,  daß,  wenn 
ihre  Vertretungen,  die  sich  gern  Parlamente  nennen  und 
mit  dem  britischen  Parlament  auf  gleiche  Stufe  stellen 
möchten,  so  weit  herabgesetzt  würden,  um  die  unter- 
tänigen Diener  und  vollziehenden  Beamten  dieses'Parla- 
ments  zu  sein,  der  größte  Teil  ihres  Ansehens  dahin 
wäre.  Sie  haben  deshalb  den  Vorschlag,  durch  Parla- 
mentsre(|uisition  besteuert  zu  werden,  verworfen  und  es 
gleich  anderen  ehrgeizigen,  mutigen  Männern  vorgezo- 
gen, ihr  Ansehen  mit  dem  Schwerte  zu  behaupten. 

Um  die  Zeit  des  Verfalls  der  römischen  Republik 
verlangten  die  Bundesgenossen  Roms,  denen  die  Ver- 
teidigung des  Staats  und  die  Erweiterung  seiner  Grenzen 
die  meisten  Opfer  auferlegt  hatte,  zu  allen  Vorrechten 
römischer  Bürger  zugelassen  zu  werden.  Auf  die  Ver- 
weigerung dieses  Verlangens  brach  der  Bundesgenossen- 
krieg aus.  Im  Laufe  dieses  Kriegs  gewährte  Rom  den 
meisten  von  ihnen,  nach  und  nach,  sobald  sie  sich  von 
dem  allgemeinen  Bunde  lossagten,  diese  Vorrechte.  Das 
britische  Parlament    besteht  auf   der  Besteuerung   der 
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Kolonien,  sie  aber  wollen  nicht  von  einem  Parlament 
besteuert  sein,  in  dem  sie  nicht  vertreten  sind.  Wenn 
Großbritannien  allen  Kolonien,  die  sich  von  der  allofe- 
meinen  Verbündung  lossagten,  eine  ihrem  Beitrage  zu 
den  Einkünften  des  Reichs  entsprechende  Anzahl  von 
Vertretern  bewilligte,  und  die  Kolonien  infolge  ihrer 
Unterwerfung  unter  dieselben  Steuern  dafür  zu  derselben 
Handelsfreiheit  zugelassen  würden,  wie  ihre  Mitbürger 
im  Mutterlande,  und  wenn  die  Zahl  der  Vertreter  sich 
je  nach  Erhöhung  der  Beiträge  steigerte;  so  würde  den 
Parteihäuptern  der  Kolonien  eine  neue  Methode,  Be- 
deutung zu  gewinnen,  ein  neues  und  blendenderes  Ziel 
für  ihren  Ehrgeiz  geboten.  Anstatt  nach  den  kleinen 
Gewinnen  zu  haschen,  die  in  dem  kleinlichen  Würfelspiel 
der  Kolonialhändel  zu  gewinnen  sind,  könnten  sie,  ver- 
möge des  Vertrauens,  das  die  Menschen  in  ihre  Fähig- 
keiten und  ihr  Glück  zu  setzen  pflegen,  in  der  großen 
Staatslotterie  der  britischen  Politik  eins  der  großen 
Lose  zu  ziehen  hoffen.  AVenn  man  nicht  auf  dieses 
oder  ein  anderes  Mittel  verfällt,  und  es  scheint  kein 
anderes  so  nahe  zu  liegen  als  dieses,  um  die  Bedeutung 
der  amerikanischen  Parteihäupter  zu  erhalten  und  ihren 
Ehrgeiz  zu  befriedigen,  so  ist  es  nicht  sehr  wahrschein- 
lich, daß  sie  sich  uns  jemals  freiwillig  unterAvei'fen 
werden;  und  wir  sollten  bedenken,  daß  jeder  Tropfen 
Bluts,  der  vergossen  werden  muß,  um  sie  zur  Unter- 
werfung zu  zwingen,  entweder  das  Blut  unserer  Mit- 
bürger oder  derer  ist,  die  wir  zu  Mitbürgern  haben 
wollen.  Es  ist  eine  große  Schwachheit  sich  einzubilden, 
daß  es  bei  dem  Stande,  auf  dem  die  Dinge  jetzt  ange- 
langt sind,  leicht  sei,  unsere  Kolonien  durch  bloße  Ge- 
walt zu  besiegen.  Die  Männer,  welche  jetzt  die  Ent- 
schließungen ihres  sogenannten  Kongresses  belierrschen, 
fühlen  augenblicklich  eine  Bedeutung  in  sich,  die  viel- 
leicht der  größte  Untertan    in   Europa    sich  nicht    bei- 
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mißt.  Aus  Krämern,  Geschäftsleuten  und  Sachwaltern 
sind  sie  Staatsmänner  und  Gesetzgeber  geworden,  und 
arbeiten  an  einer  neuen  Regierungsform  für  ein  ausge- 
dehntes Reich,  welches,  wie  sie  sich  schmeicheln  und  wie 
es  auch  höchst  wahrscheinlich  ist,  eines  der  größten 
und  mächtigsten  Reiche  werden  wird,  die  es  jemals  in 
der  Welt  eeseben  hat.  Vielleicht  fünfhundert  Leute,  die 
in  dieser  oder  jener  Weise  unmittelbar  unter  dem  Einfluß 
des  Kongresses  handeln,  und  vielleicht  fünfmalhundert- 
tausend,  die  unter  dem  Einfluß  jener  fünfhunderthandeln, 
alle  diese  empfinden  in  gleicher  Art  eine  verhältnis- 
mäßige Zunahme  ihrer  Bedeutung.  Fast  jeder  einzelne 
von  der  herrschenden  Partei  in  Amerika  nimmt  jetzt 
in  seiner  Einbildung  eine  höhere  Stellung  ein,  nicht  nur 
als  bisher,  sondern  auch  als  er  jemals  einzunehmen  hoffen 
konnte  und  wenn  nicht  ihm  oder  seinen  Führern  ein 
neues  Ziel  des  Ehrgeizes  dargeboten  wird,  wird  er,  falls 
er  auch  nur  den  gewöhnlichen  Mannesmut  besitzt,  seine 
Stellung  auf  Leben  und  Tod  verteidigen. 

Der  Präsident  Henault  hat  die  Bemerkung  gemacht, 
daß  wir  jetzt  mit  Vergnügen  den  Bericht  über  viele 
kleine  Händel  der  Ligue  lesen,  die,  als  sie  sich  ereig- 
neten, vielleicht  als  ziemlich  unbedeutende  Neuigkeiten 
angesehen  wurden.  Aber  jedermann,  sagt  er,  dünkte 
sich  damals  etwas  wichtiges  zu  sein,  und  die  unzähligen 
Memoiren,  die  uns  aus  diesen  Zeiten  überliefert  sind, 
wurden  meist  von  Leuten  geschrieben,  die  sich  in  der 
Erzählung  und  Verherrlichung  von  Begebenheiten  ge- 
fielen, bei  denen  sie  sich  hervorragend  beteiligt  wußten. 
Es  ist  bekannt,  wie  hartnäckig  sich  damals  die  Stadt 
Parisverteidigt  hat,  und  welch  schreckliche  Hungersnot 
sie  ausgehalten  hat,  um  sich  nicht  dem  besten  und  später 
geliebtesten  aller  Könige  Frankreichs  zu  unterwerfen. 
Die  meisten  Bürger  oder  ihre  Führer  fochten  für  die 
Verteidigung  ihrei-  Macht,  mit  der  es,  wie  sie  wohl  ein- 
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sahen,  zu  Ende  war,  sobald  die  alte  Regierung  wieder 
hergestellt  wurde.  Wenn  unsere  Kolonien  nicht  zu 
einer  Union  mit  uns  zu  kommen  vermocht  werden,  so 
werden  sie  sich  wahrscheinlich  gegen  das  beste  aller 
Mutterländer  ebenso  hartnäckig  verteidigen,  wie  die 
Stadt  Paris  gegen  den  besten   der  Könige. 

Der  Begriff  einer  Volksvertretung  war  im  Alter- 
tum unbekannt.  Wenn  Leute  eines  Staats  das  Bürger- 
recht in  einem  anderen  erhielten,  so  gab  es  kein  anderes 
Mittel,  es  auszuüben,  als  in  Gemeinschaft  mit  allen  Be- 
wohnern dieses  anderen  Staates  zu  stimmen  und  zu 
beraten.  Die  Zulassung  der  meisten  Bewohner  Italiens 
zu  den  Vorrechten  römischer  Bürger  richtete  die  römische 
Republik  völlig  zu  Grunde.  Es  war  nicht  mehr  möglich 
zwischen  denen,  die  römische  Bürger  waren  und  die  es 
nicht  waren,  zu  unterscheiden;  keine  Tribus  konnte  ihre 
eigenen  Glieder  mehr  kennen.  Allerlei  Pöbel  konnte  an 
den  Volksversammlungen  teilnehmen,  die  wirklichen 
Bürger  hinausdrängen,  und,  als  wenn  sie  selbst  welche 
wären,  die  Angelegenheiten  der  Republik  entscheiden. 
Wenn  dagegen  Amerika  fünfzig  oder  sechzig  neue  Ver- 
treter ins  Parlament  schickte,  so  könnte  es  doch  dem 
Türhüter  des  Unterhauses  nicht  sonderlich  schwer  fallen 
zu  unterscheiden,  wer  ein  Mitglied  sei  und  wer  nicht. 
Wenn  daher  auch  die  römische  Staatsverfassung  durch 
die  Vereinigung  Roms  mit  den  verbündeten  Staaten 
Italiens  zu  Grunde  gehen  mußte,  so  spricht  doch  nicht 
die  mindeste  Wahrscheinlichkeit  dafür,  daß  die  britische 
Staatsverfassung  durch  die  Vereinigung  Großbritanniens 
mit  seinen  Kolonien  Schaden  erleiden  würde.  Im  Gegen- 
teil würde  diese  Verfassung  durch  die  Vereinigung  erst 
vollständig  werden,  während  sie  ohne  sie  unvollständig 
zu  sein  scheint.  Die  Volksvertretung,  die  die  Angelegen- 
heiten aller  Teile  des  Reichs  beratet  und  entscheidet,  sollte 
sicherlich,  um  gehörig  beraten  zu  sein,  aus  allen  Teilen 
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Vertreter  haben.  Daß  diese  Union  sich  leicht  bewirken 
ließe,  oder  daß  die  Ausfülirung  nicht  Schwierigkeiten 
und  sogar  großen  Schwierigkeiten  begegnen  würde,  will 
ich  nicht  behaupten ;  doch  weiß  ich  von  keiner  Schwierig- 
keit, die  offenbar  unüberwindlich  wäre.  Die  größte 
liegt  vielleicht  nicht  in  der  Natur  der  Dinge,  sondern  in 
den  Vorurteilen  und  Ansichten  der  Leute  diesseits  und 
jenseits  des  atlantischen  Ozeans. 

Wir  diesseits  des  Meeres  fürchten,  die  Menge  ameri- 
kanischer Vertreter  könnte  das  Gleichgewicht  unserer 
Verfassung  zerstören,  und  entweder  den  Einfluß  der 
Krone,  oder  die  Macht  der  Demokratie  zu  sehr  verstärken. 
Richtete  sich  aber  die  Zahl  der  amerikanischen  Vertreter 
nach  dem  Ertrage  der  amerikanischen  Besteuerung,  so 
würde  die  Zahl  der  Leute,  die  man  zu  gewinnen  hätte, 
genau  im  Verhältnis  zu  den  Mitteln,  sie  zu  gewinnen, 
zunehmen,  und  die  Mittel  sie  zu  gewinnen,  genau  im 
Verhältnis  zur  Zahl  der  zu  gewinnenden  Leute.  Die 
monarchischen  und  demokratischen  Bestandteile  unserer 
Verfassung  würden  nach  der  Union  genau  in  demselben 
Grade  relativer  Kraft  zu  einander  stehen,   wie  vorher. 

Die  Leute  jenseits  des  Meeres  fürchten  hingegen, 
ihre  Entfernung  vom  Sitze  der  Regierung  könnte  sie 
vielen  Bedrückungen  aussetzen.  Allein  ihre  Vertreter 
im  Parlament,  deren  Anzahl  von  vornhei-ein  beträchtlich 
sein  müßte,  würden  sie  leicht  gegen  jede  Bedrückung 
schützen  können.  Die  Entfernung  könnte  die  Abhängig- 
keit des  Vertreters  von  den  Wählern  nicht  sehr  schwä- 
chen, und  dcrerstere  würde  gleichwohl  empfinden,  daß 
er  seinen  Sitz  im  Parlament,  und  was  damit  zusammen- 
hängt, dem  guten  Willen  der  letzteren  zu  danken  hat. 
Es  läge  daher  im  Interesse  des  Abgeordneten,  sich  diesen 
guten  Willen  zu  erhalten  und  über  jede  Ausschreitung, 
deren  sich  ein  Zivil-  oder  Militärbeamter  in  jenen  fernen 
Teilen    des   Reichs   schuldig    machen    sollte,    mit   dem 
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ganzen  Gewicht  eines  Mitglieds  der  gesetzgebenden  Ver- 
sammlung Klage  zu  führen.  Auch  könnten  sich  die 
Amerikaner  mit  einem  gewissen  Schein  von  Berechtigung 
schmeicheln,  daß  die  Entfernung  Amerikas  vom  Sitze  der 
Begierung  nicht  von  sehr  langer  Dauer  sein  werde. 
Die  Fortschritte  dieses  Landes  an  Reichtum,  Bevölkerung 
und  Kultur  sind  bisher  so  geschwind  gewesen,  daß 
vielleicht  nach  Verlauf  eines  Jahrhunderts  der  Ertrag 
der  amerikanischen  Besteuerung  den  der  britischen  über- 
steigen dürfte.  Dann  würde  natürlich  derSitz  des  Reiches 
in  denjenigen  Teil  von  ihm  verlegt  werden,  der  zur  Ver- 
teidigung und  Erhaltung  des  ganzen  das  meiste  beitrüge. 
Die  Entdeckung  Amerikas  und  die  eines  Weges 
nach  Ostindien  um  das  Kap  der  guten  Hoffnung  sind 
die  beiden  größten  und  wichtigsten  Ereignisse,  die 
die  Geschichte  der  Menschheit  verzeichnet.  Ihre  Folgen 
waren  schon  bis  jetzt  sehr  bedeutende;  aber  in  dem 
kurzen  Zeitraum  von  zwei  bis  drei  Jahrhunderten,  der 
seit  diesen  Entdeckungen  verfioßen  ist,  kann  man  un- 
möglich den  ganzen  Umfang  dieser  Folgen  erfahren 
haben.  Welche  Wohltaten  oder  welches  Mißgeschick 
für  die  Menschheit  später  aus  diesen  großen  Ereignissen 
hervorgehen  werden,  kann  keine  menschliche  Weisheit 
voraussehen.  Durch  eine  verhältnismäßigeVerknüpfung 
der  entferntesten  Teile  der  Welt  mit  einander,  durch 
die  Möglichkeit,  sich  gegenseitig  in  der  Not  beizustehen, 
wechselseitig  ihre  Genüsse  zu  vermehren  und  ihre  Ge- 
werbtätigkeit zu  erhöhen,  scheint  ihre  allgemeine  Ten- 
denz eine  wohltätige  zu  sein.  Allein  für  die  Eingebornen 
Ost-  und  Westindiens  sind  alle  Handelsvorteile,  die  aus 
jenen  Ereignissen  entspringen  konnten,  in  dem  furcht- 
baren Unglück,  das  durch  sie  veranlaßt  wui'de,  verloren 
gegangen.  Indessen  scheint  dies  Unglück  mehr  aus  Zu- 
fälligkeiten als  aus  der  Natur  jener  Ereignisse  selbst 
entsprungen  zu  sein.  Zu  der  Zeit,  als  jene  Entdeckungen 
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gemacht  wurden,  war  die  Überlegenheit  der  Macht  auf 
Seiten  der  Europäer  zufälhg  so  groß,  daß  sie  sich  in 
jenen  fernen  Ländern  jede  Art  von  Ungerechtigkeit  un- 
gestraft erlauben  durften.  In  der  Zukunft  werden  viel- 
leicht  die  Eingebornen  dieser  Länder  stärker  oder  die 
Europäer  schwächer,  und  so  gelangen  vielleicht  die  Be- 
wohner aller  Weltteile  zu  der  Gleichheit  an  Mut  und 
Kraft,  die  gegenseitige  Furcht  einflößt  und  allein  im- 
stande ist,  die  Ungerechtigkeit  unabhängiger  Völker  zu 
einer  Art  Achtung  vor  den  gegenseitigen  Rechten  zu 
nötigen.  Nichts  aber  scheint  diese  Gleichheit  der  Kraft 
eher  herstellen  zu  können,  als  die  gegenseitige  Mitteilung 
von  Kenntnissen  und  Fortschritten  aller  Art,  die  ein 
ausgebreiteter  Handel  aller  Länder  untereinander  natur- 
gemäß oder  vielmehr  unvermeidlich  mit  sich  führt. 

Mittlerweile  hat  eine  der  Hauptwirkungen  jener 
Entdeckungen  darin  bestanden,  dem  Merkantilsystem  zu 
einem  Glanz  und  Ruhm  zu  verhelfen,  die  es  sonst  nie 
hätte  erreichen  können.  Es  ist  derZweck  dieses  Systems, 
eine  große  Xation  mehr  durch  Handel  und  Industrie, 
als  durch  Hebung  der  Landwirtschaft,  mehr  durch  die 
Gewerbtätigkeit  der  Städte,  als  des  platten  Landes  zu 
bereichern.  Infolge  jener  Entdeckungen  nun  wurden 
die  Handelsstädte  Europas  aus  Fabrikanten  und  Fracht- 
führern für  einen  sehr  kleinen  Teil  der  Welt  —  für  die 
europäischen  Küsten  des  atlantischen  Meeres  und  für  die 
an  der  Ostsee  und  am  mittelländischen  Meere  gelegenen 
Länder  — ,  nunmehr  sowohl  die  Fabrikanten  für  die  zahl- 
reichen und  wohlhabenden  Ansiedler  Amerikas,  als  auch 
die  Frachtführer  und  bis  auf  einen  gewissen  Grad  auch 
die  Fabrikanten  für  fast  alle  Völker  Asiens,  Afrikas  und 
Amerikas.  Zwei  neue  Welten  haben  sich  ihrer  Industrie 
auf  getan,  von  denen  jede  weit  größer  und  umfangrei- 
cher ist  als  die  alte,  und  die  ihren  Markt  von  Tag  zu 
Tag  größer  werden  sehen. 
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Die  Länder,  die  die  amerikanischen  Kolonion  in 
Besitz  haben,  und  die,  welche  direkten  Handel  mit  Ost- 
indien treiben,  genießen  allerdings  den  ganzen  Schimmer 
und  Glanz  dieses  großen  Handels.  Allein  andere  Länder 
haben,  trotz  aller  neidischen  Beschränkungen,  wodurch 
man  sie  auszuschliessen  gedenkt,  oft  mehr  wirklichen 
Gewinn  davon.  Die  spanischen  und  portugiesischen  Ko- 
lonien befördern  z.  B.  den  Gewerbfleiß  anderer  Länder 
mehr  als  den  des  Mutterlandes.  Bei  dem  einzigen  Arti- 
kel Leinwand  soll  sich  der  jährliche  Verbrauch  dieser 
Kolonien  —  ohne  daß  ich  die  Angabe  verbürgen  wollte  — 
auf  mehr  als  drei  Millionen  Pfund  belaufen.  Dieser  große 
Verbrauch  wird  jedoch  fast  gänzlichvonFrankreich,  Flan- 
dern, Holland  und  Deutschland  gedeckt;  Spanien  und 
Portugal  -liefern  nur  einen  kleinen  Teil.  Das  Kapi- 
tal, das  die  Kolonien  mit  einer  so  großen  Menge  Leinen 
versieht,  verteilt  sich  jährlich  unter  die  Bewohner  jener 
anderen  Länder  und  liefert  ihnen  ein  Einkommen.  Xur 
der  Gewinn  daraus  wird  in  Spanien  und  Portugal  ver- 
ausgabt, wo  sie  den  Luxus  der  Cadixer  und  Lissaboner 
Kaufleute  bestreiten  helfen. 

Selbst  die  Maßregeln,  durch  die  die  Völker  sich  des 
ausschließlichen  Handels  mit  ihren  Kolonien  zu  ver- 
sichern suchen,  sind  oft  den  Ländern,  zu  deren  Gunsten 
sie  angeordnet  werden,  schädlicher  als  denen,  gegen 
die  sie  ergriffen  wurden.  Die  ungerechte  Unterdrük- 
kung  des  Gewerbfleißes  anderer  Länder  fällt  so  zu 
sagen  auf  die  Häupter  der  Unterdrücker  zurück,  und 
schädigt  mehr  ihren  eignen  Gewerbfleiß,  als  den  der 
anderen  Länder.  Nach  jenen  Maßregeln  muß  z.  B.  der 
Hamburger  Kaufmann  seine  für  den  amerikanischen 
Markt  bestimmte  Leinwand  nach  London  schicken  und 
von  da  den  für  den  deutschen  Markt  bestimmten  Tabak 
zurückbringen,  weil  er  weder  jene  direkt  nach  Amerika 
senden,  noch  diesen  direkt  von  da  holen  kann.    Durch 
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diesen  Zwang  ist  er  wahrscheinlich  genötigt,  die  erstere 
etwas  billiger  zu  verkaufen  und  den  letzteren  etwas 
teurer  zu  kaufen,  als  er  es  sonst  brauchte,  und  sein 
Gewinn  wird  dadurch  vermutlich  geschmälert.  Allein 
er  erhält  in  diesem  Handel  zwischen  Hamburg  und  Lon- 
don sein  Kapital  ohne  Zweifel  viel  schneller  zurück,  als 
es  bei  dem  direkten  Handel  nach  Amerika  geschehen 
könnte  selbst  wenn,  was  keineswegs  der  Fall  ist,  die 
Zahlungen  aus  Amerika  ebenso  pünktlich  eingingen, 
als  aus  London.  In  dem  Betrieb,  auf  den  jene  Maß- 
regeln den  Hamburger  Kaufmann  einschränken,  kann 
daher  sein  Kapital  eine  weit  größere  Menge  deutschen 
Gewerbfleißes  beschäftigen,  als  es  in  demjenigen,  von 
dem  er  ausgeschlossen  ist,  möglich  wäre.  Die  eine  An- 
lage mag  mithin  zwar  für  ihn  weniger  gewinnreich  sein, 
als  die  andere,  aber  sie  kann  nicht  für  sein  Land  weni- 
ger vorteilhaft  sein.  Umgekehrt  ist  es  mit  der  Anlage, 
in  die  das  Monopol  das  Kapital  des  Londoner  Kauf- 
manns so  zu  sagen  hineinzieht.  Diese  Anlage  mag  wohl 
für  ihn  gewinnreicher  sein,  als  die  meisten  anderen; 
aber  infolge  der  Langsamkeit  der  Rimessen  kann  sie 
für  sein  Land  nicht  vorteilhafter  sein. 

Nach  all  den  ungerechten  Bestrebungen  der  euro- 
päischen Länder,  sich  den  ganzen  Vorteil  des  Handels 
mit  ihren  Kolonien  allein  anzueignen,  hat  mithin  bis- 
her kein  Land  etwas  anderes  für  sich  erlangt,  als  die 
Ausgaben  für  die  Aufrechterhaltung  seiner  angemaßten 
Gewaltherrschaft  über  die  Kolonien  im  Frieden  und  für 
ihre  Verteidigung  im  Kriege.  Die  aus  dem  Besitze 
seiner  Kolonien  entspringenden  Nachteile  trägt  jedes 
Land  ausschließlich;  die  aus  ihrem  Handel  hervorgehen- 
den Vorteile  dagegen  hat  es  mit  vielen  anderen  Län- 
dern teilen  müssen. 

Auf  den  ersten  Blick  scheint  unzweifelhaft  das  Mo- 
nopol des  großen  amerikanischen  Geschäfts  ein  Erwerb 
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vom  höchsten  Werte  zu  sein.  Dem  kurzsichtigen  Auge 
schwindelnden  Ehrgeizes  stellt  es  sich  natürlich  unter 
dem  verwirrten  Spiel  von  Politik  und  Krieg  als  ein 
blendendes  Kampfesziel  dar.  Abergerade  der  blendende 
Grlanz  des  Ziels,  die  ungeheure  Größe  des  Handels  ist 
es,  was  das  Monopol  dieses  Handels  schädlich  macht, 
oder  was  eine  Anlage,  die  ihrer  Natur  nach  notwen- 
digerweise für  das  Land  weniger  vorteilhaft  ist,  als  die 
meisten  anderen  Anlagen,  einen  weit  größeren  Teil  des 
Landeskapitals  in  Anspruch  nehmen  läßt,  als  es  sonst 
geschehen  wäre. 

Das  Handelskapital  jedes  Landes  sucht,  wie  im 
zweiten  Buche  gezeigt  wurde,  so  zu  sagen  naturgemäß 
die  für  das  Land  vorteilhafteste  Anlage.  Ist  es  im 
Zwischenhandel  angelegt,  so  wird  das  Land,  dem  es  ge- 
hört, der  Stapelplatz  für  die  "Waren  aller  der  Länder, 
deren  Handel  es  vermittelt.  Allein  der  Besitzer  des 
Kapitals  wünscht  natürlich  soviel  als  möglich  von  diesen 
Waren  im  Lande  umzusetzen.  Er  erspart  sich  dadurch 
die  Mühe,  Gefahr  und  Kosten  der  Ausfuhr,  und  wird  sie 
daher  im  Lande  gern  nicht  nur  zu  einem  viel  niedrigeren 
Preise,  sondern  auch  mit  einem  etwas  kleineren  Gewinn 
verkaufen,  als  er  durch  die  Versendung  ins  Ausland  er- 
warten könnte.  Er  sucht  mithin  aus  seinem  Zwischen- 
handel wo  möglich  einen  auswärtigen  Verbrauchshandel 
zu  machen,  Ist  hingegen  sein  Kapital  in  einem  aus- 
wärtigen Verbrauchshandel  angelegt,  so  wird  er  aus  dem- 
selben Grunde  von  den  heimischen^Waren,  die  er  zur 
Ausfuhr  aufkaufte,  gern  möglichst  viel  im  Lande  abset- 
zen, und  also  aus  einem  auswärtigen  Verbrauchshandel 
einen  Binnenhandel  zu  machen  suchen.  Das  Handels- 
kapital jedes  Landes  sucht  auf  diese  Weise  naturgemäß 
die  nahe  Anlage  und  scheut  die  entfernte;  es  sucht  die 
Anlage,  bei  der  die  Rimessen  häufig  erfolgen,  und  scheut 
diejenige,  wobei  sie  spät  und  langsam  eingehen;  es  sucht 
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die  Anlage,  wobei  es  die  meiste  produktive  Ai'beit  in 
dem  Lande,  dem  das  Kapital  angehöi-t  oder  in  dem  der 
Besitzer  wohnt,  zu  unterhalten  vermag,  und  scheut  die 
Anlage,  wobei  es  am  wenigsten  produktive  Arbeit  be- 
schäftigen kann.  Es  sucht  naturgemäß  die  Anlage,  die 
in  gewfihnlichen  Fällen  für  das  Land  am  vorteilhaftes- 
ten, und  scheut  jene,  die  ihm  in  gewöhnlichen  Fällen 
am  wenigsten  voi teilhaft  ist. 

Wenn  aber  in  einer  der  entfernten  Anlagen,  die  in 
der  Regel  für  das  Land  weniger  vorteilhaft  sind,  der 
Gewinn  einmal  etwas  über  den  Punkt  steigt,  an  welchem 
die  natürlichen  Vorteile  näherer  Anlagen  überwiegen, 
so  wird  dieser  höhere  Gewinn  solange  Kapitalien  aus 
den  näheren  Anlagen  ziehen,  bis  die  Gewinne  bei  allen 
wieder  ins  Gleichgewicht  gekommen  sind.  Jener  höhere 
Gewinn  ist  indes  ein  Beweis,  daß  unter  den  dermaligen 
Verhältnissen  die  entfernten  Anlagen  im  Verhältnis  zu 
anderen  etwas  vernachlässigt  sind,  und  daß  das  Volks- 
kapital nicht  aufs  Angemessenste  unter  den  verschiedenen 
Anlagen  verteilt  ist.  Er  ist  ein  Beweis,  daß  gewisse 
Dinge  entweder  wohlfeiler  gekauft  oder  teurer  verkauft 
werden,  als  es  sein  sollte,  und  daß  eine  gewisse  Klasse 
von  Bürgern  mehr  oder  weniger  benachteiligt  wird,  in- 
dem sie  entweder  mehr  bezahlen  oder  weniger  gewinnen, 
als  sich  mit  der  Gleichheit,  die  unter  allen  Klassen  platz- 
greifen sollte  und  unter  natürlichen  Verhältnissen  tat- 
sächlich platzgreift,  verträgt.  Dasselbe  Kapital  kann 
zwar  in  einer  entfernten  Anlage  nochmals  soviel  pro- 
duktive Arbeit  unterhalten  wie  in  einer  näheren;  gleich- 
wohl kann  die  entfernte  für  das  Volkswohl  ebenso 
unentbehrlich  sein  wie  eine  nahe,  wenn  etwa  die  Waren, 
welche  die  entfernte  Anlage  herbeischafft,  zum  Betriebe 
vieler  näherer  Geschäfte  notwendig  sind.  Sind  aber 
die  Gewinne  derer,  die  mit  solchen  Waren  handeln,  zu 
hoch,    so    sind    die  Waren  teurer,   als  sie  sein  sollton, 
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d.  h.  sie  werden  über  ihrem  natürlichen  Preise  verkauft, 
und  es  werden  dadurch  alle  Interessenten  der  näheren 
Unternehmung  mehr  oder  weniger  benachteiligt.  In 
ihrem  Interesse  liegt  es  mithin,  daß  den  näheren  Anla- 
gen einiges  Kapital  entzogen  und  den  entfernteren  zu- 
gewendet werde,  damit  deren  Gewinn  auf  sein  richtiges 
Niveau  und  die  Waren  auf  ihren  natürlichen  Preis  zu- 
rückgehen. In  diesem  ungewöhnlichen  Falle  erfordert  da- 
her das  Volksinteresse,  daß  den  dem  Gemeinwesen  in  der 
Regel  vorteilhafteren  Anlagen  Kapital  entzogen  und  in 
einer  im  gewöhnlichen  Falle  für  die  Gesamtheit  weniger 
vorteilhafte  Anlage  gelenkt  wird;  und  in  diesem  selte- 
nen Falle  fallen  die  natürlichen  Interessen  und  Neigun- 
gen der  Menschen  ebenso  genau  mit  dem  allgemeinen 
Besten  zusammen,  und  bewegen  sie,  der  nahen  Anlage 
Kapital  zu  entziehen  und  es  der  entfernten  zuzuwenden. 

So  bewegen  also  die  Privatinteressen  und  Neigun- 
gen die  einzelnen  von  selbst,  ihr  Kapital  in  den  Ge- 
schäften anzulegen,  die  für  gewöhnlich  dem  Volke  den 
meisten  Vorteil  bringen.  Wenden  sie  wegen  dieses 
natürlichen  Vorzugs  solchen  Geschäften  übermäl3iges 
Kapital  zu,  so  werden  sie  durch  das  Sinken  des  Gewinns 
in  ihnen  und  sein  Steigen  in  allen  anderen  sofort  be- 
wogen werden,  diese  fehlerhafte  Verteilung  zu  ändern. 
Ohne  alle  Einmischung  des  Gesetzes  bestimmen  also 
ihre  Privatinteressen  und  Neigungen  die  Menschen,  das 
Volkskapital  unter  die  verschiedenen  Anlagen  möglichst 
in  dem  Verhältnis  zu  verteilen,  das  dem  Interesse  der 
Gesamtheit  am  besten   entspricht. 

Alle  Maßregeln  des  Merkantilsystems  stören  not- 
wendig diese  natürliche  und  vorteilhafteste  Verteilung 
des  Kapitals  mehr  oder  weniger;  am  meisten  jedoch 
tun  es  wohl  die  den  Handel  mit  Amerika  und  Ostindien 
betreffenden,  weil  der  Handel  mit  diesen  beiden  Erd- 
teilen mehr  Kapital  erfordert  als  jeder  andere.     Übri- 
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gens  sind  die  Maßregeln,  wodurch  in  jenen  beiden 
Handelszweigen  die  Störung  verursacht  wird,  nicht  d  urch- 
aus  gleich.  Der  Haupthebel  beider  ist  das  Monopol; 
aber  das  Monopol  selbst  ist  verschiedenartig.  Freilich 
scheint  das  Monopol  in  der  einen  oder  anderen  Gestalt 
der  einzige  Hebel  des  Merkantils^'steras  zu  sein. 

In  dem  Handel  mit  Amerika  suchen  sich  die  Völker 
möglichst  den  ganzen  Markt  ihrer  Kolonien  dadurch 
anzueignen,  daß  sie  alle  anderen  Völker  von  dem  direkten 
Handel  mit  ihnen  ausschließen.  Im  16.  Jahrhundert 
suchten  die  Portugiesen  es  mit  dem  ostindischen  Handel 
ebenso  zu  machen,  und  nahmen  die  Schiffahrt  auf  den 
indischen  Meeren  für  sich  allein  in  Anspruch,  weil  ihnen 
das  Verdienst  gebühre,  zuerst  den  Weg  dahin  gefunden 
zu  haben.  Die  Holländer  schließen  noch  jetzt  alle  übri- 
gen europäischen  Völker  von  jedem  direkten  Handel 
mit  ihren  Gewürzinseln  aus.  Monopole  dieser  Art  sind 
offenbar  gegen  alle  übrigen  euro[)äischen  Völker  ge- 
richtet, welche  dadurch  nicht  nur  von  einem  Handel, 
dem  sie  vielleicht  einen  Teil  ihres  Kapitals  zuwenden 
möchten,  ausgeschlossen,  sondern  auch  gezwungen  sind, 
die  Waren,  die  dieser  Handel  in  Umlauf  bringt,  etwas 
teurer  zu  kaufen,  als  wenn  sie  sie  unmittelbar  aus  den 
Ursprungsländern  einführen  könnten. 

Seit  dem  Verfall  der  portugiesischen  Macht  hat  je- 
doch kein  europäisches  Volk  das  ausschließliche  ßecht 
der  Schiffahrt  auf  den  indischen  Meeren  in  Anspruch 
genommen,  und  ihre  Haupthäfen  stehen  jetzt  allen  eu- 
ropäischen Schiffen  offen.  Dagegen  ist  in  allen  eu- 
ropäischen Ländern  aui.5er  Portugal  und  seit  einigen 
Jahren  Frankreich  der  Ostindienhandel  einer  privilegier- 
tenGesellschaft  übertragen  worden.  Monopole  dieser  Art 
sind  eigentlich  gegen  das  sie  erteilende  Volk  selbst  er- 
richtet. Die  meisten  Volksangehiu'igen  sind  dadurch 
nicht  nur  von  einem  Handel,  dem  sie  vielleicht  einen 
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Teil  ihres  Kapitals  zuwenden  möchten,  ausgeschlossen, 
sondern  müssen  auch  die  Waren,  die  dieser  Handel  in 
Umlauf  bringt,  etwas  teurer  kaufen,  als  wenn  der  Handel 
allen  Landsleuten  offen  stände.  Seit  der  Einrichtung  der 
englisch-ostindischen  Kompagnie  z.  B.  waren  die  übrigen 
Einwohner  Englands  nicht  nur  von  dem  Handel  völlig 
ausofeschlossen,  sondern  mußten  obendrein  indemPreise 
der  von  ihnen  verbrauchten  ostindischen  AVaren  die 
Extragewinne,  die  die  Gesellschaft  vermöge  ihres  Mo- 
nopols an  den  Waren  machte,  und  die  Extravergeu- 
dung bezahlen,  die  der  von  der  Verwaltung  einer  so 
großen  Gesellschaft  unzertrennliche  Betrug  und  Miß- 
brauch notwendig  verursachen  mußte.  Die  Torheit 
dieser  zweiten  Art  von  Monopol  ist  mithin  noch  offen- 
barer, als  die  der  ersteren. 

Beide  Arten  von  Monopol  stören  mehr  oder  weniger 
die  natürliche  Verteilung  des  Volkskapitals,  aber  sie 
stören  sie  nicht  stets  auf  dieselbe  S\^eise.  Monopole  der 
ersteren  Art  ziehen  in  das  Geschäft,  für  das  sie  errichtet 
sind,  stets  mehr  Kapital,  als  von  selbst  hineingegangen 
wäre.  Monopole  der  zweiten  Art  können  je  nach  Um- 
ständen in  das  Geschäft,  für  das  sie  errichtet  sind,  bald 
Kapital  hineinziehen,  bald  es  daraus  vertreiben.  In 
armen  Ländern  ziehen  sie  naturgemäß  in  das  Geschäft 
mehr  Kapital,  als  sich  ihm  sonst  zugewendet  hätte.  In 
reichen  Ländern  vertreiben  sie  daraus  viel  Kapital,  das 
sonst  hineingeströmt  wäre. 

So  arme  Länder,  wie  Schweden  und  Dänemark  z.  B., 
würden  wahrscheinlich  nie  ein  einziges  Schiff  nach  Ost- 
indien geschickt  haben,  wenn  der  Handel  nicht  einer 
privilegierten  Gesellschaft  überlassen  worden  wäre.  Die 
Errichtung  einer  solchen  Gesellschaft  ermutigt  unver- 
meidlich die  Spekulanten.  Ihr  Monopol  sichert  sie  gegen 
alle  Konkurrenten  auf  dem  heimischen  Markte,  und  auf 
den  auswärtigen  Märkten  haben  sie  dieselben  Chancen, 
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wie  dieKaufleute  anderer  Nationen.  Ihr  Monopol  sichert 
ihnen  einen  großen  Gewinn  auf  eine  bedeutende  Menge 
Waren,  und  die  Wahrscheinlichkeit  eines  erheblichen 
Gewinns  auf  viele  andere  Waren.  Ohne  solche  außer- 
gewöhnliche Begünstigungen  würden  die  kleinen  Ge- 
schäftsleute so  armer  Länder  wahrscheinlich  nie  daran 
gedacht  haben,  ihre  kleinen  Kapitalien  in  so  weitaus- 
sehenden und  unsicheren  Unternehmungen  aufs  Spiel 
zu  setzen,  wie  esderOstindienhandeloffenbarfürsie  war. 

Ein  so  reiches  Land  hingegen  wie  Holland  würde 
bei  freiem  Handel  wahrscheinlich  mehr  Schiffe  nach  Ost- 
indien schicken,  als  es  jetzt  geschieht.  Das  beschränkte 
Kapital  der  holländisch-ostindischen  Kompagnie  hält 
wahrscheinlich  viele  große  Handelskapitalien  aus  diesem 
Geschäft  zurück,  die  sich  ilim  sonst  zugewendet  hätten. 
Das  Handelskapital  Hollands  ist  so  groß,  daß  es  fort- 
während gleichsam  überfließt,  bald  in  die  öffentlichen 
Fonds  fremder  Staaten,  bald  in  Darlehen  an  Kaufleute 
und  Spekulanten  des  Auslandes,  baldin  den  weitschweifig- 
sten aus  wärtigen  Veibrauchshandel,baldin  den  Zwischen- 
handel.  Da  alle  Geschäfte  in  der  Nähe  vollständig  aus- 
gefüllt sind ;  da  alles  Kapital,  das  mit  leidlichem  Gewinne 
darin  angelegt  werden  kann,  bereits  darin  angelegt  ist, 
so  muß  Hollands  Kapital  den  entferntesten  Unterneh- 
mungen zuströmen.  Wäre  der  Handel  nach  Ostindien 
völlig  frei,  so  würde  er  wahrscheinlich  den  größten  Teil 
dieses  überflüssigen  Kapitals  in  Anspruch  nehmen.  Ost- 
indien bietet  den  Fabrikaten  Europas  und  dem  Gold  und 
Silber,  so  wie  manchen  anderen  Produkten  Amerikas  einen 
größeren,  umfangreicheren  Markt,  als  Europa  und 
Amerika  zusammengenommen. 

Jede  Störung  in  der  natürlichen  Kapitalverteilung 
ist  für  das  Volk,  bei  dem  sie  stattfindet,  schädlich;  sei 
es,  daß  sie  einem  Geschäft  Kapitalien  entzielit,  die  ihm 
sonst  zufließen  würden,    oder  daß  sie  einem  Geschäft 
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Kapitalien  zuführt,  die  ihm  sonst  nicht  zugeflossen  wären. 
Wenn  Hollands  Handel  mit  Ostindien  ohne  die  privi- 
legierte G-esellschaft  bedeutender  wäre ,  als  er  gegenwärtig 
ist,  so  muß  das  Land  durch  die  teilweise  Ausschliessung 
seines  Kapitals  von  der  angemessensten  Verwendung  be- 
deutenden Schaden  leiden;  wenn  andererseits  Schwedens 
und  Dänemarks  Handel  mit  Ostindien  ohne  die  privi- 
legierte Gesellschaft  geringer  \\äre  als  jetzt,  oder,  was 
wohl  noch  wahrscheinlicher  ist,  garnicht  existierte,  so 
leiden  diese  beiden  Länder  dadurch  Schaden,  daß  ein 
Teil  ihres  Kapitals  in  eine  ihrer  dermaligen  Lage  mehr 
oder  weniger  unangemessene  Anlage  gezogen  ist.  Es 
wäre  für  sie  vielleicht  besser,  die  ostindischen  Waren 
selbst  zu  einem  etwas  höheren  Preise  von  anderen  Na- 
tionen zu  kaufen,  als  einen  so  großen  Teil  ihres  ge- 
ringen Kapitals  einem  so  sehr  entfernten  Geschäft  zu- 
zuwenden, bei  dem  die  Zahlungen  so  spät  eingehen  und 
das  Kapital  nur  so  wenig  produktive  Arbeit  im  Lande 
beschäftigt,  wo  doch  gerade  soviel  produktive  Arbeit 
nötig  ist,  Avo  so  wenig  getan  wird  und  soviel  zu 
tun  ist. 

Wenn  daher  ein  Land  ohne  eine  privilegierte  Ge- 
sellschaft auch  nicht  imstande  wäre,  einen  direkten 
Handel  mit  Ostindien  zu  treiben,  so  folgt  daraus  doch 
nicht,  daß  eine  solche  Gesellschaft  dort  errichtet  werden 
müsse,  sondern  nur,  daß  das  Land  unter  diesen  Um- 
ständen auf  den  direkten  Handel  mit  Ostindien  ver- 
zichten sollte.  Daß  derartige  Gesellschaften  im  All- 
gemeinen zum  Betrieb  des  ostindischen  Handels  nicht 
nötig  sind,  hat  die  Erfahrung  der  Portugiesen  hinläng- 
lich gezeigt,  die  sich  seiner  länger  als  ein  Jahrhundert 
ohne  eine  privilegierte  Gesellschaft,  fast  ganz  allein 
bemächtigt  hatten. 

Man  hat  gesagt,  kein  Privatmann  könne  Kapital 
genug  haben,  um  in  den  verschiedenen  Häfen  Ostindiens 
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Faktoren  und  Agenten  behufs  Beschaffung  von  Ladung 
für  die  dorthin  geschickten  Schiffe  zu  halten;  und  wenn 
er  dies  nicht  könne,  so  würde  die  Schwierigkeit,  Ladung 
zu  finden,  oft  die  günstige  Jahreszeit  zur  Rückfahrt  ver- 
säumen lassen,  und  die  Kosten  eines  so  langen  Auf- 
enthaltswürden nicht  nur  den  ganzen  Gewinn  der  Unter- 
nehmung aufzehren,  sondern  oft  einen  sehr  bedeutenden 
Verlust  verursachen.  Wenn  aber  dieses  Argument  über- 
haupt etwas  bewiese,  so  würde  es  beweisen,  daß  kein 
großer  Handelszweig  ohne  eine  privilegierte  Gesellschaft 
betrieben  werden  könne,  was  der  Erfahrung  aller  Völker 
widerspricht.  Es  gibt  keinen  großen  Handelszweig, 
wo  das  Kapital  eines  einzelnen  Kaufmanns  für  alle  die 
untergeordneten  Zweige  hinreichte,  ohne  die  der  Haupt- 
zweig nicht  bestehen  kann.  Wenn  aber  ein  Volk  für 
einen  großen  Handelszweig  reif  ist,  so  wenden  natur- 
gemäß einige  Kaufleute  ihre  Kapitalien  auf  den  Haupt- 
zweig, andere  auf  die  untergeordneten  Zweige;  und  so 
werden  alle  Zweige  betrieben,  aber  selten  betreibt  das 
Kapital  eines  einzigen  Kaufmanns  alle.  Ist  daher  ein 
Volk  ftir  den  Ostindienhandel  reif,  so  wird  sich  ein  ge- 
wisser Teil  seines  Kapitals  naturgemäß  auf  alle  ver- 
schiedenen Zweige  dieses  Handels  verteilen.  Einige 
seiner  Kaufleute  werden  es  in  ihrem  Interesse  finden, 
in  Ostindien  zu  wohnen  und  ihre  Kapitalien  in  die  An- 
schaffung von  Waren  für  die  Schiffe  stecken,  welche 
andere  in  Euro])a  wohnende  Kaufleute  dorthin  senden. 
Wenn  dieNiederlassungen,  welche  verschiedene  europäi- 
sche Völker  in  Ostindien  errichtet  haben,  den  privilegier- 
ten Gesellschaften,denen  sie  gegenwärtiggehören,  genom- 
men und  unter  den  unmittelbaren  Schutz  des  Landesherrn 
gestellt  würden,  so  wäre  der  Aufenthalt  daselbst  wenig- 
stens für  die  Kaufleute  der  Völker,  denen  diese  Nieder- 
lassungen gehören,  sicherund  leicht.  Sollte  zu  einer  gewis- 
sen Zeit  dasjenige  Kapital  eines  Landes,  das  von  selbst 
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dem  Ostindienhandel  so  zu  sagen  geneigt  wäre,  zum  Betrie- 
be aller  verschiedenen  Handelszweige  nicht  hinreichen, 
so  wäre  dies  ein  Beweis,  daß  das  Land  für  diesen  Handel 
noch  nicht  reif,  und  daß  es  für  dies  Land  besser  ist, 
noch  eine  Zeitlang  die  ostindischen  Waren,  deren  es  be- 
darf, selbst  zu  einem  höheren  Preise  von  anderen  euro- 
päischen Völkern  zu  beziehen,  als  sie  unmittelbar  selbst 
aus  Ostindien  einzuführen.  Was  das  Land  an  dem  hohen 
Preise  dieser  Waren  etwa  verliert,  kann  kaum  dem 
Verluste  gleich  kommen,  den  es  dadurch  erleidet,  daß 
es  einen  großen  Teil  seines  Kapitals  notwendigeren 
oder  nützlicheren,  oder  seinen  Verhältnissen  und  seiner 
Lage  angemesseneren  Unternehmungen  entzieht. 

Die  Europäer  besitzen  zwar  viele  nicht  unbedeutende 
Niederlassungen  sowohl  an  der  afrikanischen  Küste  wie 
in  Ostindien ;  so  volkreiche  und  blühende  Kolonien  wie 
auf  den  Inseln  und  dem  Festlande  von  Amerika,  existieren 
aber  dort  noch  nicht.  Afrika  und  einige  der  Länder, 
die  man  unter  dem  allgemeinen  Namen  Ostindien  zusam- 
menfaßt, werden  von  barbarischen  Völkerschaften  be- 
wohnt. Allein  diese  Völkerschaften  waren  keineswegs 
so  schwach  und  wehrlos,  wie  die  armen,  hilflosen  Ameri- 
kaner; auch  waren  sie  im  Verhältnis  zur  natürlichen 
Fruchtbarkeitihres  Landes  weit  zahlreicher.  Die  rohesten 
Völkerschaften  Afrikas  und  Ostindiens,  sogar  die  Hotten- 
totten, waren  Hirtenvölker.  Dagegen  waren  die  Einge- 
borenen Amerikas  mitAusnahme  der  Mexikaner  und  Peru- 
aner bloße  Jäger;  und  der  Unterschied  zwischen  der  An- 
zahl Hirten  und  der  Anzahl  Jäger,  die  ein  gleich  großer 
und  gleich  fruchtbarer  Landstrich  ernähren  kann,  ist  sehr 
bedeutend.  In  Afrika  und  Ostindien  war  es  daher  weit 
schwerer,  die  Eingeborenen  zu  verdrängen  und  die  euro- 
päischen Pflanzungen  über  den  größeren  Teil  der  Län- 
dereien dieser  Ureinwohner  auszudehnen.  Überdies  ist, 
wie  schon  bemerkt  wurde,  der  Geist  privilegierter  Ge- 
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Seilschaften  dem  Gredeihen  neuer  Kolonien  ungünstig, 
und  es  war  dies  wahrscheinlich  die  Hauptursache,  wes- 
halb sie  in  Ostindien  so  wenig  Fortschritte  gemacht 
haben.  Die  Portugiesen  betrieben  sowohl  den  afrika- 
nischen, als  auch  den  Ostindischen  Handel  ohne  privile- 
gierte Gesellschaften,  und  ihre  Niederlassungen  in  Congo, 
Angola  und  Benguela  an  der  afrikanischen  Küste,  und 
zu  Goa  in  Ostindien  sind  zwar  durch  Aberglauben  und 
eine  in  jeder  Hinsicht  schlechte  Regierung  sehr  herunter- 
gekommen, lassen  sich  aber  immerhin  mit  den  Kolonien 
in  Amerika  entfernt  vergleichen,  und  werden  zum  Teil 
von  Portugiesen  bewohnt,  die  seit  einigen  Menschen- 
altern dort  angesiedelt  sind.  Die  holländischen  Nieder- 
lassungen am  Kap  der  guten  Hoffnung  und  in  Batavia 
sind  jetzt  die  bedeutendsten  unter  allen  Kolonien,  welche 
die  Europäer  in  Afrika  wie  Ostindien  gegründet  haben; 
und  beide  haben  eine  besonders  günstige  Lage.  Das 
Kap  der  guten  Hoffnung  war  von  einem  fast  ebenso 
rohen  und  ganz  ebenso  wehrlosen  Völkerstamme,  wie 
die  Eingeborenen  von  Amerika,  bewohnt.  Nebenbei  ist 
es  gleichsam  der  Rastort  auf  der  Hälfte  des  Weges 
zwischenEuropa  und  Ostindien,  wo  fast  jedes  europäische 
Schiff  auf  der  Hin-  und  Herfahrt  anlegt  und  verweilt. 
Die  Versorpuno-  dieser  Schiffe  mit  allen  Arten  frischer 
Lebensmittel,  mit  Früchten  und  zuweilen  mit  Wein  ver- 
schafft schon  allein  den  überschüssigen  Produkten  der 
Kolonisten  einen  sehr  ausgiebigen  Markt.  Was  das  Kap 
der  guten  Hoffnung  zwischen  Europa  und  Ostindien  ist, 
das  ist  Batavia  zwischen  den  Hauptländern  des  Orients. 
Es  liegt  an  der  besuchtesten  Straße  von  Hindostan  nach 
China  und  Japan,  und  bildet  beinahe  die  Mitte  dieser 
Straße.  Auch  legen  fast  alle  Schiffe,  die  zwischen 
Europa  und  China  segeln,  in  Batavia  an,  und  überdies 
ist  es  der  Mittelpunkt  und  Hauptmarkt  für  den  soge- 
nannten ostindischen  Binnenhandel,  und  zwar  nicht  bloß 
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des  von  den  Europäern,  sondern  auch  des  von  den  einge- 
bornenlndiern  betriebenen  Handels.  Man  siehtindiesem 
Hafen  oft  eine  Menge  Schiffe  der  Chinesen  und  Japaner, 
Schiffe  aus  Tonkin,  Mahakka,  Cochinchina  und  der  In- 
sel Celebes.  So  begünstigte  Lagen  haben  es  diesen 
beiden  Kolonien  ermöglicht,  alle  Hindernisse  zu  über- 
winden, die  der  despotische  Geist  einer  privilegierten 
Gesellschaft  ihrem  Gedeihen  hie  und  da  in  den  Weg 
legen  mochte.  Batavia  speziell  ver'mochte  dadurch  den 
dazutretenden  Nachteil  des  vielleicht  ungesundesten 
Klimas  in  der  Welt  zu  überwinden. 

Die  englischen  und  holländischen  Compagnien  haben 
zwar  außer  den  beiden  eben  erwähnten  keine  bedeuten- 
den Kolonien  gegründet,  aber  bedeutende  Eroberungen 
in  Ostindien  gemacht.  Allein  in  der  Art,  wie  beide 
ihre  neuen  Untertanen  beherrschen,  hat  sich  der  natür- 
liche Geisteiner  privilegierten  Gesellschaft  aufs  deutlich- 
ste gezeigt.  Auf  den  Gewürzinseln  sollen  die  Holländer 
alle  Gewürze  verbrennen,  die  ein  fruchtbares  Jahr  über 
die  Menge  hinaus  hervorbringt,  welche  sie  in  Europa 
mit  einem  ihnen  genügend  erscheinenden  Gewinn  abzuset- 
zen hoffen  dürfen.  Auf  den  Inseln,  wo  sie  keine  Nieder- 
lassungen haben,  bezahlen  sieden  Sammlern  der  Blüten 
und  jungen  Blätter  der  dort  wildwachsenden  Gewürz- 
nelken- und  Muskatbäume  Prämien  ;  doch  sollen  diese 
Bäume  durch  jene  ßaubwir'tschaft  jetzt  fast  ganz  aus- 
gerottet sein.  Selbst  auf  den  Inseln,  wo  sie  Nieder- 
lassungen besitzen,  soll  sich  die  Zahl  dieser  Bäume  sehr 
vermindert  haben.  Sie  fürchten,  daß,  wenn  die  Produk- 
tion ihrer  eignen  Inseln  den  Bedarf  ihres  Marktes  über- 
stiege, die  Eingeborenen  Mittel  finden  könnten,  einen 
Teil  anderen  Völker'n  zuzuführen,  und  sie  halten 
es  deshalb  für  die  beste  Methode,  sich  ihr'  Monopol  zu 
sichern,  wenn  sie  Sorge  ti'agen,  daß  nicht  mehr  wächst, 
als    sie  selbst   auf  den  Mai'kt  bringen.     Dur'ch  aller-lei 
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Unterdi'ückungskünste  haben  sie  die  Bevölkerung  auf 
mehreren  molukkisohen  Inseln  so  ziemlich  auf  die  Zahl 
vermindert,  die  gerade  hinreicht,  ihre  unbedeutenden  Be- 
satzungen und  diejenigen  ihrer  Schiffe,  welche  ab  und 
zu  eine  Ladung  Gewürze  dort  einnehmen,  mit  Lebens- 
mitteln und  anderen  Bedarfsgegenständen  zu  versehen. 
Diese  Inseln  sollen  aber  selbst  unter  der  Herrschaft  der 
Portugiesen  ganz  leidlich  bevölkert  gewesen  sein.  Die  eng- 
lische Handelsgesellschaft  hat  bis  jetzt  noch  nicht  Zeit 
gehabt,  in  Bengalen  ein  so  entschieden  verderbliches 
System  einzuführen.  Doch  hat  der  Plan  ihrer  Verwaltung 
genau  dieselbe  Tendenz.  Es  ist,  wie  man  mich  ver- 
sichert, gar  nichts  ungewöhnhches,  daß  der  Vorsteher, 
d.  h.  der  erste  Beamte  einer  Faktorei  einem  Bauer  be- 
fiehlt, ein  fruchtbares  Mohnfeld  umzupflügen  und  es 
mit  Reis  oder  anderen  Kornfrüchten  zu  besäen.  An- 
geblichgeschah dies,  um  einem  Mangel  an  Lebensmitteln 
vorzubeugen;  der  wahre  Grund  aber  war  der,  dem  Vor- 
steher Gelegenheit  zu  geben,  einen  großen  Vorrat  von 
Opium,  den  er  liegen  hatte,  zu  einem  besseren  Preise 
verkaufen  zu  können.  Bei  anderer  Gelegenheit  wurde 
einumgekehrterBefehl  gegeben,  und  es  wurde  ein  frucht- 
barer Reis-  oder  Kornacker  umgepflügt,  um  einer  Mohn- 
pflanzung Platz  zu  machen,  wenn  der  Vorsteher  voraus- 
sah, daß  an  dem  O^^ium  ein  großer  Gewinn  zu  macheu 
sein  werde.  Die  Bediensteten  der  Compagnie  haben  zu 
verschiedenen  Malen  versucht,  sich  für  einige  der  wichtig- 
sten Artikel,  nicht  nur  des  auswärtigen,  sondern  auch 
des  inneren  Handels,  das  Monopol  zu  verschaffen.  Hätte 
man  es  ihnen  gewährt,  so  würden  sie  jedenfalls  früher 
oder  später  versucht  haben,  die  Produktion  der  Artikel, 
deren  Monopol  sie  sich  angemaßt,  nicht  nur  bis  auf  die 
Menge,  welche  sie  selbst  einkaufen  konnten,  sondern 
auf  die,  die  sie  erwarten  durften,  mit  dem  ihnen  hinrei- 
chend erscheinenden  Gewinne  zu  verkaufen,  zu  reduzie- 
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ren.  lu  ein  oder  zwei  Jalirhuucleiten  würde  auf  diese 
Weise  die  Politik  der  englischen  Kompagnie  wahr- 
scheinlich ebenso  große  Verheerungen  angerichtet  haben, 
wie  die  holländische. 

Nichts  kann  jedoch  dem  wahren  Interesse  solcher 
Gesellschaften,  als  den  Herren  der  von  ihnen  eroberten 
Länder,  mehr  zuwider  laufen,  als  dieses  verderbliche 
Vorgehen.  In  fast  allen  Ländern  zieht  der  Landesherr 
sein  Einkommen  aus  dem  Einkommen  des  Volkes.  Je 
größer  daher  dieses  letztere,  je  größer  der  jährliche 
Ertrag  des  Bodens  und  der  Arbeit  ist,  desto  mehr  kann 
das  Volk  dem  Landesherrn  gewähren.  Es  liegt  mithin 
in  seinem  Interesse,  diesen  jährlichen  Ertrag  mög- 
lichst zu  steigei'n.  Besteht  hierin  aber  das  Interesse  jedes 
Landesherrn,  so  ist  es  ganz  besonders  da  der  Fall,  wo 
seine  Einkünfte,  wie  in  Bengalen,  hauptsächlich  aus  der 
Grundrente  entspringen.  Die  Grundrente  richtet  sich 
notwendig  nach  der  Menge  und  dem  Wert  der  Pro- 
duktion, und  beide  hängen  von  dem  Umfang  des  Mark- 
tes ab.  Die  Menge  wird  sich  stets  mehr  oder  weniger 
genau  dem  Verbrauch  der  Zahlungsfähigen  anpassen, 
und  der  Preis,  den  sie  zahlen  werden,  wird  stets  durch 
die  Schärfe  ihrer  Konkurrenz  bedingt  sein.  Es  liegt 
also  im  Interesse  eines  solchen  Landesherrn,  den  Produk- 
ten seines  Landes  den  ausgedehntesten  Markt  zu  ver- 
schaffen, die  vollkommenste  Handelsfreiheit  zu  gestatten, 
und  die  Zahl  und  Konkurrenz  der  Käufer  möglichst  zu 
steigern,  und  deswegen  nicht  nur  alle  Monopole,  sondern 
auch  alle  Beschränkungen  des  Transports  der  heimischen 
Produkte  aus  einem  Teile  des  Landes  in  den  anderen, 
oder  ihrer  Ausfuhr  in  fremde  Länder,  oder  der  Einfuhr 
von  Waren  aller  Art,  wofür  sie  ausgetauscht  werden 
können,  aufzuheben.  Auf  diese  Weise  wird  er  am 
ehesten    die   Menge    und    den    Wert    der    Produktion 
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und  folglich  seinen   eigenen  Anteil  daran,   d.  h.  seine 
Einkünfte,  vermehren. 

Allein  eine  Gesellschaft  von  Kaufleuten  scheint  un- 
fähig, sich  als  Landesherrn  zu  betrachten,  selbst  nachdem 
sie  es  geworden  ist.  Der  Handel,  oder  das  Kaufen  be- 
hufs Wiederverkauf,  ist  für  sie  stets  das  Hauptgeschäft, 
und  mit  seltsamer  Yerkehvtheit  sehen  sie  die  Eigenschaft 
als  Laudesherr  als  ein  bloßes  Anhängsel  ihrer  Eigenschaft 
als  Kaufmann  an ;  als  etwas,  was  ihr  dienstbar  ge- 
macht werden  muß  oder  wodurch  es  ihnen  ermöglicht 
wird,  in  Indien  wohlfeiler  zu  kaufen,  und  daher  in  Europa 
mit  höherem  Gewinn  zu  verkaufen.  Zu  diesem  Zwecke 
suchen  sie  von  dem  Markte  der  von  ihnen  beherrschten 
Länder  alle  Konkurrenten  möglichst  fern  zu  halten,  und 
infolo-e  davon  wenigstens  einen  Teil  der  Produktion 
dieser  Länder  auf  das  Maß  zurückzuführen,  das  nur 
eben  hinreicht,  den  Bedarf  zu  decken  oder  das  sie  in 
Europa  mit  einem  ihnen  billig  scheinenden  Gewinne  zu 
verkaufen  hoffen  können.  So  werden  sie  durch  ihre 
kaufmännischen  Gewohnheiten  fast  unvermeidlich,  wenn 
auch  vielleicht  unbewußt  verleitet,  in  der  Regel  den 
kleinen  und  vorübergehenden  Gewinn  des  Monopolisten 
dem  großen  und  dauernden  Einkommen  des  Landesherrn 
vorzuziehen,  und  nach  und  nach  dazu  gebracht,  die  ihrer 
Herrschaft  unterworfenen  Länder  ungefähr  ebenso  zu 
behandeln,  wie  die  Holländer  die  molukkischen  Inseln. 
Als  Landesherr  betrachtet  hat  die  ostindische  Kompagnie 
ein  Interesse,  daß  die  europäischen  Waren,  welche  nach 
ihren  indischen  Besitzungen  ausgeführt  werden,  dort 
möglichst  wohlfeil,  und  daß  die  indischen  AVaren,  welche 
von  da  weggehen,  so  teuer  wie  möglich  verkauft  wer- 
den. Aber  als  Kaufleute  haben  sie  gerade  das  umge- 
kehrte Interesse.  Als  Landesherren  haben  sie  mit  dem 
von  ihnen  beherrschten  Lande  das  gleiche,  als  Kaufleute 
aber  ein  entgegengesetztes  Interesse. 
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Ist  aber  der  selbst  in  der  Direktion  in  Europa 
herrschende  Geist  einer  solchen  Regierung  auf  diese  Art 
so  prinzipiell  und  vielleicht  unheilbar  fehlerhaft,  so  ist  es 
der  Geist  ihrer  Verwaltung  in  Indien  noch  weit  mehr. 
Diese  Verwaltung  besteht  natürlich  aus  einem  Rat  von 
Kaufleuten,  einem  zweifellos  achtbaren  Stande,  der  aber 
in  keinem  Lande  der  Welt  das  Ansehen  genießt,  welches 
dem  Volke  von  selbst  Ehrerbietung  einflößt  und  ohne 
Gewaltmittel  willigen  Gehorsam  findet.  Ein  solcher 
Rat  kann  sich  nur  durch  die  ihm  zur  Seite  stehende 
Kriegsmacht  Gehorsam  verschaffen,  und  die  Regierung 
ist  daher  unvermeidlich  militärisch  und  despotisch.  Ihr 
eigentliches  Geschäft  aber  ist  der  Handel,  der  Verkauf 
der  ihnen  auf  Rechnung  ihrer  Herren  übermachten  euro- 
päischen Waren  und  ihr  Umsatz  gegen  indische  Waren 
für  den  europäischen  Markt.  Ihr  Geschäft  ist  die 
einen  möglichst  teuer  zu  verkaufen  und  die  anderen 
möglichst  wohlfeil  zu  kaufen,  und  folglich  von  dem 
Markte,  wo  sie  ihren  Kram  treiben,  möglichst  alle  Wett- 
bewerber zu  entfernen.  Der  Geist  der  Verwaltung  ist 
laher  bezüglich  des  Handels  derlvompagnie  der  nämliche 
wie  der  der  Direktion.  Er  macht  das  Regiment  dem 
Interesse  des  Monopols  dienstbar,  und  hemmt  folglich 
die  natürliche  Zunahme  wenigstens  einiger  Teile  der 
überschüssigen  Produktion  des  Landes  so  weit,  daß  sie 
der  Nachfrage  der  Kompagnie  entsprechen. 

Überdies  handeln  alle  Mitglieder  der  Verwaltung 
mehr  oder  weniger  auch  für  eigene  Rechnung,  und  es 
wäre  vergeblich,  ihnen  dies  zu  verbieten.  Nichts  kann 
törichter  sein,  als  zu  erwarten,  daß  die  Angestellten 
eines  zehntausend  Meilen  entfernten,  und  folglich  fast 
unbeaufsichtigten  großen  Komtors  es  auf  einen  einfachen 
Befehl  ihrer  Herren  aufgeben  sollten,  auf  eigne  Rech- 
nung Geschäfte  zu  machen ;  daß  sie  auf  immer  aller 
Hoffnung  entsagen  sollten,  Vermögen  zu  erwerben,  wozu 
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die  Gelegenheit  so  günstig  ist;  und  daß  sie  sich  mit 
den  mäßigen  Besoldungen  begnügen  sollten,  die  sie  von 
ihren  Herren  erhalten,  und  die,  trotz  ihrer  Mäßigkeit, 
doch  kaum  erhöht  werden  können,  weil  sie  gewöhnlich 
schon  so  groß  sind,  wie  die  wirklichen  Gewinne  der 
Kompagniegoschäfte  sie  zu  gewähren  erlauben.  Unter 
solchen  Umständen  den  Bediensteten  derGesellschaftden 
Handel  auf  eigne  Rechnung  zu  verbieten,  könnte  kaum 
eine  andere  Wirkung  haben  als  die,  den  höheren  Beam- 
ten Gelegenheit  zu  geben,  die  niederen,  die  das  Unglück 
hätten,  ihnen  zu  mißfallen,  unter  dem  Verwände,  daß 
sie  den  Befehl  ihrer  Herren  vollziehen  müßten,  zu  be- 
seitigen. Die  Beamten  suchen  natürlich  zu  Gunsten 
ihrer  Privatgeschäfte  dasselbe  Monopol  zu  erlangen,  wie 
es  der  öffentliche  Handel  der  Gesellschaft  genießt.  Läßt 
man  sie  gewähren,  so  werden  sie  dieses  Monopol  offen 
und  unmittelbar  ausbeuten,  und  allen  anderen  Leuten 
den  Handel  mit  den  Artikeln,  die  sie  sich  selber  vorbe- 
halten, einfach  verbieten;  und  dies  ist  vielleicht  noch 
das  beste  und  am  wenigsten  drückende  Mittel  der  Aus- 
beutung. Wird  ihnen  hingegen  durch  einen  Befehl  aus 
Europa  verboten,  dies  zu  tun,  so  werden  sie  ein  derar- 
tiges Monopol  heimlich  und  indirekt  zu  errichten  suchen, 
in  einer  Weise,  die  für  das  Land  noch  weit  verderblicher 
ist.  Sie  werden  sich  der  ganzen  Regierungsgewalt  be- 
dienen und  die  Rechtspflege  umkehren,  um  die  zu 
plagen  und  zu  Grunde  zu  richten,  die  mit  ihnen  in  einem 
Handelszweige,  den  sie  im  geheimen  oder  wenigstens 
nicht  offen  eingestanden  treiben,  konkurrieren  wollen. 
Die  Privatgeschäfte  der  Beamten  werden  sich  aber  na- 
türlich auf  eine  weit  größere  Menge  von  Artikeln  er- 
strecken, als  die  Geschäfte  der  Gesellschaft.  Letztere 
erstrecken  sich  nur  auf  den  Handel  mit  Europa  und  um- 
fassen nur  einen  Teil  des  Außenhandels  des  Landes.  Die 
Privatgeschäfte  der  Beamten  hingegen  können  sich  auf 
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air  die  verschiodonen  Zwoigo  sowohl  des  inländischen 
wie  des  auswärtigen  Handels  erstrecken.  Das  Monopol 
der  G-esellschaft  kann  nur  die  natürliche  Zunahme  des- 
jenigen Teils  der  überschüssigen  Produktion  hemmen, 
der  bei  freiem  Handel  nach  Europa  ausgeführt  werden 
würde.  Das  Monopol  der  Beamten  hemmt  die  natürliche 
Zunahme  aller  Produkte,  in  denen  sie  Geschäfte  macheu 
wollen,  mögen  sie  zum  inländischen  Verbrauch  oder  zur 
Ausfuhr  bestimmt  sein,  übt  folglich  auf  den  Anbau  des 
Landes  den  nachteiligsten  Einfluß  und  vermindert  dessen 
Bevölkerung.  Es  vermindert  die  Menge  der  Produkte 
aller  Art,  selbst  der  Lebensbedürfnisse,  wenn  es  den 
Beamten  der  Gesellschaft  beliebt  damit  zu  handeln,  auf 
das  Maß,  wobei  die  Beamten  sie  mit  dem  ihnen  gut 
dünkenden  Gewinn  kaufen  und  verkaufen  können. 

Auch  nach  der  ganzen  Beschaffenheit  ihrer  Lage 
müssen  die  Beamten  mehr  Neigung  haben,  ihr  eigenes 
Interesse  gegen  das  des  Landes,  welches  sie  verwalten, 
mit  weit  größerer  Härte  wahrzunehmen,  als  ihre  Herren 
die  ihrigen.  Das  Land  gehört  ihren  Herren,  die  nicht 
umhin  können,  das  Interesse  ihres  Eigentums  ein  wenig 
zu  berücksichtigen.  Den  Beamten  gehört  es  nicht.  Das 
wahre  Interesse  ihrer  Herren,  wenn  sie  es  nur  zu  ver- 
stehen fähig  wären,  ist  dasselbe  wie  das  des  Landes,*) 
und  wenn  sie  es  bedrücken,  so  geschieht  es  hauptsächlich 
aus  Unwissenheit  und  kleinlichem  kaufmännischen  Vor- 
urteil. Das  wahre  Interesse  der  Beamten  hingegen  ist 
keineswegs  dasselbe  wie  das  des  Ijandes,  und  auch  die 
vollständigste  Sachkenntnis  würde  daher  ihren  Er- 
pressungen nicht  notwendig  ein  Ende  machen.    Waren 


*)  Das  Interesse  jedes  einzelnen  Inhabers  von  Aktien  der 
ostindisclien  Kompagnie  ist  jedoch  keineswegs  gleich  dem  In- 
teresse des  Landes,  aul'  dessen  Ivegierung  er  durch  seine  Stimme 
einen  Einfluß  erhält.     Siehe:  Buch  V.  Kap.  I.  Teil  8, 
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demnach  die  aus  Europa  ergangenen  Anordnungen  auch 
oft  schwach,  so  waren  sie  doch  vielfach  wohlmeinend. 
Mehr  Einsicht,  aber  wohl  weniger  Wohlwollen  bewiesen 
zuweilen  die  von  den  Beamten  in  Indien  getroffenen  An- 
ordnungen. Das  ist  eine  sehr  seltsame  Regierung,  deren 
Mitglieder  alle  so  schnell  wie  möglich  aus  dem  Lande 
zu  kommen  und  folglich  nichts  mehr  damit  zu  tun  zu 
haben  wünschen,  und  nachdem  sie  das  Land  verlassen 
und  ihr  ganzes  Vermögen  mit  sich  genommen  haben, 
völlig  gleichgültig  dagegen  bleiben,  ob  auch  das  ganze 
Land  durch  ein  Erdbeben  verschlungen  würde. 

Ich  bin  jedoch  nicht  gemeint,  durch  das  hier  Ge- 
sagte den  allgemeinen  Chan'akter  der  Beamten  der  ost- 
indischen Kompagnie  und  noch  weniger  den  einzelner 
Personen  zu  verdächtigen.  Es  ist  das  Regierungssystem, 
die  Lage,  in  die  diese  Leute  gestellt  sind,  was  ich  tadle : 
nicht  der  Charakter  derer,  die  darin  tätig  sind.  Sie 
handelten  so,  wie  es  ihre  Lage  mit  sich  brachte,  und 
die,  die  am  lautesten  gegen  sie  schrieen,  würden  ver- 
mutlich nicht  besser  gehandelt  haben.  Im  Kriege 
und  bei  Verhandlungen  haben  sich  die  Regierungs- 
kollegien von  Madras  und  Calcutta  mehrmals  mit  einer 
Entschlossenheit  und  entschiedenen  Einsicht  benommen, 
welche  dem  römischen  Senate  in  den  besten  Tagen  der 
Republik  Ehre  gemacht  haben  würden.  Und  doch  waren 
dieMitgliederjenerKollegienzuganz  anderen  Geschäften 
erzogen  worden  als  zu  Krieg  und  Politik.  Aber  ihre 
Lage,  nicht  Unterricht,  Er'fahrung  oder  nur  Beispiel, 
scheint  in  ihnen  allen  auf  einmal  die  erforderlichen 
großen  Eigenschaften  entwickelt  und  Fähigkeiten  und 
Tugenden  erweckt  zu  haben,  von  deren  Besitz  sie  selbst 
nichts  wissen  konnten.  Wenn  daher  ihre  Lage  sie 
manchmal  zu  großartigen  Handlungen  entflammte,  deren 
man  sich  nicht  wohl  von  ihnen  versehen  konnte,  so  darf 
man  sich  auch  nicht  wundern,  wenn  sie  sich  dadurch 
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in  anderen  Fällen  zu  Taten  von  etwas  anderem  Charak- 
ter haben  hinreißen  lassen. 

Solche  privilegierte  Gesellschaften  sind  also  in  jeder 
Beziehung  schädlich:  immer  mehr  oder  weniger  nach- 
teilig für  die  Länder,  in  denen  sie  errichtet  werden, 
und  verderblich  für  die,  welche  das  Unglück  haben 
unter  ihre  Herrschaft  zu  geraten. 


Achtes  Kapitel. 
Das  Merkantilsystem  (Schluß). 

Begünstigung  der  Ausfuhr  und  Beschränkung  der 
Einfuhr  sind  zwar  die  beiden  Haupthebel,  wodurch  das 
Merkantilsystem  jedes  Land  zu  bereichern  gedenkt;  allein 
hinsichtlich  gewisser  Waren  scheint  es  ein  entgegen- 
gesetztes System  zu  befolgen:  nämlich  die  Ausfuhr  zu 
beschränken  und  die  Einfuhr  zu  begünstigen.  Sein  letzter 
Zweck  ist  indes  stets  derselbe  :  nämlich  die  Bereicherung 
des  Landes  durch  eine  günstige  Handelsbilanz.  Es  be- 
hindert die  Ausfuhr  der  Rohstoffe  für  die  Fabrikation 
und  der  Werkzeuge,  um  unseren  Arbeitern  einen  Vor- 
sprung zu  geben  und  sie  in  den  Stand  zu  setzen,  auf 
allenfremden  Märkten  diejenigen  andererVülkerzuunter- 
bieten;  und  indem  es  so  die  Ausfuhr  einiger  wenigen 
Waren,  die  keinen  hohen  Preis  haben,  beschränkt,  will 
es  eine  viel  größere  und  wertvollere  Ausfuhr  anderer 
bewirken.  Es  begünstigt  die  Einfuhr  dei- Rohstoffe  zur 
Fabrikation,  um  unsere  Gewerbtreibenden  in  den  Stand 
zu  setzen,  die  Fabrikate  billiger  herzustellen,  und  da- 
durch eine  größere  und  wertvollereEinfuhrvonManufak- 
turartikeln  zu  verhüten.  Eine  Begünstigung  der  Einfuhr 
von  Werkzeugen  kann  ich  wenigstens  in  unseren  Gesetz- 
büchern nicht  entdecken.  Sobald  eine  Industrie  eine  ge- 
wisseStufe  erreicht  hat,  wird  die  Verfertigung  von  Werk- 
zeugen selbst  ein  Gegenstand  violer  sehr  wichtiger  Fabri- 
kationszweigo.    Die  besondere  Begünstigung  der  Einfuhr 
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solcher  Werkzeuge  würde  den  Interessen  dieser  Manufak- 
turen zu  viel  Abbruch  tun,  und  man  hat  deshalb  ihre 
Einfuhr,  anstatt  sie  zu  begünstigen,  oft  verboten.  So 
wurde  durch  die  dritte  Akte  Eduards  IV.  die  Kinfuhr 
von  Wollkrämpeln  verboten,  außei"  von  Irland  oder  wenn 
sie  als  Strand-  oder  Prisengut  eingebracht  wurden,  ein 
Verbot,  das  durch  die  39.  Akte  Elisabeths  erneueit  und 
durch  spätere  Gesetze  dauernd    festgestellt   wurde. 

Die  Einfuhr  der  Rohstoffe  für  die  Fabrikation  ist 
bald  durch  Zollbefreiungen  bald  durch  Prämien  begüns- 
tigt worden.  Die  Einfuhr  der  Schafwolle  aus  gewissen 
Ländern,  der  Baumwolle  aus  allen  Ländern,  des  rohen 
Flachses,  der  meisten  Färb  waren,  der  meisten  rohen 
Häute  aus  Irland  oder  den  britischen  Kolonien,  der  See- 
hundsfelle von  der  britischen  Grönlands-Fischerei,  des 
Roh-  und  Stabeisens  aus  den  britischen  Kolonien,  so- 
wie verschiedener  anderer  Stoffe  für  die  Fabrikation 
ist  durch  Zollbefreiung  begünstigt  worden.  Das  Privat- 
interesse unsererKaufleute  und  Fabrikanten  hat  dem  Ge- 
setzgeber diese  Befreiungen  ebenso  abgerungen,  wie  die 
meisten  übrigen  Handelsmaßregeln;  allein  sie  sind  voll- 
kommen gerecht  und  billig,  und  wenn  sie  im  Einklang 
mit  den  fiskalischen  Interessen  auf  alle  übrigen  Jioh- 
stoffe  für  die  Fabrikation  ausgedehnt  werden  könnten, 
so  würde  die  Gesamtheit  ohne  Zweifel  nur  gewinnen. 
Die  Habgier  unserer  großen  Fabrikanten  hatindessen 
diese  Befreiungen  manchmal  noch  auf  viele  andere  Waren 
ausgedehnt,  die  nicht  füglich  als  Rohstoffe  angesehen 
werden  können.  Durch  die  Akte  24:  Georgs  II.  kap. 
46  wurde  auf  ausländisches  ungebleichtes  Leinengarn  ein 
geringer  Zoll  von  1  d.  per  Pfd.  gelegt,  während  es  vor- 
her weit  höheren  Zöllen  unterworfen  war-,  nämlich  G  d. 
per  Pfd.  Segelgarn,  1  sh.  per  Pfd.  französisches  und  hol- 
ländisches Gar-n  und  £  2  1.'}  sh.  4  d.  per  Ctr.  preussisches 
oder  russisches  Garn.    Allein  unsre  Fabi-ikanten  waren 
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mit  dieser  Verminderung  noch  nicht  zufrieden.  Durch 
Akte  29  desselben  Königs  kap.  15  —  das  nämliche  Ge- 
setz, das  auf  die  Ausfuhr  britischer  und  irischer  Lein- 
wand, wovon  die  Elle  nicht  mehr  als  18  d.  kostet,  eine 
Prämie  gewährte,  —  wurde  selbst  jener  geringe  Ein- 
fuhrzoll auf  ungebleichtes  Garn  abgeschafft.  Und  doch 
erfordern  die  verschiedenen  Arbeiten,  mittels  deren  das 
Leinengarn  hergestellt  wird,  weit  mehr  Arbeit,  als  die 
spätere  Herstellung  der  Leinwand  aus  dem  Garn.  Ab- 
gesehen von  der  Arbeit  der  Flachsproduzenten  und  Flachs- 
zurichter sind  wenigstens  drei  oder  vier  Spinner  nötig, 
um  einen  Weber  in  fortwährender  Beschäftigung  zu 
erhalten,  und  mehr  als  vier  Fünftel  aller  zur  Bereitung 
der  Leinwand  erforderlichen  Arbeit  werden  auf  Herstel- 
lung des  Garns  verwendet.  Allein  unsre  Spinner  sind  arme 
Leute,  gewöhnlichWeiber,  undüber  alle  Teile  des  Landes 
zerstreut  und  kein  Beistand  oder  Schutz  steht  ihnen  zur 
Seite.  Nicht  durch  den  Verkauf  ihrer  Arbeit,  sondern 
durch  den  Verkauf  der  fertigen  Arbeit  des  Webers 
machen  unsere  großen  Fabrikherren  ihren  Gewinn.  Sie 
haben  das  Interesse,  die  fertige  Ware  möglichst  teuer 
zu  verkaufen,  und  den  Rohstoff  möglichst  wohlfeil  zu 
kaufen.  Durch  die  Ausfuhrprämien  für  ihre  Leinwand, 
die  hohen  Einfuhrzölle  auf  alle  fremde  Leinwand  und 
das  gänzliche  Verbot  mancher  französischen  Leinvvand- 
sorten,  die  sie  der  Gesetzgebung  abgenötigt  haben, 
suchen  sie  ihre  Ware  so  teuer  wie  möglich  zu  ver- 
kaufen. Durch  Beförderung  der  Einfuhr  fremden  Garns 
und  seinen  Wettbewerb  mit  dem  von  unseren  Lands- 
leuten verfertigten  suchen  sie  die  Arbeit  unserer  armen 
Spinner  so  wohlfeil  als  möglich  zu  kaufen.  Sie  sind 
eifrig  bedacht,  ebensowohl  den  Arbeitslohn  ihrer  Weber, 
wie  den  Verdienst  der  armen  Spinner  niederzuhalten, 
und  es  geschieht  keineswegs  zu  Gunsten  der  Arbeiter, 
wenn  sie  den  Preis  der  fertigen  Ware  zu  erhöhen  oder 
den  der  Rohstoffe  zu  ermäßigen  suchen.  Nur  die  zum  Vor- 
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teil  des  Reichen  und  Mächtigen  betriebene  Industrie 
will  das  Merkantilsystem  vorzugsweise  begünstigen;  die 
Industrie,  die  den  Armen  und  Dürftigen  zum  Nutzen  ge- 
reicht,   wird   nur   zu  oft  vernachlässigt  oder  erdrückt. 

Sowohl  die  Prämie  auf  die  Ausfuhr  der  Leinwand 
als  auch  die  zollfreie  Einfuhr  fremden  Garns,  die  anfäng- 
lich nur  auf  fünfzehn  Jahre  bewilligt,  dann  aber  zwei- 
mal verlängert  worden  waren,  hören  mit  dem  Ende  der 
Parlamentstagung  von  1786  auf. 

Die  auf  Einfuhr  von  Rohstoffen  zur  Fabrikation 
bewilligten  Prämien  beschränken  sich  hauptsächlich  auf 
die  aus  unseren  amerikanischen  Pflanzungen  eingeführ- 
ten Rohstoffe. 

Die  ersten  Prämien  dieser  Art  wurden  zu  Anfang 
des  gegenwärtigen  Jahrhunderts  auf  die  Einfuhr  der 
Schiffsbaumaterialien  aus  Amerika  bewilligt.  Unter  die- 
sem Namen  waren  begriffen :  Holz  zu  Mastbäumen,  Raaen 
und  Bugspriete,  Hanf,  Teer,  Pech  und  Terpentin.  Die 
Prämie  von  £  1  per  Schiffstonne  Mastenholz,  und  von 
£  6  per  Schiffstonne  Hanf  ist  auch  auf  die  Einfuhr  von 
Schottland  ausgedehnt  worden.  Beide  Prämien  dauerten 
unverändert  fort,  bis  man  sie  nach  einander  eingehen 
ließ;  die  auf  den  Hanf  mit  dem  1.  Januar  1741,  und 
die  auf  Mastenholz  mit  demEnde  der  Parlamentstagung 
1781.  Die  Einfuhrprämien  auf  Teer,  Pech  und  Ter- 
pentin erfuhren  während,  ihres  Bestehens  verschiedene 
Veränderungen.  Ursprünglich  betrug  die  auf  Teer  £  4 
die  Schiffstonne,  die  auf  Pech  ebenso  viel,  und  die  auf 
Terpentin  £  3  die  Tonne.  Die  Prämie  von  £  4  die 
Tonne  Teer  wurde  später  auf  eine  gewisse  Sorte  be- 
schränkt; die  Prämie  auf  anderen  guten,  reinen  und  ver- 
käuflichen Teer  wurde  auf  £  2  4  sh.  die  Tonne  herab- 
gesetzt. Auch  die  Prämie  auf  Pech  erfuhr  eine  Herab- 
setzung auf  £  1  und  die  auf  Terpentin  auf  £  1  10  sh. 
die  Tonne. 
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Die  zweite  Einfulirprämio  auf  Rohstoffe  für  die  Fa- 
bi'ikation  war,  der  Zeit  nach,  die  durch  die  Akte  21 
Georgs  II.  kap.  30  auf  Indigo  aus  den  britischen  Pflanzun- 
genfestgesetzte. Sobald  der  Plantagen-Indigo  ^  i  des  bes- 
ten französischen  Indigos  kostete,  wurde  kraft  dieser  Akte 
pro  Pfund  eine  Prämie  von  6  d.  bewilligt.  Diese  Prämie, 
die  gleich  allen  anderen  nur  auf  eine  gewisse  Zeit  zuge- 
standen war,  wurde  verschiedene  Male  verlängert,  aber 
auf  4  d.   pro  Pfund  herabgesetzt,    uud  ging   1781   ein. 

Die  dritte  Prämie  dieser  Art  wurde  um  die  Zeit, 
wo  wir  unseren  amerikanischen  Kolonien  bald  schön  zu 
tun,  bald  zu  zürnen  begannen ,  durch  die  Akte  4  Georgs  III. 
kap.  26  auf  die  Einfuhr  des  Hanfes  und  rohen  Flachses 
aus  den  britischen  Pflanzungen  gewährt  und  auf  einund- 
zwanzig Jahre,  vom  24.  Juni  1764bisdahin  1785,  bewilligt. 
In  den  ersten  sieben  Jahren  betrug  sie  £  8,  in  den  zweiten 
6  und  in  den  dritten  £  4  per  Schiffstonne.  Auf  Schott- 
land wurde  sie  nicht  ausgedehnt,  weil  dessen  Klima  sich 
für  dieses  Produkt  nicht  sonderlich  eignet,  obwohl  da- 
selbst hie  und  da  kleine  Mengen  von  geringer  Güte 
gebaut  werden.  Hätte  man  auf  die  Einfuhr  schottischen 
Flachses  eine  Prämie  gesetzt,  so  würde  dies  dem  heimi- 
schen Produkt  der  südlichen  Teile  des  vereinigten 
Königreichs  zuviel  Abbruch  getan  haben. 

Die  vierte  Prämie  dieser  Art  wurde  durch  Akte  5 
Georgs  III.  kap.  45  auf  die  Einfuhr  von  Holz  aus  Ame- 
rika bewilligt  und  auf  neun  Jahre,  vom  1.  Januar  1766 
bis  dahin  1775,  zugestanden.  In  den  ersten  drei  Jahren 
sollte  sie  auf  je  120  gute  Dielen  £  1  und  auf  je  50 
Kubikfuß  anderen  behauenen  Holzes  12  sh.  betragen, 
in  den  anderen  drei  Jahren  15  bezw.  8  sh.,  in  den 
letzten  drei  Jahren   10  bezw.   5  sh. 

Die  fünfte  Prämie  dieser  Art  wurde  durch  Akte  9 
Georgs  III.  kap.  38  auf  die  Einfuhr  roher  Seide  aus  den 
britischen  Pflanzungen,  für  21  Jahre,  vom  1.  Januar  1770 
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bis  dahin  1791,  gewährt.  In  den  eisten  sieben  Jahi-en 
sollte  sie  25,  in  den  zweiten  20  und  in  den  dritten  £  15 
für  je  £  100  an  Wert  betragen.  Die  Behandlung  des 
Seidenwurms  und  die  Bereitung  der  Seide  erfordert  je- 
doch soviel  Handarbeit,  und  die  Arbeit  ist  in  Amerika 
so  teuer,  daß,  wie  mir  berichtet  wird,  selbst  diese  hohe 
Prämie  keine  sonderliche  Wirkung  hervorgebracht  hat. 

Die  sechste  Prämie  dieser  Art  wurde  durch  Akte  11 
Georgs  III.  kap.  50  auf  die  Einfuhr  von  Pipenstäben, 
Faßdauben  und  Faßböden  aus  den  britischen  Pflanzun- 
gen, für  neun  Jahre,  vom  1.  Januar  1771  bis  dahin  1780, 
bewilligt.  In  den  ersten  drei  Jahren  betrug  sie  £  6, 
in  den  zweiten  -1  und  in  den  dritten  £  2  für  eine  be- 
stimmte Menge. 

Die  siebente  und  letzte  Prämie  dieser  Art  wurde 
durch  Akte  19  Georgs  III.  kap.  37  auf  die  Einfuhr  von 
Hanf  aus  Irland  bewilligt,  und  zwar,  wie  die  Prämie 
auf  die  Einfuhr  von  Hanf  und  rohem  Flachs  aus  Ame- 
rika, auf  einundzwanzig  Jahre,  von  24.  Juni  1779bisdahin 
1800,  welcher  Zeitraum  gleichfcills  in  drei  Perioden  von 
je  sieben  Jahren  zerfällt.  Die  irländische  Prämie  beträgt 
ebenso  viel  wie  die  amerikanische,  erstreckt  sich  aber 
nicht  wie  diese  auf  die  Einfuhr  rohen  Flachses,  was  den 
Anbau  von  Flachs  in  Großbritannien  zu  sehr  geschmä- 
lert hätte.  Als  diese  Prämie  bewilligt  wurde,  war  die 
Stimmung  zwischen  dem  britischen  und  irischen  Parla- 
ment nicht  viel  besser,  als  sie  es  vorher  zwischen  der 
britischen  und  der  amerikanischen  Legislatur  gewesen 
war.  Doch  ist  diese  Begünstigung  für  Irland,  wie  zu 
hoffen  steht,  unter  einem  glücklicheren  Stern  bewilligt 
worden,  als  alle  Vergünstigungen  an   Amerika. 

Dieselben  Waren,  auf  welche  wir  bei  der  Einfuhr 
aus  Amerika  Prämien  gaben,  waren  bei  der  Einfuhr  aus 
anderen  Ländern  ziemlich  hohen  Zöllen  unterworfen. 
Das  Interesse  unserer  amerikanischen  Kolonien  und  des 
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Mutterlandes  wurde  als  das  gleiche  betrachtet,  ihr  Wohl- 
stand als  der  unsrige.  Das  Geld,  das  wir  ihnen  sendeten, 
komme,  meinte  man,  durch  die  Handelsbilanz  wieder  zu 
uns  zurück,  und  durch  alle  Ausgaben,  die  wir  für  sie 
machten,  könnten  wir  nicht  um  einen  Heller  ärmer  wer- 
den. Sie  seien  in  jeder  Beziehung  unser,  und  alles,  was 
wir  auf  sieverwendeten,  sei  für  die  Verbesserung  unseres 
Eigentums  und  für  die  gewinnreiche  Beschäftigung 
unserer  Landsleute  verausgabt.  Gegenwärtig  bedarf  es, 
fürchte  ich,  keiner  weiteren  Worte,  um  die  Torheit 
eines  durch  traurige  Erfahrungen  hinlänglich  widerlegten 
S^^stems  darzulegen.  Wären  unsere  amerikanischen 
Kolonien  wirklich  ein  Teil  Großbritanniens  gewesen, 
so  hätte  man  jene  Prämien  immerhin  als  Produktions- 
prämien ansehen  können,  und  sie  unterliegen  dann  zwar 
allen  den  Einwänden,  denen  solche  Prämien  überhaupt 
unterliegen,  aber  keinen  anderen. 

Die  Ausfuhr  der  Rohstoffe  für  die  Fabrikation 
wird  bald  durch  gänzliche  Verbote,  bald  durch  hohe 
Zölle  erschwert. 

Unseren  Wollfabrikanten  ist  es  mehr  als  allen  an- 
deren Industrien  gelungen,  die  Gesetzgebung  zu  überre- 
den, daß  die  Wohlfahrt  derNation  auf  dem  Erfolg  und  der 
Ausdehnung  ihres  Gewerbes  beruhe.  Sie  erhielten  nicht 
nur  ein  Monopol  gegen  die  Konsumenten  in  einem  gänz- 
lichen Verbot  der  Einfuhr  von  AVollwaren  des  Aus- 
landes, sondern  auch  noch  ein  anderes  gegen  die  Schaf- 
züchter in  einem  ähnlichen  Verbot  der  Ausfuhr  von 
Schafen  und  Wolle.  Über  die  Strenge  vieler  der  zum 
Schutz  des  Fiskus  bestehenden  Gesetze,  die  gewisse  Hand- 
lungen, welche  vorher  stets  als  unschuldig  betrachtet 
wurden,  mit  schweren  Strafen  belegen,  ist  mit  Recht  ge- 
klagt worden.  Aber  die  grausamsten  unserer  fiskalischen 
Gesetze,  wage  ich  zu  behaupten,  sind  mild  und  glimpf- 
lich im  Vergleich   mit   manchen   von   denen,   die    das 
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G-eschrei  unserer  Kaufleute  und  Fabrikanten  von  der 
Gesetzgebung  zum  Schutz  ihrer  albernen  und  drük- 
kenden  Monopole  erpreßt  hat.  Wie  die  Gesetze  des 
Drake,  können  diese  samt  und  sonders  mit  Blut  ge- 
schrieben heißen. 

Nach  Akte  8  Elisabeths  kap.  3  verwirkt  der  Ex- 
porteur von  Schafen,  Lämmern  oder  Böcken  das  erste 
Mal  seine  Habe,  leidet  ein  Jahr  Gefängnis,  und  dann 
wird  ihm  in  einer  Marktstadt  an  einem  Markttage  die 
linke  Hand  abgehauen  und  öffentlich  angenagelt;  die 
zweite  Übertretung  gilt  als  Felonie  und  wird  demgemäß 
mit  dem  Tode  bestraft.  Der  Zweck  dieses  Gesetzes  war 
anscheinend,  die  Ausbreitung  unserer  Schaf  rasse  im  Aus- 
lande zu  verhindern.  Durch  Aktel3  und  14  Karls  II. 
kap.  18  wurde  die  Ausfuhr  der  Wolle  für  Felonie  (Ka- 
pitalverbrechen) erklärt  und  der  Exporteur  den'  ent- 
sprechenden Strafen  unterworfen. 

Zur  Ehre  der  Menschlichkeit  unseres  Volkes  ist  zu 
hoffen,  daß  diese  Gesetze  niemals  zur  Ausführung  ge- 
langt sind.  Doch  ist  das  erstere  meines  Wissens  nie 
unmittelbar  abgeschafft  worden,  und  Serjeant  Hawkins 
scheint  es  als  noch  immer  gültig  anzusehen.  Vielleicht 
darf  man  es  als  tatsächlich  durch  Akte  12  Karls  IL  kap. 
32.  sect.  3  aufgehoben  betrachten,  welche  Akte,  ohne 
die  durch  die  früheren  Statuten  aufgelegten  Strafen  aus- 
drücklich abzuschaffen,  doch  eine  neue  Strafe  einführt, 
nämlich  für  die  vollendete  oder  versuchte  Ausfuhr  je 
eines  Schafes  20  sh.  unter  Verlust  des  Tiers  sow^ie  des 
Anteils  des  Besitzers  an  dem  Schiffe.  Das  zweite 
der  obigen  Gesetze  wurde  durch  Akte  7  und  8  Wilhelms 
III.  kap.  28  sect.  4  ausdrücklich  aufgehoben.  Es 
wird  darin  erklärt:  „Da  das  gegen  die  Ausfuhr  der 
Wolle  gerichtete  Statut  13  und  14  König  Karls  IL  unter 
anderem  verordnet,  daß  diese  für  Felonie  erachtet 
werden  soll,  bei  der  Härte  dieser  Strafe  aber  die  Ver- 
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folgung  der  Gesetzesübertreter  nicht  hat  gelingen  wollen: 
so  wird  nunmehr  verordnet,  daß  diese  Akte,  sofern  sie 
das  Vergehen  zur  Felonie  macht,  aufgehoben  und  un- 
gültig sein  soll." 

Indessen  sind  die  Strafen,  die  von  diesem  milderen 
Statut  aufgelegt,  oder,  wenn  schon  durch  frühere  Sta- 
tute aufgelegt,  durch  dieses  spätere  nicht  widerrufen 
wurden,  immer  noch  streng  genug.  Außer  dem  Ver- 
lust der  Habe  verfällt  der  Exporteur  in  eine  Strafe  von 
3  sh.  für  die  vollendete  oder  versuchte  Ausfuhr  jedes 
Pfundes  Wolle,  was  etwa  dem  vier-  oder  fünffachen 
Werte  der  Ware  gleichkommt.  Wird  ein  Kaufmann 
oder  sonst  jemand  dieses  Vergehens  überführt,  so  ist  er 
für  unfähig  erklärt,  Forderungen  oder  Schulden  von  ir- 
gend wem  einzutreiben.  Ob  sein  Vermögen  groß  oder 
klein,  ob  er  imstande  ist  oder  nicht,  diese  schwere 
Strafe  zu  zahlen:  das  Gesetz  will  ihn  gänzlich  zu  Grunde 
richten.  Da  aber  die  Moral  der  großen  Masse  des 
Volkes  noch  nicht  so  verderbt  ist  wie  die  der  Anstifter 
dieses  Statuts,  so  habe  ich  nicht  gehört,  daß  von  dieser 
Klausel  jemals  ein  Vorteil  gezogen  worden  wäre.  Wenn 
der  dieses  Vergehens  Überwiesene  die  Strafe  nicht 
innerhalb  dreier  Monate  nach  dem  Urteilsspruche  zu 
zahlen  imstande  ist,  soll  er  auf  sieben  Jahre  des  Landes 
verwiesen  werden  und,  falls  er  vor  Ablauf  dieses  Ter- 
mins zurückkommt,  die  Strafe  der  Felonie  verwirkt 
haben.  Weiß  der  Schiffseigentümer  von  dem  Vergehen, 
so  verwirkt  er  all  sein  Eigentum  an  dem  Schiffe  und 
dessen  Ausrüstung.  Wissen  der  Führer  und  die  Mann- 
schaft darum,  so  verwirken  sie  ihre  Habe  und  erleiden 
eine  dreimonatliche  Gefängnisstrafe.  Nach  einem  spä- 
teren Statut  hat  der  Führer  eine  halbjährige  Gefäng- 
nisstrafe zu  verbüssen. 

Um  die  Ausfuhr  zu  verhindern,  ist  der  ganze  Binnen- 
handel in  Wolle  durch  sehr  lästige  und  drückende  Be- 
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schräukungen  gehemmt.  Die  AYolle  darf  nicht  in  Kisten, 
Fässern,  Koffern,  Schachteln  und  dergl.  versandt  wei'den, 
sondern  nur  in  Ballen  mit  Leder  oder  Packleinwand 
überzogen,  auf  deren  Außenseite  die  Worte:  Wolle  oder 
Garn  mit  mindestens  drei  Zoll  langen  Buchstaben  stehen 
müssen,  bei  Strafe  des  Verlustes  der  Ware  und  Ver- 
packung und  einer  vom  Eigentümer  oder  Versender 
zu  entrichtenden  Geldbuße  von  3  sh.  per  Pfund.  Sie 
darf  nur  zwischen  Ani-  und  Untergang  der  Sonne  auf 
Pferd  oder  Wagen  geladen  und  zu  Lande  innerhalb 
fünf  Meilen  von  der  Küste  verführt  werden,  bei  Strafe 
des  Verlustes  der  Wolle,  der  Pferde  und  des  Fuhrwerks. 
Der  der  See  nächstliegende  Distrikt  (Hundred),  aus  dem 
oder  durch  den  die  Wolle  geführt  wird,  verwirkt 
£  20,  wenn  die  Wolle  unter  £  10;  und  wenn  sie 
mehr  wert  ist,  den  dreifachen  Wert  samt  den  dreifa- 
chen Kosten,  innerhalb  eines  Jahres  zu  erlegen.  Die 
Exekution  kann  gegen  zwei  beliebige  Einwohner  erfolgen, 
welche  die  Gemeinde  durch  eine  Umlage  auf  die  übrigen 
Einwohner  zu  entschädigen  hat,  wie  beim  Straßenraub. 
Findet  sich  jemand  mit  dem  Hundred  um  weniger  ab, 
so  wird  er  auf  fünf  Jahre  eingekerkert  und  jeder  andere 
kann  klagen.  Diese  Verordnungen  gelten  im  ganzen 
Königreich.  In  den  Grafschaften  Kent  und  Sussex  sind 
aber  die  Beschränkungen  noch  lästiger.  Jeder  Besitzer 
von  Wolle  innerhalb  zehn  Meilen  von  der  Küste  muß 
drei  Tage  nach  der  Schafschur  dem  nächsten  Zollbeam- 
ten die  Anzahl  der  Vliesse  und  den  Aufbewahrungsort 
und  bevor  er  etwas  davon  wegschafft,  die  Anzahl  und 
das  Gewicht  der  Vliesse,  den  Namen  und  Wohnort  des 
Käufers,  sowie  den  Bestimmungsort  schriftlich  anzeigen. 
Innerhalb  fünfzehn  Meilen  von  der  See  muß  der  Käufer 
von  Wolle  sich  gegen  den  Fiskus  verpflichten,  von  der 
Wolle,  die  er  kaufen  will,  nichts  innerhalb  dieses  Ge- 
biets zu  verkaufen.    Wird  Wolle  nach  der  See  hin  ge- 
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führt,  ohne  daß  in  besagter  AVeise  Anzeige  gemacht 
und  Bürgschaft  gegeben  ist,  so  verfällt  diese,  und  der 
Übertreter  hat  3  sh.  pro  Pfund  Wolle  zuzahlen.  Nicht 
angemeldete  Wolle  wird  angehalten  und  mit  Beschlag 
belegt,  und  wenn  jemand  sie  in  Anspruch  nimmt,  so  muß 
er  dem  Schatzamte  Bürgschaft  leisten,  daß  er  im  Falle 
der  Verurteilung  außer  allen  übrigen  Strafen  die  drei- 
fachen Kosten  des  Prozesses  zahlen  wird. 

Bei  solchen  Beschränkungen  des  Binnenhandels 
konnte  man  den  Küstenhandel  nicht  frei  lassen.  Jeder 
Besitzer  vonWolle,  der  sie  nach  einem  Hafen-  oder  einem 
Küstenplatze  bringt  oder  bringen  läßt,  um  sie  von  da 
zur  See  nach  einem  anderen  Hafen  oder  Küstenplatze 
zu  transportieren,  muß  zuvörderst,  ehe  er  die  Wolle  in 
einen  Umkreis  von  fünf  Meilen  vom  Versendungshafen 
bringt,  diesem  eine  Anzeige  mit  Angabe  des  Grewichts, 
der  Zeichen  und  Nummern  der  Ballen  machen,  widrigen- 
falls er  die  Ware,  sowie  Pferde  und  Geschirr  verliert 
und  außerdem  die  anderen  gesetzlichen  Strafen  zubüssen 
hat.  Doch  ist  das  Gesetz  (1  AVilhelm  III.  Kap.  32)  so 
überaus  mild  zu  erklären,  daß  „dies  niemanden  abhal- 
ten soll,  seine  Wolle  von  dem  Orte  der  Schur,  wenn 
er  auch  innerhalb  fünf  Meilen  von  der  See  liegt,  nach 
Hause  zu  schaffen,  vorausgesetzt,  daß  er  innerhalb  zehn 
Tagen  nach  der  Schur  und  bevor  er  die  Wolle  weg- 
schafft, dem  nächsten  Zollbeamten  eine  schriftliche  An- 
zeige von  der  richtigen  Zahl  der  Vliesse  und  dem  Lager- 
orte  erstattet,  und  sie  nicht  eher  wegschafft,  bis 
er  diesem  Beamten  drei  Tage  voiher  seine  Absicht  schrift- 
lich kund  getan  hat."  Es  wird  Bürgschaft  gefordert, 
daß  die  seewäits  zu  versendende  Wolle  wirklich  in 
dem  angegebenen  Hafen  ausgeladen  wird,  und  wenn  dies 
nicht  im  Beisein  eines  Zollbeamten  geschieht,  so  wird 
nicht  nur  die   Wolle,   wie  es  auch   bei  anderen   Waren 
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üblich,  mit  Beschlag  belegt,  sondern  auchdiegevvöhnliche 
Geldstrafe  von  3  sh.  per  Pfund  Wolle  verwirkt. 

Unsere  Wollindustriellen  behaupteten,  um  ihre  An- 
träge auf  so  außerordentliche  Beschränkungen  und  Maß- 
regeln zu  rechtfertigen,  ganz  keck,  die  englische  Wolle 
sei  von  einer  gaoz  besonderen  Güte  und  besser,  als 
die  Wolle  aller  anderen  Länder;  die  Wolle  aus  anderen 
Ländern  könne  ohne  eine  Beimischung  englischer  nicht 
zu  einem  guten  Stoffe  verarbeitet  werden;  feines  Tuch 
lasse  sich  ohne  sie  gar  nicht  machen;  und  England 
könne  sich  daher  durch  ein  Ausfuhrverbot  das  Monopol 
des  ganzen  Wollgeschäfts  der  Welt  aneignen,  so  ohne 
Konkurrenten  zu  beliebigem  Preise  vei'kaufen  und  sich 
in  kurzer  Zeit  durch  die  vorteilhafteste  Handelsbilanz 
den  unglaublichsten  Reichtum  erwerben.  Diese  Theorie, 
wie  die  meisten  anderen,  die  von  einer  großen  Anzahl 
von  Leuten  keck  verfochten  werden,  wurde  und  wird 
von  noch  weit  mehr  Leuten  blindlings  geglaubt,  nämlich 
von  fast  allen,  die  vom  Wollgeschäft  entweder  gar 
nichts  verstehen  oder  darüber  nicht  sonderlich  unter- 
richtet sind.  Es  ist  jedoch  so  vollkommen  falsch,  daß  eng- 
lische Wolle  zur  Verfertigung  feinen  Tuchs  durchaus 
nötig  sei,  daß  sie  vielmehr  gerade  nicht  dazu  taugt. 
Feines  Tuch  wird  lediglich  aus  spanischer  Wolle  gemacht, 
und  englische  Wolle  darf  nicht  einmal  mit  spanischer 
gemischt  werden,  ohne  das  Fabrikat  mehr  oder  weni- 
ger zu  verderben  oder  zu  entwerten. 

Schon  an  einer  früheren  Stelle  ist  bemerkt  worden, 
daß  jene  Verordnungen  die  Wirkung  hatten,  den  Preis 
der  englischen  Wolle  nicht  nur  unter  das  Maß  zu 
drücken,  das  er  sonst  gegenwärtig  erreicht  haben  würde, 
sondern  sogar  tiefer,  als  er  in  der  Zeit  Eduards  III. 
stand.  Der  Preis  der  schottischen  Wolle  soll,  seitdem 
sie  infolge  der  Union  gleichfalls  jenen  Verordnungen 
unterworfen    ist,    etwa    um    die   Hälfte    gefallen    sein. 

13* 
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Der  sehr  zuverlässige  und  einsichtige  Verfasser  der 
Memoirs  of  Wool,  John  Smith,  gibt  an,  daß  der  Preis 
der  besten  englischen  Wolle  in  England  gewöhnlich 
niedriger  ist  als  der,  wofür  weit  geringere  Wollensorten 
in  der  Regel  auf  dem  Amsterdamer  Markte  verkauft 
werden.  Den  Preis  dieser  Ware  unter  sein  natürliches 
und  normales  Maß  zu  drücken,  war  der  anerkannte 
Zweck  jener  Verordnungen,  und  es  scheint  keinem  Zwei- 
fel zu  unterliegen,  daß  sie  den  gewünschten  Erfolg  hatten. 
Man  denkt  vielleicht,  dieser  Druck  auf  die  Preise 
müsse  die  Wollzucht  entmutigt  und  dadurch  die  Jahres- 
erzeugung sehr  vermindert  haben,  wenn  auch  nicht  ab- 
solut, so  doch  verhältnismäßig  und  unter  das  Maß,  das 
gegenwärtig  erreicht  sein  würde,  wenn  der  Preis  infolge 
eines  offenen  und  freien  Marktes  auf  seine  natürliche 
und  richtige  Höhe  gestiegen  wäre.  Allein  ich  möchte 
glauben,  daß  die  Jahresproduktion  durch  jene  Verord- 
nungen, zwar-  vielleicht  ein  w^enig,  aber  doch  nicht  viel 
verringert  worden  ist.  Die  Wollzucht  ist  nicht  der 
Hauptzweck  dos  Schafzüchters.  Er  erwartet  seinen  Ge- 
winn nicht  sowohl  vom  Preise  der  Vliesse,  als  von  dem 
des  Fleisches,  und  der  gewöhnliche  oder  Durchschnitts- 
preis muß  ihn  sogar  vielfach  für  das  Defizit  in  dem  ge- 
wöhnlichen oder  Durchschnittspreise  der  Wolle  ent- 
schädigen. Im  ersten  Bande  dieses  Werkes  wurde  be- 
merkt, daß  alle  Maßnahmen,  die  den  Preis  der  Wolle 
oder  der  rohen  Häute  unter  ihr  natürliches  Niveau  drük- 
ken,  in  einem  kultivierten  Lande  dahin  führen  müssen, 
den  Preis  des  Fleisches  zu  erhöhen.  Der  Preis  des  in 
einem  kultivierten  Lande  gezüchteten  Groß-  und  Klein- 
viehs muß  hinreichen,  um  die  Rente  des  Grundeigen- 
tümers und  des  Pächters  angemessen  einzubringen. 
Andernfalls  werden  sie  bald  aufhören,  Vieh  zu  züchten. 
Der  Teil  des  Preises,  der  nicht  durch  die  Wolle  und 
die  Häute  gedeckt  wird,  muß  daher  durch  das  Fleisch 
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gedeckt  werden ;  je  weniger  für  die  einen  bezahlt\vird, 
desto  mehr  muß  für  das  andere  bezahlt  werden.  In 
welcher  Weise  sich  dieser  Preis  auf  die  verschiedenen 
Teile  des  Tieres  verteilt,  ist  für  die  Grundeigentümer 
und  Pächter  gleichgültig,  wenn  er  nur  herauskommt. 
Das  Interesse  der  Grundeigentümer  und  Pächter  als 
solcher  kann  daher  in  einem  kultivierten  Lande  von  der- 
artigen Maßnahmen  nicht  sonderlich  berührt  werden, 
wenn  sie  auch  als  Verbraucher  bei  der  Preissteigerung  der 
Lebensmittel  beteiligt  sind.  Dieser  Erwägung  zufolge 
wird  also  die  Entwertung  der  Wolle  in  einem  kulti- 
vierten Lande  nicht  leicht  eine  Verringerung  der  jähr- 
lichen Erzeugung  veranlassen ;  es  müßte  denn  das  Stei- 
gen des  Fleischpreises  die  Nachfrage  nach  Schaf  fleisch 
und  folglich  auch  seine  Erzeugung  etwas  vermindern. 
Aber  auch  auf  diese  Weise  wird  die  Wirkung  wahr- 
scheinlich nicht  erheblich  sein. 

Wenn  aber  auch  die  Entwertung  der  Wolle  die 
Jahresproduktion  nicht  gerade  sehr  vermindert  hat,  so 
könnte  sie  doch  auf  ihre  Güte  einen  sehr  bedeutenden 
Einfluß  haben.  Wenn  die  englische  Wolle  auch  nicht 
schlechter  geworden  sein  sollte,  als  früher',  so  könnte 
sie  doch  schlechter  sein,  als  sie  bei  natürlichem  Gan- 
ge der  Dinge  unter  der  vorgeschrittenen  Landwirt- 
schaft der  Jetztzeit  gewesen  wäre,  da  ihre  Güte  sicher 
in  einem  bestimmten  Verhältnis  zu  der  Entwertung  ste- 
hen dürfte.  Da  die  Güte  von  der  Zucht,  der  Weide  und 
der  Reinhaltunp-  des  Schafes  während  des  Wachsens  der 
Wolle  abhängt,  so  könnte  sich  die  Achtsamkeit  auf 
diese  Umstände  nach  dem  Ertrage  richten,  den  der 
Preis  der  Wolle  für  die  aufgewendete  Mühe  und 
Kosten  verspricht.  Allein  die  Güte  des  Vliesses  ist 
in' hohem  Maße  durch  die  Gesundheit,  das  Gedeihen  und 
die  Größe  des  Tieres  bedingt,  und  die  Sorgfalt,  die 
auf  die  Fleischproduktion  zu  vei'wenden  ist,  reicht  auch 
in  gewisser  Beziehung  füi-  die  Veredlung  der  Wolle  aus. 
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Trotz  des  gesunkenen  Preises  soll  die  englische  Wolle 
sogar  in  diesem  Jahrhundert  bedeutend  veredelt  worden 
sein.  Bei  besseren  Preisen  wären  die  Fortschritte  viel- 
leicht großer  gewesen ;  aber  gänzlich  verhindert  worden 
sind  sie  durch  die  niederen  Preise  nicht. 

Die  Gewaltsamkeit  jener  Maßregeln  scheint  mithin 
weder  die  Menge  noch  die  Güte  der  jährlichen  Woll- 
erzeugung so  beeinträchtigt  zu  haben,  wie  man  es 
hätte  erwarten  können,  obwohl  nach  meiner  Ansicht  die 
Güte  weit  mehr  als  die  Menge  gelitten  hat,  und  das 
Interesse  der  Wollzüchter  dürfte  zwar  vielleicht  ein 
wenig,  aber  im  ganzen  weit  weniger  geschädigt  worden 
sein,  als  man  wohl  denken  könnte. 

Diese  Betrachtungen  werden  jedoch  das  völlige  Ver- 
bot der  Wollausfuhr  nicht  rechtfertigen;  aber  sie  wür- 
den die  Auflegung  einer  hohen  Abgabe  auf  diese  Aus- 
fuhr rechtfertigen. 

Dem  Interesse  irgend  einer  Klasse  von  Bürgern  zu 
keinem  anderen  Zwecke  Abbruch  tun,  als  um  das  In- 
teresse einer  anderen  Klasse  zu  fördern,  widerspricht 
offenbar  der  Gerechtigkeit  und  Gleichheit  der  Be- 
handlung, die  der  Souverän  allen  Klassen  seiner  Unter- 
tanen schuldig  ist.  Jenes  Verbot  tut  aber  offenbar 
dem  Interesse  der  Schafzüchter  einigen  Abbruch,  und 
zwar  lediglich  zu  dem  Zwecke,  um  das  Interesse  der 
Fabrikanten  zu  befördern. 

Jede  Klasse  von  Bürgern  ist  verbunden,  zum  Unter- 
halt des  Souveräns  oder  des  Staates  einen  Beitrag  zu 
liefern.  Ein  Ausfuhrzoll  von  5  sh.  oder  sogar  10  sh.  per 
Tod  (1-1  Kilo)  Wolle  würde  dem  Staate  sehr  bedeutende 
Einnahmen  verschaffen  und  die  Interessen  der  Schaf- 
züchter weniger  schädigen,  als  das  Verbot,  weil  dadurch 
der  Preis  der  Wolle  wahrscheinlich  weniger  gedrückt 
werden  würde;  den  Fabrikanten  aber  wäre  ein  hinlängli- 
cher Vorteil  gesichert,  weil  sie  ihre  Wolle  zwar  nicht  ganz 
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SO  wohlfeil,  als  unter  einem  gänzlichen  Verbot,  doch 
noch  immer  wenigstens  um  5  oder  10  sh.  wohlfeiler 
kaufen  würden,  als  auswärtige  Fabrikanten  sie  kaufen 
könnten,  und  dabei  noch  die  Fracht  und  Versicherung 
sparten,  die  letztere  zu  tragen  hätten.  Man  kann 
sich  kaum  eine  Abgabe  denken,  die  dem  Staat  so  be- 
deutende Einnahmen  gewähren  und  doch  zugleich 
für  Jedermann  so  wenig  Unbequemlichkeit  mit  sich 
führen  würde. 

Das  Verbot  kann  trotz  aller  angedrohten  Strafen 
die  Ausfuhr  der  Wolle  doch  nicht  verhindern.  Es  ist 
bekannt,  daß  sie  in  bedeutenden  Quantitäten  ausgeführt 
wird.  Der  große  Unterschied  zwischen  dem  Preise  auf  dem 
heimischen  und  dem  fremden  Markte  ist  eine  so  starke 
Versuchung  zum  Schmuggel,  daß  alle  Strenge  desG-esetzes 
nichts  dagegen  vermag.  Diese  ungesetzliche  Ausfuhr 
ist  aber  für  niemanden  als  für  den  Schmuggler  vor- 
teilhaft. Eine  gesetzliche,  aber  zollpflichtige  Ausfuhr 
würde  demStaat  Einnahmen  gewähren,  dadurch  vielleicht 
manche  drückende  und  ungeeignete  Steuern  unnötig 
machen,  und  so  für  alle  Klassen  der  Staatsbürger  von 
Vorteil  sein. 

Die  Ausfuhr  von  Walkererde  oder  Walkerton,  der 
zur  Bereitung  und  Reinigung  der  Wollfabrikate  für  un- 
entbehrlich gilt,  ist  fast  denselben  Strafen  unterworfen, 
wie  die  Ausfuhr  von  Wolle.  Selbst  Pfeifenton,  der  an- 
erkanntermaßen vom  Walkerton  verschieden  ist,  wurde 
wegen  seiner  Ähnlichkeit  mit  dem  letzteren  und  weil  die- 
ser zuweilen  als  Pfeifenton  ausgeführt  werden  konnte,  dem 
gleichen  Verbot  und  den  gleichen  Strafen  unterworfen. 

Durch  die  Akte  13  und  14  Karl  II.  kap.  7  ist  nicht 
nur  die  Ausfuhr  der  rohen  Häute,  sondern  auch  die  des 
gegerbten  Leders,  ausgenommen  in  der  Gestalt  von 
Stiefeln,  Schuhen  und  Pantoffeln,  verboten,  und  das  Ge- 
setz gab  unseren  Schuhmachern  nicht  nur  gegen  unsere 
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Viehhändler,  sondern  auch  gegen  unsere  Grerber  ein 
Monopol.  Durch  spätere  Statute  wurden  unsre  Gerber 
von  diesem  Monopol  gegen  Zahlung  eines  kleinen  Zolls 
von  nur  1  sh.  per  Zentner  befreit.  Auch  wird  auf 
die  Ausfuhr  ihres  Fabrikats,  auch  wenn  es  nicht  weiter 
verwendet  ist,  ~l-i  der  darauf  haftenden  Akzise  zurück- 
vergütet. Alle  fertigen  Ledei'waren  können  zollfrei 
ausgeführt  werden,  und  der  Exporteur  ist  überdies  be- 
rechtigt, die  ganze  Akzise  zurück  zu  verlangen.  Unsere 
Viehzüchter  dagegen  sind  dem  alten  Monopol  noch  immer 
unterworfen.  Da  sie  in  allen  Landesteilen  zerstreut 
leben,  so  können  sie  nicht  leicht  Vereinigungen  bilden, 
um  iliren  Mitbürgern  ein  Monopol  aufzubürden,  oder 
sich  von  einem  Monopol,  das  ihnen  andere  aufgebürdet 
haben,  zu  befreien.  Fabrikanten,  die  in  allen  großen 
Städten  zahlreich  beisammen  sind,  können  es  leicht. 
Sogar  die  Hörner  des  Viehs  unterliegen  einem  Ausfuhr- 
verbot, und  die  zwei  unbedeutenden  Gewerbe  der  Horn- 
drechsler  und  Kammmacher  genießen  in  diesem  Punkte 
ein  Monopol  gegen  die  Viehzüchter. 

Beschränkungen  durch  Ausfuhrverbote  oder  Aus- 
fuhrzölle auf  Halbfabrikate  kommen  nicht  bloß  bei  der 
Lederindustrie  vor.  Solange  noch  irgend  etwas  zu  tun 
übrig  bleibt,  um  eine  Ware  zum  unmittelbaren  Gebrauch 
und  Verbrauch  geeignet  zu  machen,  glauben  unsre  Ge- 
werbtreibenden  es  allein  tun  zu  müssen.  Die  Ausfuhr 
von  Streich-  und  Kammgarn  ist  unter  den  nämlichen 
Strafen  verboten,  wie  die  Ausfuhr  von  Wolle.  Sogar 
rohe  Tücher  sind  einem  Ausfuhrverbot  unterworfen, 
und  unsere  Färber  haben  insofern  ein  Monopol  gegen 
unsere  Tuchmacher.  Letztere  hätten  sich  wohl  dagegen 
schützen  können,  aber  die  meisten  der  bedeutendsten 
Tuchmacher  sind  zugleich  Färber.  Gehäuse  und  Ziffer- 
blätter zu  Taschen-  und  Schlaguhren  dürfen  nicht  aus. 
geführt  werden.    Unsere  Uhrmacher  wollen  sich,  wie  es 


Kap.  VIII.:  Das  Merkantilsystem  (Schluß).  201 

scheint,  diese  Stücke  nicht  durch  den  Wettbewerb  der 
Ausländer  verteuert  sehen. 

Durch  einige  ältere  Statute  Eduards  IIT.,  Heinrichs 
VIII.  und  Eduards  VI.  war  die  Ausfuhr  aller  Metalle  ver- 
boten, Blei  und  Zinn  machten  allein  eine  Ausnahme,  ver- 
mutlich wegen  des  großen  Überflusses  an  diesen  Metallen, 
in  deren  Ausfuhr  damals  ein  großer  Teil  vom  Handel 
des  Reichs  bestand.  Zur  Förderung  des  Bergbaus  nahm 
Akte  5  Wilhelms  und  Marias  kap.  17  Eisen,  Kupfer 
und  Schwefelkies  aus  britischem  Erz  von  diesem  Verbot 
aus.  Die  Ausfuhr  aller  Arten  fremden  wie  britischen  Stan- 
genkupfers wurde  später  durch  Akte  9  und  10  Wilhelms 
III.  kap.  26  gestattet.  Die  Ausfuhr  von  unverarbeitetem 
Messing,  Kanonengut,  Glockenmetall  und  Bronce  {shrof- 
metal)  ist  noch  immer  verboten.  Fertige  Messing  wa- 
ren aller  Art  können  zollfrei  ausgeführt  werden. 

Die  Ausfuhr  von  Rohstoffen  zur  Fabrikation  ist,  wo 
nicht  ganz  verboten,  vielfach  mit  hohen  Zöllen  belegt. 

Durch  Akte  8  Georgs  I.  kap.  15  wurde  die  Ausfuhr 
aller  Produkte  oder  Manufakturen  Großbritanniens,  auf 
denen  nach  früheren  Statuten  Ausfuhrzölle  lasteten,  vom 
Zoll  befreit,  ausgenommen  Alaun,  Blei,  Bleierz,  Zinn, 
gegerbtes  Leder,  Vitriol,  Steinkohlen,  Wollkrämpeln, 
rohes  Wolltuch,  Galmei,  rohe  Häute  aller  Art,  Leim, 
Haar  oder  Wolle  von  Kaninchen  und  Hasen,  Haare  aller 
Art,  Pferde  und  Bleiglätte.  Abgesehen  von  den  Pfer- 
den besteht  alles  übrige  aus  Stoffen  zur  Fabrikation, 
Halbfabrikaten  oder  Werkzeugen.  Das  Statut  läßt  sie 
allen  Abgaben  unterworfen,  mit  denen  sie  je  belegt  wa- 
ren, der  alten  Subsidie  und  einem  Prozent  Ausfuhrzoll. 

Nach  demselben  Statut  sind  viele  ausländische 
Farbstoffe  von  allen  Einfuhrzr)llen  befreit.  Dagegen 
wurde  später  ein  kleiner  Ausfuhrzoll  auf  sie  festgesetzt. 
Unsere  Färber  hielten  es  anscheinend  in  ihrem  Inter- 
esse, einerseits  die  Einfuhr  dieser  Drogen   durch  Zoll- 


202     Viertes  Buch:  Die  Systeme  der  politischen  Ökonomie. 

freilieit  zu  beFördern,  andererseits  ihre  Ausfuhr  etwas 
zu  erschweren.  Allein  die  Habsucht,  die  dieses  merk- 
würdige Stück  morkantilischen  Scharfsinns  eingab,  be- 
trog sich  wahrscheinhch  selbst  um  ihr  Ziel.  Die  Im- 
porteure  wurden  dadurch  gewarnt,  nicht  mehr  einzufüh- 
ren, als  für  den  Bedarf  des  heimischen  Marktes  gerade 
ausreichte;  der-  letztere  wurde  daher  immer  nur  spärlich 
versorgt,  und  die  Waren  waren  deshalb  stets  etwas 
teurer,  als  wenn  die  Ausfuhr  so  frei  gewesen  wäre,  wie 
die  Einfuhr. 

Nach  dem  oben  erwähnten  Statut  konnte  Senegal- 
uder- arabischer  Gummi,  als  zu  den  aufgezählten  Drogen 
gehörend,  zollfrei  eingeführt  werden,  und  gab  bei  der 
Ausfuhr  nur  ein  kleines  Wagegeld,  von  3  d.  per  Zentner. 
Frankreich  hatte  damals  den  Alleinhandel  mit  dem  Lande, 
das  diese  Ware  in  größter  Menge  hervorbringt  und  das 
in  der  Nähe  des  Senegal  liegt,  und  der  britische  Markt 
konnte  nicht  leicht  durch  direkte  Einfuhr  aus  dem  Pro- 
duktionslande versorgt  werden.  Daher  wurde  durch 
Akte  25  Geor'gs  II.  die  Einfuhr  des  Senegalgummis 
den  allgemeinen  Verordnungen  der  Navigationsakte  zu- 
wider aus  allen  europäischen  Ländern  erlaubt.  Da  das 
Gresetz  aber  doch  diesen,  den  allgemeinen  Grundsätzen 
der  englischen  Handelspolitik  zu  widerlaufenden  Handels- 
zweig nicht  begünstigen  wollte,  so  setzte  es  einen  Ein- 
fuhrzoll von  10  s.  per  Zentner  fest  und  gewährte  keinen 
E-ückzoll  bei  der  Ausfuhr.  Der  erfolgreiche  Krieg,  der 
1755  begann,  verschaffte  Großbritannien  den  Allein- 
handel nach  den  Ländern,  den  früher  Frankreich  gehabt 
hatte,  und  nach  dem  Friedensschluß  suchten  sich  unsere 
Fabrikanten  sogleich  den  Vorteil  zu  nutze  zu  machen 
und  sich  gegen  die  Produzenten,  sowie  gegen  die  Impor- 
teure dieser  Ware  ein  Monopol  zu  verschaffen.  Durch 
Akte  5  Georgs  III.  kap.  37  wurde  daher  die  Ausfuhr 
des  Senegalgummis  aus  den  königlichen  Besitzungen  in 
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Afrika  auf  Großbritannien  beschränkt  und  denselben 
Einschränkungen,  Veroidnungen,  Beschlagnahmen  und 
Strafen  unterworfen,  denen  die  Ausfuhr  der  aufgezählten 
Waren  der  britischen  Kolonien  in  Amerika  und  A¥est- 
indien  unterlag.  Seine  Einfuhr  wurde  allerdings  mit 
einem  kleinen  Zoll  von  6  d.  pro  Zentner,  die  Wieder- 
ausfuhr aber  mit  der  ungeheuren  Abgabe  von  £  1 
10  s.  pro  Zentner  belegt.  Die  Absicht  unserer  Fabri- 
kanten war,  daß  die  ganze  Produktion  jener  Länder  nach 
Großbritannien  gebracht  werde,  und,  um  die  Waie  zu 
einem  von  ihnen  selbst  bestimmten  Preise  kaufen  zu 
können,  sollte  nichts  davon  ausgeführt  werden,  außer 
mit  Kosten,  die  von  der  Ansfuhr  hinlänglich  abschreck- 
ten. Allein  auch  in  diesem  wie  in  vielen  anderen  Fällen 
betrog  sich  die  Habsucht  um  ihr  Ziel.  Jener  ungeheure 
Zoll  bot  eine  solche  Versuchung  zum  Schmuggel  dar, 
daß  große  Mengen  dieser  Ware  nicht  nur  aus  Groß- 
britannien, sondern  aus  Afrika  selbst  nach  allen  euro- 
päischen Industrieländern,  besonders  aber  nach  Holland 
heimlich  ausgeführt  wurden.  Aus  diesem  Grunde  ward 
denn  auch  durch  Akte  14  Georgs  IH.  kap.  10  der  Aus- 
fuhrzoll auf  5  sh.  auf  den  Zentner  ermäßigt. 

In  dem  Tarif,  nach  welchem  die  alte  Subsidie  er- 
hoben wurde,  waren  die  Biberfelle  zu  6  sh  8  d.  per  Stück 
geschätzt,  und  die  vor  dem  Jahre  1722  auf  ihre  Einfuhr 
gelegten  verschiedenen  Subsidienundimposten  betrugen 
ein  Fünftel  des  geschätzton  Wertes  oder  16  d.  für  das 
Fell;  Abgaben,  die  mit  Ausnahme  der  halben  alten  Sub- 
sidie (2  d.)  bei  der  Ausfuhr  sämtlich  zurückerstattet 
wurden.  Der  Einfuhrzoll  auf  ein  so  wichtiges  Fabj-ika- 
tionsmaterial  schien  zu  hoch,  und  so  wurde  1722  der 
Schätzungswert  auf  2  sh.  6  d.  heiabgesetzt,  was  den 
Einfuhrzoll  auf  ß  d.  ermäßigte,  wovon  bei  der  Ausfuhr 
bloß  die  Hälfte  zurückerstattet  wurde.  Derselbe  Krieg 
brachte  das  an  Bibern  reichste  Land  unter  die  Herrschaft 
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Großbritanniens,  und  da  Biberfelle  unter  die  aufgezähl- 
ten Waren  gehören,  beschränkte  sich  in  der  Folge  ihre 
Ausfuhr  aus  Amerika  auf  den  britischen  Markt.  Unsre 
Fabrikanten  gewahrten  bald  den  Vorteil,  der  aus  die- 
sem Umstände  zu  ziehen  war,  und  so  wurde  1764  der 
Einfuhrzoll  auf  Biberfelle  auf  1  d.  herabgesetzt,  der  Aus- 
fuhrzoll aber  auf  7  d.  das  Fell  erhöht,  ohne  Rückzoll. 
Durch  dasselbe  Gresetz  war  auf  die  Ausfuhr  von  Biber- 
haaren oder  Wammen  ein  Zoll  von  18  d.  per  Pfund 
festgesetzt,  der  Einfuhrzoll  aber,  bei  Einfuhr  in  briti- 
schen Schiffen,  der  damals  zwischen  4  und  5  d.  per 
Stück  betrug,  unverändert  gelassen. 

Steinkohlen  können  sowohl  als  Rohstoff  wie  als 
Werkzeug  betrachtet  werden.  Daher  sind  auf  ihre 
Ausfuhr  hohe  Zölle  gelegt,  die  sich  gegenwärtig  (1783) 
auf  mehr  als  5  sh.  per  Tonne  belaufen,  mehr  als  ge- 
wöhnlich der  Wert  der  Ware  bei  der  Zeche  oder  auch 
im  Ausfuhrhafen  beträgt. 

Die  Ausfuhr  der  eigentlichen  AVerkzeuge  aber  ist 
gewöhnlich  nicht  durch  hohe  Zölle,  sondern  durch  abso- 
lutes Verbot  verhindert.  So  wird  durch  Akte  7  und  8 
Wilhelms  III.  kap.  20  sect.  8  die  Ausfuhr  von  Strumpf- 
wirkerstühlen bei  Strafe  der  Beschlagnahme  und  einer 
Geldbusse  von  £  40  verboten,  wovon  die  Hälfte  auf  den 
Fiskus,  die  andere  Hälfte  auf  den  Angeber  fällt.  Eben- 
so ist  durch  Akte  14  Georgs  III.  kap.  71  die  Ausfuhr 
aller  Geräte  zur  Baumwollen-,  Leinwand-,  Wollen-  und 
Seiden-Industrie  verboten,  bei  Strafe  nicht  nur  der  Kon- 
fiskation der  Ware,  sondern  auch  einer  Geldbusse  von 
£  200  für  den  Exporteur,  sowie  gleichfalls  von  £200 
für  den  Schiffer,  der  wissentlich  dergleichen  Werk- 
zeuge an  Bord  genommen  hat. 

Wenn  auf  die  Ausfuhr  der  toten  Werkzeuge  so 
hohe  Strafen  gelogt  sind,  kann  man  nicht  erwarten,  daß 
dielebendigen  Werkzeuge,  die  Arbeiter,  frei  davonziehen 
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dürfeil.  Demgemäß  wurde  nach  Akte  5  Georgs  I  kap.  27 
derjenige,  der  überführt  wird,  einen  Arbeiter  in  den 
britischen  Industrien  zur  Auswanderung  verleitet  zu 
haben,  um  im  Auslande  sein  Gewerbe  zu  treiben  oder 
zu  lehren,  das  erste  Mal  mit  einer  Geldbusse  bis  zu 
£  100  und  dreimonatlicher  Gefängnisstrafe  bedroht,  die 
event,  solange  verlängert  wird,  bis  die  Geldbusse  erlegt 
ist;  das  zweite  Mal  kann  der  Gerichtshof  die  Geldbusse 
nach  Gutdünken  bestimmen  und  es  tritt  zwölfmonatliche 
Gefängnisstrafe  ein,  mit  der  nämlichen  Zusatzbedingung. 
Durch  Akte  23  Georgs  IL  kap.  13  wurde  die  Strafe  bei 
der  ersten  Übertretung  auf  £  500  für  jeden  so  verlei- 
teten Arbeiter  und  zwölf  Monate  Gefängnis,  bei  der 
zweiten  auf  £   1000  und  zwei  Jahre  Gefängnis  erhöht. 

Nach  dem  ersteren  dieser  beiden  Statute  kann  bei 
erbrachtem  Bew-eis,  daß  ein  Arbeiter  verleitet  wurde 
oder  er  versprochen  und  sich  verbindlich  gemacht  hatte,  zu 
dem  besagten  Zwecke  ins  Ausland  zu  gehen,  der  betref- 
fende Arbeiter  gezwungen  werden,  eine  vom  Gericht  zu 
bestimmende  Bürgschaft  su  leisten,  daß  er  nicht  über 
See  gehen  wolle,  und  bis  zur  Leistung  dieser  Bürg- 
schaft in  Haft  behalten  werden. 

Ist  ein  Arbeiter  über  See  gegangen  und  treibt  oder 
lehrt  sein  Gewerbe  im  Auslande,  und  kehrt  auf  Verwar- 
nung seitens  des  britischen  Gesandten  oder  Consuls  oder 
seitens  eines  Ministers,  nicht  binnen  sechs  Monaten  zu- 
rück, um  fortan  beständig  im  Laude  zu  bleiben  und  zu 
wohnen,  so  wdrd  er  für  unfähig  erklärt,  irgend  ein  ihm 
im  Königreiche  zufallendes  Vermächtnis  zu  erheben, 
Testamentsvollstrecker  oder  Erbschaftsverwalter  zu  sein 
oder  Grund  und  Boden  im  Königreich  durch  Erbschaft, 
Vermächtnis  oder  Kauf  an  sich  zu  bringen.  Er  ver- 
wirkt ferner  seine  unbewegliche  und  bewegliche  Habe, 
wird  in  allen  Beziehungen  für  einen  Ausländer  erklärt 
und  verliert  den  Schutz  des  Staats. 
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Es  bedarf  wohl  keiner  Bemerkung,  wie  sehr  diese 
Anordnungen  der  gepriesenen  bürgerlichen  Freiheit  wi- 
dersprechen, die  wir  so  eifersüchtig  zu  wahren  behaupten, 
die  aber  in  diesem  Falle  den  nichtigen  Interessen  unsrer 
Kaufleute  und  Fabrikanten  so  offenbar  aufgeopfert  wird. 

Der  hibliche  Beweggrund  dieser  Anordnungen  ist 
die  Entwicklung  unsrer  Industi'ie,  aber  nicht  durch  ihre 
Vervollkommnung,sondern  durch  dieUnterdrückung  der- 
jenigen aller  unserer  Nachbarn,  und  durch  die  möglichste 
Beseitigung  der  lästigen  Konkurrenz  solcher  verhaßter 
und  unangenehmer  Wettbewerber.  Unsere  Fabrikher- 
ren halten  es  für  billig,  das  alleinige  Monopol  der  Talente 
all'  ihrer  Landsleute  zu  haben.  Sie  beschränken  zwar  in 
manchen  Gewerben  dieZahl  derLehrlinge,die  gleichzeitig 
gehalten  werden  dürfen,  machen  in  allen  Gewerben  eine 
lange  Lehrzeit  zur  unerläßlichen  Bedingung,  und  be- 
schränken dadurch  die  Kenntnis  der  bezüglichen  Gewer- 
be auf  eine  möglichst  geringe  Personenzahl;  aber  auch 
von  dieser  kleinen  Zahl  soll  niemand  außer  Landes 
gehen,  um  die  Fremden  zu  unterrichten. 

Zweck  und  Ziel  aller  Produktion  ist  der  Verbrauch, 
und  die  Interessen  des  Produzenten  sollten  nur  soweit 
berücksichtigt  werden,  als  es  zur  Förderung  der  In- 
teressen des  Verbrauchers  nötig  sein  kann.  Diese 
Maxime  ist  so  vollkommen  einleuchtend,  daß  es  abge- 
schmackt wäre,  sie  beweisen  zu  wollen.  Allein  in  dem 
Merkantilsystem  wird  das  Interesse  des  Konsumenten 
fast  beständig  dem  des  Produzenten  aufgeopfert,  und 
dies  System  scheint  die  Erzeugung  und  nicht  den  Ver- 
brauch als  Endzweck  alles  Gewerbfleißes  und  Handels 
zu  betrachten. 

In  den  Beschränkungen  der  Einfuhr  aller  fremden 
Waren,  welche  mit  unseren  Produkten  oder  Manufakten 
in  Wettbewerb  treten  können,  wird  augenscheinlich  das 
Interesse  des  heimischen  Verbrauchers  dem  des  Produ- 
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zenten  aufgeopfert.  Lediglich  zum  Vorteil  des  letzteren 
sieht  sich  der  erstere  gezwungen,  die  Preiserhöhung  zu 
tr-agen,  die  dies  Monopol  fast  stets  ver-anlaßt. 

Lediglich  zu  Gunsten  des  Produzeuten  sind  Aus- 
fuhrprämien auf  manche  seiner  Produkte  bewilligt.  Der 
einheimische  Konsument  muß  erstlich  die  Steuer,  durch 
die  die  Prämie  gezahlt  wird,  und  zweitens  die  noch 
größere  Steuer  zahlen,  die  notwendig  aus  dem  höheren 
Preise  der  Ware  auf  dem  inländischen  Markte  ent- 
springt. 

Durch  den  berühmten  Handelsvertrag  mit  Portugal 
wird  der  Verbraucher  durch  hohe  Zölle  verhindert,  von 
einem  Nachbarlande  eine  War'e  zu  kaufen,  die  in  unserem 
Klima  nicht  fortkommt,  und  ist  genötigt,  sie  in  einem 
fernen  Lande  zu  kaufen,  obgleich  dessen  "Ware  aner- 
kanntermaßen von  schlechterer  Beschaffenheit  ist,  als 
die  des  näheren.  Der  heimische  Verbraucher  muß  sich 
diesem  Übelstande  unterwer'fen,  damit  der  Produzent 
einige  seiner  Produkte  in  das  ferne  Land  unter  vorteil- 
hafteren Bedingungen  einführen  kann,  als  es  ihm  sonst 
möglich  sein  würde.  Der  Konsument  muß  ferner  jede 
Erhöhung  im  Preise  derselben  Produkte  tragen,  die 
dieser  forcierte  Export  auf  dem  heimischen  Markte  ver- 
anlassen kann. 

In  der  Gesetzgebung  aber,  die  für  unser-e  amerika- 
nischen und  westindischen  Kolonien  geschaffen  wurde, 
ist  das  Interesse  des  heimischen  Konsumenten  dem  des 
Produzenten  verschwenderischer  aufgeopfert,  als  in  allen 
anderen  unserer  Handelsgesetze.  Ein  ganzes  Reich  ist 
nur  zu  dem  Zweck  gegründet,  eine, Nation  von  Kunden 
aufzuziehen,  die  aus  den  Werkstätten  unserer'  ver'schiede- 
nen  Produzenten  alles,  womit  diese  sie  versorgen  können, 
kaufen  müssen.  Um  der  kleinen  Preisor'höliung  willen, 
die  dieses  Monopol  unserenProduzenten  verseil  äffen  konn- 
te, wurden  dem  heimischen  Konsumenten  die  ganzen  Kos- 
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ten  aufgebürdet,  die  die  Erhaltung  und  Verteidigung 
dieses  Reichs  erfordert.  ZudiesemZwecke,  und  zu  diesem 
Zwecke  allein,  sind  in  den  beiden  letzten  Kriegen  mehr 
als  zweihundert  Millionen  ausgegeben,  und  außer  allen 
in  früheren  Kriegen  zu  demselben  Zweckegemachten  Aus- 
gaben noch  eine  neue  Schuld  von  mehr  als  hundert  und 
siebenzig  Millionen  kontrahiert  word  en .  D  ie  bloßen  Zinsen 
dieser  Schuld  sind  nicht  nur  bedeutender,  als  der  ganze 
Extragewinn,  den  man  durch  das  Monopol  des  Kolonial- 
handels jemals  gemacht  haben  kann,  sondern  auch  be- 
deutender, als  der  ganze  Betrag  dieses  Handels,  d.  h. 
der  Waren,  die  im  Durchschnitt  jährlich  nach  den 
Kolonien  ausgeführt  worden  sind. 

Es  ist  nicht  schwer  zu  ermitteln,  wer  die  Erfinder 
dieses  ganzen  Merkantilsystems  gewesen  sind.  Nicht 
die  Konsumenten,  wie  sich  denken  läßt,  deren  Interesse 
völlig  vernachlässigt  wurde,  sondern  die  Produzenten, 
deren  Interesse  so  sorgfältig  gewahrt  wurde;  und  unter 
den  letzteren  waren  unsre  Kaufleute  und  Fabrikanten 
die  Hauptkünstler.  In  den  merkantilistischen  Maß- 
regeln, die  in  diesem  Kapitel  behandelt  sind,  ist  ganz 
besonders  das  Interesse  unserer  Fabrikanten  gewahrt 
worden,  und  das  Interesse  nicht  sowohl  der  Konsumen- 
ten, als  das  mancher  anderen  Klassen  von  Produzenten, 
ist  ihm  geopfert  worden. 


Neuntes  Kapitel. 

Die  Äckerbausysteme  oder  diejenigen  Systeme 
der  politischen  Ökonomie,  die  die  Bodenpro- 
duktion entweder  als  die  einzige,  oder  als  die 
hauptsächlichste  Quelle  des  Einkommens  und 
Wohlstandes  eines  Landes  darstellen. 

Die  Ackerbaus jsteme  der  politischen  Ökonomie 
bedürfen  keiner  so  langen  Auseinandersetzung,  wie  ich 
sie  vom  Merkantil-  oder  Handelssystem  geglaubt  habe 
geben  zu  müssen. 

Das  System,  das  die  Bodenproduktion  als  die  ein- 
zige Quelle  des  Einkommens  und  Wohlstandes  eines 
Landes  darstellt,  hat  meines  Wissens  noch  bei  keinem 
Volk  Annahme  gefunden,  und  besteht  augenblicklich  nur 
in  der  Theorie  einiger  sehr  gelehrter  und  geistvoller 
Männer  in  Frankreich.  Es  würde  gewiß  nicht  der  Mühe 
lohnen,  die  Irrtümer  eines  Systems,  das  noch  nirgends 
in  der  Welt  Schaden  angerichtet  hat  und  auch  wohl 
niemals  anrichten  wird,  w-eitläufig  auseinander  zu  setzen. 
Doch  will  ich  wenigstens  die  Umrisse  dieses  höchst  scharf- 
sinnigen Systems  so  deutlich  als  möglich  entwerfen. 

Colbert,  der  berühmte  Minister  Ludwigs  XIV.,  war 
ein  Mann  von  Rechtschaffenheit,  Fleiß  und  Geschäfts- 
kunde; von  großer  Erfahrung  und  Urteilschärfe  als 
Finanzmann,  kurz  von  Fähigkeiten,  die  ganz  geeignet 
waren,  in  die  Emnahmen  und  Ausgaben  des  Staatshaus- 
halts Methode  und  Ordnung  zu  bringen.  Unglücklicher- 
weise hatte  dieser  Minister  alle  Vorurteile  des  Merkan- 
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tilsysteras in  sich  aufgenommen,  einesSystems,  dasseiner 
Natur  und  seinem  Wesen  nach  ein  Zwangs-  und  Maß- 
regelungssystem ist,  wie  es  einem  arbeitsamen  und  rühri- 
gen Manne  behagen  mußte,  der  gewohnt  war,  die  ver- 
schiedenen Zweige  des  Staatsdienstes  zu  regeln  und  die 
nötige  Kontrolle  zur  Beschränkung  eines  jeden  auf  seine 
eigentliche  Sphäre  einzuführen.  Er  suchte  die  Industrie 
und  den  Handel  eines  großen  Landes  nach  demselben 
Modell  zu  ordnen,  wie  dieZweige  des  Staatsdienstes,  und 
statt  nach  den  liberalen  Grundsätzen  der  Grleichheit, 
Freiheit  und  Gerechtigkeit  jedermann  sein  Interesse  auf 
seine  eigene  Art  verfolgen  zu  lassen,  verlieh  er  gewissen 
Zweigen  des  Gewerbfleißes  außerordentliche  Privilegien, 
während  er  andere  außerordentlichen  Beschränkungen 
unterwarf.  Er  war  nicht  allein,  wie  andere  euroj3äische 
Ministerauch,  geneigt,  den  städtischen  Gewerbfleiß  mehr 
als  den  ländlichen  zu  befördern,  sondern  war  sogar 
bereit,  die  ländliche  Industrie  zu  Gunsten  der  städtischen 
zu  drücken  und  niederzuhalten.  Um  den  Stadtbewohnern 
die  Lebensmittel  wohlfeil  zu  liefern  und  dadurch  die 
Industrie  und  den  auswärtigen  Handel  zu  heben,  verbot 
ei-  die  Getreideausfuhr  und  schloß  so  die  Landbewohner 
für  das  bei  Weitem  wichtigste  Produkt  ihres  Fleißes 
von  allen  auswärtigen  Märkten  aus.  Dieses  Verbot,  ver- 
bunden mit  den  durch  die  alten  französischen  Provinzial- 
gesetze  aufgelegten  Beschränkungen  des  Getreidetrans- 
portsvoneiner  Provinzin  die  andere,  und  mit  den  willkür- 
lichen und  entwürdigenden  Abgaben,  die  man  in  fast 
allen  Provinzen  von  dem  Landmann  erhob,  entmutigte 
den  Ackerbau  des  Landes  und  hielt  ihn  tief  unter  der 
Stufe,  zu  der  er  sich  auf  einem  so  fruchtbaren  Boden 
und  unter  einem  so  glücklichen  Klima  naturgemäß  würde 
erhoben  haben.  Diese  Entmutigung  und  diesen  Druck 
fühlte  man  mehr  oder  weniger  in  allen  Teilen  des  Lan- 
des, und  vielfache  Untersuchungen  wurden  über  die  Ur- 
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Sachen  der  Erscheinung  angestellt.  Eine  dieser  Ursachen 
lag  offenbar  in  dem  Vorzuge,  der  durch  die  Maßnah- 
men Colberts  dem  städtischen  Gewerbfleiß  vor  dem 
ländlichen  gegeben   worden  war. 

Wenn  die  Grerte  zu  sehr  nach  der  einen  Seite  ge- 
bogen ist,  sagt  das  Sprichwort,  so  muß  man  sie,  um  sie 
wieder  gerade  zu  machen,  ebensoweit  nach  der  anderen 
Seite  biegen.  Die  französischen  Denker,  die  das  System 
entwickelten,  das  den  Ackerbau  als  die  einzige  Quelle 
des  Einkommens  und  Wohlstandes  eines  Landes  darstellt, 
scheinen  diese  Maxime  des  Sprichworts  befolgt  zu  haben 
und  wie  in  Colberts  System  der  städtische  Gewerbfleiß 
im  Vergleich  zum  ländlichen  sicher  überschätzt  war,  so 
scheint  er  in  dem  ihrigen  ebenso  sicher  unterschätzt 
zu  werden. 

DieverschiedenenVolksklassen,  von  denenmanstets 
angenommen  hat,  daß  sie  in  irgend  einer  Beziehung  zu 
der  Jahresproduktion  des  Bodens  und  der  Arbeit  des  Lan- 
des beitragen,  teilen  sieindreiKlassen:  erstens  die  Grund- 
eigentümer, zweitens  die  Landwirte,  Pächter  und  Feldar- 
beitor,  die  sie  mit  der  ausschließlichen  Bezeichnung  als 
produktive  Klasse  beehren,  drittens  die  Handwerker, 
Fabrikanten  und  Kaufleute,  die  sie  durch  die  kränkende 
Bezeichnung  als  unfruchtbare  oder  unproduktive  Klasse 
herabzusetzen  suchen. 

Die  Klasse  der  Grundeigentümer  trägt  zu  der  jähr- 
lichen Produktion  durch  die  Ausgaben  bei,  welche  sie 
zeit  weise  auf  die  Bodenkultur,  dieGebäude,  Abzugskanäle, 
Einzäunungen  und  andere  Meliorationen  verwenden  und 
durch  die  die  Bauern  in  Stand  gesetzt  werden,  mit  dem 
nämlichen  Kapital  eine  größere  Produktion  zu  erzielen 
und  folglich  eine  höhere  Rente  zu  zahlen.  Diese  erhöhte 
Rente  läßt  sich  als  der  Zins  oder  Gewinn  betrachten, 
der  dem  Grundeigentümer  fürjenen  Kostenaufwand  oder 
für  das  auf  die  Bodenverbesserung  verwendete  Kapital 
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zukommt.     Solche  Ausgaben  heißen  in   diesem   System 
Grundauslagen  (depenses  foncieres). 

Die  Bauern  oder  Pächter  tragen  zu  der  jährlichen 
Produktion  durch  sogenannte  ursprüngliche  und  durch 
jährliche  Auslagen  {depenses  primitives  et  depenses  annuel- 
les)  bei,  die  von  ihnen  auf  die  Bodenkultur  verwendet 
werden.  Die  ursprünglichen  Auslagen  bestehen  in  den 
Wirtschaftsgeräten,  dem  Viehstande,  der  Saat  und  dem 
Unterhalt  der  Familie,  des  Gesindes  und  des  Viehs  des 
Pächters,  w'enigstens  während  eines  großen  Teils  des 
ersten  Jahres,  d.  h.  solange,  bis  er  vom  Boden  einen 
Ertrag  erzielt.  Die  jährlichen  Auslagen  bestehen  in  der 
Saat,  in  der  Abnutzung  der  Wirtschaftsgeräte  und  in 
dem  jährlichen  Unterhalt  des  Gesindes  und  Viehs,  sowie 
der  Familie  des  Pächters,  sofern  sie  als  bei  den  Feld- 
arbeiten mitwirkend  zu  betrachten  ist.  Der  ihm  nach 
Bezahlung  der  Rente  übrigbleibende  Ertrag  muß  hin- 
reichend sein,  um  ihm  erstens  binnen  nicht  zu  langer 
Zeit,  wenigstens  vor  Ablauf  seines  Pachttermins,  alle 
ursprünglichen  Auslagen  samt  dem  gewöhnlichen  Ka- 
pitalgewinn und  zweitens  in  jedem  Jahre  alle  jährlichen 
Auslagen,  ebenfalls  mit  dem  gewöhnlichen  Kapitalgewinn 
zu  erstatten.  Diese  beiden  Arten  von  Ausgaben  sind 
Kapitalien,  die  der  Pächter  auf  den  Anbau  verwendet, 
und  er  kann,  wenn  sie  ihm  nicht  mit  einem  billigen  Ge- 
winn regelmäßig  wiedererstattet  werden,  sein  Geschäft 
nicht  auf  dem  Fuß  anderer  Geschäfte  betreiben,  sondern 
muß  es  in  seinem  eignen  Interesse  baldmöglichst  auf- 
geben und  sich  nach  einem  andern  umsehen.  Der 
dem  Pächter  zur  Fortsetzung  seines  Geschäfts  unent- 
behrliche Teil  des  Bodenertrags  sollte  als  ein  geheilig- 
ter Fonds  angesehen  werden.  Wenn  der  Grundeigen- 
tümer ihn  angreift,  so  verringert  er  notwendig  den  Er- 
trag seines  Bodens,  und  macht  in  wenigen  Jahren  den 
Pächter  nicht  allein  unfähig,  die  erpreßte  Rente,  sondern 
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selbst  die  angemessene  Rente  za  bezahlen,  die  er  sonst 
von  seinem  Boden  erhalten  haben  würde.  Die  dem 
Grundhenn  gebührende  Rente  ist  nur  der  Reinertrag, 
der  nach  vollständiger  Deckung  aller  zur  Erzielung  des 
rohen  oder  Bruttoertrages  notwendigen  Auslagen  übrig 
bleibt.  Gerade  deshalb,  weil  die  Arbeit  der  Landwirte 
nicht  bloß  die  notwendigen  Auslagen  deckt,  sondern 
noch  einen  solchen  Reinertrag  ab  wirft,  wird  dieser  Volks- 
klasse in  unserem  System  der  ehrenvolle  Name  der  pro- 
duktiven Klasse  gegeben.  Aus  demselben  Grunde  heißen 
in  diesem  System  ihre  ursprünglichen  und  jährlichen 
Auslagen  produktive  Auslagen,  weil  sie  nach  Wieder- 
erstattung ihres  eignen  Betrages  die  jährliche  Reproduk- 
tion dieses  Reinertrages  verursachen. 

Die  sogenannten  Grundauslagen  oder  die  Auslagen 
des  Grundherrn  auf  die  Bodenkultur,  werden  in  diesem 
System  gleichfalls  mit  dem  Namen  von  produktiven  Aus- 
lagen beehrt.  Bis  all'  diese  Auslagen  samt  den  ge- 
gewöhnlichen Kapitalgewinnen  dem  Grundherrn  durch 
die  Rente,  die  er  von  seinem  Lande  zieht,  völlig  wieder- 
erstattet sind,  sollte  diese  Rente  sowohl  von  der  Kirche, 
wie  vom  Staate  als  heilig  und  unverletzlich  angesehen, 
und  weder  einem  Zehnten  noch  einer  Besteuerung  unter- 
worfen werden.  Andernfalls  erschwert  die  Kirche  durch 
die  Hinderung  der  Bodenkultur  die  künftige  Zunahme 
ihrer  Zehnten,  und  der  Staat  die  künftige  Zunahme  seiner 
Steuern.  Da  bei  einer  derartigen  Ordnung  der  Dinge 
solche  Grundauslagen  außer  der  Wiedererstattung  ihres 
Betrages  nach  einer  gewissen  Zeit  ebenfalls  eine  Repro- 
duktion des  Reinertrags  verursachen,  so  werden  sie  in 
diesem  System  als  produktive  Auslagen  betrachtet. 

Die  Grundauslagen  des  Gutsherrn  und  die  ursprüng- 
lichen und  jährlichen  Auslagen  des  Pächters  sind  die 
einzigen  drei  Arten  von  Auslagen,  die  nach  diesem  System 
als  produktive  angesehen  werden.  Alle  übrigen  Auslagen, 
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und  alle  anderen  Yolksklassen,  selbst  die  nach  gewöhn- 
lichen Begriffen  produktivsten,  werden  nach  dieser  An- 
sicht der  Dinge  samt  und  sonders  als  unfruchtbar  und 
unproduktiv  dargestellt. 

Insbesondere  werden  Handwerker  und  Fabrikanten, 
deren  Fleiß  nach  gewöhnlichen  Begriffen  den  Wert  der 
rohen  Produkte  des  Bodens  so  sehr  erhöht,  in  diesem 
System  als  eine  ganz  unfruchtbare  und  unproduktive 
Volksklasse  dargestellt.  Ihre  Arbeit,  sagt  man,  ersetzt 
nur  das  Kapital,  das  sie  beschäftigt,  nebst  dem  gewöhn- 
lichen Gewinn.  Dies  Kapital  besteht  in  den  Materialien, 
Werkzeugen  und  Löhnen,  die  ihnen  vom  Arbeitgeber 
vorgestreckt  werden,  und  ist  der  Fonds,  der  sie  zu  be- 
schäftigen und  zu  unterhalten  bestimmt  ist.  Ihr  Gewinn 
ist  der  Fonds,  der  zum  Unterhalt  ihres  Arbeitgebers  be- 
stimmt ist.  Wie  der  letztere  ihnen  das  Kapital  an  Ma- 
terialien, Werkzeugen  und  Löhnen  vorschießt,  so  schießt 
er  sich  selber  das  zu  seinem  eigenen  Unterhalt  nötige 
vor,  und  diesen  Unterhalt  bemißt  er  gewöhnlich  nach 
dem  Gewinn,  den  er  durch  den  Preis  ihrer  Arbeit  zu 
machen  erwartet.  Erstattet  ihm  dieser  Preis  nicht  die 
eigenen  Unterhaltskosten,  sowie  die  seinenArbeitern  vor- 
gestreckten Materialien,  Werkzeuge  und  Löhne  zurück, 
so  ersetzt  er  ihm  offenbar  nicht  alle  Auslagen,  die  er 
dafür  gemacht  hat.  Die  Gewinne  eines  industriellen  Ka- 
pitals sind  also  nicht,  wie  die  Gi'undrente,ein  Reinertrag, 
der  nach  Wiedererstattung  aller  darauf  verwendeten  Aus- 
gaben übrig  bleibt.  Das  Kapital  des  Pächters  liefert 
diesem  ebenso  gut  einen  Gewinn,  wie  das  Kapital  des 
Fabrikherrn  diesem,  und  es  wirft  außerdem  für  einen, 
andern  eine  Rente  ab,  was  das  Kapital  des  Fabrikherrn 
nicht  tut.  Die  Auslagen,  die  zur  Beschäftigung  und 
zum  Unterhalt  der  Handwerker  und  Arbeiter  gemacht 
werden,  setzen  mithin  so  zu  sagen  das  Dasein  ihres 
eigenen  Wei'tes  höchstens  fort  und  bringen  keinen  neuen 
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Wert  hervor.  Es  sind  daher  samt  und  sonders  un- 
fruchtbare und  unproduktive  Auslagen.  Die  Auslagen 
hingegen,  die  zur  Beschäftigung  derPächter  und  Bauern 
dienen,  setzen  nichtnur  das  Daseiuihres  eigenen  Wertes 
fort,  sondern  bringen  einen  neuen  Wert  hervor,  die 
Rente  des  Grundherrn.  Sie  sind  daher  produktive 
Auslagen. 

Handelskapitalien  sind  ebenso  unfruchtbar  und  un- 
produktiv wie  industrielle.  Sie  setzen  nur  das  Dasein 
ihres  eigenen  AVertes  fort,  und  bringen  keinen  neuen 
Wert  hervor.  Ihre  Grewinne  erstatten  nur  den  Unter- 
halt wieder,  den  der  Geschäftsmann  während  der  Dauer 
der  Kapitalanlage,  d.  h.  bis  das  Kapital  wieder  eingeht, 
sich  selber  vorstreckt.  Sie  erstatten  nur  einen  Teil  der 
Kosten  zurück,  die  auf  die  Kapitalanlage  verwendet 
werden  mußten. 

Die  Arbeit  der  Handwerker  und  Fabrikanten  fügt 
dem  Werte  der  jährlichen  Summe  der  Bodenproduktion 
nie  etwas  hinzu.  Sie  fügt  allerdings  dem  Wert  ge- 
wisser Teile  von  ihr  sehr  viel  hinzu;  allein  der  da- 
durch veranlaßte  Verbrauch  anderer  Teile  kommt  genau 
dem  jenen  Teilen  hinzugefügten  Werte  gleich,  sodaß 
der  Wert  der  Summe  keinen  Augenblick  auch  nur  im 
Mindesten  dadurch  vermehrt  wird.  Der  Yerfertiger  der 
Spitzen  zu  einem  Paar  feiner  Manschetten  kann  z.  B. 
den  Wert  des  Flachses  von  einem  Penny  vielleicht  auf 
£  30  Sterling  erhöhen;  obwohl  er  aber  auf  den  ersten 
Blick  den  Wert  des  Rohprodukts  etwa  7200  mal  zu 
vermehren  scheint,  fügt  er  in  AVahrheit  dem  Werte  der 
jährlichen  Summe  der  Rohprodukte  nichts  hinzu.  Die 
Herstellung  jener  Spitzen  kostet  den  Arbeiter  vielleicht 
zwei  Jahre  Arbeit.  Die  £  30,  die  er  nach  vollendeter 
Arbeit  dafür  erhält,  sind  nichts  weiter,  als  die  Wieder- 
erstattung des  Unterhalts,  den  er  sich  während  der 
zweijährigen  Arbeit  vorstreckt.    Der  Wert,  den  er  durch 
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die  Arbeit  jedes  Tages,  Monats  oder  Jahres  dem  Flachse 
hinzufügt,  erstattet  nur  den  Wert  seines  täglichen,  mo- 
natlichen oder  jährlichen  Verbrauchs  wieder.  Keinen 
Augenblick  also  fügt  er  dem  Wert  der  jährlichen  Summe 
der  Produktion  etwas  hinzu:  und  was  er  verbraucht, 
kommt  genau  dem  Werte  gleich,  den  er  hervorbringt. 
Die  große  Armut  der  meisten  mit  dieser  kostspieligen 
und  doch  läppischen  Arbeit  beschäftigten  Leute  kann  uns 
überzeup^en,  daß  der  Preis  ihrer  Arbeit  gewöhnlich  den 
Betrag  ihrer  Unterhaltskosten  nicht  übersteigt.  Anders 
die  Arbeit  der  Pächter  und  Bauern.  Sie  bringt,  außer 
dem  vollständigsten  Ersatz  des  gesamten  Verbrauchs 
der  gesamten  für  Beschäftigung  und  Unterhalt  der  Ar- 
beiterund ihrer  Arbeitgeber  aufgewendeten  Kosten,  noch 
die  Rente  des  Grundherrn  hervor. 

Handwerker,  Fabrikanten  und  Kaufleute  können  das 
Einkommen  und  Vermögen  ihres  Volks  nur  durch  Spar- 
samkeit, oder,  wie  es  in  diesem  System  genannt  wird, 
nur  durch  Entsagung  vermehren,  d.  h.  dadurch,  daß  sie 
sich  eines  Teils  der  zu  ihrem  Unterhalt  bestimmten 
Fonds  berauben.  Sie  reproduzieren  jährlich  nichts  als 
diese  Fonds.  Ohne  daß  sie  jährlich  einen  Teil  davon 
eisparen  und  des  Genusses  eines  Teils  von  ihnen  sich 
berauben,  kann  durch  ihre  Arbeit  das  Einkommen  und 
Vermögen  ihres  Volks  nicht  im  geringsten  vermehrt 
werden.  Pächter  und  ländliche  Arbeiter  hingegen  können 
alle  zu  ihrem  Unterhalt  bestimmten  Fonds  in  vollem 
Umfang  genießen,  und  doch  gleichzeitig  das  Einkommen 
und  Vermögen  ihres  Volks  vermehr-en.  Außer  den  Er- 
fordernissen ihres  Unterhalts  liefert  ihre  Arbeit  jährlich 
einen  Reinertrag,  dessen  Vermehrung  notwendig  das 
Einkommen  und  Vermögen  des  Volks  vermehit.  Des- 
halb können  Völker,  die,  wie  das  englische  oder  franzö- 
sische grol3enteils  aus  Grundeigentümern  und  Bauern 
bestehen,  bei  Betriebsamkeit  und  Genuß  reich  werden. 
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Völker  hingegen,  die,  wie  Holland  und  Hamburg,  haupt- 
sächlich aus  Kaufleuten,  Handwerkern  und  Fabrikanten 
bestehen,  können  nur  durch  Sparsamkeit  und  Entsagung 
reich  werden.  Wie  aber  das  Interesse  der  Völkei'  in  so 
verschiedenen  Lagen  höchst  verschieden  ist,  so  ist  es  auch 
der  Nationalcharakter.  Bei  Völkern  ersterer  Gattung 
machen  naturgemäß  freier  Sinn,  Offenheit  und  Gesellig- 
keit einen  Teil  des  Charakters  aus;  bei  Völkern  der 
andern  Gattung  Engherzigkeit,  Kleinlichkeit  und  eine 
allem  geselligen  Vergnügen  und  Genüsse  feindliche 
Selbstsucht. 

Die  unproduktive  Klasse  der  Kaufleute,  Handwerker 
und  Fabrikanten  wird  lediglich  auf  Kosten  der  beiden 
anderen  Klassen,  der  Grundeigentümer  und  Bauern, 
unterhalten  und  beschäftigt.  Diese  versorgen  sie  mit 
den  Arbeitsstoffen  wie  den  Unterhaltungsmitteln,  dem 
Getreide  und  Vieh,  das  sie  während  ihrer  Arbeit  ver- 
zehren. Die  Grundeigentümer  und  Bauern  zahlen 
schließlich  sowohl  den  Lohn  aller  Arbeiter  wie  die  Ge- 
winne der  Arbeitgeber  der  unproduktiven  Klasse.  Diese 
Arbeiter  und  Arbeitfjeber  sind  eigentlich  die  Diener  der 
Grundeigentümer  und  Bauern.  Sie  sind  nur  Diener, 
die  außer  dem  Hause  arbeiten,  während  das  Gesinde 
innerhalb  des  Hauses  tätig  ist.  Beide  aber  werden  auf 
Kosten  der  nämlichen  Herren  unterhalten.  Beider  Arbeit 
ist  gleich  unproduktiv.  Sie  fügt  dem  Werte  der  Total- 
summe der  Bodenproduktion  nichts  hinzu.  Anstatt  den 
Wert  dieser  Totalsumme  zu  erhöhen,  ist  sie  eine  Last 
und  Ausgabe,  die  davon  bestritten  werden  muß. 

Dennoch  ist  die  unproduktive  Klasse  den  beiden 
anderen  Klassen  in  hohem  Grade  nützlich.  Mittelst  des 
Fleißes  der  Kaufleuto,  Handwerker  und  Fabrikanten 
können  die  Grundeigentümer  und  Landwirte  sowohl 
die  ausländischen  Waren,  als  auch  die  Manufakturartikel 
ihres  eigenen  Landes,  deren  sie  bedürfen,  mit  dem  Pro- 
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dukt  einer  weit  geringeren  Menge  ihrer  eignen  Arbeit  kau- 
fen, als  sie  aufwenden  müßten,  wenn  sie  den  ungeschick- 
ten und  linkischen  Versuch  machen  wollten,  die  einen  selbst 
einzuführen  und  die  anderen  zu  ihrem  G-ebrauche  selbst 
zu  verfertigen.  Durch  die  unproduktive  Klasse  werden 
die  Landwirte  mancher  Sorge  überhoben,  die  sonst  ihre 
Aufmerksamkeit  von  der  Bodenkultur  abziehen  würde. 
Die  größere  Produktion,  die  sie  infolge  dieser  unge- 
teilten Aufmerksamkeit  zu  erzielen  vermögen,  entschä- 
digt sie  hinlänglich  für  alle  Ausgaben,  die  ihnen  oder 
den  Grundeigentümern  der  Unterhalt  und  die  Beschäf- 
tigung der  unproduktiven  Klasse  verursacht.  So  un- 
produktiv der  Fleiß  der  Kaufleute,  Handwerker  und 
Fabrikanton  seiner  Natur  nach  ist,  so  trägt  er  doch  in- 
direkt zur  Vermehrung  der  Bodenproduktion  bei.  Er 
vermehrt  die  hervorbringendenKräfte  produktiverArbeit, 
indem  er  den  letzteren  die  Freiheit  verschafft,  sich  auf 
ihr  eigentliches  Geschäft:  die  Bodenkultur,  zu  beschrän- 
ken, und  der  Pflug  geht  oft  leichter  und  besser  mittelst 
der  Arbeit  des  Mannes,  dessen  Geschäft  mit  dem  Pfluge 
nicht  das  mindeste  zu  tun  hat. 

Es  kann  niemals  im  Interesse  der  Grundeigentümer 
und  Landwirte  liegen,  die  Geschäfte  der  Kaufleute, 
Handwerker  und  Fabrikanten  irgendwie  zu  beschränken 
oder  zu  entmutigen.  Je  größer  die  Freiheit  ist,  die 
die  unproduktive  Klasse  genießt,  um  so  größer  wird  der 
Wettbewerb  in  ihren  verschiedenen  Geschäftszweigen 
sein  und  um  so  wohlfeiler  können  sich  die  beiden  anderen 
Klassen  sowohl  mit  ausländischen  Waren  als  mit  den 
Manufakturartikeln  ihres  eigenen  Landes  versorgen. 

Es  kann  niemals  im  Interesse  der  unproduktiven 
Klasse  liegen,  die  beiden  anderen  Klassen  zu  unter- 
drücken. Der  überschüssige  Ertrag  des  Bodens  oder  was 
nach  Abzug  des  Unterhalts  erstlich  der  Bauern,  und 
sodann  der  Grundeigentümer  übrig  bleibt,  nur  dies  ist 


Kap.  TX.:  Die  Ackerbaiisysteme.  219 

es,  wodurch  die  unproduktive  Klasse  unterhalten  und 
beschäftigt  wird.  Je  größer  dieser  Überschuß  ist,  desto 
reichlicher  muß  auch  der  Unterhalt  und  die  Beschäf- 
tigung dieser  Klasse  sein.  Die  Herstellung  vollkora- 
mener  Grerechtigkeit,  Freiheit  und  Gleichheit  ist  das 
sehr  einfache  Geheiraniß.  das  allen  drei  Klassen  den  höch- 
sten Grad  des  Wohlergehens   aufs  Wirksamste  sichert- 

Die  Kaufleute,  Handwerker  und  Fabrikanten  der- 
jenigen Handelsstaaten,  die  wie  Holland  und  Hamburg 
hauptsächlich  aus  dieser  unproduktiven  Klasse  bestehen, 
werden  gleichfalls  lediglich  auf  Kosten  der  Grundeigen- 
tümer und  Bauern  beschäftigt.  Der  einzige  Unterschied 
ist  der,  daß  diese  Grundeigentümer  und  Bauern  meist 
in  einer  äußerst  lästigen  Entfernung  von  den  Kaufleu- 
ten, Handwerkern  und  Fabrikanten  wohnen,  denen  sie 
Arbeitsstoffe  und  Nahrungsmittel  verschaffen;  daß  sie 
Einwohner  anderer  Länder  und  Untertanen  anderer 
,  Staaten  sind. 

Dennoch  sind  solche  Handelsstaaten  für  die  Be- 
wohner solcher  anderen  Länder  in  hohem  Grade  nützlich. 
Sie  füllen  in  gewißem  Maße  eine  sehr  wichtige  Lücke 
aus  und  ersetzen  die  Stelle  der  Kaufleute,  Handwerker 
und  Fabrikanten,  die  die  Bewohner  dieser  Länder  bei 
sich  zu  Hause  finden  sollten,  aber  infolge  einer  feh- 
lerhaften Politik  nicht  finden. 

Es  kann  niemals  im  Interesse  der  Ackerbauvölker 
liegen,  die  Industrie  solcher  Handelsstaaten  durch  Be- 
legung ihrer  Geschäfte  oder  der  von  ihnen  gelieferten 
Waren  mit  hohen  Abgaben  zu  entmutigen  oder  zu  ver- 
kümmern.  Solche  die  Waren  verteuernden  Abgaben  kön- 
nen nur  dazu  dienen,  den  Sachwert  der  überschüssigen 
Produktion  ihres  Bodens,  mit  dem,  oder,  was  auf  das- 
selbe hinauskommt,  mit  dessen  Preise  diese  War-en  ge- 
kauft werden,  zu  ermäßigen,  die  Zunahme  dieser  über- 
schüssigen Produktion  und  folglich  die  Verbesserung  und 
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Kultur  ihres  Bodens  zu  hemmen.  Das  wirksamste  Mittel 
hingegen,  den  Wert  dieser  überschüssigen  Produktion 
zu  erhöhen,  ihre  Zunahme  zu  befördern,  und  somit  die 
Verbesserung  und  Kultur  des  Bodens  zu  heben,  würde 
in   der   Gewährung   vollster  Handelsfreiheit   bestehen. 

Diese  vollkommene  Handelsfreiheit  würde  sogar  das 
wirksamste  Mittel  sein,  die  ackerbautreibenden  Länder 
mit  der  Zeit  mit  allen  Handwerkern,  Fabrikanten  und 
Kaufleuten,  an  denen  es  ihnen  fehlt,  zu  versorgen  und 
so  die  sehr  wichtige  Lücke,  die  man  hier  empfand,  in 
der  zweckmäßigsten  und  vorteilhaftesten  Weise  aus- 
zufüllen. 

Die  fortwährende  Zunahme  des  Produktionsüber- 
schusses würde  mit  der  Zeit  ein  größeres  Kapital  schaffen, 
als  zu  dem  gewöhnlichen  Gewinnsatze  in  der  Boden- 
kultur angelegt  werden  könnte;  und  der  überschüssige 
Teil  dieses  Kapitals  würde  sich  von  selbst  der  Be- 
schäftigung heimischer  Handwerker  und  Fabrikanten  zu-  ■ 
wenden.  DieseHandwerker  und  Fabrikanten,  die  sowohl 
ihre  Arbeitsstoffe  als  auch  ihre  Unterhaltungsmittel  im 
Lande  finden,  würden  sogleich  imstande  sein,  selbst  bei 
viel  weniger  Kunst  und  Geschick  ebenso  wohlfeil  zuarbei- 
ten, wie  die  Handwerker  und  Fabrikanten  der  Handels- 
staaten, die  beide  aus  großer  Ferne  heranzuschaffen 
haben.  Und  selbst  wenn  sie  aus  Mangel  an  Kunst  und 
Geschick  eine  Zeit  lang  nicht  so  wohlfeil  arbeiten  können, 
so  könnten  sie,  da  ihr  Markt  im  Lande  selbst  ist,  ihre 
Arbeit  doch  ebenso  wohlfeil  verkaufen,  wie  die  Hand- 
werker und  Fabrikanten  der  Handelsstaaten,  die  ihre 
Waren  aus  weiter  Ferne  auf  den  Markt  bringen  müßten; 
und  mitzunehmender  Kunstund  Geschicklichkeit  würden 
sie  bald  wohlfeiler  zu  verkaufen  imstande  sein.  Die 
Handwerkerund  Fabrikanten  der  Handelsstaaten  würden 
mithin  unmittelbar  auf  dem  Markte  der  Ackerbauvölker 
Mitwerber  finden,  und  bald  danach  unterboten  und  ganz- 
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lieh  verdrängt  werden.  Die  infolge  der  allmählich  zuneh- 
menden Kunst  und  Geschicklichkeit  eintretende  Billig- 
keit der  Industrieerzeugnisse  derAckerbauvolker  würde 
den  Absatz  der  Erzeugnisse  mit  der  Zeit  ausdehnen  und 
sieaufviele  ausländische  Märkte  bringen,  um  dort  gleich- 
falls viele  Industrieerzeugnisse  der  Handelsstaaten  all- 
mählich zu  verdrängen. 

Diese  beständigeZunahme  dorBoden- und  Industrie- 
produktion der  Ackerbau  völker  würde  dann  mit  der  Zeit 
ein  größeres  Kapital  schaffen,  als  bei  dem  gewöhnlichen 
Grewinnsatze  in  der  Landwirtschaft  oder  Industrie  an- 
gelegt werden  kcinnte.  Der  Überschuß  dieses  Kapitals 
würde  sich  naturgemäß  dem  Außenhandel  zuwenden  und 
in  der  Ausfuhr  der  den  heimischen  Bedarf  übersteigenden 
rohen  Produkte  ihres  Landes  angelegt  werden.  Bei  der 
Ausfuhr  der  Produkte  ihres  eignen  Landes  hätten  die 
Kaufleute  eines  ackerbautreibenden  Volkes  einen  ähn- 
lichen Vorteil  vor  den  Kaufleuten  der  Handelsstaaten 
voraus,  wiedieHandwerker  und  Fabrikanten  der  ersteren 
vor  denen  der  letzteren  haben,  —  den  Vorteil  die  Ladung, 
Vorräte  und  Lebensmittel,  die  jene  in  der  Ferne  suchen, 
daheim  zu  finden.  Bei  geringerer  Übung  und  Geschick- 
lichkeit in  der  Schifffahrt  würden  sie  daher  dennoch  im- 
stande sein,  diese  Ladung  auf  auswärtigen  Märkten 
ebenso  wohlfeil,  und  bei  gleicher  Übung  und  Geschick- 
lichkeit, sie  sogar  noch  wohlfeiler  zu  verkaufen,  als  die 
Kaufleute  der  Handelsstaaten.  Sie  würden  mithin  bald 
im  Außenhandel  mit  jenen  Handelsstaaten  wetteifern, 
und  sie  mit  der  Zeit  ganz  daraus  verdrängen. 

Nach  diesem  freisinnigen  und  hochherzigen  System 
besteht  also  die  vorteilhafteste  Methode,  wie  ein  Acker- 
bauvolk sich  selbst  Handwerker,  Fabrikanten  und  Kauf- 
leute erziehen  kann,  daiin,  daß  sie  den  Handwerkern, 
Fabrikanten  und  Kaufleuten  aller  übrigen  Völker  die 
unbeschränkteste  Handelsfreiheit  einräumt.     Sie  erhöht 
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dadurch  den  Wert  der  überschüssigen  Bodenproduktion, 
derenbeständigeZunahme  allmählich  einen  Fonds  bildet, 
der  ihr  mit  der  Zeit  notwendig  alle  Handwerker,  Fa- 
brikanten und  Kaufleute,  deren  sie  bedarf,  verschafft. 

Wenn  dagegen  ein  Ackerbauvolk  den  Handel  aus- 
wärtiger Völker  durch  hohe  Zölle  oder  gänzliche  Ver- 
bote unterdrückt,  so  schädigt  es  seine  Interessen  auf 
zweierlei  Art.  Erstlich  entwertet  es  durch  Erhöhung 
der  Preise  aller  auswärtigen  Waren  und  Fabrikate  un- 
vermeidlich den  Überschuß  seiner  Bodenproduktion,  mit 
dessen  Preis  es  jene  ausländischen  Waren  und  Fabrikate 
kauft.  Zweitens  erhöht  es  durch  Gewährung  einer  Art 
Monopols  an  seine  Kaufleute,  Handwerker  und  Fabri- 
kanten den  Satz  des  kommerziellen  und  industriellen  Ge- 
winns im  Verhältnis  zu  dem  landwirtschaftlichen,  und 
entzieht  dadurch  der  Landwirtschaft  entweder  einen 
früher  darin  angelegten  Teil  des  Kapitals,  oder  hindert 
Kapitalien,  die  sonst  in  der  Landwirtschaft  Anlage  ge- 
sucht hätten,  sich  ihr  zuzuwenden.  Diese  Politik  ent- 
mutigt also  die  Landwirtschaft  auf  zweierlei  Art,  ein- 
mal durch  Entwertung  ihrer  Produkte  und  folgeweise 
Herabminderung  ihrer  Gewinne,  und  zweitens  durch 
Steigerung  der  Gewinne  aller  übrigen  Gewerbe.  Die 
Landwirtschaft  wird  weniger  vorteilhaft  und  Handel 
und  Industrie  vorteilhafter,  als  sie  sonst  wären,  und 
jedermann  gerät  durch  sein  eigenes  Interesse  in  Ver- 
suchung, Kapital  und  Arbeit  möglichst  von  der  ersteren 
fort,  und  auf  die  letzteren  hin  zu  lenken. 

Wenn  auch  ein  Ackerbauvolk  durch  diese  Zwangs- 
politik sich  seine  eignen  Handwerker,  Fabrikanten  und 
Kaufleute  etwas  früher  zu  verschaffen  vermöchte,  als 
unter  der  Handelsfreiheit  —  was  übrigens  nicht  wenig 
zweifelhaft  ist,  —  so  würde  es  sie  sich  doch  gleichsam 
vor  der  Zeit,  und  ehe  es  dazu  reif  geworden  ist,  ver- 
schaffen.     Durch    zu    hastige   Aufrichtung    einer   Art 
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von  Gevverbfleiß  würde  es  eine  andere  viel  schätzens- 
wertere verkümmern.  Durch  zu  hastige  Aufrichtung  einer 
Art  von  Gewerbfleiß,  die  nur  das  sie  beschäftigende  Kapi- 
tal nebst  dem  ge  wöhnlichenGewinn  wiedererstattet,  würde 
es  eine  Art  von  Gewerbfleiß  verkümmern,  die  außer 
dem  Ersatz  des  Kapitals  nebst  Gewinn  auch  einen  Rein- 
•  ertrag,  eine  freie  ßente  für  den  Grundherrn  liefert.  Es 
würde  produktive  Arbeit  verkümraei'n  durch  zu  hastige 
Beförderung  der  Arbeit,  die  gänzlich  unfi'uchtbar  und 
unproduktiv  ist. 

Wie  sich  nach  diesem  System  die  Totalsumme  der 
jährlichen  Bodenproduktion  unter  die  drei  obenerwähn- 
ten Klassen  verteilt,  und  auf  welche  Art  die  Arbeit 
der  unproduktiven  Klasse  nichts  weiter  als  den  Wert 
ihres  eigenen  Verbrauchs  wiedei'erstattet,  ohne  den  Wert 
jener  Totalsumme  irgendwiezu  vermehren,  hat  Quesnay, 
der  sehr  geistreiche  und  tiefe  Urheber  dieses  Systems  in 
arithmetischen  Tabellen  dargestellt.  Die  erste  dieser 
Tabellen,  die  er  vorzugsweise  die  ökonomische  Tabelle 
nennt,  zeigt  die  Art,  in  welcher  er  sich  diese  Verteilung 
unter  der  Voraussetzung  der  vollkommensten  Freiheit 
und  folglich  des  höchsten  Wohlergehens  denkt:  in  einem 
Zustande,  wo  die  Jahresproduktion  den  größtmöglichen 
Reinertrag  gewährt,  und  jedeKlasse  ihren  angemessenen 
Anteil  an  der  Gesamtproduktion  erhält.  Einige  wei- 
tere Tabellen  stellen  die  Art  dar,  wie  sich  nach  seiner 
Ansicht  diese  Verteilung  unter  den  verschiedenen  Zu- 
ständen des  Zwangs  und  der  Maßregelung  macht;  wenn 
entweder  die  Klasse  der  Grundeigentümer  oder  die  un- 
fruchtbare und  unproduktive  Klasse  mehr  begünstigt  wird 
als  die  Bauernklasse,  und  wenn  die  eine  oder  die  andere 
jener  Klassen  sich  mehr  oder  weniger  von  dem  Anteil 
zueignet,  der  eigentlich  dieser  produktiven  Klasse  ge- 
bührte. Jeder  solche  Eingriff,  jede  Verletzung  der  na- 
türlichen, bei  völliger  Freiheit  eintretenden  Verteilung 
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muß  nach  diesem  System  notwendig  von  Jahr  zu  Jahr 
den  Wert  und  die  Totalsumme  der  Jahresproduktion 
mehr  oder  weniger  verringern  und  dadurch  eine  Ab- 
nahme des  wirklichen  Vermögens  und  Einkommens  der 
Gresellschaft  herbeiführen,  eine  Abnahme,  die  je  nach  der 
Gewaltsamkeit  dieser  Eingriffe  und  je  nachdem  die  bei 
vollkommener  Freiheit  eintretende  natürliche  Verteilung 
mehr  oder  weniger  verletzt  wird,  schneller  oder  lang- 
samer vor  sich  geht.  Diese  späteren  Tabellen  stellen 
die  verschiedenen  Grade  der  Abnahme  dar,  die  dem 
System  zufolge  den  verschiedenen  Graden,  in  denen  die 
natürliche  Verteilung  der  Dinge  verletzt  wird,  ent- 
sprechen. 

Manche  denkenden  Arzte  scheinen  geglaubtzuhaben, 
die  Gesundheit  des  menschlichen  Körpers  könne  nur 
durch  eine  genau  bestimmte  Diät  und  Bewegung  er- 
halten werden,  und  jede,  auch  die  kleinste  Abweichung 
davon  müsse  notwendig  einen  dem  Grade  der  Abweichung 
entsprechenden  Grad  von  Krankheit  und  Unpäßlichkeit 
verursachen.  Die  Erfahrung  dürfte  aber  zeigen,  daß 
der  menschliche  Körper  allem  Anschein  nach  oft  bei  dem 
allerverschiedensten  Verhalten,  und  selbst  bei  einem 
solchen,  das  man  in  der  Regel  für  keineswegs  gesund 
hält,  dennoch  vollkommen  wohl  bleibt.  Der  gesunde 
Zustand  des  menschlichen  Körpers  dürfte  ein  gewisses 
unbekanntes  Prinzip  der  Erhaltung  in  sich  tragen,  das 
die  schlimmen  Folgen  eines  sehr  fehlerhaften  Verhaltens 
vielfach  abwendet  oder  mildert.  Quesnay,  der  selbstein 
Arzt,  und  zwar  ein  recht  denkender  Arzt  war,  scheint 
von  dem  Staatskörper  einen  ähnlichen  Begriff  gehabt, 
und  geglaubt  zu  haben,  dieser  könne  nur  bei  einer 
gewissen  genau  bestimmten  Diät,  bei  der  strengen  Diät 
vollkommener  Freiheit  und  Gerechtigkeit  blühen  und  ge- 
deihen. Er  scheint  nicht  bedacht  zu  haben,  daß  im 
Staatskörper  das  natürliche  Bestreben  jedes  Menschen, 
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seine  Lage  zu  verbessern,  ein  erhaltendes  Prinzip  ist, 
das  die  schlimmen  Folgen  einer  parteiischen  und  des- 
potischen Wirtschaftspolitik  vielfach  abzuwenden  und  zu 
mildern  vermag.  Eine  solche  politische  Ökonomie  hält 
zwar  den  natürlichen  Fortschritt  einer  Nation  zu  Wohl- 
stand und  Glück  mehr  oder  weniger  auf,  ist  aber  doch 
nicht  immer  im  Stande,  ihn  gänzlich  zu  hemmen  oder 
wohl  gar  rückgängig  zu  machen.  Wenn  eine  Nation 
ohne  den  Genuß  vollkommener  Freiheit  und  Gerechtig- 
keit nicht  gedeihen  könnte,  so  gäbe  es  keine  Nation  in 
der  Welt^  die  je  hätte  gedeihen  können.  Die  Weisheit 
der  Natur  hat  glücklicherweise  reichlich  Vorsorge  ge- 
troffen, im  Staatskörper  viele  schlimme  Folgen  mensch- 
licher Torheit  und  Ungerechtigkeit  zu  heilen,  ebenso 
wie  sie  es  für  den  menschlichen  Körper  getan  hat,  um 
die  der  Trägheit  und  Unmäßigkeit  abzuwenden. 

Der  Hauptirrtum  dieses  Systems  scheint  darin  zu 
liegen,  daß  es  die  Klasse  der  Handwerker,  Fabrikanten 
und  Kaufleute  als  ganz  unfruchtbar  und  unproduktiv  dar- 
stellt. Die  nachstehenden  Bemerkungen  werden  das 
Unrichtige  dieser  Vorstellung  dartun. 

Erstens  erzeugt  diese  Klasse,  wie  auch  anerkannt 
wird,  jährlich  den  Wert  ihres  jährlichen  Verbrauchs 
wieder  und  erhält  so  wenigstens  die  Existenz  des  Vor- 
rats oder  Kapitals,  das  sie  unterhält  und  beschäftigt.  Schon 
deswegen  allein  erscheint  die  Benennung  „unfrucht- 
bar und  unproduktiv"  als  sehr  falsch  angewendet.  Man 
kann  eine  P]henicht  unfruchtbarundunproduktiv nennen, 
wenn  sie  auch  nur  einen  Sohn  und  eine  Tochter  zum 
Ersatz  für  Vater  und  Mutter  hervorbringt  und  die  Zahl 
der  Menschen  nicht  vermelirt,  sondern  nur  ihren  Be- 
stand erhält.  Pächter  und  Bauer  bringen  allerdings 
außer  dem  Vorrat,  der  sie  unterhält  und  beschäftigt, 
jährlich  noch  einen  Reinertrag,  eine  freie  Rente  für 
den  Grundherrn  hervor.     Wie  eine  Ehe,  die  drei  Kin- 
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der  hervorbringt,  ohne  Zweifel  produktiver  ist,  als 
eine  Ehe,  aus  der  nur  zwei  hervorgehen,  so  ist  die  Ar- 
beit der  Pächter  und  Bauern  sicherlich  produktiver  als 
die  der  Kaufleute,  Handwerker  und  Fabrikanten.  Allein 
die  überlegene  Produktion  der  einen  Klasse  macht  die 
andere  doch  nicht  unfruchtbar  und  unproduktiv. 

Zweitens  scheint  es  ganz  falsch  zu  sein,  die  Hand- 
werker, Fabrikanten  und  Kaufleute  als  eine  Art  Dienst- 
boten anzusehen.  Die  Arbeit  der  letzteren  erhält  die 
Existenz  des  Fonds,  der  sie  unterhält  und  beschäftigt, 
keineswegs.  Ihr  Unterhalt  und  ihre  Beschäftigunp-  er- 
folgtgänzlich  auf  Kosten  der  Herrschaft,  und  ihre  Arbeit 
ist  nicht  der  Art,  daß  sie  diese  Kosten  wiedererstatten 
könnte.  Ihre  Arbeit  besteht  in  Diensten,  die  gewöhn- 
lich im  Augenblick  der  Leistung  vorübei-  sind,  und 
sich  in  keiner  verkäuflichen  Ware,  die  den  Betrag  ihres 
Lohns  und  Unterhalts  wiederei'stattete,  festsetzen  und  ver- 
wirklichen. Die  Arbeit  der  Handweiker,  Fabrikanten  und 
Kaufleute  hingegen  setzt  sich  fest  und  verwirklicht  sich 
naturgemäß  in  einer  solchen  Ware.  Deshalb  habe  ich  in 
dem  Kapitel,  das  von  der  produktiven  und  von  der 
unproduktiven  Arbeit  handelt,  die  Handwerker,  Fabri- 
kanten und  Kaufleute  der  Klasse  der  produktiven,  die 
Dienstboten  aber  der  derunfruchtbaren  und  unprodukti- 
ven Arbeiter   zugeteilt. 

Drittens  kann  man  unter  keinen  Umständen  sagen, 
daß  die  Arbeit  der  Handwerker,  Fabiükanten  und  Kauf- 
leute das  wirkliche  Einkommen  des  Volks  nicht  vermehre. 
Selbst  wenn  wir  z.  B.  annehmen,  wie  es  in  diesem  System 
geschieht,  daß  der  Wert  des  täglichen,  monatlichen, 
und  jährlichen  Verzehi'S  dieser  Klasse  dem  AVert  ihrer 
täglichen,  monatlichen  und  jährlichen  Produktion  ge- 
nau gleich  sei,  so  folgt  daraus  doch  keineswegs,  daß 
ihre  Arbeit  dem  wirklichen  Einkommen,  dem  wirklichen 
Wert  der  Jahresproduktion  des  Bodens  und  der  Arbeit 
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des  Volks  nichts  hinzufüge.  Ein  Handwerker  z.  B.,  der 
in  den  ersten  sechs  Monaten  nach  der  Ernte  eine  Arbeit 
herstellt,  die  einen  Wert  von  £  10  hat,  fügt,  wenn  er 
auch  in  derselben  Zeit  Getreide  und  andere  Bedürf- 
nisse im  Werte  von  £  10  verzehrt,  in  Wahrheit  der 
Jahresproduktion  des  Bodens  und  der  Arbeit  des  Volks 
den  Wert  von  £  10  hinzu.  Während  er  ein  halb- 
jähriges Einkommen  von  £  10  in  Getreide  und  anderen 
Bedürfnissen  aufzehrte,  brachte  er  einen  gleichen  Arbeits- 
wert hervor,  mit  dem  er  füi-  sich  oder  einen  anderen 
ein  gleiches  halbjähriges  Einkommen  kaufen  kann.  Der 
Wert  dessen,  was  in  den  sechs  Monaten  verzehrt  und 
hervorgebracht  wurde,  beträgt  dahernicht  zehn,  sondern 
zwanzig  Pfund.  Allerdings  ist  esmöglich,  daß  hiervon  in 
keinem  Augenblicke  mehr  als  ein  Wert  von  £  10  vor- 
handen war.  Wenn  aber  die  £  10  Getreide  und  an- 
dere Bedürfnisse,  die  von  dem  Handwerker  verzehrt 
wurden,  von  einem  Soldaten  oder  Dienstboten  verbraucht 
worden  wären,  so  würde  der  Wert  des  am  Ende  der 
sechs  Monate  vorhandenen  Teils  der  Jahresproduktion 
zehn  Pfund  weniger  betragen  haben,  als  er  infolge  der 
Arbeit  des  Handwerkers  beträgt.  Wenn  daher  auch  der 
Wert  dessen,  was  der  Handwerker  hervorbringt,  zu 
keiner  Zeit  höher  angenommen  werden  könnte,  als  der 
Wert,  den  er  verzehrt,  so  ist  doch  zu  jeder  Zeit  der 
wirklich  auf  dem  Markte  vorhandene  Güterwert  infolge 
seiner  Produktion  größer,  als  er  sonst  sein  würde. 

Wenn  die  Anhänger  dieses  Systems  behaupten,  daß 
der  Verbrauch  der  Handwerker,  Fabrikanten  und  Kauf- 
leute dem  Wert  ihier  Produktion  gleich  sei,  so  meinen 
sie  damit  wahrscheinlich  nichts  weiter,  als  daß  ihr  Ein- 
koramen d.  h.  der  zu  ihrem  Verbrauch  bestimmte  Fonds, 
dem  Wert  ihrer  Produktion  gleich  sei.  Hätten  sie  sich 
bestimmter  ausgedrückt  und  bloß  dies  behauptet,  so  würde 
der  Leser  leicht   darauf  gekommen  sein,    daß  die  Er- 
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sparnisse  von  diesem  Einkommen  notwendig-  den  wifk- 
lichen  Wohlstand  des  Volks  mehr  oder  weniger  ver- 
mehren müssen.  Um  ein  Argument  zureclit  zu  machen, 
mußten  sie  sich  so  ausdrücken,  wie  sie  getan  haben, 
und  dies  Argument  hat,  selbst  angenommen,  die  Dinge 
verhielten  sich  so,  wie  sie  vorauszusetzen  scheinen,  doch 
keine  rechte  Beweiskraft. 

Viertens  können  Pächter  und  Bauern  ohne  Erspar- 
nisse das  wirkliche  Einkommen  ihres  Volks,  die  Jahres- 
produktion des  Bodens  und  seiner  Arbeit  ebensowenig 
vermehren,  wie  Handwerker,  Fabrikanten  und  Kauf- 
leute. Die  Jahresproduktion  eines  Volks  kann  nur 
auf  zweierlei  Art  vermehrt  werden;  entweder  durch  eine 
Vervollkommnung  der  Produktivkräfte  der  augenblick- 
lich beschäftigten  Arbeiter,  oder  durch  Vermehrung 
der  Arbeiter. 

Die  Vervollkommnung  der  Produktivkräfte  kann  ers- 
tens durch  Erhöhung  der  Geschicklichkeit  des  Arbeiters, 
und  zweitens  durch  Vervollkommnung  der  Maschinen, 
mit  denen  er  arbeitet,  erfolgen.  Wie  aber  die  Arbeit  der 
Handwerke  und  Großgewerbe  einer  vielfacheren  Teilung, 
und  die  Arbeit  jedes  einzelnen  Arbeiters  einer  Zurückfüh- 
rung  auf  einfache  Verrichtungen  weit  fähiger  ist,  als  die 
Arbeit  der  Pächter  und  Bauern,  so  ist  sie  auch  dieser 
beiden  Vervollkommnungsarten  in  weit  höherem  Grade 
fähig.*)  In  dieser  Beziehung  kann  also  die  Klasse  der 
Landwirte  keinerlei  Vorzug  vor  der  der  Handwerker 
und  Fabrikanten  haben. 

Die  Vermehrung  der  augenblicklich  in  einem  Volk 
beschäftigten  Arbeiter  hängt  lediglich  von  der  Zunahme, 
des  Kapitals  ab,  das  sie  beschäftigt,  und  die  Zunahme 
dieses  Kapitals  muß  ihrerseits  genau  dem  Betrage  der 
Ersparnisse  aus  dem  Einkommen  entweder  der  Personen, 


*)  Siehe  P>uch  T..  Kapitel   1. 
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diu  die  Anlage  dieses  Kapitals  leiten,  oder  derjenigen, 
die  CS  ihnen  borgen,  gleich  sein.  Wenn,  wie  das 
System  anzunehmen  scheint,  Kaufleate,  Handwerker  und 
Fabrikanten  von  Natur  mehr  zum  Sparen  und  Zurück- 
legen geneigt  sind,  als  Grundbesitzer  und  Landleute,  so 
werden  sie  walirsclieinlicli  die  Menge  der  nützlichen 
Arbeit  und  mithin  das  wirkliche  Einkommen,  die  Jahres- 
produktion ihres  Volks  in  höherem  Grade  vermehren, 
als  diese. 

Fünftens  endlich  müßte,  wenn  man  mit  diesem 
System  annehmen  wollte,  daß  das  Einkommen  der  Be- 
wohner jedes  Landes  lediglich  in  der  Menge  von  Nah- 
rungsmitteln bestehe,  die  ihnen  ihr  Fleiß  verschaffen 
kann,  doch  selbst  nach  dieser  Voraussetzung  unter  sonst 
gleichen  Umständen  das  Einkommen  eines  Handels-  und 
Industriestaats  stets  weit  größer  sein,  als  das  eines 
Landes  ohne  Handel  oder  Industrie.  Mittelst  der  letz- 
teren kann  jährlich  eine  größere  Menge  von  Nahrungs- 
mitteln in  ein  Land  eingeführt  werden,  als  sein  eigener 
Boden  beim  dermaligen  Kulturznstande  liefern  könnte. 
Die  Bewohner  einer  Stadt,  die  oft  gar  keine  eigenen 
Ländereien  besitzt,  ziehengleichwohldurchihre Industrie 
so  viele  Bodenprodukte  an  sich,  daß  sie  sich  dadurch 
nicht  nur  die  Arbeitsmaterialien,  sondern  auch  ihre  Le- 
bensmittel verschaffen.  Was  aber  bei  einer  Stadt  bezüg- 
lich der  Umgegend  zutrifft,  trifft  auch  oft  bei  einem 
unabhängigen  Staat  oder  Lande  bezüglich  anderer  zu. 
So  bezieht  Holland  einen  großen  Teil  seiner  Nahrungs- 
mittel aus  anderen  Ländern:  lebendes  Vieh  aus  Holstein 
und  Jutland,  und  Getreide  fast  aus  allen  europäischen 
Ländern.  Eine  geringe  Menge  verarbeiteter  Produkte 
kauft  eine  große  Menge  von  Rohprodukten.  Ein  Han- 
dels- und  Industriestaat  kauft  mithin  mit  einem  klei- 
nen Teile  seiner  verarbeiteten  Produkte  einen  großen 
Teil  der  Rohprodukte  anderer  Länder,  während  umge- 


230     Viertes  Buch:  Die  Systeme  der  politischen   Ökonomie. 

kehrt  ein  Land  ohne  Handel  oder  Industrie  in  der  Regel 
gezwungen  ist,  mit  Aufwand  eines  großen  Teils  seiner 
Rohprodukte  einen  sehr  kleinen  Teil  der  Industrie- 
produkte anderer  Länder  zu  kaufen.  Das  eine  führt  aus, 
was  nur  sehr  wenige  erhalten  und  versorgen  kann  und 
führt  die  Unterhalts-  und  Versorgungsmittel  einer  gro- 
ßenZahl  ein.  Das  andere  fühlt  die Versorgungs-und Un- 
terhaltsmittel einer  großen  Zahl  aus,  und  nur  die  weni- 
gerein. Die  Bewohner  des  einen  müssen  stets  mehrUnter- 
haltsmittel  haben,  als  ih  re  eigenen  Ländereien  beim  derma- 
ligenZustande  ihrer  Kultur  liefern  können  ;  dieBewohner 
des  anderen  müssen  stets   weit  weniger  haben. 

Mit  all' seinen  Mängeln  kommt  indessen  dieses  System 
von  allen  bisherigen  Systemen  der  politischen  Ökonomie 
der  Wahrheit  vielleicht  am  nächsten,  und  verdient  des- 
halb dieBeachtung  eines  jeden,  der dieGrundsätze dieser 
sehr  wichtigen  Wissenschaft  aufmerksam  prüfen  will. 
Wenn  auch  die  Bezeichnung  der  auf  den  Boden  ver- 
wendeten Arbeit  als  der  einzig  pioduktiven,  als  ein  zu 
enger  und  beschränkter  Begriff  gelten  muß,  so  ist  doch 
die  Lehre,  daß  der  Volkswohlstand  nicht  in  dem  un- 
verzehrbarenGeldreichtum,  sondern  in  den  verzehrbaren 
durcli  die  Arbeit  des  Volkes  jährlich  wiedererzeugten 
Gütern  bestehe,  und  daß  vollkommene  Freiheitdas  einzig 
wirksame  Mittel  sei,  diese  jährliche  AViedererzeugung  so 
groß  wie  immer  möglich  zu  macheu,  ebenso  richtig  als 
hochherzig  und  liberal.  Seine  Anhänger  sind  sehr  zahlreich 
und  da  die  Menschen  das  Paradoxe  und  den  Schein  lieben, 
als  verständen  sie  mehr  als  das,  was  gewöhnliche  Leute  fas- 
sen können,  so  hat  vielleicht  die  Paradoxic  von  der  unpro- 
duktiven Natur  der  gewerblichen  i^rbeit  nicht  wenig 
dazu  beigetragen,  die  Zahl  seiner  Bewunderer  zu  ver- 
mehren. Sie  machen  seit  einigen  Jahren  eine  sehr  an- 
sehnliche Schule  aus,  die  in  der  französischen  Gelehrten- 
republik  unter  dem  Namen  der  Ökonomisten  bekannt 
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ist.  Ihre  Sclirifton  haben  ihi'cm  Laude  sicherlich  uumclien 
Dienst  geleistet,  nicht  allein  dadurch,  daß  sie  manche 
Gegenstände,  die  zuvor  niemals  gehörig  geprüft  worden 
waren,  einer  allgemeinen  Erörterung  unterwarfen,  son- 
dern auch  dadurch,  daß  sie  die  Regierung  dem  Ackerbau 
einigermaßen  günstig  stimmten.  Eine  Folge  ihrer  Lehren 
war,  daß  der  französische  Ackerbau  von  manchen  Be- 
drückungen, unter  denen  er  früher  gelitten  hatte,  befreit 
worden  ist.  Pachtkontrakte,  die  die  Pächter  gegen  jeden 
künftigen  Käufer  oder  Eigentümer  des  Gutes  schützen, 
dürfen  jetzt,  anstatt  nur  auf  neun,  auf  siebenundzwanzig 
Jahre  geschlossen  werden.  Die  alten  provinziellen  Be- 
schränkungen der  Getreideausfuhr  aus  einer  Provinz  in  die 
andere  wurden  gänzlich  aufgehoben,  und  die  Freiheit  der 
Getreideausfuhr  nach  allen  fremden  Ländern  wurde  in  al- 
len gewöhnlichen  Fällen  gemeinesRecht  des  Reichs.  Diese 
Schulofolgt  in  allen  ihren  Schriften,  die  sehr  zahlreich  sind 
und  nicht  allein  Gegenstände  der  eigentlichen  politischen 
Ökonomie,  sondern  auch  aller  anderen  Zweige  der  Zi- 
vilvervvaltung  behandeln,  unbedingt  und  ohne  merkliche 
Abweichung  der  Lehre  Quesnays.  Aus  diesem  Grunde  zei- 
gen die  meisten  ihrer  Schriften  wenig  Vei-schiedenheit.  Die 
klarste  und  zusammenhängendste  Darstellung  der  Lehre 
findet  man  in  einem  kleinen  Buche  von  Mercier  de  la  Rivi- 
ere, vormaligem  Intendanten  von  Martinique,  unter  dem 
Titel:  L'ordre  naturel  et  es^entiel  des  societes  politiques. 
Die  Verehrung  dieser  ganzen  Schule  für  ihren  Meister, 
der  selbst  ein  Mann  von  der  größten  Bescheidenheit  und 
Einfachheit  war,  ist  nicht  geringer,  als  die  der  alten 
Philosophen  für  die  Stifter  ihrer  Systeme.  „Solange 
die  Welt  steht,"  sagt  ein  sehr  fleißiger  und  schätzens- 
werter Schriftsteller,  der  Marquis  de  Mirabeau,  „waren 
es  hauptsächlich  drei  große  Erfindungen,  die  den 
Staatsgesellschaften  innere  Festigkeit  gaben,  abgesehen 
von  vielen  anderen  Erfinduna'en,  die  sie  bereichert  und 
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ireschmückt  haben.  Die  erste  ist  die  Erfind uiifr  des 
Schreibens,  die  allein  die  Menschen  in  Stand  setzt,  ihre 
Gesetze,  Verträge,  Jahrbücher  und  Entdeckungen  un- 
verändert auf  die  Nachwelt  zu  bringen.  Die  zweite  ist 
die  Erfindung  des  Geldes,  das  alle  Beziehungen  zwi- 
schen zivilisierten  Völkern  vermittelt.  Die  dritte  ist 
die  Ökonomische  Tabelle,  das  Ei-gebnis  der  beiden  an- 
deren,die  siedurch  Vervollkommnung  ihres  Zweckes  er- 
gänzt, die  große  Entdeckung  unseres  Zeitalter'«,  deren 
Früchte    erst    unsere  Nachkommen    pflücken   werden". 

Wie  die  Wirtschaftspolitik  der  neueren  europäischen 
Völker  der  Industrie  und  dem  auswärtigen  Handel,  dem 
Geweibe  der  Städte  günstiger  gewesen  ist,  als  dem  Acker- 
bavi,  dem  Gewerbe  des  Landes;  so  hat  diejenige  anderer 
Völker  ein  entgegengesetztes  S3^stem  befolgt  und  sich 
dem  Ackerbau  günstiger  gezeigt,  als  der  Industrie  und 
dem  auswärtigen  Handel. 

Die  Politik  Chinas  begünstigt  den  Ackerbau  mehr 
als  alle  übrigen  Beschäftigungen.  In  China  soll  der  Feld- 
arbeiter um  soviel  über  dem  Handwerker  stehen,  wie  in 
den  meisten  europäischen  Ländern  der  Handwerker  über 
dem  Feldarbeiter.  Jeder  hat  den  Ehrgeiz,  einen  kleinen 
Fleck  Landes  zu  besitzen  oder  zu  pachten  und  diePacht- 
bedino'ungen  sollondort  sehr  billig  sein  und  denPächtern 
hinreichende  Sicherheit  gewähren.  Die  Chinesen  achten 
den  auswärtigen  Handel  gering.  „Kuer  bettelhafter 
Handel!"  war  der  Ausdruck,  dessen  sich  über  ihn  die 
Mandarinen  von  Peking  gegen  den  russischen  Gesandten, 
Herrn  von  Lange  bedienten''"').  AuI3er  mit  Japan  treiben 
die  Chinesen  selbst  und  in  eigenen  Schiffen  wenig  oder 
gar  keinen  auswärtigen  Handel,  und  die  Schiffefremder 
Nationen  lassen  sie  nur  in  einem  oder  in  zwei  Häfen 
ihres  Reiches  zu.      Daher-  ist  der  auswäitiiie  Handel  in 
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China  auf  einen  weit  engeren  Kreis  als  den  beschränkt, 
auf  den  er  sich  seiner  Natur  nach  ausdehnen  könnte, 
wenn  ihm  entweder  in  eigenen  oder  in  den  Schiffen 
fremder  Nationen  mehr  Freiheit  gestattet   würde. 

Da  Industrieerzeugnisse  in  einem  kleinen  Raum 
oft  einen  großen  Wert  enthalten,  und  doshalb  mit  ge- 
ringeren Kosten  von  einem  Lande  zum  anderen  gebracht 
werden  können,  als  die  meisten  Rohprodukte,  so  beruht 
in  fast  allen  Ländern  der  auswärtige  Handel  liauptsäcli- 
lich  auf  ihnen.  Überdies  bedürfen  sie  in  Ländern,  die 
weniger  ausgedehnt  und  weniger  günstig  für  den  inneren 
Handel  veranlagt  sind  als  China,  in  der  Regel  die  Un- 
terstützung dos  auswärtigen  Handels.  Ohne  einen  aus- 
gedehnten ausländischen  Markt  könnten  sie  weder  in 
kleinen  und  nur  einen  beschränkten  inneren  Markt  ge- 
währenden Ländei'u,  noch  in  Ländern,  wo  die  Verbin- 
dung zwischen  denverschiedenenProvinzen  schwierig  ist 
und  die  Waren  gewisser  Plätze  unmöglich  den  ganzen 
inneren  Absatz  behen'schen  können,  gut  gedeihen.  Die 
Vervollkommnung  dor  Fabrikindustrie  hängt,  wie  man 
sich  zu  erinnern  hat,  gänzlich  von  der  Teilung  der 
Arbeit  ab  und  der  Grad,  bis  zu  dem  diese  Arbeits- 
teilung in  einer  Industrie  eingeführt  werden  kann,  wie 
früher  gezeigt  wurde,  wird  notwendig  durch  den  Um- 
fang des  Marktes  bestimmt.  Nun  verleiht  die  grolie 
Ausdehnung  des  chinesischen  Reiches,  die  Menge  seiner 
Einwohner,  die  Verschiedenheit  seines  Klimas  und  seiner 
Produktion,  so  wie  endlich  dieleichte  Wasserverbiiidung 
zwischen  den  meisten  Pi'ovinzen  dem  einheimischen  Markt 
dieses  Landes  einen  so  o-roßen  Umfan";,  daß  er  allein 
hinreicht,  die  größten  Industrien  zu  stützen  und  die 
minutiöseste  Arbeitsteilung  zuzulassen.  Der  innere  Markt 
Chinas  ist  an  Umfang  vielleicht  nicht  viel  geringer  als 
der  Markt  aller  europäischen  Länder  zusammengenom- 
men.   Ein  ausgedehnter  Aussenhandel  jedoch,  der  diesem 
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gfoßen  inneren  Markte  noch  die  Märkte  der  ganzen  übri- 
gen Welt  hinzufügte,  müßte,  namentlich  wenn  er  großen- 
teils in  chinesischen  Schiffen  betrieben  würde,  höchst 
wahrscheinlich  die  Gewerbe  Chin  as  außerordentlich  heben 
und  die  Produktivkräfte  seiner  Industrie  im  höchsten 
Maße  vervollkommnen.  Bei  einer  ausgedehnteren  Schiff- 
fahrt würden  die  Chinesen  natürlich  den  Gebrauch  und 
die  Herstellung  der  verschiedenen  Maschinen  lei'nen,  die 
man  in  anderen  Ländern  anwendet,  sowie  die  anderen 
Fortschritte  in  Künsten  und  Gewerben  sich  aneignen, 
die  in  den  verschiedenen  Teilen  der  Welt  gemacht  sind. 
Bei  ihrem  jetzigen  Verfahren  haben  sie  wenig  Gelegen- 
heit, sich  nach  dem  Beispiel  anderer  Völker,  als  etwa 
der  Japaner,  zu  vervollkommnen. 

Auch  die  Wirtschaftspolitik  der  alten  Ägypter,  so 
wie  die  der  Gentoo-Rogierung  von  Hindustan,  scheint 
den  Ackerbau  mehr  als  alle  übrigen  Gewerbe  begünstigt 
zu  haben. 

Sowohl  im  alten  xlgypten  als  in  Hindostan  war 
die  ganze  Masse  des  Volkes  in  verschiedene  Kasten  ge- 
teilt, deren  jede  erblich  auf  ein  bestimmtes  Gewerbe 
oder  bestimmte  Klassen  von  Gewerben  beschränkt  war. 
Der  Sohn  eines  Priesters  war  notwendig  Priester,  der 
Sohn  eines  Soldaten  Soldat,  der  Sohn  eines  Bauern 
Bauer,  der  Sohn  eines  AVobers  Weber,  der  Sohn  eines 
Schneiders  Schneider  und  so  fort.  In  beiden  Ländei'n  hatte 
die  Kaste  der  Priestor  den  höchsten,  die  der  Soldaten 
den  nächsten  Rang,  und  in  beiden  stand  die  Kaste  der 
Landleute  höher  als  die  der  Kaufleute  und  Gewerb- 
treibenden. 

Die  RegierungbeiderLänder  wendete  ihre  Fürsorge 
namentlich  den  landwirtschaftlichen  Interessen  zu.  Die 
von  den  alten  Henschern  Agj'ptens  aufgeführten  Strom- 
bauten am  Nil  war-en  im  Altertum  berühmt,  und  die 
Überreste  einiger  von  ihnen  erregen  noch  jetzt  die  Be- 
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vvnncleiung  der  Reisenden.  Ähnliche  Werke,  die  von 
den  alten  Beherrschern  Hindostans  angelegt  wurden, 
um  die  Gewässer  des  Ganges  und  einiger  anderen  Flüsse 
zweckmäßig  zu  verteilen,  haben  zwar  nicht  gleiche  Be- 
rühmtheit erlangt,  scheinen  aber  von  nicht  minderer 
Größe  gewesen  zu  sein.  Beide  Länder  waren  zwar  ge- 
legentlichen Teuerungen  unterworfen,  standen  aber  im 
Rufe  unoeineinor  Fruchtbarkeit.  Obwohl  beide  äußerst 
bevölkert  waren,  konnten  sie  gleichwohl  in  Jahren  selbst 
nur  einer  Mittelernfce  große  Getreidemengen  ausführen. 
Die  alten  Äg3^[)ter  hatten  eine  abergläubische  Ab- 
neio-une:  crecren  die  See;  und  da  die  Religion  der  Gen- 
toos  ihren  Anhängern  nicht  eilaubt,  Feuer  anzuzünden 
und  folglich  auch  S[)eisen  zu  kochen,  so  verbietet  sie 
ihnen  tatsächlich  alle  weiten  Seereisen.  Die  Ägyp- 
ter wie  die  Inder  waren  für  die  Ausfuhr  ihrer  über- 
schüssigen Produkte  fast  ganz  auf  die  Schiff  fahrt  anderer 
Nationen  angewiesen,  und  diese  Abhängigkeit  schränkte 
einesteils  ihren  Maikt  ein  und  schreckte  anderenteils 
von  der  Vermehrung  der  überschüssigen  Produktion 
ab;  und  zwar  mußte  sie  die  Zunahme  der  industriellen 
Produktion  mehr  verhindern,  als  die  der  Boden[)ro- 
duktion.  Fabrikate  bedürfen  eines  weit  ausgedehnteren 
Marktes,  als  die  wichtigsten  Bodenprodukte.  Ein 
Schuhmacher  wird  in  einem  Jahre  mehr  als  dreihundert 
Paar  Schuhe  machen,  und  seine  Familie  braucht  deren 
vielleicht  kaum  sechs.  Wenn  er  daher  nicht  wenig- 
stens fünfzig  Familien,  wie  die  seinigo,  zu  Kunden  hat, 
so  kann  er  nicht  seine  ganze  Produktion  absetzen.  Die 
zahlreichste  Klasse  von  Handwerkern  wird  in  einem 
großen  Lande  kaum  den  fünfzigsten  oder  auch  nur  den 
hundertsten  Teil  der  Gesamtzahl  aller  Familien  aus- 
machen. Aber  die  ländliche  Bevölkerung  wird  in  [jändcrn 
wie  Franki'eich  uml  Fugland  von  einigen  Schril'tstellern 
auf  die  Hälfte,  von  anderen  auf  ein  Drittel,  und  meines 
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Wissens  von  keinem  niedriger  als  auf  ein  Fünftel  aller 
Einwohner-  geschätzt.  Da  aber  die  Produkte  der  Land- 
wirtschaft in  Frankreich  sowohl  wie  in  England  zum 
größten  Teil  im  Lande  selbst  verbraucht  werden,  so 
kann  nach  diesen  Berechnungen  jede  in  der  Landwirt- 
schaftbeschäftigte Person  nur  der  Kundschaft  von  einer, 
zwei  oder  höchstens  von  vier  Familien  wie  sie  selbst, 
bedürfen,  um  ihre  ganze  Produktion  abzusetzen.  Der 
Ackerbau  kann  sich  daher  unter  der  Ungunst  eines  be- 
schränkten Marktes  besser  behaupten,  als  die  Industrie. 
Im  alten  Ägypten  wie  in  Hindostan  wurde  allerdings 
die  Beschränkung  des  auswärtigen  Marktes  bis  auf  einen 
gewissen  Grad  durch  die  Vorteile  einer  verzweigten 
Binnenschifffahrt  ausgeglichen,  die  allen  Produkten  der 
verschiedenen  Distrikte  dieser  Länder  den  ganzen  hei- 
mischen Markt  in  vorteilhaftester  Weise  öffnete.  Auch 
war  bei  dem  großen  Umfange  von  Hindostan  der  innere 
Markt  dieses  Landes  sehr  ausgedehnt,  und  vermochte 
die  mannigfaltigsten  Industrien  hinlänglich  zu  stützen. 
Dagegen  muß  der  geringe  Umfang  des  alten  Ägyptens, 
das  niemals  an  Größe  England  gleich  kam,  den  hei- 
mischen Markt  dieses  Landes  in  zu  enge  Grenzen  ein- 
geschränkt haben,  um  einer  großen  Mannigfaltigkeit  von 
Industrien  als  Stütze  zu  dienen.  Daher  hat  sichBengalen, 
die  Provinz  von  Hindostan,  die  gewöhnlich  die  größte 
Menge  Reis  ausführt,  stets  durch  eine  noch  größere 
Ausfuhr  von  vielerlei  Industrieerzeugnissen,  als  durch 
seine  Getreideausfuhr  ausgezeichnet.  Das  alte  Ägypten 
hingegen  führte  zwar  manche  Industrieorzeugnisse,  be- 
sonders feine  Leinwand  und  einige  andere  Waren  aus; 
war  aber  stets  vorzugsweise  durch  seinen  großen  Ge- 
treideexport berühmt.  Es  war  lange  die  Kornkammer 
des  römischen  Reiches. 

Die  Beherrscher  Chinas,  dos  alten  Ägyptens  und  der 
verschiedenen  Königreiche  Hindostans  zo^en  stets  ihr 
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Einkoramen  ganz  oder  grülitenteils  aus  einer  Art  Grund- 
steuer oder  Grundrente.  Diese  Grundsteuer  oder  Grund- 
rente bestand,  wie  in  Europa  der  Zehnte,  in  einem  ge- 
wissen Anteil,  wie  es  heißt,  einem  Fünftel  des  Ertrags, 
das  entweder  in  natura  abgeliefert,  oder  nach  einer  ge- 
wissen Schätzung  in  Geld  entrichtet  wurde  und  folglich 
von  Jahr  zu  Jahr  je  nach  dem  verschiedenen  Ertrage 
schwankte.  Es  wardaher  natürlich,  daß  dieHerrscherdie- 
ser  Länder  die Landwirtschaftbesonders  beförderten,  von 
deren  Gedeihen  oder  Verfall  unmittelbar  die  Vermehrung 
oder  Verminderung  ihrer  jährlichen  Einkünfte  abhing. 
Die  Wirtschaftspolitik  der  alten  griechischen  Re- 
publiken und  Roms  hielt  zwar  den  Ackerbau  in  höherer 
Achtung  als  die  Gewerbe  oder  den  auswärtigen  Handel, 
scheint  aber  die  letzteren  doch  mehr  erschwert,  als  den 
ersteren  direkt  und  absichtlich  begünstigt  zu  haben. 
In  einigen  alten  Staaten  Griechenlands  war  der  aus- 
wärtige Handel  gänzlich  verboten;  in  anderen  galt 
die  Beschäftigung  des  Handwerkers  und  Fabrikanten 
als  der  Kraft  und  Behendigkeit  des  menschlichen  Köipers 
schädlich,  da  sie  ihn  zu  den  Fertigkeiten,  die  ihre  mili- 
tärischen und  gymnastischen  Übungen  ausbilden  sollten, 
unfähig  und  dadurch  mehr  oder  weniger  ungeeignet 
mache,  die  Beschwerden  des  Kriegs  zu  ertragen  und  seine 
Gefahren  zu  bestehen.  Solche  Beschäftigungen  betrachtete 
man  als  nur  für  Sklaven  geeignet,  und  den  freien  Staats- 
bürgern war  es  nicht  erlaubt,  sie  zu  treiben.  Sogar  in 
Staaten,  in  denen  ein  solches  Verbot  nicht  bestand,  wie  in 
Rom  und  Athen,  war  die  große  Masse  des  Volkes  tat- 
sächlich von  allen  Gewerben,  die  jetzt  gewöhnlich  von 
den  unteren  Klassen  der  Städte  getrieben  werden,  aus- 
geschlossen. Alle  diese  Gewerbe  wurden  in  Rom  und 
Athen  von  den  Sklaven  der  Reichen  auf  Rechnung  ihrer 
Herren  betrieben,  deren  Reichtum,  Macht  und  Gunst 
es  einem  Freien  fast  unmöglich  machte,  für  seine  Ai'beit 
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in  Wettbewerb  mit  Sklavenarbeit  Absatz  zu  finden. 
Sklaven  sind  jedoch  sehr  selten  erfinderisch,  und  die 
wichtigsten  Verbesserungen  im  Maschinenwesen  oder  in 
der  die  Arbeit  eideichternden  und  abkürzenden  Anord- 
nung und  Verteilung  der  Grcschäfte  sind  sämtlich  Erfin- 
dungen Freier  gewesen.  Schlägt  ein  Sklave  eine  der- 
artige Verbesserung  vor,  so  würde  sein  Herr  sehr  ge- 
neigt sein,  den  Vorschlag  für  eine  Eingebung  der  Faul- 
heit und  des  Verlangens,  auf  Kosten  des  Herrn  Arbeit 
zu  sparen,  anzusehen.  Der  arme  Sklave  erhielte  wahr- 
scheinlich statt  einer  Belohnung  einen  tüchtigen  Verweis, 
und  vielleicht  obenein  noch  eine  Züchtigung.  In  den 
von  Sklaven  betriebenen  Gewerben  muß  daher  in  der 
Regel  mehr  Arbeit  zur  Erziel ung  einer  gleichen  Menge 
von  Waren  aufgewendet  werden,  als  in  denen,  welche 
freie  Leute  betreiben.  Die  Arbeiten  der  ersteren  müssen 
daher  in  der  Regel  teurer  sein,  als  die  der  letzteren. 
Die  ungarischen  Bergwerke  sind  nicht  ergibiger  als  die 
benachbarten  türkischen,  wurden  aber,  wie  Montesquieu 
bemerkt,  gleichwohl  stets  mit  einem  geringeren  Kosten- 
auf wände  und  folglich  mit  mehr  Gewinn  betrieben.  In 
den  letzteren  arbeiteten  Sklaven,  und  die  Arme  dieser 
Sklaven  waren  die  einzigen  Maschinen,  die  die  Türken  ge- 
brauchen zu  müssen  glaubten;  in  den  ungarischen 
BergxN'erken  hingegen  arbeiten  freie  Leute,  die  sich 
vieler  Maschinen  bedienen,  durch  die  sie  ihre  Arbeit 
erleichtern  und  abkürzen.  Nach  dem  Wenigen,  was 
man  von  dem  Preise  der  Manufakturwaren  zur  Zeit  der 
Griechen  und  Römer  weiß,  scheinen  die  feineren  Sorten 
ungemein  teuer  gewesen  zu  sein.  Seide  wurde  mit- 
Gold  aufgewogen.  Sie  war  freilich  damals  noch  kein 
europäisches  Manufakturprodukt,  sondern  wurde  gänz- 
lich aus  Ostindien  gebracht,  sodaß  der  weite  Weg 
den  hohen  Preis  einigermaßen  erklärt.  Der  Preis  aber, 
den    Damen     zuweilen     für    ein     Stück    sehr    feiner 
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Leinwand  bezahlt  haben  sollen,  scffeint  ebenso  über- 
mäßig hoch  gewesen  zn  sein,  und  da  die  Leinwand 
stets  ein  europäisches,  oder  höchstens  ein  ägyptisches 
Manufakturprodukt  war,  so  läßt  sich  dieser  hohe  Preis 
nur  durch  die  großen  Kosten  der  auf  sie  verwendeten 
Arbeit  erklären  und  diese  Kosten  wiederum  konnten  nur 
aus  der  Unbehidflichkeit  der  dabei  benutzten  Maschinen 
entspi-ingen.  Auch  der  Preis  der  feinen  Wollenzeuge 
scheint,  wenn  auch  nicht  ganz  so  übermäßig,  doch  weit 
höher  gewesen  zu  sein,  als  gegenwärtig.  Manche  auf 
eine  besondere  Artgefärbten  Tücherkosteten,  wiePlinius 
überliefert'''),  hundertDenare  oder  £3  6sh.  8d. das  Pfund, 
andere  tausend  Denare  oder  £  33  6  sh.  8  d.  und  das  rö- 
mische Pfund  enthielt  nur  zwölf  Unzen.  Allerdings 
scheint  dieser  hohe  Preis  hauptsächlich  auf  die  Farbe 
gekommen  zu  sein ;  allein  wenn  die  Tücher  selbst  nicht 
weit  teurer  gewesen  wären,  als  irgend  welche,  die  heute 
gemacht  werden,  so  wüi'de  man  schwerlich  eine  so  kost- 
spielige Farbe  auf  sie  verwendet  haben.  Das  Mißver- 
hältnis zwischen  dem  Wert  der  Zutat  und  dem  des 
Hauptstoffs  wäre  zu  groß  gewesen.  Der  von  demselben 
Schriftsteller'''*)  angegebene  Preis  gewisser  Triclinaria, 
einer  Art  wollener  Polster  oder  Kissen,  auf  die  man  sich 
lehnte,  wenn  man  bei  Tische  lag,übersteigt  allen  Glauben : 
einige  sollen  mehr  als  £  30,000,  andere  mehr  als  £  300,000 
gekostet  haben.  Auch  wird  nicht  gesagt,  daß  dieser 
hohe  Preis  der  Farbe  zu  verdanken  gewesen  sei.  In  der 
Kleidung  wohlhabender  Leute  beiderlei  Geschlechts 
scheint  nach  Arbuthnots  Bemerkung  in  alten  Zeiten  weit 
weniger  Abwechslung  gcherrschtzu  haben,  als  zu  unserer 
Zeit,  und  die  geringe  Abwechslung,  die  wir  in  der  Beklei- 
dungder  alten  Statuenfinden,  bestätigt  seine  Bemerkung. 
Arbuthnot  schließt  daraus,  das  ihre  Kleidung  im  Ganzen 

='=)  Lib.  IX.  c.  m. 
*=i=)  Lib.  Virt.  c.  4S. 
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wohlfeiler  ge\ves(A  sein  müsse  als  die  unsrige;  aber  dies 
folgt  keineswegs  daraus.  Sind  die  Kosten  eines  feinen 
Anzugs  sehr  groß,  so  wird  jedernur  sehr  wenigebesitzen. 
Sind  dagegen  durch  die  Vervollkommnung  der  industriel- 
len Produktivkräfte  die  Kosten  eines  Anzugs  sehr  mäßig 
geworden,  so  wird  man  naturgemäß  desto  mehr  davon 
haben.  Wenn  sich  reiche  Leute  nicht  durch  die  Kosten 
eines  einzelnen  Anzuges  auszeichnen  können,  werden  sie 
diese  Auszeichnung  natürlich  in  der  Menge  und  Man- 
nigfaltigkeit ihrer  Kleider  suchen. 

Der  größte  und  wichtigste  Verkehr  einerjeden Nation 
ist,  vv'ie  oben  bemerkt  wurde,  derjenige  zwischenden  Be- 
wohnern der  Stadt  und  des  platten  Landes.  Die  Städter 
beziehen  von  dem  Lande  die  Rohstoffe,  die  ihnen  die 
Materialien  zu  ihrer  Arbeit  und  die  Mittel  zu  ihrem  Un- 
terhalt liefern,  und  bezahlen  diese  Rohprodukte  durch 
Rücksendung  verarbeiteter  und  zum  unmittelbaren  Ge- 
brauch fertiger  Waren.  Der  zwischen  diesen  beiden 
Klassen  von  Leuten  betriebene  Handel  besteht  schließlich 
in  dem  Tausch  einer  gewissen  Menge  roher  Produkte 
gegen  eine  gewisse  Menge  verarbeiteter.  Je  teurer  die 
letzteren,  desto  v/ohlfeiler  sind  die  ersteren,  und  was  in 
einem  Lande  den  Preis  der  verarbeiteten  Produkte  erhöht, 
bringt  den  der  Rohprodukte  des  Bodens  zum  Sinken  und 
lähmt  auf  diese  Weise  den  Ackerbau.  Je  kleiner  die 
Menge  verarbeiteter  Produkte  ist,  womit  man  eine  gege- 
bene Menge  von  Rohprodukten,  oder,  was  auf  dasselbe 
hinauskommt,  den  Preis  einer  gegebenen  Menge  vonRoli- 
produkten  kaufen  kann,  desto  geringer  ist  der  Tausch- 
wert jener  gegebenen  Menge  von  Rohprodukten,  und 
desto  geringer  der  Reiz  für  den  Grundherrn,  diese  Menge 
durch  Bodenverbesserungen,  oder  für  den  Pächter,  sie 
durch  intensivei'enAnbau  zuvermehren.  Was  außerdem 
dieZahlderHandwerkerund  Fabrikarbeiterin  einem  Lan- 
de vermindert,  beengt  den  heimischen  Markt,  den  wichtig- 
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sten  unter  allen  für  die  Produkte  des  Bodens,  und  benach- 
teiligt daher  den  Ackerbau  noch  weiter. 

Die  Systeme  also,  die  die  Landwirtschaft  über  alle 
anderen  Gewerbe  setzen,  und,  um  sie  zu  fördern,  die 
Industrie  und  den  Außenhandel  beschränken,  handeln 
ihrem  Zwecke  gerade  entgegen  und  lähmen  indirekt 
gerade  das  Gewerbe,  das  sie  fördern  wollen.  In  sofern 
sind  sie  vielleicht  noch  inkonsequenter  als  das  Merkantil- 
system. Dieses  System  entzieht  durch  die  Begünstigung 
der  Industrie  und  des  auswärtigen  Handels  vor  der  Land- 
wirtschaft, einen  Teil  des  Volkskapitals  einer  vorteil- 
hafteren Anlage  und  wendet  ihn  einer  minder  vor- 
teilhaften zu;  aber  es  befördert  docTi  in  Wahrheit 
schließlich  die  Art  Gewerbfleiß,  die  es  heben  wollte. 
Jene  Ackerbausysteme  dagegen  lähmen  in  Wahrheit 
schließlich   ihr  Lieblingsgewerbe. 

So  wirkt  jedes  System,  das  entweder  durch  außer- 
ordentliche Begünstigungen  einer  gewissen  Art  des  Ge- 
werbfleißes einen  größeren  Teil  des  Volkskapitals  zu- 
wenden will,  als  ihr  von  selbst  zufließen  würde,  oder 
durch  außerordentliche  Beschränkungen  einer  gewißen 
Art  von  Gewerbfleiß  einen  Teil  des  Kapitals  gewaltsam 
entzieht,  der  sonst  darin  angelegt  worden  wäre,  in 
Wahrheit  dem  Hauptzwecke,  den  es  zu  befördern  meint, 
entgegen.  Statt  den  Fortschritt  des  Volkes  zu  wahrem 
Wohlstand  und  wahrer  Größe  zu  beschleunigen,  hemmt 
es  ihn  und  anstatt  den  wirklichen  Wert  der  Jahres- 
produktion seines  Bodens  und  seiner  Arbeit  zu  vermehren, 
vermindert  es  ihn. 

Wenn  mithin  alle  Begünstigungs-  oder  Beschrän- 
kungssysteme beseitigt  werden,  so  stellt  sich  das  ein- 
leuchtende und  einfache  System  der  natürlichen  Freiheit 
von  selbst  her.  Jedermann  bleibt  es,  so  lange  er  die 
Gesetze  nicht  übertritt,  vollkommen  überlassen,  seine 
Interessen  auf  seine  Weise  zu  verfolgen  und  seine  Arbeit 

A  darn  Smith,  Volkswohlstand.  111.  16 
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wie  sein  Kapital  mit  denen  anderer  Leute  oder  Klassen 
vonLeuten  in  Wettbewerb  treten  zulassen.  DerSouverän 
wird  dadurch  einerPflicht  enthoben,  bei  deren  Ausübung 
er  immer  unzähligen  Täuschungen  ausgesetzt  sein  muß, 
und  zu  deren  angemessener  Erfüllung  keine  menschliche 
Weisheit  und  Kenntnis  hinreiclit,  der  Pflicht  nämlich, 
die  Gewerbtätigkeit  der  Privatleute  zu  überwachen  und 
sie  auf  die  dem  Volksinteresse  zuträglichsten  Gewerbe 
hinzuleiten.  Nach  dem  System  der  natürlichen  Freiheit 
hat  der  Souverän  nur  noch  drei  Pflichten  zu  beobachten, 
allerdings  drei  Pflichten  von  höchster  Bedeutung,  aber 
einfach  und  faßlich  für  den  gemeinen  Menschenverstand: 
erstlich  die  Pfli'cht,  das  Volk  gegen  Gewalttätigkeiten 
und  Angriffe  anderer  unabhängiger  Völker  zu  schützen; 
zweitens  die  Pflicht,  jedes  Glied  des  Volks  möglichst  vor 
Unrecht  oder  Beeinträchtigung  seitens  aller  anderen 
seiner  Glieder  zu  bewahren,  d.  h.  die  Pflicht,  eine 
unparteiische  Rechtspflege  aufrecht  zu  erhalten;  drittens 
die  Pflicht,  gewisse  öffentliche  Werke  und  Anstalten  zu 
errichten  und  zu  unterhalten,  die  einzelne  oder  eine 
kleine  Zahl  von  einzelnen  kein  Interesse  haben  zu  er- 
richten und  zu  erhalten,  weil  der  Gewinn  niemals  einem 
einzelnen  oder  einer  kleinen  Zahl  von  einzelnen  die 
Kosten  ersetzen  würde,  obgleich  er  einem  großen  Volke 
die  Kosten  oft  überreichlich  ersetzen  kann. 

Die  gehörige  Erfüllung  jeder  dieser  Pflichten  des 
Staatsoberhauptes  setzt  gewisse  Ausgaben  voraus,  und 
diese  Ausgaben  machen  wiederum  zu  ihrer  Bestreitung 
gewisse  Einkün  fte  erforderlich .  In  dem  folgenden  Buche 
werde  ich  daher  zu  entwickeln  haben :  erstens,  welches 
die  notwendigen  Ausgaben  des  Souveräns  oder  Staates 
sind;  welche  von  ihnen  durch  die  allgemeineBesteuerung 
des  ganzen  Volks,  und  welche  nur  durch  Besteuerung 
eines  Teils  oder  einzelner  Glieder  des  Volks  bestritten 
werden  sollten ;  zweitens,  welches  die  verschiedenen  Me- 
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thoden  sind,  wie  das  gesamte  Volk  zur  Bestreitung 
der  ihm  obliegenden  Ausgaben  zu  besteuern  ist,  und 
welche  Vorteile  oder  Nachteile  jede  dieser  Methoden 
hat;  drittens  endlich,  welche  Gründe  und  Ursachen  fast 
alle  neueren  Regierungen  veranlaßt  haben,  einen  Teil  die- 
ser Einkünfte  zu  verpfänden,  oder  Schulden  zu  machen, 
und  welche  AVirkungen  diese  Schulden'auf  den  wirklichen 
Reichtum,  das  jährliche  Produkt  des  Bodens  und  der 
Arbeit  des  Volkes,  geäußert  haben.  Das  folgende  Buch 
wird  also  naturgemäß  in  drei  Kapitel  zerfallen. 
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Anhangs 


Die  Prämien  auf  den  Häringsfang. 

(Buch  1\,  Kap.  5.). 

Berechnung  der  in  Schotthind  elf  Jahre  hindurch  ausge- 
rüsteten Busen,  mit  Angabe  der  Anzahl  von  leeren  Fäs- 
sern, die  auf  den  Fang  ausgeschickt,  und  der  Anzahl  von 
Fässern,  die  mit  gefangenen  Häringen  gefüllt  worden 
sind,  sowie  der  im  Durchschnitt  bestimmten  Prämie  auf 
jedes  Faß  Sea-Sticks  und  jedes  Faß  umgepackter 
Häringo. 


Jahre 

Anzahl  der 
Busen 

Ausgeschickte 
leere  Fässer 

Mit  Häringen 
gefüllte  Fässer 

Auf  die  Busen  be- 
zahlte Prämien 

£ 

sh.     d. 

1771 

29 

5948 

2832 

2085 

—    — 

1772 

168 

41316 

22237 

11055 

7       6 

1773 

190 

42333 

42055 

12510 

8       6 

1774 

248 

59303 

56365 

16952 

2       6 

1775 

275 

69144 

52879 

19315 

15     — 

1776 

294 

76329 

51863 

21290 

7       6 

1777 

240 

62679 

43313 

17592 

2       6 

1778 

220 

56390 

40958 

16316 

2       6 

1779 

206 

55194 

29367 

15287 

—    — 

1780 

181 

48315 

19885 

13445 

12       6 

1781 

135 

33992 

16593 

9613 

12       6 

Sa. 

2 1  86 

550943 

378347 

155463 

11     — 
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Sea-Sticks  .  .  378,847  Die  durchschnittliche  Prämie  auf 
jedes  Faß  Sea  Sticks:  8  sh.  2  ^4d. 
Da  aber  ein  Fai5  Sea-Sticks  nur 
für  zwei  Drittel  eines  umgepackten 
gerechnet  wird,  so  muß  ein  Drittel 
abgezogen   werden,  so  daß 

^'s     abgez.     126,115-/3  alsPrämie gibt  £0  r2sh.8'\'4d. 

umgep.  Fäss.  252,231  ^^ 

WerdendieHäringe  ausgeführt,  so 

kommt  noch  eine  Prämie  hinzu  von    .  „  ü     2   „    8       „ 

so  daß  die  ßegierung  an  Prämien  für 

jedes  Faß  bezahlt „  0  14  „  IL  '  4„ 

Wenn  man  die  Abgabe  von  dem 
Salz,  das  zur  Behandlung  auf  jedes  Faß 
genommen  zu  werden  pflegt,  und  wel- 
ches von  fremdem  Salz  im  Durchschnitt 
1  V4  Bushel  ä  10  Shilling  beträgt, 
hinzu   rechnet,    also „  0   12  „     6       „ 

so   beläuft  sich  die  Prämie  für  jedes 

Faß  auf „    1      7   „     5^4„ 

Werden  aber  die  Härintre  mit  bii- 
tischem  Salz  behandelt,  so  stellt  sich 
folgende  Eech'nung  heraus: 

Die  Prämie   wie  vorhin „  0   1 4  ,   1 1  -^  4 

Kommt  nun  zu  dieser  Prämie  die 
Abgabe  von  zwei  Bushel  schottischen 
Salzes  (1  sh.  G  d.  auf  jeden  Bushel)  hin- 

^"'  also „  0     3  „    0       „ 

so  beläuft  sich  die  Prämie  für  jedes 

^aß  a^^f „   0    17   „  11  ^'4,, 

WenndieBüsen-Häringe  zumein- 
heimischen  Verbrauch  in  Schottland 
eingebracht  werden   und  die  Abo-abe 
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von  1  sh.  für  jedes  Faß  bezahlen,  so 
steht  die  Prämie,  wie  sie  vorhin  an- 
gegeben  worden  ist £0  12  sh.  3  ^  4  d. 

Hiervon  1  sh.  auf  jedes  Faß  abge- 
zogen     „  Ol,,    <) „ 

Bleibt „0  1 1   „     3  Vi  „ 

Dazu  rechne  man  wiederum  die 
Abgabe  von  dem  fremden  Salz,  des- 
sen  man   sich  zur  Behandlung  eines 

Häringsfasses  bedient ,»0  12      „6        „ 

so  beträgt  die  Prämie  auf  jedes  zum 
einheimischen  Verbrauche  einj^ef ührte 


3/ 


/4 


Faß  Häringe „  1     3    „     9 

Sind  die  Häringe  mit  britischem 
Salz  behandelt  worden,  so  stellt  sich 
folgende  Rechnung  heraus: 

Die  Prämie  auf  jedes  in  Busen  ein- 
gebrachte Faß  Häringe  wie  oben  .  .   „  0  12    „     3  ^'4  „ 

Hiervon  1  sh.  auf  jedes  Faß  abge- 
zogen, wenn  die  Häringe  zum  einhei- 
mischen Verbrauch  bestimmt  sind  .  .   „  0     1    „     _0 „ 

Bleibt    „  0  11    „     3^4  „ 

Wenn  aber  zu  der  Prämie  noch  die 
Abgabe  von  zwei  Bushel  schottischen 
Salzes  ä  1  sh.  6  d.  auf  jedes  Faß  hinzu- 
kommt,   also »0    3    „      () „ 

so  beträgt  die  Prämie  auf  jedes  zum 
einheimischen  Verbrauch  eingeführte 
Faß „  0  14    „     3  ^/4  „ 

Laßen  sich  nun  auch  die  Rückzölle  auf  die  wieder 
ausgeführten  Häringe  nicht  eigentlich  als  Prämie  be- 
trachten, so  ist  dies  doch  hinsichtlich  derjenigen,  die 
zum  einheimischen  Verbrauch  ins  Land  kommen,  un- 
streitig der  Fall. 


l-]int'iilir  l'r(Mii(l(Mi   Salzes  in   Sdiottlaml. 
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Einfuhr  fremden  Salzes  in  Schottland  und  Berechnung 
der  Menge  schottischen  Salzes,  das  von  den  Salzwerken 
den  Fischereien  abgabenfrei  überlassen  worden  ist,  vom 
5.  April  1771  bis  dahin  1782  nebst  einem  Durchschnitt 
auf   das  einzelne  Jahr. 


Zeitraum 

Eingeführtes 
fremdes  Salz 

Schottisches  von 
den   Salzwerken 
geliefertes  Salz 

Bushel 

Bushel 

Vom  5.  April  1771  bis| 
5.  April   1782       ) 

98(3,974 

108,226 

Durchschnitt  auf  das 
einzelne  Jahr 

85, 179  ■In 

15,293^11 

Hierzu  ist  zu  bemerken,  daß  der  Bushel  fremden 
Salzes  84  Pfund,  der  Bushel  britischen  Salzes  aber  nur 
56  Pfund   wiegt. 
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Fünftes  Buch. 
Die  Staats-Finanzen. 


Erstes  Kapitel. 
Die  Staatsausgaben. 


Erste  Abteilung. 

Kosten   der  Landesverteidigung. 

Die  erste  Pflicht  des  Staatsoberhanbtes,  die  Pflicht, 
das  Volk  vor  Gewalttaten  und  Einfällen  anderer  Völker 
zu  schützen,  kann  nur  mittelst  einer  Kriegsmacht  erfüllt 
werden.  Die  Kosten  für  Herstellung  der  Wehrkraft  im 
Frieden  und  für  ihre  Verwendung  im  Kriege  sind  aber 
je  nach  den  verschiedenen  Umständen  des  Volks  und 
den  verschiedenen  Perioden  seiner  Kultur  sehr  ver- 
schieden. 

Bei  Jägervölkern,  der  niedrigsten  und  rohesten 
Gesellschaftsform,  wie  wir  sie  unter  den  eingeborenen 
Stämmen  Nordamerikas  finden,  ist  jeder  Krieger  und 
Jäger  zugleich.  Zieht  er  in  den  Krieg,  um  sein  Volk 
zu  verteidigen  oder  die  diesem  von  anderen  Völkern 
widerfahrene  Unbill  zu  rächen,  so  ei'hält  er  sich  eben- 
sowohl durch  seine  Arbeit,  als  wenn  er  daheim  lebt. 
Sein  Volk,  denn  auf  dieser  Stufe  gibt  es  weder  ein 
eigentliches  Staatsoberhaupt  noch  einen  Staat,  hat  weder 
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für  Rüstung  noch  für  Unterhalt  der  Krieger  im  Felde 
Kosten  zu  bestreiten. 

Bei  Hirtenvölkern,  einer  schon  etwas  höheren  Ge- 
sellschaftsform, wie  man  sie  unter  den  Tataren  und 
Arabern  findet,  ist  gleichfalls  jedei-mann  Kriege;-.  Sol- 
che Völker  haben  gewöhnlich  keine  festen  Wohnungen, 
sondern  leben  in  Zelten  oder  in  einer  Art  bedeckter 
Wagen,  die  sich  leicht  von  einem  Ort  zum  andern 
schaffen  lassen.  Der  ganze  Stamm  verändert  seinen 
Wohnsitz  je  nach  den  Jahreszeiten  oder  anderen  zu- 
fälligen Umständen.  Haben  seine  Herden  das  Futter 
in  der  einen  Gegend  aufgezehrt,  so  zieht  er  in  eine  andere 
und  von  da  in  eine  dritte.  In  der  trocknen  Jahreszeit 
kommt  er  herab  an  die  Flul3ufer;  in  der  nassen  sucht 
er  das  Hochland  auf.  Zieht  ein  solches  Volk  in  den 
Krieg,  so  werden  seine  Krieger  ihre  Herden  nicht  dem 
schwachen  Schutze  ihrer  Greise,  ihrer  Weiber  und  Kinder 
überlassen,  und  die  Greise,  Weiber  und  Kinder  werden 
auch  nicht  ohne  Schutz  und  ohne  Lebensmittel  zurück- 
bleiben. Da  überdies  das  ganze  Volk  auch  im  Frieden 
an  ein  Wanderleben  gewöhnt  ist,  so  rückt  es  im  Kriege 
auch  leicht  ins  Feld.  Ob  es  als  Armee  marschiert,  oder 
als  Hirtenvolk  umherzieht,  die  Lebensweise  ist  in 
beiden  Fällen  ziemlich  gleich,  obwohl  der  Zweck  ver- 
schieden ist.  Sie  ziehen  daher  allesamt  in  den  Krieg,  und 
jeder  tut,  so  viel  er  kann.  Bei  den  Tataren  haben  auch 
die  Weiber  oft  verstanden  mitzukämpfen.  Siegen  sie,  so 
sind  alle  Besitztümer  des  feindlichen  Stammes  der  Lohn 
des  Sieges.  Im  Falle  der  Niederlage  dagegen  ist  alles  ver- 
loren, und  nicht  nur  ihre  Herden,  sondern  auch  ihre 
Weiber  und  Kinder  werden  eine  Beute  des  Siegers. 
Selbst  die  meisten  von  denen,  welche  die  Niedei-lage 
überleben,  müssen  sich,  um  ihr  Dasein  zu  fristen,  ihm 
unterwerfen.  Die  Übrigen  zerstreuen  sich  gewöhnlich 
in  der  Wüste  und  verlieren  sich  dort. 
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Das  gewöhnliche  Leben,  die  gewöhnlichen  Übungen 
eines  Tataren  und  Arabers  bereiten  sie  hinlänglich 
zum  Kriege  vor.  Laufen,  Ringen,  Speerwerfen,  Bogen- 
schießen usw.  sind  der  allgemeine  Zeitvertreib  der  Leute, 
die  in  freier  Luft  leben,  und  sie  sind  sämtlich  ein  Bild 
des  Krieges.  Wenn  ein  Tatar  oder  Araber  in  den  Krieg 
zieht,  so  gewähren  ihm  die  Herden,  die  er  mit  sich 
führt,  in  derselben  Weise  Nahrung,  wie  im  Frieden. 
Seinem  Häuptling  oder  Fürsten,  denn  alle  diese  Völker 
haben  Häuptlinge  oder  Fürsten,  erwachsen  durch  die 
Ausrüstung  des  Mannes  keine  Kosten,  und  steht  er  im 
Felde,  so  ist  die  Aussicht  auf  Plünderung  der  einzige 
Sold,  den  er  erwartet  oder  verlangt. 

Ein  Heer  von  Jägern  kann  selten  mehr  als  zwei- 
oder  dreihundert  Mann  stark  sein.  Die  zweifelhaften 
Unterhaltsmittel,  die  das  Jägerleben  bietet,  gestatten  einer 
größeren  Zahl  kaum  längere  Zeit  beisammen  zu  bleiben. 
Ein  Heer  von  Hirten  hingegen  kann  manchmal  aus  zwei- 
bis  dreihunderttausend  Mann  bestehen.  Solange  nichts 
ihren  Zug  aufhält,  und  sie  aus  einem  Rezirk,  dessen 
Weide  abgegrast  ist,  in  einen  andern  wandern  können, 
der  noch  unberührt  blieb,  so  lange  hat  die  Zahl  derer, 
die  zusammen  marschieren  können,  kaum  eine  Grenze. 
F]in  Jägervolk  kann  den  gesitteten  Nachbarvöllcern  nie- 
mals gefährlich  werden;  ein  Hirtenvolk  aber  kann  es. 
Ein  Indianerkrieg  in  Nordamerika  ist  von  geringem 
Belang;  die  Einfälle  der  Tataren  in  Asien  dagegen  sind 
das  furchtbarste,  was  sich  denken  läßt.  Das  Urteil  des 
Thucydides,  daß  Europa  und  Asien  zusammengenommen 
den  vereinigten  Sky  then  nicht  zu  wiederstehen  vermögen , 
wird  durch  die  Erfahrungen  aller  Zeiten  bestätigt.  Die 
Bewohner  der  ausgedehnten,  aber  schutzlosen  Ebenen 
Skythiens  oder  der  Tatarei  haben  sich  oft  unter  der  Herr- 
schaft des  Haui)tes  einer  erobernden  Morde  vereinigt,  und 
ein  Blutbad  und  die  Verheerung  Asiens  haben  stets  ihre 
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Vereinigung  bezeichnet.  Die  Bewohner  der  ungastlichen 
Wüsten  Arabiens,  dieses  andere  große  Hirtenvolk,  sind 
nur  einmal  unter  Mohamed  und  seinen  unmittelbaren 
Nachfolgern  vereinigt  gewesen,  und  diese  Vereinigung, 
die  mehr  durch  religiöse  Schwärmerei  als  durch  Erobe- 
rungsgedanken veranlaßt  war,  trug  dieselben  Merkmale 
an  sich.  Sollten  aus  den  Jägervölkern  Amerikas  jemals 
Hirtenvölker  werden,  so  würde  ihre  Nachbarschaft  für 
die  europäischen  Kolonien  weit  gefährlicher  sein,  als 
sie  es  jetzt  ist. 

Unter  einer  noch  höheren  Gesellschaftsform,  unter 
Ackerbauvölkern,  die  wenig  auswärtigen  Handel  und 
keine  anderen  Gewerbe  kennen,  als  die  rohe  Haus- 
industrie, die  fast  jede  Familie  für  ihren  Bedarf  treibt, 
ist  gleichfalls  jedermann  Krieger,  oderkannes  dochleicht 
werden.  Leute,  die  vom  Ackerbau  leben,  bringen  in  der 
Regel  den  ganzen  Tag  in  freier  Luft  zu  und  sind  allem 
Ungemach  der  Witterung  ausgesetzt.  Die  Rauheit  ihrer 
Lebensweise  bereitet  sie  für  die  Beschwerden  des  Krieges 
vor,  mit  denen  ihre  täglichen  Arbeiten  viel  Ähnlichkeit 
haben.  Das  Graben  im  Acker  macht  für  die  Arbeiten 
in  den  Laufgräben  und  die  Befestigung  eines  Lagers 
ebenso  geschickt,  wie  für  die  Umwallung  eines  Feldes. 
Der  gewöhnliche  Zeitvertreib  der  Bauern  ist  ähnlich  wie 
der  der  Hirten  und  ist  gleichfalls  ein  Bild  des  Krieges. 
Da  jedoch  Bauein  weniger  Müsse  haben  als  Hirten, 
so  ist  solcher  Zeitvertreib  bei  ihnen  seltener  und  sie 
sind  daher  auch  keine  so  geübten  Krieger.  Wie  dem 
jedoch  sei,  ihre  Vorbereitung  zum  Kriegsdienst  kostet 
den  Staat  kaum  etwas. 

Der  Ackerbau  setzt  selbst  in  seiner  rohesten  und 
niedersten  Verfassung  Ansäßigkeit  und  feste  Wohn- 
sitze voraus,  die  nicht  ohne  großen  Verlust  aufgegeben 
werden  können.  Wenn  daher  ein  Volk  von  Bauern  in 
den  Krieg  zieht,  so  können  nicht  allesamt  ins  Feld 
rücken.     Wenigstens   die  Greise,  Weiber  und  Kinder 
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müssen  zu  Hause  bleiben,  um  für  das  Haus  zu  sorgen; 
aber  die  Männer  in  dienstfähigem  Alter  können  alle 
ins  Feld  rücken,  und  bei  kleinen  Völkern  ist  es  auch 
oft  geschehen.  Die  Zahl  der  Waffenfähigen  beträgt,  wie 
man  annimmt,  etwa  ein  Viertel  oder  Fünftel  des  gan- 
zen Volkes.  Wenn  der  Feldzug  nach  der  Aussaat  be- 
ginnt, und  vor  der  Ernte  endigt,  so  kann  der  Landmann 
mit  seinen  vorzüglichsten  Arbeitern  ohne  großen  Nachteil 
vom  Grut  abwesend  sein.  Er  weiß,  daß  die  Arbeiten,  die 
in  der  Zwischenzeit  getan  werden  müssen,  von  den  Grei- 
sen, Weibern  und  Kindern  ganz  gut  verrichtet  werden 
können.  Darum  ist  er  bereit,  einen  kurzen  Feldzug  ohne 
Sold  mitzumachen,  und  es  kostet  den  Fürsten  oder  Staat 
oft  ebenso  wenig,  ihn  im  Felde  zu  unterhalten,  wie  ihn 
dazu  auszurüsten.  In  dieser  Art  scheinen  die  Bürger 
aller  Staaten  des  alten  Griechenlands  bis  nach  dem  zwei- 
ten persischen  Kriege  und  ebenso  die  Peloponnesier  bis 
nach  dem  peloponnesischen Kriege  gedientzu  haben.  Die 
Peloponnesier,  bemerktThucydides, verließen  gewöhnlich 
im  Sommer  das  Feldlager,  um  die  Ernte  einzubringen. 
Das  römische  Volk  zur  Zeit  seiner  Könige  und  während 
der  ersten  Zeit  der  Republik  leistete  Kriegsdienste  in 
derselben  Art.  Erst  bei  der  Belagerung  von  Veji  wurde 
von  den  daheim  Gebliebenen  zum  Unterhalt  der  in  den 
Krieg  Gezogenen  etwas  beigetragen.  In  den  europäischen 
Monarchien,  die  auf  den  Trümmern  des  römischen  Keiches 
gegründet  wurden,  pflegten  vor  und  einige  Zeit  nach 
der  Einführung  des  sogenannten  Lehnrechts  die  großen 
Barone  mit  allen  ihren  Vassalien  der  Krone  auf  eigene 
Kosten  zu  dienen.  Sie  lebten  im  Felde  wie  daheim  von 
ihren  Einkünften,  nicht  von  einem  Sold  oder  Gehalt,  der 
ihnen  vom  König  für  diesen  Fall  bezahlt  worden  wäre. 
Unter  einer  noch  höheren  Gesellschaftsform  ist  es 
aus  zwei  Ursachen  ganz  unmöglich,  daß  die,  welche 
ins  Feld  rücken,  sich  auf  ihre  eigenen  Kosten  unter- 
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halten.  Diese  beiden  Ursachen  sind  der  Fortschritt  in  den 
Gewerben  und  die  Vervollkommnung  der  Kriegskunst. 

Wenn  ein  Landmann  einen  Feldzug  mitmacht,  der 
nach  der  Aussaat  beginnt  und  vor  der  Ernte  endigt,  so 
verursacht  ihm  die  Unterbrechung  seines  Geschäftes  nicht 
immer  eine  beträchtliche  Verminderung  in  seiner  Ein- 
nahme. Die  meiste  Arbeit  verrichtet  die. Natur  selbst 
ohne  seine  Mitwirkung.  Verläßt  dagegen  ein  Hand- 
werker, z.  B.  ein  Schmidt,  Zimmermann  oder  AVeber 
seine  Werkstatt,  so  versiegt  die  einzige  Quelle  seines 
Einkommens  gänzlich.  Die  Natur  tut  nichts  für  ihn; 
er  muß  alles  für  sich  selbst  tun.  Wenn  er  daher  zur 
Verteidigung  des  Staats  ins  Feld  rückt,  so  muß  er,  da  er 
kein  eignes  Einkommen  besitzt,  auf  Staatskosten  unter- 
halten werden  und  in  einem  Lande,  dessen  Einwohner 
meistenteils  Handwerker  und  gewerbliche  Arbeiter  sind, 
müssen  die  Krieger  großenteils  diesen  Klassen  ent- 
nommen und  folglich  während  ihrer  Dienstzeit  auf  Staats- 
kosten unterhalten  werden. 

Da  die  Kriegskunst  allmählich  zu  einer  sehr  schwie- 
rigen und  verwickelten  Wissenschaft  geworden  ist  und 
der  Ausgang  dos  Kriegs  sich  nicht  mehr  wie  früher 
durch  ein  einziges  unregelmäßiges  Gefecht  entscheidet, 
der  Kampf  sich  vielmehr  gewöhnlich  mehrere  Feldzüge 
hindurch  fortspinnt,  von  denen  jeder  den  größten  Teil 
des  Jahres  dauert,  so  wird  es  allgemein  notwendig,  daß 
der  Staat  diejenigen,  die  Kriegsdienste  leisten,  wenig- 
stenswährend derDauer  des  Dienstes  unterhält.  Welches 
Geschäft  sie  auch  im  Frieden  betreiben,  ein  so  langwieri- 
ger und  kostspieligerDienst  würde  sonst  eine  zu  schwere 
Last  für  sie  sein.  Daher  scheinen  nach  dem  zweiten 
persischen  Kriege  die  Heere  der  Athener  größtenteils 
aus  Mietstruppen  bestanden  zu  haben,  die  zum  Teil 
Bürger,  zum  Teil  Fremde  waren,  aber  alle  auf  Staats- 
kosten gemietet  und  bezahlt  wurden.    Seit  der  Belage- 
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rung  von  Veji  erhielten  die  römischen  Truppen  während 
desFeldzuges  Sold.  Unter  den  Lehnsregierungen  wurde 
der  Kriegsdienst  sjmterhin  den  großen  Baronen  wie 
ihren  Vassallen  allgemein  gegen  eine  Geldleistung  er- 
lassen, wovon  diejenigen,  die  anstatt  ihrer  dienten, 
unterhalten   wurden. 

Die  Zahl  deier,  die  ins  Feld  ziehen  können,  ist 
im  Verhältnis  zur  Gesamtbevölkerung  in  einem  zivi- 
lisierten Staat  notwendig  weit  geringer  als  unter  roheren 
Gesellschaftsformen.  Da  in  einem  zivilisierten  Staat 
die  Soldaten  lediglich  durch  die  Arbeit  derer  unterhalten 
werden,  die  nicht  Soldaten  sind,  so  muß  sich  die  Zahl 
der  ersteren  auf  die  Ziffer  beschränken,  welche  die  letz- 
teren zu  unterhalten  vermögen,  ohne  sich  selbst,  sowie 
den  übrigen  Eegierungsbeamten,  die  sie  gleichfalls  er- 
nähren müssen,  den  angemessenen  Unterhalt  zu  ent- 
ziehen. In  den  kleinen  Ackerbaustaaten  des  alten 
Griechenlands  galt  der  vierte  oder  fünfte  Teil  der  Be- 
völkerung als  dienstpflichtig  und  soll  zuweilen  ins 
Feld  gezogen  sein.  Unter  den  zivilisierten  Nationen 
des  neueren  Europas  kann  nach  gewöhnlicher  Schät- 
zung ohne  dauernden  Schaden  für  das  Land,  das  die 
Kosten  zu  zahlen  hat,  nicht  mehr  als  der  hundertste 
Teil   der  Bewohner  Kriegsdienste  leisten. 

Die  Kosten  der  Ausbildung  zum  Kriegsdienst  schei- 
nen erst  weit  später  als  zu  der  Zeit,  wo  dei-  Unterhalt  des 
Soldaten  im  Kriege  dem  Staate  zur  Last  zu  fallen  anfing, 
bedeutend  geworden  zu  sein.  In  allen  Republiken  des 
alten  Griechenlands  waren  die  kriegerischen  Übungen 
ein  notwendiger  Teil  der  Erziehung,  die  der  Staat  von 
jedem  freien  Bürger  verlangte.  In  jeder  Stadt  scheint 
es  einen  öffentlichen  Platz  gegeben  zu  haben,  wo  die 
jungen  Leute  von  Gemeinde  wegen  von  verschiedenen 
Lehrern  in  den  Leibesübungen  unterrichtet  wurden. 
In  dieser  einfachen  Einrichtung   bestanden  die  ganzen 
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Kosten,  die  ein  griechischer  Staat  für  die  Ausbildung 
seiner  Büroer  zum  Krieo;e  aufwendete.  Im  alten  ßom 
hatten  die  Übungen  auf  dem  Marsfelde  den  nämlichen 
Zweck,  wie  die  des  Gymnasiums  im  alten  Griechenland. 
Unter  dem  Feudalsystem  verfolgten  die  vielen  öffent- 
lichen Verordnungen,  die  die  Bürger  zu  Übungen  im 
Boijenschießen  und  anderen  kriegerischen  Künsten  an- 
hielten,  denselben  Zweck,  ohne  ihn  jedoch  so  gut  zu 
erreichen.  Sei  es  aus  Mangel  an  Interesse  seitens  der 
mit  dem  Vollzuge  jener  Verordnungen  betrauten  Be- 
amten, sei  es  aus  anderen  Gründen,  sie  wurden,  wie  es 
scheint,  allgemein  vernachlässigt,  und  im  Laufe  der  Zeit 
kamen  kriegerische  Übungen  bei  der  Masse  des  Volkes 
ganz  außer  Gebrauch. 

In  den  Republiken  des  alten  Griechenlands,  in  Rom 
und  in  den  Feudalreichen,  wenigstens  lange  Zeit  hin- 
durch, war  das  Geschäft  eines  Soldaten  kein  gesondertes, 
das  die  einzige  Haupttätigkeit  einer  bestimmten  Klasse 
von  Bürgern  gebildet  hätte ;  sondern  jeder  Untertan 
des  Staates,  gleichviel  welches  sein  Broterwerb  war, 
galt  im  gewöhnlichen  Fall  für  geeignet  und  in  außer- 
ordentlichen Fällen  für  verpfhchtet,  das  Soldatenhand- 
werk zu  betreiben. 

Wie  aber  die  Kriegskunst  gewiß  die  vornehmste 
aller  Künste  ist,  so  wird  sie  mit  den  Fortschritten  der 
Kultur  notwendig  auch  eine  der  schwierigsten.  Der 
Stand  der  mechanischen  und  anderer  damit  zusammen- 
hängenden Künste,  bestimmt  den  Grad  der  Ausbildung, 
den  sie  zur  Zeit  erlangen  kann.  Um  aber  diesen  Grad  der 
Ausbildung  zu  erreichen,  muß  sie  zur  einzigen  oder 
Hauptbeschäftigung  einer  eigenen  Bürgerklasse  werden, 
und  die  Teilung  der  Arbeit  ist  zu  ihrer  Ausbildung  eben- 
so notwendig,  wie  zu  der  aller  anderen  Gewerbe.  In  die 
übrigen  Gewerbe  wird  die  Arbeitsteilung  durch  den 
Verstand   einzelner  eingeführt,  die  ihr  Privatinteresse 
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duich  Beschränkung  auf  ein  Gewerbe  besser  befördern, 
als  beim  Betriebe  mehrerer.  Aber  nur  die  Weisheit  des 
Staates  kann  aus  dem  Gewerbe  eines  Soldaten  ein  eigenes, 
von  allen  anderen  gesondertes  machen.  Ein  Privatmann, 
der  im  tiefen  Frieden  und  ohne  besondere  Aufforderung 
des  Staates  seine  meiste  Zeit  mit  militärischen  Übungen 
zubringen  wollte,  kann  sich  ohne  Zweifel  darin  sehr 
vervollkommnen  und  sich  dabei  recht  gut  amüsieren ;  aber 
seinen  Vorteil  würde  er  gewiß  nicht  dabei  finden.  Nur 
durch  die  Weisheit  des  Staates  kann  es  für  ihn  vor- 
teilhaft werden,  seine  meiste  Zeit  dieser  Beschäftigung 
zu  widmen;  doch  nicht  immer  waren  die  Staaten  so 
weise,  selbst  wenn  ihre  Lage  es  zu  ihrer  Selbsterhal- 
tung erforderlich  machte. 

Ein  Hirt  hat  sehr  viel  müi3ige  Zeit;  ein  Landmaun 
auf  den  roheren  Stufen  des  Ackerbaus  einige;  ein  Hand- 
werker oder  gewerblicher  Arbeiter  gar  keine.  Der  erstere 
kann  ohne  sonderlichen  Verlust  viel  Zeit  auf  kriegerische 
Übungen  verwenden,  der  zweite  weniger,  dör  letzte  aber 
keine  Stunde;  und  die  Sorge  für  sein  nächstes  Interesse 
läßt  ihn  jene  Übungen  ganz  vernachlässigen.  Die  Fort- 
schritte der  Landwirtschaft,  die  der  gewerbliche  Fort- 
schritt herbeiführte,  lassen  schließlich  dem  Land  mann 
ebenso  wenig  Müsse  übrig,  wie  dem  Handwerker;  dann 
werden  die  militärischen  Übungen  von  den  Landbewoh- 
nern ebenso  vernachlässigt  wie  von  den  Städtern, 
und  die  grol3e  Masse  des  Volkes  wird  völlig  unkriege- 
risch. Gleichzeitig  reizt  aber  der  Reichtum,  der  stets 
den  Fortschritten  in  Landwirtschaft  und  Gewerben  folgt, 
und  der  in  Wahrheit  nichts  anderes  ist,  als  das  ange- 
sammelte Ergebnis  dieser  Fortschritte,  alle  Nachbai'n 
zu  feindlichen  Einfällen.  Ein  gowerbfleißiges  und  des- 
halb reiches  Volk  wird  am  ehesten  angegriffen,  und  wenn 
der  Staat  nicht  neue  Maßregeln  zu  seiner  Verteiditruni; 
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ergreift,  so  maclien  die  natürlichen  Gewohnheiten  des 
Volks  es  wehrlos. 

Unter  diesen  Umständen  scheint  es  nur  zwei  Mittel 
zu  geben,  durch  die  der  Staat  für  seine  Verteidigung 
Vorsorge  treffen  kann.  Erstens  kann  er  durch  strenge 
Maßregeln  den  Interessen,  Anlagen  und  Neigungen 
des  Volkes  zum  Trotz  militärische  Übungen  erzwin- 
gen und  entw^eder  alle  oder  eine  Anzahl  der  Bürger 
im  dienstpflichtigen  Alter  nötigen,  das  Soldatenhand- 
werk mit  ihrem  eigenen  Gewerbe  oder  Berufe  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  zu  verbinden.  Oder  er  kann 
zweitens  eine  gewisse  Anzahl  von  Bürgern  ernähren 
und  in  steter  militärischer  Übung  erhalten  und  so  das 
Gewerbe  eines  Soldaten  zu  einem  eigenen,  von  allen 
anderen  gesonderten  machen. 

Ergreift  der  Staat  das  erstere  dieser  Mittel,  so  wird 
seine  Kriegsmacht  Miliz,  ergreift  er  das  zweite,  so  ward 
sie  stehendes  Heer  genannt.  Militärische  Übungen  sind 
die  einzige  oder  die  Hauptbeschäftigung  der  Soldaten 
eines  stehenden  Heeres,  und  der  Gehalt  oder  Sold,  den 
sie  vom  Staate  empfangen,  fristet  ihnen  ihr  Leben.  Bei 
Mihzsoldaten  bilden  die  militärischen  Übungen  nur  eine 
zeitweilige  Beschäftigung,  und  sie  fristen  gewöhnlich 
ihr  Leben  durch  andere  Tätigkeit.  In  einer  Miliz  hat 
der  Charakter  desAckerbauers,  Handwerkers  oder  Han- 
delsmanns das  Übergewicht  über  den  des  Soldaten;  in 
einem  stehenden  Heere  herrscht  der  Charakter  des  Sol- 
daten ausschließlich  vor,  und  hierin  besteht  der  wesent- 
liche Unterschied  zwischen  diesen  beiden  Gattungen 
des  Wehrstandes. 

Es  hat  Milizen  verschiedener  Art  gegeben.  In 
einigen  Ländern  wurden  die  zur  Landesverteidigung 
bestimmten  Bürger  nur  ausgebildet,  ohne  einem  Ver- 
bände zugewiesen  zu  werden,  d.  h.  ohne  in  bestimmte 
Truppenkörper    eingeteilt  zu   sein,    deren  jeder   seine 
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Übungen  unter  eigenen,  nicht  wechselnden  Offizieren 
macht.  In  Griechenland  und  Rom  scheint  im  Frieden 
jeder  Bürger  seine  Übungen  für  sich,  oder  mit  Genossen 
eigner  Wahl  gemacht  zu  haben  und  war  keiner  besonde- 
ren Truppenabteilung  zugewiesen,  bevor  er  nicht  wirk- 
lich aufgefordert  wurde,  ins  Feld  zu  ziehen.  In  anderen 
Ländern  wurde  die  Miliz  nicht  bloß  ausgebildet,  sondern 
auch  in  Vorbände  eingeteilt.  In  England,  in  der  Schweiz 
und  ich  glaube,  in  allen  anderen  Ländern  des  neueren 
Europa,  wo  eine  unvollkommene  Kriegsmacht  dieser 
Art  errichtet  worden  ist,  geholt  jeder  Wehrmann  selbst 
in  Friedenszeiten  einem  bestimmten  Truppenkörper  an, 
der  seine  Übungen  unter  eigenen,  nicht  wechselnden 
Offizieren  macht. 

Vor  der  Erfindung  des  Feuergewehrs  war  dasjenige 
Heer  das  stärkere,  in  dem  jeder  einzelne  Soldat  die 
gröl3te  Geschicklichkeit  und  Fertigkeit  im  Gebrauch 
seiner  Waffen  besaß.  Stärke  und  Geschmeidigkeit  des 
Körpers  waren  von  höchster  Wichtigkeit,  und  entschie- 
den in  der  Regel  den  Ausgang  der  Schlacht.  Diese  Ge- 
schicklichkeit  und  Fertigkeit  im  Waff engebrauche  konn- 
te aber  nur  auf  die  Art  erlangt  werden,  wie  wir  jetzt  das 
Fechten  erlernen,  indem  man  sich  nämlich  nicht  in 
großen  Massen,  sondern  einzeln,  in  einer  bestimmten 
Schule,  unter  einem  eigenen  Meister,  oder  mit  einigen 
seiner  Gefährten  von  gleichem  Alter  übt.  Seit  der  Er- 
findung des  Feuergewehrs  sind  Stärke  und  Geschmeidig- 
keit des  Körpers,  ja  selbst  Geschick  und  Fertigkeit  im 
Waffengebrauche  zwar  durchaus  nicht  unwichtig,  aber 
doch  weit  weniger  wichtig.  Die  Natur  der  Waffe  stellt 
den  Linkischen  dem  Geschickten  allerdings  nicht  gleich, 
aber  sie  läßt  den  Unterschied  zwischen  beiden  doch 
nicht  so  stark  hervortreten  als  früher.  Alle  Geschick- 
lichkeit und  Fertigkeit,  die  zum  Gebrauche  dieser  Waffe 
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erfordert  wild,  läßt  sich  recht  wohl  durch  Übung  in 
großen  Massen  erwerben. 

Regelmäßigkeit,  Ordnung  und  strenger  Grehorsam 
sind  Eigenschaften,  die  in  den  neueren  Armeen  weit 
wichtiger  für  den  Ausgang  einer  Schlacht  sind,  als  Ge- 
schick und  Fertigkeit  der  Soldaten  im  Waff engebrauche. 
Aber  der  Lärm  der  Feuerwaffen,  der  Rauch  und  der  un- 
sichtbare Tod,  von  dem  sich  jeder  einzelne  in  jedem 
Augenblick  bedroht  weiß,  sobald  er  in  Schußweite  ge- 
kommen ist,  und  oft  schon  viel  eher  als  die  Schlacht 
eigentlich  ihren  Anfang  genommen  hat,  macht  es  sehr 
schwer,  jene  Regelmäßigkeit,  Ordnung  und  strengen  Ge- 
liorsam  auch  nur  im  Beginn  einer  Schlacht  einigermaßen 
aufrecht  zu  erhalten.  Früher  gab  es  in  einer  Schlacht 
keinen  andern  Lärm,  als  den,  welchen  die  menschliche 
Stimme  hervorbrachte;  es  gab  keinen  Rauch,  es  gab 
keine  unsichtbare  Ui'sache  von  Wunden  oder  Tod.  Bis 
eine  tödtliche  Waffe  sich  näherte,  sah  jeder  sein  Leben 
unbedroht.  Unter  diesen  Umständen  und  unter  Trup- 
pen, die  ein  gewisses  Vertrauen  auf  ihre  Geschicklich- 
keit und  Fertigkeit  im  Waffengebrauch  hatten,  muß  es 
um  vieles  leichter  gewesen  sein,  einen  gewissen  Grad 
von  Ordnung  und  Regelmäßigkeit  nicht  nur  im  Beginn 
einer  Schlacht,  sondern  auch  während  ihres  ganzen  Ver- 
laufs und  bis  zur  völligen  Niederlage  des  einen  der 
beiden  Heere  zu  erhalten.  Eigenschaften  der  Regel- 
mäßigkeit, der  Ordnung  und  des  pünktlichen  Gehorsams 
können  aber  nur  von  Truppen  erworben  werden,  die 
in  größeren  Verbänden  ausgebildet  wer-den. 

Eine  Miliz  mag  in  bester  Mannszucht  gehalten  oder 
so  gut  ausgebildet  sein,  wie  sie  wolle,  sie  muß  hinter 
einem  wohldisziplinierten  und  wohlgeübten  stehenden 
Heere  stets  zurückbleiben. 

Soldaten,  die  nur  einmal  in  der  Woche  oder  ein- 
mal im  Monat  üben,  können  niemals  im  Gebrauch  ihrer 
Waffen  so  erfahren  sein,  wie  solche,  die  täglich  oder 
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einen  Tag  um  den  andern  üben;  und  wenn  auch  die 
Geschicklichkeit  in  neuei'en  Zeiten  nicht  so  schwer  ins 
Gewicht  fällt,  wie  früher,  so  kann  uns  doch  die  aner- 
kannte Überlegenheit  der  preußischen  Truppen,  die  sie 
ihrer  höheren  Ausbildung  im  Waffendienst  verdanken 
sollen,  hinlänglich  übeizeugen,  wie  viel  auch  heute  noch 
darauf  ankommt. 

Soldaten,  die  ihren  Offizieren  nur  einmal  in  der 
Woche  oder  einmal  im  Monat  zu  gehorchen  brauchen 
und  die  ganze  übrige  Zeit  Freiheit  haben,  sich  ohne 
alle  Verantwortlichkeit  nach  Belieben  zu  beschäftigen, 
werden  niemals  denselben  Respekt  vor  ihnen  haben 
und  nie  zu  so  pünktlichem  Gehorsam  geneigt  sein,  wie 
solche,  deien  ganzes  Leben  und  Verhalten  täglich  vom 
Offizier  geleitet  wird,  und  die  jeden  Tag  nach  seinen 
Befehlen  aufstehen  und  zu  Bett  oder  wenigstens  in  ihr 
Quartier  gehen.  In  der  sogenannten  Mannszucht  oder 
in  der  Gewöhnung  an  pünktlichen  Gehorsam  muß  eine 
Miliz  noch  weiter  hinter  einem  stehenden  Heere  zurück- 
bleiben, als  sie  zuweilen  in  den  Handgriffen  oder  in 
der  Führung  ihrer  Waffen  hinter  ihm  zurücksteht. 
In  der  neueren  Kriegsführung  ist  aber  die  Gewöhnung 
an  pünktlichen  und  augenblicklichen  Gehorsam  viel 
wichtiger  als  eine  bedeutende  Überlegenheit  in  der 
Führung  der  Waffen. 

Diejenigen  Milizen,  die,  wie  die  tatarische  und  ara- 
bische, unter  denselben  Anführern,  denen  sie  im  Frieden 
zu  gehorchen  gewohnt  sind,  auch  in  den  Krieg  ziehen, 
sind  bei  weitem  die  besten.  Im  Respekt  vor  ihren  Of- 
fizieren, in  der  Gewohnheit  pünktlichen  Gehorsams 
kommen  sie  stehenden  Heeren  am  nächsten.  Die  Miliz 
der  schottischen  Hochlande  besaß  unter  ihren  eigenen 
Häuptern  ähnliche  Vorzüge.  Da  jedoch  die  Hochländer 
keine  Nomaden,  sondern  seßhafte  Hirten  sind,  da  sie 
feste  Wohnungen  haben  und  in  Friedenszeiten  nicht  ge- 
wohnt sind  ihrem  Häuptling  von  Ort  zu  Ort  zu  folgen, 
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SO  waren  sie  .im  Kriege  auch  weniger  geneigt,  ihm  in 
weite  Entfernungen  zu  folgen  oder  lange  im  Felde  zu 
bleiben.  Wenn  sie  einige  Beute  gemacht  hatten,  streb- 
ten sie  nach  Hause  zurück,  und  seine  Macht  war  selten 
groß  genug,  sie  zurückzuhalten.  Im  Punkte  des  Ge- 
horsams kamen  sie  dem,  was  uns  über  die  Tataren  und 
Araber  berichtet  wird,  keineswegs  gleich.  Da  überdies 
die  Hochländer  als  seßhafte  Leute  weniger  Zeit  in  freier 
Luft  zubrachten,  so  waren  sie  auch  stets  weniger  an 
kriegerische  Übungen  gewöhnt,  und  in  dem  Waffen- 
gebrauch weit  weniger  erfahren,  als  man  es  von  den 
Tataren  und  Arabern  sagt. 

Eine  Miliz  jedoch,  die  hintereinander  mehrere  Feld- 
züge durchgemacht  hat,  wird  in  jeder  Beziehung  ein 
stehendos  Heer.  Die  Soldaten  üben  sich  täglich  im  Gre- 
brauch  ihrer  Waffen,  und  da  sie  fortwährend  unter  den 
Befehlen  ihrer  Offiziere  stehen,  so  gewöhnen  sie  sich  an 
denselben  pünktlichen  Gehorsam,  der  bei  einem  stehen- 
den Heere  zu  finden  ist.  Was  sie  waren,  ehe  sie  in  den 
Krieg  zogen,  ist  von  geringem  Belang.  Sie  werden  un- 
vermeidlich in  jeder  Beziehung  ein  stehendes  Heer, 
wenn  sie  einige  Feldzüge  mitgemacht  haben.  Sollte  der 
Krieg  in  Amerika  noch  einen  weiteren  Feldzug  erfordern, 
so  kann  die  amerikanische  Miliz  vielleicht  den  Vergleich 
mit  dem  stehenden  Heere  aushalten,  dessen  Tapferkeit 
im  letzten  Kriege  derjenigen  der  tüchtigsten  Veteranen 
Frankreichs  und  Spaniens  wenigstens  nicht  nachstand. 

Im  Übrigen  aber  legt  die  Geschichte  aller  Zeiten 
Zeugniß  für  die  unwiderstehliche  Überlegenheit  ab,  die 
ein  wohldisziplinirtes  stehendes  Heer  über  eine  Miliz 
hat. 

Eines  der  ersten  stehenden  Heere,  deren  die  Ge- 
schichte glaubwürdig  erwähnt,  ist  das  Philipps  von  Ma- 
codonien.  Seine  häufigen  Kriege  mit  den  Thraciern,  HI3'- 
riern,  Thessaliern  und  einigen  griechischen  Städten  in  der 
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Nachbarschaft  von  Macedoiiion  bildeten  nach  und  nach 
seine  Truppen,  die  anfangs  wahrscheinlich  nur  eine  Miliz 
gewesen  waren,  zu  der  strengen  Disziplin  eines  stehenden 
Heeres  heran.  ImFrieden,  den  er  sehr  selten  und  niemals 
lange  hielt,  ließ  er  diese  Armee  keineswegs  auseinander 
gehen.  Sie  besiegte  und  unterjochte  nach  langem  und 
schweren  Kampfe  die  tapferen  und  wohlausgebildeten  Mi- 
lizen der  bedeutendsten  Republiken  Griechenlands  und 
später  nach  kurzem  Kampf  e  die  weichliche  und  schlecht  ge- 
übte Miliz  des  großen  persischen  Reiches.  Der  Fall  der 
griechischen  Republiken  und  des  persischen  Reiches  war 
die  Folge  der  unwiderstehlichen  Überlegenheit  eines 
stehenden  Heeres  über  jede  Art  von  Miliz.  Es  ist  dies 
die  erste  große  Umwälzung  in  den  Angelegenheiten  der 
Menschheit,  von  der  uns  die  Geschichte  einen  klaren 
und  umständlichen  Bericht  hinterlassen  hat. 

Der  Fall  Karthagos  und  die  darauf  gegründete  Er- 
hebung Roms  ist  die  zweite.  Allen  Glückswechsel  dieser 
beiden  berühmten  Republiken  kann  man  aus  derselben 
Ursache  erklären. 

Vom  Ende  des  ersten  bis  zum  Beginn  des  zweiten 
punischen  Krieges  waren  die  karthaginiensischen  Heeie 
fortwährend  im  Felde.  Unter  drei  großen  Feldherren, 
die  einander  in  dem  Kommando  folgten:  Hamilcar,  seinem 
Schwiegersohne  Hasdrubal  and  seinem  Sohne  Hannibal, 
züchtigten  sie  zuerst  ihre  eigenen  rebellischen  Sklaven, 
unterjochten  dann  die  aufständischen  Völker  Afrikas 
und  eroberten  endlich  das  große  Reich  Spanien.  Das 
Heer,  das  Hannibal  aus  Spanien  nach  Italien  führte, 
mußte  in  diesen  verschiedenen  Kriegen  allmählich  zu  der 
strengen  Mannszucht  eines  stehenden  Heeres  herangebil- 
det worden  sein.  DieRümerhatten  mittlerweile  zwar  nicht 
völlig  im  Frieden  gelebt,  waren  aber  doch  in  keinen 
bedeutenden  Krieg  verwickelt  gewesen,  und  ihre  mili- 
tärische Disziplin  soll  nach  der  allgemeinen  Annahme 
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ziemlich  erschlafft  gewesen  sein.  Die  römischen  Heere, 
mit  denen  Hannibal  an  der  Trebia,  am  Trasimenischen 
See  und  bei  Cannä  zusammentraf,  waren  Milizen  gegen- 
über einem  stehenden  Heere.  Dieser  Umstand  trug  ver- 
mutlich mehr  als  alles  andere  dazu  bei,  das  Schicksal 
dieser  Schlachten  zu  entscheiden. 

Das  stehende  Heer,  das  Hannibal  in  Spanien  zu- 
rückließ, hatte  die  gleiche  Übei'legenheit  über  die  Miliz, 
die  die  liömer  ihm  entgegenschickten,  und  vortrieb 
sie  unter  Anführung  seines  Bruders,  des  jünge- 
ren Hasdrubal,  nach  wenigen  Jahren  fast  ganz  aus 
dem  Lande. 

Hannibals  Mannschaft  wurde  aus  der  Heimat  schlecht 
ergänzt.  Die  römische  Miliz  blieb  ununterbrochen  im  Felde 
und  wurde  so  im  Verlaufe  des  Krieges  zu  einem  wohl- 
disziplinierten und  wohlausgebildeten  stehenden  Heere, 
sodaß  die  Überlegenheit  Hannibals  mit  jedem  Tage  gerin- 
ger wurde.  Hasdrubal  hielt  es  für  nötig,  das  ganze,  oder 
fast  das  ganze  stehende  Heer,  das  er  in  Spanien  befeh- 
ligte, zur  Unterstützung  seines  Bruders  nach  Italien  zu 
fühi-en.  Auf  diesem  Marsche  soll  er  von  seinen  Kund- 
schaftern ii're  geführt  wordensein,  wurdein  einem  Lande, 
das  er  nicht  kannte,  von  einer  anderen  stehenden  Armee, 
die  der  seinigen  in  jeder  Beziehung  gleicli  oder  gar  über- 
legen war,  überfallen  und  angegriffen  und  erlitt  eine 
vollständige  Niederlage. 

Als  Hasdrubal  Spanien  verlassen  hatte,  fand  der 
große  Scipio  keinen  anderen  Feind  sich  gegenüber,  als 
eine  der  seinigen  nachstehende  Miliz.  Er  schlug  diese 
Miliz  und  die  seinige  wurde  im  Laufe  des  Krieges  zu 
einer  wohldisziplinirten  und  wohlgeübten  stehenden 
Armee.  Die  letztere  kam  später  nach  Afrika,  wo  sie 
nur  eine  Miliz  sich  gegenüber  fand.  Um  Karthago  zu 
verteidigen,  mußte  das  stehende  Heer  Hannibals  zurück- 
gerufen werden.     Die  entmutiirte  und  oft  ireschlaefene 
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afrikanische  Miliz  vereinigte  sich  mit  ihm  und  machte  in 
der  Schlacht  bei  Zaraa  den  größten  Teil  der  Truppen 
Hannibals  aus.  Der  Ausgang  dieses  Tages  entschied  das 
Schicksal  der  beiden  rivalisierenden  Republiken. 

Vom  Ende  des  zweiten  Punischen  Krieges  bis  zum 
Falle  der  römischen  llepublik  waren  die  Armeen  Roms 
in  jeder  Beziehung  stehende  Heere.  Das  stehende  Heer 
Macedoniens  leistete  ihren  Waffen  einigen  Widerstand, 
und  es  kostete  sie  auf  der  Höhe  ihrer  Macht  zwei  große 
Kriege  und  drei  große  Schlachten, dieses  kleine  Königreich 
zu  überwinden,  dessen  Eroberung  wahrscheinlich  ohne 
die  Feigheit  seines  letzten  Königs  noch  schwerer  gewor- 
den wäre.  Die  Milizen  aller  zivilisierten  Völker  der  alten 
Welt,  die  griechischen,  syrischen  und  ägyptischen,  leiste- 
ten den  stehenden  Heeren  Roms  nur  schw^achen  Wider- 
stand. Die  Milizen  einiger  barbarischen  Völkerschaften 
verteidigten  sich  weit  besser.  Die  skythische  oder  ta- 
tarische Miliz,  welche  Mithridates  aus  den  Gegenden 
nördlich  vom  schwarzen  und  kaspischen  Meere  zog,  waren 
die  furchtbarsten  unter  den  Feinden,  die  die  Römer  nach 
dem  zweiten  Punischen  Kriege  zu  bekämpfen  hatten. 
Auch  die  parthischen  und  germanischen  Milizen  waren 
nicht  verächtlich  und  gewannen  bei  manchen  Gelegen- 
heiten sehr  erhebliche  Vorteile  über  die  römischen  Heere. 
Im  allgemeinen  waren  jedoch  die  römischen  Armeen 
unter  tüchtigen  Anführern  überlegen,  und  wenn  die 
Römer  die  Eroberung  Parthiens  und  Germaniens  nicht 
vollendeten,  so  geschah  dies  w^ahrscheinlich  nur  darum, 
weil  sie  es  nicht  der  Mühe  wert  hielten,  jene  beiden 
barbarischen  Länder  ihrem  ohnehin  schon  zu  großen 
Reiche  einzuverleiben.  Die  alten  Parther  scheinen  eine 
Nation  von  skythischer  oder  tatarischer  Abkunft  gewesen 
zu  sein,  und  stets  viel  von  den  Sitten  ihrer  Vorfahren 
beibehalten  zu  haben.  Die  alten  Germanen  waren  w^ie 
die  Skythen  und  Tataren  ein  Nomadenvolk,  das  unter 
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denselben  Anführern  in  den  Krieg  zog,  denen  es  auch 
im  Frieden  zu  folgen  pflegte.  Ihre  Miliz  war  von  der- 
selben Art,  wie  die  der  Skythen  oder  Tataren,  von  denen 
sie  auch  vermutlich  abstammten. 

Viele  Ursachen  trafenzusammen,dieMannszuchtder 
römischen  Heere  aufzulösen.  Ihre  äußerste  Strenge  war 
vielleicht  eine  dieser  Ursachen.  In  den  Zeiten  ihrer 
Größe,  als  kein  Feind  sich  ihnen  mehr  entgegenzuvverfen 
vermochte,  wurde  ihre  schwere  Rtistung  als  eine  unnütze 
Last  abgelegt,  und  ihre  anstrengenden  Übungen  als  eine 
unnötige  Beschwerde  vernachlässigt.  Überdies  wurden 
unter  den  römischen  Kaisern  die  stehenden  Heere  Roms, 
besonders  diejenigen,  welche  die  germanischen  und  pan- 
nonischen  Grenzen  bewachten,  ihren  Herren  gefährlich, 
an  deren  Stelle  sieoftihie  Generale  auf  den  Thron  setzten. 
Um  sie  weniger  furchtbar  zu  machen,  zogen  Diocletian 
oder  nach  anderen  Constantin  sie  zuerst  von  der  Grenze  zu- 
rück, wo  sie  früher  stets  in  großen  Verbänden,  gewöhnlich 
von  zwei  oder  drei  Legionen,  gestanden  hatten,  und  zer- 
streuten sie  in  kleineren  Truppenkörpern  über  die  ver- 
schiedenen Pro  vinzialstädte,  aus  denen  sie  nur  wieder  ent- 
fernt wurden,  wenn  ein  feindlicher  i\.ngriff  zurückzu- 
weisen war.  Kleine  Abteilungen  von  Soldaten,  die  in 
Handels-  und  Industriestädten  einquartiert  waren  und 
selten  diese  Quartiere  verließen,  wurden  aber  allmäh- 
lich selbst  Handelsleute,  Handwerker  und  Arbeiter. 
Der  bürgerliche  Charakter  erhielt  über  den  militäri- 
schen die  Oberhand,  und  die  stehenden  Heere  Roms 
arteten  nach  und  nach  zu  einer  verderbten,  vernach- 
lässigten und  undisziplinierten  Miliz  aus,  unfähig,  den 
Angriffen  der  germanischen  und  skythischen  Milizen, 
welche  bald  nachher  in  das  westliche  Reich  eindrangen, 
zu  widerstehen.  Nur  dadurch,  daß  sie  die  Milizen 
der  einen  gegen  diejenigen  der  anderen  dieser  Völ- 
kerschaften aufboten,  vermochten  sich  die  Kaiser  noch 
eine    Zeit   lang    zu  halten.     Der  Fall    des  römischen 


Kap.  1,1.:  Kosten  der  Landesverteidigung'.  je) 

Reichs  ist  die  dritte  große  Umwälzung  in  den  Ange- 
legenheiten der  Menschheit,  von  der  uns  die  alte  Ge- 
schichte einen  klaren  und  umständlichen  Bericht 
hinterlassen  hat.  Sie  kam  durch  die  unwiderstehliche 
Überlegenheit  zu  Stande,  die  die  Miliz  eines  barbari- 
schen Volkes  über  die  eines  zivilisierten,  die  Miliz  eines 
Nomadenvolkes  über  die  eines  Volkes  von  Bauern  und 
Handwerkern  hat.  Die  von  Milizen  erfochtenen  Siege 
sind  gewöhnlich  nicht  über  stehende  Heere,  sondern 
über  andere  Milizen  erfochten  worden,  die  ihnen  an 
Übung  und  Disziplin  nachstanden.  So  die  Siege,  die 
die  griechische  Miliz  über  die  persische  davon  trug, 
und  in  späterer  Zeit  die  Siege  der  schweizer  Miliz 
über  die  österreichische  und  burgundische. 

Die  Kriegsmacht  der  Germanen  und  Skythen,  die 
sich  auf  den  Trümmern  des  abendländischen  Reiches 
niederließen,  blieb  in  den  neuen  Sitzen  eine  Zeitlang 
in  derselben  Verfassung,  wie  sie  in  ihrem  Vaterlande 
gewesen  war.  Sie  war  eine  Miliz  von  Hirten  und 
Bauern,  die  unter  Anführung  derselben  Häuptlinge 
in  den  Krieg  zog,  denen  sie  auch  im  Frieden  zu  ge- 
horchen gewohnt  waren.  Sie  war  daher  leidlich  geübt 
und  diszipliniert.  Mit  dem  Fortschritte  der  Künste  und 
Gewerbe  nahm  jedoch  das  Ansehen  der  Häuptlinge 
allmählich  ab,  und  die  große  Masse  des  Volkes  hatte 
nicht  mehr  soviel  Zeit  zu  militärischen  Übungen  übrig. 
Disziplin  und  Kriegsübung  der  Lehnsmiliz  geriet  nach 
und  nach  in  Verfall,  und  es  wurden  allmählich  ste- 
hende Heere  statt  ihrer  eingeführt.  Sobald  aber  ein 
zivilisiertes  Volk  diese  Maßregel  ergriffen  hatte,  mußten 
die  Nachbarn  notgedrungen  seinem  Beispiele  folgen. 
Sie  fanden  bald,  daß  ihre  Sicherheit  hiervon  abhing,  und 
daß  ihre  Miliz  durchaus  unfähig  sei,  dem  Angriff  eines 
solchen  Heeres  zu  widerstehen. 

Die  Soldaten  eines  stehenden  Heeres  haben  häufig. 
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selbst  wenn  sie  niemals  einen  Feind  gesehen  hatten, 
allen  Mut  alter  Truppen  besessen  und  zeigten  sich  so- 
gleich bei  Beginn  des  Feldzugs  den  abgehärtetsten  und 
erfahrensten  Veteranen  gewachsen.  Als  175G  die  rus- 
sische Armee  nach  Polen  marschierte,  war  die  Tapfer- 
keit der  russischen  Soldaten  derjenigen  der  preußischen, 
die  damals  für  die  abgehärtetsten  und  erfahrensten  Ve- 
teranen in  Europa  galten,  durchaus  ebenbürtig.  Und 
doch  hatte  das  russische  Reich  einen  fast  zwanzig- 
jährigen tiefen  Frieden  genossen,  und  konnte  damals 
nur  wenige  Soldaten  haben,  die  einen  Feind  gesehen 
hatten.  Als  1735  der  spanische  Krieg  ausbrach,  hatte 
England  seit  etwa  achtundzwanzig  Jahren  Friede  gehabt ; 
aber  weit  entfernt,  daß  die  Tapferkeit  seiner  Soldaten 
durch  den  langen  Frieden  gelitten  hätte,  war  sie  viel- 
mehr nie  hervorragender  als  bei  dem  Angriff  auf  Kar- 
thagena,  der  ersten  unglücklichen  Unternehmung  dieses 
unglücklichen  Kriegs.  In  einem  langen  Frieden  können 
zuweilen  die  Generale  die  Kunst  der  Heerführung  ver- 
lernen, aber  nicht  die  Soldaten  eines  wohlgeordneten 
stehenden  Heeres  ihre  Tapferkeit. 

Wenn  ein  zivilisiertes  Volk  auf  die  Wehrkraft  einer 
Miliz  angewiesen  ist,  so  ist  es  stets  der  Gefahr  ausge- 
setzt, von  jedem  barbarischen  Volke  der  Nachbarschaft 
unterjocht  zu  werden.  Die  häufigen  Eroberungszüge  der 
Tataren  durch  alle  zivilisierten  Länder  Asiens  beweisen 
zur  Genüge  die  natürliche  Überlegenheit  der  Miliz  eines 
barbarischen  Volkes  über  die  eines  zivilisierten.  Ein 
wohlgeordnetes  stehendes  Heer  ist  jeder  Miliz  überlegen, 
und  wie  ein  stehendes  Heer  von  einem  zivilisierten  Volk 
am  besten  unterhalten  werden  kann,  so  kann  auch  ein 
solches  Volk  nur  durch  ein  stehendes  Heer  gegen  die 
Angriffe  armer  barbarischer  Nachbarn  geschützt  werden. 
Nur  mittelst   eines   stehenden  Heeres  kann   daher  die 
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Zivilisation  eines  Landes  auf  die  Dauer  erhalten  oder 
auch  nur  auf  längere  Zeit  behauptet  werden. 

Wie  ein  stehendes  Heer  das  einzige  Mittel  ist,  ein 
zivilisiertes  Land  zu  schützen,  so  ist  es  auch  das  einzige 
Mittel,  ein  rohes  Land  schnell  und  leidlich  zu  zivilisieren. 
Ein  stehendes  Heer  hält  mit  unwiderstehlicher  Gewalt 
das  Landesgesetz  auch  in  den  entlegensten  Prozinzen  auf- 
recht, und  macht  eine  regelmäßige  Regierung  in  Ländern 
möglich,  die  sonst  keiner  fähig  wären.  Wer  die  Fort- 
schritte, die  Peter  der  Grroße  im  russischen  Reich  ein- 
geführt hat,  mit  Aufmerksamkeit  betrachtet,  wird  finden, 
daß  sie  sich  fast  ausschließlich  in  die  Herstellung  eines 
wohlgeordneten  stehenden  Heeres  auflösen.  Es  ist  das 
Werkzeug,  welches  alle  seine  anderen  Maßnahmen  aus- 
führt und  aufrechterhält.  Den  Grad  von  Ordnung  und 
innerem  Frieden,  den  dieses  Reich  seit  jener  Zeit  ge- 
nossen hat,  hat  es  lediglich  dem  Einflüsse  dieses  Heeres 
zu  danken. 

Männer  von  republikanischen  Grundsätzen  haben 
ein  stehendes  Heer  stets  mit  Argwohn  betrachtet,  weil  es 
der  Freiheit  gefährlich  sei.  Und  gewiß  ist  es  das,  wo 
das  Interesse  des  Oberbefehlshabers  und  der  obersten 
Offiziere  nicht  eng  an  die  Erhaltung  der  Staatsverfassung 
geknüpft  ist.  Das  stehende  Heer  C'äsars  richtete  die  rö- 
mische Republik  zu  Grunde.  Das  stehende  Heer  Crom- 
wells  jagte  das  lange  Parlament  auseinander.  Aber  wo 
der  Fürst  selbst  der  Oberbefehlshaber  ist,  und  der  hohe 
und  niedere  Adel  die  Offizierstellen  bekleidet,  wo  die 
Heeresmacht  unter  den  Befehl  derer  gestellt  ist,  die  an 
der  Aufrechterhaltung  der  bürgerlichen  Regierung  das 
größte  Interesse  haben,  weil  sie  selbst  den  größten  An- 
teil an  dieser  Regierung  haben,  da  kann  ein  stehendes 
Heer  niemals  der  Freiheit  gefährlich  sein.  Im  Gegen- 
teil kann  es  ihr  manchmal  Dienste  leisten.  Die  Sicher- 
heit, die  es  dem  Fürsten  verleiht,  macht  jenen  lästigen 
Argwohn  unnötig,  der  in  manchen  neueren  Republiken 
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über  die  geringsten  Handlungen  jedes  Bürgers  wacht 
und  immer  bereit  ist,  seine  Ruhe  zu  stören.  Wo  die 
Sicherheit  der  Obrigkeit,  wiewohl  von  den  besten 
Bürgern  gestützt,  doch  durch  jede  Unzufriedenheit  der 
Massen  gefährdet  ist,  wo  ein  kleiner  Tumult  in  wenigen 
Stunden  eine  Revolution  zuwege  bringen  kann :  da  muß 
das  ganze  Ansehen  der  Regierung  angewandt  werden, 
jedes  Murren  und  jede  Klage  zu  unterdrücken  und  zu 
bestrafen.  Einem  Fürsten  hingegen,  der  sich  nicht  allein 
durch  die  natürliche  Aristokratie  des  Landes,  sondern 
auch  durch  ein  wohlorganisiertes  stehendes  Heer  ge- 
sichert weiß,  können  auch  die  rohesten,  grundlosesten 
und  frechsten  Forderungen  nur  wenig  Unruhe  machen. 
Er  kann  sie  getrost  vergeben  oder  verachten,  und  das 
Bewußtsein  seiner  Überlegenheit  macht  ihn  von  Haus 
aus  dazu  geneigt.  Der  Grad  von  Freiheit,  der  an  Frech- 
heit grenzt,  kann  nur  in  Ländern  gestattet  werden,  wo 
das  Staatsoberhaupt  durch  ein  wohlorganisiertes  stehen- 
des Heer  gesichert  ist.  Nur  in  solchen  Ländern  macht 
es  die  Öffentliche  Sicherheit  nicht  erforderlich,  daß  der 
Landesherr  mit  einer  willkürlichen  Gewalt  betraut  wird, 
um  selbst  die  unverschämtesten  Kundgebungen  einer 
zügellosen  Freiheit  niederhalten  zu  können. 

Die  erste  Pflicht  des  Landesherrn,  die  Pflicht,  den 
Staat  gegen  Gewalttat  und  Ungerechtigkeit  anderer 
Staaten  zu  schützen,  wird  nach  und  nach  immer  kost- 
spieliger, je  mehr  das  Volk  an  Zivilisation  gewinnt. 
Die  Heeresmacht  des  Staates,  die  ursprünglich  dem  Ober- 
haupt weder  im  Frieden  noch  im  Kriege  Kosten  ver- 
ursacht, muß  im  Fortschritt  der  Kultur  zuerst  im  Kriege, 
später  aber  auch  im  Frieden  unterhalten  werden. 

Die  große  Veränderung,  welche  die  Erfindung  der 
Feuerwaffen  in  der  Kriegskunst  herbeifühlte,  hat  die 
Kosten  der  Einübung  der  Soldaten,  ihrer  Erziehung  zur 
Mannszucht  in  Friedenszeiten,  sowie  ihrer  Verwendung 
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im  Kriege  noch  weiterhin  erhöht.  Ihre  Waffen  und  Muni- 
tion sind  teurer  geworden.  EineFlinte  ist  eine  teurere  Ma- 
schine als  ein  Wurfspieß  oder  als  Bogen  und  Pfeile;  eine 
Kanone  oder  ein  Mörser  ist  teurer  als  ein  Mauerbrecher 
oder  Katapult.  Das  bei  einer  modernen  Revue  verschos- 
sene Pulver  ist  unwiederbringlich  verloren,  und  verur- 
sacht sehr  bedeutendeKosten.  Die AVurf spieße  undPfeile, 
die  bei  einer  alten  Musterung  geworfen  und  geschossen 
wurden,  ließen  sich  leicht  wieder  auflesen  und  hatten 
überdies  nur  geringen  Wert.  Die  Kanonen  und  Mörser 
sind  nicht  nur  weit  teurere,  sondern  auch  weit  schwerere 
Maschinen  als  der  Mauerbrecher  oder  Katapult,  und  er- 
fordern nicht  nur  für  ihre  Herstellung,  sondern  auch 
für  ihre  Fortschaffung  im  Kriege  weit  größere  Kosten. 
Bei  der  großen  Überlegenheit  der  neueren  Artillerie 
über  die  der  alten  ist  es  auch  weit  schwieriger  und 
folglich  kostspieliger  geworden,  eine  Stadt  so  zu  be- 
festigen, daß  sie  dem  Angriff  dieser  Artillerie  auch  nur 
einige  Wochen  widerstehen  kann.  Es  vereinigen  sich 
also  in  neueren  Zeiten  verschiedene  Ursachen,  um  die 
Verteidigung  des  Staates  kostspieliger  zu  machen.  Die 
unvermeidlichen  Wirkungen  des  natürlichen  Fortschritts 
der  Kultur  wurden  durch  eine  große  Umwälzung  in  der 
Kriegskunst,  zu  der  ein  bloßer  Zufall,  die  Erfindung 
des  Schießpulvers,  Veranlassung  gegeben  hat,  noch  be- 
deutend erhöht. 

Im  modernen  Kriege  verleihen  die  großen  Kosten 
der  Feuerwaffen  der  Nation,  welche  diese  Kosten  am 
besten  bestreiten  kann,  einen  offenbaren  Vorteil,  also 
einem  reichen  und  zivilisierten  Volke  Vorteile,  vor  einem 
armen  und  unzivilisierten.  In  früheren  Zeiten  fanden  es 
die  reichen  und  zivilisierten  Völker  schwer,  sich  gegen 
die  armen  und  unzivilisierten  zu  verteidigen :  in  neueren 
Zeiten  ist  es  umgekehrt.  Die  Erfindung  der  Feuerwaffen, 
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eine  Erfindung,  die  auf  den  ersten  Blick  so  verderblich 
zu  sein  scheint,  kommt  sicherlich  der  Dauer  und  Aus- 
breitung der  Zivilisation  zu  statten. 


Zweite  Abteilung. 

Kosten  der  Rechtspflege. 

Die  zweite  Pflicht  des  Staatsoberhauptes,  die  Pflicht, 
jedes  Glied  des  Volkes  möglichst  gegen  die  Ungerechtig- 
keit und  Unterdrückung  jedes  anderen  Volksgliedes  zu 
schützen,  oder  die  Pflicht,  eine  strenge  Rechtspflege  auf- 
recht zu  erhalten,  erfordert  ebenfalls  in  den  verschiedenen 
Perioden   der   Gesellschaft  sehr  verschiedene  Kosten. 

Da  es  unter  Jägervülkern  kaum  Eigentum  gibt 
oder  wenigstens  keines,  das  den  Wert  zwei  oder  drei- 
tägiger Arbeit  übersteigt,  so  gibt  es  bei  ihnen  auch 
kaum  eine  Obrigkeit  oder  regelmäßige  Rechtspflege. 
Leute  ohne  Eigentum  können  einander  nur  an  ihrer 
Person  oder  ihrer  Ehre  kränken.  Wenn  aber  jemand 
einen  andern  tötet,  verwundet,  schlägt  oder  verläumdet, 
so  leidet  zwar  der,  dem  die  Unbill  widerfährt,  aber  der 
andere,  der  sie  ihm  antut,  hat  keinen  Gewinn  davon. 
Anders  verhält  es  sich  mit  den  Verletzungen  des  Eigen-' 
turns.  Da  ist  der  Gewinn  des  Schädigers  oft  dem  Ver- 
lust des  Geschädigten  gleich.  Neid,  Bosheit  oder  Rach- 
sucht sind  die  einzigen  Leidenschaften,  die  jemanden  be- 
wegen können,  einen  andern  an  seiner  Person  oder  Ehre 
zu  kränken.  Die  meisten  Menschen  stehen  aber  nur 
selten  unter  dem  Einfluß  dieser  Leidenschaften,  und 
selbst  die  schlechtesten  nur  gelegentlich;  und  da  ihre 
Befriedigung,  wie  angenehm  sie  auch  vielleicht  für  ge- 
wisse  Charaktere   sein   mag,    doch   mit   keinem   wirk- 
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liehen  oder  dauernden  Vorteil  verknüpft  ist,  so  lassen 
sich  die  meisten  gewöhnlich  durch  Erwägungen  der 
Klugheit  davon  zurückhalten.  Die  Menschen  können  in 
leidlicher  Sicherheit  bei  einander  leben,  wenn  auch  keine 
Obrigkeit  da  ist,  um  sie  vor  der  Ungerechtigkeit  jener 
Leidenschaften  zu  schützen.  Aber  Habsucht  und  Ehr- 
geiz bei  den  Reichen,  Haß  der  Arbeit  und  Bequemlich- 
keits-  und  Genußsucht  bei  den  Armen  sind  die  Leiden- 
schaften, welche  zu  Angriffen  auf  das  Eigentum  reizen, 
Leidenschaften,  die  weit  bleibender  in  ihrer  Wirkung 
und  weit  ausgebreiteter  in  ihrem  Einfluße  sind.  Wo 
es  große  Besitztümer  gibt,  da  gibt  es  auch  große  Un- 
gleichheit. Für  einen  sehr  reichen  Mann  muß  es  wenig- 
stens fünfhundert  Arme  geben,  und  der  Überfluß  der 
wenigen  setzt  die  Dürftigkeit  der  vielen  voraus.  Dor 
Überfluß  des  Reichen  erregt  den  Unwillen  des  Armen, 
der  oft  durch  Mangel  oder  durch  Neid  dazu  gereizt 
wird,  sich  an  dem  Besitz  des  Reichen  zu  vergreifen. 
Nur  unter  dem  Schutze  der  Obrigkeit  kann  der  Besitzer 
eines  bedeutenden  Vermögens,  das  durch  die  Arbeit  vieler 
Jahreoder  vielleicht  vielerGenerationen  erworben  wurde, 
auch  nur  eine  einzige  Nacht  in  Sicherheit  schlafen.  Er 
ist  allezeit  von  unbekannten  Feinden  umringt,  die  er 
niemals  herausforderte,  die  er  aber  gleichwohl  niemals 
versöhnen  kann,  und  vor  deren  Ungerechtigkeit  er  nur 
durch  den  mächtigen  stets  erhobenen  Arm  der  Obrigkeit 
geschützt  werden  kann.  Der  Erwerb  wertvoller  und 
ausgedehnter  Besitztümer  erfordert  also  notwendig  die 
Einsetzung  einer  Regierung.  Wo  es  gar  kein  Eigentum 
oder  wenigstens  kein  solches  gibt,  das  den  Wert  einer 
zwei-  oder  dreitägigen  Arbeit  übersteigt,  ist  eine  Re- 
gierung nicht  so  notwendig. 

Regierung  setzt  eine  gewisse  LTnterordnung  voraus. 
Wie  aber  die  Notwendigkeit  einer  Regierung  stufen- 
weise mit  dem  Erwerbe  wertvoller  Besitztümer  wächst, 
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SO  entwickeln  sich  auch  die  Hauptursachen,  die  natur- 
gemäß eine  Unterordnung  herbeiführen,  nach  und  nach 
mit    der   Entwicklung    dieser   wertvollen   Besitztümer, 

Die  Ursachen  oder  Umstände,  die  naturgemäß  eine 
Unterordnung  herbeiführen,  oder  die  naturgemäß  und 
vor  jeder  bürgerlichen  Einrichtung  einigen  Leuten  eine 
Überlegenheit  über  den  größten  Teil  ihrer  Mitbrüder 
verleihen,  scheinen  folgende  vier  zu  sein. 

Die  erste  ist  die  Überlegenheit  persönlicher  Eigen- 
schaften, der  Stärke,  Schönheit  und  Behendigkeit  des 
Körpers;  der  Weisheit  und  Tugend,  der  Klugheit,  Ge- 
rechtigkeit, Tapferkeit  und  Mäßigung.  Die  körperlichen 
Eigenschaften  können  ohne  die  Unterstützung  der 
geistigen  in  allen  Perioden  nur  wenig  Macht  verleihen. 
Der  ist  schon  ein  sehr  starker  Mann,  der  durch  bloße 
Körperkraft  zwei  Schwächere  zwingen  kann,  ihm  zu 
gehorchen.  Die  geistigen  Eigenschaften  allein  können 
sehr  große  Macht  verleihen;  allein  sie  sind  unsichtbar, 
stets  streitig  und  in  der  Regel  bestritten.  Kein  Volk, 
ob  barbarisch  oder  zivilisiert,  hat  es  jemals  zweckmäßig 
gefunden,  Rangvorschriften  nach  diesen  unsichtbaren 
Eigenschaften  zu  regeln,  sondern  man  hielt  sich  an 
augenfälligere   und  greifbarere  Dinge, 

Die  zweite  jener  Ursachen  ist  das  höhere  Alter. 
Ein  Greis,  dessen  Alter  nicht  gerade  schon  Alters- 
schwäche voraussetzen  läßt,  wird  überall  mehr  geehrt, 
als  ein  junger  Mann  von  gleichem  Rang  und  Talent. 
Bei  Jägervölkern,  wie  den  eingeborenen  Stämmen  Nord- 
amerikas, ist  das  Alter  die  einzige  Grundlage  des  Ranges 
und  Ansehens.  Vater  heißt  ihnen  ein  Höherer,  Bruder 
ein  Gleicher  und  Sohn  ein  Untergebener.  Ebenso  be- 
stimmt bei  den  reichsten  und  zivilisiertesten  Völkern 
das  Alter  den  Rang  unter  den  sonst  Gleichen.  Unter 
Brüdern  und  unter  Schwestern  geht  stets  der  älteste 
vor,  und  bei  P^rbschaften   wird  alles,  was  nicht  geteilt 
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werden  kann,  sondern  einer  Person  ganz  zufallen  muß, 
wie  z.  B.  ein  Ehrentitel,  in  den  meisten  Fällen  dem 
Ältesten  überlassen.  Das  Alter  ist  eine  augenfällige, 
handgreifliche  und  unbestreitbare  Eigenschaft. 

Die  dritte  jener  Ursachen  ist  das  größere  Vermögen. 
Die  Macht  der  Reichen  jedoch,  wie  groß  sie  auch  auf 
jeder  Stufe  der  gesellschaftlichen  Entwicklung  sein  mag, 
ist  wohl  am  gröl3ten  auf  der  niedrigsten,  die  eine  be- 
deutende Vermögensungleichheit  zuläßt.  Ein  Tataren- 
häuptling, dessen  wachsender  Besitz  an  Herden  hin- 
reicht, tausend  Menschen  zu  ernähren,  kann  diesen 
Besitz  kaum  anders  anwenden,  als  tausend  Menschen 
zu  ernähren.  Auf  dieser  Stufe  gibt  es  keine  Industrie- 
erzeugnisse, keinen  Tand  und  Schmuck,  gegen  die  er  den 
seinen  Bedarf  übersteigenden  Teil  seiner  Produkte  ver- 
tauschen könnte.  Die  tausend  Menschen,  die  er  ernährt, 
und  die  nur  von  ihm  ihren  Unterhalt  erhalten  kimnen, 
müssen  im  Kriege  seinen  Befehlen  und  im  Frieden  seinem 
Kichtei'spruch  gehorchen.  Er  ist  unvermeidlich  ihr  An- 
führer und  ihr  Richter,  und  seine  Häuptlingsschaft  ist  die 
notwendige  Wirkung  seines  größeren  Vermögens.  In 
einem  reichen  und  zivilisierten  Volke  kann  jemand  ein 
weit  größeres  Vermögen  besitzen  und  doch  nicht  über 
ein  Dutzend  Leute  verfügen.  Obgleich  die  Erzeugnisse 
seines  Gutes  vielleicht  hinreichen,  mehr  als  tausend 
Menschen  zu  ernähren  und  es  unter  Umständen  auch 
tun,  so  ist,  da  diese  Leute  alles  bezahlen,  was  sie  von 
ihm  nehmen,  und  er  seinerseits  kaum  jemandem  etwas 
gibt,  ohne  dafür  einen  Gegenwert  zu  erhalten,  doch  kaum 
jemand  da,  der  sich  als  vollständig  von  ihm  abhängig 
ansieht,  und  seine  Macht  erstreckt  sich  nur  auf  weniges 
Gesinde.  Doch  ist  die  Macht  des  Reichtums  auch  in 
einem  reichen  und  zivilisierten  Volke  immerhin  noch 
sehr  groß.  Daß  sie  viel  größer  ist,  als  die  des  Alters 
oder  persönlicher  Eigenschaften,    war    die   beständige 
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Klage  jeder  sozialen  Entwicklungsstufe,  die  eine  bo- 
deutendeVermögensungleichheit  zuließ.  Die  erste  Stufe, 
die  der  Jägervölker,  läßt  keine  solche  Ungleichheit  zu. 
Allgemeine  Armut  stellt  allgemeine  Gleichheit  her,  und 
höheres  Alter  oder  persönliche  Vorzüge  sind  die  ein- 
zigen, wiewohl  schwachen  Stützen  der  Macht  und  Unter- 
ordnung. Daher  gibt  es  auf  dieser  Stufe  auch  nur  wenig 
oder  gar  keine  Macht  und  Unterordnung.  Die  zweite 
Stufe,  die  der  Hirtenvölker,  läßt  sehr  große  Vermögens- 
ungleichheit zu,  und  in  keiner  anderen  Periode  gibt 
Vermögen  eine  so  große  Macht.  In  keiner  ist  daher 
auch  Macht  und  Unterordnung  fester  gegründet.  Die 
Macht  eines  arabischen  Scheikh  ist  groß,  die  eines 
Tatarkhans  aber  unbeschränkt. 

Die  vierte  jener  Ursachen  ist  die  höhere  Geburt. 
Sie  setzt  eine  frühere  Überlegenheit  des  Vermögens  in 
der  Familie  dessen  voraus,  der  sie  beansprucht.  Alle 
Familien  sind  gleich  alt,  und  die  Vorfahren  des  Fürsten 
kijnnen  zwar  besser  bekannt,  aber  nicht  zahlreicher  als 
die  des  Bettlers  sein.  Das  Alter  einer  Familie  bedeutet 
überall  das  Alter  des  Reichtums  oder  der  Größe,  die 
sich  auf  Reichtum  zu  gründen  pflegt  oder  von  ihm 
begleitet  ist.  Der  Emporkömmling  ist  überall  weniger 
angesehen  als  der  Angehörige  eines  alten  Geschlechts. 
Der  Haß  gegen  Usurpatoren  und  die  Liebe  zu  einer 
alten  Fürstenfamilie  sind  in  hohem  Maße  auf  die  Ver- 
achtung, welche  die  Menschen  naturgemäß  gegen  die 
ersteren,  und  die  Verehrung,  welche  sie  gegen  die  letz- 
tere hegen,  gegründet.  AVie  ein  Offizier  sich  ohne 
Widerstreben  der  Macht  eines  Oberen  unterwirft,  unter 
dessen  Kommando  er  immer  gestanden  hat,  aber  nicht 
ertragen  kann,  daß  sein  Untergebener  über  ihn  gesetzt 
wird,  so  unterwerfen  sich  auch  die  Menschen  leicht 
einer  Familie,  der  sie  und  ihre  Vorfahren  stets  unter- 
worfen  waren,    entbrennen   aber   vor  Unwillen,   wenn 
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eine  andere  Familie,  der  sie  nie  eine  solche  Macht  zu- 
erkannten, sich  die  Herrschaft  über  sie  anmaßt. 

Der  Unterschied  der  Geburt  kann,  da  er  erst  eine 
Folge  der  Vermögensungleichheit  ist,  bei  einem  Jäger- 
volke, wo  alle  Menschen  an  Vermögen  gleich  und  folg- 
lich auch  an  Geburt  fast  gleich  sind,  nicht  stattfinden. 
Der  Sohn  eines  weisen  und  tapferen  Mannes  kann  zwar 
auch  unter  ihnen  etwas  mehr  geehrt  sein,  als  ein  Mann 
von  gleichem  Verdienste,  der  das  Mißgeschick  hat,  der 
Sohn  eines  Toren  oder  Feiglings  zu  sein ;  allein  der 
Unterschied  wird  nicht  sehr  groß  sein,  und  es  gab, 
glaube  ich,  in  der  ganzen  Welt  nie  eine  große  Familie, 
deren  Ruhm  sich  lediglich  auf  angestammte  Weisheit 
und  Tugend  gründete. 

Bei  Hirtenvölkern  kann  nicht  nur  der  Unterschied 
der  Geburt  sich  geltend  machen,  sondern  macht  sich 
stets  geltend.  Solchen  Völkern  ist  jeder  Luxus  fremd, 
und  selbst  bei  der  leichtsinnigsten  Verschwendung 
können  bei  ihnen  keine  großen  Reichtümer  vergeudet 
werden.  Nirgends  gibt  es  daher  so  viele  wegen  ihrer 
Abkunft  von  grol3en  und  berühmten  Ahnherren  ge- 
achtete und  geehrte  Familien,  weil  nirgends  sonst  der 
Reichtum  so  lange  in  denselben  Familien  bleibt. 

Geburt  und  Vermögen  sind  offenbar  die  beiden  Um- 
stände, welche  die  Rangverhältnisse  der  Menschen  am 
meisten  beeinflussen.  Sie  sind  die  beiden  Hauptquellen 
persönlicher  Auszeichnung  und  deshalb  die  Haupt- 
ursachen, welche  Macht  und  Unterordnung  unter  den 
Menschen  begründen.  Bei  Hirtenvölkern  wirken  diese 
beiden  Ursachen  mit  ihrer  vollen  Stärke.  Der  große  Hirt 
oder  Herdenbesitzer,  der  wegen  seines  Reichtums  und  der 
großen  Zahl  von  ihm  Abhängiger  geachtet  und  wegen 
seiner  edlen  Geburt  und  des  unvordenklichen  Alters  seiner 
berühmten  Familie  geehrt  ist,  hat  eine  natürliche  Macht 
über   die   niederen  Hirten   oder  Herdenbesitzer   seines 
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Stammes.  Er  kann  über  die  vereinigten  Kräfte  einer 
größeren  Anzahl  von  Leuten  gebieten,  als  irgend  einer; 
seine  Heeresmacht  ist  grüßer  als  die  jedes  anderen;  in 
Kriegszeiten  sind  begreiflicherweise  alle  geneigter,  sich 
unter  seine  Fahne,  als  unter  die  eines  andern  zu  stellen, 
und  so  verschafft  ihm  seine  Geburt  und  sein  Vermögen 
von  selbst  eine  Art  Exekutivgewalt.  Durch  seine  Herr- 
schaft über  eine  größere  Anzahl  von  Leuten  ist  er  auch 
am  meisten  in  der  Lage,  jeden,  der  einen  andern  ge- 
schädigt hat,  zu  Schadenersatz  anzuhalten.  Er  ist  mit- 
hin derjenige,  bei  dem  auf  die  natürlichste  Weise  alle, 
die  zu  schwach  sind,  sich  selbst  zu  verteidigen,  Schutz 
suchen.  Bei  ihm  beklagen  sie  sich  über  vermeintlich 
erlittene  Unbilden  und  seinem  Ausspruche  unterwirft 
sich  selbst  der  Angeklagte  eher,  als  dem  eines  andern. 
Geburt  und  Vermögen  verschaffen  ihm  auf  diese  Weise 
von  selbst  eine  Art  richterlicher  Gewalt. 

Auf  der  Stufe  der  Hirtenvölker,  der  zweiten  der  ge- 
sellschaftlichen Entwicklung,  fängt  also  die  Vermögens- 
ungleichheit an  und  führt  unter  diesen  Menschen  einen 
Grad  von  Macht  und  Unterordnung  ein,  an  den  bis  dahin 
nicht  zu  denken  war.  Es  wird  dadurch  in  gewissem  Grade 
dieRegierung  hergestellt,  die  für  die  Erhaltung  von  Macht 
und  Unterordnung  unerläßlich  ist,  und  zwar,  wie  es 
scheint,  ganz  von  selbst  und  ohne  den  Gedanken  an  diese 
Unerläßlichkeit,  der  später  allerdings  sehr  viel  dazu  bei- 
trägt, jene  Macht  und  Unterordnung  zu  erhalten  und  zu 
befestigen.  Die  Reichen  besonders  sind  dabei  sehr  in- 
teressiert, eine  Ordnung  der  Dinge  zu  erhalten,  die  ihnen 
allein  den  Besitz  ihrer  Vorteile  sichern  kann.  Leute 
von  geringerem  Vermögen  vereinigen  sich,  das  Eigen- 
tum der  Reicheren  zu  schützen,  damit  die  letzteren 
sie  wieder  im  Besitz  des  ihrigen  schützen.  All  die 
kleineren  Herdenbesitzer  fühlen,  daß  die  Sicherheit 
ihrer  eignen  Herden  von  der  des  großen  Besitzers,  die 
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Erhaltung  ihrer  geringeren  Macht  von  seiner  größeren, 
und  seine  Macht,  ihre  Untergebenen  in  Unterordnung 
zu  erhalten,  von  ihrer  eignen  Unterordnung  abhängt. 
Sie  bilden  eine  Art  Kleinadel,  der  sein  Interesse  dabei 
findet,  das  Eigentum  und  die  Macht  seines  kleinen 
Fürsten  zu  stützen,  damit  er  ihr  Eigentum  und  ihre 
Macht  zu  schützen  imstande  sei.  Soweit  die  Obrigkeit 
zur  Sicherung  des  Eigentums  eingeführt  wurde,  ist  sie 
in  der  Tat  zum  Schutze  des  Reichen  gegen  den  Armen, 
des  Besitzers  gegen  den  Nichtbesitzer  eingeführt  worden. 
Doch  war  die  richterliche  Gewalt  eines  solchen 
Fürsten  nicht  etwa  eine  Sache,  die  mit  Kosten  ver- 
knüpft war,  sondern  vielleicht  lange  Zeit  eine  Quelle 
von  Einkünften  für  ihn.  Wer  bei  ihm  Recht  suchte, 
war  stets  bereit,  dafür  zu  zahlen,  und  jedes  Gesuch  war 
von  einem  Geschenk  begleitet.  Nachdem  das  Ansehen 
des  Fürsten  völlig  befestigt  war,  mußten  die  schuldig 
Befundeneu  außer  dem  Schadenersatz  an  die  Gegen- 
partei auch  dem  Fürsten  eine  Geldbuße  zahlen.  Sie 
hatten  Unruhe  erregt,  Störung  verursacht  und  den  Land- 
frieden gebrochen,  und  für  diese  Vergehungen  galt  eine 
Buße  für  verwirkt.  Bei  den  tatarischen  Regierungen 
Asiens  und  den  Regierungen  Europas,  die  nach  dem  Um- 
sturz des  römischen  Reichs  von  den  germanischen  und 
skythischen  Völkerschaften  eingeführt  waren,  war  die 
Rechtspflege  sowohl  für  den  Fürsten  als  auch  für  alle  die 
kleineren  Herren,  welche  unter  ihm  über  einen  Stamm 
oderBezirk  die  Gerichtsbarkeit  ausübten,  einebedeutende 
Einnahmequelle.  Ursprünglich  pflegten  sowohl  der  Fürst, 
wie  die  kleineren  Herren  in  eigner  Person  zu  Gericht  zu 
sitzen ;  später  fanden  sie  es  durchgängig  be(|uem,  Richter 
zu  ernennen,  welche  ihnen  über  die  Einnahmen  Rech- 
nung abzulegen  hatten.  Aus  den  Instruktionen"'-),  die  zur 
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Zeit  Heinrichs  II.  den  Wanderrichtern  erteilt  wurden, 
geht  hervor,  daß  diese  eine  Art  herumreisender  Beamten 
waren,  die  in  den  verschiedenen  Landesteilen  gewisse 
königliche  Einkünfte  zu  erheben  hatten.  Zu  jener  Zeit 
brachte  die  Rechtspflege  dem  Landesherrn  nichtnur  Ein- 
nahmen, sondern  diese  zu  gewinnen,  scheint  auch  einer 
der  Hauptvorteile  gewesen  zu  sein,  die  er  durch  die 
Rechtspflege  zu  erlangen  beabsichtigte. 

Diese  Methode,  die  Rechtspflege  den  fiskalischen 
Zwecken  dienstbar  zu  machen,  mußte  manche  große 
Mißbräuche  mit  sich  führen.  "Wer  mit  einem  großen 
Geschenk  in  der  Hand  Recht  suchte,  mochte  vielleicht 
etwas  mehr  als  sein  Recht  erhalten,  während,  wer  mit 
einem  kleinen  Geschenk  erschien,  leicht  etwas  weniger 
erhielt.  Auch  konnte  der  Rechtsspruch  oft  verzögert 
werden,  damit  sich  die  Geschenke  wiederholten.  Ferner 
konnte  die  Geldbuße,  die  der  schuldig  Befundene  zahlen 
mußte,  oft  ein  Grund  sein,  ihn  schuldig  zu  finden,  wenn 
er  es  auch  nicht  war.  Daß  solche  Mißbräuche  nichts 
seltenes  waren,  bezeugt  die  frühere  Geschichte  aller 
europäischen  Länder. 

Solange  der  Fürst  in  Person  Recht  sprach,  mußte 
es,  wie  viele  Mißbräuche  auch  unterlaufen  mochten, 
doch  kaum  möglich  sein.  Abhülfe  zu  erlangen,  weil 
kaum  jemand  mächtig  genug  war,  um  ihn  zur  Verant- 
wortung zu  ziehen.  Übte  er  es  dagegen  durch  einen 
Amtmann  aus,  so  war  zuweilen  Abhülfe  möglich.  Be- 
ging der  Amtmann  bloß  zu  seinem  eigenen  Vorteil  eine 
Ungerechtigkeit,  so  konnte  der  Fürst  nicht  immer  ver- 
weigern, ihn  zu  bestrafen  oder  zu  nötigen,  das  Unrecht 
wieder  gutzumachen.  Hatte  er  dagegen  zum  Vorteil  des 
Fürsten,  seines  Brotherrn  und  Gönners,  ein  ungerechtes 
Urteil  gesprochen,  so  war  eine  Abhülfe  wohl  meist  ebenso 
unmöglich,  als  wenn  der  Fürst  es  selbst  gesprochen 
hätte.     Daher  lao-  in  allen  unzivilisierten  Staaten  und 
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speziell  in  den  auf  den  Trümmern  des  römischen  Reiches 
errichteten,  die  Rechtspflege  lange  außerordentlich  im 
ai'gen,  weit  entfernt  von  ausgleichender  Gerechtigkeit 
und  Unparteilichkeit  selbst  unter  den  besten  Monarchen, 
und  geradezu  schmählich  unter  den  schlechtesten. 

Unter  Hirtenvölkern,  wo  der  Fürst  nur  der  größte 
Herdenbesitzer  seines  Stammes  ist,  wird  er  ebenso  wie 
seine  Vassalien  oder  Untertanen  durch  die  Vermehrung 
seiner  Herden  erhalten.  Unter  den  Ackerbauvölkern, 
die  eben  erst  aus  dem  Nomadenleben  herausgetreten  sind 
und  nicht  weit  über  dieser  Stufe  stehen,  wie  die  griechi- 
schen Stämme  um  die  Zeit  des  trojanischen  Krieges  und 
unsere  germanischen  und  skythischen  Vorfahren  zur 
Zeit  ihrer  ersten  Niederlassung  auf  den  Trümmern  des 
weströmischen  Reichs,  ist  der  Fürst  gleicherweise  nur 
der  größte  Grundherr  des  Landes,  und  wird  wie  jeder 
andre  Grundherr,  von  den  Kinkünften  aus  seinem 
Grundbesitz  oder,  wie  es  im  neueren  Europa  heißt,  aus 
seinen  Domänen  eihalten.  Seine  Untertanen  tragen  für 
gewöhnlich  nichts  zu  seinem  Unterhalte  bei,  außer  wenn 
sie  seiner  Macht  bedürfen,  um  sie  vor  der  Unterdi'ückung 
durch  einen  Mituntertanen  zu  schützen.  Die  Geschenke, 
welche  sie  ihm  in  solchen  Fällen  machen,  bilden  die  ge- 
samten regelmäßigen  Einkünfte  und  Emolumente,  die 
er,  von  außergewöhnlichen  Fällen  abgesehen,  von 
seinem  Herscheramte  hat.  Wenn  Agamemnon  bei  Homer 
dem  Achilles  für  seine  Freundschaft  die  Oberherrschaft 
über  sieben  griechische  Städte  anbietet,  so  erwähnt  er 
als  einzigen  Vorteil,  den  er  davon  ziehen  werde,  die 
Geschenke,  durch  die  ihn  das  Volk  ehren  werde.  So 
lange  solche  Geschenke  die  Emolumente  des  Richter- 
amtes oder  die  Gerichtssporteln  die  gesamten  regelmäßi- 
gen Einkünfte  des  Fürsten  bilden,  konnte  man  nicht  füg- 
lich erwarten  oder  selbst  nur  schicklicherweise  vorschla- 
gen, daß  er  sie  ganz  aufgeben  solle.     Verlangt  konnte 
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werden,  und  wurde  auch  verlangt,  daß  er  sie  regle 
und  ein  für  alle  Mal  festsetze.  Aber  auch  nachdem 
sie  geregelt  und  festgesetzt  waren,  war  es  doch  höchst 
schwierig,  um  nicht  zu  sagen  unmöglich,  einen  allmäch- 
tigen Mann  zu  hindern,  die  Verordnungen  zu  über- 
treten. Während  der  Dauer  dieses  Standes  der  Dinge 
ließ  daher  die  aus  der  Willkürlichkeit  und  Unsicherheit 
dieser  Geschenke  sich  von  selbst  ergebende  Verderbt- 
heit der  Rechtspflege  keine  wirksame  Abhülfe  zu. 

Als  aber  aus  verschiedenen  Gründen,  besonders 
wegen  der  beständig  höher  werdenden  Kosten  der  Lan- 
desverteidigung, der  Privatbesitz  des  Fürsten  total  un- 
zulänglich wurde,  die  Staatsausgaben  zu  bestreiten,  und 
als  es  nötig  geworden  war,  das  Volk  durch  Steuern  ver- 
schiedener Art  dazu  heranzuziehen,  scheint  sehr  allge- 
mein bestimmt  worden  zu  sein,  daß  weder  der  Fürst 
noch  seine  Amtmänner,  die  Richter,  unter  irgend  einem 
Vorwande  Geschenke  für  die  Rechtspflege  annehmen 
dürften.  Mannahm  an,  daß  sich  diese  Geschenke  leichter 
ganz  abschaffen  als  wirksam  regeln  und  festsetzen 
ließen.  Man  setzte  den  Richtern  feste  Gehälter  aus, 
die  man  als  Ersatz  für  die  entgangenen  Emolumente 
für  angemessen  erachtete,  ebenso  wie  die  Steuern  den 
Fürsten  mehr  als  entschädigten.  Nun  wurde  die  Rechts- 
pflege als  eine  unentgeltliche  bezeichnet. 

In  Wahrheit  war  die  Rechtspflege  in  keinem  Lande 
jemals  umsonst.  Wenigstens  die  Anwälte  müssen  immer 
von  den  Parteien  bezahlt  werden,  denn  anderenfalls  wür- 
den sie  ihre  Pflicht  noch  schlechter  erfüllen,  als  sie  es 
ohnehin  tun.  Die  an  die  Anwälte  jährlich  entrichteten 
Gebühren  stellen  sich  bei  allen  Gerichtshöfen  weit 
höher  als  die  Gehälter  der  Richter.  Der  Umstand,  daß 
diese  Gehälter  von  der  Krone  bezahlt  werden,  kann 
nirgends  die  erforderlichen  Prozel3kosten  erheblich  ver- 
mindern. Es  geschah  aber  auch  nicht  sowohl  in  der 
Absicht,  diese  Kosten  zu  vermindern,  als  die  Bestechung 
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ZU  verhüten,  daß  den  Richtern  untersagt  wurde,  Ge- 
schenke oder  Sportein  von  den  Parteien  anzunehmen. 

Das  Richteramt  ist  an  sich  so  ehrenvoll,  daß  man 
es  gern  annimmt,  wenn  es  auch  nur  mit  sehr  geringem 
Gehalt  verbunden  ist.  Das  geringere  Amt  eines  Friedens- 
richters, obwohl  nicht  mühelos  und  meist  ohne  jeden 
Ertragistgleichwohl  das  Ziel  des  Ehrgeizes  für  die  meisten 
unserer  Landedelleute.  Die  Gehälter  der  sämtlichen 
Richter,  hoch  und  niedrig,  nebst  allen  Kosten  der  Ge- 
richtsverwaltung und  Vollstreckung  bilden  selbst,  wo 
sie  nicht  besonders  sparsam  eingerichtet  sind,  in  allen 
zivilisierten  Ländern  nur  einen  sehr  geringen  Teil  der 
Staatsausgaben. 

Die  gesamten  Kosten  der  Rechtspflege  könnten 
auch  leicht  durch  die  Sportein  gedeckt  werden,  und  man 
könnte  so,  ohne  die  Rechtspflege  einer  Gefahr  der  Be- 
stechung auszusetzen,  das  Budget  von  diesem,  wenn  auch 
nur  kleinen  Posten  entlasten.  Solange  eine  so  mäch- 
tige Person,  wie  der  Fürst,  an  den  Sportein  einen  An- 
teil erhält  und  nicht  unbedeutende  Einkünfte  daraus 
zieht,  ist  es  allerdings  schwer,  diese  wirksam  festzuset- 
zen; aber  es  ist  sehr  leicht,  sobald  der  Richter  die 
Hauptperson  ist,  die  den  Nutzen  davon  zieht.  Den  Richter 
kann  das  Gesetz  sehr  leicht  zwingen,  die  Taxe  einzu- 
halten; den  Fürsten  viel  schwerer.  Wo  die  Sportein 
genau  geregelt  und  festgesetzt  sind,  wo  sie  alle  mit 
einem  Male  in  einem  gewissen  Stadium  des  Prozesses  an 
einen  Kassenbeamten  gezahlt  und  von  diesem  erst  nach 
Entscheidung  des  Prozesses  nach  bestimmten  Verhält- 
nissen unter  die  Richter  verteilt  werden,  da  scheint  die 
Gefahr  einer  Korruption  nicht  größer  zu  sein,  als  wenn 
die  Sportein  ganz  abgeschafft  sind.  Die  Sporteinkönnen 
ohne  bedeutende  Verteuerung  der  Prozeßkosten  so  fest- 
gesetzt werden,  daß  sie  alle  Kosten  der  Rechtspflege 
decken.     Werden  sie  erst  nach  Entscheidung  des  Pro- 
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zesses  den  Richtern  ausgezahlt,  so  kann  dies  den  Fleiß 
des  Gerichtshofes  anspornen.  Bei  Gerichten,  die  viele 
Mitglieder  zählen,  können  die  Sportein,  wenn  der  An- 
teil daran  nach  der  Anzahl  der  Stunden  und  Tage, 
die  jeder  Richter  im  Gerichtshof  selbst  oder  bei  einer 
Kommission  mit  Prüfung  des  Prozesses  beschäftigt  war, 
geregelt  wird,  den  Fleiß  jedes  einzelnen  Richters  an- 
feuern. Staatsdienste  werden  niemals  besser  verrichtet, 
als  wenn  ihre  Belohnung  nach  ihi'er  Leistung  und  dem 
darauf  verwendeten  Eifer  entsprechend  erfolgt.  Beiden 
französischen  Parlamenten  machen  die  Sportein  den  bei 
weitem  größten  Teil  der  Fmolumente  der  Richter  aus. 
Nach  allen  Abzügen  beträgt  das  Nettogehalt,  das  die 
Krone  einem  Rat  oder  Richter  des  Parlaments  von 
Toulouse,  an  Rang  und  Würde  der  zweite  Gerichtshof 
im  Königreiche,  zahlt,  nicht  mehr  als  150  Livres  oder 
£6  11  sh.  jährlich.  Vor  etwa  sieben  Jahren  war  diese 
Summe  dort  der  gewöhnliche  Jahreslohn  eines  gemeinen 
Soldaten.  Die  Verteilung  der  Sportein  richtet  sich 
nach  dem  Fleiße  der  Richter.  Ein  fleißiger  Richter 
gewinnt  durch  sein  Amt  ein  mäßiges,  aber  bequemes 
Auskommen;  ein  fauler  bekommt  nicht  mehr  als  sein 
Gehalt.  Diese  Parlamente  sind  vielleicht  in  mancher 
Beziehung  nicht  eben  die  passendsten  Gerichtshöfe,  aber 
der  Bestechung  sind  sie  nie  angeklagt,  ja  nicht  einmal 
verdächtigt  worden. 

Die  Sportein  scheinen  auch  in  England  ursprüng- 
lich die  Gerichtshöfe  hauptsächlich  unterhalten  zu  haben. 
Jeder  Gerichtshof  suchte  soviele  Geschäfte  an  sich  zu 
ziehen  als  er  konnte,  und  nahm  deshalb  viele  Rechts- 
sachen für  sich  in  Anspruch,  die  eigentlich  nicht  unter 
seine  Gerichtsbarkeit  gehörten.  Der  Gerichtshof  der' 
Kingsbench,  der  nur  für  Kriminalsachen  bestimmt  war, 
erkannte  auch  in  Zivilprozessen,  wenn  der  Kläger  vor- 
gab, daß  der  Beklagte  durch  Rechtsverweigerung  sich 
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eines  Vergehens  schuldig  gemacht  habe.  Das  Schatz- 
kammergericht,  das  nur  zur  Erhebung  und  Eintreibung 
der  Staatseinkünfte  eingesetzt  war,  erkannte  auch  über 
alle  anderen  Schuldsachen,  wenn  der  Kläger  vorgab,  daß 
er  den  Fiskus  nicht  bezahlen  k()nne,  weil  der  Beklagte 
ihn  nicht  bezahle.  In  Folge  solcher  Fiktionen  wurde 
es  vielfach  iecliglich  von  den  Parteien  abhängig,  vor 
welchem  Gerichtshofe  bie  ihre  Sache  verhandelt  wissen 
wollten,  und  jeder  Gerichtshof  suchte  durch  größere 
Schnelligkeit  und  Unparteilichkeit  so  viele  Prozesse  wie 
möglich  an  sich  zu  ziehen.  Die  dermalige  bewunderns- 
werte Verfassung  der  englischen  Gerichtshöfe  rührt  viel- 
leicht großenteils  von  dem  Wetteifer  her,  der  früher 
zwischen  ihren  bez.  Richtern  herrschte,  da  jeder  Richter 
bei  seinem  Gericht  die  schnellste  und  wirksamste 
Rechtshülfe,  die  das  Gesetz  gegen  Unrecht  aller  Art 
gewährt,  zu  leisten  suchte.  Ursprünglich  erkannten 
die  gewöhnlichen  Gerichtshöfe  bei  Kontraktbruch  nur 
auf  Entschädigung.  Das  Kanzleigericht,  als  ein  Ge- 
wissensgericht, erkannte  zuerst  auf  Erfüllung  des  Kon- 
trakts. Bestand  der  Kontraktbruch  nur  in  der  Nichtbe- 
zahlung von  Geld,  so  konnte  nur  auf  Zahlung  erkannt 
werden  und  in  solchen  Fällen  war  mithin  die  Rechts- 
hülfe, welche  die  gewöhnlichen  Geiichtshöfe  gewährten, 
ausreichend.  Nicht  so  in  anderen  Fällen.  Wenn  der 
Pächter  seinen  Gutsherrn  wegen  widerrechtlicher  ?]x- 
mission  verklagte,  so  war  die  Geldentschädigung  kei- 
neswegs ein  Gegenwert  für  den  Besitz.  Solche  Rechts- 
sachen kamen  daher  eine  Zeitlang  sämtlich  vor  das 
Kanzleigericht,  zu  nicht  geringem  Schaden  der  gew()hn- 
lichen  Gerichtshöfe.  Um  sie  wieder  an  sich  zu  ziehen, 
sollen  die  Gerichtshöfe  die  erkünstelte  und  erdichtete 
Besitzaustreibungsklage  erfanden  haben,  das  wirk- 
samste Mittel  gegen  eine  ungerechte  Exmission  oder 
Enteignung. 

Stempelgebühren  auf  gerichtliche  Akte,   die  vom 
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bezüglichen  Gericht  selbst  erhoben  und  zur  Besoldung 
der  Richter  und  seiner  anderen  Beamten  verwendet 
werden,  können  gleichfalls  hinreichende  Einkünfte 
liefern,  uin  die  Kosten  der  Rechtspflege  ohne  Belas- 
tung des  Staatsbudgets  zu  bestreiten.  Allerdings 
können  in  diesem  Falle  die  Richter  in  Versuchung 
geraten,  die  Verhandlungen  unnötig  zu  vervielfältigen, 
um  den  Ertrag  der  Stempelgebühren  möglichst  zu  er-' 
höhen.  Im  modernen  Europa  ist  es  Gebrauch  geworden, 
die  Bezahlung  der  Anwälte  und  Sekretäre  nach  der  An- 
zahl der  Seiten,  die  sie  schreiben  mußten,  zu  bestimmen; 
doch  forderte  der  Gerichtshof,  daß  auf  die  Seite  so  und 
so  viel  Zeilen  und  auf  die  Zeile  so  und  so  viel  Wörter 
kommen  mußten.  Um  dennoch  mehr  zu  verdienen, 
machte  man  unnütz  viele  Worte,  zur  Verderbnis  der 
Rechtssprache  aller  Gerichtshöfe  Europas.  Eine 
ähnliche  Verlockung  würde  vielleicht  die  gleiche  Kor- 
ruption beim  Gerichtsverfahren  selbst  bewirken. 

Ob  aber  die  Rechtsverwaltung  so  eingerichtet  ist, 
daß  sie  die  Kosten  selbst  deckt,  oder  ob  die  Richter 
durch  feste  Gehälter  aus  anderen  Fonds  bezahlt  werden, 
so  scheint  es  doch  nicht  notwendig,  daß  die  Exekutivge- 
walt diese  Fonds  zu  verwalten  oder  die  Gehälter  auszu- 
zahlen hat.  Diese  Fonds  können  aus  der  Rente  von 
Gütern  herrühren,  deren  Verwaltung  den  Gerichtshöfen 
übel  lassen  werden  mag,  oder  auch  aus  den  Zinsen  einer 
Geldsumme,  deren  Verleihung  gleichfalls  dem  Gerichts- 
hofe, der  seinen  Unterhalt  davon  zu  beziehen  hat,  zu 
überlassen  wäre.  Ein  Teil  (obschon  nur  ein  kleiner) 
des  Gehalts  der  Richter  an  dem  Court  of  Sessio7i  in 
Schottland  wird  aus  den  Zinsen  einer  Summe  Geldes 
bestritten.  Die  unvermeidliche  Veränderlichkeit  eines 
solchen  Fonds  macht  ihn  jedoch  zur  Einnahme(iuelle 
für  eine  dauernde  Einrichtung  ungeeignet. 

DieTrennung  der  richterlichen  von  der  vollziehen- 
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den  Gewalt  scheint  ursprünglich  aus  der  in  Folge  des  zu- 
nehmenden Ausbaues  des  Staats  eintretenden  Zunahme 
der  Staatsgeschäfte  entstanden  zu  sein.  Die  Rechtspflege 
wurde  eine  so  mühsame  und  verwickelte  Aufgabe,  daß 
sie  die  ungeteilte  Aufmerksamkeit  der  damit  betrauten 
Personen  erheischte.  Der  Träger  der  Exekutivgewalt 
hatte  keine  Muße,  selbst  Prozesse  zu  entscheiden,  und  er- 
nannte deshalb  Stellvertreter,  die  sie  an  seiner  Statt  zu 
entscheiden  hatten.  Mit  dem  Fortschreiten  der  Grölte 
Roms  hatte  der  Konsul  zu  viel  mit  den  politischen  An- 
gelegenheiten zu  tun,  um  die  Rechtspflege  besorgen  zu 
können;  es  wurde  daher  ein  Prätor  zu  seiner  Vertretung 
bestellt.  Im  Fortgange  der  auf  den  Trümmern  des  rö- 
mischen Reichs  errichteten  europäischen  Monarchien 
betrachteten  die  Fürsten  und  der  hohe  Adel  die  Rechts- 
pflege allmählich  als  ein  zu  mühsames  und  unadliges 
Amt,  um  es  in  eigner  Person  zu  verwalten.  Sie  ent- 
ledigten sich  daher  des  Amts  durch  Bestellung  eines 
Amtmanns  ode«'  Richters. 

Solange  die  richterliche  Gewalt  mit  der  vollziehen- 
den vereinigt  ist,  ist  es  kaum  möglich,  daß  die  Gerech- 
tigkeit nicht  oft  der  sogenannten  Politik  aufgeopfert 
werden  sollte.  Die  Personen,  denen  die  Wahrung  der 
großen  Staatsinteressen  obliegt,  können  selbst  ohne 
schlimme  Absichten  es  bisweilen  für  notwendig  halten, 
diesen  Interessen  die  Rechte  eines  Privatmanns  zu  op- 
fern. Aber  auf  der  unparteiischen  Rechtspflege  beruht 
die  Freiheit  jedes  einzelnen  und  das  Gefühl  seiner 
Sicherheit.  Um  jedermann  das  Gefühl  vollkommener 
Rechtssicherheit  zu  verschaffen,  ist  es  nicht  nur  nötig, 
daß  die  richterliche  Gewalt  von  der  vollziehenden  ne- 
getrennt  wird,  sondern  auch,  daß  sie  mr)glichst  unab- 
hängig von  ihr  ist.  Der  Richter  sollte  nicht  nach  der 
Laune  der   Exekutive    seines   Amtes    entsetzt    werden 
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können,  und  die  regelmäßige  Auszahlung  seines  Ge- 
halts sollte  nicht  von  ihrem  guten  Willen,  ja  nicht 
einmal  von  ihren  sparsamen  Neigungen  abhängen. 


Dritte  Abteilung. 

Ausgaben  für  öffentliche  Werke  und  Anstalten. 

Die  dritte  und  letzte  Pflicht  des  Fürsten  oder 
Staates  besteht  darin,  diejenigen  öffentlichen  Anstalten 
und  Unternehmungen  zu  gründen  und  zu  erhalten,  die, 
so  vorteilhaft  sie  für  ein  ganzes  Volk  sein  mögen,  doch 
niemals  einem  einzelnen  oder  einer  kleinen  Anzahl  von 
Personen  die  Kosten  ersetzen,  und  deren  Gründung  und 
Erhaltung  mithin  von  keinem  einzelnen  oder  keiner 
kleineren  Anzahl  einzelner  erwartet  werden  darf.  Die 
Erfüllung  dieser  Pflicht  erfordert  ebenfalls  in  den  ver- 
schiedenen Perioden  der  Gesellschaft  sehr  verschiedene 
Grade  von  Ausgaben. 

Nach  den  öffentlichen  Anstalten  und  Werken,  die 
zur  Landesverteidigung  und  zur  Rechtspflege  erforder- 
lich sind,  und  von  denen  wir  bereits  gesprochen  haben, 
bleiben  besonders  noch  die  Verkehrs-  und  Unterrichts- 
anstalten übrig.  Die  letzteren  zerfallen  in  Anstalten 
für  den  Jugendunterricht  und  in  solche  für  die  Bildung 
aller  Altersklassen.  Die  Erwägung  der  Methode,  wie 
die  Kosten  dieser  verschiedenen  öffentlichen  Anstalten 
lind  Werke  am  besten  zu  bestreiten  sind,  wird  diesen 
dritten   Teil  unseres  Kapitels  in  drei  Artikel  zerlegen. 
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Erster  Artikel. 

Öffentliche  Werke  und  Anstalten  zur  Er- 
leichterung des  Verkehrs. 

Erstens  solche,  die  zur  Erleichterung  des 
Verkehrs  im  Allgemeinen  erforderlich  sind. 

Daß  der  Bau  und  die  Erhaltung  der  öffentlichen 
Werke,  die  den  Verkehr  eines  Landes  erleichtern,  wie 
gute  Straßen,  Brücken,  schiffbare  Kanäle,  Häfen  u.  s.  vv. 
in  verschiedenen  Perioden  der  Gesellschaft  einen  sehr 
verschiedenen  Grad  von  Ausgaben  erfordern,  bedarf 
keines  Beweises.  Die  Kosten  des  Baues  und  der  Erlial- 
tung  der  Landstraßen  müssen  offenbar  zugleich  mit  der 
jährlichen  Produktion  des  Landes,  oder  mit  der  Menge 
und  dem  Gewichte  der  Güter,  die  auf  diesen  Straßen 
befördert  werden,  steigen.  Die  Stärke  einer  Brücke 
muß  sich  nach  der  Anzahl  und  dem  Gewicht  der  Fuhr- 
wei'ke  richten,  welche  sie  voraussichtlich  betreten.  Die 
Tiefe  und  der  Wassergehalt  eines  schiffbaren  Kanals 
muß  sich  nach  der  Menge  und  dem  Tonnengehalt  der 
Fahrzeuge  richten,  die  voraussichtlich  darauf  fahren 
werden;  und  die  Ausdehnung  eines  Hafens  hängt  von 
der  Zahl  der  Schiffe  ab,  die  darin  Schutz  suchen. 

Es  scheint  nicht  erforderlich,  daß  die  Kosten  dieser 
öffentlichen  Werke  aus  dem  Staatseinkommen,  wie  es 
gemeinhin  genannt  wird,  dessen  Erhebung  und  Verwen- 
dung in  den  meisten  Ländernder  Exekutivgewaltobliegt, 
bestritten  werden.  Sie  können  meist  so  eingerichtet 
werden,  daß  sie  eine  besondere  zur  Deckung  der  Koston 
hinreichende  Einnahme  liefern,  ohne  das  Staatsoin^ 
kommen  zu  belasten. 
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So  können  Landstraßen,  Brücken,  schiffbare  Kanäle 
meist  durch  einen  kleinen  Zoll  auf  die  Fr-achten  sowohl 
erbaut  als  auch  erhalten  werden,  und  Häfen  durch  mäßige 
Hafenzölle  auf  den  Tonnengehalt  der  ein-  oder  ausladen- 
den Schiffe.  Die  Münzprägung,  eine  andere  Anstalt  zur 
Erleichterung  des  Verkehrs,  decktin  vielen  Ländern  nicht 
bloß  die  Kosten,  sondern  wirft  auch  ein  kleines  Einkom- 
men für  den  Staat,  den  Schlagschatz,  ab.  Ebenso  die 
Postverwaltung,  eine  andere  Anstalt  zu  demselben 
Zwecke,  die  fast  in  allen  Ländern  sehr  bedeutende  Ein- 
nahmen für  den  Staat  liefert. 

Wenn  die  Wagen,  die  über  eine  Landstraße  oder 
eine  Brücke  gehen,  und  die  Fahrzeuge,  die  einen  schiff- 
baren Kanal  benutzen,  nach  Verhältnis  ihres  Grewichts 
oder  Tonnengehalts  Zoll  entrichten,  so  tragen  sie  zur 
Unterhaltung  dieser  öffentlichen  Werke  genau  in  dem 
Maße  bei,  wie  sie  sie  abnutzen.  Ein  gerechteres  Mittel, 
solche  Werke  zu  unterhalten,  läßt  sich  kaum  denken. 
Auch  wird  diese  Steuer  oder  Zoll  von  dem  Fracht- 
führer oder  Schiffer  zwar  vorgeschossen,  aber  doch 
vom  Verbraucher  bezahlt,  der  sie  stets  im  Preise  der 
Waren  zu  tragen  hat.  Da  aber  die  Frachtkosten  durch 
solche  öffentlichen  Werke  sehr  vermindert'w erden,  so 
kommen  die  Güter  trotz  des  Zolls  doch  wohlfeiler  an 
den  Verbraucher,  als  es  sonst  der  Fall  wäre;  denn  ihr 
Preis  wird  durch  den  Zoll  nicht  um  soviel  erhöht,  als  er 
durch  die  billigere  Fracht  ermäßigt  wird.  Derjenige, 
der  schließlich  diese  Steuer  bezahlt,  gewinnt  daher  durch 
ihre  Verwendung  mehr,  als  er  durch  ihre  Entrichtung 
verliert.  Seine  Zahlung  richtet  sich  genau  nach  seinem 
Gewinn,  denn  er  braucht  in  der  Tat  nur  einen  Teil  dieses 
Gewinns  abzugeben,  um  den  andern  zu  erhalten.  Einego- 
rechtere  Methode,  Steuern  zu  erheben,  scheint  kaum 
denkbar. 

Wenn  Luxuxfuhrwerke,  Wagen,  Postkutschen,  und 
dergleichen  einen  im  Verhältnis  zu  ihrem  Gewicht  etwas 


Kap.  1,3.:  Ausgaben  für  öffentliche  Werke  u.  Anstalten.  T.        43 

höheren  Zoll  zu  entrichten  haben,  als  Gebraiichsfuhr- 
werke,  wie  Karren,  Lastwagen  u.  s.  w.,  so  läßt  man  den 
sorglosen  und  eitlen  Reichen  in  unmerklicher  Weise  et- 
was zur  Erleichterung  des  Armen  beitragen,  indem  da- 
durch der  Transport  schwerer  Güter  nach  allen  Teilen 
des  Landes  wohlfeiler  wird. 

Werden  auf  diese  Weise  Landstraßen,  Brücken, 
Kanäle  u.  s.  w.  durch  den  Verkehr,  der  durch  sie  beför- 
dert wird,  erbaut  und  unterhalten,  so  können  sie  nur 
da  gemacht  werden,  wo  dieser  Verkehr  sie  erfordert  und 
wo  es  daher  angemessen  ist,  sie  zu  machen.  Auch  ihre 
Kosten,  ihre  Größe  und  Pracht  müssen  der  Leistungs- 
fähigkeit des  Verkehrs  entsprechen;  sie  müssen  daher 
da  gemacht  werden,  wo  es  am  Platze  ist.  Durch  ein  ödes 
Land  mit  geringem  oder  gar  keinem  Verkehr  kann  nicht 
bloß  darum  eine  prächtige  Chaussee  hergestellt  werden, 
weil  sie  etwa  zu  dem  Landsitze  des  Intendanten  der 
Provinz  oder  eines  andern  großen  Herrn  führt,  dem  der 
Intendant  damit  einen  Gefallen  tun  möchte.  Eine  große 
Brücke  kann  nicht  an  einem  Orte  gebaut  werden,  wo 
niemand  darüber  geht,  etwa  bloß  um  die  Aussicht  aus 
den  Fenstern  eines  naheliegenden  Schlosses  zu  ver- 
schönern, — ■  Dinge,  die  zuweilen  in  Ländern  vorkommen, 
wo  derartige  Werke  aus  allen  anderen  Einnahmen  ge- 
baut werden,  nur  nicht  aus  denen,  die  sie  selbst  ab- 
zuwerfen vermögen. 

In  manchen  Ländern  Europas  ist  der  Zoll  oder  das 
Schleusengeld  anf  einem  Kanal  dasEigentum  vonPrivat- 
personen,  deren  Interesse  sie  nötigt,  den  Kanal  zu  er- 
halten. Denn  wenn  er  nicht  in  leidlicher  Ordnung  ist, 
so  hört  die  Schiffahrt,  und  mit  ihr  der  Gewinn  aus  den 
Zöllen  auf.  Werden  diese  Zölle  von  Beamten  erhoben, 
die  selbst  kein  Interesse  daran  haben,  so  würden  sie 
auf  die  Unterhaltung  der  Werke  möglicherweise  weniger 
Sorgfalt  verwenden.  Der  Kanal  von  Languedoc  kostete 
den  König  von  Frankreich  und  die  Provinz  mehr  als 
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13  Millionen  Tjivres,  was  die  Mark  Silber  auf  28  Livres 
gerechnet,  dem  entsprechenden  Wert  der  französischen 
Münze  am  Ende  des  letzten  Jahrhunderts  ungefähr 
£  900,000  ausmacht.  Als  dieses  große  "Werk  beendet 
war,  wurde  als  der  beste  Weg,  es  stets  in  gutem  bau- 
lichen Zustande  zu  erhalten,  der  erkannt,  dem  Ingenieur 
Riijuet,  seinem  Erbauer,  mit  den  Zöllen  ein  Geschenk 
zu  machen.  Diese  Zölle  machen  gegenwärtig  einen 
sehr  bedeutenden  Besitz  mehrerer  Zweige  der  Familie 
dieses  Edelmannes  aus,  die  daher  ein  großes  Interesse 
haben,  das  W^erk  stets  in  gutem  baulichen  Zustande  zu 
unterhalten.  Bei  einer  Verwaltung  durch  Beamte,  die 
kein  derartiges  Interesse  hätten,  würden  die  Einnahmen 
vielleicht  auf  Kosten  des  Wichtigsten  für  Verschönerun- 
gen  und   unnütze   Ausgaben   verwendet  worden    sein. 

Die  Zölle  zur  Unterhaltung  einer  Chaussee  können 
Privatpersonen  nicht  mit  Vertrauen  überlassen  werden. 
Vernachlässigte  Chauseen  werden  nicht  ganz  unfahrbar, 
wie  ein  Kanal.  Die  Eigentümer  von  Chausseegeldern 
können  daher  die  Ausbesserung  der  Straße  vernachlässi- 
gen und  doch  so  ziemlich  dieselben  Zölle  erheben.  Es  ist 
deshalb  ratsam,  die zurErhaltung  solcherBautenbestimm- 
ten  Zölle   unter  Verwaltung  von  Beamten  zu   stellen. 

In  Großbritannien  hat  man  sich  oft  mit  vollem 
Recht  über  die  Mißbräuche  beklagt,  welche  die  Beamten 
in  der  Verwaltung  dieser  Zölle  begangen  haben.  An 
manchen  Schlagbäumen,  hieß  es,  beträgt  das  erhobene 
Geld  mehr  als  das  doppelte  dessen,  was  zur  vollständigen 
Ausführung  der  Arbeiten  nötig  ist,  die  oft  höchst  fahr- 
lässig und  manchmal  garnicht  ausgeführt  werden.  Die 
Methode,  die  Ausbesserung  der  Chausseen  durch  die 
Zölle  zu  bestreiten,  besteht  übrigens  noch  nicht  lange 
und  man  darf  sich  daher  nicht  wundern,  wenn  sie  noch 
nicht  den  Grad  von  Ausbildung  erlangt  hat,  dessen  sie 
fähig  scheint.  Wenn  ungebildete  und  ungeeignete 
Leute  zu  Wegekommissarien  ernannt  werden,  und  noch 
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keine  ordentlichen  Kontrollmaßregeln  und  Anordnungen 
bestehen,  um  die  Zölle  auf  den  Punkt  zu  ermäi3igen, 
wo  sie  gerade  nur  die  Kosten  decken,  muß  die  Neuheit 
der  Einrichtung  solche  Mängel  entschuldigen,  für  die  die 
Weisheit  des  Parlaments  gewiß  allmählich  Abhülfe 
schaffen   wird. 

Die  Chausseegelder  in  Großbritannien  sollen  die 
Erhaltungskosten  so  weit  übersteigen,  daß  die  Erspar- 
nisse, die  sich  bei  richtiger  Wirtschaft  machen  ließen, 
selbst  von  einigen  Ministern  als  eine  sehr  ergiebige 
Finanzquelle  betrachtet  werden.  Wenn  die  Ivegierung, 
meinte  man,  die  Verwaltung  der  Chausseegelder  selbst 
übernähme  und  sie  den  Soldaten  übertrüge,  die  dies 
für  eine  kleine  Zulage  zu  ihrem  Solde  tun  würden,  so 
könnte  sie  die  Chausseen  viel  billiger  in  Stand  er- 
halten, als  Ver.walter,  die  keine  anderen  Arbeiter  be- 
schäftigen können,  als  solche,  die  nur  von  ihrem  Ar- 
beitslohn leben.  So  könnte  man  eine  sehr  große  Ein- 
nahme, vielleicht  eine  halbe  Million'^'),  erhalten,  ohne 
dem  Volk  eine  neue  Last  aufzubürden,  und  Chausseen 
könnten  in  derselben  Weise  wie  die  Post  zu  den  all- 
gemeinen Staatsausgaben  beitragen. 

Daß  sich  auf  diese  Weise  bedeutende  Einnahmen 
erzielen  ließen,  bezweifle  ich  nicht,  obgleich  vielleicht 
nicht  annähernd  so  viel,  als  die  Urheber  des  Projekts 
annehmen;  allein  der  Plan  selbst  scheint  mir  manchen 
sehr  erheblichen  Einwürfen  zu  unterliegen. 

Erstens,  wenn  die  Chausseegelder  jemals  eine 
Finanzquelle  für  den  Staat   werden  sollten,    so  würde 


*)  Seit  dem  Erscheinen  der  beiden  ersten  Ausgaben  dieses 
Buches  habe  ich  guten  Ctrund  zu  glauben,  daß  alle  (^'haussee- 
gelder  Großbritanniens  noch  nicht  eine  halbe  Million  J^  reine 
Einnahmen  liefern,  eine  Summe,  die  unter  der  Verwaltung  der 
Regierung  nicht  hinreichen  würde,  fünf  der  Hauptstraßen  des 
Königreichs  in   Stand  zu  erhalten. 
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man  sie  sicherlich  je  nach  Bedarf  erhöhen.  Bei  der 
britischen  Politik  würden  sie  daher  wahrscheinlich  sehr 
schnell  erhöht  werden.  Die  Leichtigkeit,  große  Ein- 
nahmen aus  ihnen  zu  ziehen,  würde  vermutlich  die 
Verwaltung  veranlassen,  sehr  oft  auf  diese  Hilfsquelle 
zurückzugreifen.  Wenn  es  zweifelhaft  ist,  ob  sich  bei 
den  gegenwärtigen  Chausseegeldern  eine  halbe  Million 
ersparen  ließe,  so  ist  doch  kaum  zu  bezweifeln,  daß 
sich  eine  Million  ersparen  ließe,  wenn  sie  verdoppelt, 
und  vielleicht  zwei  Millionen,  wenn  sie  verdreifacht 
würden*).  Und  diese  großen  Einnahmen  ließen  sich 
erzielen,  ohne  daß  es  eines  einzigen  neuen  Beamten 
bedürfte.  Allein  wenn  man  die  Chausseegelder  in  dieser 
Weise  fortwährend  erhöhte,  so  würden  sie  bald,  anstatt 
wie  jetzt  den  Binnenhandel  des  Landes  zu  erleichtern, 
ein  sehr  großes  Hindernis  für  ihn  werden.  Die  Transport- 
kosten für  alle  schweren  Waren  innerhalb  des  Landes  wür- 
den derart  steigen  und  der  Markt  für  diese  Waren  mithin 
bald  so  eng  werden,  daß  ihre  Produktion  gelähmt  und 
die  wichtigsten  Zweige  der  heimischen  Industrie  zu- 
grunde gerichtet  würden. 

Zweitens,  eine  Steuer  auf  Fuhrwerke  nach  Ver- 
hältnis ihrer  Last  ist  zwar  gerecht,  wenn  sie  nur  zur 
Erhaltung  der  Straßen  dient,  aber  sehr  unbillig,  wenn 
sie  zu  anderen  Zwecken  oder  zur  Bestreitung  der  Staats- 
bedürfnisse verwendet  wird.  Im  ersteren  Falle  kann  man 
annehmen,  daß  jedes  Fuhrwerk  genau  so  viel  bezahlt, 
wie  es  die  Straße  abnutzt;  im  anderen  Falle  bezahlt  es 
mehr.  Da  aber  die  Chausseegelder  den  Preis  der  Waren 
im  Verhältnis  ihrer  Schwere,  nicht  ihres  Werts  erhöhen, 
so  werden  sie  vorzugsweise  von  den  Konsumenten 
grober  und  schwerer,  nicht  von  denen  kostbarer  und 


•'■)  Tch  habe  jetzt  guten  Grund  7a\  glauben,  daß  alle  diese 
auf  Mutmaßungen  beruhenden  Summen  viel  zu  hoch  gegriffen 
sind. 
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leichter  Waren  getragen.  Welches  Staatsbedürfnis  da- 
her auch  durch  diese  Steuer  gedeckt  werden  soll,  immer 
würde  es  hauptsächlich  auf  Kosten  der  Armen  und 
nicht  der  ileichen  gedeckt  werden  ;  auf  Kosten  derer, 
die  es  am  wenigsten,  nicht  derer,  die  es  am  besten 
ertragen  können. 

Drittens,  wenn  die  Regierung  die  Unterhaltung 
der  Landstraßen  einmal  vernachlässigen  sollte,  so 
würde  es  noch  schwerer  sein,  als  jetzt,  die  angemessene 
Verwendung  der  Chausseegelder  zu  erzwingen.  Es 
würden  vom  Volke  hohe  Steuern  erhoben,  ohne  daß 
sie  zu  dem  Zwecke  verwendet  würden,  zu  dem  sie  immer 
und  allein  verwendet  werden  sollten.  Wenn  jetzt  der 
niedrige  Bildungsgrad  und  die  Armut  der  Chausseever- 
walter  es  manchmal  erschwert,  Schadenersatz  von  ihnen 
zu  erzwingen,  so  würde  es  dann  ihr  Reichtum  und  ihre 
Macht  noch  zehnmal  mehr  erschweren. 

In  Frankreich  stehen  die  Chausseen  unter  un- 
mittelbarer Verwaltung  der  Exekutive.  Sie  werden  teils 
durch  Dienste,  wie  sie  die  Landleute  fast  in  ganz  Europa 
beim  Wegebau  leisten  müssen,  teils  durch  ange- 
messene Geldbewilligungen  aus  den  allgemeinen  Staats- 
einnahmen erhalten. 

Nach  dem  früheren  Recht  Frankreichs,  wie  der 
meisten  anderen  euro})äischen  Länder,  arbeiteten  dieLand- 
leute  unter  Leitung  einer  Orts-  oder  Provinzialbehörde, 
die  von  der  Regierung  nicht  direkt  abhängig  war.  Nach 
der  heutigen  Praxis  dagegen  stehen  sowohl  die  Fronden 
wie  die  Geldverwendungen  für  den  Straßenbau  unter 
der  Verwaltung  des  Intendanten,  eines  Beamten,  der  von 
der  Regierung  ernannt  und  abgesetzt  wird,  von  ihr  Be- 
fehle empfängt  und  in  beständiger  Verbindung  mit  ihr 
steht.  Mit  zunehmendem  Despotismus  saugt  die  Macht  ■ 
der  Exekutive  allmählig  alle  anderen  Gewalten  im  Staute 
auf  und  reißt  die  Verfügung:  über  alle  zu  öffentlichen 
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Zwecken  bestimmten  Einnahmen  an  sich.  Doch  sind 
in  Franki'eich  die  großen  Poststraßen,  welche  die  Ver- 
bindung zwischen  den  hauptsächlichsten  Städten  des 
Reiches  herstellen,  im  allgemeinen  in  gutem  Stande, 
und  in  manchen  Provinzen  sogar  besser,  als  die  meisten 
durch  Wegzülle  erhaltenen  Chausseen  P]nglands.  Die 
sogenannten  Vizinalstraßen  aber,  d.  h.  die  meisten 
Straßen  im  Lande,  werden  gänzlich  vernachlässigt  und 
sind  an  vielen  Stellen  für  schweres  Fuhrwerk  schlechter- 
dings unfahrbar.  An  manchen  Stellen  ist  es  sogar  ge- 
fährlich, zu  Pferde  zu  reisen,  und  das  einzig  sichere 
Tr-ansportmittel  sind  die  Maulesel.  Der  stolze  Minister 
eines  prunkenden  Hofes  stellt  oft  gern  einen  Prachtbau 
her,  wie  z.  B.  eine  Chaussee,  die  vom  vornehmsten  Adel 
gesehen  wird,  dessen  Lob  nicht  nur  seiner  Eitelkeit 
schmeichelt,  sondern  auch  seine  Interessen  bei  Hofe  be- 
fördert. Aber  eine  Menge  kleiner  Bauten  auszuführen, 
an  denen  nichts  ins  Auge  fällt  und  die  Bewunder-ung 
der-  Reisenden  erregt,  kurz,  die  sich  nur  durch  ihren 
großen  Nutzen  empfehlen,  ist  ein  Geschäft,  das  einem 
so  hohen  Beamten  in  jeder  Beziehung  zu  gering  und 
ärinlich  erscheint,  um  seine  Aufmerksamkeit  zu  ver- 
dienen. Unter  einer  derartigen  Regierung  werden  da- 
her solche  Bauten  fast  immer  gänzlich  vernachlässigt. 
In  (/hina  und  einigen  anderen  asiatischen  Reichen 
liegt  der  Exekutive  sowohl  die  Instandhaltung  der  Land- 
straßen  wie  die  der  schiffbaren  Kanäle  ob.  In  den  Auf- 
trägen, die  der  Gouverneur  einer  Provinz  erhält,  sollen 
ihm  diese  Gegenstände  fortwährend  besonders  empfohlen 
werden,  und  das  Urteil  des  Hofes  über  seine  Amtsfüh- 
rung richtet  sich  großenteils  nach  der  Aufmerksamkeit, 
die  er  diesem  Teile  seiner  Befehle  geschenkt  hat.  Daher 
soll  es  mit  diesem  Zweige  der  öffentlichen  Polizei  in 
allen  jenen  Ländern  sehr  gut  bestellt  sein,  besonders 
aber  in  China,  wo  die  Landstraßen  und  noch  mehr  die 
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schiffbaren  Kanäle  alles  übertreffen  sollen,  was  man  in 
Europa  von  derartigem  kennt;  doch  rühren  die  Nach- 
richten darüber  in  der  Regel  von  unkundigen  und  alles 
anstaunenden  Iveisenden,  oft  auch  von  einfältigen  und 
lügenhaften  Missionären  her.  Rührten  sie  von  kundige- 
ren Augen  und  zuverlässigen  Zeugen  her,  so  würden  die 
Berichte  vielleicht  nicht  so  blendend  sein.  Die  Schilde- 
rung, die  Bernier  von  einigen  derartigen  Werken  in 
Hindostan  gibt,  bleibt  weit  hinter  der  von  anderen  mehr 
zur  Bewunderung  geneigten  Reisenden  gemachten  zu- 
rück. Auch  mag  es  in  jenen  Ländern  wohl  ebenso  sein 
wie  in  Frankreich,  wo  die  großen  Chausseen,  die  am  Hofe 
und  in  der  Hauptstadt  leicht  Gegenstand  der  Unterhal- 
tung sein  können,  mit  großer  Sorgfalt  behandelt,  die 
anderen  aber  sämtlich  vernachlässigt  werden.  Überdies 
rührt  in  China,  Hindostan  und  anderen  asiatischen  Rei- 
chen das  Einkommen  des  Laudesherrn  fast  ganz  aus 
Grundsteuern  oder  Grundrenten  her,  die  mit  dem  Steigen 
oder  Fallen  der  jährlichen  Bodenproduktion  gleichfalls 
steigen  oder  fallen,  und  sein  Hauptinteresse,  sein  Ein- 
kommen, ist  mithin  aufs  engste  mit  der  Bodenkultur,  der 
Grüße  des  Ertrags  nnd  dem  Werte  der  Produkte  ver- 
knüpft. Um  aber  die  Pioduktion  nach  Umfang  und 
Wert  möglichst  zu  steigern,  muß  man  den  Produkten 
einen  möglichst  ausgedehnten  Marktverschaffen,  undfolg- 
lich  zwischen  den  verschiedenen  Landesteilen  die  freieste, 
leichtesteund  wohlfeilste  Verbindung  herstellen,  was  nur 
durch  gute  Straßen  und  Kanäle  geschehen  kann.  In 
Europa  dagegen  zieht  kein  Fürst  sein  Einkommen  vor- 
zugsweise aus  einer  Grundsteuer  oder  Grundrente.  Zwar 
hängt  schließlich  in  allen  großen  Reichen  Europas  das 
Staatseinkommen  großenteils  von  der  Bodenproduktion 
ab;  aber  diese  Abhängigkeit  ist  weder  so  unmittelbar, 
noch  so  augenfällig.  In  Europa  fühlt  sich  daher  der 
Landesherr  nicht  so  direkt  aufgefordert,  die  Bodenpro- 
Adam   Smith,  Yolkswoblstaud.    IV.  Jt 
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duktion  zu  steigern  oder  den  Produkten  durch  Unterhal- 
tung guterStraßen  und  Kanäle  denausgebreitetstenMarkt 
zu  verschaffen.  Wenn  es  daher  auch  wahr  sein  sollte, 
daß  in  einigen  Teilen  Asiens  dieser  Zweig  der  (öffentlichen 
Polizei  von  der  Exekutive  sehr  gut  verwaltet  wird,  so  ist 
es  doch  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  nicht  im 
geringsten  wahrscheinlich,  daß  er  auch  in  Europa  von 
der  Exekutive    erträglich  werde  verwaltet  werden. 

Selbst  die  öffentlichen  Werke,  die  kein  Einkommen 
liefern,  um  sich  selbst  zu  unterhalten,  und  deren  Nutzen 
sich  wesentlich  auf  einen  einzelnen  Ort  oder  Bezirk  be- 
schränkt, werden  immer  besser-,  aus  Lokal-  oder  Provin- 
zial-Einnahmen  unter  Verwaltung  von  örtlichen  oder 
Provinzialbehörden,  als  aus  Staatsmitteln  unterhalten, 
deren  Verwaltung  der  Exekutive  zusteht.  Wenn  die 
Straßen  von  London  auf  Kosten  des  Staats  erleuchtet 
und  gepflastert  würden,  würden  sie  wohl  dann  ebenso 
gut  oder  ebenso  wohlfeil  erleuchtet  und  gepflastert 
werxlen,  als  jetzt?  Außerdem  würden  dann  die  Kosten, 
anstatt  durch  eine  Lokalsteuer  von  den  Einwohnern  der 
Straßen,  Kirchspiele,  oder  Distr-ikte  in  I^ondon  aufge- 
bracht zu  werden,  aus  Staatsmitteln  bestritten,  und  müßten 
folglich  durch  eine  Steuer  von  allen  Einwohnern  des 
Reichs,  die  meistenteils  von  der  Erleuchtung  und  Pflaste- 
rung der  Londoner  Straßen  gar  keinen  Nutzen  haben, 
aufgebracht  werden. 

Die  gelegentlichen  Mißbräuche  der  lokalen  oder 
Provinzialver waltungen,  so  groß  sie  auch  sein  mögen, 
sind  doch  fast  immer  höchst  unbedeutend  im  Ver-gleich 
mit  denen  der  Verwaltung  eines  gr'oßen  Reichs,  und  auch 
weit  leichter  abzustellen.  Unter  der  Verwaltung  der 
Friedensrichter  in  Großbritannien  werden  zwar  die  sechs 
Tage  Arbeit,  die  das  Landvolk  zur  Ausbesserung  der 
Landstraßen  leisten  muß,  nicht  immer  sehr  einsichtig 
verwendet,  aber-  es  fallen  doch  auch  selten  G-rausamkeiten 
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oder  Härten  dabei  vor.  In  Frankreich,  unter  der  Ver- 
waltung der  Intendanten,  ist  die  Verwendung  nicht 
immer  einsichtiger,  aber  die  Handhabung  oft  höchst 
grausam  und  hart.  Diese  Frohndienste  sind  eines  der 
Hauptwerkzeuge  der  Tyrannei,  womit  jene  Beamten 
eine  Gemeinde,  die  so  unglückHch  war,  ihr  Mil3fallen 
zu  erregen,  züchtigen. 


2.    Öffentliche  Werke   und   Anstalten   zur   Er- 
leichterung  besonderer  Verkehrszweige. 

Der  Zweck  der  bisher  erwähnten  öffentlichenWerke 
und  Anstalten  ist  der,  den  Verkehr  überhaupt  zu  er- 
leichtern. Um  gewiße  besondere  Zweige  zu  erleichtern, 
sind  auch  besondere  Anstalten  erforderlich,  die  wieder 
eigene  Ausgaben  erfordern. 

Der  Handel  mit  unzivilisierten  Völkern  erheischt  be- 
sondere Schutzmaßiegeln.  Ein  Warenhaus  oder  Kontor 
würde  die  Waren  der  Kaufleute,  die  nach  der  Westküste 
Afrikas  Handel  treiben,  nicht  ausreichend  sichern.  Um 
sie  gegen  dieEingebornen  zu  verteidigen,  muß  ihr  Nieder- 
lagsort mehr  oder  weniger  befestigt  sein.  Selbst  unter 
dem  milden  und  sanften  Volke  Indiens  sollen  Vorsichts- 
maßregeln nötig  gewesen  sein;  die  englische  und  die 
französische  ostindische  Kompagnie  legten  unter  dem 
Vorwande,  Personen  und  Eigentum  gegen  Gewalt  zu 
schützen,  die  ersten  Forts  in  diesem  Lande  an.  Bei 
anderenVölkern,  deren  kräftige  Regierung  den  Fremden 
den  Besitz  fester  Plätze  innerhalb  ihres  Gebiets  nicht 
gestattet,  kann  es  nötig  sein,  einen  Gesandten  oder 
Konsul  zu  halten,  um  die  Streitigkeiten  unter  seinen 
Landsleuten  nach  ihrem  Recht  zu  entscheiden,  oder 
Zwiste  mit  den  Eingebornen  vermöge  seines  öffentlichen 
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Charakters  wirksamer  zu  schlichten  und  ihnen  kräfti- 
geren Schutz  zu  gewähren,  als  von  einem  Privatmann 
zu  erwarten  wäre.  Die  Handelsinteressen  haben  es  oft 
nötig  gemacht,  Gesandte  in  Ländern  zu  halten,  wo 
weder  die  Rücksichten  auf  Krieg  oder  Bündnis  einen 
solchen  erfordert  hätten.  Der  Handel  der  türkischen 
Kompagnie  veranlaßte  die  Anstellung  eines  beständigen 
Gesandten  in  Konstantinopel.  Die  ersten  englischen  Ge- 
sandtschaften nach  Rußland  hatten  ihren  Grund  ledig- 
lich in  Handelsinteressen.  Durch  die  beständigen  Ver- 
wicklungen, welche  diese  Interessen  unter  den  Bürgern 
der  verschiedenen  europäischen  Staaten  herbeiführten,  ist 
wahrscheinlich  die  Sitte  aufgekommen,  auch  in  Friedens- 
zeiten in  allen  benachbarten  Staaten  Gesandte  zu  halten. 
Diese  früher  unbekannte  Sitte  datieit  erst  vom  Ende  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts  oder  vom  Anfange  des  sech- 
zehnten, d.  h.  von  der  Zeit,  als  der  Handel  die  meisten 
europäischen  Völker  zu  umfassen  begann  und  diese 
ihren  Interessen  Aufmerksamkeit  zu  widmen  anfingen. 
Es  scheint  nicht  unbillig,  wenn  die  Kosten,  die 
der  Schutz  eines  Handelszweigs  verursacht,  durch  eine 
mäßige  Steuer  auf  diesen  Zweig  bestritten  würden, 
z.  B.  durch  eine  mäßige  Summe,  die  die  Geschäftsleute 
beim  Beginn  ihres  Geschäfts  zu  zahlen  hätten,  oder 
noch  besser,  durch  eine  Steuer  von  so  und  so  viel 
Prozent  auf  alle  Waren,  die  sie  in  das  bez.  Land  ein- 
oder  aus  ihm  ausführen.  Der  Schutz  des  Handels  gegen 
Seeräuber  und  Freibeuter  soll  die  erste  Veranlassung 
zur  Einführung  von  Zöllen  gewesen  sein.  Wenn  es 
aber  gerecht  erschien,  eine  allgemeine  Steuer  auf  den 
Handel  zu  legen,  um  die  Kosten  des  Handelsschutzes 
zu  bestreiten,  so  muß  es  auch  billig  scheinen,  einem  be- 
sonderen Handelszweige  eine  eigne  Steuer  zur  Deckung 
der  Kosten,  die  der  Schutz  des  einzelnen  Zweigs  er- 
fordert, aufzulegen. 
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Der  Schutz  des  Handels  überhaupt  ist  immer  als 
wesentlich  für  die  Landesverteidigung  und  mithin  als 
eine  unerläßliche  Pflicht  der  Exekutive  betrachtet  wor- 
den, und  es  wurde  ihr  daher  die  Erhebung  und  Ver- 
wendung der  allgemeinen  Zollabgaben  stets  überlassen. 
Nun  ist  aber  der  Schutz  eines  einzelnen  Handelszweiges 
ein  Teil  des  allgemeinen  Handelsschutzes,  mithin  ein 
Teil  der  Pflichten  der  Exekutive,  und  wenn  die  Völker 
stets  folgerichtig  handelten,  so  müßten  die  für  den  be- 
sonderen Schutz  erhobenen  Abgaben  gleichfalls  immer 
der  Exekutive  überlassen  werden.  Allein  hierin,  wie  in 
vielen  anderen  Beziehungen,  verfuhren  die  Völker  nicht 
konsequent,  und  in  den  meisten  europäischen  Handels- 
staaten haben  gewiße  Handelsgesellschaften  die  Legis- 
lative zu  bereden  gewußt,  die  Erfüllung  dieser  landes- 
herrlichen Pflicht  samt  allen  damit  verknüpften  Be- 
fugnissen ihnen  zu  überlassen. 

Diese  Gesellschaften  mögen  für  die  Einführung  ge- 
wißer  Handelszweige  dadurch  von  Nutzen  gewesen  sein, 
daß  sie  auf  eigene  Kosten  einen  Versuch  anstellten,  den 
der  Staat  nicht  machen  wollte;  aber  auf  die  Dauer 
haben  sie  sich  sämtlich  als  lästig  oder  unnütz  erwiesen, 
undentwederden  Handel  mißbraucht  oder  ihn  beschränkt. 

Wenn  diese  Gresellschaften  niclut  auf  ein  bestimmtos 
Aktienkapital  gegründet  sind,  sondern  jede  sich  dazu  eig- 
nende Person  gegen  Erlegung  einer  gewißen  Summe  und 
die  Verpflichtung,  sich  ihren  Satzungen  zu  unterwerfen, 
zulassen  müssen,  wobei  jedes  Mitglied  mit  seinem  eignen 
Kapital  und  auf  eigne  Gefahr  handelt,  so  heißen  sie 
regulierte  Gesellschaften  ( nyi(/((fc(l  coni/xiiücs).  Sind  sie 
auf  ein  Aktienkapital  gegründet,  wobei  jedes  Mitglied 
an  dem  gemeinsamen  Gewinn  odei'  Verlust  nach  Ver- 
hältnis seiner  Aktien  teilnimmt,  so  heißen  sie  Aktien- 
Gesellschaften  (joint  b-tock  companies).  Die  einen  und 
die  anderen  haben  bald  Monopole,  bald  nicht. 
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B,egulierte  Gesellschaften  gleichen  in  j  eder  Beziehung 
den  in  den  Städten  aller  europäischen  Länder  so  ge- 
wöhnlichen Zünften,  nur  daß  ihr  Monopol  weniger  eng 
begrenzt  ist.  Wie  kein  Einwohner  einer  Stadt  ein 
zünftiges  Gewerbe  treiben  kann,  ohne  zuvor  in  die  Zunft 
aufgenommen  zu  sein,  so  kann  auch  meist  kein  Bürger 
einen  Zweig  des  auswärtigen  Handels,  für  den  eine  re- 
gulierte Gesellscliaft  vorhanden  ist,  gesetzmäßigtreiben, 
ohne  zuvor  Mitglied  der  Gesellschaft  zu  werden.  Das 
Monopol  ist  mehr  oder  weniger  streng,  je  nachdem  die 
Zulassung  mehr  oder  minder  erschwert  ist,  und  je  nach- 
dem die  Leiter  der  Gesellschaft  mehr  oder  weniger 
Macht  besitzen,  um  den  größten  Teil  des  Geschäfts 
sich  und  ihren  Freunden  zuzuwenden.  In  den  meisten 
früheren  regulierten  Gesellschaften  hatten  die  Lehrlinge 
die  gleichen  Vorrechte  wie  in  anderen  Zünften,  und  wer 
bei  einem  Gliede  der  Gesellschaft  seine  Zeit  ausgehalten 
hatte,  durfte  selbst  eines  ihrer  Glieder  werden,  ohne 
Eintrittsgeld  zu  zahlen,  oder  brauchte  nur  viel  weniger 
zu  zahlen  als  andere.  Der  Zunftgeist  herrscht  in  allen 
regulierten  Gesellschaften,  wo  das  Gesetz  ihn  nicht  ein- 
schränkt. Wenn  sie  ihrem  natürlichen  Genius  folgen 
durften,  haben  sie  das  Geschäft,  behufs  Einschränkung 
der  Konkurrenz  auf  möglichst  wenige  Mitwerber,  stets 
allerlei  lästigen  Vorschriften  zu  unterwerfen  gesucht. 
Verhinderte  sie  das  Gesetz  daran,  so  wurden  sie  durch- 
gängig nutzlos  und  unbedeutend. 

Die  regulierten  Gesellschaften  für  den  auswärtigen 
Handel,  die  gegenwärtig  in  Großbritannien  bestehen, 
sind:  die  alte  Kaufmanns-Aventur-Gesellschaft,  jetzt 
gewöhnlich  die  Hamburgischo  Gesellschaft  genannt;  die 
Russische  Gesellschaft,  die  Esthland-Gesellschaft,  die 
TürkischeGesellschaft  und  die  A fiikanische Gesellschaft. 
DieBedingungenderZulassung  in  die  Hamburgische 
Gesellschaft  sollen  jetzt  ganz  leicht  sein,  und  die  Direk- 
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toren  haben  nicht  die  Macht,  den  Handel  lästigen  Ein- 
schränkungen und  Vorschriften  zu  unterwerfen,  oder 
haben  wenigstens  neuerdingsdieseMachtnichtausgeübt. 
So  war  es  jedoch  nicht  immer.  Um  die  Mitte  des  vori- 
gen Jahrhunderts  betrug  des  Eintrittsgeld  £  50,  und 
einmal  sogar  £  100,  und  das  Verhalten  der  Gesellschaft 
soll  äußerst  drückend  gewesen  sein.  In  den  Jahren 
1643,  1645  und  1661  führten  die  Tuchmacher  und  an- 
dere freie  Gewerbtreibende  des  westlichen  Englands  beim 
Parlament  Beschwerde  über  jene  Gesellschaft,  die  das 
Geschäft  monopolisiere  und  die  Gewerbe  des  Landes  unter- 
drücke. Hatten  diese  Klagen  auch  keine  Parlaments- 
akte zur  Folge,  so  schüchterten  sie  die  Gesellschaft  doch 
wahrscheinlich  ein  und  nötigten  sie,  ihr  Verfahren  zu 
ändern;  wenigstens  wurden  seitdem  keine  Klagen  mehr 
über  sie  erhoben.  Durch  die  Akte  10  und  11  Wilhelms  HI. 
kap.  6  wurde  das  Eintrittsgeld  in  die  russische  Gesell- 
schaft auf  £  5,  und  durch  Akte  25  Karls  H.  kap.  7 
das  Eintrittsgeld  in  die  Esthland-Gesellschaft  auf  £  2 
ermäßigt,  während  zugleich  Schweden,  Dänemark,  Nor- 
wegen und  alle  Länder  an  der  Nordseite  der  Ostsee  von 
ihrem  Monopol  ausgenommen  wurden.  Wahrscheinlich 
hatte  das  Verfahren  dieser  Gesellschaften  zu  den  beiden 
Parlamentsakten  Veranlassung  gegeben.  Etwas  früher 
hatte  Sir  Josiah  Child  sie  sowohl  wie  die  Hamburgische 
Gesellschaft  als  äußerst  lästig  geschildeit,  und  ihrer 
schlimmen  Haltung  den  niederen  Stand  des  Handels 
nach  den  bez.  Ländern  zugeschrieben.  Jetzt  sind  diese 
Gesellschaften  zwar  nicht  mehr  lästig,  aber  gewiß  völlig 
unnütz.  Vielleicht  ist  dies  das  größte  Lob,  das  man 
einer  regulierten  Gesellschaft  spenden  kann,  und  die 
drei  genannten  Gesellschaften  scheinen  es  dermalen 
zu  verdienen. 

Das  Eintrittsgold  in  die  türkische  Gesellschaft  be- 
trug früher  £  25  für  Personen  unter  26  Jahren  und  £  50 
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für  alle  älteren  Personen.  Aufgenommen  konnten  nur 
eigentliche  Kaufleuto  werden,  Krämer  und  Kleinhändler 
waren  ausgeschlossen.  Nach  einem  Statut  durften  bri- 
tische Fabrikate  nur  auf  Schiffen  der  Gesellschaft  nach 
der  Türkei  ausgeführt  worden,  und  da  diese  Schiffe  stets 
aus  dem  Londoner  Hafen  segelten,  so  schränkte  die  Ver- 
ordnung den  Handel  auf  diesen  teuren  Hafen  und  die 
Exporteure  auf  die  in  und  um  London  Wohnenden  ein. 
Durch  einen  anderen  Paragraphen  war  jeder,  der  nicht 
innerhalb  zwanzig  (engl.)  Meilen  von  London  wohnte 
und  der  nicht  Londoner  Bürger  war,  ausgeschlossen. 
Da  die  Zeit  der  Ladung  und  Abfahrt  der  Schiffe  der 
Gesellschaft  ganz  von  den  Direktoren  abhing,  so  konnten 
sie  sie  leicht  mit  ihren  eigenen  Waren  und  mit  denen 
ihrer  Freunde  befrachten,  mit  Ausschluß  anderer,  die 
sie  unter  dem  Vorwand  zurückweisen  konnten,  daß  ihre 
Meldungen  zu  spät  eingetroffen  wären.  Unter  diesen 
Umständen  übte  mithin  diese  Gesellschaft  in  jeder  Be- 
ziehung ein  strenges  und  drückendes  Monopol  aus.  Diese 
Mißbräuche  gaben  zu  Akte  26.  Georgs  IL  c.  18  Anlaß, 
wodurch  das  Eintrittsgeld  für  alle  Personen  ohne  LTnter- 
schied  des  Alters  und  ohne  Beschränkung  auf  die  eigent- 
lichen Kaufleute  und  auf  die  Londoner  Bürger,  auf  £  20 
herabgesetzt,  und  jedermann  erlaubt  wurde,  alle  bri- 
tischen Waren,  deren  Ausfuhr  nicht  verboten  war,  aus 
allen  Häfen  Großbritanniens  nach  der-  Türkei  auszuführen, 
und  ebenso  türkischen  Waren,  deren  Einfuhr  nicht 
verboten  war,  gegen  Entrichtung  der  allgemeinen  Zölle 
und  der  besonderen,  der  Gesollschaft  zur  Bestreitung 
ihrer  Kosten  bewilligten  Abgaben,  so  wie  gegen  die 
Verpflichtung,  sich  der  Amtsgewalt  des  britischen  Ge- 
sandten und  der  britischen  Konsuln  in  der  Türkei  und  end- 
lich auch  den  rechtskräfti";en  Satzungen  der  Gesellschaft 
zu  unterwerfen,  —  nach  Großbritannieneinzuführen.  Um 
allen  aus  diesen  Satzungen  entstehenden  Bedrückungen 
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vorzubeugen,   wurde  in  derselben  Parlamontsakte  ver- 
ordnet, daß,  wenn  sieben  Mitglieder  der  Gosellsc;haft  sich 
durch   irgend  eine  nach  der  Zeit  dieser  Akte  erlassene 
Verordnung  der  Gesellschaft  beschwert  glaubten,  sie  an 
das  Handelsamt  appellieren  könnten,  wenn  die  Berufung 
innerhalb  eines  Jahres  nach  Erlaß  der  Verordnung  ein- 
gereicht werde  und  daß,    wenn   sieben  Mitglieder  der 
Gesellschaft  sich  durch  eine  vor  der  Zeit  dieser  Akte 
erlassene  Verordnung  der  Gesellschaft  beschwert  glaub- 
ten,   sie   gleichfalls  innerhalb    eines  Jahres  vom  Erlaß 
der  Akte  an  Berufung  einlegen  könnten.    Die  Erfahrung 
eines  Jahres  reicht  jedoch  nicht  immer  hin,  die  verderb- 
liche Tendenz  eines  Statuts  zu  erkennen,  und  wenn  je- 
mand sie  später  entdeckte,  konnte  weder  das  Handelsamt 
noch  das  Ministerium  Abhülfe  schaffen.     Auch  ist  der 
Zweck  der  meisten  Satzungen  regulierter  Gesellschaften, 
ebenso  wie  aller  Zünfte,  nicht  sowohl  der,  einen  Druck 
auf  diejenigen  zu  üben,  die  bereits  Mitglieder  sind,  als 
anderen  den  Eintritt  zu  erschweren,  was  nicht  bloß  durch 
ein  hohes  Eintrittsgeld,  sondern  durch  viele  andere  Mittel 
geschehen  kann.    Der  steteZweck  solcherGesellschaften 
ist,  den  Satz  ihrer  Gewinne  möglichst  hoch  zu  schrauben, 
den  Markt  sowohl  für   die  Waren,    die    sie  ausführen, 
als  für  die,  welche  sie  einführen,  möglichst  unzulänglich 
zu  versorgen,   was  nur  durch  Beschränkung  der  Kon- 
kurrenz oder  Abschreckung  neuer  Unternehmer  gesche- 
hen kann.    Ein  Eintrittsgeld  von  £  20  ist  zwar  vielleicht 
niclit  hoch  genug,  um  Leute,  die  auf  die  Dauer  mit  der 
Türkei  Handel  treiben  wollen,    davon  abzuschrecken, 
aber    hinreichend,    um    einen    Spekulanten    von    einer 
einmaligen  Unternehmung  zurück  zu  halten.    In  allen 
Geschäftszweigen    streben    die    darin    dauernd    tätigen 
Leute,    selbst    wenn    sie    nicht  genossenschaftlich    ver- 
bunden sind,  gemeinsam  nach  Erhöhung  ihrer  Gewinne, 
die  durch  nichts  so  leicht  auf  ihr  richtiiies  Niveau  er- 
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mäßigt  werden,  als  durch  die  gelegentliche  Konkurrenz 
von  Spekulanten.  Der  türkische  Handel  ist  durch  jene 
Parlamentsakte  zwar  bis  auf  einen  gewissen  Grad  für 
alle  frei  geworden,  wird  aber  doch  von  vielen  noch  als 
keineswegs  unbeschränkt  angesehen.  Die  türkische  Ge- 
sellschaft trägt  zur  Unterhaltung  eines  Gesandten  und 
zweier  oder  dreier  Konsuln  bei,  die  gleich  allen  übrigen 
Staatsbeamten  ganz  vom  Staat  unterhalten  werden  soll- 
ten, wie  denn  auch  der  Handel  allen  britischen  Unter- 
tanen offen  stehen  müßte.  Die  verschiedenen  durch  die 
Gesellschaft  für  diese  und  andere  Korporationszwecke 
erhobenen  Steuern  könnten  mehr  als  hinreichende  Ein- 
nahmen liefern,  um  diese  Beamten  zu  unterhalten. 

Regulierte  Gesellschaften  haben  zwar,  wie  Sir  Josiah 
Child  bemerkt,  in  den  Ländern,  wohin  sie  handelten, 
oft  Staatsbeamte  besoldet,  aber  niemals  auf  eigne  Kosten 
Forts  oder  Besatzungen  unterhalten;  während  dies  bei 
Aktien-Gesellschaften  oft  vorgekommen  ist.  In  der  Tat 
scheinen  die  ersteren  dazu  auch  weniger  geeignet,  als 
die  letzteren.  Erstens  haben  die  Leiter  einer  regulier- 
ten Gesellschaft  kein  eignes  Interesse  an  dem  guten 
Gange  der  Geschäfte  der  Gesellschaft,  um  derentwillen 
Forts  und  Besatzungen  unterhalten  werden.  Die  Ab- 
nahme der  gemeinsamen  Geschäfte  kann  sogar  oft  ihren 
Privatgeschäften  vorteilhaft  werden:  denn  durch  Ver- 
minderung der  Konkurrentenzahl  wird  es  ihnen  möglich, 
wohlfeiler  zu  kaufen  und  teurer  zu  verkaufen.  Die 
Direktoren  einer  Aktien-Gesellschaft  hingegen  haben  nur 
ihren  Anteil  an  den  Gewinnen,  welche  mit  dem  ihrer 
Verwaltung  anvertrauten  gemeinsamen  Kapital  gemacht 
werden,  und  treiben  keine  eigenen  Geschäfte,  deren  Inte- 
lesse  mit  dem  der  gemeinsamen  Geschäfte  der  Gesellschaft 
in  Streit  treten  könnte.  Ihr  Privatinteresse  ist  mit  dem 
guten  Gange  der  gemeinsamen  Geschäfte  und  der  Unter- 
haltung der  Forts  und  Besatzungen  verknüpft,  die  zu 
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deren  Schutz  nötig  sind.  Sie  werden  es  daher  wohl  an 
der  Fürsorge,  welche  jene  Unterhaltung  erfordert,  nicht 
fehlen  lassen.  Zweitens  haben  die  Direktoren  einer 
Aktien-Gesellschaft  stets  ein  großes  Kapital,  das  Aktien- 
kapital, in  Händen,  wovon  sie  einen  Teil  in  geeigneter 
Weise  auf  Herstellung,  Ergänzung  und  Unterhaltung 
von  Forts  und  Besatzungen  verwenden  können.  Die 
Direktoren  einer  regulierten  Gesellschaft  hingegen  ha- 
ben kein  Gesellschafts-Kapital  in  Händen  und  keinen 
andern  Fonds  für  solche  Zwecke,  als  die  gelegentlichen 
Einnahmen  von  den  Beitrittsgeldern  und  Koiporations- 
beiträgen.  Selbst  wenn  sie  also  das  nämliche  Interesse 
an  solchen  Anlagen  hätten,  sind  sie  doch  kaum  in  der 
Lage,  ihrer  so  wirksam  zu  warten.  Aber  einen  Staats- 
beamten zu  unterhalten,  erfordert  weder  viel  Aufmerk- 
samkeit noch  viel  Kosten  und  paßt  daher  mehr  zum 
Wesen    und  Vermögen  einer  regulierten  Gesellschaft. 

Doch  wurde  lange  nach  der  Zeit  Sir  Josiah  Childs, 
1750,  eine  regulierte  Gesellschaft,  die  afrikanische,  er- 
richtet, der  ausdrücklich  die  Pflicht  auferlegt  war,  an- 
fangs allebritischen  Forts  und  Besatz  ungen  zwischen  dem 
weißen  Vorgebirge  und  dem  Kap  der  guten  Hoffnung, 
später  nur  die  zwischen  dem  roten  Vorgebirge  und  dem 
Kapder  guten  Hoffnung  zuunterhalten.  Die  Akte,  durch 
die  diese  Gesellschaft  errichtet  wurde,  die  23te  Georgs  IL 
c.  31.,  scheint  zweierlei  Zwecke  im  Auge  gehabtzu  haben  ; 
erstens  den  tyrannischen  und  monopolsüchtigen  Geist, 
der  den  Leitern  einer  regulierten  Gesellschaft  natürlich 
ist,  kräftig  niederzuhalten,  und  zweitens  sie  zu  einer 
Fürsorge,  die  ihnen  nicht  natürlich  ist,  nämlich  zu 
der  für  Forts  und  Besatzungen,  zu  nötigen. 

Zu  ersterem  Zweck  ist  das  Beitrittsgeld  auf  £  2 
beschränkt.  Es  ist  der  Gesellschaft  untersagt,  als  Kor- 
poration oder  mit  einem  Aktienkapital  Geschäfte  zu 
treiben ,  Anlehen  aufzunehmen,  oder  den  Handel  britischer 
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Untertanen  an  anderen  Plätzen,  falls  sie  den  Beitrag 
erlegen,  irgendwie  zu  beschränken.  Die  Verwaltung 
führt  ein  Ausschuß  von  neun  Personen  mit  dem  Sitz  in 
London,  der  aber  jährlich  aus  den  in  London,  Bristol 
oder  Liverpool  wohnhaften  Mitgliedern,  drei  aus  jeder 
Stadt,  gewählt  wird.  Die  Ausschußmitglieder  dürfen 
nicht  länger  als  drei  Jahre  im  Amte  bleiben,  und  können 
vom  Handels-  und  Kolonial-Amt,  jetzt  vom  Ministerrat 
abgesetzt  worden.  Der  Gesellschaft  ist  untersagt,  Neger 
aus  Afrika  auszufühicn  oder  afrikanische  Waren  nach 
Großbritannien  einzuführen ;  da  ihr  jedoch  die  Unter- 
haltung der  Forts  und  Besatzungen  obliegt,  darf  sie  zu 
diesem  Zwecke  Waren  und  Vorräte  verschiedener  Art 
aus  Großbritannien  nach  Afrika  ausführen.  Von  den 
Gesellschaftseinnahmen  dürfen  nur  £  SOG  zur  Besoldung 
der  Beamten  und  Agenten  in  London,  Bristol  und  Liver- 
pool zur  Hausmietc  für  das  Kontor  in  London,  und 
zu  allen  übrigen  Verwaltungs-,  Kommissions-  und 
x'^genturkosten  verwendet  werden.  Was  von  dieser 
Summe  nach  Bestreitung  aller  Ausgaben  übrig  bleibt, 
kann  der  Ausschuß  für  seine  Mühwaltung  unter  sich  ver- 
teilen. Durch  diese  Verfassung  konnte  der  Monopolgeist 
hinreichend  beschränkt  und  der  erste  jener  Zwecke  ge- 
sichert erscheinen,  und  dennoch  war  es  nicht  der  Fall. 
Das  Fort  Senegal,  das  durch  die  Akte  4  Georgs  IIL  c.  20 
mit  allem  Zubehör  der  Gesellschaft  überlassen  worden 
war,  wurde  schon  nach  einem  Jahr  samt  der  ganzen  Küste 
vom  Hafen  von  Sallee  in  der  südlichen  Berberei  bis 
zum  roten  Vorgebirge  der  Gerichtsbarkeit  der  Gesell- 
schaft wieder  entzogen  und  der  Krone  übergeben,  auch 
der  Handel  dorthin  allen  britisch  en  Untertanen  frei 
überlassen,  weil  die  Gesellsc-haft  im  Verdacht  stand, 
daß  sie  den  Handel  beschränke  und  ein  ungehöriges 
Monopol  errichte.  Wie  sie  dies  bei  den  Bestimmungen 
der  Akte  23.  Georgs  U.  hatte  tun  können,  ist  nicht  leicht 
zu  begreifen;    doch  finde  ich  die  Anklage  in  den  ge- 
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druckten  Debatten  des  Unteihauses,  die  freilich  nicht 
immer  die  lauterste  (:^uelle  der  Wahrheit  sind.  Da  die 
Mitglieder  des  Neuner -Ausschußes  sämtlich  Kaufleute 
waren,  und  die  Gouverneure  und  Beamten  in  den  ver- 
schiedenen Forts  und  Niederlassungen  sämtlich  von 
ihnen  abhingen,  so  ist  es  allerdings  nicht  unwahrschein- 
lich, daß  die  letzteren  auf  die  Warensendungen  und 
Bestellungen  der  ersteren,  die  ein  wirkliches  Monopol 
begründen  konnten,  besonders  Acht  hatten. 

Für  den  zweiten  der  obengenannten  Zwecke,  die 
Unterhaltung  der  Forts  und  Besatzungen,  wurde  vom 
Parlamenteinejähiliche  Summe,  gewöhnlich  etwa  £18000 
ausgesetzt.  Über  die  gehörige  Verwendung  dieser 
Summe  muß  der  Ausschuß  jährlich  dem  Schatzkammer- 
geiicht  Rechnung  ablegen,  welche  Rechnung  dann  dem 
Parlamente  vorzulegen  ist.  Das  Parlament  jedoch,  das 
auf  die  Verwendung  von  Millionen  so  wenig  Acht  gibt, 
wirdsichschwerlich  vielum  die  Verwendung  von  £  13000 
kümmern,  und  der  Richter  ist  nach  Amt  und  Kennt- 
nissen auch  wohl  nicht  eben  besonders  in  der  Lage, 
über  die  richtige  Verwendung  von  Ausgaben  für  Forts 
und  Besatzungen  zu  urteilen.  Zwar  können  die  Kapi- 
täne der  königlichen  Flotte,  oder  irgend  ein  anderer 
vom  Admiralitätsamte  beorderter  Offizier  den  Zustand 
der  Forts  und  Besatzungen  untersuchen  und  diesem  Amt 
darüber  Beiicht  erstatten.  Aber  dieses  Amt  scheint 
keine  unmittelbare  Gewalt  über  den  Ausschuß,  noch 
irgend  eine  Befugnis  zu  haben,  diejenigen  zurecht  zu 
weisen,  deren  Verhalten  es  untersuchen  darf,  und  die 
Kapitäne  der  königlichen  Flotte  gelten  außerdem  auch 
nicht  immer  für  große  Kenner  der  Befestigungskunst. 
Entfernung  von  einem  Amt,  dessen  Besitz  ohnehin  nur 
drei  Jahre  dauert,  und  dessen  gesetzmäßige  Bezüge 
selbst  während  dieser  Frist  sehr  gering  sind,  scheint 
die  höchste  Strafe  zu  sein,  von  der  ein  Ausschußmitglied 
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für  irgend  einen  Fehler  bedroht  ist,  außer  für  direkten 
Unterschleif  oder  Veruntreuung  der  Staats-  oder  Ge- 
sellschaftsgelder, und  die  Furcht  vor  dieser  Strafe  kann 
nie  ein  Grund  von  hinreichendem  Gewicht  sein,  um 
jemand  zu  einer  beständigen,  sorgfältigen  Waltung  eines 
Geschäfts  zu  zwingen,  dessen  zu  walten  er  sonst  kein 
Interesse  hat.  Der  Ausschuß  wird  beschuldigt,  zur  Aus- 
besserung des  Cape-Coast-Kastells  an  der  Küste  von 
Guinea,  wozu  das  Parlament  verschiedene  Male  Summen 
bewilligt  hatte,  Ziegel  und  Steine  aus  England  geschickt 
zu  haben,  die  nebenbei  von  so  schlechter  Beschaffenheit 
gewesen  sein  sollen,  daß  die  Mauern,  die  damit  ausge- 
bessert worden  waren,  in  der  Folge  von  Grund  aus  um- 
gebaut werden  mußten.  Die  Forts  und  Besatzungen 
nördlich  vom  roten  Vorgebirge  werden  nicht  nur  auf 
Staatskosten  unterhalten,  sondern  stehen  auch  unter  un- 
mittelbarer Verwaltung  der  Exekutive;  und  warum  die 
südlich  von  jenem  Vorgebirge  gelegenen,  die  wenigstens 
zum  Teil  auf  Staatskosten  unterhalten  werden,  unter 
einer  anderen  Verwaltung  stehen  sollen,  ist  nicht  wohl 
einzusehen.  Der  Schutz  des  Handels  im  mittelländischen 
Meere  war  der  ursprüngliche  Zweck  oder  Vorwand  der 
Besatzungen  von  Gibraltar  und  Minorka;  aber  die  Unter- 
haltung und  der  Befehl  über  diese  Besatzungen  wurde 
mit  vollem  Recht  stets  der  Regierung,  nicht  der  türki- 
schen Gesellschaft  überlassen.  Der  Umfang  ihres  Ge- 
bietes ist  in  hohem  Maße  der  Stolz  und  Ruhm  dieser 
Macht,  und  sie  wird  es  nicht  leicht  an  der  Sorgfalt,  die 
zum  Schutze  dieses  Gebietes  erforderlich  ist,  fehlen  lassen. 
Die  Besatzungen  auf  Gibraltar  und  Minorka  sind  dem- 
gemäß niemals  vernachlässigt  worden;  und  wenn  Minorka 
zweimal  genommen  wurde  und  jetzt  vermutlich  auf 
immer  verloren  ist,  so  ist  dieser  Unfall  doch  nie  einer 
Vernachlässigung  seitens  der  Regierung  zugeschrieben 
worden.    Ich  möchte  jedoch  nicht  so  verstanden  werden, 
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als  ob  ich  meinte,  daß  eine  dieser  kostspieligen  Fest- 
ungen jemals  auch  nur  im  Geringsten  zu  dem  Zwecke 
nötig  gewesen  wäre,  um  dessentwillen  sie  ursprünglich 
von  der  spanischen  Monarchie  losgerissen  wurden.  Diese 
Losreißung  hat  wohl  nie  etwas  anderes  bewirkt,  als 
England  seinen  natürlichen  Bundesgenossen,  den  König 
von  Spanien,  zu  entfremden  und  die  beiden  Hauptzweige 
des  Hauses  Bourbon  in  einem  weit  engeren  und  dauer- 
hafteren Bündnis  zu  vereinigen,  als  es  jemals  die  Bande 
des  Blutes  vermocht  hätten. 

Aktiengesellschaften,  ob  duich  königliches  Patent 
oder  durch  Parlamentsakte  errichtet,  unterscheiden  sich 
nicht  nur  von  regulierten,  sondern  auch  von  Privathan- 
delsgesellschaften in  verschiedener  Beziehung. 

Erstens,  in  einerPrivathandelsgesellschaft  kann  kein 
Teilhaber  ohne  Einwilligung  der  Gesellschaft  seinen 
Anteil  auf  einen  Anderen  übertragen,  oder  ein  neues 
Mitglied  in  die  Gesellschaft  einführen,  wohl  aber  kann 
Jeder  nach  vorgängiger  Kündigung  aus  der  Gesellschaft 
treten  und  die  Rückzahlung  seines  Anteils  an  dem  ge- 
meinsamen Kapital  verlangen.  In  einer  Aktiengesell- 
schaft hingegen  kann  kein  Teilhaber  die  Rückzahlung 
seines  Anteils  verlangen;  aber  Jeder  kann  ohne  ihre 
Einwilligung  seinen  Anteil  auf  einen  Anderen  über- 
tragen und  auf  diese  Weise  ein  neues  Mitglied  ein- 
führen. Der  Wert  einer  Aktie  richtet  sich  nach  dem 
Marktpreis,  und  dieser  Preis  kann  größer  oder  kleiner 
sein,  als  die  ursprünglich  eingezahlte  Summe. 

Zweitens,  in  einer  Privathandelsgesellschaft  haftet 
jeder  Teilhaber  für'  die  von  der  Gesellschaft  gemachten 
Schulden  mit  seinem  ganzen  Vermögen.  In  einer  Aktien- 
gesellschaft hingegen  haftet  Jeder  nur  für  den  Betrag 
seiner  Aktien. 

Die  Geschäfte  einer  Aktiengesellschaft  wer-den  stets 
durch  ein  Direktorium  gefühi't,  das  allerdings  in  vielen 
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Beziehungen  der  Aufsicht  einer  Generalversammlung  der 
Aktionäre  unterworfen  ist;  der  grüßte  Teil  der  letz- 
teren macht  indes  fast  niemals  den  Anspruch,  etwas  von 
den  Geschäften  der  Gesellschaft  zu  verstehen,  und 
kümmert  sich,  wenn  nicht  gerade  Zwiespalt  unter  ihnen 
herrscht,  nicht  darum,  sondern  begnügt  sich,  die  halb- 
jährliche oder  jährliche  Dividende  zu  ei'halten,  welche 
die  Direktion  zu  verteilen  für  angemessen  hält.  Diese 
gänzliche  Befreiung  von  Sorge  und  Gefahr,  außer  für 
eine  begrenzte  Summe,  bestimmte  viele,  sich  an  Aktien- 
gesellschaften zu  beteiligen,  die  in  einer  Privatgesell- 
schaft ihr  A^ermögen  unter  keiner  Bedingung  aufs  Spiel 
gesetzt  haben  würden.  Daher  ziehen  solche  Gesellschaf- 
ten gewöhnlich  weit  größere  Kapitalien  an  sich,  als  ir- 
gend einePrivatgesellschaf  t  zu  erlangen  sich  rühmen  kann. 
Das  Handelskapital  der  Südsee-Gesellschaft  betrug  ein- 
mal mehr  als  £  33,800,000.  Das  Kapital  der  Bank  von 
England  beläuft  sich  gegenwärtig  auf  £  10,780,000. 
Da  indes  die  Direktion  solcher  Gesellschaften  mehr  die 
Verwalter  des  Geldes  anderer,  als  des  eigenen  sind,  so 
läßt  sich  nicht  wohl  erwarten,  daß  sie  darüber  mit 
derselben  ängstlichen  Sorgfalt  wachen  werden,  mit  der 
die  Teilhaber  einer  Privatgesellschaft  über  das  ihrige 
zu  wachen  pflegen.  Gleich  den  Haushofmeistern  eines 
reichen  Mannes  betrachten  sie  gern  die  Bedachtnahme 
auf  Kleinigkeiten  als  unverträglich  mit  der  Ehre  ihres 
Herrn,  und  ersparen  sie  sich  deshalb  leicht.  Nachlässig- 
keit und  Verschwendung  muß  also  in  der  Geschäfts- 
führung einer  solchen  Gesellschaft  immer  mehr  oder 
weniger  herrschen.  Dies  ist  der  Grund,  warum  Aktien- 
gesellschaften für  auswärtigen  Handel  selten  im  Stande 
sind,  die  Konkurrenz  von  Privaten  zu  ertragen.  Sie 
haben  daher  ohne  ein  ausschließliches  Privilegium  auch 
nur  selten  Erfolg  gehabt,  und  hatten  oft  auch  mit  einem 
solchen  keinen.    Ohne  ein  ausschließliches  Privilegium 
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haben  sie  die  Geschäfte  gewöhnlich  schlecht  besorgt; 
mit  einem  solchen  bcsoi-gten  sie  die  Geschäfte  schlecht, 
und   schränkten  sie  ein. 

Die  königliche  Afrika-Gesellschaft,  die  Vorgängerin 
der  jetzigen,  hatte  kraft  Patents  ein  ausschließliches 
Privilegium;  da  aber  dieses  Patent  nicht  durch  Parla- 
mentsakte bestätigt  worden  war,  so  wurde  der  Handel 
bald  nach  der  Revolution  infolge  der  Grundrechte  f7>'///  of 
rujlds)  allen  britischen  Untertanen  freigegeben.  DieHud- 
sonsbay-Gesellschaft  ist  in  derselbenLage,  wie  die  könig- 
liche Afrika-Gesellschaft;  ihr  Patent  ist  durch  keine 
Parlamentsakte  bestätigt.  Die  Südsee-Gesellschaft,  so 
lange  sie  eine  Handelsgesellschaft  blieb,  hatte  ein  vom 
Parlament  bestätigtes  ausschließliches  Privilegium,  wie 
es  auch  die  jetzige  Ostindien-Gesellschaft  hat. 

Die  königliche  Afrika-Gesellschaft  fand  bald,  daß 
sie  die  Konkurrenz  gegen  die  Privaten,  welche  sie  trotz 
der  Grundrechte  noch  eine  Zeitlang  Schleichhändler 
nannte  und  als  solche  verfolgte,  nicht  aushalten  könne. 
1698  jedoch  wurden  die  Privathändler  einer  Abgabe  von 
10  "/o  auf  fast  alle  Geschäftszweige  unterworfen,  die 
von  der  Gesellschaft  zur  Unterhaltung  ihrer  Forts  und 
Besatzungen  verwendet  werden  sollten.  Aber  trotz  dieser 
schweren  Abgabe  war  die  Gesellschaft  nicht  imstande, 
die  Konkurrenz  auszuhaltcn.  Nach  und  nach  ging  es 
mit  ihrem  Kapital  und  Kredit  bergab.  Im  Jahre  1712 
waren  ihre  Schulden  so  groß  geworden,  daß  für  ihre 
eigene  und  ihrer  Gläubiöjer  Sicherheit  eine  Parlaments- 
akte  für  erforderlich  erachtet  wurde,  wonach  der  Be- 
schluß von  zwei  Dritteln  der  Gläubiger,  der  Zahl  und 
dem  Betrag  der  Forderungen  nach,  sowohl  bezüglich  der 
Zahlungsfristen,  als  auch  in  Betreff  jedes  anderen  Ab- 
kommens über  diese  Schulden,  für  die  übrigen  verbindlich 
sein  sollte.  Im  Jahre  1780  waren  ihre  Angelegenheiten 
in  solcher  Unordnung,  daß  sie  völlig  außer  Stande  war, 
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ihre  Forts  und  Besatzungen  zu  unterhalten,  die  der 
alleinige  Zweck  und  Yorwand  ihrer  Errichtung  gewesen 
waren.  Von  diesem  Jahre  bis  zu  ihi'er  gänzlichen  Auf- 
lösung hielt  es  das  Parlament  für  notwendig,  zu  jenem 
Zwecke  jährlich  £  10,000  zu  bewilligen.  1782,  nachdem 
sie  mehrere  Jahre  bei  dem  Handel  mit  Negern  nach 
Westindien  Verluste  erlitten  hatte,  beschloß  sie  diesen 
Handel  ganz  aufzugeben,  die  an  der  afrikanischen  Küste 
gekauften  Neger  an  Sklavenhändler  in  Amerika  zu  ver- 
kaufen, und  ihre  Angestellten  im  Handel  mit  Goldstaub, 
Elfenbein,  Farbwaren  und  dergl.  zu  verwenden.  Allein 
ihr  Erfolg  in  diesem  beschränkten  Handel  war  nicht 
größer  als  früher  in  dem  umfangreicheren.  Ihre  Ge- 
schäfte nahmen  immer  mehr  ab,  bis  sie  zuletzt  bankrott 
und  aufgelöst  wurde,  und  ihre  Forts  und  Besatzungen 
der  heutigen  regulierten  Afrika-Gesellschaft  überwiesen 
wurden.  Vor  der  königlichen  Afrika-Gesellschaft  hatten 
drei  andere  Aktiengesellschaften  für  den  afrikanischen 
Handel  bestanden,  die  sämtlich  ebenso  wenig  Glück 
gehabt  hatten,  obgleich  sie  ausschließende  Patente  be- 
saßen, die  zwar  durch  keine  Parlamentsakte  bestätigt 
waren,  aber  in  jenen  Zeiten  tatsächlich  als  ausschließ- 
liche Privilegien  galten. 

Die  Hudsonsbay-Gesellschaft  war  vor  ihrem  Miß- 
geschick im  letzten  Kriege  weit  glücklicher,  als  die 
königliche  Afrika-Gesellschaft.  Ihre  Ausgaben  sind  weit 
geringer.  Die  ganze  Zahl  der  Leute,  die  sie  in  ihren 
verschiedenen  Niederlassungen  und  Wohnorten,  welche 
sie  mit  dem  Namen  von  Forts  beehrt,  unterhält,  soll 
sich  kaum  auf  120  Personen  belaufen.  Diese  Anzahl 
ist  jedoch  hinreichend,  die  Ladungen  von  Pelzwerk  und 
anderen  Waren,  welche  die  Schiffe,  die  wegen  des  FAsea 
selten  über  sechs  oder  acht  Wochen  in  dieser  See  bleiben 
können,  einnehmen  wollen,  schon  im  voraus  in  Bereit- 
schaft   zu   halten.     Diesen    Vorteil,   eine   schon    bereit 
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liegende  Ladung  zu  finden,  konnte  sich  viele  Jahre  lang 
kein  Privathändler  verschaffen,  und  ohne  einen  solchen 
scheint  ein  Handel  nach  der  Hudsonsbay  nicht  möglich 
zu  sein.  Das  mäßige  Kapital  der  Gesellschaft,  das  nicht 
mehr  als  £  110,000  betragen  soll,  mag  hinreichen,  die 
überschüssige  Produktion  des  zwar  ausgedehnten,  aber 
armseligen  Landes,  auf  das  ihrPatentlautet,  aufzukaufen. 
Darum  haben  es  auch  nie  Privatunternehmer  versucht, 
mit  der  Gesellschaft  in  Konkurrenz  zu  treten;  sie  hat 
sich  also  tatsächlich,  wenn  auch  nicht  nach  dem  Gesetz, 
stets  eines  Monopols  erfreut.  Dazukommt,daß  dasraäßige 
Kapital  der  Gesellschaft  unter  wenige  Aktionäre  verteilt 
sein  soll,  und  eine  Aktiengesellschaft  mit  nur  wenigen 
Aktionären  und  mäßigem  Kapital  kommt  der  Natur  einer 
Piivathandelsgesellschaft  sehr  nahe,  und  vermag  ihre 
Geschäfte  fast  mit  demselben  Grade  von  Wachsamkeit 
und  Sorgfalt  zu  betreiben.  Es  ist  daher  nicht  zu  ver- 
wundern, daß  die  Gesellschaft  bei  diesen  Vorteilen  bis 
vor  dem  letzten  Kriege  recht  gute  Geschäfte  machte; 
aber  daß  ihre  Gewinne  Je  so  hoch  gewesen  seien,  wie  es 
Dobbs  darstellt,  ist  nicht  wahrscheinlich.  Lin  weit  küh- 
lerer und  kundigerer  Schriftsteller,  Anderson,  der  Ver- 
fasser einer  Geschichte  des  Handels,  bemerkt  sehr  richtig, 
daß,  nach  den  von  Dobbs  selbst  zusammengestellten 
Aus-  und  Einfuhrlisten  und  mit  Rücksicht  auf  ihre 
Risiken  und  Ausgaben,  ihre  Gewinne  nicht  neider-regend 
erscheinen  und  die  gewöhnlichen  Handelsgewinne  kaum 
übertreffen. 

Die  Südsee-Gesellschaft  hatte  niemals  Forts  und  Be- 
satzungen zu  unterhalten,  und  war  also  von  einer  großen 
Ausgabe,  derandere  Aktiengesellschaften  für  auswärtigen 
Handel  unterworfen  sind,  befreit;  aber  sie  hatte  ein  un- 
geheures, unter  sehr  viele  Aktionäre  verteiltes  Kapital. 
Es  war  daher  zu  erwarten,  daß  Torheit,  Nachlässigkeit 
und  Verschwendung  in  der  Geschäftsführung  einreißen 
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würden.  Die  Schwindeleien  ihreiJobbefunternehmnngen 
sind  hinlänglich  bekannt,  und  ihre  Schilderung  gehört 
nicht  hierher.  Ihre  Handelsprojekte  aber  waren  nicht 
besser.  Das  erste  Handelsgeschäft,  in  das  sie  sich  ein- 
ließ, war  die  Versorgung  Spanisch-Westindiens  mit 
Negersklaven,  wozu  sie  (infolge  des  sogenannten 
Assiento-Vertrages,  der  ihr  im  Utrechter  Frieden  be- 
willigt wurde)  das  ausschließliche  Privilegium  hatte. 
Da  aber  gror3e  Gewinne  nicht  vorausgesetzt  wurden, 
da  die  portugiesischen  und  französischen  Gresellschaften, 
die  früher  dasselbe  Geschäft  betrieben  hatten,  dabei  zu 
Grunde  gegangen  waren,  so  wurde  ihr  zum  Ersatz  ge- 
stattet, jährlich  ein  Schiff  von  einer  gewißen  Last  zum 
direkten  Handel  nach  Spanisch- Westindien  zu  schicken. 
Von  den  zehn  Reisen,  welche  dieses  Schiff  machte,  soll 
eine,  die  der  „Royal  Caroline"  1781,  bedeutenden  Ge- 
winn gebracht  haben,  während  bei  fast  allen  übrigen 
mehr  oder  weniger  verloren  wurde.  Dieser  schlechte 
Erfolg  wurde  von  den  Faktoren  und  Agenten  den  Er- 
pressungen der  spanischen  Regierung  zugeschrieben, 
war  aber  wohl  hauptsächlich  der  Verschwen  ilung  und 
den  Unterschleifen  dieser  Faktoren  und  Agenten  selbst 
zu  danken,  von  denen  manche  schon  in  einem  einzigen 
Jahre  große  Vermögen  erworben  haben  sollen.  1734  bat 
die  Gesellschaft  um  die  Erlaubnis,  ihre  Geschäfte  und 
ihre  Schiffe,  womit  sie  so  wenig  Gewinn  mache,  an  die 
spanische  Regierung  verkaufen  zu  dürfen. 

1724  hatte  diese  Gesellschaft  den  Wallfischfang 
unternommen.  Hierfür  besal3  sie  zwar  kein  Monopol, 
aber  so  lange  sie  ihn  trieb,  scheinen  andere  britische 
Untertanen  sich  nicht  damit  befaßt  zu  haben.  Unter 
den  acht  Reisen,  welche  ihre  Schiffe  nach  Grönland 
machten,  hatte  sie  bei  einer  Gewinn  und  bei  allen 
übrigen  Verluste.    Nach  ihrer  achten  ui)d  letzten  Reise 
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ergab  sich  nach  Verkauf  ihrer  Schiffe,  Vorräte  und 
Utensihen  ein  Total verlust  von  über  £  237,000. 

1722  ging  diese  Gesellschaft  das  Parlament  um  die 
Erlaubnis  an,  ihr  ungeheuies  Kapital  von  mehr  als 
£  33,800,000,  das  sie  der  Regierung  dargeliehen  hatte, 
halbieren  zu  dürfen .  Die  eine  Hälfte,  mehr  als  £  1 6,900,000, 
sollte  auf  den  FuI3  der  übrigen  Staatsannuitäten  gesetzt 
und  nicht  zur  Schuldenzahlung  oder  Ausgleichung  der 
Verluste  bei  den  Handelsunternehmungen  verwendet 
werden;  die  andere  Hälfte  sollte  nach  wie  vor  Handels- 
kapital bleiben,  und  für  jene  Schulden  und  Verluste  auf- 
kommen. Das  Gesuch  war  zu  vernünftig,  um  nicht  be- 
willigt zu  werden.  1733  kam  sie  wieder  beim  Parlament 
darum  ein,  daß  dieiVieitelihres  Handelskapitals  in  Staats- 
annuitäten verwandelt  und  nur  ein  Viertel  Handels- 
kapital bleiben  und  dem  aus  der  schlechten  Geschäfts- 
führung entstehenden  Risiko  unterworfen  sein  solle. 
Sowohl  ihr  Annuitäten-  als  auch  ihr  Handelskapital  war 
zu  dieser  Zeit  durch  verschiedene  Zahlungen  seitens 
der  Regierung  um  je  £  2,000,000  vermindert  worden, 
sodaß  jenes  Viertel  sich  nur  auf  £  3,6(>2,784  belief. 
1748  wurden  alle  Forderungen,  die  die  Gesellschaft  ver- 
möge des  Assiento-Vertrages  an  den  König  von  Spanien 
hatte,  durch  den  Aachener  Frieden  gegen  Entschädi- 
gung gelöscht,  das  Geschäft  mit  Spanisch-Westindien 
aufgegeben,  der  Rest  ihres  Handelskapitals  in  Rente 
umgesetzt,  und  die  Gesellschaft  hörte  in  jeder  Be- 
ziehung auf,  eine  Handelsgesellschaft  zu  sein. 

Zu  erwähnen  ist,  daß  die  Südsee-Gesellschaft  bei 
dem  Geschäft,  das  sie  mit  ihren  Schiffen  machte,  dem 
einzigen,  von  dem  ein  erheblicher  Gewinn  zu  erwarten 
war,  sowohl  auf  dem  auswärtigen  wie  auf  dem  einheimi- 
schen Markte  stets  Konkurrenten  hatte.  Zu  Carthagena, 
Portobello  und  Vera-('ruz  hatte  sie  die  Konkurrenz  der 
spanischen  Kaufleute  zu  bestehen,  welche  von  Cadix  aus 
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nach  diesen  Märkten  die  gleichen  europäischen  Waren 
brachten,  wie  sie  selbst,  und  in  England  machten  ihr 
die  englischen  Kaufleute  Konkurrenz,  die  von  Cadix 
aus  dieselben  Produkte  Spanisch- Westindiens  einführten. 
Die  Waren  der  spanischen  und  englischen  Kaufleute 
waren  allerdings  höheren  Zöllen  unterworfen;  allein  der 
durch  die  Nachlässigkeit,  Verschwendung  und  Verun- 
treuung ihrer  Angestellten  verursachte  Verlust  war  weit 
größer  als  die  Zölle.  Daß  eine  Aktiengesellschaft  ii'gend 
einen  Zweig  des  Außenhandels  erfolgreich  betreiben 
könnte,  wenn  Privatleute  mit  ihr  in  offene  und  freie 
Konkurrenz  treten  dürfen,  scheint  aller  Erfahrung  zu 
widersprechen. 

Die  alte  englisch-ostindische  Kompagnie  wurde  1600 
durch  ein  Patent  der  Königin  Elisabeth  errichtet.  In 
den  ersten  zwölf  ßoisen,  die  sie  nach  Indien  unter- 
nahm, scheint  sie  als  eine  regulierte  Gesellschaft  mit  ge- 
sonderten Ka|)italicn,  aberin  gemeinschaftlichen  Schiffen 
aufgetreten  zu  sein ;  1612  jedoch  bildete  man  eine  Aktien- 
gesellschaft. Ihr  Patent  erteilte  ihr  ein  Monopol,  das 
zwar  nicht  vom  Parlament  bestätigt  war,  aber  doch  zu 
Kecht  bestand.  Sie  wurde  daher  auch  lange  Jahre  von 
Schleichhändlern  nur  wenig  behelligt.  Ihr  Kapital,  das 
nie  £  744,000  überstieg  und  in  Aktien  von  £  50  ge- 
teilt war,  war  nicht  so  übermäßig  groß,  noch  ihre  Ge- 
schäfte so  ausgedehnt,  um  für  grobe  Nachlässigkeit  und 
Verschwendung  einen  Verwand,  oder  für  grobe  Ver- 
untreuungen einen  Deckmantel  abzugeben.  Tr'otz einiger 
bedeutenden  Verluste,  die  sie  teils  durch  die  Bosheit 
der  holländisch-ostindischen  Kompagnie,  teils  durch  an- 
dere Zufälle  erlitt,  machte  sie  doch  viele  Jahre  lang 
gute  Geschäfte.  Als  man  aber  die  Grundsätze  der  Frei- 
heit besser  begrüff,  wurde  es  mehr  und  mehr  bezweifelt, 
ob  ein  nicht  vom  L^arlament  bestätigtes,  königliches  Pa- 
tent ein  Monopol  begründen  könne.     Die  Entscheidun- 
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gen  der  Gerichtshöfe  über  diese  Frage  wechselten  je  nach 
der  Macht  der  Regierung  und  der  Laune  der  Zeit.  Der 
Schleichhandel  mehrte  sich  und  machte  gegen  Ende  der 
Regierung  Karls  IL,  unter  Jakob  IL  und  Wilhelm  III. 
der  Gesellschaft  große  Not.  1689  wurde  dem  Parlament 
ein  Anerbieten  gemacht,  der  Regierung  £  2,000,000 
zu  <S  '^  0  zu  leihen,  wenn  die  Unterzeichner  eine  neue 
ostindische  Kompagnie  mit  ausschließlichem  Privilegium 
bilden  dürften.  Die  alte  Gesellschaft  bot  ihrerseits 
£  700,000,  fast  ihr  ganzes  Kapital,  zu  4  "0  unter  der 
nämlichen  Bedingung  an.  Aber  der  Staatskredit  war 
damals  in  einer  solchen  Verfassung,  daß  die  Regie- 
rung lieber  £  2,000,000  zu  8  "^  0  als  £  700,000  zu  -i  ^'o 
borgte.  Der  Vorschlag  der  neuen  Unterzeichner  wurde 
angenommen,  und  demzufolge  eine  neue  ostindische 
Gesellschaft  errichtet.  Doch  behielt  die  alteGessellschaft 
ein  Recht,  ihre  Geschäfte  noch  bis  1701  fortzusetzen. 
Gleichzeitig  hatte  sie  pfiffigerweise  durch  ihren  Kassierer 
£  815,000  zu  den  Fonds  der  neuen  Gesellschaft  zeichnen 
lassen.  Durch  eine  Nachlässigkeit  in  der  Abfassung 
der  Parlamentsakte,  die  den  ostindischen  Handel  den 
Unterzeichnern  der  Anleihe  verlieh,  blieb  es  zweifel- 
haft, ob  diese  verbunden  seien,  ihre  Kapitalien  zusammen- 
zuschiessen.  Einige  Private,  deren  Unterzeichnungen 
nur  £  7200  betrugen,  behaupteten  das  Recht  zu  haben, 
einzeln  mit  ihren  eignen  Ka[)italien  und  auf  eigne  Ge- 
fahr den  Handel  zu  treiben.  Die  alte  ostindische  Ge- 
sellschaft hatte  ein  Recht  auf  eignen  Handel  bis  1701, 
und  erhielt  nun  gleich  allen  anderen  Privtxten  das  Recht, 
vor  wie  nach  jenem  Zeit[)unkt  mit  den  £;315,00<),  die 
sie  zu  dem  Kapital  der  neuen  Gesellschaft  gezeichnet 
hatte,  eigenen  Handel  zu  treiben.  Diese  Konkurrenz  der 
beiden  Gesellschaften  mit  Privaten  und  unter  einander 
selbst  soll  beinahe  beide  zu  Grunde  gerichtet  haben.  Bei 
einer  s[)äteren  Gelegenheit,  1780,  als  dem  Parlament  der 
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Vorschlag  gemacht  wurde,  den  Handel  einer  regulierten 
Gesellschaft  zu  überlassen  und  ihn  also  gewißennaßen 
frei  zu  geben,  erklärte  sich  die  ostindische  Gesellschaft 
in  den  stäi'ksten  Ausdrücken  dagegen  und  führte  dabei 
an,  welche  traurigen  Folgen  zu  jener  Zeit  aus  der  Kon- 
kurrenz entstanden  wären.  In  Indien,  sagte  sie,  wäre 
dadurch  der  Preis  der  Waren  so  gestiegen,  daß  sie  den 
Einkauf  nicht  verlohnt  hätten;  in  England  aber  wäre 
durch  Überfüllung  des  Marktes  ihr  Preis  so  gesunken, 
daß  nicht  der  geringste  Gewinn  geblieben  wäre.  Daß 
die  Konkurrenz  durch  eine  reichlichere  Versorgung 
des  englischen  Marktes  den  Pieis  der  indischen  Waren 
zum  großen  Vorteile  des  Publikums  bedeutend  ermäßigt 
haben  muß,  ist  nicht  wohl  zu  bezweifeln,  aber  daß  sie 
ihren  Preis  auf  dem  indischen  Mai'kte  sehr  hinaufge- 
schraubt haben  sollte,  ist  nicht  sehr  wahrscheinlich,  da 
die  Nachfrage,  die  jene  Konkurrenz  zu  veranlassen  ver- 
mochte, nur  wie  ein  Tiopfen  Wasser  in  dem  ungeheuren 
Ozean  des  indischen  Handels  sein  konnte.  Überdies 
steigert  die  vermehrte  Nachfrage  den  Preis  der  Waren 
zwar  im  Anfange,  ermäßigt  ihn  aber  unfehlbar  auf  die 
Dauer.  Sie  muntert  zur  Produktion  auf,  und  vermehrt 
dadurch  die  Konkurrenz  der  Produzenten,  die,  um  ein- 
ander zu  unterbieten,  auf  neue  Teilungen  der  Arbeit 
und  weitere  technische  Fortschritte  sinnen,  an  die  man 
sonst  niemals  gedacht  hätte.  Die  traurigen  Wirkungen, 
über  welche  die  Gesellschaft  klagte,  waren  die  Wohlfeil- 
heit des  Verbrauchs  und  die  Ermunterung  zur  Erzeu- 
gung, also  gerade  diejenigen  Wirkungen,  die  die  Wirt- 
schaftspolitik vorzugsweise  befördern  muß.  Indessen 
blieb  die  Konkurrenz,  von  welcher  die  Gesellschaft  eine 
so  traurige  Schilderung  machte,  nicht  lange  bestehen. 
Im  Jahre  1702  vereinigten  sich  die  beiden  Gesellschaften 
durch  einen  Tripel- Vertrag,  in  welchem  die  Königin  die 
dritte  Partei  bildete;  1708  wurden  sie  durch  Parlaments- 
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akte  fünulich  zu  einer  Gesellschaft  verschmolzen  und  er- 
hielten ihren  jetzigen  Namen.  Eine  Klausel  dieser  Akte 
erlaubte  den  einzelnen  Kaufleuten,  bis  Michaeli  1711  ihre 
Geschäfte  fortzusetzen,  bevollmächtigte  aber  zugleich  die 
Direktoren,  jenen  auf  dreijährige  Kündigung  ihr  kleines 
Kapital  von  £  7200  zurückzuzahlen,  und  so  das  gesamte 
Gesellschaftskapital  zu  vereinigen.  Durch  die  nämliche 
Akte  wurde  das  Kapital  der  Gesellschaft  infolge  eines 
neuen  Darlehns  an  die  Regierung  von  £  2,000,000  auf 
3,200,000  erhöht.  1743  schoß  die  Gesellschaft  der  Re- 
gierung  noch  eine  Million  vor;  da  aber  diese  nicht 
durch  eine  Einzahlung  der  xAktionäre,  sondern  durch 
den  Verkauf  von  liente  und  Darlehen  atif  Obligationen 
aufgebracht  wurde,  so  vermehrte  sie  nicht  das  Dividen- 
denkapital, wohl  aber  das  Handelskapital,  da  sie  ebenso 
wie  die  anderen  £  3,200,000  für  die  Verluste  und  Schulden 
der  Gesellschaft  aufkommen  mußte.  Von  1708,  oder 
Avenigstens  von  1711  an,  führte  die  Gesellschaft,  nun- 
mehr von  allen  Konkurrenten  befreit  und  in  das  Mono- 
pol des  englischen  Handels  mit  Ostindien  eingesetzt, 
ihre  Geschäfte  mit  Erfolg,  und  gewährte  den  ^Aktionären 
eine  mäßige  Dividende.  Während  des  französischen 
Krieges  von  1741  verwickelte  sie  der  Ehrgeiz  des  fran- 
zösischen Gouverneurs  von  Pondichery,  Dupleix,  in  die 
Kriege  im  Carnatic  und  in  die  politischen  Händel  der 
indischen  Fürsten.  Nach  manchen  großen  Siegen  und 
ebenso  großen  Niederlagen  verlor  sie  zuletzt  Madras, 
damals  ihre  Hau[)tniederlassung  in  Indien.  Im  Aachener 
Frieden  wurde  es  ihr  jedoch  zurückgegeben,  und  seitdem 
scheint  sich  ihrer  Angestellten  in  Indien  ein  Geist  des 
Kriegs  und  der  Eroberung  bemächtigt  zu  haben,  der  sie 
nie  wieder  verließ.  Während  des  französischen  Krieges 
von  1755  teilten  sie  das  allgemeine  Waffenglück  Großbri- 
tanniens. Sie  verteidigten  Madras,  nahmen  Pondichejy, 
eroberten  Calcutta  wieder  und  erwarben  ein  reiches  und 
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gioßes  Ländergebiet,  dessen  Einkünfte  sich  damals  auf 
mehr  als  drei  Millionen  jährlich  belaufen  haben  sollen. 
Mehrere  Jahre  blieben  sie  im  ruhigen  Besitze  dieser  Ein- 
künfte, aber  1767  erhob  die  Regierung  Ansprüche  an 
ihren  Ländereivverb  und  die  daraus  herrührenden  Ein- 
künfte, als  von  Rechts  wegen  der  Krone  gehörig,  und 
dieGesellschaf  t  willigte,  um  diesen  Anspruch  loszuwerden, 
in  eine  jährliche  Zahlung  von  £  400,000.  Schon  vorher 
hatte  sie  nach  und  nach  ihre  Dividende  von  6  auf 
10  "'o,  d.  h.  für  ein  Kapital  von  £  8,200,000  um  £  128,000 
oder  im  Ganzen  von  £  192,000  auf  £820,000  erhöht. 
Jetzt  suchte  sie  diese  noch  zu  steigern  und  zwar  auf 
12^2  "  0,  was  die  Dividende  der  Summe  gleichbrachte, 
die  sie  der  Regierung  zahlte,  nämlich  £  400,000.  Al- 
lein in  den  beiden  Jahren,  für  welche  das  Abkommen 
mit  der  Regierung  getroffen  war,  wurde  jede  Dividenden- 
erhöhung durch  zwei  Parlamentsakte  abgeschnitten,  die 
der  Gesellschaft  eine  schnellere  Abzahlung  ihrer  Schul- 
den, die  damals  auf  £  6 — 7,000,000  geschätzt  wurden, 
ermöglichen  sollten.  1769  erneuerte  sie  ihr  Abkommen 
mit  der  Regierung  auf  weitere  fünf  Jahre  und  machte 
aus,  daß  sie  während  dieses  Zeitraums  ihre  Dividende 
jährlich  um  1  °'o  erhöhen  und  sie  nach  und  nach  auf 
12^/2  "o  bringen  dürfe.  Diese  EihcUiung  konnte  also 
auf  ihrem  Gipfelpunkt  die  Dividenden  und  die  Zah- 
lungen an  die  Regierung  zusammen  nur  um  £  608,000 
über  diejenigen  vor  ihrem  Landerwerb  steigern.  Wie 
hoch  das  rohe  Einkommen  dieser  neuerworbenen  Län- 
der geschätzt  wurde,  ist  bereits  erwähnt,  und  in  einer 
vom  „Cruttenden  East  Indiaman"  1768  veröffentlich- 
ten J3erechnung  wurde  das  reine  Einkommen  nach  allen 
Abzügen  und  nach  Abrechnung  der  Ausgaben  für  mili- 
tärische Zwecke,  auf  £2, 048, 747  angegeben.  Überdies  soll 
die  Gesellschaft  gleichzeitig  noch  andere  F^innahmen 
aus  Ländereien  und  Zöllen  im  Betrage  von  £  489,000 
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gehabt  haben.  Die  jährlichen  Handelsgewinne  beliefen 
sich  um  diese  Zeit  nach  der  Aussage  ihres  Präsidenten 
vor  dem  Unterhauso  auf  wenigstens  £  400,000,  nach  der 
Aussage  ihres  ßendanten  aber  auf  wenigstens  £  500,000, 
und  nach  der  niedrigsten  Schätzung  auf  mindestens  den 
Betrag  der  höchsten  Dividende.  So  große  Einkünfte  konn- 
ten gewiß  eine  Mehrausgabe  von  £  608,000  decken  und 
zugleich  einen  hinlänglichen  Fonds  für  schnelle  Schulden- 
tilgung übrig  lassen.  Dennoch  waren  1773  ihre  Schulden 
nicht  geringer  geworden,  sondern  erstens  durch  eine 
rückständige  Zahlung  der  £  400,000  an  die  Schatz- 
kammer, zweitens  für  ungezählte  Zölle,  drittens  durch 
eine  aroße  Schuld  an  die  Bank  für  Darlehen  und  viertens 
durch  Wechsel  im  Betrage  von  mehr  als  £  1,200,000, 
die  von  Indien  auf  sie  gezogen  und  leichtsinnig  akzep- 
tiert waren,  vermehrt.  Die  Not,  in  die  die  Gesellschaft 
durch  diese  sich  häufenden  Forderungen  geriet,  zwang 
sie  nicht  nur  ihre  Dividende  sofort  auf  Q^.'o  herabzusetzen, 
sondern  auch  die  Gnade  der  Regierung  anzuflehen,  und 
nicht  nur  um  Erlaß  der  ferneren  Zahlung  der  £  400,000, 
sondern  auch  um  ein  Darlehen  von  £  1,400,000  zu  bitten, 
damit  sie  nur  dem  augenblicklichen  Bankerott  entgehe. 
Die  große  Zunahme  ihres  Vermögens  diente,  wie  es 
scheint,  nur  dazu,  ihren  Beamten  einen  Vorwand  zu 
grr)ßerer  Verschwendung  und  einen  Deckmantel  fiu' 
größere  Veruntreuungen  zu  geben,  als  sich  selbst  mit 
dieser  Vermögenszunahme  vertrug.  So  wurde  das  Ver- 
halten ihrer  Beamten  in  Indien  und  die  ganze  Lage 
ihrer  Angelegenheiten  Gegenstand  einer  parlamentari- 
schen Untersuchung,  die  einige  sehr  wichtige  Verände- 
rungen in  ihrer  Verwaltung  zur  Folge  hatte.  In  Indien 
wurden  ihre  Hauptniederlassungen,  Madras,  Bombay  und 
Calcutta,  die  früher  ganz  unabhängig  von  einander  ge- 
wesen waren,  unter  einen  Generalgouverneur  mit  einem 
Ivat    von   vier   Beisitzern    gestellt,    und    das  Parlament 
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behielt  sich  selbst  die  erste  Ernennung  des  Gouverneurs 
und  Rats  vor,  die  ihren  Sitz  in  (Jallcutta  nahmen,  weil 
diese  Stadt  an  Stelle  von  Madras  die  wichtigste  engli- 
sche Niederlassung  in  Indien  geworden  war.  Der  Ge- 
richtshof des  Ma^'oi'  von  Calcutta,  der  ursprünglich  zur 
Führung  der  in  der  Stadt  und  Umgegend  vorfallenden 
Prozesse  in  Handelssachen  errichtet  worden  war,  hatte  mit 
der  Ausdehnung  des  Reiches  auch  seine  Gerichtsbarkeit 
erweitert;  jetzt  aber  wurde  er  auf  den  ursprünglichen 
Zweck  seiner  Einsetzung  zurückgeführt  und  beschränkt. 
An  seiner  Statt  wurde  ein  neuer  oberster  Gerichtshof 
eingesetzt,  dessen  Präsident  und  ßäto  von  der  Krone 
ernannt  wurden.  In  Europa  wurde  das  Stimmrecht  der 
Aktionäre,  das  früher  dem  Besitzer  auch  nur  einer  Aktie 
von  £  500  zustand,  auf  den  Besitz  von  £  1000  an 
Aktien  beschränkt,  und  der  Inhaber  mußte  die  Aktien, 
falls  er  sie  durch  Kauf  und  nicht  durch  Erbschaft  er- 
worben hatte,  wenigstens  ein  Jahr  lang  und  nicht,  wie 
früher,  bloß  sechs  Monate  lang  besessen  haben.  Das 
Kollegium  der  24  Direktoren  war  früher  jährlich  neu 
gewählt  worden;  jetzt  wurde  eine  vierjährige  Wahl  an- 
geordnet, jedoch  so,  daß  jährlich  sechs  ausscheiden 
mußten  und  für  das  folgende  Jahr  nicht  wieder  gewählt 
werden  durften.  Durch  diese  Veränderung  hoffte  man 
sowohl  der  Generalversammlung  wie  dem  Direktorium 
mehr  Würde  und  Festigkeit,  als  bisher,  zu  verleihen. 
Aber  es  scheint  unmöglich  zu  sein,  diese  beiden  Körper- 
schaften zur  Regierung  eines  großen  Reiches  oder  auch 
nur  zur  Teilnahme  daran  geeignet  zu  machen,  weil  der 
grül3te  Teil  der  Mitglieder  zu  wenig  Interesse  an  der 
Wohlfahrt  dieses  Reichs  hat,  um  seiner  Förderung 
eine  ernste  Aufmerksamkeit  zu  widmen.  Oft  kauft 
ein  großer,  zuweilen  auch  ein  kleiner  Kapitalist  bloß 
deswegen  für  £  1000  Aktien,  um  sich  den  Einfluß 
zu    verschaffen,    den    er    sich    von    einer    Stimme    in 
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der  Versammlung  der  Aktionäre  verspricht.  Sie  geben 
ihm,  wenn  auch  nicht  einen  Anteil  an  der  Plünderung 
Indiens,  so  doch  Gelegenheit,  die  Plünderer  mit  zu  er- 
nennen: denn  das  Direktorium,  dem  diese  Ernennung 
zukommt,  steht  notwendig  mehr  oder  weniger  unter  dem 
Phnflusse  der  Aktionäre,  die  nicht  nui-  die  Direktoren 
wählen,  sonder-n  bisweilen  auch  die  Einennung  ihrer 
Beamten  in  Indien  beherrschen.  Wenn  der  Aktionär 
diesen  Einfluß  nur  ein  paar  Jahre  üben  und  dadurch 
einige  seiner  Freunde  versorgen  kann,  so  macht  er  sich 
oft  wenig  aus  der  Dividende,  oder  selbst  aus  dem  Ka- 
pital, auf  dem  sein  Stimmrecht  beruht.  Am  wenigsten 
kümmert  er  sich  aber  um  die  Wohlfahrt  des  großen 
Reiches,  an  dessen  Regierung  ihm  sein  Stimmrecht  einen 
Anteil  gibt.  Kein  anderer  Landesherr  ist  jemals  oder 
konnte  überhaupt  der  Natur  der  Sache  nach  jemals  gegen 
das  Glück  oder  Unglück  seiner  Untertanen,  gegen  die 
Wohlfahrt  oder  den  Ruin  seines  Gebietes,  gegen  den 
Ruhm  oder  die  Schande  seiner  Verwaltung  so  gleich- 
gültig sein,  als  es  aus  unwiderstehlichen  moralischen 
Ursachen  die  meisten  Aktionäre  einer  solchen  Handels- 
gesellschaft sind  und  sein  müssen.  Und  diese  Gleich- 
gültigkeit wurde  durch  die  neuen  Anordnungen  infolge 
der  parlamentarischen  Untersuchung  eher  vermehrt  als 
vermindert.  So  setzte  z.  B.  ein  Beschluß  des  Unter- 
hauses fest,  daß  die  Gesellschaft,  nachdem  die  ihr  von 
der  Regierung  geliehenen  £  1,400,000  bezahlt  und  ihre 
Prioritätsschulden  auf  £  1,500,000  abgezahlt  wären,  8  "  o 
Dividende  verteilen  dürfe,  und  daß  der  etwaige  Über- 
schuß in  vier  Teile  zu  teilen  sei,  wovon  drei  an  den 
Staat  zu  zahlen  und  der  vierte  als  Fonds  zu  weiterer 
Schuldentilgung  oder  zur  Bestreitung  anderer  zufäl- 
liger Bedürfnisse  zurückzubehalten  sei.  War  aber  die 
Gesellschaft  ein  schlechter  Vorwalter  und  ein  schlechter 
Hei'rscher,  als  ihre  Reineinnahmen  und  Reingewinne  ihr 


73  Fünftes  Biioh :  Die  Staatsfinanzen. 

ganz  gehörten  und  zu  ihrer  Verfügung  standen,  so 
wurde  sie  gewil3  nicht  bessei-,  als  drei  Viertel  davon 
anderen  Leuten  gehörten  und  das  übrige  Viertel  zwar 
zum  Vorteil  der  Gesellschaft,  aber  doch  nur  unter  der 
Aufsicht  und  mit  der  Genehmigung  anderer  Leute  ver- 
wendet werden  sollte. 

Der  Gesellschaft  mochte  es  lieber  sein,  ihreBeamten 
den  Überschuß  über  die  Dividende  von  8  "  o  verschwen- 
den oder  unterschlagen,  als  sie  in  die  Hände  von  Leuten 
kommen  zu  sehen,  mit  denen  sie  infolge  solcher  Be- 
schlüsse schwerlich  auf  gutem  Fuß  stehen  konnte.  Das 
Interesse  jener  Beamten  mochte  in  der  Generalversamm- 
lung derart  vorwiegen,  daß  letztere  die  Urheber  der 
ihrer  Macht  spottenden  Plünderungen  gleichwohl  zu 
unterstützen  geneigt  war.  Den  meisten  Aktionären 
mochte  manchmal  weniger  daran  liegen,  die  Macht 
der  Generalversammlung  aufrecht  zu  halten,  als  die- 
jenigen zu  unterstützen,  die  dieser  Macht  Trotz  ge- 
boten hatten. 

In  der  Tat  machten  die  Anordnungen  von  1773  der 
schlechten  Verwaltung  der  Gesellschaft  in  Indien  kein 
Ende.  Trotzdem  daß  sie  in  einer  kurzen  Anwandlung 
von  Redlichkeit  einmal  mehr  als  3  Millionen  £  im  Schatz 
von  Calcutta  angesammelt  hatte  und  später  ihre  Herr- 
schaft oder  ihien  Raub  über  weitere  ungeheure  Striche 
der  reichsten  und  fruchtbarsten  Länder  Indiens  aus- 
dehnte, wurde  doch  Alles  vergeudet  und  vernichtet. 
Man  war  außerstande,  den  Einfall  Hyder-Alis  aufzu- 
halten oder  ihm  zu  widerstehen,  und  so  ist  die  Gesell- 
schaft jetzt  (1784)  in  größerer  Not  als  je,  und  um  den  so- 
fortigen Bankei'ott  zu  vermeiden,  nochmals  gezwungen, 
die  Regierung  um  Unterstützung  anzugehen.  Im  Par- 
lament sind  von  den  einzelnen  Parteien  verschiedene 
Pläne  zur  besserenVerwaltung  ihrer  Angelegenheiten  vor- 
gelegt worden  und  alle  gehen  von  der  Voraussetzung  aus, 
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daß  die  Gesellschaft,  was  freilich  sfets  augenfällig  war, 
gänzlich  unfähig  ist,  ihren  Länderbesitz  zu  regieren. 
Sogar  die  Gesellschaft  selbst  scheint  von  ihrer  Un- 
fähigkeit in  diesem  Punkte  überzeugt  zu  sein  und  ist 
deshalb  bereit,  die  ßegieiung  an   den  Staat  abzutreten. 

Mit  dem  Rechte,  Forts  und  Besatzungen  in  ent- 
fernten und  unzivilisierten  I^iändein  zu  besitzen,  ist 
notwendig  auch  das  Recht,  über  Krieg  und  Frieden 
in  diesen  Ländern  zu  beschließen,  verbunden.  Die 
Aktiengesellschaften,  die  das  eine  Recht  besaßen,  übten 
stets  auch  das  andei-e  aus  und  oft  wurde  es  ihnen  aus- 
drücklich erteilt.  Wie  ungerecht,  launisch  und  giau- 
sam  sie  es  in  der  Regel  ausgeübt  haben,  ist  aus  der 
Erfahrung  nur  zu   wohl  bekannt. 

Wenn  eine  Gesellschaft  von  Kaufleuten  es  unter- 
nimmt, auf  eigene  Gefahr  und  Kosten  neae  Handels- 
verbindungen herzustellen,  so  mag  es  ratsam  sein,  sie  als 
Aktiengesellschaft  zu  begründen  und  ihr  im  Falle  des 
Erfolges  auf  eine  gewisse  Reihe  von  Jahren  ein  Handels- 
monopol zu  bewilligen.  Ks  ist  der  leichteste  und  natür- 
lichste Weg,  auf  dem  der  Staat  sie  für  ein  gefährliches 
und  kostspieliges  Experiment,  wovon  das  Publikum  später 
die  Früchte  erntet,  zu  entschädigen  vermag.  Ein  solches 
Monopol  auf  eine  bestimmte  Zeit  läßt  sich  aus  denselben 
Gründen  rechtfertigen,  aus  denen  dem  Erfinder  einer 
neuen  Maschine  und  dem  Verfasser  eines  neuen  Buchs 
ein  Monopol  bewilligt  wird.  Aber  mit  Ablauf  der  fest- 
gesetzten Zeit  sollte  dies  Monopol  jedenfalls  zu  Ende 
gehen,  die  Forts  und  Besatzungen,  die  herzustellen  man 
für  nötig  erachtet  hatte,  sollten  gegen  Entschädigung 
dem  Staat  überlassen  und  der  Handel  für  alle  Bürger  frei- 
gegeben werden.  Durch  ein  dauerndes  Monoi)ol  werden 
alle  übiigen  Staatsbürger  tüiichter  AVoise  auf  eine 
doppelte  Art  besteuert;  erstens  durch  den  hohen  Preis 
der  Ware,    die   sie    bei   freiem   Handel   viel   wohlfeiler 
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kaufen  könnten,  und  zweitens  durch  ihre  gänzliche  Aus- 
schließung von  einem  Geschäftszweige,  dessen  Betrieb 
für  viele  geeignet  und  vorteilhaft  sein  würde.  Auch  dient 
eine  solche  Besteuerung  dem  nichtswürdigsten  Zwecke, 
nämlich  lediglich  dem,  der  Nachlässigkeit,  der  Verschwen- 
dung und  dem  Unterschleif  der  Gresellschaftsbeamten 
Nahrung  zugeben,  deren  Mißwirtschaft  die  Dividende  der 
Gesellschaft  selten  über  den  gewöhnlichen  Gewinnsatz 
freier  Handelszweige  steigen  läßt  und  sie  sehr  oft  selbst 
weit  unter  dies  Niveau  bringt.  Ohne  Monopol  kann  jedoch, 
wie  die  Erfahrung  zeigt,  eine  Aktiengesellschaft  keinen 
Zweig  des  auswärtigen  Handels  auf  die  Länge  treiben. 
Auf  dem  einen  Markte  zu  kaufen,  um  auf  einem  anderen 
zu  verkaufen,  auf  denen  beiden  viele  Konkurrenz  ist; 
auf  alle  Schwankungen  nicht  blos  der  Nachfrage,  sondern 
der  durch  diese  Nachfrage  veranlaßten  Konkurrenz  oder 
des  Angebots  ein  wachsames  Auge  zu  haben  und  Menge 
wie  Beschaffenheit  der  Waren  geschickt  und  vorsichtig 
nach  allen  diesen  Umständen  abzumessen,  ist  eine  Art 
Kampf,  dessen  Operationen  beständig  wechseln,  und  der 
sich  nicht  wohl  glücklich  beendigen  läßt,  wenn  man 
nicht  eine  so  unermüdliche  Wachsamkeit  und  Sorgfalt 
darauf  verwendet,  wie  sie  von  den  Direktoren  einer 
Aktiengesellschaft  auf  die  Dauer  nicht  erwartet  werden 
kann.  Die  ostindische  Gesellschaft  hat  durch  eine  Par- 
lamentsakte das  Recht  erhalten,  nach  Tilgung  ihrer 
Schulden  und  nach  Erlöschen  ihres  Privilegiums,  noch 
eine  Aktiengesellschaft  zu  bleiben,  und  als  solche  wie 
alle  übrigen  britischen  Untertanen  nach  Ostindien  zu 
handeln.  Aber  in  dieser  Lage  wird  ihr  vermutlich  die 
größere  Wachsamkeit  und  Sorgfalt  der  Privatunter- 
nehmer das  Geschäft  bald  verleiden. 

Ein  ausgezeichneter  französicher  Publizist,  der 
Abbe  Morellet,  gibt  eine  Liste  von  55  Aktiengesell- 
schaften für  Außenhandel,  die  seit  IGOO  in  verschiedenen 
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europäischen  Ländern  errichtet  worden  und  die  sämt- 
lich trotz  ihrer  Monopole  durch  Mißwirtschaft  in  Ver- 
fall geraten  sind.  In  betreff  zweier  oder  dreier  war 
er  nicht  gut  unterrichtet,  denn  sie  waren  keine  Aktien- 
gesellschaften und  sind  nicht  zugrunde  gegangen.  Doch 
hat  es  dafür  noch  einige  andere  Aktiengesellschaften  ge- 
geben, die  dies  getan  haben  und  die  er  übersehen  hat. 

Die  einzigen  Geschäftszweige,  die  eine  Aktiengesell- 
schaft auch  ohne  Monopol  mit  Erfolg  betreiben  kann, 
sind  diejenigen,  deren  Tätigkeiten  sich  auf  sogenannte 
Routine,  d.  h.  auf  so  gleichförmige  Regeln  zurückführen 
lassen,  daß  Schwankungen  mehr  oder  weniger  ausge- 
schlossen sind.  Von  dieser  Art  sind  erstens  die  Bank- 
geschäfte, zweitens  die  Versicherung  gegen  Feuer-  und 
Seegefahr  und  gegen  Kaperei  im  Kriege,  drittens  die 
Anlage  und  Unterhaltung  schiffbarer  Kanäle,  viertens 
die  Wasserversorgung  einer  großen  Stadt. 

"Wenn  auch  die  Theorie  des  Bankgeschäfts  etwas 
verwickelt  zu  sein  scheint,  so  läßt  sich  doch  seine 
Praxis  auf  strenge  Regeln  bringen,  von  denen,  verführt 
durch  lockende  Gewinnaussichten,  abzuweichen  immer 
äußerst  gefährlich  und  für  die  Bankgesellschaft,  die  es 
wagt,  oft  verderblich  ist.  Allein  die  Verfassung  einer 
Aktiengesellschaft  bringt  es  mit  sich,  daß  sie  im  allge- 
meinen zäher  an  bestimmten  Regeln  festhält,  als  eine 
Privathandelsgesellschaft,  und  sie  ist  daher  zu  einem 
solchen  Geschäfte  vorzüglich  geeignet.  Die  ersten  Bank- 
institute Europas  sind  in  der  Tat  Aktiengesellschaften, 
und  viele  unter  ihnen  machen  treffliche  Geschäfte,  ohne 
ein  Monopol  zu  haben.  Die  Bank  von  England  hat  kein 
anderes  Privilegium,  als  daß  keine  andere  Bankgesell- 
schaft in  England  aus  mehr  als  sechs  Personen  bestehen 
darf.  Die  beiden  Banken  zu  Edinburgh  sind  Aktien- 
gesellschaften ohne  alle  Privilegien. 

Der  Betrag  eines  Risikos,  ob  gegen  Feuersgefahr, 

Adam    Sni  i  tli,  Yolkswohlstiind.     IV.  6 
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Havarieschaden  oder  Seekaperei,  läßt  sich  zwar  nicht 
genau  berechnen,  ist  aber  doch  so  weit  abzuschätzen, 
daß  es  auf  bestimmte  Regeln  zurückgeführt  werden  kann. 
Das  Versicherungsgeschäft  kann  daher  von  einer  Aktien- 
gesellschaft auch  ohne  Monopol  mit  Erfolg  betrieben 
werden.  Weder  die  London  Assurance  noch  die  Royal- 
Exchange-Assurance  Gesellschaft  hat  ein  Monopol. 

Ist  einmal  ein  schiffbarer  Kanal  hergestellt,  so  wird 
seine  Unterhaltung  eine  höchst  einfache  und  leichte 
Sache  und  auf  bestimmte  Regeln  zurückführbar.  Selbst 
die  Herstellung  ist  es,  da  mit  Unternehmern  der  Preis  für 
die  Meile  und  Schleuse  vereinbart  werden  kann.  Dasselbe 
gilt  von  städtischen  Kanälen,  Wasserleitungen  u.  s.  w. 
Solche  Unternehmungen  können  daher,  wie  viele  Bei- 
spiele lehren,  von  Aktiengesellschaften  ohne  alle  Pri- 
vilegien mit  großem  Gewinn  betrieben  werden. 

Allein  eine  Aktiengesellschaft  für  irgend  ein  Unter- 
nehmen bloß  deshalb  zu  gründen,  weil  sie  es  mit  Erfolg 
zu  betreiben  vermag,  d.  h.  eine  Anzahl  von  Geschäfts- 
leuten von  dem  gemeinen  Gesetz,  dem  alle  anderen 
unterworfen  sind,  auszunehmen,  damit  sie  guteGeschäfte 
machen  können,  würde  sicherlich  nicht  recht  sein.  Um 
eine  solche  Gründung  zu  rechtfertigen,  müssen  zu  derZu- 
rückführbarkeit  des  Geschäfts  auf  bestimmte  Regeln  noch 
zwei  andere  Umstände  hinzutreten.  Erstens  muß  das 
Unternehmen  von  größerem  und  allgemeinerem  Nutzen 
sein,  als  die  meisten  anderen  Geschäfte,  und  zweitens 
muß  es  ein  größeres  Kapital  erfordern,  als  durch 
eine  Privatgesellschaft  leicht  zusammenzubringen  ist. 
Wäre  schon  ein  mäßiges  Kapital  hinreichen*!,  so  wüi'de 
der  große  Nutzen  des  Unternehmens  kein  genügender 
Grund  sein,  eine  Aktiengesellschaft  zu  errichten,  weil  in 
diesem  Falle  der  Bedarf  leicht  von  Privatunternehmern 
gedeckt  werden  kann.  Bei  den  vier  obenerwähnten  Ge- 
schäften treffen  jene  beiden  Umstände  zusammen. 
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Der  große  uud  allgemeine  Nutzen  des  Bankge- 
schäfts, wenn  es  verständig  geleitet  wird,  ist  im  zweiten 
Buch  ausführlich  entwickelt  worden.  Eine  öffentliche 
Bank  aber,  die  den  öffentlichen  Kredit  unterstützen  und 
bei  besonderen  Ereignissen  der  Regierung  den  vollen 
Ertrag  einer  Steuer  vielleicht  bis  zu  der  Summe  von 
mehreren  Millionen  ein  oder  zwei  Jahre  vor  dem  Ein- 
gang vorschießen  soll,  bedarf  ein  größeres  Kapital,  als 
eine  Privatgesellschaft  leicht  zusammenbringen   kann. 

Das  Versicherungsgeschäft  gibt  dem  Privateigentum 
eine  große  Sicherheit,  und  indem  es  einen  Verlust,  der 
einen  einzelnen  zu  Grunde  richten  würde,  unter  viele 
verteilt,  läßt  es  ihn  der  ganzen  Gesellschaft  leicht  und 
erträglich  erscheinen.  Um  jedoch  diese  Sicherheit  zu 
gewähren,  müssen  die  Versicherer  notwendig  ein  sehr 
bedeutendes  Kapital  haben.  Vor  der  Errichtung  der 
zwei  Aktiengesellschaften  in  London  soll  dem  Kron- 
anwalt eine  Liste  von  150  Privatversicherern  vorgelegt 
worden  sein,  die  ina  Laufe  weniger  Jahre  zu  Grunde 
gegangen  waren. 

Daß  Kanäle  und  Wasserleitungen  von  großem 
und  allgemeinem  Nutzen  sind,  während  sie  zugleich 
oft  größere  Kosten  machen,  als  dem  Vermögen  von 
Privatleuten  entspricht,  ist  eine  ausgemachte  Sache. 

Mit  Ausnahme  der  vier  obenbezeichneten  Geschäfte 
habe  ich  kein  anderes  ausfindig  machen  können,  bei 
dem  die  drei  Umstände,  die  die  Errichtung  einer  Aktien- 
gesellschaft ratsam  erscheinen  lassen,  zusammentreffen. 
Die  englische  Ku[)fer-Gesellschaft  in  London,  die  J^lei- 
schmelz-Gesellschaft,  die  Glasschleif-Gesellschaft  können 
nicht  einmal  den  hervorragenden  Nutzen  ihres  Zweckes 
für  sich  anführen,  und  ebensowenig  scheint  ihi'  Geschäft 
ein  größeres  Vermögen  zu  erfordern,  als  einzelne  auf- 
bringen können.  Ob  die  von  diesen  Gesellschaften  be- 
triebenen Geschäfte  auf  so  bestimmte  Regeln  zu  bringen 
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sind,  um  für  eine  Aktiengesellschaft  geeignet  zu  sein, 
oder  ob  sie  sich  außerordentlicher  Gewinne  rühmen 
können,  weiß  ich  nicht.  Die  Bergwerks-Gesellschaft  ist 
längst  bankerott.  Die  Aktien  der  britischen  Leinwand- 
gesellschaft in  Edinburgh  stehen  gegenwärtig  tief  unter 
pari,  obgleich  nicht  soviel,  wie  vor  einigen  Jahren. 
Die  Aktiengesellschaften,  die  zu  dem  Zweck  errichtet 
wurden,  einem  bestimmten  Industriezweig  aufzuhelfen, 
haben  nicht  nur  zum  Schaden  des  Volksvermögens 
schlechte  Geschäfte  gemacht,  sondern  können  überhaupt 
nur  mehr  Schaden  als  Nutzen  stiften.  Trotz  der  red- 
lichsten Absichten  ist  die  unvermeidliche  Parteilichkeit 
der  Direktoren  für  gewisse  Fabrikationszvveige,  deren 
Unternehmer  sie  irreleiten  und  täuschen,  eine  tatsäch- 
liche Entmutigung  für  alle  übrigen,  und  stört  notwendig 
mehr  oder  weniger  das  natürliche  Verhältnis,  das  sich 
sonst  zwischen  einsichtiger  Tätigkeit  und  Gewinn  er- 
geben würde,  und  das  unter  allen  Beförderungsmitteln 
des  Gowerbfleißes  das  Pfrößte  und  wirksamste  ist. 


Zweiter  Artikel. 
Ausgaben  für  Anstalten  des  Jugendunterrichts. 

Die  Anstalten  für  den  Unterricht  der  Jugend 
können  gleichfalls  Kinnahmen  liefern,  die  hini-eichen, 
um  ihre  Kosten  zu  decken.  Das  Schulgeld  bildet  eine 
solche  Einnahmequelle. 

Auch  wo  die  Besoldung  des  Lehrers  nicht  gänzlich 
aus  dieser  natürlichen  Quelle  fließt,  braucht  sie  doch 
nicht  aus  den  Staatseinnahmen,  deren  Ertrag  und  Ver- 
wendung in  den  meisten  Ländern  der  Reofieruna'  über- 
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lassen  ist,  entnommen  zu  werden.  Meist  liegt  auch  in 
EuropadieAusstattungvon  niederen  und  höheren  Schulen 
dem  Staat  entweder  gar  nicht  oder  nur  zum  kleinsten 
Teil  ob,  sondern  wird  überall  vorzugsweise  aus  Gemeinde- 
oder Bezirksmitteln,  aus  der  Rente  von  Grundbesitz  oder 
den  Zinsen  eines  Kapitals  bestritten,  die  bald  unter 
eigener,  bald  unter  Staatsverwaltung  stehen  und  öfters 
durch  Privatwohltätigkeit  gestiftet  sind. 

Haben  diese  öffentlichen  Zuwendungen  im  allge- 
meinen zur  Beförderung  des  Zwecks  ihrer  Einrichtung 
beigetragen?  Haben  sie  dazu  beigetragen,  den  Fleiß  der 
Lehrer  anzuspornen  und  ihre  Fähigkeiten  zu  entwickeln? 
Haben  sie  den  Unterricht  auf  nützlichere  Gegenstände 
geleitet,  nützlicher  für  die  einzelnen  wie  für  die  Gesell- 
schaft, als  auf  die,  denen  er  sich  von  selbst  zugewendet 
haben  würde?  Es  dürfte  nicht  schwer  fallen,  auf  jede 
dieser  Fragen  eine  zureichende  Antwort  zu  geben. 

In  jedem  Beruf  richtet  sich  das  Bemühen  der  Meister 
stets  nach  der  Nötigung,  unter  der  sie  sich  befinden, 
sich  zu  bemühen.  Diese  Nötigung  ist  am  gröf3ten  bei 
denen,  deren  Berufseinkommen  die  einzige  Quelle  ist, 
von  der  sie  ihr  Vermögen  oder  auch  nur  ihre  gewöhn- 
lichen Einnahmen  und  ihren  täglichen  Unterhalt  erwar- 
ten. Um  dies  Vermögen  zu  erwerben  oder  auch  nur 
ihren  Unterhalt  zu  gewinnen,  müssen  sie  im  Laufe  eines 
Jahres  eine  gewisse  Menge  Arbeit  von  einem  bekannten 
Werte  venichten,  und  wo  der  Wettbewerb  frei  ist, 
zwingt  der  Wetteifer  der  Konkurrenten,  die  einander  zu 
verdrängen  streben,  jeden,  eine  möglichst  vollendete 
Arbeit  zu  liefern.  Die  Größe  der  Ziele,  die  in  manchem 
Beruf  zu  erreichen  sind,  feuert  ohne  Zweifel  zuweilen 
die  Bemühungen  einiger  Leute  von  Geist  und  ?]hrgeiz  an ; 
doch  sind  große  Ziele  offenbar  nicht  notwendig,  um  die 
größten  Bemühungen  zu  veranlassen.  Nebenbuhlerschaft 
und  Wetteifer  machen  auch  in  geringen  Berufen  Aus- 
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Zeichnung  zum  Ziele  des  Ehrgeizes,  und  bewirken  oft 
die  grtjßten  Anstrengungen.  Dagegen  haben  große  Ziele 
allein  ohne  Unterstützung  duich  den  Zwang  zum  Fleiß 
selten  hingereicht,  um  bedeutende  Anstrengungen  hervor- 
zuiufen.  In  England  bietet  das  Richteramt  sehr  be- 
deutende Ziele  des  Ehrgeizes,  und  doch  wie  wenige,  die 
von  Haus  aus  vermögend  waren,  haben  je  in  diesem 
Lande  hervorragendes  in   diesem  Beruf  geleistet. 

Die  Dotierungen  der  niederen  und  höheren  Schulen 
haben  die  Nötigung  zum  Fleiß  bei  den  Lehrern  ent- 
schieden  mehr  oder  woniger  veri'ingcrt.  Ihr  Unterhalt, 
soweit  er  aus  ihrem  Gehalt  herrührt,  ist  offenbar  einem 
von  ihrem  Erfolg  und  ßuf  ganz  unabhängigen  Fonds 
entnommen. 

Auf  manchen  Universitäten  macht  das  Gehalt  nur 
einen  Teil,  und  oft  nur  einen  sehr  kleinen  Teil  der 
Einnahmen  des  Lehrers  aus,  deren  größerer  Teil  in 
den  Honoraren  oder  den  Kollegiengeldern  besteht.  In 
diesem  Fall  ist  die  Nötigung  zum  Fleiße,  wenn  sie  auch 
immer  mehr  oder  weniger  vermindert  ist,  doch  nicht  gänz- 
lich aufgehoben.  Ruf  zu  erlangen  hat  für  ihn  doch  immer 
einigen  Wert,  und  er  ist  doch  einigermaßen  von  der 
Liebe,  Dankbarkeit  und  günstigen  Meinung  seiner  Schü- 
ler abhängig,  und  diese  günstigen  Gesinnungen  wird  er 
sich  auf  keine  Weise  besser  zuwenden,  als  wenn  er  sie 
verdient,  d.  h.  durch  das  Geschick  und  die  Sorgfalt, 
womit  er  alle  seine  Pflichten  ei'füllt. 

Auf  anderen  Universitäten  ist  es  dem  Lehrer  ver- 
boten, Honorar  odcrKollegicngelder  von  seinen  Zuhörern 
anzunehmen,  und  sein  Gehalt  macht  das  ganze  Einkommen 
aus,  das  er  von  seinem  Amte  bezieht.  In  diesem  Fall 
ist  sein  Inter'esse  so  direkt  im  Gegensatz  zu  seiner  Pflicht 
gesetzt,  wie  nur  immer  möglich.  Jedermann  hat  das 
Interesse,  so  be(|uem  wie  mr)glich  zu  leben,  und  wenn 
seine  Einkünfte  sich  gleichbleiben,  ob  er  gewisse  müh- 
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same  Pflichten  erfüllt  oder  nicht,  so  hat  ei-  sicherlich 
das  Interesse,  wenigstens  nach  den  vulgären  Begriffen 
von  Interesse,  sie  entweder  ganz  zu  vernachlässigen,  oder, 
falls  er  einer  Aufsicht  untersteht,  die  dies  nicht  zugeben 
würde,  sie  so  sorglos  und  lässig  zu  erfüllen,  wie  es  die 
Aufsicht  zuläßt  Ist  er  von  Natur  tätig  und  ein  Freund 
der  Arbeit,  so  liegt  es  in  seinem  Interesse,  diese  Tätig- 
keit lieber  in  einer  Weise  anzuwenden,  von  der  er  Vor- 
teil hat,  als  in  der  Erfüllung  seiner  Pflicht,  von  der  er' 
keinen  hat. 

Ist  die  Behörde,  der  er  untergeben  ist,  die  Kor- 
poration, die  Lehranstalt  oder  Universität,  der  er  als 
Mitglied  angehört,  und  deren  übrige  Mitglieder  gleich 
ihm  Lehrer  sind  oder  sein  sollten,  so  machen  sie  wahr- 
scheinlich gemeinschaftliche  Sache,  sehen  einander  durch 
die  Finger  und  machen  einander  aus  der  Pflichtver- 
nachlässigung keinen  Vorwurf.  Auf  der  Universität 
Oxford  tun  seit  vielen  Jahren  die  meisten  Professoren 
nicht  einmal  mehr  so,  als  hielten  sie  Vorlesungen. 

Ist  aber  die  Behörde,  der  er  untergeben  ist,  nicht 
die  Korporation  selbst,  der  er  als  Mitglied  angehört, 
sondern  eine  außenstehende  Person,  z.  B.  der  Bischof 
der  Diözese,  der  Gouverneur  der  Provinz  oder  vielleicht 
ein  Minister,  so  wird  er  allerdings  seine  Pflicht  wohl 
nicht  gänzlich  vernachlässigen  dürfen;  allein  alles,  wo- 
zu ihn  solche  Vorgesetzte  anhalten  können,  ist,  daß  er 
seinen  Schülern  eine  gewisse  Anzahl  von  Stunden  wid- 
met, d.  h.  ihnen  in  jeder  Woche  oder  in  jedem  Jahre 
eine  gewisse  Anzahl  Vorlesungen  hält.  Ihre  Beschaffen- 
heit hängt  doch  von  dem  P]ifer  des  Lehrers  ab,  und  dieser 
Eifer  richtet  sich  wahrscheinlich  nach  den  Gründen,  die 
er  hat,  eifrig  zu  sein.  Übeidies  kann  eine  derartige 
außerhalb  stehende  Überwachung  ohne  Sachkenntnis 
und  launisch  geübt  worden;  sie  ist  ihrer  Natur  nach 
willkürlich  und  diskretionär  und  die  Personen,  die  sie 
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üben,  besuchen  vielleicht  die  Vorlesungen  des  Lehrers 
nicht  oder  verstehen  auch  nichts  von  denAVissenschaften, 
die  er  zu  lehren  hat,  und  sind  daher  kaum  imstande, 
ihres  Amts  mit  Einsicht  zu  walten.  Oft  macht  sie  auch 
der  Hochmut  des  Amts  gleichgültig  dagegen,  wie  sie 
es  verwalten,  und  sie  sind  sehr  geneigt,  ihre  Unter- 
gebenen leichtsinnig  und  ohne  gerechten  Grund  zu 
tadeln  oder  ihres  Amts  zu  entsetzen.  Der  einer  solchen 
Oberaufsicht  Unterworfene  wird  dadurch  unvermeidlich 
herabgewürdigt  und  zu  einem  der  niedrigsten  und  ver- 
ächtlichsten Menschen  in  der  Gesellschaft  gemacht,  an- 
statt einer  der  geachtetsten  zu  sein.  Nur  durch  mäch- 
tigen Schutz  kann  er  sich  wirksam  gegen  die  schlechte 
Behandlung  schützen,  der  er  stets  ausgesetzt  ist,  und 
diesen  Schutz  wird  er  nicht  durch  Fähigkeit  und  Eifer 
in  seinem  Berufe,  sondern  viel  sicherer  durch  Will- 
fährigkeit gegen  seine  Vorgesetzten  und  durch  die  Be- 
reitwilligkeit erwerben,  die  Rechte,  die  Interessen  und 
die  Ehre  der  Korporation,  der  er  angehört,  zu  opfern. 
Wer  längere  Zeit  die  Verwaltung  einer  französischen 
Universität  beobachtet  hat,  muß  Gelegenheit  gehabt 
haben,  die  Folgen  kennen  zu  lernen,  welche  aus  einer 
willkürlichen  und  außerhalb  stehenden  Kontrolle  dieser 
Art  hervorgehen. 

Aller  Zwang,  eine  Lehranstalt  oder  Universität  zu 
besuchen,  ohne  Rücksicht  auf  das  Verdienst  oder  den 
Ruf  der  Lehrer,  dient  mehr  oder  weniger  zur  Beseitigung 
der  Notwendigkeit,  sich  Verdienste  und  Ruf  zu  erwerben. 
Können  die  Vorrechte  der  Graduierten  in  Philosophie, 
Jurisprudenz,  Medizin  und  Theologie  nur  durch  den 
Aufenthalt  auf  gewissen  Universitäten  erworben  werden, 
so  zwingen  sie  zum  Besuch  dieser  LTniversitäten,  ohne 
Rücksicht  auf  Verdienste  oder  Ruf  der  Professoren. 
Die  Vorrechte  der  Graduierten  sind  eine  Art  von  Lehr- 
briefen, die  zur  Verbesserung  des  LTnterrichts  just  so 
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viel  beigetragen  haben,  wie  <lie  Lehrbriefe  zur  Hobung 
von   Handwerk  und  Industrie. 

Die  milden  Stiftungen  von  Freistellen,  Preisen, 
Stipendien  usw.  ziehen  Studierende  nach  bestimmten 
Lehranstalten,  ob  diese  nun  gut  sind  oder  nicht.  Würde 
es  den  Studenten,  die  solche  milde  Stiftungen  genießen, 
freigestellt,  welche  Lehranstalt  sie  wählen  wollen,  so 
könnte  diese  Freiheit  vielleicht  dazu  dienen,  unter  den 
verschiedenen  Lehranstalten  einonWetteifer  zu  erwecken. 
Eine  Anordnung  aber,  die  selbst  den  unabhängigen 
Mitgliedern  einer  Lehranstalt  verbietet,  sie  zu  verlassen 
und  eine  andere  zu  besuchen,  ohne  zuvor  die  Erlaubnis 
der  Lehranstalt,  welche  sie  verlassen  wollen,  nachge- 
sucht und  erhalten  zu  haben,  muß  diesen  Wetteifer 
geradezu  ersticken. 

Wenn  der  Lehrer,  der  die  Studierenden  in  allen 
Künsten  und  Wissenschaften  zu  unterrichten  hat,  nicht 
vom  Studiei-enden  gewählt,  sondern  von  dem  Vorsteher 
der  i^nstalt  ernannt  wird,  und  wenn,  falls  er  nachlässig, 
unfähig  oder  parteiisch  ist,  der  Studierende  ihn  doch 
nicht  ohne  nachgesuchte  und  erhaltene  Erlaubnis  wech- 
seln darf,  so  wird  dadurch  nicht  nur  aller  Wetteifer 
unter  den  Lehrern  vernichtet,  sondern  auch  bei  allen 
die  Achtsamkeit  auf  ihie  Zöglinge  vermindert  werden. 
Lehrer  in  dieser  Lage  werden,  selbst  wenn  sie  von 
ihren  Zuhörern  sehr  gut  bezahlt  werden,  doch  ebenso 
sehr  geneigt  sein,  sie  zu  vernachlässigen,  wie  diejenigen, 
die  von  ihnen  überhaupt  nicht  bezahlt  werden,  sondern 
auf  ihr  Gehalt  angewiesen  sind. 

Ist  der  Lehrer  ein  Mann  von  Verstand,  so  muß  es 
ihm  peinlich  sein,  bei  seinen  Vorlesungen  das  Bewußtsein 
zu  haben,  daß  er  Unsinn  oder  nicht  viel  Besseres  schwatzt 
oder  vorliest.  P]s  muß  ihm  auch  peinlich  sein,  wenn 
er  sieht,  daß  die  meisten  seiner  Zuhörer  aus  den  Vor- 
lesungen fortbleiben  oder  sie  nur  mit  offenbaren  Zeichen 
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von  Unaufmerksamkeit,  Verachtung  und  Spott  anhören. 
Muß  er  eine  gewisse  Anzahl  von  Vorlesungen  halten,  so 
können  schon  diese  Beweggründe  allein  ohne  jedes  andere 
Interesse  ihn  anspornen,  etwas  Erträgliches  zu  leisten. 
Man  ist  jedoch  auf  verschiedene  Mittel  verfallen,  wodurch 
diesen  Reizmitteln  zum  Fleiße  tatsächlich  die  Spitze  ab- 
gebrochen wird.  Der  Lehrer  kann,  anstatt  seinen  Zuhörern 
die  zu  lehrende  Wissenschaft  selbst  zu  entwickeln,  ein 
Buch  dai'über  vorlesen,  und  wenn  dieses  in  einer  alten 
oder  fremden  Sprache  geschrieben  ist,  es  ihnen  über- 
setzen, oder  was  ihn  noch  weniger  Mühe  kostet,  es  sie 
übersetzen  lassen  und  nur  hie  und  da  eine  gelegent- 
liche Bemerkung  machen.  Dazu  reicht  schon  der  ge- 
ringste Grad  von  Kenntnissen  und  Fleiß  aus  und  er 
braucht  sich  nicht  der  Verachtung  oder  dem  Spott  aus- 
zusetzen, noch  etwas  zu  sagen,  was  geradezu  dumm, 
abgeschmackt  oder  lächerlich  ist.  Die  in  der  Anstalt 
eingeführte  Disziplin  erlaubt  ihm  zugleich,  alle  Zöglinge 
zum  pünktlichsten  Besuche  seiner  Pseudo -Vorträge  und 
zur  Beobachtung  eines  anständigen  und  ehrerbietigen 
Betragens  während  der  Stunde  anzuhalten. 

Die  Disziplin  der  Kollegien  und  Universitäten  ist  in 
der  Regel  nicht  zum  Vorteil  der  Schüler,  sondern  zu 
Gunsten  oder  vielmehr  zur  Bequemlichkeit  der  Lehrer 
ersonnen.  Ihr  Zweck  ist  in  allen  Fällen  der,  das  An- 
sehen desLehrers  aufrecht  zu  erhalten,  und,  mag  er  seine 
Pflicht  versäumen  oder  erfüllen,  die  Schüler  zu  einem 
solchen  Betragen  gegen  ihn  zu  zwingen,  als  wenn  er  den 
größten  Eifer  und  die  größte  Fähigkeit  bewiese.  Sie 
scheint  bei  der  einen  Klasse  die  vollkommenste  Weisheit 
und  Tugend,  bei  der  andern  dagegen  die  größte  Schwäche 
und  Torheit  vor'auszusotzon.  Wo  aber  die  Lehrer  ihre 
Pflicht  wirklich  erfüllen,  daist  es,  glaube  ich,  beispiellos, 
daß  die  meisten  Schüler  die  ihrige  vernachlässigten.  Es 
bedarf  niemals  der  Disziplin,  um  Aufmerksamkeit  bei 
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Vorträgen,  die  des  Zuhürens  wirklich  wert  sind,  zu  er- 
zwingen, wie  die  Erfahrung  überall  zeigt.  Bei  Kindern 
oder  sehr  jungen  Knaben  ist  sicher  ein  gewisser  Grad 
von  Zwang  ncitig,  um  sie  zum  Achtgeben  auf  die  Unter- 
richtsgegenstände anzuhalten,  die  man  ihnen  in  dieser 
ersten  Periode  des  Lebens  beibringen  zu  müssen  glaubt ; 
aber  nach  dem  zwölften  oder  dreizehnten  Jahre  bedarf 
es  dazu  schwerlich  mehr  eines  Zwanges,  wenn  nur  der 
Lehrer  seine  Pflicht  tut.  Die  meisten  jungen  Leute  sind 
so  gut  veranlagt,  daß  sie,  weit  entfernt  den  Unterricht 
des  Lehrers  zu  versäumen  oder  zu  verachten  —  voraus- 
gesetzt nämlich,  er  zeige  den  ernsten  Willen,  ihnen  nütz- 
lich zu  sein  — ,  im  allgemeinen  vielmehr  geneigt  sind, 
ihm  selbst  viele  Mängel  nachzusehen,  upd  manchmal 
sogar  grobe  Vernachlässigungen  vor  dem  Publikum  zu 
verbergen. 

Diejenigen  Unterrichtsgegenstände,  für  die  keine 
öffentlichen  Anstalten  bestehen,  werden  bemerkens- 
werterweise in  der  ßegel  am  besten  gelehrt.  Geht  ein 
junger  Mensch  in  eine  Fecht-  oder  Tanzstunde,  so  lernt 
er  freilich  nicht  immer  sehr  gut  fechten  odor  tanzen,  aber 
er  lernt  es  doch.  Der  gute  Erfolg  des  Eeituntorrichts 
ist  nicht  immer  gewährleistet.  Die  Kosten  einer  Reit- 
schule sind  so  groß,  daß  sie  an  den  meisten  Orten  eine 
öffentliche  Anstalt  ist.  Die  drei  wesentlichsten  Teile  der 
Schulbildung,  Lesen,  Schreiben  und  Rechnen,  werden 
bis  jetzt  viel  häufiger  in  Privatschulen,  als  in  öffent- 
lichen Schulen  erlernt,  und  es  kommt  sehr  selten  vor, 
daß  jemand  nicht  soviel  davon  lernt,    wie  er  braucht. 

In  England  sind  die  öffentlichen  Schulen  weit 
weniger  verderbt,  als  die  Universitäten.  In  den  Schulen 
lernt  die  Jugend  Griechisch  und  Lateinisch,  oder  kann 
es  wenigstens  leinen;  das  ist  Alles,  was  die  Lehrer 
überhaupt  lehren  wollen,  und  was  man  von  ihnen  ei- 
wartet.  Auf  den  Universitäten  hingegen  werden  die 
Wissenschafton,  die  zu  lehren  die  Aufgabe  dieser  zünfti- 
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gen  Körpoischaften  ist,  nicht  gelehrt,  noch  sind  dazu 
die  rechten  Mittel  vorhanden.  Der  Lohn  des  Schul- 
meisters hängt  meist  größtenteils,  öfters  fast  allein  von 
dem  Schulgelde  ab.  Schulen  haben  kein  Monopol.  Um 
graduiert  zu  werden,  braucht  man  kein  Zeugnis  über 
vorangegangeneu  Schulbesuch  beizubringen.  Wenn  die 
Prüfung  herausstellt,  daß  man  kann,  was  dort  gelehrt 
wird,  so  fragt  niemand,  wo  man  es  gelernt  habe. 

Man  gibt  nun  vielleicht  zu,  daß  der  Unten-icht 
auf  Universitäten  nicht  allzu  gut  sei;  wären  sie  aber 
nicht  vorhanden,  so  würden,  kann  man  meinen,  die 
Wissenschaften  vielleicht  gar  nicht  gelehrt  werden,  zum 
großen  Schaden  des  einzelne^  wie  des  Publikums. 

Die  meisten  europäischen  Universitäten  waren  ur- 
spi'ünglich  kirchliche  Korporationen  zur  Ausbildung 
von  Greistlichen.  Sie  wurden  auf  Befehl  des  Papstes 
gegründet,  und  standen  unter  seinem  unmittelbaren 
Schutze,  so  daß  alle  ihre  Glieder,  Lehrer  wie  Studie- 
rende das  Bou'firinni.  Clcri  hatten,  d.  h.  von  der  bürger- 
lichen Gerichtsbarkeit  befreit  und  nur  den  geistlichen 
Gerichten  unterworfen  waren.  Was  auf  den  meisten 
dieser  Universitäten  gelehrt  wui'de,  war,  entsprechend 
dem  Zweck  ihrer  Einrichtung,  entweder  Theologie 
oder  Vorbereitung  auf  Theologie. 

Als  das  Christentum  in  den  westlichen  Ländern 
Europas  heri'schend  wurde,  war  ein  verdorbenes  Latein 
die  allgemeine  Sprache.  Darum  wurde  sowohl  der  Gottes- 
dienst in  diesem  verdorbenen  Latein  abgehalten,  wie  die 
Bibel  in  lateinischer  Übersetzung  in  den  Kirchen  vor- 
gelesen. Nach  dem  Eindringen  der  barbarischen  Vöilker- 
schaften,  die  das  römische  Reich  zerstörten,  hörte  das 
Latein  nach  und  nach  auf,  die  Sprache  europäischer 
Länder  zu  sein.  Die  Pietät  hält  jedoch  die  einmal  ein- 
geführten Formeln  und  Zeremonien  der  Religion  noch 
lange  aufrecht,  nachdem  die  Verhältnisse,  denen  sie  ihre 
Einführuno;  verdanken  und  imter  denen  sie  allein  ver- 
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nünftig  sind,  längst  aufgehört  haben.  Obgleich  daher 
das  Latein  von  der  großen  Masse  des  Volkes  nicht 
mehr  verstanden  wurde,  so  hielt  man  doch  den  Gottes- 
dienst noch  immer  in  dieser  Sprache  ab.  So  wurden  in 
Europa,  ähnlich  wie  im  alten  Egypten,  zwei  verschiedene 
S[trachcn  herrschend:  eine  Sprache  der  Priester  und  eine 
Sprache  des  Volks,  eine  heilige  und  eine  profane,  eine 
gelehrte  und  eine  ungelehrte  Sprache.  Nun  mußten  doch 
die  Priester  etwas  von  der  heiligen  und  gelehrten 
Sprache,  in  der  sie  den  Gottesdienst  abhielten,  verstehen, 
und  so  wurde  das  Studium  des  Lateinischen  von  Anfang 
an  ein  wesentlicher  Teil  des  Universitätsunterrichts. 

Mit  dem  Griechischen  und  Hebräischen  hatte  es 
nicht  die  nämliche  Bewandtnis.  Die  unfehlbaren  De- 
krete der  Kirche  hatten  die  unter  dem  Namen  der  Vul- 
gata  bekannte  lateinische  Übersetzung  der  Bibel  für 
ebenso  vom  göttlichen  Geiste  diktiert  erklärt,  wie  die 
griechische  und  hebräische  Urschrift.  Da  folglich  die 
Kenntnis  dieser  beiden  Sprachen  kein  unerläßliches 
Erfordernis  für  einen  Geistlichen  war,  so  machte  ihr 
Studium  lange  keinen  notwendigen  Teil  des  Univer- 
sitätsunterrichts aus.  Auf  einigen  spanischen  Univer- 
sitäten soll  das  Studium  des  Griechischen  nie  getrieben 
worden  sein.  Die  ersten  Reformatoren  fanden  den  grie- 
chischen Text  des  neuen  Testaments  und  selbst  den 
hebräischen  des  alten  ihren  Meinungen  günstiger  als 
die  Vulgata,  die  begreiflicherweise  allmählich  nach  den 
Lehren  der  katholischen  Kirche  zugestutzt  war.  Sie 
wiesen  die  vielen  Tritümer  jener  Übersetzung  nach,  und 
die  römisch-katholische  Geistlichkeit  sah  sich  dadurch 
gezwungen,  diese  zu  verteidigen  oder  zu  erklären. 
Dies  konnte  aber  nicht  ohne  einige  Kenntnis  der  Ur- 
sprachen geschehen,  deren  Studium  deshalb  nach  und 
nach  auf  den  meisten  Universitäten  eingeführt  wurde, 
sowohl  auf  denen,  welche  die  Lehren  der  Reformation 
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annahmen,  als  an  denen,  welche  diese  verwarfen.  Die 
griechische  Sprache  war  mit  der  ganzen  klassischen 
Gelehrsamkeit  verknüpft,  die  anfänglich  besonders  von 
Katholiken  und  Italienern  gepflegt  worden  war,  um  die 
Zeit  der  Reformation  aber  allgemein  Mode  wurde.  Auf 
den  meisten  Universitäten  wurde  daher  das  Griechische 
früher  als  die  Philosophie,  und  sobald  der  Studierende 
einige  Fortschritte  im  Lateinischen  gemacht  hatte,  ge- 
lehrt. Das  Studium  der  hebräischen  Sprache,  die  in 
keinem  Zusammenhang  mit  der  klassischen  Gelehrsam- 
keit steht,  und  in  der  außer  der  heiligen  Schrift  kein 
einziges  geschätztes  Buch  geschrieben  ist,  wurde  in 
der  Kegel  erst  nach  dem  der  Philosophie  begonnen, 
nachdem  der  Studierende  in  das  Studium  der  Theo- 
logie eingetreten  war. 

Ursprünglich  wurden  auf  den  Universitäten  die  An- 
fangsgründe des  Griechischen  und  Lateinischen  gelehrt, 
und  auf  manchen  Universitäten  geschieht  es  noch  jetzt. 
Auf  anderen  muß  der  Studierende  sich  die  Anfangs- 
gründe wenigstens  der  einen  oder  beider  Sprachen  be- 
reits angeeignet  haben,  deren  Studium  fortgesetzt  einen 
sehr  grollen  Teil  des  Universitätsunterrichts  ausmacht. 

Die  alte  griechische  Philosophie  zerfiel  in  drei 
Hauptzweige:  Physik  oder  Naturphilosophie,  Ethik  oder 
Moral|)hilosophie  und  Logik.  Diese  allgemeine  Einteilung 
scheint  der  Natur  der  Dinge  vollkommen  zu  entsprechen. 

Die  großen  Naturerscheinungen,  der  Umlauf  der 
Himmelskörper,  die  Finsternisse,  Kometen,  Donner, 
Blitz,  und  andere  Meteore,  die  Erzeugung,  das  Leben, 
Wachsen  und  Sterben  der  Pflanzen  und  Tiere  sind 
Gegenstände,  die  ebenso  unvermeidlich  das  Erstaunen 
des  Menschen  erregen,  wie  naturgemäß  den  Wunsch  in 
ihm  wecken,  ihre  Ursachen  kennen  zu  lernen.  Anfäng- 
lich suchte  der  Aberglaube  dieser  Wißbegierde  Genüge 
zu  tun,  indem  er  alle  jene  wunderbaren  Ereignisse  von 


Kap.  1,3.:  Ausi^abeii  für  (U't'eiitliclie  Werke  ii.  Anstalten.  11.  95 

der  unmittelbaren  Einwirkung  der  Götter  ableitete. 
Später  bemühte  sich  die  Philosophie,  sie  aus  bekann- 
teren oder  einleuchtenderen  Ursachen  zu  erklären.  Da 
jene  großen  Erscheinungen  die  ersten  Gegenstände  der 
menschlichen  Wißbegierde  sind,  so  mußte  auch  die 
Wissenschaft,  die  sie  zu  ei klären  verspricht,  der  erste 
Zweig  der  Philosophie  sein,  der  gepflegt  wurde.  Daher 
sind  die  ei-sten  Philosophen,  deren  die  Geschichte  er- 
wähnt, Naturphilosophen  gewesen. 

In  jedem  Zeitalter  und  in  jedem  Lande  der  Welt 
mußte  die  Aufmerksamkeit  der  Menschen  auf  den  Cha- 
rakter, die  Absichten  und  Handlungen  anderer  gerichtet 
sein,  und  viele  treffliche  Regeln  und  Maximen  de]- Lebens- 
haltung wurden  durch  allgemeine  Übereinstimmung  auf- 
gestellt tmd  gutgeheißen.  Als  das  Schreiben  aufkam, 
suchten  weise  Männer  oder  wer  sich  dafür  hielt,  die 
Anzahl  jener  anerkannten  und  beachteten  Maximen  zu 
vermehren  und  ihre  eigne  Meinung  über  richtiges  oder 
unrichtiges  Verhalten  zum  Ausdruck  zu  bringen,  bald 
in  dei'  künstlicheien  Form  von  Gleichnissen,  wie  die 
sogenannten  äsopischen  Fabeln,  bald  in  der  einfacheren 
von  Denksprüchen,  wie  die  Sprüche  Salomos,  die  Verse 
des  Theognis  und  Phocyllides  und  einige  Stellen  Hosiods. 
Lange  Zeit  vermehrte  man  vielleicht  nur  die  Zahl  jener 
Klugheits-  und  Moralregeln,  ohne  zu  versuchen,  sie  in 
eine  bestimmte  methodische  Ordnung  zu  bringen  oder 
sie  gar  durch  ein  oder  mehrere  allgemeine  Prinzipien 
zu  verbinden,  aus  denen  sie  alle  gleich  Wirkungen  aus 
ihren  natürlichen  Ursachen  herzuleiten  wären.  Denn  die 
Schönheit  einer  systematischen  Anordnung  verschiedener 
durch  gemeinsame  Prinzipien  verknüpf  terBeobachtun  gen 
war  zuerst  in  den  kunstlosen  Versuchen  des  Altertums 
sichtbar,  ein  System  der  Naturphilosophie  aufzustellen. 
Ahnliches  versuchte  man  in  der  Folge  mit  der  Moi-al. 
Die  Maximen   des    gemeinen    Lebens   wurden    in   eine 
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methodische  Ordnung  gebracht  und  durch  einige  all- 
gemeine Prinzipien  verknüpft,  ebenso  wie  man  früher 
die  Naturerscheinungen  zu  ordnen  und  zu  verknüpfen 
gesucht  hatte.  Die  Wissenschaft,  welche  jene  verbin- 
denden Prinzipien  zu  erforschen  und  zu  erklären  unter- 
nimmt, ist  die  sogenannte  Moralphilosophie. 

Verschiedene  Schriftsteller  haben  Systeme  derNatur- 
und  Moralphilosophie  aufgestellt.  Aber  die  Gründe, 
durch  die  sie  ihre  Systeme  stützten,  waren  oft,  weit 
entfernt  Beweise  zu  sein,  nur  sehr  schwache  Wahr- 
scheinlichkeiten und  zuweilen  bloße  Sophismen,  die  nur 
auf  der  Ungenauigkeit  und  Zweideutigkeit  der  Volks- 
sprache beruhten.  Spekulative  Systeme  sind  zu  allen 
Zeiten  angenommen  worden,  die,  wenn  es  sich  um 
irgend  ein  Geldinteresse  gehandelt  hätte,  von  jedem  ver- 
ständigen Menschen  zu  nichtig  befunden  worden  wären. 
Grobe  Sophisterei  hat  kaum  je  auf  die  Meinungen  der 
Menschen  Einfluß  geübt  außer  in  Angelegenheiten  der 
Philosophie  und  Spekulation ;  aber  in  diesen  oft  auch  einen 
sehr  großen.  Die  Verfechter  jedes  naturphilosophischen 
oder  Moralsystems  suchten  natürlich  die  Schwäche  der  zur 
Unterstützung  der  gegnerischen  Systeme  beigebrachten 
Gründe  aufzudecken.  Bei  der  Prüfung  dieser  Gründe 
mußte  ihnen  der  Unterschied  zwischen  einem  wahrschein- 
lichen und  einem  beweiskräftigen,  einem  trügerischen 
und  einem  bündigen  Grunde  auffallen,  und  aus  Be- 
obachtungen dieser  Art  entstand  die  Logik  oder  die 
Wissenschaft  von  den  allgemeinen  Grundsätzen  rich- 
tigen und  falschen  Denkens.  Obgleich  ihrem  Ursprünge 
nach  später  als  die  Physik  und  die  Ethik,  wurde  sie 
doch  in  den  meisten  alten  Philosophenschulen  vor  jenen 
beiden  Wissenschaften  gelelirt,  da  man  der  Ansicht  sein 
mochte,  der  Studierende  müsse  ei-st  den  Unterschied 
zwischen  richtigem  und  falschem  Denken  verstehen, 
ehe  er  an  Gegenstände  von  so  großer  Wichtigkeit  gehe. 
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Diese  alte  Einteilung  der  Philosophie  in  drei  Teile 
wurde  auf  den  meisten  europäischen  Universitäten  in 
eine  fünfteilige  umgewandelt. 

In  der  alten  Philosophie  machten  die  Lehren  von 
der  Natur  des  menschlichen  Geistes  oder  der  Gottheit 
einen  Teil  der  Physik  aus.  Diese  Wesen,  wie  man  sie 
auch  erklärte,  waren  jedenfalls  Teile  des  Weltsys.tems, 
und  zwar  Teile,  welche  die  wichtigsten  Wirkungen 
hervorbrachten.  Was  die  menschliche  Vernunft  von 
ihnen  schließen  oder  aber  vermuten  konnte,  machte 
gleichsam  zwei  Bruchteile,  wenn  auch  ohne  Zweifel 
zw'ei  sehr  wichtige  Bruchteile  der  Wissenschaft  aus, 
w^elche  den  IJj'sprung  und  die  Bewegung  des  großen 
Weltsystems  zu  erklären  suchte.  Auf  den  europäischen 
Universitäten  jedoch,  wo  die  Philosophie  nur  als  Dienerin 
der  Theologie  angesehen  wurde,  verweilte  man  natürlich 
bei  diesen  beiden  Kapiteln  länger  als  bei  jedem  anderen. 
Sie  wurden  nach  und  nach  immer  mehr  ausgedehnt  und 
in  viele  Unterabteilungen  zerlegt,  bis  zuletzt  die  Lehre 
vom  Geist,  von  dem  man  so  wenig  wissen  kann,  einen 
ebenso  großen  Raum  in  dem  Systeme  der  Philosophie 
einnahm,  als  die  Lehre  von  den  Körpern,  von  denen  man 
so  viel  wissen  kann.  Beide  Lehren  wurden  als  zwei 
verschiedene  Wissenschaften  betrachtet.  Die  sogenannte 
Metaphysik  oder  Pneumatik  wurde  der  Ph^'sik  entgegen 
gesetzt,  und  nicht  nur  als  die  erhabenere,  sondern  auch 
als  für  die  Zwecke  eines  besonderen  Berufs  nützlichere 
angesehen.  Experimente  und  Beobachtungen,  durch  die 
so  viele  nützliche  Entdeckungen  zu  machen  sind,  wurden 
fast  ganz  vernachlässigt;  der  Gegenstand  aber,  an  dem 
die  sorgfältigste  Beobachtung  außei-  einigen  sehr  ein- 
fachen und  fast  augenfälligen  Wahrheiten  nichts  als 
Dunkelheit  und  Ungewißheit  entdecken,  und  der  folg- 
lich nur  zu  Spitzfindigkeiten  und  Sophismen  Anlaß 
geben  kann,  wurde  vorzugsweise  gepflegt. 

Adam  Smith,  VolkswohlsliuiU.  1\'.  7 
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Als  man  diese  beiden  AVissenschaften  in  Gegen- 
satz gebracht  hatte,  rief  der  Vergleich  zwischen  ihnen 
eine  di'itte  hervor,  die  sogenannte  Ontologie  oder-  die 
Wissenschaft,  welche  von  den  dem  Geist  und  dem 
Stoff  gemeinschaftlichen  Eigenschaften  handelt.  Aber 
wenn  die  Metaphysik  schon  meist  aus  Spitzfindigkeiten 
und  Sophismen  bestand,  so  herrschten  sie  erst  recht  in 
dem  Spinngewebe  der  Ontologie,  die  gleichfalls  zu- 
weilen Metaphysik   hieß. 

Worin  das  Glück  und  die  Vollkommenheit  des 
Menschen  nicht  allein  als  Individuum,  sondern  als  Glied 
einer  Familie,  eines  Staats  oder  der  großen  menschlichen 
Gesellschaft  besteht,  war  der  Untersuchungsgegenstand 
der  alten  Moralphilosophie,  in  der  die  Pflichten  des 
menschlichen  Lebens  als  dem  Glück  und  der  Vollendung 
des  menschlichen  Lebens  dienend  behandelt  wurden. 
Als  aber  sowohl  die  Moral  wie  die  Naturphilosophie  nur 
als  Disziplinen  der  Theologie  gelehrt  wurden,  behandelte 
man  die  Pflichten  des  menschlichen  Lebens  als  der 
Seligkeit  eines  künftigen  Lebens  dienend.  In  der  alten 
Philosophie  galt  die  Tugend  als  glückbringend  schon  in 
diesem  Leben ;  in  der  neueren  galt  sie  für  in  der  Regel 
oder  fast  stets  unvereinbar  mit  jedem  Glück  in  diesem 
Leben,  und  der  Himmel  war  nur  duich  Buße  und  Er- 
tütung  des  Fleisches,  durch  mönchische  Kasteiungen 
und  Demutsübungen,  nicht  durch  freie,  edle  und  mu- 
tige Gesinnung  zu  erwerben.  Kasuistik  und  asketische 
Moral  waren  in  den  meisten  Fällen  die  Hauptsache 
in  der  Moralphilosophie  der  Schulen.  Anstatt  der 
wichtigste  Zweig  der  Philosophie  zu  sein,  wurde  sie 
auf  diese  Art  der  allerverderbteste. 

Der  gewöhnliche  Gang  des  philosophischen  Unter- 
richts war  mithin  auf  den  meisten  europäischen  Univer- 
sitäten folgender.  Zuerst  wurde  die  Logik  gelehrt,  dann 
kam  die  Ontologie,  als  dritte  die  die  Lehre  vom  Wesen 
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der  menschlichen  Seele  und  der  Gottheit  umfassende 
Pneumatologie,  und  viertens  ein  verunstaltetes  Moral- 
system, das  als  unmittelbar  mit  den  Lehren  der  Pneu- 
matologie, mit  der  Unsterblichkeit  der  menschlichen 
Seele  und  den  Belohnungen  und  Bestrafungen,  die  von 
der  göttlichen  Gerechtigkeit  in  einem  künftigen  Leben 
zu  erwarten  wären,  zusammenhängend  betrachtet  wurde. 
Ein  kurzes  und  oberflächliches  System  der  Plwsik  be- 
schloß gewöhnlich  den  Kursus. 

Alle  diese  Veränderungen,  welche  die  europäischen 
Universitäten  in  den  alten  Kursus  der  Philosophie  ein- 
führten, waren  auf  die  Ausbildung  Geistlicher  und  auf 
die  geeignetere  Vorbereitung  des  theologischen  Studiums 
berechnet.  Aber  die  Beigabe  von  Spitzfindigkeit  und 
Sophistik,  Kasuistik  und  asketischer  Moral  machten  sie 
sicherlich  nicht  geeigneter  zur  Bildung  Weltlicher  oder 
zur  Aufklärung  des  Verstandes  und  zur  Besserung  des 
Herzens. 

Dieser  philosophische  Kursus  wird  noch  heute  auf 
den  meisten  europäischen  Universitäten  gelehrt,  mit 
mehr  oder  weniger  Sorgfalt,  je  nachdem  die  Verfassung 
einer  LTniversität  den  Lehrern  die  Sorgfalt  mehr  oder 
weniger  unerläßlich  macht.  Auf  einigen  der  reichsten 
und bestdotiertenUniversitäten  begnügen  sich  dieLehrer, 
ein  paar  abgerissene  Fetzen  und  Bruchstücke  dieses 
verderbten  Kursus,  und  selbst  diese  gewöhnlich  sehr 
nachlässig  und  oberflächlich  vorzutragen. 

Die  Fortschritte,  welche  in  neueren  Zeiten  in  einigen 
Wissenszweigen  gemacht  wurden,  sind  größtenteils  nicht 
von  denLTniversitäten  ausgegangen,  obwohl  einige  aller- 
dings. Die  meisten  Universitäten  haben  sich  nicht  ein- 
mal beeilt,  die  Fortschritte,  nachdem  sie  gemacht  waren, 
zu  adoptieren,  und  manche  dieser  gelehrten  Körper- 
schaften zogen  es  vor,  noch  lange  die  Freistätten  zu 
bleiben,  wo  verrostete  Systeme  und  verjährte  Vorurteile, 
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nachdem  sie  aus  allen  übrigen  Winkeln  der  Erde  ver- 
trieben worden  waren,  Schutz  fanden.  Im  allgemeinen 
waren  die  reichsten  und  bestdotierten  Universitäten 
immer  am  trägsten  zum  Fortschritt  und  einer  erheb- 
lichen Veränderung  in  dem  einmal  eingefühiten  Unter- 
richtsplane am  feindlichsten.  Leichter  fanden  sie  bei 
ärmeren  Universitäten  F]infyano:,  wo  das  Einkommen 
der  Lehrer  meist  von  ihrem  Ruf  abhängt  und  sie  auf 
die  herrschenden  Strömungen  mehr  achten  müssen. 

Obwohl  aber  die  öffentlichen  Schulen  und  Universi- 
täten Europas  ursprünglich  nur  auf  die  Ausbildung  zu 
einem  gewissen  Beruf,  dem  der  Geistlichen,  berechnet 
waren,  und  obwohl  sie  ihre  Zöglinge  nicht  einmal  immer 
in  den  für  diesen  Beruf  erforderlich  gehaltenen  Wissen- 
schaften mit  Sorgfalt  unterrichteten,  zogen  sie  doch  all- 
mählich die  Ausbildung  aller  anderen  Leute,  besonders  fast 
aller  adligen  und  reichen,  an  sich.  Man  verfiel  auf  keine 
bessere  Methode,  den  langen  Zwischenraum  zwischen  der 
Kindheit  und  derjenigen  Periode  des  Lebens  auszufüllen, 
wo  der  Mensch  sich  ernstlich  den  wahren  Geschäften 
der  Welt,  dem  Beruf,  der  die  übrige  Lebenszeit  ausfüllen 
soll,  zu  widmen  beginnt.  Das  meiste  jedoch,  was  auf 
Schulen  und  Univei'sitäten  gelehrt  wird,  dür'fte  nicht 
die  geeignetste  Vorbereitung  für  diese  Geschäfte  sein. 

In  England  wird  es  immer  mehr  Sitte,  junge  Leute, 
nachdem  sie  die  Schule  verlassen  liaben,  sofort  auf  Reisen 
ins  Ausland  zu  schicken,  ohne  sie  erst  eine  Universität  be- 
suchen zu  lassen,  und  man  rühmt,  daß  sie  meist  viel  reifer 
zurückkämen.  Freilich  ist  ein  junger  Mann,  der  mit  sieb- 
zehn oder  achtzehn  Jahren  die  Heimat  verläßt  und  im  ein- 
undzwanzigsten zurückkommt,  um  drei  oder  vier  Jahre 
älter,  und  in  diesem  Alter  muß  man  wohl  in  drei  oder  vier 
Jahren  reifer  werden.  Auf  seinen  Reisen  erlangt  dei-junge 
Mann  einige  Kenntnisse  von  gewöhnlich  einer  oder  zwei 
fremden  Sprachen,  Kenntnisse,  die  jedoch  zum  Richtig- 
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sprechen  oder  Schreiben  nicht  genügen.  In  anderen 
Beziehungen  aber  kehrt  er  gewöhnlich  dünkelhafter, 
grundsatzloser,  lockerer  und  zu  ernsten  Studien  oder  Ge- 
schäften unfähiger  zurück,  als  er  es  in  einer  so  kurzen 
Zeit  hätte  weixlen  können,  wenn  er  daheim  geblieben 
wäre.  Durch  das  Reisen  in  so  jungen  Jahren  und  durch 
die  Yertändelung  der  kostbarsten  Lebenszeit  fern  von 
der  Aufsicht  seiner  Eltern  und  Verwandten  in  eiteln  Zer- 
streuungen, wird  jede  nützliche  Gewohnheit,  welche  die 
frühere  Erziehung  ihm  etwa  eingepflanzt  hat,  statt  ein- 
wurzeln und  stark  werden  zu  können,  fast  unvermeid- 
lich geschwächt  und  vertilgt.  Nichts  als  der  Mißkredit, 
in  den  die  Universitäten  geraten  sind,  konnte  eine  so 
törichte  Sitte,  wie  die  des  Reisens  in  einer  so  frühen 
Periode  des  Lebens  in  Aufnahme  bringen.  Indem  ein 
Yater  seinen  Sohn  ins  Ausland  schickt,  befreit  er  sich 
wenigstens  auf  einige  Zeit  von  einem  so  unangenehmen 
Anblick,  wie  der  eines  unbeschäftigten,  vernachlässigten, 
vor  seinen  Augen  dem  Verderben  entgegengehenden 
Sohnes  ist. 

So  waren  die  Wirkungen  mancher  modernen  Bil- 
dungsmethoden beschaffen.  Andere  Methoden  waren  in 
anderen  Zeiten  und  unter  anderen  Völkern  herrschend. 

In  den  Republiken  des  alten  Griechenland  wurde 
jeder  freie  Bürger  unter  der  Leitung  der  Behörde  in 
gymnastischen  Übungen  und  Musik  unterrichtet.  Durch 
gymnastische  Übungen  sollte  sein  Körper  abgehärtet, 
sein  Mut  gestählt  und  er  auf  die  Beschwerden  und  Ge- 
fahren des  Kriegs  vorbereitet  werden;  und  da,  der  Ge- 
schichte zufolge,  die  griechische  Miliz  eine  der  besten 
in  der  Welt  war,  so  muß  dieser  Teil  der  öffentlichen  Er- 
ziehung vollkommen  seinem  Zweck  entsprochen  haben. 
Durch  den  andern,  die  Musik,  sollte,  wenigstens  nach  den 
Berichten  der  Philoso]^hen  und  Geschichtschreiber  dar- 
über, der  Geist  human  und  der  Charakter  sanfter  und.  zur 
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Erfüllung  aller  sozialen  und  moralischen  Pflichten  sowohl 
des  öffentlichen  wie  des  Privatlebens  williger  werden. 
Im  alten  Rom  hatten  die  Übungen  des  Marsfeldes 
denselben  Zweck,  wie  die  des  Gymnasiums  im  alten 
Griechenland,  und  scheinen  ihn  auch  ebenso  gut  erfüllt 
zu  haben.  Etwas  der  musikalischen  Erziehung  bei  den 
Griechen  entsprechendes  gab  es  bei  den  Römern  nicht, 
doch  scheint  die  Moral  der  Römer  sowohl  im  öffentlichen 
als  im  Privatleben  im  ganzen  der  griechischen  nicht  nur 
gleich,  sondern  weit  überlegen  gewesen  zu  sein.  Ihre 
höhere  Moral  im  Privatleben  bezeugen  Polybius  und  Dio- 
nysius  von  Halicarnaß,  zwei  mit  beiden  Nationen  wohl- 
bekannte Schriftsteller;  ihre  höhere  öffentliche  Moral 
wird  durch  den  ganzen  Inhalt  der  griechischen  und  römi- 
schen Geschichte  erhärtet.  Der  wichtigste  Umstand  für 
die  Beurteilung  der  öffentlichen  Moral  eines  freien  Volkes 
ist  die  Gutartigkeit  und  Mäßigung  der  kämpfenden  Par- 
teien. Die  Parteiungen  der  Griechen  waren  aber  stets  ge- 
walttätig  und  grausam,  während  bis  zur  Zeit  derGracchen 
von  keiner  römischen  Partei  je  Blut  vergossen  wurde; 
und  von  dieser  Zeit  ab  kann  man  die  römische  Republik 
tatsächlich  als  aufgelöst  betrachten.  Trotz  der  höchst 
achtungswerten  Autorität  des  Plato,  Aristoteles  und 
Polybius  und  trotz  der  scharfsinnigen  Gründe,  mit  denen 
Montesquieu  diese  Autorität  zu  stützen  sucht,  scheint 
also  die  musikalische  Bildung  der  Griechen  wenig  Ein- 
fluß auf  die  Veredlung  ihrer  Moral  gehabt  zu  haben, 
da  die  der  Römer  ohne  diese  Bildung  ihr  im  ganzen  über- 
legen war.  Die  Pietät  dieser  alten  Philosophen  für  die 
Einrichtungen  ihrer  Vorfahren  ließ  sie  wahrscheinlich 
große  politische  Weisheit  in  Dingen  finden,  die  vielleicht 
bloß  alte  von  den  frühesten  Zeiten  des  Volkslebens  bis 
in  die  Periode  der  Überkultur  fortgepflanzte  Gewohn- 
heiten waren.  Musik  und  Tanz  sind  die  Hauptvergnügun- 
gen fast  aller  Naturvölker,  und  die  Künste,  die  jeden 
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zur  Unterhaltuno;  einer  Gesellschaft  geeignet  erscheinen 
lassen.  So  ist  es  noch  heute  unter  den  Negern  der  afri- 
kanischen Küste.  So  war  es  unter  den  alten  Celten, 
den  alten  Skandinaviern  und,  wie  wir  aus  Homer  er- 
fahren, unter  den  alten  Gi'iechen  vor  dem  trojanischen 
Krieg.  Nachdem  die  griechischen  Stämme  sich  zu  kleinen 
Republiken  zusammengetan  hatten,  war  es  natürlich,  daß 
die  Pflege  dieser  Künste  noch  lange  einen  Teil  der  öffentli- 
chen und  gebräuchlichen  Erziehung  desVolkes  ausmachte. 

Die  Lehrer,  die  die  Jugend  in  Musik  oder  kriege- 
rischen Übungen  unterwiesen,  scheinen  weder  in  Rom 
noch  in  Athen  —  der  griechischen  Republik,  deren  Gesetze 
und  Sitten  wir  am  besten  kennen  —  vom  Staate  bezahlt 
oder  auch  nur  ernannt  worden  zu  sein.  Der  Staat  ver- 
langte von  jedem  freien  Bürger,  daß  ersieh  zum  Kriegs- 
dienst geschickt  mache  und  sich  deshalb  militärischen 
Übungen  unterwerfe;  aber  er  überließ  es  ihm,  bei 
Lehrern  Unterricht  zu  nehmen,  wie  er  sie  gerade  finden 
konnte,  und  bewilligte  für  diesen  Zweck  anscheinend 
nichts  als  ein  Feld  oder  einen  Übungsplatz. 

In  den  frühesten  Zeiten  der  griechischen  und  römi- 
schen Republiken  scheinen  die  übrigen  LTnterrichts- 
gegenstände  im  Lesen,  Schreiben  und  Rechnen  nach  der 
damaligen  Rechenkunst  bestanden  zu  haben.  Diese 
Fertigkeiten  ließen  die  reicheren  Bürger  ihren  Kindern 
oft  zu  Hause  dui-ch  einen  Hauslehrer,  der  in  der  Re- 
gel ein  Sklave  oder  Freigelassener  war,  beibringen;  die 
ärmeren  Btirger  schickten  ihre  Kinder  in  die  Schulen 
solcher  Lehrer,  die  daraus  ein  Geschäft  machten.  Doch 
war  dies  lediglich  der  Sorge  der  Eltern  oder  Vormün- 
der überlassen,  und  der  Staat  scheint  sich  niemals  eine 
Aufsicht  oder  Leitung  des  Untei'richtswesens  angemaßt 
zu  haben.  Nach  einem  Solonischen  Gesetze  waren 
freilich  die  Kinder  nicht  verpflichtet,  ihre  Eltern  im 
Alter  zu  ernähren,    wenn  diese  es  unterlassen  hatten, 
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sie  in  einem  nützlichen  Gewerbe  oder  Geschäft  unter- 
richten zu  lassen. 

Im  Fortgange  der  Kultur,  als  Philosophie  und  Hhe- 
torik  in  Aufnahme  kamen,  pflegten  die  besseren  Stände 
ihre  Kinder  in  die  Schulen  der  Philosoiihen  und  ßhetoren 
zu  schicken,  um  sie  in  diesen  Mode  gewordenen  Wissen- 
schaften unterrichten  zu  lassen.  Aber  diese  Schulen  wur- 
den nicht  vom  Staat  unterhalten,  sondern  lange  bloß  von 
ihm  geduldet.  Die  Nachfrage  nach  Philosophie  und  Rhe- 
torik war  lange  Zeit  so  gering,  daß  die  ersten  gewerbs- 
mäßigen Lehrer  beider  in  keiner  Stadt  fortdauernde  Be- 
schäftigung fanden,  sondern  von  einem  Ort  zum  andern 
wandern  mußten.  Auf  diese  Art  lebten  Zeno  von  Elea, 
Protagoras,  Gorgias,  Hippias  und  viele  andere.  Als  die 
Nachfrage  zunahm,  wurde  die  Philosophen-  undßhetoren- 
schule  stehend:  zuerst  in  Athen,  und  später  in  verschie- 
denen anderen  Städten.  Der  Staat  scheint  sie  jedoch 
niemals  weiter  unterstützt  zu  haben,  als  indem  er  ihnen 
manchmal  Plätze  anwies,  was  mitunter  auch  von  privaten 
Schenkern  geschah.  So  wies  anscheinend  der  Staat  dem 
Plato  die  Akademie,  dem  Aristoteles  das  Lyceum,  dem 
Zeno  vonCitium,  dem  Stifter  des  Stoicismus,  denPorticus 
an-  Epikur  vermachte  seine  Gärten  seiner  Schule.  Bis 
um  die  Zeit  des  Mark  Antonin  scheint  kein  Lehrer  vom 
Staate  ein  Gehalt  bekommen  oder  andere  Einnahmen 
gehabt  zu  haben,  als  aus  den  Honoraren  seiner  Schüler. 
Die  Besoldung,  welche  dieser  philosophische  Kaiser, 
wie  wir  aus  Lucian  erfahren,  für  einen  Lehrer  der  Philo- 
sophie aussetzte,  wurde  wahrscheinlich  nicht  länger 
ausgezahlt,  als  er  lebte.  Es  gab  nichts  den  heutigen 
Privilegien  der  Graduierten  ähnliches,  und  es  war  nicht 
nötig,  eine  jener  Schulen  besucht  zu  haben,  um  zur 
Ausübung  eines  bestimmten  Berufs  zugelassen  zu  werden. 
AV'enn  die  Ansicht  von  der  Nützlichkeit  einer  Schule 
nicht  Schüler  heranzog,   das  Gesetz  zwang    nienumden 
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sie  zu  besuchen,  noch  wurde  jemand  dafür  belohnt, 
daß  er  sie  besucht  hatte.  Die  Lehrer  hatten  keine  Art 
von  Gewalt  über  ihre  Zi)glinge,  als  die  natürliche  Au- 
torität, welche  übei-legene  Tugend  und  Talente  den  Er- 
ziehern seitens  der  Jugend  immer  verschaffen. 

In  Rom  machte  das  Studium  des  bürgerlichen 
Rechts  einen  Teil  des  Unterrichts,  zwar  nicht  der 
meistenBürger,  aber  doch  einiger  bestimmterGeschlechter 
aus.  Die  jungen  Leute,  welche  sich  Kenntnisse  vom 
Recht  zu  erwerben  wünschten,  hatten  keine  öffentlichen 
Schulen  dafür  und  keine  andere  Methode,  es  zu  stu- 
dieren, als  indem  sie  den  Umgang  von  Verwandten  und 
Freunden  suchten,  die  für  darin  unterrichtet  galten. 
Es  ist  wohl  bemerkenswert,  daß,  obgleich  viele  der 
Gesetze  der  zwölf  Tafeln  den  Gesetzen  der  alten 
griechischen  Republiken  nachgebildet  waren,  doch  in 
keiner  der  letzteren  das  Recht  je  zu  einer  Wissenschaft 
ausgebildet  worden  ist.  In  Rom  wurde  es  sehr  früh  eine 
Wissenschaft,  und  gab  den  Bürgern,  die  einen  Ruf  darin 
hatten,  hohes  Ansehen.  In  den  Republiken  des  alten 
Griechenland,  speziell  in  Athen,  bestanden  die  gewöhn- 
lichen Gerichtshöfe  aus  vielköpfigen  und  deshalb  undis- 
ziplinierten Volksmassen,  deren  Entscheidungen  oft 
nur  das  gute  Glück  oder  das  Geschrei,  die  Parteien  und 
derParteigeist  diktierten.  Die  Schmach  eines  ungerechten 
Urteils  konnte,  wenn  sie  sich  unter  fünfhundert  oder 
tausend  oder  fünfzehnhundert  Leute  (denn  so  zahlreich 
waren  manche  Gerichtshöfe)  verteilte,  auf  keinem  ein- 
zelnen schwer  lasten.  In  Rom  bestanden  dagegen  die 
Gerichtshöfe  entweder  aus  einem  einzelnen  Richter  oder 
einer  kleinen  Anzahl  von  Richtern,  deren  Ruf,  zumal 
sie  immer  öffentlich  verhandelten,  durch  einen  übereilten 
oder  ungerechten  Spruch  sehr  geschädigt  werden  mußte. 
In  zweifelhaften  Fällen  suchten  solche  Höfe  aus  Besorgnis 
vor  öffentlichemTadel  sich  auf  dasBeispiel  oder  die  frühere 
Entscheidung  der  Richter  zu  berufen,  welche  an  demselben 
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oder  einem  anderen  Gericht  schon  vor  ihnen  gesessen 
hatten.  Die  Berücksichtigung  derPraxis  und  der  Präjudi- 
zien bildeten  das  römische  Recht  notwendig  zu  dem- 
jenigen geregelten  und  geordneten  System  aus,  als  das 
es  uns  überliefert  ist;  und  die  gleiche  Beachtung  hat  in 
jedem  andern  Lande,  wo  sie  Platz  griff,  die  gleichen 
Folgen  gehabt.  Die  üb erlegenen  Charaktereigenschaften 
derliömer,  die  von  Polybius  und  Dionysius  von  Halicar- 
naß  so  sehr  hervorgehoben  wurden,  waren  vermutlich 
der  besseren  Verfassung  ihrer  Gerichte  mehr  als  irgend 
einem  der  Umstände  zuzuschreiben,  aus  denen  diese 
Schriftsteller  sie  erklären.  Die  Römer  sollen  sich  be- 
sonders durch  die  höhere  Achtung  vor  dem  Eid  ausge- 
zeichnet haben.  Leute  aber,  die  Eide  nur  vor  einem 
eifrigen  und  kenntnisreichen  Richter  abzulegen  pflegen, 
werden  naturgemäß  mehr  auf  ihren  Schwur  achten,  als 
die,  welche  vor  Pöbelhaufen  zu  schwören  gewohnt  sind. 
An  Talent  für  bürgerliche  und  militärische  Angele- 
genheiten haben,  wie  man  zugeben  wird,  die  Griechen 
und  Römer  keinem  Volke  nachgestanden.  Unser  Vorur- 
teil überschätzt  sie  vielleicht  sogar.  Und  doch  scheint 
der  Staat,  abgesehen  von  den  militärischen  Übungen, 
sich  nicht  die  Mühe  genommen  zu  haben,  diese  großen 
Talente  auszubilden,  denn  ich  kann  nicht  glauben,  daß 
die  musikalische  Bildung  der  Griechen  auf  diese  Talente 
von  großem  Einfluß  war.  Indessen  fanden  sich  wohl 
Lehrer,  welche  die  besseren  Stände  in  jeder  Kunst  und 
Wissenschaft  unterrichteten,  in  denen  die  Verhältnisse 
ihres  Volks  den  Unterricht  erforderlich  oder  nützlich 
machten.  Die  Nachfrage  nach  derartigem  Unterricht 
brachte,  wie  immer,  auch  die  geeigneten  Talente  dazu 
hervor,  und  der  Wetteifer,  den  ein  unbegrenzter  Wett- 
bewerb stets  zur  Folge  hat,  bildet  dies  Talent  zu  hoher 
Vollendung  aus.  In  der  Aufmerksamkeit,  die  die  alten 
Philosophen  fanden,  in  der  Herrschaft,  die  sie  sich  über 
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die  Meinungen  und  Grundsätze  ihrer  Zuhörer  verschaff- 
ten, und  in  der  Fähigkeit,  die  sie  besaßen,  der  Lebens- 
weise und  Unterhaltung  ihrer  Schüler  einen  gewissen 
Ton  und  Charakter  zu  geben,  scheinen  sie  allen  modernen 
Lehrern  weit  überlegen  gewesen  zu  sein.  In  moderner 
Zeit  ist  der  Eifer  der  öffentlichen  Lehrer  mehr  oder 
weniger  durch  die  Umstände  geschädigt  worden,  welche 
sie  von  dem  Erfolg  und  Ansehen  in  ihrem  Berufe  mehr 
oder  weniger  unabhängig  machen.  Ihre  Besoldungen 
setzen  die  Privatlehrer,  die  mit  ihnen  konkurrieren  woll- 
ten, in  die  Lage  eines  Kaufmanns,  der  ohne  eine  Prämie 
gegen  jemanden  konkurrieren  wollte,  der  eine  recht  be- 
deutende Prämie  erhält.  Verkauft  er  seine  Waren  un- 
gefähr zu  demselben  Preis,  so  kann  er  nicht  soviel  ge- 
winnen, und  Armut  und  Dürftigkeit,  wenn  nicht  gar 
Bankrott  und  Ruin,  werden  unfehlbar  sein  Los  sein. 
Sucht  er  sie  aber  viel  teurer  zu  verkaufen,  so  wird  er 
wahrscheinlich  so  wenig  Kunden  finden,  daß  seine  Lage 
nicht  viel  besser  ist.  Überdies  sind  in  vielen  Ländern 
die  Privilegien  der  Graduierten  für  die  meisten  Ange- 
hörigen eines  gelehrten  Berufs,  d.  h.  für  die  Mehrzahl 
derer,  die  eine  gelehrte  Erziehung  genossen  haben,  not- 
wendig oder  doch  höchst  nützlich.  Aber  diese  Privilegien 
können  nur  durch  den  Besuch  der  Vorlesungen  öffent- 
licher Lehrer  erworben  werden.  Der  eifrigste  Besuch 
des  trefflichsten  Unterrichts  eines  Privatlehrers  gibt 
keinen  Anspruch  darauf.  Aus  diesen  Gründen  werden 
in  moderner  Zeit  Privatlehrer  der  Wissenschaften,  die 
auf  Universitäten  gelehrt  zu  werden  pflegen,  gewöhn- 
lich zur  niedrigsten  Klasse  der  Gelehrten  gerechnet. 
Ein  Mann  von  wahrem  Talent  kann  kaum  ein  erniedri- 
genderes  und  minder  einträgliches  Geschäft  wählen.  Die 
Dotierungen  der  Schulen  und  Lehranstalten  haben  auf 
diese  Weise  nicht  nur  den  Eifer  der  öffentlichen  Lehrer 
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geschädigt,  sondern  es  auch  fast  unmöglich  gemacht, 
gute  Privatlehrer  zu  erhalten. 

Gäbe  es  keine  öffentlichen  Unterrichtsanstalten,  so 
würde  kein  S3^stem,  und  keine  Wissenschaft  gelehrt  wer- 
den, wonach  nicht  eine  Nachfrage  vorhanden  oder  deren 
Erlernung  nicht  durch  die  Zeitverhältnisse  nötig,  nütz- 
lich oder  wenigstens  zur  Mode  gemacht  wäre.  Ein 
Privatlehrer  könnte  nie  seine  Rechnung  dabei  finden, 
entweder  ein  verrottetes  oder  veraltetes  System  einer 
anerkannt  nützlichen  Wissenschaft,  oder  einen  allgemein 
für  nutzlos  und  pedantisch  gehaltenen  Haufen  von  Spitz- 
findigkeiten und  Unsinn  zu  lehren.  Solche  Systeme, 
solche  Wissenschaften  können  sich  nirgends  erhalten,  als 
in  den  zünftigen  Unterrichtsanstalten,  deren  Wohlstand 
und  Einkommen  von  ihrem  Ruf  großenteils  und  von 
ihrem  Eifer  völlig  unabhängig  ist.  Gäbe  es  keine  öffent- 
lichen Unterrichtsanstalten,  so  könnte  ein  Mann,  der  mit 
allem  Fleiß  und  Talent  den  ganzen  Unterrichtskursus, 
der  ihm  unter  den  obwaltenden  Umständen  offen  steht, 
durchgemacht  hat,  nicht  mit  vollkommener  Unwissen- 
heit alles  dessen,  was  unter  gebildeten  Leuten  Gegen- 
stand  der  Unterhaltung  ist,  in  die  Welt  treten. 

Für  Frauen  gibt  es  keine  öffentlichen  Unterrichts- 
anstalten, und  darum  in  ihrem  gewöhnlichen  Unterrichts- 
kursus  auch  nichts  Nutzloses,  Abgeschmacktes  oder 
Phantastisches.  Sie  lernen,  was  ihre  Eltern  oder  Vor- 
münder als  für  sie  nötig  oder  nützlich  ansehen,  und 
weiter  nichts.  All'  ihre  Ausbildung  dient  irgend  einem 
nützlichen  Zwecke:  entweder  die  natürlichen  Reize 
ihrer  Person  zu  erhöhen  oder  ihren  Geist  zu  Zurück- 
lialtung,  Bescheidenheit,  Keuschheit  oder  Sparsamkeit 
auszubilden  und  sie  zu  würdigen  Hausfrauen  zu  machen. 
Ein  Mann  vermag  in  allen  Lebensabschnitten  aus  der 
mit  der  grcißtcn  Mühe  erworbenen  Bildung  nur  selten 
Nutzen  oder  Genuß  zu  ziehen. 
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Soll  also  der  Staat,  wirxl  man  fragen,  sich  um  den 
Volksnnterricht  gar  nicht  kümmern?  Oder  wenn  er  es 
soll,  für  welche  Unterrichtszweige  sollte  er  unter  den 
verschiedenen  Volksklassen  soi'gen,  und  wie  sollte  er 
dafür  sorgen? 

In  gewissen  Fällen  sind  die  Zustände  der  Gesell- 
schaft derartige,  daß  die  meisten  Individuen  ohne  alle 
Fürsoi'ge  der  Regierung  fast  alle  die  Fähigkeiteu  und 
Tugenden  entwickeln  krinnen,  welche  diese  Zustände 
fordern  oder  auch  nur  zulassen.  In  anderen  Fällen  sind 
die  Zustände  der  Gesellschaft  nicht  derart,  und  es  bedarf 
der  i^'ürsorge  der  Regierung,  um  die  völlige  Verderbnis 
und  Verwilderung    der   großen   Masse   zu    verhindern. 

Im  Fortschritt  der  Arbeitsteilung  wird  die  Beschäf- 
tigung des  größten  Teiles  derer,  die  von  ihrer  Arbeit 
leben,  d.  h.  der  großen  Masse  des  Volkes,  auf  wenige 
sehr  einfache  Venüchtungen,  oft  nur  auf  eine  oder  zwei, 
beschränkt.  Der  Verstand  der  meisten  Menschen  wird 
aber  selbstverständlich  durch  ihre  gewöhnlichen  Beschäf- 
tigungen beeinflußt.  Der  Mann,  dessen  ganzes  Leben 
ein  paar  einfachen  Veriüchtungen  gewidmet  ist,  deren 
Wirkungen  vielleicht  stets  dieselben  oder  ziemlich  die- 
selben sind,  hat  keine  Gelegenheit,  seinen  Verstand  an- 
zustrengen oder  seine  Erfindungskraft  zu  üben,  um 
Hilfsmittel  gegen  Schwierigkeiten  aufzusuchen,  die  ihm 
niemals  beaep-nen.  Er  vei'liert  mithin  natürlich  die  Ge- 
wohnheiten  solcher  Übungen,  und  wird  gewöhnlicli  so 
dumm  und  unwissend,  wie  es  ein  menschliches  Wesen 
werden  kann.  Die  Verknöcherung  seines  Geistes  macht 
ihn  nicht  nur  unfähig,  an  einer  vernünftigen  Unter- 
haltung Geschmack  zu  finden  oder  nur  daran  teilzu- 
nehmen, sondern  auch  unfähig  freier,  edler  oder  zaiter 
Gefühle,  und  mithin  einer  lichtigen  Beurteilung  selbst 
der  gewöhnlichsten  Pflichten  des  Privatlebens.  Über  die 
croßen  und  umfassenden  Interessen  seines  Landes  vermähr 
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er  nicht  zu  urteilen,  und  ohne  daß  man  sich  darum  die 
erdenklichste  Mühe  gibt,  wird  er  auch  unfähig,  seinem 
Vaterlande  im  Kriege  zu  dienen.  Die  Einförmigkeit 
seines  Lebens  schädigt  seinen  Mut,  und  läßt  ihn  das 
unstete,  unsichere  und  gefahrvolle  Leben  eines  Soldaten 
mit  Abscheu  betrachten.  Sie  schädigt  sogar  die  körper- 
liche liüstigkeit  und  macht  ihn  unfähig,  seine  Kraft  in 
einem  andern  Geschäfte,  als  zu  dem  er  ei'zogen  ist,  mit 
Anstrengung  und  Ausdauer  zu  gebrauchen.  Seine  Ge- 
schicklichkeit in  seinem  Gewerbe  scheint  also  auf  Kosten 
seiner  geistigen,  geselligen  und  kriegerischen  Fähigkeit 
erworben  zu  sein.  Dies  ist  der  Zustand,  in  welchen  in 
jedem  zivilisierten  Volke  der  arbeitende  Arme,  d.  h.  die 
Masse  des  Volkes,  notwendig  versinken  muß,  wenn  die 
Regierung  nicht  Vorsorge  dagegen  trifft. 

Anders  bei  den  gewöhnlich  sogenannten  barbarischen 
Jäger-,  Hirten-  und  selbst  den  Ackerbau  Völkern  in  dem 
rohen  Zustande  der  Landwirtschaft,  der  der  Vervoll- 
kommnung der  Industrie  und  der  Ausdehnung  des  aus- 
wärtigen Handels  vorhergeht.  Unter  solchen  Völkern 
zwingen  seine  mannigfaltigen  Beschäftigungen  einen 
Jeden,  seine  Anlagen  zu  entwickeln  und  auf  Mittel  zu 
sinnen,  Schwierigkeiten,  die  ihm  überall  begegnen,  zu 
überwinden.  Seine  Erfindungskraft  wird  lebendig  erhal- 
ten und  der  Geist  kann  nicht  in  die  schläfrige  Dumm- 
heit versinken,  die  in  der  zivilisierten  Welt  den  Verstand 
der  unteren  Volksklassen  fastdurchweg  verdüstert.  LTnter 
jenen  sogenannten  barbarischen  Völkern  ist,  wie  schon 
bemerkt,  ein  jeder  Soldat.  In  gewissem  Maße  ist  auch 
jeder  Politiker  und  vermag  sich  über  das  Interesse  des 
Volks  und  die  Haltung  der  Regierenden  ein  leidliches 
Urteil  zu  bilden.  Inwiefern  ihre  Häuptlinge  im  Frieden 
gute  Richter  und  im  Kriege  gute  Anführer  sind,  ist  der 
Beobachtung  fast  jedes  Einzelnen  zugänglich.  Allerdings 
kann  in  einem  solchen  Volke  keiner  den  hochentwickelten 
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Verstand  erlangen,  den  in  einem  zivilisierten  Staate 
einige  Leute  besitzen.  In  einem  Naturvolke  ist  zwar 
für  jeden  Einzelnen  die  Mannigfaltigkeit  der  Beschäf- 
tigungen groß,  aber  im  Volk  als  Ganzen  ist  sie  es  nicht. 
Einer  tut  oder  kann  tun,  was  der  Andere  tut  oder  tun 
kann.  Jeder  hat  einen  gewissen  Grad  von  Kenntnissen, 
Talent  oder  Erfindungsgabe,  aber  wenige  ragen  darin 
hervor.  Der  gemeinsame  Grad  der  Durchschnittsent- 
wicklung genügt  jedoch  zur  Führung  der  einfachen  Ge- 
schäfte des  Volks.  In  einem  zivilisierten  Staate  dagegen 
ist  die  Mannigfaltigkeit  in  den  Beschäftioungen  der 
meisten  Individuen  gering;  fast  unendlich  in  denen  des 
ganzen  Volks.  Diese  mannigfaltigen  Beschäftigungen 
bieten  der  Betrachtung  der  wenigen,  die,  an  kein  Ge- 
schäft gebunden,  Muße  und  Neigung  haben,  die  Be- 
schäftigungen Anderer  zu  prüfen,  eine  fast  unendliche 
Mannigfaltigkeit  von  Gegenständen  dar.  Die  Betrach- 
tung einer  so  großen  Mannigfaltigkeit  von  Gegenständen 
übt  aber  notwendig  ihren  Geist  in  endlosen  Vergleich- 
ungen  und  Ideenverbindungen,  schärft  den  Verstand  und 
erweitert  den  Gesichtskreis  außerordentlich.  Wenn  jedoch 
diese  wenigen  zufällig  nicht  an  eine  für  sie  passende  Stelle 
gesetzt  sind,  werden  ihre  großen  Talente  zwar  ihnen  selbst 
Ehre  bringen,  aber  zu  einer  guten  Regierung  oder  zur 
Wohlfahrt  ihres  Volkes  nur  sehr  wenig  beitragen.  Ti'otz 
der  großen  Talente  dieser  wenigen  können  in  der  Masse 
des  Volkes  die  edleren  Seiten  des  menschlichen  Cha- 
rakters in  hohem  Grade  verwischt  und  ausgetilgt  sein. 
Der Volksunterjicht  erfordert  bei  einem  zivilisierten 
und  gewerbtreibenden  Volke  die  Aufmerksamkeit  des 
Staates  wohl  mehr  als  der  höhere  Unterricht.  Die  Ver- 
mögenderen sind  gewöhnlich  18  oder  19  Jahre  alt,  ehe 
sie  in  das  Geschäft  oder  den  Beruf  eintreten,  durch  den 
sie  sich  in  der  Welt  hervortun  wollen.  Sie  haben  vor- 
her volle  Zeit,  sich  die  Ausbildung  anzueignen,  welche 
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sie  achtungsweit  macht,  oder  wenigstens  sich  für  diese 
Ausbildung  vorzubereiten.  Ilir-e  Eltern  oder  Vormünder 
beeifern  sich  in  der  Regel,  ihnen  diese  Ausbildung  zu 
verschaffen,  und  sind  meist  sehr  gern  bereit,  die  zu 
diesem  Zwecke  erforderlichen  Kosten  zu  bestreiten. 
Wenn  sie  nicht  immer  angemessen  unterrichtet  sind, 
so  liegt  dies  selten  an  der  Unzulänolichkeit,  sondern 
gewöhnlich  an  der  falschen  Verwendung  der  aufge- 
wendeten Kosten;  es  liegt  nicht  daran,  daß  man  es  an 
Lehrern  fehlen  ließ,  sondern  daran,  daß  die  Lehrer, 
die  zu  haben  sind,  unfähig  und  säumig  waren,  und 
daß  es  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  schwer, 
ja  fast  unmöglich  ist,  bessere  zu  finden.  Die  Beschäf- 
tigungen, denen  die  Vermögenderen  ihre  meiste  Lebens- 
zeit widmen,  sind  auch  nicht  einfcach  und  einförmig,  wie 
die  des  gewöhnlichen  Volks,  sondern  meist  ungemein 
kompliziert  und  den  Kopf  mehr  als  die  Hände  anstren- 
gend. Die  Verstandeskräfte  derer,  die  solchen  Beschäf- 
tigungen nachgehen,  können  schwerlich  aus  Mangel  an 
Übung  stumpf  werden.  Ferner  sind  die  Geschäfte  der 
höheren  Stände  selten  von  der  Art,  daß  sie  sie  vom  Mor- 
gen bis  zum  Abend  in  Anspruch  nähmen.  Sie  haben 
viel  Muße,  während  der  sie  sich  in  jedem  Zweige  nütz- 
licher oder  zierender  Kenntnisse,  zu  denen  sie  früher 
den  Grund  gelegt  oder  an  denen  sie  Geschmack  ge- 
wonnen haben,   vervollkommnen  können. 

Anders  in  den  niederen  Ständen.  Sie  haben  wenig 
Zeit  für  den  Unterricht  übrig.  Ihre  Litern  vermögen 
sie  selbst  in  der  Kindheit  kaum  zu  ernähren.  Sobald 
sie  imstande  sind,  zu  arbeiten,  müssen  sie  ein  Geschäft 
ergreifen,  womit  sie  ihren  Unterhalt  verdienen,  und  das 
gewöhnlich  so  einfach  und  einförmig  ist,  daß  es  den 
Verstand  nur  wenig  entwickelt,  während  zugleich  ihre 
Arbeit  so  unablässig  und  schwer  ist,  daß  ihnen  wenig 
Muße  und  noch  weniger  Neigung  bleibt,  sich  mit  etwas 
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anderem  zu  beschäftigen,  oder  selbst  nur  an  andere 
Dinge  zu   denken. 

Aber  wenn  in  einem  zivilisierten  Volke  die  niederen 
Stände  nicht  so  guten  Unterricht  genießen  künnen  wie 
die  höheren,  so  lassen  sich  doch  die  wesentlichen  Untcr- 
richtsgegeustände,  Lesen,  Schreiben  und  Rechnen,  in 
einem  so  frühen  Alter  erlernen,  daß  die  meisten  selbst 
der  zu  den  niedrigsten  Geschäften  Erzogenen  Zeit  haben, 
sie  zu  erlernen,  ehe  sie  zu  solchen  Geschäften  verwendet 
werden.  Mit  sehr  geringen  Kosten  kann  das  Gemein- 
wesen es  der  ganzen  Masse  des  Volks  erleichtern,  ja  es 
ihr  zur  Pflicht  machen,  diese  wichtigsten  Unterrichts- 
gegenstände zu  erlernen. 

Erleichtern  kann  es  das  Gemeinwesen  durch  Er- 
richtung von  Gemeindeschulen,  in  denen  ein  so  geringes 
Schulgeld  entrichtet  wird,  daß  auch  ein  gewöhnlicher 
Arbeiter  es  aufzubringen  vermag.  Der  Lehrer  ist  zum 
Teil,  aber  nicht  gänzlich,  vom  Gemeinwesen  zu  besolden, 
weil  er  bei  vollständiger  oder  auch  nur  hauptsächlicher 
Besoldung  aus  öffentlichen  Mitteln  bald  sein  Geschäft 
vernachlässigen  dürfte.  In  Schottland  können  infolge 
der  Elrrichtung  solcher  Gemeindeschulen  fast  alle  ge- 
wöhnlichen Leute  lesen  und  sehr  viele  auch  schreiben 
und  rechnen.  In  England  haben  die  Freischulen  eine 
ähnliche,  wenn  auch  nicht  so  allgemeine  AVirkung  ge- 
habt, weil  sie  nicht  so  allgemein  eingefühlt  sind.  Wenn 
in  diesen  Schulen  die  Schulbücher  besser  wären,  und 
wenn  die  Kinder,  anstatt  das  bischen  Latein  zu  lernen, 
worin  sie  zuweilen  unterrichtet  werden  und  wovon  sie 
kaum  je  Gebrauch  machen  können,  in  den  Anfangs- 
gründen der  Geometrie  und  Mechanik  unterrichtet  wüi'- 
den,  so  würde  die  Schulbildung  dieser  Volksklassen 
vielleicht  kaum  etwas  zu  wünschen  übrig  lassen.  Es 
gibt  kaum  ein  Geschäft,  für  das  nicht  Elementarkennt- 
nisse in  der  Geometrie  und  Mechanik  erwünscht  wären, 
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und  (las  mithin  die  Leute  niclit  in  diesen  Kenntnissen, 
welche  zu  den  erhabensten  und  nützlichsten  Wissen- 
schaften vorbereiten,  befestigen  und  weiteibihlen  würde. 

Das  Gemeinwesen  kann  die  Erlernung  jener  wesent- 
lichsten Unterrichtsgegenstände  ermuntern  durch  Ver- 
teilung kleiner  Prämien  und  Auszeichnungen  an  die 
Kinder,  die  sich  hervortun;  es  kann  sie  endlich  zur 
Pflicht  machen  durch  Prüfungen,  an  deren  Bestehen  das 
Recht,  in  eine  Zunft  einzutreten,  oder  ein  ländliches 
oder   städtisches  Gewerbe   zu   treiben,    geknüpft   wird. 

In  dieser  Art,  durch  Erleichterung  des  Erlernens 
ihrer  militärischen  und  gymnastischen  Übungen  durch 
Ermunterung  und  selbst  durch  Nötigung  dazu,  erhiel- 
ten die  Griechen  und  Römer  den  kriegerischen  Geist 
ihrer  Bürger  wach.  Sie  erleichterten  die  Erlernung . 
dieser  Künste  durch  Anweisung  eines  Platzes  und  Er- 
teilung der  Erlaubnis  an  gewisse  Lehrer,  auf  diesem 
Platze  zu  lehren.  Besoldungen  oder  ausschließliche  Pri- 
vilegien scheinen  die  Lehrer  nicht  erhalten  zu  haben. 
Ihr  Einkommen  bestand  lediglich  in  den  Honoraren  ihrer 
Schüler,  und  ein  Bürger,  der  seine  Übungen  in  den 
öffentlichen  Gymnasien  durchgemacht  hatte,  genoß 
keinenVorzug vor  dem,  der  sie  privatim  erlernt  hatte,  falls 
letzterer  sie  ebenso  gut  verstand.  Jene  Republiken  er- 
munterten zur  Erlernung  jener-  Künste  durch  Verteilung 
kleiner  Pr'ämien  und  Auszeichnungen  an  die  Tüchtigsten. 
In  den01ympischen,lsthmischenoderNemäischen  Spielen 
einen  Pr-eis  gewonnen  zu  haben,  verschaffte  nicht  nur- 
dem  Gewinner,  sonder-n  auch  seiner  Familie  und  seinen 
Verwandten  Ruhm.  Die  Verpflichtung  eines  jeden  Bür- 
gers, eine  gewisse  Anzahl  von  Jahren  in  den  Heeren 
des  Staates  zu  dienen,  wenn  er  einberufen  wur-de,  ver- 
pflichtete zugleich  zur  Erlernung  der  Künste,  ohne 
die  er  zum  Dienst  untauglich   war. 

Dal3   im  Fortschritt   der  Kultur'  die  kriegerischen 
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Übungen,  und  mit  ihnen  der  kriegerische  Geist  der 
Volksmassen,  aUmählich  in  Verfall  geraten,  wenn  die 
Regierung  dem  nicht  steuert,  beweist  das  Beispiel  des 
neueren  B]uropas  hinlänglich.  Die  Sicherheit  jedes  Volks 
hängt  aber  stets  mehr  oder  weniger  von  dem  kriege- 
rischen Geist  ab,  der  in  der  Masse  des  Volkes  lebt. 
Zwar  reicht  gegenwärtig  der  kriegerische  Geist  allein, 
ohneden  Halteines  wohldisziplinierten  stehenden  Heeres, 
für  den  Schutz  und  die  Sicherheit  eines  Volkes  wohl 
nicht  aus.  Wo  aber  jeder  Bürger  soldatischen  Geist  hat, 
bedarf  es  sicherlich  eines  kleineren  stehenden  Heeres. 
Dieser  Geist  würde  nebenbei  die  wahren  oder  einge- 
bildeten Gefahren  für  die  Freiheit,  die  man  von  einem 
stehenden  Heere  befürchtet,  naturgemäß  sehr  ver- 
mindern. Je  mehr  er  die  Operationen  dieses  Heeres 
erleichtern  würde,  wenn  sie  einem  Eindringling  gälten, 
desto  mehr  würde  er  sie  erschweren,  wenn  das  Heer 
unglücklicherweise  gegen  die  Verfassung  des  Staates 
gebraucht  werden  sollte. 

DieEinrichtungen  Griechenlands  und  Roms  scheinen 
zur  Belebung  des  kriegerischen  Geistes  unter  der  Masse 
des  Volkes  viel  mehr  beigetragen  zu  haben,  als  die  Er- 
richtung der  sogenannten  Milizen  in  neuerei'  Zeit.  Sie 
waren  viel  einfacher.  Einmal  eingeführt,  wirkten  sie 
von  selbst,  und  es  bedurfte  wenig  oder  gar  keiner  Sorg- 
falt seitens  der  Regierunp;,  um  sie  in  voller  Kraft  zu 
erhalten,  während  die  leidliche  F^rhaltung  der  kompli- 
zierten Einrichtungen  einer  modernen  Miliz  die  fort- 
währende und  sorgsame  Pflege  der  Regierung  erfordert, 
um  nicht  gänzlich  in  Verfall  und  Vernachlässigung  zu 
geraten.  Überdies  war  der  Einfluß  der  alten  Institu- 
tionen, wonach  das  ganze  Volk  vollkommen  in  dem 
Gebrauclie  der  Waffen  unterrichtet  w  urde,  weit  allge- 
meiner, wiUirend  durch  die  Milizeinrichtungen,  etwa  die 
schweizerischen  ausgenommen,  nur  ein  sehr  kleiner  Teil 
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des  Volks  in  den  Waffen  geübt  werden  kann.  Aber 
ein  Feigling,  ein  Mensch,  der  sich  weder  zu  verteidigen, 
noch  zu  rächen  vermag,  entbehrt  offenbar  eines  der 
wesentlichsten  Kennzeichen  eines  Mannes.  Er  ist  so 
verstümmelt  und  mißgestaltet  am  Geist,  wie  ein  anderer, 
der  ein  wichtiges  Glied  oder  dessen  Gebrauch  eingebüßt 
hat,  am  Körper.  Er  ist  offenbar  der  Jämmerlichere 
und  Elendere  von  beiden,  da  Glück  und  Schmerz,  die 
ihren  Sitz  lediglich  im  Geist  haben,  notwendig  mehr 
von  dem  gesunden  oder  ungesunden,  verstümmelten  oder 
ungeschwächten  Zustande  des  Geistes,  als  des  Körpers 
abhängen.  Selbst  wenn  der  kriegerische  Geist  des  Volks 
nicht  zum  Schutz  des  Staates  erforderlich  wäre,  würde 
es  dennoch  die  ernstlichste  Für'sorge  der  Regierung 
verdienen,jede  Art  geistiger  Verstümmelung,  Mißbildung 
und  Erbärmlichkeit,  welche  die  Feigheit  in  sich  birgt, 
unter  den  Volksmassen  nicht  einreissen  zu  lassen ;  ebenso 
wie  es  ihre  ernstlichste  Sorge  erheischt,  Aussatz  oder 
andere  ekelhafte  und  widerwärtige,  wenn  auch  weder 
tötliche  noch  gefährliche  Krankheiten  nicht  um  sich 
greifen  zu  lassen,  wenn  jene  Sorge  auch  kein  anderes 
llesultat  hat,  als  die  Verhütung  eines  so  großen  Übels. 
Dasselbe  ist  von  der  groben  Unwissenheit  und 
Dummheit  zusagen,  die  in  zivilisierten  Staaten  so  häufig 
die  Verstandeskräfte  der  unteren  Stände  umnachten.  Ein 
Mensch  ohne  den  ordentlichen  Gebrauch  der  geistigen 
Fähigkeiten  ist  wo  möglich  noch  verächtlicher,  als  selbst 
ein  Feigling,  und  scheint  an  einer  noch  wichtigeren 
Seite  des  menschlichen  Charakters  verstümmelt  und  miß- 
bildet. Wenn  der  Staat  vom  Unterricht  der  niederen 
Stände  auch  keinen  Vorteil  hätte,  dürfte  er  sie  dennoch 
nicht  ganz  ohne  Unterricht  lassen.  Aliein  der  Staat 
hat  einen  sehr  erheblichen  Vorteil  von  ihrem  Unter- 
richt. Je  unterrichteter  sie  sind,  desto  weniger  sind  sie 
den  Täuschungen  der  Schwärmerei  und  des  Aberglau- 
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bens  ausgesetzt,  die  unter  unwissenden  Vülkecn  oft  die 
furchtbarsten  Zerrüttungen  herbeifühien.  Ein  unter- 
richtetes und  intelligentes  Volk  ist  überdies  stets  beschei- 
dener und  gesitteter,  als  ein  unwissendes  und  dummes. 
Jeder  Einzelne  fühlt  sich  achtungswerter,  kann  eher  auf 
die  Achtung  seiner  Vorgesetzten  rechnen  und  ist  daher 
geneigter,  seinerseits  die  Vorgesetzten  zu  achton.  Sie 
sind  geneigter,  die  interessierten  Klagen  der  Parteion  und 
der  Unzufriedenen  zu  prüfen,  und  fähiger,  sie  zu  durch- 
schauen, und  deshalb  weniger  geeignet,  sich  zu  leicht- 
sinniger oder  unnützer  Opposition  gegen  die  Maßregeln 
der  Regierung  verleiten  zu  lassen.  In  freien  Ländern, 
wo  die  Sicherheit  der  Regierung  in  hohem  Maße  von 
dem  günstigen  Urteil  abhängt,  welches  das  Volk  sich 
über  ihre  Haltung  bildet,  ist  es  sicherlich  von  der 
höchsten  Wichtigkeit,  daß  das  Volk  nicht  geneigt  ist, 
vorschnell  oder  launisch  über  sie  zu  urteilen. 


Dritter  Artikel. 

Ausgaben  für  Erziehungsanstalten  für  alle 
Altersklassen. 

Die  Erziehungsanstalten  für  alle  Altersklassen  sind 
vor  allem  die  für  religiöse  Erziehung,  deren  Zweck 
nicht  sowohl  der  ist,  die  Menschen  zu  guten  Bürgern 
in  dieser  Welt  zu  machen,  als  sie  für  eine  andere  und 
bessere  Welt  in  einem  künftigen  Leben  voi'zubcreitcn. 
Die  Prediger  dor  Lehre,  die  diese  Erziehung  enthält, 
können  ebenso  wie  andere  Lehrer  ihren  Unterhalt  ent- 
weder lediglich  von  den  freiwilligen  Beiträgen  ihrer  Zu- 
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hörer,  oder  aus  anderen  durch  die  Landesgesetze  vor- 
hergesehenen Fonds  erhalten,  wie  Ländereien,  Zehnten 
oder  Grundsteuern  usw.  Ihre  Bemühungen,  ihr  Eifer 
und  Fleiß  werden  in  der  ersten  Lage  wahrscheinlich  viel 
größer  sein  als  in  der  letzteren.  In  dieser  Beziehung 
hatten  die  Lehrer  neuer  Religionen  bei  ihren  xlngriffen 
auf  die  alten  herrschenden  Systeme,  deren  Klerus,  auf 
seinen  Pfründen  ausruhend,  den  Glaubensoifer  und  die 
Hingebung  bei  der  Masse  des  Volkes  wach  zu  halten  ver- 
säumt hatte  und  durch  seine  Lässigkeit  ganz  unfähig  ge- 
worden war,  zur  Verteidigung  ihrer  Kirche  kräftige  An- 
strengungen zu  machen,  viel  voraus.  Die  Geistlichen 
einer  herrschenden  und  reichdotierten  Kirche  sind  oft  ge- 
lehrte und  fein  gebildete  Männer,  die  alle  Vorzüge  der 
Vornehmen  oder  alle  die,  die  sie  den  Vornehmen  empfeh- 
len, besitzen,  aber  sie  verlieren  auch  leicht  die  guten  wie 
die  schlechten  Eigenschaften,  die  ihnen  bei  den  niederen 
Volksklassen  Ansehen  und  Einfluß  vorschafften  und  die 
vielleicht  die  ersten  Ursachen  des  Erfolgs  und  der  Ein- 
setzung ihrer  Religion  waren.  Eine  solche  Geistlichkeit, 
von  einem  Haufen  bei  dem  Volke  beliebter  und  kühner, 
wenn  auch  vielleicht  beschränkter  und  unwissender 
Schwärmer  angegriffen,  fühlt  sich  so  vollkommen  wehr- 
los, wie  die  trägen,  weichlichen  und  wohlgenährten  Völ- 
ker des  südlichen  Asiens,  als  sie  von  den  rüstigen,  kühnen 
und  hungrigen  nordischen  Tartaren  überfallen  wurden. 
Eine  solche  Geistlichkeit  hat  in  solchen  Fällen  gewöhn- 
lich kein  anderes  Hülfsmittel,  als  den  Staat  zur  Verfol- 
gung, Vernichtung  oder  Vertreibung  ihrer  Gegner  als 
der  Störer  des  öffentlichen  Friedens  aufzufordern.  So 
rief  die  römisch-katholische  Geistlichkeit  den  Staat  zur 
Verfolgung  der  Pj'otestanten  auf,  so  die  englische 
Kirche  zur  Verfolgung  der  Dissenters;  und  so  fand  sich 
überhau[)t  jode  Sekte,  nachdem  sie  ein  oder  zwei  Jahr- 
hunderte laug  die  Sicherheit  eines  gesetzlichen  Bestandes 
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genossen  hatte,  unfähig,  sich  gegen  eine  neue  Sekte, 
die  ihre  Lehre  oder  Kirchenzucht  angriff,  kräftig  zu 
verteidigen.  In  solchen  Fällen  kann  zuweilen  die 
herrschende  Kirche  Gelehrsamkeit  und  schriftstelleri- 
sches Talent  voraushaben;  aber  die  Künste  der  Po- 
pularität, alle  die  Künste  zur  Werbung  von  Anhängern, 
sind  immer  auf  Seiten  ihrer  Gegner.  In  England  sind 
diese  Künste  von  der  wohldotierten  Geistlichkeit  der 
herrschenden  Kirche  schon  längst  vernachläßigt  worden, 
und  werden  jetzt  fast  nur  noch  von  den  Dissenters  und 
Methodisten  geübt,  doch  hat  das  unabhängige  Ein- 
koramen, das  den  Predigei'n  der  Dissenters  an  manchen 
Orten  durch  freiwillige  lieiträge,  Stiftungen  und 
andere  Gesetzesumgehungen  ausgesetzt  worden  ist,  auch 
bei  diesen  den  Eifer  und  die  Tätigkeit  sehr  verringert. 
Viele  von  ihnen  sind  sehr  gelehrte,  talentvolle  und 
achtungswerte  Männer,  aber  sie  haben  im  allgemei- 
nen aufgehört,  volkstümliche  Prediger  zu  sein.  Die 
Methodisten  sind  nicht  halb  so  gelehrt  wie  die  Dis- 
senters, sind  aber  viel  mehr  beliebt. 

In  der  römischen  Kirche  wird  der  Eifer  der  nie- 
deren Geistlichkeit  durch  das  mächtige  Motiv  des  Eigen- 
nutzes lebendiger  erhalten,  als  vielleicht  in  der  protestan- 
tischen. Die  Pfarrgeistlichen  beziehen  vielfach  einen 
großen  Teil  ihrer  Einnahmen  aus  den  freiwilligen  Gaben 
der  Leute,  und  die  Ohrenbeichte  verschafft  ihnen  manche 
Gelegenheit,  diese  Einkommens(]uelle  ergiebiger  zu 
machen.  Die  Bettelorden  leben  ganz  und  gar  von  solchen 
Gaben.  Es  ist  mit  ihnen  wie  mit  den  Husaren  und  Tirail- 
leuren  gewisser  Armeen  :  keine  Beute,  keine  Einnahme. 
Die  Pfarrgeistlichen  sind  ähnlich  gestellt  wie  die  Lehrer, 
deren  Einnahme  teils  von  ihrem  Gehalt,  teils  von  den  Ho- 
noraren ihrer  Schüler  abhängt,  und  diese  richten  sich  stets 
mehr  oder  weniger  nach  ihrem  Eifer  und  Ruf.  Die  Bottel- 
orden sind  den  Lehrern  ähnlich,  deren  Einnahmen  ledig- 
lich von  ihrem  Eifer  abhängen.  Sie  haben  mitbin  alle  Mittel 
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aufzubieten,  um  die  Opferfreudigkeit  der  gewöhnlichen 
Leute  anzufeuern.  Die  Errichtung  der  beiden  großen 
Bettelorden  der  Dominikaner  und  Franziskaner  belebte, 
wie  Macchiavell  bemerkt,  im  dreizehnten  und  vierzehnten 
Jahrhundert  den  erkaltenden  Glauben  und  Eifer  der 
Katholiken  wieder.  In  römisch-katholischen  Ländern 
wird  der  Geist  der  Hingebung  lediglich  durch  die  Mönche 
und  die  Geistlichen  erhalten.  Die  großen  Würdenträger 
der  Kirche  sind,  bei  all  ihrer  vollendeten  Weltbildung 
und  zuweilen  Gelehrsamkeit,  zwar  hinlänglich  darauf 
bedacht,  unter  ihren  Untergebenen  die  nötige  Zucht  zu 
erhalten,  kümmern  sich  aber  selten  um  die  Unter- 
weisung des  Volks. 

„Die  meisten  Gewerbe  und  Berufe  in  einem  Staate," 
sagt  der  bei  weitem  berühmteste  Philosoph  und  Ge- 
schichtsschreiber der  Gegenwart  (Hume),  „sind  derartig, 
daß,  während  sie  die  Interessen  des  Volles  befördern, 
sie  auch  einzelnen  nützlich  oder  angenehm  sind; 
in  diesem  Fall  ist  es  feststehende  Regel,  diese  Gewerbe, 
außer  etwa  bei  der  ersten  Einführung,  sich  selbst  zu 
überlassen  und  ihre  Förderung  getrost  von  denen  zu 
erwarten,  die  den  Nutzen  davon  ziehen.  Die  Geschäfts- 
leute, die  von  der  Gunst  ihrer  Kunden  Vorteil  haben, 
entwickeln  Gewandtheit  und  Fleiß  soviel  sie  nur  können, 
und  wenn  die  Dinge  nicht  durch  törichte  Einmischung 
gestört  werden,  so  wird  der  Begehr  sicher  stets  der 
Nachfrage  nahezu  entsprechen. 

„Aber  es  gibt  auch  andere  Berufsarten,  die  zwar 
nützlich  und  sogar  nötig  in  einem  Staate  sind,  aber 
niemandem  Vorteil  bringen  oder  Vergnügen  machen, 
und  die  Staatsgewalt  ist  genötigt,  hinsichthch  dei'er, 
die  sich  diesen  Berufen  widmen  sollen,  ein  anderes  Ver- 
fahreneinzuschlagen. Sie  muß  ihnen  aus  öffentlichen  Mit- 
teln Einnahmen  gewähren  und  den  Hang  zur  Nachlässig- 
keit, dem  sie  unvermeidlich  unterworfen  sind,  dadurch  ab- 
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zuwenden  suchen,  daß  entweder  besondere  Ehren  an  den 
Beruf  geknüpft,  oder  eine  hinge  Reihe  von  Rangstufen 
und  eine  strenge  Disziphn  eingefühlt  wird  u.  dgh  Die 
Augestellten  des  Finanzfaches,  der  Marine  oder  der 
Justiz  sind  Beispiele  dieser  Klasse  von  Leuten. 

„Auf  den  ersten  Blick  mag  es  natürlich  erscheinen, 
daß  die  Geistlichen  zur  ersten  Klasse  gehören,  und  daß 
ihre  Förderung,  ebenso  wie  die  der  Advokaten  und 
Ärzte,  getrost  der  Freigebigkeit  derer  überlassen  werden 
dürfe,  die  ihren  Lehren  anhängen  und  durch  ihren 
oeistlichen  Dienst  und  Beistand  Heil  oder  Trost  finden. 
Ihr  Eifer  und  ihre  Wachsamkeit  werden  unzweifelhaft 
durch  ein  solches  hinzutretendes  Motiv  geschärft 
werden;  und  ihr  Gleschick  in  dem  Beruf,  sowie  ihre 
Fähigkeit,  die  Gemüter  des  Volks  zu  lenken,  muß  aus 
ihrer  zunehmenden  Übung,  Beobachtung,  und  Auf- 
merksamkeit täglich  Nahrung  erhalten. 

„Allein  wenn  wir  die  Sache  näher  überlegen,  so 
werden  wir  finden,  daß  dieser  interessierte  Eifer  derGeist- 
lichkeit  gerade  dasjenige  ist,  was  jeder  weise  Gesetz- 
geber zu  verhüten  suchen  wird,  weil  dieser  Eifer  in  jeder 
Religion,  außer  der  wahren,  hitchst  verderblich  ist  und 
selbst  die  wahre  Religion  durch  Beimischung  einer  starken 
Dosis  Aberglauben,  Torheit  und  Täuschung  fälschen 
muß.  Jeder  geistliche  Praktiker  wird,  um  sich  in  den 
Augen  seiner  Anhänger  kostbarer  und  heiliger  zu  nuichen, 
sie  mit  dem  heftigsten  Abscheu  vor  allen  anderen  Sekten 
erfüllen,  und  stets  darnach  trachten,  die  ermattende  Hin- 
aebunü"  seiner  Zuhörer  durch  etwas  neues  aufzufrischen. 
Auf  Wahrheit,  INIoral  oderSittsamkeit  in  den  eingeschärf- 
ten Lehren  kommt  es  nicht  an.  Jeder  Satz  wird  angenom- 
men, der  den  unordentlichenfjeidenschaften  der  menschli- 
chen Naturam  besten  entspricht.  DioKonventikel  werden 
durch  immer  erneuten  P]ifer  und  durch  Spekulationen 
auf  die  Leidenschaften  und   die    Leicht<j.iiiubiü'keit  des 
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niedoren  Volkes  gefüllt.  Und  am  Ende  wird  die  Obrig- 
keit finden,  daß  sie  ihre  angebliche  Sparsamkeit,  den 
Pi'iestern  kein  festes  Einkommen  zu  geben,  teuer  bezahlt 
hat,  und  daß  in  der  Tat  das  schicklichste  und  vorteil- 
hafteste Abkommen  mit  den  Seelenhirten  darin  besteht 
sie  durch  feste  Grehälter  zur  Gleichgiltigkeit  zu  bringen, 
damit  sie  nicht  nötig  haben,  ihre  Tätigkeit  weiter  aus- 
zudehnen als  erfordei'lich  ist,  um  ihre  Herde  von  dem 
Suchen  nach  neuen  Weiden  abzuhalten.  Und  auf  diese 
Weise  erweisen  sich  kirchliche  Einrichtungen,  wenn 
sie  auch  zuerst  gewöhnlich  religiösen  Absichten  ent- 
sprangen, am  Ende  den  politischen  Interessen  des 
Volkes  vorteilhaft." 

Welche  guten  oder  schlechten  Folgen  die  unabhän- 
gige Versorgung  der  Geistlichen  aber  auch  gehabt  haben 
mag,  um  dieser  Folgen  willen  hat  man  sie  wohl 
sehr  selten  geschaffen.  Zeiten  heftiger  ßeligionsstreitig- 
keiten  waren  gewöhnlich  auch  Zeiten  gleich  heftiger 
politischer  Parteiungen.  In  solchen  Fällen  hielt  es  jede 
politische  Partei  für  geraten,  sich  mit  der  einen  oder  an- 
deren der  streitenden  Religionssekton  zu  verbünden.  Dies 
konnte  aber  nur  durch  Annahme  oder  mindestens  Be- 
günstigung der  Lehre  dieser  Sekte  geschehen.  Die  Sekte, 
welche  das  Glück  hatte  mit  der  siegenden  Partei  verknüpft 
zu  sein,  teilte  notwendig  den  Sieg  ihres  Verbündeten, 
durch  dessen  Gunst  und  Schutz  sie  bald  ihre  Gegner 
zum  Schweigen  zu  bi'ingen  und  zu  unterwerfen  vermochte. 
Diese  Gegner  hatten  sich  gewöhnlich  mit  den  Feinden 
der  siegendenPartei  verbunden,  und  waren  daherFeinde 
dieser  Partei.  Hatte  so  die  Geistlichkeit  einer  Sekte  das 
Feld  behauptet,  und  ihren  Einfluß  und  ihre  Macht 
bei  der  Masse  des  Volks  zu  unumschränkter  Geltung 
gebracht,  so  war  sie  mächtig  genug,  selbst  die  Häup- 
ter und  Führer  ihrer  eigenen  Partei  einzuschüch- 
tern   und    die    Obriirkeit  zur    Achtung    ihrer    Ansich- 


Kap.  1,3.:  Ausgal)eii  lür  ü lien tliclie  Werke  u.  Anstalten.  III.  123 

ten  unci  Neigungen  zu  nötigen.  Ihr  erstes  Verlangen 
war  in  der  ßegel,  daü  sie  ihre  Gegner  mundtodt  maclien 
und  unterwerfen  solle;  und  ihr  zweites,  daß  man  ihr 
eine  unabhängige  Versorgung  gebe.  Da  sie  gewühnlieh 
viel  zu  dem  Siege  beigetragen  hatte,  so  schien  es  nicht 
unbillig,  ihr  an  der  Beute  einen  Anteil  zu  lassen.  Sie 
war  es  überdies  müde,  um  die  Gunst  des  Volkes  zu 
buhlen,  und  von  dessen  Launen  ihren  Unterhalt  abhän- 
iriir  zu  macheu.  Sie  nahm  also,  indem  sie  ienes  Ver- 
langen  stellte,  nur  auf  ihr  eignes  Wohlsein  Bedacht,  ohne 
sich  viel  darum  zu  kümmern,  welche  Folgen  dies  in  Zu- 
kunft für  den  Einfluß  und  die  Macht  ihres  Standes 
haben  werde.  Die  Obrigkeit,  die  jenem  Verlangen 
nur  dadurch  entsprechen  konnte,  daß  sie  der  Geistlich- 
keit etwas  gab,  was  sie  lieber  für  sich  genommen  oder 
behalten  hätte,  beeilte  sich  selten  sehr,  darauf  einzu- 
gehen. Die  Not  zwang  sie  jedoch  schließlich  stets 
nachzugeben,  wenn  auch  oft  erst  nach  vielen  Verzüge- 
rungen und  Ausflüchten. 

Hätte  die  Politik  niemals  die  lieligion  zu  Hülfe 
gerufen,  hätte  die  siegende  Partei  niemals  die  Lehrsätze 
der  einen  Sekte  vor  denen  der  anderen  bevorzugt,  so 
würde  sie  wahrscheinlich  alle  Sekten  gleichmäßig  und 
un[)arteiisch  behandelt  und  jedermann  gestattet  haben, 
sich  seinen  Priester  und  seine  ßehgion  zu  wählen,  wie 
es  ihm  gefiel.  In  diesem  Falle  würde  es  ohne  Zweifel 
eine  große  Menge  religiöser  Sekten  gegeben  haben. 
Fast  jede  Gemeinde  hätte  dann  vielleicht  eine  kleine 
Sekte  für  sich  gebildet  und  eigne  Lehrsätze  festgehalten. 
Joder  Prediger  würde  sich  gezwungen  gesehen  haben, 
allen  Eifer  und  jedes  Mittel  aufzubieten,  um  die  Zahl 
seiner  Anhänger  zu  erhalten  und  zu  vermehren.  Da 
aber  alle  anderen  Prediger  unter  demselben  Zwange  ge- 
standen hätten,  so  hätte  kein  einzelner  oder  keine  Sekte 
einen   sehr    hervorragenden    Erfolg    erringen    kiumon. 
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Der  interessierte  und  rührige  Eifer  von  Religionslehrorn 
kann  nur  da  geFiihrlioh  und  störend  sein,  wo  es  ent- 
weder nur  eine  geduldete  Sekte  im  Volke  gibt,  oder  wo 
das  ganze  Volk  in  zwei  oder  drei  große  Sekten  zerfällt, 
deren  Prediger  je  unter  fester  Zucht  und  Unterordnung 
stehen.  Vollkommen  unschädlich  muß  aber  dieser  Eifer 
sein,  wo  das  Volk  in  zwei-  oder  dreihundert,  oder  gar 
in  viele  tausend  kleine  Sekten  zerfiUlt,  von  denen  keine 
groß  genug  wäre,  um  die  öffentliche  Ruhe  zu  stören.  Die 
Prediger  jeder  Sekte  würden,  da  sie  sich  auf  allen  Seiten 
von  mehr  Feinden  als  Freunden  umringt  sehen,  sich 
notwendig  jener  Redlichkeit  und  Mäßigkeit  befleißigen 
müssen,  die  man  so  selten  unter  den  Predigern  der 
großen  Sekten  findet,  deren  Lehrsätze  von  der  Obrigkeit 
getragen,  von  fast  allen  Einwohnern  großer  Reiche 
in  Ehren  gehalten  werden,  und  die  daher  nichts  als  An- 
hänger, Schüler  und  demütige  Bewunderer  um  sich  sehen. 
Die  Prediger  jeder  kleinen  Sekte  würden,  da  sie  fast 
ganz  allein  ständen,  genötigt  sein,  die  Prediger  fast 
jeder  anderen  Sekte  zu  respektieren,  und  die  Zugeständ- 
nisse, die  sie  im  eigenen  Interesse  einander  machen 
dürften,  könnten  mit  der  Zeit  zu  der  reinen  und  ver- 
nünftigen, von  jeder  Beimischung  von  Albernheit,  Be- 
trug und  Fanatismus  freien  Religion  führen,  wie  sie  zu 
allen  Zeiten  der  Menschheit  weise  Männer  hergestellt 
zu  sehen  wünschten,  wie  sie  aber  durch  positive  Gesetze 
noch  nie  hergestellt  wurde  und  nie  hergestellt  werden 
wird,  weil  in  Sachen  der  Religion  das  positive  Gesetz 
stets  mehr  oder  weniger  vom  Volksaberglauben  und  von 
Schwärmerei  beeinflußt  ist,  und  wahrscheinlich  stets  be- 
einflußt sein  wird.  Dieser  Plan  eines  Kirchenrogiments 
oder  vielmehr  keines  Kirchenregiments  war  es,  das  die 
Sekte  der  Independenten,  gewiß  eine  Sekte  wilder 
Schwärmer,  gegen  das  Ende  des  Bürgerkrieges  in  Eng- 
land herzustellen  vorschlug.      Wäre  er  ausgeführt  wor- 
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den,  so  würde  er,  obwohl  recht  unphilosophischen  Ur- 
sprungs, vermutlich  eine  wahrhaft  philosophische  Dul- 
dnno; und  Mäßiguno-  in  allen  religiösen  Grundsätzen  hei-- 
beigeführt  haben.  Er  wurde  ausgeführt  in  Pennsylva- 
nien,  wo  die  Quäkei'  am  zahlreichsten  sind,  das  Gesetz 
aber  in  der  Tat  keine  Sekte  vor  der  andern  begünstigt 
und  wo  deshalb  jene  philosophische  Duldung  und  Mä- 
ßigung wirklich  Platz  gegriffen  haben  soll. 

Sollte  die  Gleichheit  der  Behandlung  auch  nicht 
bei  allen  oder  auch  nur  den  meisten  Jleligionssekten 
eines  Landes  diese  Duldung  und  Mäßigung  zuwege 
bringen,  so  kann  doch,  wenn  die  Sekten  sehr  zahlreich 
und  folglich  zu  klein  sind,  um  die  öffentliche  E-uhe  zu 
stören,  der  übeimäßige  Eifer  einer  jeden  für  ihre  Lehr- 
sätze keine  sonderlich  schädlichen,  sondern  im  Gegen- 
teil manche  gute  Folgen  hervorbringen;  und  wenn  die 
Regierung  vollkommen  entschlossen  wäre,  sie  alle  un- 
behelligt zu  lassen,  sie  aber  auch  zu  zwingen,  daß  sie 
einander  unbehelligt  lassen,  so  wäre  \venig  Gefalir, 
daß  sie  sich  nicht  von  selbst  schnell  genug  S])alten 
und   bald  zahlreich  genug  werden   würden. 

Unter  allen  zivilisierten  Völkern,  wo  einmal  der 
Ständeunterschied  Platz  gegriffen  hat,  waren  stets  zwei 
verschiedene  S^'steme  der  Moral  gleichzeitig  imSchwange. 
Das  eine  kann  man  das  strenge  oder  rauhe,  das  andere  das 
freie  oder,  wenn  man  will,  lockere  System  nennen.  Das 
erste  wiixl  in  der  Regel  vom  gewöhnlichen  Volke  be- 
wundert und  verehrt,  das  andere  ist  gewöhnlich  von  den 
sogenannten  Vornehmen  mehr  geschätzt  und  gebilligt. 
Der  Grad  von  Mißbilligung,  womit  wir  die  Laster  des 
Leichtsinns,  die  Laster,  die  leicht  aus  großem  Keichtuiu 
und  aus  dem  Übermaße  von  Lustigkeit  und  guter 
Laune,  entspringen,  brandmarken,  scheint  das  hau])t- 
sächlichste  Unterscheidungsmerkmal  zwischen  den  bei- 
den gegensätzlichen  Sj'stcmen  zu  sein.  Indem  freien  oder 
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lockeren  S3"stem  wird  Luxus,  ausgelassene  und  selbst 
ausschweifende  Lust,  Genußsucht  bis  zurUnraäßigkeit, 
Unkeuschheit  wenigstens  bei  dem  einenGeschlecht  usw., 
wenn  sie  nicht  geradezu  unanständig  werden  und  zu 
Treulosigkeit  und  Unrecht  führen,  im  Allgemeinen  sehr 
nachsichtig  behandelt,  gern  entschuldigt  oder  ganz  ver- 
ziehen.  In  dem  andei'n  System  hingegen  werden  diese 
Ausschweifungen  mit  dem  äußersten  Abscheu  und  Un- 
willen betrachtet.  Die  Laster  des  Leichtsinns  sind  für 
die  niederen  Stände  stets  verderblich,  und  eineWoche  Ge- 
dankenlosigkeit und  Ausschweifung  reicht  oft  hin,  einen 
armen  Arbeiter  auf  immer  zu  verderben,  und  ihn  durch 
Verzweiflung  zum  Verbrechen  zu  treiben.  Die  Weiseren 
und  Besseren  der  unteren  Stände  haben  deshalb  stets 
den  äußersten  Abscheu  und  Widerwillen  gegen  solche 
Ausschreitungen  gehabt,  die,  wie  es  ihnen  die  Eifahrung 
sagt,  für  Leute  in  ihrer  Lage  so  verhängnisvoll  sind.  Da- 
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gegen  wird  der  unordentliche  Lebenswandel  und  die  Aus- 
schweifung einiger  Jahre  einen  Vornehmen  nicht  immer 
zu  Grunde  richten,  und  Leute  von  Stande  betrachten  es 
gern  als  einen  der  Vorzüge  ihres  Vermögens  und  als  ein 
Vorrecht  ihrer  Stellung,  sich  bis  auf  einen  gewissen  Grad 
Exzesse  erlauben  zu  können,  ohne  Kritik  oder  Tadel 
fürchten  zu  müssen.  Bei  Leuten  ihres  Standes  betrachten 
sie  daher  solche  Ausschweifungen  ohne  eineMisbilligung 
und  tadeln  sie  entweder  sehr  leicht  oder  gar  nicht. 

Fast  alle  religiösen  Sekten  haben  unter  den  niede- 
ren Ständen  begonnen,  denen  sie  gewöhnlich  ihre  frü- 
hesten, so  wie  ihre  zahli'eichsten  Proselyten  verdankten. 
Daher  wurde  von  diesen  Sekten  mit  wenigen  Ausnahmen 
das  strenge  Moralsj^stem  angenommen.  Es  war  das 
System,  durch  das  sie  sich  dei-jenigen  Volksklasse  am 
besten  empfahlen, :  der  sie  ihre  Reformpläne  zuerst  vor- 
legten. Viele  von  ihnen,  vielleicht  die  meisten,  haben  sich 
sogar  dadurch  Kredit  zu  verschaffen  gesucht,  daß  sie  das 
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strenge  System  mit  Raffinement  auf  die  Spitze  trieben, 
und  diese  übermäßige  Sti-enge  liat  ihnen  oft  mehr  als 
alles  andere  die  Achtung  und  Verehrung  des  gemeinen 
Mannes  gewonnen. 

Ein  Mann  von  Rang  und  Vermögen  ist  durch  seine 
Stelluno;  ein  hervorstechendes  Mit^ilied  der  Gesellschaft, 
die  auf  seine  oanze  Haltung;  achtet  und  ihn  dadurch 
nötigt,  selbst  darauf  zu  achten.  Sein  Ansehen  und  Ruf 
hängt  wesentlich  von  der  Achtung  ab,  die  ihm  die  Gesell- 
schaft zollt.  Kr  wagt  es  nicht,  etwas  zu  tun,  was  ihn  in 
ihr  in  Mißgunst  oder  Mißachtung  bringen  würde,  und  ist 
zu  strikter  Beobachtung  derjenigen  Moral,  ob  frei  oder 
streng,  genötigt,  die  die  Gesellschaft  Personen  seines 
Ranges  und  Vermögens  vorschreibt.  Ein  Mann  in  dürfti- 
ger Lage  ragt  durch  nichts  in  der  Gesellschaft  hervor. 
Wenn  er  an  einem  kleinen  Ort  lebt,  so  kann  allerdings 
seine  Haltung  beobachtet  werden,  und  er  kann  genötigt 
sein,  selbst  darauf  zu  achten.  In  dieser  Lage  kann  er 
allerdings  einen  Ruf  zu  verlieren  haben.  Sobald  er  aber 
in  eine  große  Stadt  kommt,  verschwindet  er  in  Dunkel- 
heit. Niemand  achtet  auf  ihn,  und  er  gibt  daher  leicht 
selbst  nicht  auf  sich  Acht  und  wird  liederlich  und  laster- 
haft. Aus  diesem  Dunkel  taucht  er  nie  so  entschieden 
hervor,  nie  wird  seine  Haltung  von  einer  achtbaren  Ge- 
sellschaft so  beobachtet,  als  wenn  er  Mitglied  einer 
Religionssekte  wird.  Von  diesem  Augenblick  an  erhält 
er  eine  Bedeutung,  die  er  nie  zuvor  hatte.  Alle  seine 
Glaubensgenossen  haben  um  des  guten  Rufes  ihrer 
Sekte  willen  ein  Interesse,  seine  Haltung  zu  beobachten 
und  ihn,  wenn  er  Ärgernis  gibt  oder  von  der  strengen 
Moral,  die  sie  fast  immer  von  einander  fordern,  zu  sehr 
abweicht,  durch  Ausschließung  oder  Bann  zu  strafen, 
eine  stets  sehr  harte  Strafe,  auch  wenn  sie  keine  recht- 
lichen Folgen  hat.  In  kleinen  Religionssckten  ist  dem- 
gemäß die  Moral  des  gemeinen  Mannes  fast  stets  aul3er- 
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ordentlich  geregelt  und  streng,  viel  mehr  als  in  der 
herrschenden  Kirche.  Die  Moral  dieser  kleinen  Sekten 
war  in  der  Tat  oft  peinlich  streng  und  ungesellschaftlich. 

Es  gibt  jedoch  zwei  leicht  anwendbare  und  höchst 
wirksame  Mittel,  durch  deren  Zusammenwirken  deriStaat 
ohne  allen  Zwang  die  ungesellschaftlichen  und  in  der 
Moral  peinlichen  Elemente  all'  der  kleinen  Sekten,  in 
die  das  Land  zerfällt,  verbessern  kann. 

Das  erste  dieser  Mittel  ist  das  Studium  der  Wissen- 
schaft und  der  Philosophie,  das  der  Staat  unter  allen  Ange- 
hörigen der  mittleren  und  höheren  Stände  fast  allgemein 
machen  könnte:  nicht  durch  Zuteilung  von  Gehältern 
an  die  Lehrer,  um  sie  nachlässig  und  träge  werden  zu 
lassen,  sondern  durch  Einführung  einer  Art  Prüfung, 
auch  in  den  höheren  und  schwierigeren  Wissenschaften, 
der  sich  jeder  unterziehen  müßte,  ehe  er  als  Bewerber 
um  ein  höheres  besoldetes  oder  Ehrenamt  auftreten 
dürfte.  Wenn  der  Staat  diese  Klasse  von  Leuten  nö- 
tigte, etwas  zu  lernen,  so  hätte  er  keine  Veranlassung, 
sich  um  Beschaffung  geeigneter  Lehrer  Sorge  zu  machen. 
Sie  würden  bald  selbst  bessere  Lehrer  finden,  als  die, 
die  ihnen  der  Staat  verschaffen  kann.  AVissenschaft 
ist  das  große  Gegengift  gegen  Schwärmerei  und  Aber- 
glauben, und  wo  die  höheren  Stände  des  Volkes  da- 
gegen gesichert  sind,  können  die  niederen  ihm  nicht 
gar  arg  ausgesetzt  sein. 

Das  zweite  jener  Mittel  besteht  in  häufigen  und 
heiteren  öffentlichen  Lustbarkeiten.  Ließe  der  Staat 
allen,  die  erwerbsmäßig,  aber  ohne  Ärgernis  oder  Vn- 
anständigkeit,  das  Volk  durch  Malerei,  Poesie,  Musik, 
Tanz,  durch  alle  Arten  dramatischer  Aufführungen  und 
Ausstellungen  zu  belustigen  und  zu  zerstreuen  suchen, 
völlige  Freiheit,  so  würde  er  bald  bei  den  meisten  die 
melancholische  und  finstere  Stimmung  verscheuchen,  die 
fast   stets  die  Amme    des  Volksaberolaubens   und  der 
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Schwärmerei  ist.  Öffentliche  Zerstreuungen  sind  stets 
ein  Gegenstand  der  Furcht  und  des  Hasses  für  alle  fana- 
tischen Beförderer  jener  Volkstollheiten  gewesen.  Die 
Heiterkeit  und  gute  Laune,  welche  diese  Zerstreuungen 
beleben,  waren  mit  der  für  ihre  Zwecke  geeignetsten 
Gemütsstimmung  durchaus  unverträglich.  Besonders 
dramatische  Aufführungen,  die  oft  ihre  Kunstgriffe  dem 
öffentlichen  Gelächter  und  zuweilen  sogar  dem  öffent- 
lichen Fluch  preisgaben,  waren  mehr  als  alle  anderen 
Lustbarkeiten  Gegenstände  ihres  Abscheus. 

In  einem  Lande,  wo  das  Gesetz  die  Lehrer  einer 
Religion  nicht  mehr  als  die  einer  anderen  begünstigt, 
würde  es  nicht  nötig  sein,  sie  von  der  Regierung  ab- 
hängig zu  macheu  und  ihre  Ernennung  oder  Entlassung 
zu  beeinflussen.  In  einer  solchen  Lage  würde  der  Staat 
sich  nicht  weiter  um  sie  zu  bekümmern  brauchen,  als 
daß  er  unter  ihnen,  wie  unter  seinen  übrigen  Bürgern, 
den  Frieden  zu  erhalten  hat,  d.  h.  daß  er  sie  verhindert, 
einanderzu  verfolgen,  zu  beleidigenundzu  tyrannisieren. 
Ganz  anders  in  Landein,  wo  es  eine  herrschende  oder 
Staatsreligion  gibt.  In  diesem  Falle  kann  der  Souverän 
niemals  sicher  sein,  wenn  er  nicht  die  Mittel  hat,  die 
meisten  Lehrer  dieser  Religion  erheblich  zu  beeinflussen. 

Die  Geistlichkeit  jeder  herrschenden  Kirche  bildet 
eine  große  Zunft.  Sie  kann  gemeinsam  handeln  und 
ihr  Interesse  so  sehr  nach  einem  Plane  und  in  einem 
Geiste  verfolgen,  als  wenn  sie  unter  der  Leitung  eines 
Mannes  stände;  oft  steht  sie  auch  unter  einer  solchen 
Leitung.  Ihr  Interesse  als  das  einer  Zunft  ist  niemals 
das  gleiche  wie  das  des  Souveräns  und  diesem 
zuweilen  direkt  entgegengesetzt.  Ihr  Hauptinteresse 
besteht  in  der  Aufrechthaltung  ihrer  Macht  im  Volke, 
und  diese  Macht  hängt  von  dem  Glauben  an  die  Gewiß- 
heit und  Wichtigkeit  der  von  ihnen  gepredigten  Lehre 
und  von  der  Annahme  ab,  daß  nur  durch  vollkommene 
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Gläubigkeit  das  ewige  Heil  erworben  werden  könne. 
Sollte  der  Souverän  so  unklug  sein,  auch  nur  das  Ge- 
ringste an  ihrer  Lehre  zu  verlachen  oder  zu  bezweifeln, 
oder  sollte  er  aus  Menschlichkeit  diejenigen,  welche  das 
eine  oder  andere  getan,  beschützen  wollen,  so  ist  die 
kitzliche  Ehre  einer  von  ihm  ganz  unabhängigen  Geist- 
lichkeit sogleich  herausgefordert,  ihn  als  einen  Gott- 
losen zu  ächten,  und  alle  Schreckmittel  der  Religion 
aufzubieten,  um  das  Volk  zu  nötigen,  seinen  Gehorsam 
einem  rechtgläubigeren  und  folgsameren  Fürsten  zuzu- 
wenden. Sollte  er  sich  ihrer  Anmaßung  widersetzen, 
so  ist  die  Gefahr  nicht  minder  groß.  Die  Fürsten,  die 
sich  auf  diese  Art  gegen  die  Kirche  aufzulehnen  wagten, 
wurden  nicht  nur  der  Empörung,  sondern  auch  noch  der 
Ketzerei  angeklagt,  trotz  ihrer  feierlichen  Versicherun- 
gen der  Rechtgläubigkeit  und  demütigen  Unterwerfung 
unter  jeden  Glaubensartikel,  den  ihnen  die  Kirche  vor- 
schreiben möchte.  Die  Macht  der  Religion  ist  aber  jeder 
anderen  überlegen.  Die  Furcht,  welche  sie  erregt,  über- 
wiegt alle  andere  Furcht.  Wenn  die  vom  Staat  einge- 
setzten Religionslehrer  unter  der  Masse  des  Volkes  Lehren 
verbreiten,  die  das  Ansehen  des  Fürsten  untergraben,  so 
kann  dieser  seine  Maclit  nur  durch  Gewalt,  d.  h.  durch 
ein  stehendes  Heer  behaupten.  Selbst  ein  stehendes 
Heer  aber  kann  ihm  diesfalls  keine  dauernde  Sicherheit 
gewähren,  weil,  wenn  die  Soldaten  nicht  Ausländer,  was 
selten  der  Fall,  sondern  der  Masse  des  Volkes  entnommen 
sind,  wie  es  fast  immer  der  Fall  ist,  leicht  bald  durch 
dieselben  Lehren  verführt  werden.  Die  Revolutionen^ 
welche,  so  lange  das  oströmische  Reich  bestand,  der 
Aufruhr  der  griechischen  Geistlichkeit  fortwährend  in 
Konstantinopel  hervorrief,  die  Erschütterungen,  welche 
während  mehrerer  Jahrhunderte  der  Aufruhr  der  römi- 
schen Geistlichkeit  in  ganz  Europa  veranlaßte,  beweisen 
hinlänglich,    wie   mißlich   und   unsicher   die   Lage   des 
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Fürsten  ist,  der  keine  geeigneten  Mittel  hat,  die  Geist- 
lichkeit der  herrschenden  Religion  seines  Landes  zu 
beeinflußen. 

Glaubensartikel,  wie  alle  anderen  geistlichen  An- 
gelegenheiten gehören  offenbar  nicht  zum  Bereich  eines 
weltlichen  Herrschers,  der  sich  recht  gut  dazu  eignen 
mag,  das  Volk  zu  beschützen,  aber  schwerlich,  es  zu  be- 
lehren. In  solchen  Angelegenheiten  kann  daher 
seine  Macht  selten  hinreichen,  um  die  vereinigte  Macht 
der  Geistlichkeit  der  herrschenden  Kirche  aufzuwiegen. 
Allein  oft  kann  die  öffentliche  Ruhe  und  seine  eigene 
Sicherheit  von  den  Lehren  abhängen,  welche  die  Kirche 
über  solche  Angelegenheiten  zu  verbreiten  liebt.  Da  er 
sich  ihren  Entscheidungen  kaum  mit  genügendem  Ge- 
wicht und  Ansehen  widersetzen  kann,  so  muß  er  sie 
wenigstens  beeinflußen  können,  und  er  vermag  das  nur 
durch  die  Befürchtungen  und  Erwartungen,  die  er  bei 
der  Mehrzahl  der  einzelnen  Glieder  des  Standes  erregen 
kann.  Diese  Befürchtungen  und  Erwartungen  können 
in  der  Furcht  vor  Absetzung  oder  einer  anderen  Strafe 
und  in  der  Hoffnung  auf  Beförderung  bestehen. 

In  allen  christlichen  Kirchen  sind  die  Pfründen  der 
Geistlichkeit  eine  Art  von  Freilehen,  die  sie  nicht  auf 
Widerruf,  sondern  auf  Lebenszeit  innehaben,  oder  so 
lange  sie  kein  Ärgernis  geben.  Wären  sie  abhängiger, 
und  könnten  etwa  bei  jedem  kleinen  Anstoß,  den  sie 
dem  Fürsten  oder  seinen  Ministern  geben,  abgesetzt  wer- 
den, so  würden  sie  wohl  kaum  ihr  Ansehen  beim  Volke 
behaupten  können,  das  sie  dann  als  Kostgänger  des 
Hofes  betrachten  und  zur  Ehrlichkeit  ihrer  Lehren  kein 
Vortrauen  mehr  haben  würde.  Sollte  dagegen  der  Landes- 
herr Geistliche  wider  das  Gesetz  oder  gewaltsam  aus  ihren 
Stellen  jagen,  etwa  weil  sie  mit  übertriebenem  Eifer 
aufrührerische  Lehren  verbreiteten,  so  würde  er  durch 
solche  Verfolgungen  sie  und  ihre  Lehren  nur  zehnmal 
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populärer  und  deshalb  zehnmal  beunruhigender  und  ge- 
fährlicher machen,  als  sie  es  vorher  waren.  Furcht  ist 
fast  immer  ein  elendes  Regierungswerkzeug,  und  sollte 
besonders  niemals  gegen  einen  Stand  angewendet  werden, 
der  auch  nur  den  mindesten  Anspruch  auf  Unabhängig- 
keit hat.  Sie  schrecken  wollen,  dient  nur  dazu,  ihre 
üble  Laune  zu  reizen  und  sie  in  einer  Widersetzlichkeit 
zu  bestärken,  die  sie  bei  milderer  Behandlung  gemäßigt 
oder  gänzlich  aufgegeben  hätten.  Die  Gewalttätigkeit, 
mit  der  die  französische  Regierung  gewöhnlich  verfuhr, 
um  alle  ihre  Parlamente  oder  höchsten  Gerichtshöfe  zur 
Einregistrierung  unpopulärer  Edikte  zu  zwingen,  führte 
selten  zum  Ziele,  obgleich  das  gewöhnlich  angewandte 
Mittel  der  Einkerkerung  der  widersetzlichen  Mitglieder 
als  kräftig  genug  gelten  konnte.  Die  Fürsten  aus  dem 
Hause  Stuart  bedienten  sich  zuweilen  ähnlicher  Mittel, 
um  englische  Parlamentsmitglieder  fügsam  zu  machen  ; 
aber  sie  fanden  sie  im  Allgemeinen  ebenso  unlenksam. 
Gegenwärtig  verfährt  man  mit  dem  englischen  Parlament 
ganz  anders,  und  ein  kleiner  Versuch,  den  der  Herzog 
von  Choiseul  vor  etwa  zwölf  Jahren  mit  dem  Pariser 
Parlament  machte,  bewies  hinlänglich,  daß  alle  fran- 
zösischen Parlamente  auf  dieselbe  Art  noch  viel  leichter 
hätten  gewonnen  werden  können.  Der  Versuch  wurde 
nicht  weiter  verfolgt.  Denn  obgleich  Milde  und  Über- 
redung immer  das  leichteste  und  sicherste,  Zwang  und 
Gewalttätigkeit  dagegen  das  schlechteste  und  gefähr- 
lichste Hilfsmittel  der  Regierung  ist,  scheint  doch  der 
natürliche  Trotz  des  Menschen  ihn  das  bessere  Hilfs- 
mittel fast  immer  verschmähen  zu  lassen,  außer  wenn 
er  das  schlechte  nicht  benutzen  kann  oder  es  nicht  zu 
benutzen  wagt.  Die  französische  Regierung  konnte  und 
durfte  Gewalt  brauchen,  und  veischmähte  es  daher 
Milde  und  Überredung  anzuwenden.  Es  gibt  aber 
wie  die  Erfahrung  aller  Zeiten  lehrt,  keinen  Stand,  bei 
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dem  die  Anwendung  von  Zwang  und  Grewalt  so  gefähr- 
lich oder  geradezu  verderblich  wäre,  als  bei  der  geach- 
teten Geistlichkeit  einer  herrschenden  Kirche.  Die  Rechte, 
Privilegien  und  persönliche  Freiheit  der  Greistlichen,  die 
bei  ihrem  Stand  etwas  gelten,  werden  selbst  in  den  despo- 
tischsten Staaten  mehr  geachtet,  als  die  anderer  Personen 
etwa  gleichen  Ranges,  und  so  ist  es  unter  jeder  absoluten 
Herrschaft,  von  der  milden  Pariser  Regierung  bis  zu.  dem 
tyrannischen  und  grausamen  Regiment  von  Konstantino- 
pel. Aber  so  schwer  dieser  Stand  zu  zwingen  ist,  so  leicht 
ist  er,  gleich  jedem  anderen,  in  gutem  zu  lenken,  und 
die  Sicherheit  des  Fürsten  wie  die  öffentliche  Ruhe  hängt 
nicht  wenig  von  den  Mitteln  ab,  über  die  er  zu  diesem 
Zwecke  verfügt.  Diese  Mittel  bestehen  aber  lediglich  in 
den  Amtern,  die  er  an  sie  zu  verleihen  hat. 

Nach  der  ältesten  Verfassung  der  christlichen  Kirche 
wurde  der  Bischof  jedes  Sprengeis  durch  die  vereinigten 
Stimmen  der  Geistlichkeit  und  des  Volkes  gewählt.  Das 
Volk  blieb  nicht  lange  im  Besitz  des  Wahlrechts,  und 
befand  sich  selbst  in  der  Zeit,  in  der  es  ihm  zustand,  fast 
immer  unter  dem  Einflüsse  der  Geistlichkeit,  die  in 
geistlichen  Dingen  offenbar  sein  natürlicher  Führer  ist. 
Die  Geistlichkeit  ihrerseits  war  der  Mühe,  das  Volk  zu 
bearbeiten,  bald  überdrüssig,  und  fand  es  bequemer,  ihre 
Bischöfe  allein  zu  wählen.  Auf  gleiche  Weise  wurde, 
wenigstens  in  den  meisten  Klöstern,  der  Abt  von  den 
Mönchen  gewählt.  Alle  geringeren  Pfründen  im  Sprengel 
wurden  vom  Bischof  vergeben,  der  sie  nach  Gutdünken 
verlieh.  Alle  Beförderungen  zu  kirchlichen  Würden  lagen 
mithin  in  den  Händen  der  Kirche  selbst.  Wenn  der 
Landesherr  auch  einen  indirekten  Einfluß  auf  die  Wahlen 
hatte  und  wenn  es  auch  hie  und  da  üblich  war,  seine 
Einwilligung  zur  Wahl  und  seine  Bestätigung  des  Ge- 
wählten einzuholen,  so  hatte  er  doch  keine  direkten  oder 
genügenden  Mittel,   die  Geistlichkeit  zu   lenken.     Der 
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Ehrgeiz  des  Geistlichen  bestimmte  ihn  daher  nicht,  sowohl 
demFürsten,  als  seinem  eigenen  Stande  den  Hof  zu  machen, 
von  dem  allein  er  Beförderung  erwarten  konnte. 

Fast  in  ganz  Europa  zog  der  Papst  nach  und  nach 
erst  die  Vergebung  der  Bistümer  und  Abteien,  später 
auch,  unter  allerlei  Vorwänden,  der  meisten  kleineren 
Pfründen  an  sich,  so  daß  dem  Bischof  wenig  mehr  übrig 
blieb  als  unerläßlich  war,  um  ihm  unter  seinem  Klerus 
eine  bescheidene  Macht  zu  sichern.  Durch  diese  An- 
ordnung wurde  die  Lage  des  Staatsoberhaupts  noch 
schlimmer  als  sie  gewesen  war.  Der  Klerus  aller  euro- 
päischen Länder  war  so  zu  einer  Art  geistlicher  Armee 
formiert,  die  zwar  in  verschiedene  Quartiere  verteilt  war, 
deren  Bewegungen  und  Operationen  aber  von  einem 
Haupte  geleitet  und  nach  einem  gleichförmigen  Plane 
eingerichtet  werden  konnten.  DerKlerusjedes  einzelnen 
Landes  war  als  eine  besondere  Abteilung  dieser  Armee 
zu  betrachten,  deren  Operationen  sehr  leicht  von  allen 
übrigen  in  den  umliegenden  Ländern  einquartierten  Ab- 
teilungen unterstützt  und  verstärkt  werden  konnten. 
Jede  Abteilung  war  nicht  allein  von  dem  Fürsten  des 
Landes,  worin  sie  einquartiert  war  und  von  dem  sie 
unterhalten  wurde,  unabhängig,  sondern  von  einem 
Fürsten  abhängig,  der  seine  AVaffen  jederzeit  gegen  den 
Fürsten  des  Landes  kehren  und  sie  durch  die  Waffen 
aller  übrigen  Abteilungen  verstärken  konnte. 

Diese  Waffen  waren  die  furchtbarsten,  die  man  sich 
denken  konnte.  In  der  früheren  Verfassung  Europas, 
bevor  es  Gewerbtätigkeit  gab,  verschaffte  der  ßeich- 
tum  des  Klerus  ihm  denselben  Einfluß  auf  das  Volk, 
den  die  großen  Barone  auf  ihre  Vassallen,  Lehnsleute  und 
Anhänger  besaßen.  Auf  dem  großen  Grundbesitz,  mit  dem 
falsch  verstandene  Frömmigkeit  von  Fürsten  und  Pjüvat- 
leuten  dieKirchebeliehen  hatte,  hatte  sich  eine  Herrschaft 
derselben  Art  und  aus  demselben  Grunde  gebildet,  wie 
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in  den  Ländern  der  großen  Barone.  Auf  diesen  großen 
Besitztümern  konnte  der  Klerus  oder  seine  Vögte  ohne 
den  Beistand  des  Königs  oder  irgend  eines  anderen  die 
Ordnung  aufrechthalten;  aber  weder  der  König  noch 
sonst  jemand  konnte  es  ohne  den  Beistand  des  Klerus. 
Die  Macht  des  Klerus  war  daher  auf  seinen  Baronien 
und  Gütern  ebenso  unabhängig  und  ebenso  der  Rechts- 
pflege des  Königs  entzogen,  wie  die  der  großen 
weltlichen  Herren.  Die  Bauern  des  Klerus  waren,  wie 
die  der  großen  Barone,  fast  alle  Pächter  auf  Widerruf 
und  von  ihren  unmittelbaren  Herren  völlig  abhängig, 
konnten  mithin  auch  von  ihnen  nach  Gefallen  aufgeboten 
werden,  um  jeden  Streit,  den  derKlerus  anzetteln  mochte, 
ausfechten  zu  helfen.  Außer  den  Renten  von  seinem 
eignen  Grundbesitz  besaß  der  Klerus  in  allen  europäi- 
schen Reichen  in  den  Zehnten  noch  einen  sehr  großen 
Anteil  an  den  Renten  alles  andern  Grundbesitzes.  Die 
Einkünfte  aus  diesen  beiden  Arten  von  Renten  bestanden 
größtenteils  inNaturallioferungen  von  Korn,  Wein,  Vieh, 
Geflügel  u.  s.  w.  Die  Menge  dieser  Lieferungen  über- 
stieg den  eigenen  Verbrauch  des  Klerus  weit,  und 
Künste  oder  Gewerbe,  gegen  deren  Produkte  dieser 
Überschuß  hätte  ausgetauscht  werden  können,  gab  es 
noch  nicht.  Dieser  Überschuß  war  also  nicht  anders  zu  nut- 
zen als  auf  dieselbe  Weise,  wie  die  großen  Barone  ihren 
Rentenüberschuß  nutzten,  nämlich  zur  verschwenderisch- 
sten Gastfreundschaft  und  zur  ausgedehntesten  Mild- 
tätigkeit. In  beiden  soll  der  Klerus  früher  das  Mög- 
liche getan  haben.  Er  erhielt  nicht  nur  fast  alle  Armen 
im  Lande,  sondern  viele  Ritter  und  Edelleute  hatten 
oft  keine  anderen  Unterhaltsmittel,  als  daß  sie 
unter  dem  Verwände  der  Frömmigkeit,  in  der  Tat  aber, 
um  sich  die  Gastfreiheit  der  Geistlichkeit  zu  nutze  zu 
machen,  von  Kloster  zu  Kloster  wanderten.  Die  An- 
hänger gewisser  Prälaten  waren  oft  zahlreicher  als  die 
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des  größten  Lords;  und  die  Anhänger  des  gesamten 
Klerus  waren  vielleicht  zahlreicher  als  die  sämtlicher 
Barone.  Auch  war  unter  dem  Klerus  stets  mehr  Einig- 
keit als  unter  den  Baronen.  Die  ersteren  standen  unter 
der  regelmäßigen  Disziplin  und  Herrschaft  des  Papstes; 
die  letzteren  waren  unter  gar  keiner  Disziplin  und  Herr- 
schaft, sondern  fast  stets  auf  einander,  wie  auf  den  König 
eifersüchtig.  Wenn  daher  auch  die  Bauern  und  Dienst- 
leute des  Klerus  weniger  zahlreich  waren,  als  die  der 
weltlichen  Herren  —  und  ihre  Bauern  waren  wohl  auch 
viel  weniger  zahlreich  — ,  so  würde  er  doch  durch  seine 
Einigkeit  furchtbarer  gewesen  sein.  Auch  verschaffte  ihm 
seine  Gastfreiheit  und  Mildtätigkeit  nicht  nur  die  Ver- 
fügung über  eine  große  weltliche  Macht,  sondern  ver- 
mehrte auch  das  Gewicht  seiner  geistlichen  Waffen  be- 
deutend. Diese  Tugenden  verschafften  ihm  die  höchste 
Achtung  undVerehrungunterden  niederen  Volksklassen, 
von  denen  viele  immer,  und  fast  alle  gelegentlich  von 
ihm  erhalten  wurden.  Was  sich  auf  einen  so  volks- 
tümlichen Stand  bezog,  sein  Besitz,  seine  Privilegien, 
seine  Lehren,  erschien  in  den  Augen  der  Leute  als  ge- 
heiligt, und  jede  wirkliche  oder  vorgebliche  Verletzung 
als  höchste  Gottlosigkeit  und  Entweihung.  Wenn  es 
damals  der  Fürst  oft  schon  schwer  fand,  dem  Bündnis 
einiger  großen  Barone  zu  widerstehen,  so  war  es  begreif- 
licherweise noch  schwerer  für  ihn,  der  vereinten  Macht 
des  Klerus  seines  eigenen,  sowie  der  benachbarten  Län- 
der Widerstand  zu  leisten.  Unter  solchen  Umständen 
ist  es  ein  Wunder,  nicht  daß  der  Fürst  zuweilen  nach- 
geben mußte,  sondern  daß  er  jemals  Widerstand  zu 
leisten  vermochte. 

Die  Privilegien  des  Klerus  in  den  früheren  Zeiten 
—  die  uns  heutigen  sehr  töricht  erscheinen  —  ihre  gänz- 
liche Befreiung  von  weltlicher  Rechtspflege  z.  B.,  oder 
das  in  England  sogenannte  hcncficiuin  clcri,  waren  die 
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natürlichen  oder  vielmehr  notwendigen  Folgen  dieser 
Verhältnisse.  Wie  gefährlich  mußte  es  nicht  für  den 
Fürsten  sein,  einen  Geistlichen  für  irgend  ein  Verbrechen 
zu  strafen,  wenn  sein  Stand  ihn  gern  schützen  wollte, 
und  entweder  den  Beweis  als  ungenügend  darstellte,  um 
einen  so  heiligen  Mann  zu  verurteilen,  oder  die  Strafe 
für  zu  hart,  um  einer  durch  die  Religion  geheiligten 
Person  auferlegt  werden  zu  dürfen?  Der  Fürst  konnte 
unter  solchen  Umständen  nichts  Besseres  tun,  als  den 
Schuldigen  den  geistlichen  Gerichten  zu  überlassen,  die 
wegen  der  Fhre  ihres  Standes  dabei  interessiert  waren, 
daß  keines  seiner  Mitglieder  sich  auffallend  vergeht 
oder  auch  nur  ein  Ärgernis  gibt,  das  so  groß  ist,  um 
das  Volk  mit  Widerwillen  zu  erfüllen. 

In  dem  Zustande  Europas  während  des  10.  bis  13. 
Jahrhunderts  war  die  Verfassung  der  römischen  Kirche 
als  der  furchtbarste  Bund  anzusehen,  der  jemals  gegen 
die  Macht  und  Sicherheit  der  bürgerlichen  Obrigkeit, 
so  wie  gegen  Freiheit,  Vernunft  und  Glück  der  Mensch- 
heit gebildet  worden  war^  die  nur  da  gedeihen  können, 
wo  die  bürgerliche  Obrigkeit  sie  zu  schützen  vermag. 
In  dieser  Verfassung  waren  die  gröbsten  Täuschun- 
gen des  Aberglaubens  von  den  Privatinteressen  so  vieler 
Menschen  in  einer  Weise  unterstützt,  daß  sie  den  An- 
griffen der  menschlichen  Vernunft  unzugänglich  blie- 
ben, weil,  wenn  die  Vernunft  auch  den  Trug  des 
Aberglaubes  selbst  in  den  Augen  der  gewöhnlichen 
Leute  aufzudecken  vermocht  hätte,  sie  doch  niemals 
die  Bande  des  Privatinteresses  würde  haben  lösen 
können.  Wäre  jene  Verfassung  von  keinen  anderen 
Feinden,  als  den  schwachen  Anstrengungen  der  mensch- 
lichen Vernunft  angegriffen  worden,  so  hätte  sie  wohl 
ewig  gedauert.  Aber  dieses  ungeheure  und  wohlgel'ügte 
Gebäude,  das  alle  Weisheit  und  Tugend  des  Menschen 
nie    erschüttert,    geschweige  überwältigt  hätte,    wurde 
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durch  den  natürlichen  Lauf  der  Dinge  zuerst  geschwächt 
und  nachher  zum  Teil  zerstört,  und  wird  in  wenigen 
Jahrhunderten  vielleicht  gänzlich  in  Trümmer  fallen. 
Die  allmählichen  Fortschritte  der  Künste,  der  Ge- 
werbe und  des  Handels,  dieselben  Ursachen,  die  die  Macht 
der  großen  Barone  zerstörten,  vernichteten  auch  in  dem 
größten  Teile  Europas  die  ganze  weltliche  Macht  des 
Klerus.  In  den  Produkten  der  Künste,  der  Gewerbe  und 
des  Handels  fanden  die  Geistlichen,  wie  der  Adel,  Dinge, 
wofür  sie  ihre  rohen  Produkte  austauschen  konnten,  und 
entdeckten  darin  die  Mittel,  ihre  gesamten  Einkünfte 
auf  ihre  eigenen  Personen  zu  verwenden,  ohne  andere 
Leute  daran  teilnehmen  zu  lassen.  Ihre  Mildtätigkeit 
wurde  allmählich  eingeschränkt,  ihreGastfreiheit  weniger 
freigebig  oder  verseil  wenderisch.  Ihrer  Anhänger  wurden 
mithin  weniger,  und  nach  und  nach  schwanden  sie  ganz. 
Die  Geistlichkeit  wünschte  auch  gleich  dem  Adel,  von 
ihrem  Grundbesitz  eine  bessere  Rente  zu  gewinnen,  um 
diese  in  derselben  Weise  auf  die  Befriedigung  ihrer  Eitel- 
keit und  Torheit  zu  verwenden.  Diese  Steigerung  der 
Rente  war  aber  nur  dadurch  zu  erzielen,  daß  sie  mit 
ihren  Pächtern  Verträge  schloß,  wodurch  die  letzteren 
in  hohem  Maße  unabhängig  von  ihr  wurden.  So  brachen 
oder  lösten  sich  allmählich  die  Bande  des  Interesses, 
welche  bisher  die  niederen  Volksklassen  an  die  Geist- 
lichkeit gefesselt  hatten.  Sie  wurden  sogar  eher  ge- 
löst, als  die,  welche  die  nämlichen  Volksklassen  an  die 
großen  Barone  fesselten:  denn  da  die  Pfründen  der  Kirche 
meist  viel  kleiner  waren,  als  der  Gi'undbesitz  der  großen 
Barone,  so  war  der  Besitzer  einer  Pfründe  noch  weit 
früher  in  der  Lage,  sein  ganzes  Einkommen  auf  seine 
eigene  Person  zu  verwenden.  Während  des  14.  und 
15.  Jahrhunderts  war  die  Macht  des  Adels  in  den 
meisten  europäischen  Ländern  in  voller  Blüte,  die 
weltliche  Macht  der  Geistlichkeit  hingegen,  die  unum- 
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schränkte  Herrschaft,  welche  sie  sonst  über  die  Masse 
des  Volkes  ausgeübt  hatte,  war  schon  sehr  in  Verfall. 
Die  Macht  der  Kirche  war  damals  im  größeren  Teile 
Europas  auf  die  Attribute  ihrer  geistlichen  Macht  be- 
schränkt, und  selbst  die  geistliche  Macht  wurde  sehr 
geschwächt,  als  sie  nicht  mehr  durch  die  Mildtätigkeit 
und  Gastfreundschaft  des  Klerus  unterstützt  wurde.  Die 
niederen  Klassen  des  Volkes  sahen  nun  nicht  mehr,  wie 
früher,  in  diesem  Stande  ihre  Versorger  im  Unglück 
und  ihre  Helfer  in  der  Not.  Im  Gegenteil  wurden  sie 
durch  die  Eitelkeit,  Üppigkeit  und  Verschwendung  der 
reicheren  Geistlichen,  die  alles  für  ihr  eignes  Vergnügen 
ausgaben,  was  früher  als  das  Erbteil  der  Armen  an- 
gesehen worden  war,  gereizt  und  der  Kirche  entfremdet. 
In  dieser  Läse  der  Dine;e  suchten  die  Fürsten  in 
den  verschiedenen  Staaten  Europas  den  Einfluß,  den 
sie  sonst  bei  der  Vergebung  der  großen  Kirchenämter 
ausgeübt  hatten,  dadurch  wiederzuerlangen,  daß  sie  den 
Dechanten  und  Kapiteln  jedes  Sprengeis  ihr  altes  Recht, 
den  Bischof  zu  wählen,  und  den  Mönchen  jedes  Klosters 
ihr  Recht,  den  Abt  zu  wählen,  wieder  verschafften.  Die 
Wiederherstellung  dieser  alten  Ordnung  war  der  Zweck 
mehrerer  in  England  während  des  vierzehnten  Jahr- 
hunderts erlassener  Gesetze,  besonders  des  sogenannten 
^Sfaftifc  of  pi-nr/snrs  (Gesetz  über  die  vom  Papst  vor- 
läufig bestellten  Nachfolger)  und  der  im  15.  Jahrhun- 
dert in  Frankreich  eingeführten  pragmatischen  Sank- 
tion. Zur  Gültigkeit  der  "Wahl  gehörte  die  Zustimmung 
und  Bestätigung  des  Fürsten;  und  obgleich  die  AVahl 
noch  für  frei  galt,  so  hatte  er  doch  durch  seine  Stellung 
alle  indirekten  Mittel,  um  die  Geistlichkeit  seines  Landes 
zu  beeinflussen.  Andere  Verordnungen  ähnlicher  liich- 
tung  wurden  in  anderen  euro[)äischcn  Ländern  erlassen. 
Aber  nirgends  war  vor  der  Reformation  die  Befugnis 
des  Papstes  zur  Vergebung  der  Kirchouämter  so  wirksam 
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und  so  allgemein  beschränkt,  als  in  Frankreich  und 
England.  Den  Königen  von  Frankreich  verlieh  später, 
im  16.  Jahrhundert,  das  Konkordat  das  unbeschränkte 
Vorschlagsrecht  zu  allen  großen  Kirchenäratern  der 
gallikanischen  Kirche. 

Seit  der  Errichtung  der  pragmatischen  Sanktion  und 
des  Konkordats  zeigte  der  französische  Klerus  im  All- 
gemeinen weniger  Achtung  gegen  die  Rrlasse  des  päpst- 
lichen Hofes,  als  der  Klerus  aller  anderen  katholischen 
Länder.  In  allen  Streitigkeiten,  die  der  Fürst  mit  dem 
Papst  hatte,  ergriff  er  fast  immer  die  Partei  des  Erste- 
ren.  Diese  Unabhängigkeit  des  französichon  Klerus  vom 
römischen  Hofe  scheint  sich  hauptsächlich  auf  die  präg' 
matische  Sanktion  und  das  Konkordat  zu  gründen.  In 
den  früheren  Perioden  der  Monarchie  war  der  fran- 
zösische Klerus  dem  Papste  nicht  weniger  ergeben,  als 
der  Klerus  aller  anderen  Länder.  Als  Robert,  der  zweite 
Fürst  aus  dem  Hause  der  Kapetinger,  höchst  un- 
gerechterweise von  Rom  in  den  Bann  getan  worden 
war,  sollen  seine  eigenen  Bedienten  die  Speisen,  die 
von  seiner  Tafel  kamen,  den  Hunden  vorgeworfen  und 
sich  geweigert  haben,  irgend  etwas  zu  kosten,  was  durch 
die  Berührung  eines  Mannes  in  seiner  Lage  entweiht 
war.  Dies  ward  ihnen  aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
von  der  Geistlichkeit  ihres  Landes  vorgeschrieben. 

Der  Anspruch  auf  Vergebung  der  großen  Kirchen- 
ämter, ein  Anspruch,  zu  dessenVerteidigung  der  römische 
Stuhl  oft  die  Throne  der  größten  Reiche  der  Christen- 
heit erschüttert  und  zuweilen  umgestürzt  hatte,  wurde 
auf  diese  Weise  schon  vor  der  Reformation  in  vielen 
Ländern  Europas  beschränkt  oder  geändert  oder  völlig 
aufgegeben.  Je  weniger  Einfluß  der  Klerus  auf  das 
Volk  hatte,  desto  mehr  Einfluß  hatte  der  Staat  auf  den 
Klerus.  Letzterer  hatte  daher  sowohl  weniger  Macht 
wie  weniger  Neigung,  den  Staat  zu  beunruhigen. 
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In  diesem  Stadium  des  Verfalles  der  Macht  der 
römischen  Kirche  begannen  die  zur  Reformation  führen- 
den Streitigkeiten  in  Deutschland,  und  bald  breiteten 
sie  sich  über  ganz  Europa  aus.  Die  neuen  Lehren 
wurden  überall  von  der  Volksgunst  getragen,  und  mit 
all'  jenem  schwärmerischen  Eifer  verbreitet,  der  ge- 
wöhnlich den  Parteigeist  belebt,  wenn  er  eine  herge- 
brachte Autorität  angreift.  Die  Lehrer  des  neuen  Glau- 
bens, obwohl  vielleicht  in  anderen  Beziehungen  nicht 
gelehrter  als  viele  der  Theologen,  welche  die  bestehende 
Kirche  verteidigten,  scheinen  im  allgemeinen  mit  der 
Kirchengeschichte  und  mit  dem  Ursprünge  und  Fort- 
gange der  Dogmatik,  auf  welche  sich  die  Autorität  der 
Kirche  gründete,  besser  vertraut  gewesen  zu  sein,  und 
gewannen  dadurch  fast  in  jedem  Streite  Vorteile.  Die 
Strenge  ihrer  Sitten  gab  ihnen  bei  den  gewöhnlichen 
Leuten,  die  ihren  geordneten  Lebenswandel  der  Lieder- 
lichkeit der  meisten  Geistlichen  ihrer  Kirche  entgegen- 
stellten, Ansehen.  Auch  besaßen  sie  in  einem  weit 
höheren  Grade  als  ihre  Widersacher  alle  Künste  der 
Popularität  und  der  Proselytenmacherei,  Künste,  welche 
die  stolzen  Würdenträger  der  Kirche  längst  als  sehr 
überflüssig  vernachlässigt  hatten.  Die  Vernünftigkeit 
der  neuen  Lehre  empfahl  sie  einigen,  ihre  Neuheit 
vielen;  der  Haß  und  die  Verachtung  der  bisherigen 
Geistlichkeit  noch  viel  mehreren ;  aber  die  eifrige,  leiden- 
schaftliche und  schwärmerische,  obgleich  oft  plumpe 
und  bäuerische  Beredsamkeit,  mit  der  sie  fast  überall 
gepredigt  wurde,  empfahl  sie  bei  weitem  den  meisten. 

Der  Erfolg  der  neuen  Lehre  war  fast  überall  so 
groß,  daß  es  den  Fürsten,  die  mit  Rom  auf  gespanntem 
Fuße  standen,  durch  sie  leicht  wurde,  in  ihren  Ländern 
die  Kirche,  welche  die  Achtung  und  Verehrung  der 
unteren  Volksklassen  verloren  hatte  und  kaum  mehr 
Widerstand  leisten  konnte,  zu  überwältigen.  Der  römische 


1^42  Fünftes  Buch:  Die  Staatsfinanzen. 

Stuhl  hatte  einige  der  kleineren  Fürsten  des  nördlichen 
Deutschlands,  die  er  wahrscheinlich  für  zu  unbedeutend 
hielt,  um  sie  für  sich  gewinnen  zu  wollen,  beleidigt, 
und  diese  führten  daher  sämtlich  die  Refoi'mation  in 
ihren  Ländern  ein. 

Die  Tyrannei  Christians  IT.  und  des  Erzbischofs 
Troll  von  Upsala  setzte  Gustav  Wasa  in  den  Stand, 
beide  aus  Schweden  zu  vertreiben.  Der  Papst  begün- 
stigte den  Tyrannen  und  den  Erzbischof,  und  Gustav 
Wasa  fand  keine  Schwierigkeit,  die  Reformation  in 
Schweden  einzuführen.  Später  wurde  Christian  II.  auch 
des  Throns  von  Dänemark  entsetzt,  wo  seine  Haltung 
ihn  ebenso  verhaßt  gemacht  hatte,  wie  in  Schweden. 
Dennoch  wollte  sich  der  Papst  noch  immer  seiner  an- 
nehmen, und  Friedrich  von  Holstein,  der  statt  seiner  den 
Thron  bestiegen  hatte,  rächte  sich  dadurch,  daß  er  dem 
Beispiele  Gustav  Wasas  folgte.  Die  Magistrate  von 
Bern  und  Zürich,  die  keinen  besonderen  Streit  mit  dem 
Papste  hatten,  führten  die  Refor-mation  in  ihren  Kan- 
tonen sehr  leicht  ein,  wo  eben  einige  Geistliche  durch 
einen  etwas  gar  zu  groben  Beti'ug  den  ganzen  Stand 
verächtlich  gemacht  hatten. 

In  dieser  kritischen  Lage  bemühte  sich  der  päpst- 
liche Hof  nicht  wenig,  die  Freundschaft  der  mächtigen 
FürstenFrankreichs  und  Spaniens,von  denen  der  letzte  da- 
malsDeutscher  Kaiser  war,  zu  pflegen.  Mit  ihrer  Hilfe  war 
er  imstande,  den  Fortgang  der  Reformation  in  beiden 
Reichen,  obwohl  nicht  ohne  große  Schwierigkeit  und 
vieles  Blutvergießen,  zu  unterdrücken,  oder  wenigstens 
sehr  bedeutend  zu  hemmen.  Nicht  minder  geneigt  war 
er,  sich  dem  König  von  F^ngland  dienstbar  zu  erweisen; 
allein  die  Zeitumstände  erlaubten  dies  nicht,  ohne  einen 
noch  mächtigeren  Fürsten,  Karl  V.,  König  von  Spanien 
und  Deutschen  Kaiser,  vor  den  Kopf  zu  stoßen. 
Heini  ich  VIII.  war  daher,  obwohl  für  seine  Person  den 
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meisten  Lehren  der  Reformation  abhold,  doch  bei  ihrem 
allgemeinen  Vorwiegen  im  Stande,  alle  Klöster  aufzu- 
heben, und  die  Macht  der  römischen  Kirche  in  seinem 
Staate  zu  vernichten.  Daß  er  so  weit,  wenn  auch  nicht 
weiter  ging,  tat  den  Anhängern  der  Reformation  wenig- 
stens einiges  Genüge;  und  als  sie  unter  seinem  Sohne 
und  Nachfolger  von  der  Regierung  Besitz  nahmen,  vol- 
lendeten sie  das  von  Heinrich  VIII.  begonnene  Werk 
ohne  alle  Schwierigkeit. 

In  einigen  Ländern,  wie  in  Schottland,  wo  die  Re- 
gierung schwach,  unpopulär  und  nicht  fest  gegründet 
war,  war  die  Reformation  stark  genug,  nicht  nur  die 
Kirche,  sondern  auch  den  Staat  zu  stürzen,  weil  er  der 
Kirche  Beistand  leistete. 

Unter  den  in  allen  Ländern  Europas  zerstreuten 
Anhängern  der  Reformation  gab  es  kein  allgemeines 
Tribunal,  welches  gleich  dem  römischen  Hof  oder  einem 
ökumenischen  Konzil  alle  Streitigkeiten  unter  ihnen  hätte 
schlichten  und  mit  unwidei-stehlicher  Autorität  ihnen 
allen  die  genauen  Grenzen  der  Rechtgläubigkeit  hätte 
vorschreiben  können.  Als  daher  die  Nachfolger  der 
Reformatoren  in  dem  einen  Lande  mit  ihren  Brüdern  in 
einem  andern  uneins  wurden,  konnte  der  Streit,  da  es 
keinen  geraeinsamen  Richter  gab,  an  den  man  hätte 
appellieren  können,  niemals  entschieden  werden,  und 
solcher  Streitigkeiten  entstanden  viele  unter  ihnen.  Am 
wichtigsten  für  den  Frieden  und  die  Wohlfahrt  der  bür- 
gerlichen Gesellschaft  waren  wohl  die  Streitigkeiten  um 
das  Kirchenregiment  und  das  Recht,  die  geistlichen 
Amter  zu  vergeben.  Sie  gaben  den  beiden  Hauptpar- 
teien unter  den  Anhängern  der  Reformation,  den  Luthe- 
ranern und  den  Kalvinisten,  ihre  Entstehung,  den  einzi- 
gen Parteien  der  Reformation,  deren  Lehre  und  Zucht 
bisher  in  Europa  gesetzliche  Geltung  erlangt  hat. 

Die  Anhänger  Luthers,  sowie  die  sogenannte  angli- 
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kanische  Kirche,  behielten  mehr  oder  weniger  vom  bischöf- 
lichen Regiment  bei,  stellten  die  Unterordnung  unter 
die  Geistlichkeit  her,  gaben  dem  Landesherrn  das  Er- 
nennungsrecht der  Bischöfe  und  anderer  hohen  Würden- 
träger und  machten  ihn  dadurch  zum  wahren  Haupte  der 
Kirche;  und  ohne  dem  Bischof  das  Ernennungsrecht  für 
die  Pfarreien  zu  entziehen,  ließen  sie  selbst  bei  diesen 
letzteren  den  Landesherrn  wie  allen  anderen  Kirchen- 
patronen das  Präsentationsrecht,  ja  begünstigten  es  so- 
gar. Diese  Kirchenverfassung  war  von  Anfang  an  dem 
Frieden,  der  Ordnung  und  der  Ehrfurcht  gegen  den 
Landesherrn  günstig.  Sie  hat,  wo  sie  einmal  hergestellt 
war,  niemals  zu  Unruhen  Anlaß  gegeben.  Besonders 
die  anglikanische  Kirche  hat  sich  stets  mit  vollem  Rechte 
der  unverbrüchlichen  Loyalität  ihrer  Grundsätze  ge- 
rühmt. Unter  einer  solchen  Kirchenverfassung  sucht  sich 
die  Geistlichkeit  natürlich  dem  Fürsten,  dem  Hofe  und 
dem  hohen  und  niederen  Adel  des  Landes,  durch  deren 
Einfluß  sie  hauptsächlich  Beförderung  erwartet,  zu  em- 
pfehlen. Gewiß  umwirbtsie  diese  Gönner  zuweilen  durch 
die  niedrigste  Schmeichelei  und  Kriecherei,  oft  aber  auch 
durch  alle  die  Künste,  welche  bei  Leuten  von  Rang  und 
Vermögen  Achtung  verdienen  und  daher  auch  leicht  ge- 
winnen, nämlich  durch  vielseitige  Kenntnisse  und  Ge- 
lehrsamkeit, durch  die  bescheidene  Freimütigkeit  ihres 
Betragens,  durch  den  guten  Ton  ihrer  Unterhaltung  und 
durch  erklärte  Verachtung  der  törichten  und  heuchle- 
rischen Sittenstrenge,  welche  Schwärmer  predigen  und 
auszuüben  vorgeben,  um  auf  sich  die  Verehrung,  auf  die 
meisten  Leute  von  Rang  und  Vermögen  aber,  die  off  enge- 
stehen, daß  sie  sie  nicht  üben,  den  Abscheu  der  niede- 
ren Stände  zu  lenken.  Eine  Geistlichkeit  jedoch,  die  um 
die  Gunst  der  höheren  Stände  buhlt,  vernachlässigt 
leicht  die  Mittel,  ihren  Einfluß  und  ihr  Ansehen  bei 
den    niederen    Ständen    zu    behaupten.     Die   Höheren 
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lauschen  ilmen,  achten  und  verehien  sie;  aber  voi-  den 
unleren  vermögen  sie  oft  ihre  besonnenen  und  gemäßig- 
ten Grundsätze  nicht  überzeugend  genug  gegen  die  un- 
wissendsten Schwärmer  zu  verteidigen,  denen  es  ein- 
fällt, sie   anzugreifen. 

Die  Anhänger  Zvvinglis  oder  vielmehr  Calvins  er- 
kannten im  Gegenteil  der  Gemeinde  das  Recht  zu,  ihren 
Pfarrer  selbst  zu  wählen,  und  führten  zugleich  die  voll- 
kommenste Gleichheit  unter  der  Geistlichkeit  ein.  Die 
erstere  Einrichtung  scheint,  solange  sie  in  Kraft  blieb, 
nichts  als  Unordnung  und  Verwirrung  hervorgebracht 
und  die  Sitten  der  Geistlichkeit  wie  der  Gemeinde  gleich- 
mäßig verdorben  zu  haben.  Die  andere  dagegen  hat 
wohl  immer  nur  durchaus  annehmbare  Folgen  gehabt. 

Solanoe  die  Gemeinden  das  liecht  behielten,  ihre 
Pfarrer  zu  wählen,  handelten  sie  fast  immer  unter  dem 
Einflüsse  der  Geistlichen,  und  in  der  Regel  der  unruhig- 
sten und  fanatischsten  unter  ihnen.  Um  ihren  Einfluß 
bei  den  Volkswahlen  zu  sichern,  wurden  viele  Geistliche 
selbst  Fanatiker,  oder  suchten  es  wenigstens  zu  scheinen  ; 
schürten  beim  Volke  den  Fanatismus  itnd  gaben  fast  immer 
dem  fanatischsten  Bewerber  den  Vorzug.  Eine  so  ge- 
ringfügige Sache,  wie  die  Ernennung  eines  Pfarrers, 
erregte  fast  immer  heftigen  Streit,  nicht  nur  in  einem 
Kirchspiel,  sondernauch  in  allen  benachbarten,  die  selten 
ermangelten,  an  dem  Handel  teil  zu  nehmen.  In  großen 
Städten  teilten  sich  alle  Einwohner  in  zwei  Parteien; 
und  bildete  diese  Stadt  eine  eigene  kleine  Republik, 
oder  war  sie  die  Hauptstadt  einer  kleinen  Republik, 
wie  es  bei  vielen  der  bedeutenden  Städte  der  Schweiz 
und  Hollands  der  Fall  ist,  so  drohte  jeder  armselige 
Zwist  dieser  Art,  nicht  allein  die  Erbitterung  aller 
ihrer  anderen  Parteien  anzufachen,  sondern  sowohl  eine 
neue  Spaltung  in  der  Kirche  wie  eine  neue  Partei  im 
Staate  zurückzulassen.     In  diesen  kleinen  Republiken 
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fand  es  die  Obrigkeit  daher  sehr  bald  nötig,  zur  Er- 
haltung des  öffentlichen  Friedens  das  Vorschla2:srecht 
für  alle  erledigten  Pfai-reien  an  sich  zu  nehmen.  In 
Schottland,  dem  größtenLande,  in  dem  je  diesePresbyte- 
rialverfassung  eingeführt  war,  wurden  durcli  die  Akte, 
welche  zu  Anfang  der  Regierung  Wilhelms  ITI.  die 
Pi-esbyterien  einführte,  die  Patronatsrechte  tatsächlich 
abgeschafft.  Diese  Akte  knüpfte  wenigstens  das  Wahl- 
recht an  eine  geringe  Kirchensteuer.  Die  dur'ch  diese 
Akte  eingeführte  Verfassung  bestand  ungefähr  zweiund- 
zwanzig Jahre,  wurde  aber  durch  Akte  10  der  Königin 
Anna  c.  12  wegen  der  Verwirrung  und  Unordnung,  zu 
denen  die  Volkswahl  fast  überall  geführt  hatte,  wieder 
abgeschafft.  Gleichwohl  konnte  in  einem  so  ausgedehn- 
ten Lande  wie  Schottland  ein  Aufruhr  in  einem  entfern- 
ten Kirchspiel  die  Regierung  nicht  so  leicht  beunruhigen, 
wie  in  einem  kleineren.  Akte  10  der  Königin  Anna 
stellte  die  Patronatsrechte  wieder  her.  Obwohl  aber  in 
Schottland  das  Gesetz  dem  vom  Patron  Vorgeschlagenen 
ausnahmslos  das  Amt  zuspricht,  fordert  die  Kirche  doch 
zuweilen  —  denn  sie  ist  in  dieser  Beziehung  nicht  immer 
konsequent  geblieben  —  eine  gewisse  Mitwirkung  des 
Volkes,  bevor  sie  dem  Vorgeschlagenen  die  sogenannte 
Seelsorge  oder  die  Ausübung  dei- geistlichen  Obliegenhei- 
ten anvertraut.  Sie  verschiebt  wenigstens  bisweilen  aus 
angeblicher  Sorge  für  die  Ruhe  der  Gemeinde  die  Einfüh- 
rung  solange,  bis  deren  Zustimmung  erfolgt  ist.  Die 
Umtriebe  benachbarter  Geistlichen,  zuweilen  um  diese 
Zustimmung  herbeizuführen,  weit  öfter  aber  um  sie  zu 
verhindern,  und  die  Popularitätshascherei,  die  damit  ver- , 
knüpft  ist,  sind  wohl  die  Ursachen,  die  sowohl  bei  der 
schottischen  Geistlichkeit  wie  bei  dem  schottischen 
Volke  die  etwaigen  Reste  des  alten  fanatischen  Geistes 
hauptsächlich  erhalten. 

DieGleichheit,  welche  die  presbyterianischeKirchen- 
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Verfassung  unter  der  Geistlichkeit  herstellt,  besteht  ei-- 
stens  in  der  Gleichheit  der  Macht  oder  kirchlichen  Befug- 
nisse und  zweitens  in  der  Gleichheit  des  Amts.  Die  Gleich- 
heit der  Befugnisse  ist  in  allen  presbytei-ianischen  Kirchen 
vollständig,  die  des  Amts  nicht.  Doch  ist  der  Unterschied 
zwischen  der  einen  Stelle  und  der  andern  kaum  so  be- 
deutend, um  den  Besitzer  selbst  der  geringsten  in  Ver- 
suchungzu  führen,  den  Patron  mitden  niedrigen  Künsten 
der  Schmeichelei  und  Kriecherei  zu  umwerben,  um  eine 
bessere  zu  erhalten.  Wo  unter  der  presbyteiianisehen 
Verfassung  die  Patronatsrechte  gelten,  suchen  die  Geist- 
lichen die  Gunst  ihr'er  Obern  im  Allgemeinen  durch 
edlere  und  bessere  Mittel  zu  gewinnen,  durch  Gelehr- 
samkeit, untadeligen  Lebenswandel  und  treue  Pflichter- 
füllung. Ihre  Pati'one  klagen  sogar  oft  über  ihren  Un- 
abhängigkeitssinn, den  sie  gern  als  Undank  für  frühere 
Gunst  auslegen,  der  aber  im  schlimmsten  Falle  wohl 
nur  die  Gleichgültigkeit  ist,  die  natürlich  aus  dem  Be- 
wußtsein entspringt,  daß  keine  ähnlichen  Wohltaten 
mehr  zu  erwarten  sind.  Es  gibt  vielleicht  in  ganz 
Europa  keine  gelehrteren,  sittlicheren,  unabhängigeren 
und  achtungsweiteren  Männer,  als  die  meisten  presby- 
teiianisehen Geistlichen  von  Holland,  Genf,  der  Schweiz 
und  Schottlands. 

Wo  die  geistlichen  Stellen  alle  ziemlich  gleich  sind, 
kann  keine  sehr  groß  sein,  und  dieses  Mittelmaß,  ob- 
wohl es  zu  weit  getrieben  sein  kann,  hat  doch  sehr  gute 
Folgen.  Nur  die  exemplarische  Moral  kann  einem  Manne 
von  schmalen  Einnahmen  Wüi'de  vei'leihen.  Die  Laster 
des  Leichtsinns  und  der  Eitelkeit  machen  ihn  lächerlich, 
und  sind  überdies  für  ihn  fast  so  verderblich,  wie  für 
die  gewöhnlichen  Leute.  Er  ist  also  zu  demselben  Lebens- 
wandel genötigt,  den  die  niederen  Stände  am  meisten 
achten.  Er  gewinnt  ihre  Achtung  und  Liebe  durch  den 
Lebenswandel,  den  sein  Interesse  und  seine  Lage  ihm 
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vorschreiben.  Die  niederen  Stände  sehen  auf  ihn  mit 
der  Freundlichkeit,  mit  der  wir  jemanden  zu  betrachten 
pflegen,  der  sich  ungefähr  in  unseiei'  Lage  befindet  und 
der  uns  doch  für  höher  gestellt  gilt.  Ihre  Freundschaft 
ruft  natürlich  die  seinige  hervor.  Er  bemüht  sich  um 
ihre  Unterweisung  und  tut  alles,  um  ihnen  beizustehen 
und  zu  helfen.  Er  verachtet  selbst  die  Vorurteile  der 
Leute  nicht,  die  gegen  ihn  so  günstig  gesinnt  sind,  und 
behandelt  sie  niemals  mit  der  Geringschätzung  und  An- 
maßung, der  man  so  oft  bei  den  hochmütigen  Würden- 
trägern reicher  und  wohldotierter  Kirchen  begegnet.  Die 
presbyterianische  Geistlichkeit  hat  daher  mehr  EinflufJ 
auf  das  Volk,  als  die  Geistlichen  vielleicht  irgend  einer 
anderen  Kirche.  Nur  in  presbj^terianischen  Ländern 
findet  man  daher  auch  das  Volk  fast  ausnahmslos  und 
ohne  Zwang  der  hei-rschenden  Kirche  zugewendet. 

In  Ländern,  wo  die  meisten  Kirchenstellen  sehr 
mäßig  sind,  verschafft  ein  Lehrstuhl  auf  einer  Universität 
gewöhnlich  eine  bessere  Stelle,  als  ein  Kirchenamt.  Die 
Univei'sitäten  haben  in  diesem  Falle  die  freieste  Auswahl 
aus  allen  Theologen  des  Landes,  die  überall  die  weitaus 
zahlreichste  Klasse  der  Gelehrten  ausmachen.  Wo  da- 
gegen viele  fette  Pfründen  bestehen,  entzieht  die  Kirche 
den  Universitäten  ihre  ausgezeichnetsten  Gelehrten,  die 
in  der  Regel  irgend  einen  Patron  finden,  der  sich  eine 
P^hre  daraus  macht,  ihnen  eine  Pfründe  zu  verschaffen. 
In  ersterem  Falle  werden  wir  die  Universitäten  mit  den 
ausgezeichnetsten  GelehrtendesLandes besetzt  sehen;  in 
letzterem  werden  wir  wenige  ausgezeichnete  Männer  dort 
finden,  und  diese  wenigen  allenfalls  untei-  den  jüngsten 
Mitgliedern,  die  ihnen  wahrscheinlich  auch  entzogen  wer- 
den, bevor  sie  genug  P]rfahrungen  und  Kenntnisseerwor- 
ben haben,  umihnen  von  erheblichemNutzenzusein.  Vol- 
tairebemerkt, daß  P. Porree,  ein  Jesuit  ohne  hervorragende 
wissenschaftliche  Bedeutung,  der  einzige  Professor  in 
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Frankreich  sei,  dessen  Werke  lesenswert  seien.  In 
einem  Lande,  das  so  viele  ausgezeichnete  Gelehrte  her- 
vorgebracht hat,  muß  es  auffallen,  daß  kaum  einer  von 
ihnen  ein  Universitätsprofessor  war.  Der  berühmte 
Gassendi  war  anfänglich  Professor  der  Universität  Aix. 
Kaum  hatte  man  sein  Genie  erkannt,  als  ihm  vorgestellt 
wurde,  daß  er  in  der  Kirche  leicht  ein  viel  ruhigeres  und 
bequemeres  Auskommen  und  bessere  Gelegenheit  zur 
Fortsetzung  seiner  Studien  finden  werde ;  und  er  folgte 
diesem  Rate  augenblicklich.  Die  Bemerkung  Voltaires 
gilt,  glaube  ich,  nicht  blos  für  Frankreich,  sondern  auch 
für  alle  anderen  römisch-katholischen  Länder.  Man  wird 
selten  in  einem  von  ihnen  einen  ausgezeichneten  Gelehr- 
ten als  Universitätsprofessor  finden,  ausgenommen  etwa 
in  den  Professuren  des  Hechts  und  derMedizin,  denen  die 
Kirche  sie  nicht  so  leicht  entziehen  kann.  Nächst  der 
römischen  Kirche  ist  die  englische  die  reichste  und  best- 
dotierte Kirche  der  Christenheit.  In  England  entzieht 
daher  auch  die  Kirche  den  Universitäten  fortwährend  die 
besten  und  geschicktesten  Mitglieder,  und  ein  alter  Pro- 
fessor von  europäischem  Rufe  ist  hier  ebenso  selten  wie 
in  katholischen  Ländern.  In  Genf  hingegen,  in  den 
protestantischen  Kantonen  der  Schweiz,  den  protestanti- 
schen Ländern  Deutschlands,  in  Holland,  Schottland, 
Schweden  und  Dänemark  sind  die  ausgezeichnetsten  Ge- 
lehrten, die  diese  Länder  aufzuweisen  haben,  zwar  nicht 
alle,  aber  doch  meist  Universitätsprofessoren  gewesen. 
In  diesen  Ländern  entziehen  die  Universitäten  der 
Kirche  fortwährend  ihre  ausgezeichnetsten  Gelehrten. 
Bemerkenswert  dürfte  auch  sein,  daß,  abgesehen 
von  den  Dichtern  und  einigen  Rednern  und  Geschicht- 
schreibern, die  meisten  übrigen  ausgezeichnotenGelehrten 
Griechenlands  und  Roms,  namentlich  die  Philosophen  und 
Rhetoriker,  zugleich  öffentliche  oder  p  rivateLehrei-  waren . 
Dies  trifft  für  die  Zeit  des  Lysias  und  Isokrates,  dos 
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Plato  und  Aristoteles  bis  auf  die  Zeit  des  Plutaich  und 
Epiktet,  des  Sueton  und  Quintilian  zu.  Die  Nötigung, 
Jahr  aus  Jahr  ein  eine  bestimmte  Wissenschaft  zu  lehren, 
scheint  in  der  Tat  das  vviiksamsto  Mittel  zu  sein,  u,m 
jemanden  zum  Meister  darin  zu  machen.  Durch  die 
Nötigung,  jedes  Jahr  denselben  Acker  zu  pflügen,  wird 
er,  wenn  er  überhaupt  zu  Etwas  taugt,  notwendig  in 
einigen  Jahren  mit  allen  seinen  Teilen  bekannt  sein, 
und  wenn  er  sich  in  einem  Jahre  über  gewiße  Punkte 
eine  zu  voreilige  Meinung  gebildet  haben  sollte,  wird  er 
sie  wahrscheinlich,  wenn  er  im  Laufe  seiner  Vorträge 
im  nächsten  Jahre  auf  dasselbe  Thema  kommt,  berichti- 
gen. Wie  es  gewiI3  die  natürliche  Beschäftigung  eines 
bloßen  Gelehrten  ist,  Lehrer  einer  Wissenschaft  zu  sein, 
so  ist  es  wohl  auch  das  beste  Mittel  zu  seiner  Ausbildung 
und  zur  Erlangung  solider  Kenntnisse.  Das  Mittelmaß 
der  Kirchenstellen  dient  dazu,  die  meisten  Gelehrten 
der  Beschäftigung  zuzuwenden,  in  welcher  sie  sich  dem 
Publikum  am  nützlichsten  machen  und  zugleich  sich 
selbst  die  möglichste  Ausbildung  verschaffen  können. 
Sie  dient  dazu,  ihre  Gelehrsamkeit  möglichst  zu  ver- 
tiefen und  möglichst  gemeinnützig  zu  machen. 

Die  Einkünfte  jeder  herrschenden  Kirche,  mit  Aus- 
nahme derjenigen  aus  eigenen  Ländereien,  sind  ein  Zweig 
der  allgemeinen  Staatseinkünfte,  der  einem  ganz  anderen 
Zwecke  dient,  als  dem  Schutze  der  Bürger.  Der  Zehnte 
z.  B.  ist  eine  wahre  Grundsteuer,  die  es  den  Grundbe- 
sitzern unmöglich  macht,  zur  Landesverteidigung  so  viel 
beizutragen,  wie  sie  es  sonst  könnten.  Die  Grundrente 
aber  ist  nach  einigen  der  einzige,  nach  anderen  der 
hauptsächlichste  Fonds,  woraus  in  allen  großen  Mo- 
narchien die  Staatsbedürfnisse  zuletzt  befriedigt  werden 
müssen.  Je  mehr  von  diesem  Fonds  an  die  Kirche  ge- 
geben wird,  desto  weniger  kann  offenbar  für  den  Staat 
übrig  bleiben.  Es  kann  also  als  feststehend  angenommen 
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werden,  daß  unter  sonst  gleichen  Umständen  entweder 
dei'  Fürst  oder  das  Volk  desto  ärmer  sein  muf3,  je  reicher 
die  Kirche  ist,  und  daß  in  allen  Fällen  der  Staat  weniger 
im  Stande  sein  wird,  seine  Bürger  zu  schützen,  In 
melireren  protestantischen  Ländern,  namentlich  in  allen 
protestantischen  Kantonen  der  Schweiz,  erwiesen  sich 
die  Einkünfte,  welche  früher  der  katholischen  Kirche 
gehört  hatten,  die  Zehnten  und  Ländereien,  nicht  nui'  als 
hinreichend,  die  Geistlichen  zu  besolden,  sondern  auch 
mit  geringem  oder  gar  keinem  Zuschuß  alle  anderen 
Staatsausgaben  zu  bestreiten.  Die  Obrigkeit  des  mächti- 
gen Kantons  Bern  hat  aus  den  Ersparnissen  dieses  Fonds 
eine  sehr  bedeutende  Summe,  man  sagt  mehrere  Millionen 
aufgehäuft,  wovon  ein  Teil  in  dem  Staatsschatze  ver- 
wahrt, ein  anderer  verzinslich  angelegt  ist,  namentlich 
in  französischen  und  britischen  Anleihen.  Wie  viel  die 
gesamten  Ausgaben  betragen,  welche  die  Kirche  Berns 
odej'  eines  anderen  protestantischen  Kantons  den  Staat 
kostet,  weiß  ich  nicht.  Aus  einer  sehr  genauen  Be- 
rechnung geht  hervor-,  daß  1755  das  gesamte  Ein- 
kommen der  schottischen  Geistlichkeit  mit  Einschluß 
ihrer  Ländereien  und  des  Mietszinses  von  ihren  Pfarr- 
oder Wohnhäusern  nach  einer  mäßigen  Schätzung  nur 
£  68,514  1  sh.  5Vi2  d.  betrug.  Diese  sehr  mäßigen 
Einkünfte  verschafften  94:4  Pfarrern  ein  bescheidenes 
Auskommen.  Die  Gesamtkosten  für  die  Kirche  mit 
Einschluß  der  gelegentlichen  Ausgaben  für  den  Bau  und 
die  Ausbesserung  der  Kirchen  und  Pfarrhäuser-  ist  kaum 
auf  €  80 — 85,000  zu  ver-anschlagen.  Die  reichste  Kir-che 
der  Christenheit  hält  die  Glaubenseinheit,  die  Frömmig- 
keit, den  Sinn  für  Or-dnung  und  strenge  Sittlichkeit 
unter  der  Masse  des  Volkes  nicht  besser  aufrecht,  als 
diese  so  ärmlich  dotier'te  Kirche  Schottlands.  Alle  guten 
Wirkungen  im  bürger-lichen  wie  im  religiösen  Leben,  die 
sich  von  einer    herrschenden  Kirche    erwarten   lassen, 
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werden  von  ihr  so  vollständig  wie  von  irgend  einer  her- 
vorgebracht. Die  meisten  protestantischen  Kirchen  der 
Schweiz,  die  im  Allgemeinen  nicht  besser  dotiert  sind  als 
die  schottische  Kirche,  bringen  diese  Wirkungen  in  noch 
höherem  Grade  hervor.  In  den  meisten  protestantischen 
Kantonen  findet  man  niemanden,  der  nicht  zur  herr- 
schenden Kirche  gehörte.  Wenn  er  sich  zu  einer  anderen 
bekennt,  nötigt  ihn  das  Gesetz  allerdings,  den  Kanton 
zu  verlassen;  allein  ein  so  strenges  oder  vielmehr  so 
tyrannisches  Gesetz  hätte  niemals  in  so  freien  Ländern 
zur  Ausführung  kommen  können,  wenn  nicht  zuvor  der 
Eifer  der  Geistlichen  die  ganze  Masse  des  Volks  vielleicht 
bis  auf  wenige  Einzelne  zur  herrschenden  Kirche  bekehrt 
hätte.  In  einigen  Teilen  der  Schweiz,  wo  wegen  der 
zufälligen  Union  einer  protestantischen  und  katholi- 
schen Landschaft  die  Bekehrung  nicht  so  vollständig 
war,  sind  daher  beide  Religionen  nicht  nur  geduldet, 
sondern  bestehen  gesetzlich  nebeneinander. 

Jeder  Dienst  erfordert  eine  angemessene  Bezahlung, 
Wird  er  viel  zu  schlecht  bezahlt,  so  wird  er  leicht  durch 
die  Mittelmäßigkeit  und  Unfähigkeit  der  Meisten,  die 
sich  ihm  widmen,  leiden.  Wird  er  viel  zu  hoch  bezahlt, 
so  leidet  er  vielleicht  noch  mehr  durch  ihre  Nachläßig- 
keit  und  Trägheit.  Ein  Mann  von  großen  Einkünften, 
sein  Beruf  sei  welcher  er  wolle,  meint,  er  müsse  wie  andere 
Leute  mit  großen  t]inkünften  leben,  und  einen  großen 
Teil  seiner  Zeit  in  Festlichkeiten  und  Zerstreuungen 
hinbringen.  Einem  Geistlichen  aber  nimratdiese  Lebens- 
weise nicht  allein  die  Zeit,  die  seiner  Pflichterfüllung 
gewidmet  sein  sollte,  sondern  vernichtet  auch  in  den 
Augen  der  gewöhnlichen  Leute  fast  gänzlich  die  Heilig- 
keit des  Charakters,  die  ihn  allein  in  Stand  setzt,  jene 
Pflichten  mit  dem  gehörigen  Gewicht  und  Ansehen  zu 
erfüllen. 
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Vierte  Abteilung. 

Ausgaben  zur  Auf rechthaltung  dosßanges  des 
Fürsten. 

Außer  den  Ausgaben,  die  den  Fürsten  in  den  Stand 
setzen  müssen,  seine  Pflichten  zu  erfüllen,  sind  noch  ge- 
wiße  Kosten  für  die  Aufrechthaltung  seines  Ranges  er- 
forderlich. Diese  Kosten  ändern  sich  nach  den  ver- 
schiedenen Kulturperiodon  und  den  verschiedenen 
Regierungs  formen. 

In  einem  reichen  und  gebildeten  Volke,  wo  alle 
Stände  die  Ausgaben  für  ihre  Häuser,  ihre  Möbel,  ihre 
Tafel,  ihre  Kleidung  und  ihre  ganze  Ausstattung  täglich 
vermehren,  ist  nicht  zu  erwarten,  daß  der  Fürst  allein 
hinter  der  Mode  zurückbleiben  soll.  Er  wird  daher 
natürlich  oder  unvermeidlich  für  alle  diese  Artikel  eben- 
falls mehr  verausgaben.  Sein  Rang  selbst  scheint  dies 
zu  erfordern. 

Da  ein  Monarch  an  Rang  höher  über  seinen  Unter- 
tanen steht,  als  der  erste  Beamte  einer  Republik  über 
seinen  Mitbürgern,  so  bedarf  es  gröloerer  Kosten,  um 
diesen  höheren  Rang  zu  behaupten.  Wir  erwarten  mehr 
Glanz  am  Hofe  eines  Königs,  als  in  dem  Wohnhause 
eines  Dogen  oder  Bürgermeisters. 

Schluß. 

Die  Ausgaben  für  die  Landesverteidigung  wie  die 
für  die  Behauptung  des  Ranges  der  höchsten  Obrigkeit 
dienen  beide  dem  allgemeinen  Besten  der  Volksgesamt- 
heit. Es  ist  daher  billig,  daß  sie  durch  die  allgemeinen 
Steuern  des  ganzen  Volkes  bestritten  werden,  und  daß 
alle  seine  Glieder  m<)glichst  im  Verhältnis  zu  ihrer 
Leistungsfähigkeit  dazu  beitragen. 
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Auch  die  Ausgaben  für  die  ßechtspflege  lassen  sich 
ohne  Zweifel  als  dem  Besten  des  ganzen  Volkes  dienend 
betrachten,  und  es  ist  daher  nicht  unrichtig,  sie  durch 
die  allgemeinen  Steuern  des  ganzen  Volkes  aufbringen 
zu  lassen.  Die  Personen,  die  zu  diesen  Ausgaben 
Anlaß  geben,  sind  jedoch  solche,  die  durch  Unrecht 
der  einen  oder  anderen  Art  es  nötig  machen,  Hilfe 
und  Schutz  bei  den  Gerichten  zu  suchen.  Diejenigen, 
die  von  diesen  Ausgaben  den  unmittelbarsten  Vorteil 
geniessen,  sind  hinwiederum  solche,  denen  die  Gerichte 
ihi'  Recht  verschaffen,  oder  die  sie  in  ihren  ßechten  er- 
halten. Die  Kosten  der  Rechtspflege  lassen  sich  daher 
sehr  angemeßen  durch  die  Beiträge  der  einen  oder  der 
anderen  oder  beider  Parteien,  je  nach  Lage  der  Sache, 
d.  h.  durch  die  Gericlitssporteln  aufbi'ingen.  Auf  die  all- 
gemeine Besteuerung  des  ganzen  Volkes  braucht  nur  bei 
dem  Verfahren  gegen  Verbrecher  gegriffen  zu  werden, 
die  nichts  besitzen,  um  die  Gerichtskosten  bezahlen  zu 
können. 

Die  lokalen  oder  provinziellen  Ausgaben,  die  nur 
dem  Ort  oder  der  Provinz  zu  gute  kommen,  wie  z.  B. 
für  die  Polizei  einer  Stadt  oder  eines  Bezirks,  sollten 
aus  Orts-  oder  provinziellen  Mitteln  bestritten  und  nicht 
der  vStaatskasse  aufgebürdet  werden.  Es  ist  unrecht, 
daß  das  ganze  Volk  zu  einer  Ausgabe  beisteuert,  deren 
Nutzen  auf  einen  Teil  des  Volkes  beschränkt  ist. 

Die  Kosten  der  Unterhaltung  guter  Landstraßen 
und  Verbindungen  kommen  ohne  Zweifel  dem  ganzen 
Volke  zugute  und  können  daher  ohne  Unbill  durch 
die  allgemeine  Besteuerung  des  ganzen  Volkes  bestritten 
werden.  Diese  Ausgaben  sind  jedoch  am  mittelbarsten 
denen  von  Nutzen,  welche  von  einem  Orte  zum  andern 
reisen  oderWaren  verführen,  und  denen,  die  diese  Waren 
verbrauchen.  In  England  und  in  anderen  Ländern  legen 
daher  die  Chausseegelder   jenen  beiden  Klassen  diese 
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Kosten  vollständig  auf,  und  befreien  dadurch  die  Staats- 
kasse von  einer  sehr  beträchtlichen  Last. 

Die  Kosten  der  Anstalten  für  Unterricht  und  religi- 
öse Erziehung  kommen  gleichfalls  ohne  Zweifel  dem 
ganzen  Volke  zugute,  und  können  daher  ohne  Unbill 
dvirch  die  allgemeine  Besteuerung  des  Volksganzen 
bestritten  werden.  Doch  können  diese  Kosten  viel- 
leicht eben  so  richtig  oder  richtiger  denen  auferlegt 
werden,  die  den  unmittelbaren  Vorteil  von  dem  Un- 
terricht und  der  religiösen  Erziehung  haben,  d.  h. 
durch  die  freiwilligen  Beiträge  derer,  die  das  eine  oder 
andere  nötig  zu  liaben  glauben. 

Können  die  Anstalten  oder  öffentlichen  Werke,  die 
dem  ganzen  Volke  zustatten  kommen,  durch  die  Steuern 
der  einzelnen,  die  am  unmittelbarsten  Nutzen  von  ihnen 
ziehen,  nicht  völlig  unterhalten  werden,  oder  werden 
sie  es  wenigstens  nicht,  so  muß  das  Fehlende  meist 
durch  die  allgemeine  Besteuerung  des  ganzen  Volkes 
aufgebracht  werden.  Die  allgemeinen  Staatseinnahmen 
müssen  nicht  bloß  die  Kosten  der  Landesverteidigung 
und  die  Ausgaben  für  Behauptung  des  ßanges  des 
Staatsobeihauptes  bestreiten,  sondern  auch  das  Defizit 
vieler  besonderen  Posten  des  Budgets  decken.  Die 
Quellen  dieser  allgemeinen  Staats-Einnahmen  will  ich 
im  folgenden  Kapitel  darzulegen   suchen. 


Zweites  Kapitel. 
Die  Quellen  der  allgemeinen  Staatseinnahmen. 

Die  Einnahmen,  durch  welche  nicht  nur  die  Kosten 
für  die  Landesverteidigung  und  für  die  Behauptung  des 
Ranges  des  Staatsoberhaupts,  sondern  auch  alle  anderen 
Bedürfnisse  der  Regierung,  für  die  keine  eigenen  Ein- 
künfte ausgeworfen  sind,  bestritten  werden  müssen, 
können  entweder  aus  einem  Fonds,  der  dem  Staats- 
oberhaupt oder  Staate  eigentümlich  gehört  uud  vom 
Volkseinkommen  unabhängig  ist,  oder  zweitens  aus 
dem  Volkseinkommen  herrühren. 

Erste  Abteilung. 

Die  Einnahmequellen,   die  dem   Staatsober- 
haupt oder   dem  Staate  eigentümlich  gehören. 

Die  Fonds  oder  Einnahmequellen,  die  dem  Staats- 
oberhaupt oder  Staate  eigentümlich  gehören,  bestehen 
entweder  in  Kapital  oder  Grundbesitz. 

Der  Staat  kann,  wie  jeder  andere  Kapitalist,  Ein- 
nahmen vom  Kapital  ziehen,  indem  er  es  entweder 
selbst  anlegt,  oder  es  ausleiht.  In  dem  einen  Falle  ist 
seine  Einnahme  Gewinn,  im  anderen  Zins. 

Die  Einnahmen  eines  tatarischen  oder  arabischen 
Häuptlings  bestehen  in  Gewinn.  Sie  rl\hren  hauptsäch- 
lich von  der  Milch  und  der  Zunahme  seiner  Herden  her, 
die  er  selbst  als  der   vornehmste  Hirt  und  Herdenbe- 
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sitzer  seines  Stammes  überwacht.  Nur  unter  dieser 
frühesten  und  rohesten  Staatsverfassung  besteht  der 
hauptsächlichste  Teil  der  (iffentlichen  Einnahmen  eines 
monarchischen  Staates  in  Gewinn. 

Kleine  Republiken  haben  zuweilen  bedeutende  Ein- 
nahmen aus  dem  Gewinne  kaufmännischer  Unterneh- 
muno'en  gezogen.  Die  Republik  Hamburg  soll  es  von 
dem  Gewinn  eines  Weinkellers  und  einer  Apotheke  tun'''). 
Der  Staat,  dessen  Regent  Müsse  hat,  das  Geschäft  eines 
Weinhändlers  oder  Apothekers  zu  treiben,  kann  nicht 
sehr  groß  sein.  Der  Gewinn  einer  Staatsbank  ist  auch 
für  gl  ößere  Staaten  eine  Einnahmequelle  gewesen,  und 
war  es  nicht  nur  in  Hamburg,  sondern  auch  in  Venedig 
und  Amsterdam.  Derartige  Einnahmen  sind  nach  der 
Ansicht  mancher  sogar  nicht  unter  der  Würde  eines  so 
großen  Reiches  wie  Grof3britannien.  Die  gewünhliche 
Dividende  der  Bank  von  England  zu  5^2  %  und  ihr 
Kapital  auf  £  10,780,000  gerechnet,  beläuft  sich  der 
reine  Gewinn  nach  Abzug  der  Verwaltungskosten  auf 
£  592,900  jährlich.  Die  Regierung,  behauptet  man, 
könnte  dies  Kapital  zu  3  "  0  Zinsen  borgen,  und  würde 
also,  wenn  sie  die  Verwaltung  der  Bank  in  ihre  eigene 
Hand  nähme,  einen  jährlichen  Reingewinn  von  £  269,500 
erzielen.  Die  geordnete,  umsichtige  und  sparsame  Ver- 
waltuns:   solcher  Aristokratien    wie  Venediij   und  Am- 


'••)  Siehe  Memoire.s  concernant  les  Droits  et  Impositions  cn 
Europe.  Tome  I.,  page  73.  Dieses  Werk  wurde  auf  Befehl  des 
fi-anzösi.schen  Hofes  zum  Gebrauch  einer  Kommission  7,usammen- 
getragen,  die  vor  einigen  Jahren  behufs  einer  Finanzreform 
niedergesetzt  war.  Die  Dar.steUung  der  französischen  Steuern, 
welche  drei  (^)uartbände  füllen,  kann  als  vollkommen  zuverlässig 
gelten,  diejenige  der  Steuern  anderer  europäischer  Völker  wurde 
nach  den  Berichten  der  französischen  Gesandten  an  den  verschie- 
denen Höfen  zusammengestellt.  Sie  ist  weit  kürzer  und  wahr- 
scheinlich nicht  so  zuverlässig,  wie  die  Darstellung  der  fran- 
zösischen Steuern. 
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sterdam  eignet  sich,  wie  die  Eifahrung zeigt,  zur  Leitung 
solcher  kaufmännischen  Unternehmungen  ganz  vorzüg- 
lich. Ob  aber  eine  Regierung,  wie  die  englische,  die, 
welche  Vorzüge  sie  auch  sonst  haben  mag,  doch  nie 
wegen  ihrer  Sparsamkeit  berühmt  war,  die  in  Friedens- 
zeiten in  der  ßegel  die  den  Monarchien  vielleicht 
eigentümliche,  fahrlässige  Verschwendung  übte  und  in 
Ki-iegszeiten  stets  mit  alT  der  gedankenlosen  Extrava- 
ganz handelte,  in  die  Demokratien  so  leicht  verfallen, 
ob  eine  solche  Regierung  mit  Leitung  eines  solchen 
Unternehmens  getrost  betraut  werden  kann,  muß  min- 
destens viel  zweifelhafter  sein. 

Das  Postwesen  ist  eigentlich  eine  kaufmännische 
Unternehmung.  Die  Regierung  schießt  die  Kosten  für 
die  Errichtung  der  verschiedenen  Postämter  und  für  den 
Ankauf  oder  die  Miete  der  nötigen  Pferde  und  Wagen 
vor,  und  macht  sich  mit  einem  reichlichen  Gewinn  von 
den  Befürderungsoebühren  bezahlt.  Es  ist  vielleicht  das 
einzige  kaufmännische  Unternehmen,  das  von  allen  Re- 
gierungen, so  viel  ich  weiß,  mit  Erfolg  geleitet  ist.  Das 
vorzuschießende  Kapital  ist  nichtsehr  bedeutend;  etwas 
Greheimnisvolles  ist  nicht  dabei,  und  die  Erträge  sind 
nicht  nur  sicher,  sondern  gehen  auch  glatt  ein. 

Oft  aber  haben  sich  Fürsten  auch  in  viele  andere  kauf- 
männische Unternehmungen  eingelassen,  und  gleich  Pri- 
vatj3ersonen  ihre  Umstände  duich  Spekulationen  in  ge- 
wöhnlichen Geschäften  zu  verbessern  gesucht.  Es  ist 
ihnen  fast  niemals  geglückt.  Bei  der  Verschwendung,  mit 
der  die  Geschäfte  der  Fürsten  beinahe  immer  geführt  wer- 
den, konnte  es  auch  kaum  anders  sein.  Die  Agenten  eines 
Fürsten  betiachten  den  Reichtum  ihres  Herrn  als  uner- 
schö[)fliGh;  sind  unbekümmert,  zu  welchem  Preis  sie  kau- 
fen und  verkaufen,  unbekümmert,  zu  welchem  Preis  die 
Waren  von  einem  Orte  zum  andern  geführt  werden.  Diese 
Agenten  leben  oft  wie  Fürsten,  und  erwerben  zuweilen, 
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trotz  ihrer  Verschwendung,  durch  Kunstgriffe  der  Rech- 
nungslegung fürstliche  Vermögen.  So  führten,  wie  Mac- 
chiavell  erzählt,  die  Agenten  des  Lorenzo  von  Medici, 
eines  Fürsten  von  nicht  gei'ingen  Fähigkeiten,  dessen 
Geschäfte.  Die  Republik  Florenz  war  zu  wieder-holten 
Malen  genötigt,  die  Schulden  zu  bezahlen,  in  welche 
ihn  ihre  Extravaganzen  verwickelt  hatten.  Fr  fand  es 
daher  geraten,  das  Handelsgeschäft,  dem  seine  Familie 
ui'sprünglich  ihr  Vermögen  zu  danken  hatte,  aufzugeben^ 
und  wendete  in  seinem  späteren  Leben  sowohl  die  Reste 
seines  Privatvermögens,  als  auch  die  Einkünfte  des  Staa- 
tes, über  die  er  zu  verfügen  hatte,  zu  Unternehmungen 
und  Ausgaben  an,  die  seiner  Seilung  besser  entsprachen. 

Nichts  verti'ägt  sich  weniger  mit  einander  als  der 
Charakter  eines  Kaufmanns  und  der  eines  Fürsten. 
Wenn  der  Handelsgeist  der  englisch-ostindischen  Kom- 
pagnie diese  zu  sehr  schlechten  Regenten  gemacht  hat, 
so  scheint  sie  andererseits  ihr  Herrschergeist  zu  ebenso 
schlechten  Kaufleuten  gemacht  zu  haben.  So  lange  sie 
bloß  Kaufleute  waien,  ti'ieben  sie  ihre  Geschäfte  mit 
Erfolg,  und  vermochten  den  Aktionären  eine  mäßige 
Dividende  zu  zahlen.  Seitdem  sie  Regenten  geworden 
sind,  mit  einem  Einkommen,  das  ursprünglich  mehr'  als 
£  3,000,000  betr-agen  haben  soll,  waren  sie  genötigt,  die 
Regierung  um  außerordentlichen  Beistand  anzugehen, 
um  nur  dem  Bankerott  zu  entgehen.  In  ihrer  früheren 
Lage  sahen  sich  ihre  Beamten  in  Indien  als  Handlungs- 
gehilfen an;  in  ihr'er  gegenwär'tigen  Lage  halten  sich 
diese   Beamten   für-  die  Minister-  eines  Fürsten. 

Ein  Staat  kann  einen  Teil  seiher-  Einkünfte  von 
Geldzinsen  oder  von  Kapitalgewinncn  er-halten.  Hat  er 
einen  Schatz  gesammelt,  so  kann  ei'  einen  Teil  davon  an 
fremde  Staaten  oder  an  seine  eignen  Bür-ger  ausleiiien. 

Der  Kanton  Bern  bezieht  aus  den  Darlehen,  die  er 
fremden  Staaten  aus  seinem  Schatze  machte,  d.  h.  indem 
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er  ihm  in  Staatspapieren  der  versciiuldeten  Nationen  Eu- 
ropas, besonders  der  französischen  und  englischen  anlegte, 
bedeutende-Einnahmen.  Die  Sicherheit  dieser  Einnahmen 
hängt  erstens  von  der  Sicherheit  der  Fonds  ab,  in  denen 
die  Kapitalien  angelegt  wurden,  d.  li.  von  der  Ehrlich- 
keit der  Regierung,  die  das  Anlehen  gemacht  hat,  und 
zweitens  von  der  Fortdauer  des  Friedens  mit  der  ver- 
schuldeten Nation.  Im  Fall  eines  Krieges  düifte  der 
erste  Akt  der  Feindseligkeit  seitens  der  versciiuldeten 
Nation,  die  Ungültigkeitserklärung  der  Fonds  ihres  Gläu- 
bigers .sein.  Der  Fall  Berns  ist  übrigens  meines  Wis- 
sens  der  einzige,    wo    ein  Staat  an    andere  Geld   leiht. 

Die  Stadt  Hamburg  hat  eine  Art  öffentlichen  Leih- 
hauses, welches  den  Staatsbürgern  zu  6  Prozent  Geld 
auf  Pfänder  leiht.  Dieses  Leihhaus  oder  I^ombard,  wie 
es  genannt  wird,  bringt  angeblich  dem  Staate  jährlich 
150,000  Kioncn  ein,  was,  die  Krone  zu  4'  2  sh.  gerechnet, 
£  33,750  ausmacht. 

Die  Regierung  von  Pennsjlvanien  erfand,  ohne  einen 
Schatz  zu  sammeln,  ein  Mittel,  ihren  Untertanen  zwar 
kein  Geld,  aber  ein  Äquivalent  dafür  zu  leihen.  Indem  sie 
Privatleuten  gegen  Hypotheken  von  doppeltem  Werte, 
verzinsliche,  nach  fünfzehn  Jahren  rückzahlbare  Credit- 
zettel  vorschoß,  die  wie  Banknoten  von  Hand  zu  Hand 
gehen,  und  zum  gesetzlichen  Zahlungsmittel  erklärt  sind 
verschaffte  sie  sich  eine  massige  Einnahme,  welche  die 
jährliche  Ausgabe  dieser  sparsamen  und  wohlgeordneten 
Regierung,  etwa  £  4500,  zum  großen  Teile  bestritt. 
Der  Erfolg  eines  solchen  Hilfsmittel  hing  von  drei  Um- 
ständen ab;  erstens  von  derNachfrage  nach  einem  anderen 
Verkehrswerkzeuge  als  Gold-  und  Silbergeld  d.  h. 
von  dem  Bedarf  einer  solchen  Menge  von  verbrauchbaren 
Waren,  wie  sie  nicht  zu  beschaffen  wäre,  wenn  man 
nicht  den  größten  Teil  des  Gold-  und  Silbergeldes  zu 
ihrem  Ankauf  außer    Landes    schickte;    zweitens    von 
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dem  Kredit  der  Regierung,  und  drittens  von  der  Mäßi- 
gung, mit  der  sie  sieh  dieses  Mittels  bediente,  da  der 
Gesamtbetrag  der  Kreditzettel  niemals  den  des  Gold- 
und  Silbergeldes  überstieg,  welches  zum  Verkehr  nötig 
gewesen  wäre,  wenn  es  keine  solchen  Kreditzettel  ge- 
geben hätte.  Dasselbe  Mittel  ward  bei  verschiedenen 
Geleo;enheiten  von  mehreren  anderen  amerikanischen 
Kolonien  ergriffen;  da  sie  es  aber  im  Übermaße  an- 
wandten, so  brachte  es  mehr  Schaden  als  Nutzen. 

Kapital  und  Kredit  sind  jedoch  bei  ihrer  unsicheren 
und  vergänglichen  Natur  nicht  geeignet,  die  Hauptquel- 
len jener  sicheren,  stetigen  und  dauerhaften  Einkünfte 
zu  sein,  welche  allein  der  Regierung  Sicherheit  und 
Würde  o-eben  können.  Die  Regierung  keines  großen 
Volkes,  das  über  das  Hirtenstadiumhinaus  gekommen  war, 
scheint  jemals  den  größeren  Teil  seiner  öffentlichen 
Einnahmen  aus    solchen   Quellen   geschöpft   zu   haben. 

Grund  und  Boden  ist  ein  Fonds  von  dauerhafterer 
Natur,  und  die  Rente  von  Staatsländereien  ist  daher  die 
Haupteinnahmequelle  vieler  großen  Nationen  gewesen, 
welche  das  Nomadenleben  hinter  sich  hatten.  Aus  der 
Produktion  oder  der  Rente  der  öffentlichen  Ländereien 
zogen  die  alten  Republiken  Griechenlands  und  Italiens 
lange  Zeit  hindurch  den  größten  Teil  ihrer  Einnahmen. 
Die  Rente  der  Kronländereien  bildete  lange  Zeit  die 
Haupteinnahrae  der  alten  Fürsten  Europas. 

Krieg  und  Vorbereitung  zum  Kriege  sind  die  beiden 
Dinge,  die  in  neueren  Zeiten  die  meisten  Ausgaben  aller 
großen  Staaten  verursacht  haben.  In  den  alten  griechi- 
schen und  italischen  Republiken  aber  war  jeder  Bürger 
Soldat,  der  auf  seine  Kosten  diente  und  sich  dazu  aus- 
rüstete. Weder  das  eine  noch  das  andere  verursachte 
also  dem  Staate  bedeutende  Ausgaben.  Die  Rente  eines 
mäßigen  Grundbesitzes  mochte  vollkommen  hinreichen, 
alle  anderen  notwendigen  Regierungsausgaben  zu  be- 
streiten. 

Adam  Smith,  Volkswohlstand.  IV.  11 
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In  den  alten  europäischen  Monarchien  bereiteten 
schon  die  Sitten  und  Gewohnheiten  der  Zeit  die  große 
Masse  des  Volkes  hinlänglich  zum  Ki'iege  vor,  und  wenn 
der  Mann  ins  Feld  zog.  so  mußte  er  nach  Lehenrecht 
entweder  auf  eigene  Kosten,  odei' auf  Kosten  seines  Grund- 
herrn unterhalten  werden,  ohne  daß  er  dem  Fürsten 
zur  Last  fiel.  Die  übrigen  ßegierungsausgaben  waren 
meist  sehr  mäßig.  Die  Rechtspflege  veranlaßte,  wie  be- 
reits gezeigt,  keine  Ausgaben,  sondern  war  eine  Quelle 
von  Fiinnahmen.  Eine  dreitägige  Arbeit  des  Landvolkes 
vor  und  eine  dreitägige  nach  der  Ernte,  galt  als  genügend, 
um  alle  Brücken,  Landstraßen  und  sonstigen  Verkehrs- 
wege herzustellen  und  zu  unterhalten.  Die  Hauptaus- 
gaben des  Fürsten  bezogen  sich  in  dieser  Zeit  auf  seinen 
Haushalt  und  seine  Familie.  Seine  Hausoffizianten  waren 
daher  auch  die  großen  Staatsbeamten.  Der  Grol3schatz- 
meister  nahm  die  Renten  ein.  Der  Oberhofmeister  und 
der  Oberkammerherr  hatten  die  Aufsicht  über  die  Aus- 
gaben seiner  Familie.  Die  Sorge  für  seinen  Marstall  war 
dem  Connetable  und  dem  Marschall  anvertraut.  Seine 
Häuser  waren  alle  in  der  Form  von  Kastellen  erbaut  und 
scheinen  die  Hauptfestungen  gewesen  zu  sein,  die  er 
besaß.  Ihre  Kastellane  sind  als  eine  Art  Militäigou- 
verneure  zu  betrachten,  und  scheinen  die  einzigen  Offi- 
ziere gewesen  zu  sein,  die  man  in  Friedenszeiten  zu  un- 
terhalten brauchte.  Unter  diesen  Umständen  mochte 
die  Rente  eines  großen  Grundbesitzes  für  die  gewöhn- 
lichen Fälle  wohl  hinreichen,  um  die  notwendigen 
Regierungsausgaben  recht  gut  zu  bestreiten. 

Unter  der  heutigen  Verfassung  der  zivilisierten  Län- 
der Europas  würde  die  Rente  des  gesamten  Grund  und 
Bodens,  wenn  er  in  einer  Hand  wäre,  kaum  so  viel  Ein- 
künfte bringen,  wie  jetzt  selbst  in  Friedenszeiten  vom 
Volk  erhoben  werden.  Die  gewöhnlichen  Einnahmen 
Großbritanniens  z.  B.,  die  zur  Bestreitung  der  laufenden 
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Jahresausgaben,  ferner  zur  Verzinsung  und  Amortisation 
der  Staatsschulden  verwendet  werden,  betragen  jährlich 
mehr  als  £  10  Millionen.  Die  Landtaxe  aber,  zu  4  sh. 
per£  bringt  jährlich  kaum  zweiMillionen,  obwohlsie,  wie 
man  annimmt,  etwa  den  fünften  Teil  nicht  nur  der 
Bodenrente,  sondern  auch  des  Mietsertrages  aller  Häu- 
ser und  des  Zinsertrages  aller  Kapitalien  Großbritan- 
niens ausmacht,  nur  die  dem  Staate  geliehenen  oder 
die  in  der  Landwirtschaft  angelegten  Kapitalien  aus- 
genommen. Ein  sehr  bedeutender  Teil  von  dem  Ertrage 
dieser  Steuer  rührt  von  Hausrente  und  Kapitalzins  her. 
Die  Landtaxe  der  City  von  London  z.  B.  beträgt  (zu 
4  sh.  per£)  £  123,399;  die  vom  Westminster  £  63,092; 
die  der  Paläste  Whitehall  und  St.  James  £  30,754.  Alle 
übrigen  Städte  und  Flecken,  sowie  die  Hausrenten  und 
Kapitalzinsen  des  Reiches  tragen  gleichfalls  zur  Land- 
taxe bei.  Nach  der  Schätzung  nun,  die  in  Großbri- 
tannien für  die  Landtaxe  angenommen  worden  ist, 
würde  das  gesamte  Einkommen  aus  der  Boden-  und 
Hausrente  so  wie  aus  den  Zinsen  aller  Kapitalien  mit 
der  angeführten  Ausnahme  die  Summe  von  £10,000,000 
jährlich — soviel  erhebt  die  Regierung  selbst  in  Friedens- 
zeiten vom  Volke  —  nicht  übersteigen.  Ohne  Zweifel 
ist  die  Schätzung,  nach  rler  in  Großbritannien  die 
Landtaxe  festgesetzt  worden  ist,  im  ganzen  viel  zu 
niedrig,  obwohl  sie  in  einzelnen  Gegenden  und  Dis- 
trikten der  Wirklichkeit  sehr  nahe  kommen  soll.  Viele 
schätzen  die  bloße  Bodenrente,  ohne  Hausrenten  und 
Kapitalzinsen,  auf  zwanzig  Millionen;  eine  sehr  will- 
kürliche Schätzung,  die  ebensowohl  unter  wie  über  der 
Wahrheit  bleiben  kann.  Wenn  aber  der  Grundbesitz 
Großbritanniens  bei  der  jetzigen  Kultur  auch  nur 
zwanzig  Millionen  £  Renten  brächte,  so  würde  er  wahr- 
scheinlich nicht  die  Hälfte,  ja  vieleicht  nicht  den  vierten 
Teil  ergeben,  wenn  er  sich  in  einer  Hand  befände  und  dem 
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nachlässigen,  kostspieligen  und  drückenden  Betriebe  von 
Ao;enten  anvertraut  wäre.  Die  Kronländereien  Großbri- 
tanniens  bringen  gegenwärtig  nicht  den  vierten  Teil  der 
Rente  ein,  die  sich  wahrscheinlich  aus  ihnen  ziehen  ließe, 
wenn  sie  das  Eigentum  von  Privatpersonen  wären.  Wä- 
ren die  Kronländereien  noch  umfangreicher,  so  würden 
sie  wahrscheinlich  noch    schlechter   verwaltet   werden. 

Das  Einkommen,  weiches  der  Volkskürper  vom 
Grund  und  Boden  zieht,  bemißt  sich  nicht  nach  der 
llente,  sondern  nachderBodenproduktion.  Diegesamten 
jährlichen  Bodenprodukte  eines  Landes  werden,  nach 
Abzug  der  Saat,  entweder  vom  Volke  selbst  verzehrt  oder 
gegenandereVerbrauchsgegenständevertauscht.  Wasdie 
Bodenproduktion  unter  dem  Niveau  hält,  das  sie  errei- 
chen könnte,  schmälert  das  Einkommen  des  Volkes  noch 
mehr,  als  das  Einkommen  der  Grundbesitzer.  Die  Boden- 
rente, der  Teil  der  Produktion,  der  den  Grundbesitzern 
gehört,  wird  kaum  irgendwo  in  Großbritannien  höher  als 
auf  den  dritten  Teil  der  gesamten  Produktion  ange- 
schlagen. Wenn  das  Land,  welches  unter  einer  gewissen 
Kultur  eine  Jahresrente  von  £  10  Millionen  liefert,  unter 
einer  andern  eine  Rente  von  zwanzig  Millionen  ein- 
bringen könnte,  so  würde,  die  Rente  in  beiden  Fällen 
als  den  dritten  Teil  der  Produktion  angenommen,  das 
Einkommender  Grundeigentümer  nur  um  zehn  Millionen 
jährlich  geringer  sein,  als  es  sein  könnte,  das  Phnkommen 
des  Volkes  aber  um  dreißig  Millionen.  Die  Bevölkerung 
des  Landes  würde  um  die  Zahl  von  Köpfen  geringer 
sein,  die  dreißig  Millionen  £  jährlich,  immer  nach 
Abzug  der  Saat,  je  nach  der  Lebensweise  und  dem. 
Aufwände  der  verschiedenen  Volksmassen,  unter  die 
sich  den  Rest  verteilte,   erhalten  könnten. 

Gegenwärtig  gibt  es  keinen  zivilisierten  Staat  in 
Europa,  der  seine  meisten  Einnahmen  aus  Staatsdomänen 
bezöge,  aber  noch  gehören  in  allen  großen  Monarchien 
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Europas  weite  Strecken  Landes  der  Krone.  Meist  sind 
es  Waldungen,  zuweilen  Heiden,  wo  man  mehrere  Meilen 
reisen  kann,  ohne  einen  einzigen  Baum  zu  finden:  ein 
reiner  Verlust  für  das  Land  sowohl  in  Bezug  auf  das 
Erträgnis  wie  auf  die  Bevölkerung.  In  jeder  großen 
Monarchie  Europas  würde  der  Verkauf  der  Kronlände- 
reien  sehr  bedeutende  Summen  Geldes  einbringen,  die, 
zur  Bezahlung  der  Staatsschulden  verwendet,  ein  weit 
größeres  Einkommen,  als  was  die  Ländereien  jemals  der 
Krone  einbrachten,  von  Verbindlichkeiten  frei  machen 
würden.  Wo  sehr  hoch  kultivierte  Güter,  die  zur  Zeit 
des  Verkaufes  die  denkbar  höchste  Rente  liefern,  die 
sich  je  von  ihnen  erwarten  läßt,  um  das  Dreißigfache 
ihres  jährlichen  Ertrages  verkauft  zu  werden  pflegen, 
werden  die  schlecht  bewirtschafteten,  niedrig  verpach- 
teten Kronländereien  sicher  um  das  Vierzig-,  Fünfzig- 
oder Sechzigfache  zu  verkaufen  sein.  Die  Krone  könnte 
das  Einkommen,  das  dieser  hohe  Ertrag  von  Zinsver- 
pflichtungen befreien  würde,  sofort,  und  nach  Verlauf 
weniger  Jahre  wahrscheinlich  noch  ein  zweites  Einkom- 
men beziehen.  Sind  die  Kronländereien  in  Privathänden, 
so  werden  sie  in  wenigen  Jahren  gut  angebautund  bewirt- 
schaftet sein.  Die  Zunahme  ihrer  Produkte  würde,  durch 
Vermehrung  des  Einkommens  und  des  Verbrauchs  des 
Volkes,  die  Bevölkerung  des  Landes  steigern,  und  mit  dem 
Einkommen  und  dem  Verbrauch  des  Volkes  müssen  die 
Einnahmen  der  Krone  aus  Zöllen  und  Steuern  steigen. 

Die  Einkünfte  aus  Kronländereien  scheinen  zwar 
den  Einzelnen  nichts  zu  kosten,  kosten  aber  in  Wahr- 
heit das  Volk  mehr,  als  vielleicht  irgend  eine  andere 
Staatseinnahme  von  gleichem  Betrage.  Es  würde  in 
allen  Fällen  vorteilhaft  für  das  Volk  sein,  diese  Ein- 
nahmen durch  andere  zu  ersetzen,  und  die  Ländereien 
an  Privatleute  zu  verkaufen. 

Grundstücke,  die  dem  Vero-nüa'cn  und  der  Pracht 
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dienen,  Parks,  Gärten,  öffentliche  8paziei'gänge  u.  s.  \v., 
ein  Besitz,  der  überall  nur  als  kostspielig,  nicht  als  Ein- 
nahmequelle betrachtet  wird,  sind  die  einzigen,  die 
dem  Staate  gehören  sollten. 

Da  mithin  öffentliche  Kapitalien  und  Ländereien, 
die  beiden  Einnahmequellen,  die  dem  Fürsten  oder  Staat 
eigentümlich  gehören  können,  falsche  und  unzuläng- 
liche Fonds  zur  Bestreitung  der  notwendigen  Ausgaben 
eines  großen  zivilisierten  Staates  sind,  so  bleibt  nur 
übrig,  daß  diese  Ausgaben  größtenteils  durch  Steuern 
der  einen  oder  anderen  Art  bestritten  werden;  d.  h. 
das  Volk  muß  einen  Teil  seines  Privateinkommens 
steuern,  um  dem  Fürsten  oder  Staat  ein  öffentliches 
Einkommen  zu  gewähren. 


Zweite  Abteilung. 
Von  den  S  t  e  u  e  i'  n . 

Das  Privateinkommen  der  Einzelnen  entspringt,  wie 
im  ersten  Buche  dieser  Untersuchung  gezeigt  worden, 
schließlich  aus  drei  Quellen,  derßente,  dem  Gewinn  und 
dem  Arbeitslohn.  Jede  Steuer  muß  zuletzt  aus  einer 
oder  der  anderen  dieser  drei  Einkommensarten  oder  aus 
allen  ohne  Unterschied  bezahlt  werden.  Ich  werde  mich 
bemühen  zu  zeigen,  welche  Steuern  am  besten  auf  die 
Rente,  zweitens,  welche  am  besten  auf  den  Gewinn, 
drittens,  welcheauf  den  Arbeitslohn,  und  viertens,  welche 
auf  alle  drei  Quellen  des  Privateinkommens  ohne  Unter- 
schied fallen  sollten.  Die  gesonderte  Betrachtung  dieser 
vier  Steuerarten  wird  die  zweite  Abteilung  unseres  Kapi- 
tels in  vier  Artikel  zerfallen  lassen,  wovon  drei  wieder 
eigene  Unterabteilungen  erfordern.  Viele  Steuern 
werden,  wie  sich  aus  der  folgenden  Darstellung  ergeben 
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wird,  nicht  aus  dem  Fonds  oder  der  Einkommensquelle 
bezahlt,  auf  welche  sie   lallen  sollten. 

Ehe  ich  auf  die  Untersuchung  der  einzelnen  Steu- 
ern eingehe,  muß  ich  folgende  vier  Grundsätze  be- 
züglich der  l^estcuerung  vorausschicken. 

I.  Die  Untertanen  eines  jeden  Staats  sollten  zum 
Unterhalt  der  Regierung  möglichst  genau  im  Verhältnis 
zu  ihrer  Leistungsfähigkeit  beitragen,  d.  h.  im  Verhältnis 
zu  dem  Einkommen,  das  sie  unter  dem  Schutze  des 
Staates  genießen.  Die  Staatsausgaben  sind  für  die 
einzelnen,  was  die  Verwaltungskosten  für  die  Teilhaber 
eines  großen  Besitzes  sind,  die  sämtlich  nach  Verhältnis 
ihres  Anteils  dazu  steuern  müssen.  In  der  Beobachtung 
oder  Vernachlässigung  dieses  Grundsatzes  besteht  die 
sogenannte  Gleichheit  oder  Ungleichheit  der  Besteue- 
rung. Jede  Steuer,  die  zuletzt  nur  auf  eine  der  drei 
oben  erwähnten  Einkommensarten  fällt,  ist  wie  hier  ein 
für  alle  mal  bemerkt  werden  mag,  notwendig  insofern 
eine  ungleiche,  als  sie  nicht  die  beiden  anderen  trifft. 
In  der  folgenden  Darstellung  der  verschiedenen  Steuern 
werde  ich  diese  Art  von  Ungleichheit  nur  noch  selten 
erwähnen  und  meine  Bemerkungen  meist  auf  diejenige 
Ungleichheit  beschränken,  die  dadurch  entsteht,  daß 
eine  Steuer  selbst  die  besondere  Einkommensart,  auf 
die  sie  gelegt  ist,  ungleich  belastet. 

II.  Die  Steuer,  die  jeder  einzelne  zu  zahlen  hat, 
sollte  feststehen  und  nicht  willkürlich  sein.  Die  Zeit 
und  Art  der  Zahlung,  die  zu  zahlende  Summe  müssen 
dem  Steuerpflichtigen,  wie  jedem  anderen  klar  und 
deutlich  sein.  Woes  anders  ist,  steht  jeder  Steuerpflich- 
tiire  mehr  oder  weniger  in  der  Gewalt  des  Steuerorhebers, 
der  einen  verhaßten  Steuerzahler  stärker  belasten  oder 
durch  Andi'ohung  einer  solchen  Belastung  CJeschenkc 
oder  Sjjorteln  erj^ressen  kann.  Die  Unbestimmtheit  der 
Besteuerung  befördert  die  Unverschämtheit  und  Vor- 
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der-bnis  einer  Klasse  von  Menschen,  die  schon  ohnehin, 
auch  wenn  sie  sich  weder  unverschämt  noch  verderbt  zei- 
gen, unbeliebt  sind.  Ein  fester  Steuei'satz  ist  so  wichtig, 
daß,  wie  die  t]rfahrung  aller  Nationen  lehrt,  selbst  eine 
sehr  auffallende  Ungleichheit  kein  so  großes  Übel  ist 
wie  die  geringste  Unsicherheit. 

III.  Jede  Steuer  sollte  zu  der  Zeit  und  in  der 
Weise  erhoben  werden,  wann  und  wie  der  Steuerpflichtige 
sie  am  bequemsten  bezahlen  kann.  Eine  Steuer  auf  die 
Grund-  oder  Hausrente,  zahlbar  an  dem  Zeitpunkt,  an 
dem  diese  Renten  einzugehen  pflegen,  sind  für  den  Steuer- 
pflichtigen am  bequemsten.  Steuern  auf  AVaren,  wie 
es  Luxusartikel  sind,  werden  am  Ende  alle  von  dem 
Verbraucher  und  in  der  Regel  auf  eine  Weise  bezahlt, 
die  ihm  sehr  bequem  ist.  Er  bezahlt  sie  nach  und  nach, 
wie  er  sie  gerade  braucht.  Da  es  ihm  frei  steht,  zu 
kaufen  oder  nicht  zu  kaufen,  so  ist  es  seine  eigne 
Schuld,    wenn  ihm  solche  Steuern   unbequem  werden. 

IV.  Jede  Steuer  sollte  so  eingerichtet  sein,  daß  sie 
möglichst  wenig  Erhebungskosten  verursacht.  Die  Erhe- 
bung kannauf  viererlei  Artzu  kostspielig  werden.  Erstens, 
wenn  sie  eine  große  Zahl  von  Beamten  erfordert,  deren 
Gehälter  den  größten  Teil  des  Steuerertrages  aufzehren, 
und  deren  Sportein  dem  Volke  vielleicht  noch  eine 
weitere  Steuer  aufbürden.  Zweitens  kann  sie  den  Ge- 
werbebetrieb hemmen,  und  den  Leuten  gewiße  Beschäf- 
tigungen verschränken,  die  sehr  vielen  Unterhalt  und 
Arbeit  o-eben  könnten.  Während  sie  die  Leute  zum 
Zahlen  zwingt,  veimindert  sie  oder  zerstört  vielleicht 
einen  Fonds,  der  sie  hätte  in  Stand  setzen  können,  be- 
quemer zu  zahlen.  Drittens  kann  sie  durch  Beschlag- 
nahme und  andere  Strafen,  denen  diejenigen  verfallen, 
die  sich  bei  einem  Versuche  die  Steuer  zu  hinterziehen, 
betreten  lassen,  diese  oft  zu  Grunde  richten  und  dadurch 
dem  Vorteil  ein  Ende  setzen,  den  der  Staat  sonst  von  der 
Anlage  ihrer  Kapitalien  gehabt  haben  würde.    Eine  un- 
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verständige  Steuer  reizt  zum  Schmuggel;  die  Bestrafung 
des  Schmuggels  muß  aber  mit  dem  Grade  der  Versuch- 
ung gleichen  Schritt  halten  ;  das  Gesetz  jedoch  schafft,  im 
Widerspruch  mit  allen  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit, 
zuerst  die  Versuchung,  und  straft  dann  die,  die  ihr-  erlie- 
gen ;  ja  es  verschärft  gewöhnlich  die  Strafe  im  Verhältnis 
zu  demselben  Umstände,  der  sie  mildern  sollte,  nämlich 
der  Versuchung  zum  Verbrechen.*)  Viertens  kann  die 
Steuer  die  Pflichtigen  häufigen  Besuchen  und  gehässigen 
Ausforschungen  seitens  der  Erheber  unterwerfen  und 
sie  dadurch  höchst  unnötigen  Beunruhigungen,  Placke- 
reien und  Bedrückungen  aussetzen;  und  wenn  auch  die 
Plackereien  nicht  eigentlich  Kosten  sind,  so  sind  sie  doch 
sicherlich  den  Kosten  gleich,  mit  denen  sich  jeder  gern 
von  ihnen  loskaufen  möchte.  Auf  eine  oder  die  andere 
dieser  vier  Arten  kann  eine  Steuer  oft  für  das  Volk 
um  so  viel  lästiger  sein,  als  für  den  Staat  vorteilhaft. 
Die  augenscheinliche  Gerechtigkeit  undNützliclikeit 
der  vorstehenden  Grundsätze  hat  sie  mehr  oder  weniger 
derBeaclitung  aller  Völker  empfohlen.  Alle  Völker  haben 
sich  bemüht,  nach  bester  Einsicht  ihre  Steuern  so  gleich, 
so  fest,  so  bequem  hinsi(;hlich  der  Zahlungsfrist  und  der 
Zahlungsart,  und  im  Verhältnis  zu  dem  Ertrage,  den 
sie  dem  Staat  einbringen  sollen,  so  wenig  drückend  zu 
machen,  als  es  sich  irgend  tun  ließ.  .Die  folgende  kurze 
Übersicht  über  einige  Steuern,  die  in  verschiedenen  Zeiten 
und  Ländern  bestanden  haben,  wird  zeigen,  daß  nicht 
alle  Nationen  in  ihren  desfallsigen  Bemühungen  gleich 
erfolgreich  gewesen   sind. 

Erster  Artikel. 

Rentensteuern.      Steuern    auf    die  Bodenrente. 

Eine  Steuer  auf  die  Bodenrente  kann  entweder  nach 
einem  gewißen  Kanon  aufgelegt  werden,  so  daß  ieder 


*)  Siehe:  Sketchesofthebi.story  of  nuui.  Vol.  T.page  273  a.seq. 
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Distrikt  auf  eine  gowiße  Rente  geschätzt  wird,  welche 
Schätzung  später  nicht  voränderhch  ist,  oder  sie  kann 
so  aufgelegt  werden,  daß  sie  sich  mit  jeder  Veränderung 
der  wirklichen  Grundrente  ändert,  und  mit  der  Verbes- 
serung oder  dem  Nachlaß  der  Kultur  steigt  oder  fällt. 
Eine  Grundsteuer,  die,  wie  die  Großbritanniens,  auf 
jeden  Distrikt  nach  einem  gewißen  unveränderlichen 
Kanon  gelegt  ist,  muß,  wenn  sie  auch  bei  ihrer  Ein- 
führung vollkommen  gleichmäßig  war,  notwendig  im 
Laufe  der  Zeit  ungleichmäßig  werden,  je  nach  der  Ver- 
besserung oder  Vernachlässigung  der  Kultur  in  den  ver- 
schiedenen Landesteilen.  In  England  war  die  Schätzung, 
nach  der  durch  Akte  4  Wilhelms  und  Marüas  die  Graf- 
schaften und  Kirchspiele  zur  Grundsteuer  herangezogen 
wurden,  schon  von  vorn  herein  höchst  ungleichmäßig. 
Diese  Steuer  verstießt  also  insofern  gegen  den  ersten  der 
obenerwähnten  vier  Grundsätze.  Den  drei  anderen  ist 
sie  vollkommen  gemäß.  Sie  ist  genau  festgelegt.  Der 
Zahlungstermin,  der  mit  dem  der  Pachtzahlung  zusam- 
menfällt, ist  für  den  Besteuerten  so  bec^uem  wie  möglich. 
Wenn  auch  der  Grundlierr  in  allen  Fällen  der  eigentliche 
Steuerzahler  ist,  so  wird  die  Steuer  doch  in  der  Regel 
vom  Pächter  vorgeschoßen,  von  dem  der  Grundherr  sie 
bei  der  Pachtzahlung  sich  anrechnen  lassen  muß.  Diese 
Steuer  wird  durch  eine  viel  geringere  Beamtenzahl  erho- 
ben, als  jede  andere  nahezu  ebenso  einträgliche  Steuer 
Da  die  Steuer  jedes  Bezirkes  nicht  mit  der  faktischen  Rente 
steigt,  so  hat  der  Staat  an  den  Gewinnen  der  Wirt- 
schaftsverbesserungen des  Grundherrn  keinen  Auteil. 
Freilich  tragen  diese  Verbesserungen  zuweilen  dazu  bei, 
die  anderen  GrundherrondosDistrücteszu  entlasten ;  aber 
die  dadurch  bisweilen  auf  einem  Gute  veranlaßte  Steuer- 
erhöhung ist  stets  so  gering,  daß  sie  niemals  von  diesen 
Verbesserungen  abhalten,  noch  die  Bodenproduktion 
unter  das  Niveau  drücken  kann,  das  sie  sonst  erreichen 
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würde.  Da  sie  mithin  keine  Verminderung  der  Menge 
herbeiführt,  so  kann  sie  auch  den  Pieis  der  Produkte 
nicht  steigein.  Sie  hemmt  den  Fleiß  des  Volkes  nicht. 
Sie  unterwirft  den  Grundherrn  keiner  anderen  Last,  als 
der  unvermeidlichen,  die  Steuer  zu  zahlen. 

Der  Vorteil  jedoch,  der  sich  für  den  Grundherrn 
aus  der  Unveränderlichkeit  des  Schätzungswerts,  nach 
dem  alle  Ländereien  Großbritanniens  zur  Grundsteuer 
veranhigt  sind,  ergibt,  rührt  hauptsächlich  von  einigen 
Umständen  her,  die  mit  der  Natur  der  Steuer  gar 
nichts  zu  tun  haben. 

Er  rührt  zum  Teil  von  der  gi'oßen  Blüte  fast  aller 
Landesteile  her,  da  seit  der  Zeit  der  ersten  Abschät- 
zung die  Renten  fast  aller  Güter  Großbritanniens  fort- 
während gestiegen  sind.  Die  Grundherren  haben  also 
fast  alle  die  Differenz  gewonnen,  die  zwischen  der 
Steuer,  die  sie  nach  der  gegenwärtigen  ßente  ihrer  Güter 
würden  zahlen  müssen,  und  derjenigen,  die  sie  nach  der 
alten  Schätzung  wirklich  zahlen,  besteht.  Wäre  der 
Verlauf  umgekehrt  gewesen,  wären  die  Renten  in  Folge 
Verfalls  der  Kultur  allmählich  gesunken,  so  würden  die 
Grundheiren  fast  sämtlich  diese  Differenz  verloren 
haben.  Bei  dem  Gange  der  Dinge  aber,  wie  er  seit  der 
Revolution  eintrat,  ist  die  Unveränderlichkeit  der 
Schätzung  für  den  Grundherrn  vorteilhaft  und  für  den 
Staat  nachteilig  gewesen.  Bei  einem  anderen  Verlauf 
würde  der  umgekehrte  Fall  eingetreten  sein. 

Wie  die  Steuer  in  Geld  zahlbar  ist,  so  ist  auch 
der  Scliätzungswert  in  Geld  ausgedrückt.  Seit  der 
ersten  Abschätzung  ist  der  Wert  des  Silboi-s  ziemlich 
gleich  geblieben,  und  weder  im  Münzfüße,  noch  im 
Schrot  und  Korn  ist  eine  Veränderung  eingetreten. 
AVäre  das  Silber  beträchtlich  im  Werte  gestiegen,  wie 
dies  in  den  der  Entdeckung  der  amerikanischen  Minen 
vorhergehenden  beiden  Jahrhunderten  der  Fall  war,  so 
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iiiöchto  sich  das  Feststellen  der  Schätzung"  für  den  Grund- 
herrn sehr  drückend  erwiesen  haben.  Wäre  das  Silber  be- 
trächtlich im  Werte  gesunken,  wie  es  wenigstens  ein 
Jahrhundert  lang  nach  der  Entdeckung  jener  Minen 
sicherlich  der  Fall  war,  so  würde  dasselbe  Feststehen 
der  Schätzung  diesen  Zweig  der  Staatseinnahmen  sehr 
verkürzt  haben.  Wäre  der  Münzfuß  bedeutend  verän- 
dert worden,  so  daß  dieselbe  Menge  Silber  einen  niedri- 
geren oder'  einen  höheren  Nennwert  erhalten  hätte; 
wäre  z.  B.  eine  Unze  Silber,  anstatt  zu  5  sh.  2  d. 
ausgeprägt  zu  werden,  zu  2  sh.  7  d.  oder  zu  10  sh.  4  d. 
ausgeprägt  worden,  so  wäre  in  dem  einen  Falle  das 
Einkommen  des  Grrundherrn,  in  dem  anderen  das  des 
Staates  geschädigt  worden. 

Unter  anderen  Umständen,  als  den  wirklich  ein- 
getretenen, konnte  mithin  jenes  Feststehen  der  Schät- 
zung entweder  für  die  Steuerpflichtigen  oder  für  den  Staat 
sehr  unangenehm  sein.  Im  Laufe  der  Zeit  müssen  aber 
solche  Umstände  dann  und  wann  eintreten.  Wenn  nun 
auch  die  Staaten  wie  alle  anderen  Menschenwerke  sich 
bisher  alle  als  vergänglich  erwiesen  haben,  so  erstrebt  doch 
jeder  Staat  die  Un Vergänglichkeit.  Jede  Verfassung  also, 
die  ebenso  dauerhaft  sein  soll  wie  der  Staat  selbst,  sollte 
nicht  nur  in  gewißen  Fällen,  sondern  in  allen  passen, 
d.  h,  sie  sollte  nicht  den  vorübergehenden,  gelegentlichen 
oder  zufälligen,  sondern  den  notwendigen  und  darum 
immer  gleichbleibenden  Verhältnissen   entsprechen. 

Eine  Steuer  auf  die  Bodenrente,  die  den  Verände- 
rungen der  Rente  folgt  und  je  nach  den  Fortschritten 
oJcr  der  Vernachlässigung  der  Bodenkultur  steigt  oder 
fällt,  istvon  den  sog.  Physiokraten  als  die  gerechteste  aller 
Steuern  empfohlen  worden.  Alle  Steuern,  behaui)ten  sie, 
fallen  zuletzt  auf  die  Grundrente  und  sollten  daher 
gleichmässig  auf  den  Fonds  gelegt  werden,  der  sie  schließ- 
lich bezahlen  muß.     Daß  alle  Steuern  möglichst  gleich- 
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mäßig  auf  den  Fonds  fallen  sollten,  der  sie  schließlich 
bezahlen  muß,  isi  gewiß  richtig;  allein  es  wird  auch 
ohne  Erörterung  der  metaphysischen  Argumente,  mit 
denen  sie  ihre  sehr  sinnreiche  Theorie  zu  unterstützen 
suchen,  aus  der  folgenden  Übersicht  hinlänglich  klar 
werden,  welche  Steuern  zuletzt  auf  die  Grundrente, 
und  welche  auf  einen  anderen   Fonds  fallen. 

In  dem  venetianischen  Gebiet  ist  alles  verpachtete 
Ackerland  mit  10  pCt.  der  Rente  besteuert''').  Die  Pacht- 
kontraktewerden in  ein  öffentliches  Register  eingetragen, 
das  die  Steuerbehörden  führen.  Bewirtschaftet  der  Eigen- 
tümer sein  Land  selbst,  so  wird  es  nach  einer  billigen 
Schätzung  veranschlagt,  und  es  wird  ihm  ein  Fünftel 
der  Steuer  erlassen,  sodaß  er  statt  zehn  nur  acht  Pro- 
zent der  Rente  zahlt.  Diese  Grundsteuer  ist  gewiß 
gleichmäßiger  als  die  englische.  Sie  ist  aber  nicht  so 
genau  festgelegt,  und  ihre  Schätzung  mag  für  den  Grund- 
besitzer oft  mit  viel  mehr  Beschwerlichkeiten  verknüpft 
sein.  Auch  ihre  Erhebung  ist  wohl  viel  kostspieliger. 
Indessen  ließe  sich  vielleicht  ein  Yerwaltungssystem  er- 
sinnen, das  ebenso  jene  Unsicherheit  großenteils  ver- 
hütete,  wie  auch  die  Kosten  ermäßigte. 

Der  Grundherr  und  der  Pächter  könnten  z.  B.  beide 
dazu  angehalten  werden,  ihren  Kontrakt  in  ein  öffent- 
liches Register  eintragen  zu  lassen.  Gegen  Verhehlung 
oder  falsche  Angabe  der  Pachtbedingungen  ließen  sich 
angemessene  Strafen  verhängen,  und  wenn  ein  Teil  der 
Geldbussen  an  denjenigen  der  beiden  Kontrahenten  ge- 
zahlt würde,  der  die  Verhehlung  oder  falsche  Angabe 
des  anderen  anzeigte  and  bewiese,  so  würde  das  beide 
wirksam  abschrecken,  sich  mit  einander  zur  Schädigung 
der  Staatseinnahmen  zu  verbinden.  Alle  Bedingungen 
der  Pacht  könnten  durch  eine  derartige  Eintragung 
hinlänoflich  bekannt  werden. 


*)  Memoires  coiuionuint  les  Droits,  pag.  '240.  'JU. 
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Manche  Gutsherren  nehmen,  anstatt  eine  Pacht  zu 
erheben,  eine  einmalige  Abfindungssumme.  Diese  Praxis 
gleicht  dem  Verfahren  eines  Verschwenders,  der  für  eine 
Summe  baren  Geldes  ein  künftiges  Einkommen  von  weit 
höherem  Betrage  verkauft.  P]s  ist  mithin  fast  in  allen 
Fällen  für  den  Gutsherrn  nachteilig.  Aber  auch  für  den 
Pächter  ist  es  oft,  und  für  den  Staat  ist  es  stets  nachteilig. 
Es  entzieht  dem  Pächter  häufig  einen  so  großen  Teil 
seines  Kapitals  und  macht  ihn  dadurch  zu  Wirtschafts- 
verbesserungen so  unfähig,  daß  es  ihm  schwerer  wird, 
eine  kleine  Rente  zu  zahlen,  als  ihm  sonst  die  Bezah- 
lung einer  größeren  geworden  wäre.  Was  aber  seine 
Fähigkeit  zu  Kulturverbesserungen  vermindert,  drückt 
unvermeidlich  den  wichtigsten  Teil  der  Staatseinnahmen 
unter  das  Niveau,  das  sonst  hätte  erreicht  werden 
können.  Durch  eine  erheblich  höhere  Besteuerung 
solcher  Abfindungssummen  könnte  diese  schädliche 
Praxis  zu  nicht  geringem  Vorteil  aller  dabei  beteiligten 
Parteien,  des  Gutsherrn,  des  Pächters  und  des  Staates, 
eingeschränkt  werden. 

Manche  Kontrakte  schreiben  dem  Pächter  gewisse 
Kulturmethoden  und  gewisse  Fruchtfolgen  während  der 
Dauer  der  Pacht  vor.  Diese  Bedingung,  die  gewöhnlich 
durch  die  (meist  sehr  wenig  begründete)  Einbildung  des 
Gutsherrn,  er  verstehe  es  besser,  veranlaßt  ist,  sollte  stets 
als  eine  Zusatzrente  betrachtet  werden;  als  eine  Naturai- 
rente statt  einer  Geldrente.  Zur  Verhütung  dieser  im  all- 
gemeinen törichten  Praxis  könnte  man  diese  Art  von 
Rente  höher  veranschlagen,  und  also  auch  höher  be- 
steuern als  gewöhnliche  Geldrenten. 

Manche  Gutsherren  verlangen  statt  einer  Geldrente 
eine  Naturairente  in  Getreide,  Vieh,  Geflügel,  Wein,  Ol 
u.  s.  w. ;  andere  fordern  eine  in  Diensten  zu  leistende 
Rente.  Solche  Renten  sind  für  den  Pächter  stets  nach- 
teiliger, als  für  den  Grundherrn  vorteilhaft,    und  ent- 
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ziehen  der  Tasche  des  eisteren  mehr,  als  sie  in  die  des 
letzteren  tun.  Überall  wo  sie  üblich  sind,  sind  die 
Pächter  arm  und  bettelhaft,  und  zwar  fast  genau  in  dem 
Verhältnis  ihres  Vorkommens.  Durch  höhere  Veran- 
schlagung und  folglich  höhere  Besteuerung  dieser,  als 
gewöhnlicher  Geldrcnten,  könnte  eine  so  schädliche 
Praxis  vielleicht  abgeschafft  werden. 

Wenn  der  Gri'undherr  einen  Teil  seines  Grundbe- 
sitzes selbst  bewirtschaften  will,  könnte  die  Rente  nach 
einer  billigen  Schätzung  der  benachbarten  Pächter  und 
des  Gutsherrn  angeschlagen,  und  ihm,  wie  im  Venetiani- 
schen,  ein  mäßiger  Nachlaß  an  der  Steuer' be  willigt  werden, 
soweit  die  ßente  der  selbstbewirtschafteten  Länder 
eine  gewisse  Summe  nicht  übersteigt.  Es  ist  von  Wichtig- 
keit, den  Gutsherrn  zu  eigner  Bewirtschaftung  aufzumun- 
tern. Sein  Kapital  ist  in  der  Regel  größer-,  als  das 
des  Pächters,  und  er  vermag  mit  weniger  Geschick  oft 
einen  größeren  Ertrag  zu  erzielen.  Der  Grundherr 
kann  Versuche  anstellen,  und  ist  in  der  Regel  dazu  ge- 
neigt. Mißlingen  sie,  so  bereiten  sie  ihm  nur-  einen 
mäßigen  Verlust;  gelirigen  sie,  so  beförder-n  sie  die 
Kultur  des  ganzen  Landes.  Doch  darf  der  Steuernach- 
laß ihn  nicht  zur  Bewirtschaftung  einer  übermäßigen 
Fläche  ermutigen.  Wenn  die  meisten  Gutsherren  ver- 
sucht wären,  ihren  gesamten  Besitz  selbst  zu  bewirt- 
schaften, so  würde  sich  das  Land  (anstatt  mit  besonnenen 
und  fleißigen  Pächtern,  die  durch  ihr  eigenes  Interesse 
ver-anlaßt  sind,  so  zu  wirtschaften,  wie  es  ihr  Kapital 
und  ihre  Kenntnisse  gestatten)  mit  trägen  und  lieder- 
lichen Verwaltern  füllen,  deren  schlechte  Bewirtschaf- 
tung die  Bodenkultur  bald  herunter  br-ingen,  und  den 
Jahresertrag  zum  Schaden  nicht  nur  der  Einkünfte 
ihrer  Herren,  sondern  auch  des  wichtigsten  Teils  der 
Staatseinnahmen  verminder-n  würde. 

Ein  Verwaltuno-ssvstem,  wie  das  oben  geschilderte 
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dürfte  einer  Steuer  dieser  Art  alle  Unbestimmtheit 
nehmen,  welche  den  Steuerpflichtigen  drückt  oder  beläs- 
tigt, und  zugleich  der  Landwirtschaft  eine  Richtung  ge- 
ben, welche  der  Bodenkultur  sehr  förderlich  sein  könnte. 

Die  Erhebungskosten  einer  veränderlichen  Grund- 
steuer würden  ohne  Zweifel  etwas  größer  sein,  als  die- 
jenigen einer  feststehenden.  Die  Anstellung  von  Be- 
amten zur  Führung  der  Register  und  Abschätzung  der 
Ländereien,  die  der  Eigentümer  selbst  bewirtschaften 
will,  würde  einige  Kosten  verursachen,  doch  dürften  sie 
sehr  mäßig  und  weit  geringer  sein  als  die  Hebungskos- 
ten vieler  anderen  Steuern,  die  im  Vergleich  mit  den 
Erträgen  einer  solchen  Steuer  vielleicht  nur  sehr  un- 
bedeutende Einnahmen  liefern. 

Der  wichtigste  Einwand  gegen  veränderliche  Grund- 
steuern ist  der,  daß  sie  Meliorationen  hinderlich  werden 
können.  Der  Gutsherr  wird  gewiß  zu  Meliorationen 
weniger  geneigt  sein,  wenn  der  Staat,  der  nichts  zu  den 
Kosten  beitrug,  an  dem  Gewinne  der  Melioration  Teil 
haben  will.  Diesem  Einwand  ließe  sich  vielleicht  dadurch 
begegnen,  daß  man  dem  Gutsherrn  gestattete,  vor  dem 
Beginn  der  Melioration  den  dermaligen  Wert  seiner  Lände- 
reien von  Steuerbeamten,  in  Verbindung  mit  Gutsbesit- 
zern undPächterr.  derUragegend  nach  beiderseitiger  Wahl, 
veranschlagen  zu  lassen,  welcher  Anschlag  so  lange  die 
Grundlage  der  Besteuerung  zu  bilden  hätte,  bis  die  volle 
Entschädiffuno;  des  Kostenaufwandes  erreicht  ist.  Ein 
Hauptvorteil  einer  derartigen  Grundsteuer  besteht  darin, 
daß  der  Staat  die  Bodenkultur  fördern  wird,  weil  da- 
durch seine  P^innahmen  steigen.  Der  dem  Gutsherrn  zu 
seiner  Entschädigung  bewilligte  Zeitraum  dürfte  mithin 
nicht  viel  länger  sein,  als  für  den  Zweck  nötig  ist, 
damit  das  Staatsinteresse  durch  die  Hinausschiebung  des 
Ziels  nicht  geschwächt  wird.  Immerhin  ist  es  jedoch 
besser,  wenn  der  Termin  etwas  zu  lang,  als  zu  kurz  ist. 
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Das  Interesse  des  Staates  an  der  Beförderung  der  Boden- 
kultur kann  dieser  nie  so  vorteilhaft  sein,  wie  die  ge- 
ringste Entmutigung  des  Gutsherrn  ihr  nachteilig  werden 
kann.  Die  Fürsorge  des  Staates  kann  im  besten  Falle 
doch  nur  in  einer  ganz  allgemeinen  und  unbestimm- 
ten Beobachtung  der  Umstände  bestehen,  die  zum  bes- 
seren Anbau  seines  Gebiets  dienen  können.  Die  Für- 
sorge des  Gutsherrn  hingegen  besteht  in  einer  ganz 
speziellen  und  minutiösen  Bemühung,  jeden  Fuß  breit 
seines  Landes  aufs  vorteilhafteste  auszunutzen.  Der 
Staat  sollte  sich  darauf  beschränken,  durch  alle  ihm  zu 
Gebote  stehenden  Mittel  die  Bemühungen  des  Gutsherrn 
und  Pächters  zu  ermutigen,  und  zwar  dadurch,  daß  er 
beide  ihre  Intei-essen  auf  ihre  eigne  Weise  und  nach 
ihrem  eignen  Ermessen  verfolgen  läßt ;  daß  er  beiden 
die  vollkommenste  Sicherheit  gewählt,  die  Früchte  ihres 
Fleißes  uneingeschränkt  zu  genießen;  und  daß  er  beiden 
für  alle  ihre  Produkte  den  ausgedehntesten  Markt  ver- 
schafft, indem  er  im  eignen  Lande  die  leichtesten  und 
sichersten  Verbindungswege  herstellt  und  die  uneinge- 
schränkteste Freiheit  der  Ausfuhr  nach  anderen  Län- 
dern gewährt. 

Wenn  durch  ein  solches  Yerwaltungssystem  die 
Grundsteuer  so  eingerichtet  werden  könnte,  um  die 
Bodenkultur  nicht  nur  nicht  zu  entmutigen,  sondern 
sie  im  Gegenteil  zu  befördern,  so  bereitete  sie  dem 
Gutsherrn  keine  andere  Last,  als  die  unvermeidliche, 
überhaupt  Steuer  zahlen  zu  müssen. 

Bei  allen  Veränderungen  der  Lage,  bei  fortschrei- 
tender und  sinkender  Bodenkultur,  bei  allen  Schwankun- 
gen des  Silberwerts  und  des  Münzfußes,  würde  sich  eine 
solche  Steuer  von  selbst  und  ohne  Zutun  der  Regierung 
der  jedesmaligen  Lage  der  Dinge  bequem  anpassen  und 
stets  gleich  gerecht  und  billig  sein.  Sie  würde  daher 
weit  richtiger  als  dauernde  und  unabänderliche  Einrich- 

Adam   Smith,  Volkswohlstand.    IV.  12 


178  Fünftes  Bucli:  Die  Staatsfinanxen. 

tung  oder  als  sogenanntes  Grundgesetz  des  Staates 
einzuführen  sein,  als  eine  Steuer,  die  stets  nach  einer 
feststehenden  Schätzung  erhoben  würde. 

Einige  Staaten  haben,  anstatt  des  so  einfachen  und 
naheliegenden  Mittels  eines  Registers  über  die  Pacht- 
kontrakte, das  mühsame  und  kostspielige  Mittel  einer 
wirklichen  Vermessung  und  Abschätzung  sämtlicher 
Ländereien  gewählt.  Sie  fürchteten  vermutlich,  Ver- 
pächter und  Pächter  könnten  übereinkommen,  die  kon- 
traktlichen Bedingungen  zu  verheimlichen  und  dadurch 
den  Fiskus  zu  hintergehen.  Das  Doom  csdüij -hook 
scheint  aus  einer  sehr  genauen  Vermessung  dieser  Art 
hervorgegangen  zu  sein. 

In  den  alten  Landesteilen  Preußens  ist  die  Grund- 
steuer- nach  einer  wirklichen  Vermessung  und  Abschät- 
zung, die  von  Zeit  zuZeit  nachgeprüft  und  abgeändertwird, 
aufgelegt.*  Nach  dieser  Abschätzung  zahlen  weltliche 
Besitzer  20—25  ";  o,  die  Kii  che  40 — 45  "/o  ihres  Einkom- 
mens. In  Schlesien  geschah  die  Vermessung  und  Ab- 
schätzung auf  Befehl  des  jetzigen  Königs  und  zwar, 
wie  es  heißt,  mit  großer  Genauigkeit.  Danach  wurden 
die  Ländereien  des  Bischofs  von  Breslau  zu  25  ^lo  ihrer 
Rente,  die  übrigen  Einkünfte  der  Kirche  beider  Be- 
kenntnisse zu  50  °/o,  die  Komtureien  des  deutschen 
und  des  Maltheser-Ordens  zu  40,  alle  adligen  Güter 
zu  38^'3,  Bauerngüter  zu  35'/.!  eingeschätzt.** 

Die  Vei'messung  und  Abschätzung  Böhmens  soll 
das  Werk  von  mehr  als  hundert  Jahren  gewesen  sein. 
Es  wurde  erst  nach  dem  Frieden  von  1748  auf  Befehl 
derjetzigen  Kaiserin-Königin  vollendet.  DieVermessung; 
des  Herzogtums  Mailand,    die   zur  Zeit  Karls  VI.    be- 


•"'■)  Memoire.s  conc.  les  Droit.s.  T.  I.  pg.  11-4 — HG. 

*■'•)  Wie  Garve  bemerkt,  sind  diese  Angaben  des  Verf. 
durchaus  unrichtig;  namentlich  waren  die  Grundsteuern  der 
bäuerlichen  Güter  höher,  als  die  der  adeligen.  An  m.  des  Übers. 
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gönnen  war,  wurde  erst  nach  1760  vollendet.  Sie  gilt 
für  die  genaueste,  die  jemals  gemacht  worden  ist.  Die 
Vermessung  Savoyens  und  Piemonts  wurde  auf  Befehl 
des  letztverstorbenen  Königs  von  Sardinien  vorge- 
nommen. 

In  Preußen  ist  das  Einkommen  der  Kirche  weit 
höher  besteuert,  als  das  der  weltlichen  Eigentümer. 
Das  Einkommen  der  Kirche  belastet  größtenteils  die 
Grundrente.  Selten  wird  ein  Teil  davon  auf  Boden- 
Verbesserung  verwendet  oder  so  benutzt,  um  das  Ein- 
kommen des  Volkskörpers  irgendwie  zu  vermehren. 
Aus  diesem  Grunde  hielt  es  vermutlich  Seine  preußische 
Majestät  für  billig,  daß  es  erheblich  mehr  zur  Erleichte- 
rung der  Staatslasten  beisteuere.  In  einigen  Ländern 
sind  die  Kirchengüter  von  allen  Steuern  frei;  in 
anderen  sind  sie  viel  o-erino-er  besteuert  als  andere 
Ländereien.  Im  Herzogtum  Mailand  sind  die  Lände- 
reien, welche  die  Kirche  vor  1575  besaß,  nur  zum 
dritten  Teil  ihres  Wertes  besteuert. 

In  Schlesien  sind  adelige  Güter  um  3  "  o  höher 
besteuert  als  Bauerngüter.  Wahrscheinlich  dachte  der 
König,  daß  die  Ehrenrechte  und  Privilegien  mancher- 
lei Art,  die  mit  den  ersteien  verknüpft  sind,  den  Be- 
sitzer hinreichend  für  eine  kleine  Erhöhung  der  Steuer 
schadlos  halte,  während  gleichzeitig  die  niedrigere 
Stellung  der  letztei'en  durch  eine  geringere  Besteue- 
rung etwas  erleichtert  werden  könnte.  In  anderen 
Ländern  erschwert  das  Steuersystem  diese  Ungleich- 
heit, anstatt  sie  zu  erleichtern.  In  Sardinien  und  in 
den  Provinzen  Franki'eichs,  die  der  Grundsteuer  un- 
terworfen sind,  fällt  die  Steuer  lediglich  auf  die 
Bauerngüter,    und  die    adeligen  Güter  sind    steuerfrei. 

Eine  nach  einer  allgemeinen  Vermessung  und  Ab- 
schätzung veranlagte  Grundsteuer  muß,  so  gleichmäßig 
sie  auch  anfänglich  gewesen  sein  mag,  nacli  sehr  kurzer 
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Zeit  ungleichmäßig  werdeB.  Um  dies  zu  verhüten,  ist 
eine  beständige  peinliche  Aufmerksamkeit  derRegierung 
auf  alle  Veränderungen  im  Zustande  und  Ertrage  jedes 
einzelnen  Gutes  im  Lande  nötig.  Die  Regierungen 
Preußens,  Böhmens,  Sardiniens  und  des  Herzogtums 
Mailand  üben  sie  in  der  Tat;  allein  sie  ist  der  Natur 
einer  Regierung  so  wenig  angemessen,  daß  sie  wahr- 
scheinlich nicht  lange  dauern  oder,  wenn  es  geschieht, 
mit  der  Zeit  mehr  Belästigungen  und  Scherereien 
verursachen  wird,  als  sie  den  Steuerpflichtigen  Er- 
leichterung gewähren  mag. 

Im  Jahre  1666  war  die  Landschaft  von  Montauban 
nach  einer,  wie  es  heißt,  sehr  genauen  Vermessung  und 
Abschätzung  zur  Grundsteuer  eingeschätzt.  1727  war 
die  Besteuerung  ganz  ungleichmäßig  geworden.  Um 
diesem  Übelstande  abzuhelfen,  wußte  die  Regierung 
kein  besseres  Mittel,  als  der  ganzen  Landschaft  eine 
Zuschlagssteuer  von  120,000  Livres  aufzulegen.  Diese 
Zuschlagssteuer  wird  in  den  einzelnen  der  Steuer  unter- 
worfenen Bezirken  nach  dem  alten  Maßstabe  veranlagt, 
aber  nur  von  denen  erhoben,  die  dei'malen  zu  niedrig, 
und  zur  Erleichterung  derer  verwendet,  die  zu  hoch 
eingeschätzt  sind.  Zwei  Bezirke  z.  B.,  von  denen  der 
eine  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  auf  900, 
der  andere  aber  auf  1100  Livres  veranschlagt  sein 
sollte,  sind  nach  der  alten  Besteuerung  beide  auf  1000 
Livres  eingeschätzt.  Durch  die  Zuschlagstaxe  werden 
diese  beiden  Beziike  auf  je  1100  Livres  eingeschätzt; 
sie  wird  aber  nur  von  dem  zu  niedrig  eingeschätzten 
Bezirk  erhoben  und  lediglich  zur  Erleichterung  des 
zu  hoch  eingeschätzten  verwendet,  der  mithin  nur  900 
Livres  bezahlt.  Die  Regierung  gewinnt  und  verliert 
nichts  durch  die  Zuschlagstaxe,  die  lediglich  dazu  ver- 
wendet wird,  den  aus  der  alten  Einschätzung  entsprin- 
genden Ungleichheiten  abzuhelfen.     Die  Verwendung 
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liegt    ziemlich   in    den   Händen    des   Intendanten   und 
muß  daher  sehr  willkürlich  sein. 


Steuern  auf  den  Boden-Ertrag. 

Steuern  auf  den  Bodenertrag  sind  im  Grunde 
Steuern  auf  die  Rente,  und  wenn  sie  auch  ursprüng- 
lich der  Pächter  vorschießt,  so  zahlt  sie  schließlich 
doch  der  Grundbesitzer.  Wenn  ein  gewißer  Teil  des 
Ertrags  für  eine  Steuer  vorweg  zu  zahlen  ist,  so  be- 
rechnet der  Pächter  möglichst  genau  den  durchschnitt- 
lichen Betrag  und  lechnet  ihn  von  der  Pachtsurame 
ab,  zu  deren  Zahlung  er  sich  versteht.  Kein  Pächter 
wird  verabsäumen,  den  Kirchenzehnten,  der  eine 
Grundsteuer  dieser  Art  ist,  nach  seinem  durchschnitt- 
lichen Jahresbetrage  zu  berechnen. 

Der  Zehnte  und  jede  andere  Grundsteuer  dieser 
Art  sind  unter  dem  Scheine  vollkommenerGleichmäßig- 
keit  sehr  ungleichmäßige  Steuern,  da  ein  bestimmter 
Teil  des  Ertrags  unter-  verschiedenen  Verhältnissen  sehr 
verschiedenen  Teilen  der  Rente  gleich  ist.  Auf  frucht- 
barem Boden  ist  oft  der  Ertr-ag  so  groß,  daß  die  Hälfte 
vollkommen  hini'eicht,  dem  Pächter  sein  Kapital  mit 
dem  in  der  Gegend  üblichen  Gewinne  zurückzuerstat- 
ten. Die  andre  Hälfte  oder,  was  auf  dasselbe  hinaus- 
kommt, ihren  Betrag  konnte  er  dem  Grundbesitzer 
als  Rente  zugestehen,  wenn  der  Zehnte  nicht  wäre. 
Wird  ihm  aber  ein  Zehntel  des  Ertrags  als  Zehnt 
abgenommen,  so  muß  er  einen  Erlaß  von  ^'s  der 
Rente  fordern,  oder  das  Kapital  wirxl  ihm  nicht  mit 
dem  üblichen  Gewinne  zurückerstattet.  In  diesem  Fal- 
le wird  also  die  Rente  des  Grundbesitzers,  anstatt  sich 
auf  die  Hälfte  oder-  ''  lo  des  Gesamtbetrages  zu  be- 
laufen, nur  Vio   betragen.      Auf    dür-ftigem  Boden   ist 
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dagegen  der  Ertrag  manchmal  so  gering,  und  die 
Kulturkosten  so  groß,  daß  ^Ih  des  Gesamtertrags  er- 
forderlich sind,  um  dem  Pächter  sein  Kapital  samt 
dem  üblichen  Gewinne  zu  erstatten.  In  diesem  Falle 
kann  sich  die  ßente  des  Grundherrn,  wenn  es  auch 
keinen  Zehnten  gibt,  doch  nicht  auf  mehr  als  ^/ö 
oder  ^/lo  des  Gesamtertrages  belaufen.  Entrichtet 
aber  der  Pächter  ^'lo  des  Ertrages  als  Zehnten,  so  muß 
er  einen  gleichen  Nachlaß  an  der  Rente  des  Guts- 
herrn fordern,  die  so  auf  ^'lo  des  Gesamtertrages  her- 
abgesetzt wird.  Bei  der  Ilente  fruchtbarer  Ländereien 
mag  der  Zehnte  manchmal  kaum  ^/r,  oder  4  sh.  auf 
ein  Pfund  betragen,  während  er  auf  dürftigem  Boden 
vielleicht  die  Hälfte  oder  10  sh.  auf  ein  Pfand  verschlingt. 

Wie  der  Zehnte  die  Rente  oft  sehr  ungleich- 
mäßig besteuert,  so  ist  er  stets  ein  großes  Hindernis 
für  Meliorationen  seitens  des  Gutsherrn,  wie  für  Kul- 
turverbesserungen seitens  des  Pächters.  Der  eine  kann 
die  wichtigsten  Meliorationen,  die  gewöhnlich  die  kost- 
spieligsten sind,  nicht  herzustellen  wagen,  und  der 
andere  nicht  die  wertvollsten  Produkte,  die  auch 
gewöhnlich  am  kostspieligsten  sind,  zu  pflanzen, 
sobald  die  Kirche,  die  nicht  zu  den  Kosten  beiträgt, 
sehr  erheblich  am  Gewinn  teilnimmt.  Dei'  Anbau  von 
Krapp  beschränkte  sich  lange  Zeit  des  Zehnten 
wegen  auf  die  Niederlande,  die  als  reformiertes  Land 
von  dieser  verderblichen  Steuer  frei  waren  und  für 
diesen  nützlichen  Farbstoff  Europa  gegenüber  eine 
Art  von  Monopol  besassen.  Die  neuerlichen  Ver- 
suche, den  Anbau  dieser  Pflanze  in  England  einzu- 
führen, sind  nur  in  Folge  des  Statuts  möglich  ge- 
^vortlen,  wonach  Acker,  die  mit  Krapp  bestellt  sind 
statt  der  Zehnten  nur  5  sh.  pro  Acre  zahlen. 

Wie  in  Europa  die  Kirche,  so  wird  in  vielen  Ländern 
Asiens  der  Staat  vorzugsweise  durch  eine  Steuer  auf  den 
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Bodeneitrag  unteihalten.  In  China  bestehen  die  Haupt- 
einnahmen  des  Staats  in  dem  zehnten  Teile  des  ge- 
samten Bodenertrags;  der  Anschlag  ist  jedoch  so 
mäßig,  daß  er  in  vielen  Provinzen  ^  so  des  gewcihn- 
lichen  Ertrages  nicht  übersteigen  soll.  Die  Grundsteuer 
oder  Giundrente,  welche  der  muhamedanischen  Re- 
gierung Bengalens  gezahlt  zu  werden  pflegte,  ehe  das 
Land  in  die  Hände  der  englisch-ostindischen  Kom- 
pagnie gekommen  war,  soll  sich  auf  etwa  ^  5  des  Er- 
trages belaufen  haben.  Die  Grundsteuer  des  alten 
Ägyptens  soll  gleichfalls  ^  5  betragen  haben. 

In  Asien  soll  diese  Art  Grundsteuer  das  Interesse 
des  Staats  an  der  Bodenkultur  rege  erhalten.  Die  Herr- 
scher Chinas,  Bengalens  unter  der  muhamedanischen 
Regierung  und  des  alten  Ag^'ptens  sollen  domgemäß 
eifrigst  bedacht  gewesen  sein,  gute  Straßen  und  schiff- 
bare Kanäle  anzulegen  und  zu  unterhalten,  um  die  Menge 
und  den  Wert  der  Bodenpi'odukte  durch  Beschaffung 
eines  ausgedehnten  Absatzgebietes  möglichst  zu  steigern. 
Der  Kirchenzehnte  wird  in  so  vielen  Bruchteilen  ent- 
richtet, daß  kein  Empfänger  des  Zehnten  ein  derai'tiges 
Interesse  haben  kann.  Der  Pfarrer  eines  Kirchspiels 
würde  niemals  seine  Rechnung  dabei  finden,  eine  Straße 
oder  einen  Kanal  nach  einem  entfeinten  Teil  des  Landes 
herzustellen,  um  für  die  Produkte  seines  Kirchspiels  den 
Markt  zu  erweitern.  Zum  Unterhalt  des  Staates  be- 
stimmt, haben  solche  Steuern  einige  Vorteile,  die  ihre 
Nachteile  bis  auf  einen  gewißen  Grad  aufwiegen 
können;  zum  Unterhalte  der  Kirche  bestimmt,  sind 
sie  nur  von  Nachteilen  begleitet. 

Steuern  auf  den  Bodenertrag  können  in  natura  oder 
nach  einer  gewissen  Schätzung  in  Geld  erhoben  werden. 
Für  den  Pfarrer  eines  Kirchspiels  oder  einen  wenig  be- 
mittelten Besitzer,  der  auf  seinem  Gute  lebt,  kann  es  zu- 
weilen vorteilhaft  sein,  seinen  Zehnten  resp.  seine  Rente 
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in  natuia  zu  empfangen.  Die  zu  erhebende  Menge 
und  der  Bezirk,  in  welchem  sie  erhoben  wird,  sind  so 
klein,  daß  beide  die  Erhebung  und  Verteilung  des 
ihnen  zustehenden  Teiles  überwachen  können.  Ein 
reicher  Mann  dagegen,  der  in  der  Hauptstadt  wohnt, 
würde  in  Gefahr  sein,  durch  die  Nachlässigkeit  und  noch 
mehr  durch  die  Unterschleife  seiner  Verwalter  und 
Agenten  viele  Verluste  zu  haben,  wenn  die  Rente  eines 
entlegenen  Gutes  in  dieser  Art  gezahlt  würde.  Der 
Verlust  des  Staates  in  Folge  der  Mißbräuche  und  Hin- 
terziehungen der  Steuererheber  würde  notwendigerweise 
noch  größer  sein.  Die  Beamten  des  sorglosesten  Privat- 
manns sind  immerhin  wohl  noch  mehr  überwacht,  als 
die  Beamten  des  sorgsamsten  Fürsten;  und  eine  in 
natura  bezahlte  Staatseinnahrae  würde  unter  der  Miß- 
wirtschaft der  Erheber  so  zusammenschmelzen,  daß 
nur  ein  sehr  kleiner  Teil  dessen,  was  vom  Volke  er- 
hoben wurde,  jemals  in  die  Schatzkammer  des  Fürsten 
gelangen  würde.  Ein  Teil  der  Staatseinnahmen 
Chinas  soll  jedoch  in  dieser  Art  bezahlt  werden.  Die  Man- 
darinen und  die  anderen  Steuererheber  finden  ohne  Zwei- 
fel ihren  Vorteil  dabei,  diesen  Erhebungsmodus,  der 
weit  mehr  gemißbraucht  werden  kann,  als  jede  Zah- 
lung in  Geld,  fortdauern  zu  lassen. 

Eine  Steuer  auf  den  Bodenertrag,  die  in  Geld  er- 
hoben wird,  kann  entweder  nach  einer  mit  allen  Schwan- 
kungen des  Marktpreises  wechselnden  Schätzung,  oder 
nach  einer  festen  Taxe  erhoben  werden,  so  daß  z.  ß. 
ein  Scheffel  Weizen  immer  zu  dem  nämlichen  Geldpreise 
angeschlagen  wird,  gleichgültig  welches  der  Marktpreis, 
ist.  Der  Ertrag  einer  auf  die  erstere  Weise  erhobenen 
Steuer  wird  nur  nach  den  Schwankungen  der  Boden- 
produktion, nach  der  Verbesserung  oder  dem  Verfall  des 
Ackerbaues  wechseln;  der  Ertrag  einer  auf  letztere  Art 
erhobenen  Steuer  wird  nicht  nur  nach  den  Schwankungen 


Kap.  2,TI. :  Von  den  Steuern.  I.  185 

der  Boclenproduktion,  sondera  auch  nach  den  Schwan- 
kungen des  Wertes  der  edlen  Metalle  und  des  Fein- 
gehalts der  Münzen  wechseln.  Der  Ertrag  der  ers- 
teren  wird  stets  im  gleichen  Verhältnis  zu  dem  Werte 
des  Bodenproduktes  stehen;  der  Ertrag  der  letzteren 
kann  zu  verschiedenen  Zeiten  in  sehr  verschiedenen 
Verhältnissen  zu  diesem  stehen. 

Wenn  anstatt  eines  bestimmten  Teils  vom  Bodener- 
trage oder  von  dessen  Wert,  als  Ausgleichung  für  alle 
Steuern  oder  Zehnten  eine  bestimmte  Geldsumme  zu 
bezahlen  ist,  so  erhält  die  Steuer  genau  den  Charakter 
der  englischen  Grundsteuer.  Sie  steigt  und  fällt  nicht 
mit  der  Grundrente;  sie  spornt  weder  zur  Melioration 
an,  noch  hält  sie  davon  ab.  Der  Zehnte  in  den  meisten 
Kirchspielen,  welche  den  sogenannten  Modus  (Zehnten 
in  Geld)  an  Stelle  aller  anderen  Zehnten  zahlen,  ist  eine 
Steuer  dieser  Art.  Während  der  muhamedanischen 
Herrschaft  von  Bengalen  wurde  in  den  meisten  Dis- 
trikten anstatt  der  Naturalleistung  eines  Fünftels  vom 
Ertrage  ein  Modti.^  und,  wie  man  sagt,  ein  sehr  mäßiger 
bezahlt.  Einige  Beamte  der  ostindischen  Kompagnie 
verwandelten  in  den  ihnen  unterstehenden  Pi'ovinzen 
diesen  Modus  unter  dem  Verwände,  die  öffentlichen  Ein- 
nahmen auf  ihren  richtigen  Wert  zurückzuführen,  in 
eine  Naturalleistung.  Unter  ihrer  Verwaltung  schreckte 
die  Veränderung  wahrscheinlich  vom  Anbau  ab  und  gab 
neue  Gelegenheiten  zu  Mißbräuchen  in  der  Erhebung 
der  Steuern,  deren  Ertrag  seit  der  Verwaltung  der  Kom- 
pagnie stark  gesunken  sein  soll.  Die  Beamten  der  Kom- 
pagnie haben  vielleicht  dabei  gewonnen;  veruuitlicii 
aber  ebenso  auf  Kosten  ihrer  Herren   wie  des   Landes. 

Steuern  auf  die  Hausrente. 

Die  Rente  eines  Hausos  läßt  sich  in  zwei  Teile 
scheiden,  deren  einer  füglich  die  Baurente  genannt  wer* 
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den  kann,  während  der  andere  gewöhnlich  die  Grund- 
rente heißt. 

Die  Baurente  ist  der  Zins  oder  Gewinn  von  dem 
auf  den  Bau  des  Hauses  verwendeten  KapitaL  Soll  das 
Geschäft  eines  Bauherrn  mit  anderen  Geschäften  auf 
gleichem  Fuße  stehen,  so  muß  diese  Kente  hinreichend 
sein,  um  ihm  erstens  dieselben  Zinsen  zu  bringen,  die  er 
von  seinem  Kapital  erhalten  hätte,  wenn  er  es  auf  gute 
Sicherheit  auslieh,  und  um  zweitens  das  Haus  in  gutem 
Stande  zu  erhalten  oder  was  auf  dasselbe  hinauskommt, 
in  einer  gewissen  Reihe  von  Jahren  das  Baukapital  wie- 
der zu  ersetzen.  Die  Baurente  oder  der  gewöhnliche 
Baugewinn  richtet  sich  daher  überall  nach  den  üblichen 
Geldzinsen.  Bei  einem  Zinsfuß  von  4  "/o  mag  die 
Hausrente,  die  außer  der  Grundrente  noch  6  oder  6  ^  2  ''/o 
auf  die  Baukosten  einbringt,  ein  genügender  Gewinn  für 
den  Bauherrn  sein.  Bei  einem  Zinsfuß  von  5  "/o  wird 
der  Gewinn  etwa  7  oder  7  V2  %  betragen  müssen.  Wenn 
das  Geschäft  des  Bauherrn  im  Verhältnis  zum  Geldzins 
einen  weit  gi'ößeren  Gewinn  bringt,  als  diesen,  so  wird 
den  anderen  Geschäften  bald  soviel  Kapital  entzogen 
werden,  um  ihn  wieder  auf  ein  richtiges  Niveau  zu 
bringen.  Bringt  es  viel  weniger  ein,  so  werden  an- 
dere Geschäfte  ihm  bald  soviel  Kapital  entziehen,  um 
den  Gewinn  wieder  zu  steigern 

Der  Überschuß  über  diesen  billigen  Gewinn  fällt 
natürlich  auf  die  Grundrente  und  ist,  wenn  der  Eigen- 
tümer des  Grund  und  Bodens  und  der  Eigentümer  dos 
Gebäudes  verschiedene  Personen  sind,  meist  vollständig 
an  den  ersteren  zu  zahlen.  Diese  überschüssige  Miete 
ist  der  Preis,  den  der  Bewohner  des  Hauses  für  wirk- 
liche oder  vermeintliche  Vorteile  der  Lage  zahlt.  Häuser 
auf  dem  Lande  in  weiter  Entfernung  von  einer  großen 
Stadt,  wo  es  Bauplätze  im  Überfluß  gibt,  ergeben 
keine  Grundrente  oder  nicht  mehr  als  das  Grundstück 
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bei  Verwendung  zum  Ackei'bau  einbr-ingen  würde.  Bei 
Landhäusern  in  der  Nähe  einer  großen  Stadt  ist  die 
Grundrente  zuweilen  weit  höher,  und  hier  wird  die  An- 
nehmlichkeit oder  Schönheit  der  Lage  oft  sehr  teuer 
bezahlt.  Am  höchsten  sind  die  Grundrenten  gewöhnlich 
in  der  Hauptstadt,  und  zwar  in  den  Teilen  von  ihr, 
wo  die  Nachfrage  nach  Häusern  am  größten  ist,  gleich- 
viel aus  welchem  Gi'unde,  sei  es  wegen  Handel  und 
"Wandel,  des  Vergnügens  und  der  Gesellschaft  wegen 
oder  aus  Eitelkeit  und  Mode. 

Line  Steuer  auf  die  Hausrente,  die  von  dem  Mieter 
zu  zahlen  und  der  Gesamtrente  jedes  Hauses  angepaßt 
ist,  kann  die  Baurente  nicht  treffen,  wenigstens  nicht 
für  lange  Zeit.  Erhält  der  Bauherr  nicht  seinen  billi- 
gen Gewinn,  so  muß  er  das  Geschäft  aufgeben,  das  durch 
die  steigende  Nachfrage  nach  Gebäuden  in  kurzem  den 
Geschäftsgewinn  wieder  auf  das  Niveau  der  Gewinne 
anderer  Geschäfte  gebracht  sehen  würde.  Auch  kann 
eine  solche  Steuer  nicht  gänzlich  auf  die  Giundrcnte 
fallen,  sondern  wird  sich  so  verteilen,  daß  sie  teils 
auf  den  Mieter,  teils  auf  den  Eigentümer  des  Grund 
und   Bodens  fällt. 

Angenommen  z.  B.,  es  meine  jemand  für  Haus- 
miete jährlich  £  60  ausgeben  zu  können,  und  nun 
werde  auf  die  Miete  eine  Steuer  von  4  sh.  per  £  d.  h. 
von  \  ö  gelegt.  In  diesem  Falle  wird  ihn  eine  Wohnung 
von  £  60  jährlicher  Miete  £  72  kosten,  £  T2  mehr, 
als  er  in  seinen  Ver-hältnissen  dafür  ausgeben  zu  können 
glaubt.  Er  wird  sich  daher  mit  einem  schlechteren 
Hause  begnügen,  das  nur  £  50  Miete  kostet,  was  nebst 
den  £  10  Steuer-  die  Summe  von  £  60  ausmacht,  die 
er  bezahlen  zu  können  meint;  er  gibt  also  um  die  Steuer 
bezahlen  zu  können,  einen  Teil  der  weiteren  Annehmlich- 
keiten auf,  die  ihm  ein  Haus  gewährt  hätte,  das  £  10 
Miete  mehr  kostete.     Ich  sage,  er  gibt  einen  Teil  dieser 
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weiteren  Annehmlichkeiten  auf;  denn  er  wird  kaum  ge- 
nötigt sein,  sie  ganz  preiszugeben,  sondern  er  wird  in 
Folge  der  Steuer  für  £  50  jährlich  eine  bessere  Wohnung 
erhalten,  als  er  sie  dafür  erhalten  würde,  wenn  die 
Steuer  nicht  wäre.  Denn  wie  die  Steuer  durch  Beseiti- 
gung dieses  Konkurrenten  die  Konkurrenz  für  Wohnun- 
gen von  £  60  Miete  vermindert,  so  vermindert  sie  auch 
die  Konkurrenz  bei  Wohnungen  von  £  50  Miete,  und 
so  fort  bis  zu  den  niedr-igsten  Mieten,  für  welche 
letztere  allerdings  durch  die  Steuer  eine  Zeit  lang  die 
Konkurrenz  vermehrt  wird.  Die  Mieten  aller  Wohnungen 
aber,  für  welche  die  Konkurrenz  geringer  wird,  müssen 
notwendig  mehr  oder  weniger  fallen.  Da  jedoch  diese 
Minderung  die  Baurente  nicht  beeinträchtigen  kann, 
wenigstens  nicht  auf  längere  Zeit,  so  muß  sie  zuletzt 
vollständig  auf  die  Grundrente  fallen.  Die  Steuer  wird 
schließlich  also  teils  vom  Mieter,  der  einen  Teil  seiner 
Bequemlichkeit  aufgeben  muß,  teils  vom  Grundeigen- 
tümer, der  einen  Teil  seines  Einkommens  aufopfern 
muß,  zu  bezahlen  sein.  In  welchem  Vei'hältnis  sich 
die  Steuer  unter  beide  verteilen  wird,  ist  nicht  leicht 
zu  bestimmen;  je  nach  den  Umständen  wird  sie  sich 
wohl  sehr  verschieden  verteilen. 

Die  Ungleichheit,  womit  eine  derartige  Steuer  die 
Eigentümer  verschiedener  Grundrenten  treffen  könnte, 
würde  lediglich  von  der  zufälligen  Ungleichheit  jener 
Verteilung  herrühren.  Die  Ungleichheit  hingegen,  wo- 
mit sie  die  Miete  verschiedener  Häuser  treffen  könnte, 
würde  nicht  bloß  von  dieser,  sondern  von  einer  weiteren 
Ursache  herrühren.  Das  Verhältnis  der  Ausgaben  für 
Miete  zu  den  Gesamtausgaben  ist  je  nach  den  Ver- 
mögensverhältnissen verschieden.  Am  höchsten  ist  es 
vielleicht  bei  den  höchsten  Einkommonsstufen,  und  sinkt 
allmählich,  so  daß  es  in  der  Regel  bei  der  niedrigsten 
Einkommensstufe    am    niedrigsten    ist.      Die    Lebens- 
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notdurft  veranlaßt  die  größten  Ausgaben  der  Armen. 
Es  wird  ihnen  sauer,  nur  das  liebe  Brot  zu  verdienen, 
und  der  größte  Teil  ihres  kleinen  Einkommens  geht 
für  Nahrungsmittel  auf.  Die  Hauptausgaben  der  dei- 
chen fallen  auf  Luxus  und  Nichtigkeiten,  und  ein 
prächtiges  Haus  verschönt  den  übrigen  Luxus  und 
Tand,  den  sie  besitzen,  und  setzt  ihn  ins  vorteilhafteste 
Licht.  Im  Allgemeinen  werden  daher  Mietssteuern 
auf  den  ßeichen  am  schwersten  fallen,  und  darin  liegt 
nichts  Unbilliges.  Es  ist  nicht  unbillig,  daß  der  Rei- 
che zu  den  öffentlichen  Bedürfnissen  nicht  nur  nach 
Vei'hältnis  seiner  Einkünfte,  sondern  etwas  mehr 
steuert. 

Die  Hausrente  ist  zwar  in  einigen  Beziehungen  der 
Bodenrente  ähnlich,  unterscheidet  sich  aber  in  einer  Be- 
ziehung wesentlich  von  ihr.  Die  Bodeni'ente  w.rd  für 
die  Benutzung  eines  produktiven  Gegenstandes  gezahlt. 
Der  Boden,  für  den  sie  gezahlt  wird,  produziert  sie.  Die 
Hausrente  wird  für  die  Benutzung  eines  unproduktiven 
Gegenstandes  gezahlt.  Weder  das  Haus,  noch  der  Grund 
auf  dem  es  steht,  produziert  etwas.  Wer  die  Rente  zahlt, 
muß  sie  mithin  einer  anderen  von  diesem  Gegenstande 
verschiedenen  und  unabhängigen  Einkommensquelle  ent- 
nehmen. Soweit  die  Steuer  auf  die  Mieter  fällt,  muß 
sie  der  nämlichen  Quelle  entnommen  werden  wie  die 
Rente  selbst,  nämlich  ihrem  Einkommen,  rühre  es  von 
Arbeitslohn,  Gewinn  oder  Bodenrente  her.  Soweit  sie 
auf  die  Mieter  fällt,  gehört  sie  zu  den  Steuern,  die 
nicht  nur  auf  eine,  sondern  ohne  Unterschied  auf  alle 
drei  Einkommensquellen  fallen,  und  hat  in  jeder  Be- 
ziehung denselben  Charakter  wie  Verbrauchssteuern. 
Im  Allgemeinen  gibt  es  vielleicht  keinen  Verbrauchs- 
gegenstand, nach  dem  sich  dieWohlhabenheit  oder  Dürf- 
tigkeit eines  Menschen  besser  beurteilen  ließe,  als  nach 
der  Miete,  die  er  zahlt,      hiine  angemessene  Steuer  auf 
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dieseAiisgabe  könnte  vielleicht  bedeutendere  Einnahmen 
liefern,  als  bisher  irgendwo  in  Europa  daraus  gezogen 
wurden.  "Wäre  die  Steuer  freilich  sehr  hoch,  so  würden 
die  meisten  Leute  ihr  möglichst  zu  entgehen  suchen  und 
sich  mit  kleineren  Wohnungen  begnügen,  um  ihre  Aus- 
gaben auf  andere  Dinge  zu  verwenden. 

Die  Hausrente  kann  leicht  mit  hinlänglicher  Ge- 
nauigkeit durch  ein  ähnliches  Verfahren  bestimmt  werden, 
wie  das,  wodurch  die  gewöhnlicheBodenrente  festzustellen 
ist.  Unbewohnte  Häuser  sollten  keine  Steuer  zahlen. 
Eine  Steuer  auf  diese  würde  gänzlich  auf  den  Besitzer 
fallen,  der  dadurch  für  eine  Sache  besteuert  würde,  die 
ihm  weder  Vorteil  noch  Einnahmen  bringt.  Häuser, 
die  vom  Besitzer  selbst  bewohnt  werden,  sollten  nicht 
nach  den  Kosten  des  Baues,  sondern  nach  der  Rente 
veranschlagt  werden,  die  sienach  einer  billigen  Schätzung 
etwa  einbringen  würden,  wenn  sie  einem  Mieter  über- 
lassen wären.  Nach  den  Baukosten  veranschlagt,  würde 
eine  Steuer  von  3  oder  -i  sh.  auf  das  £  in  Verbindung  mit 
anderen  Steuern  fast  alle  reichen  und  großen  Familien 
dieses  und  ich  glaube  jedes  anderen  zivilisierten  Landes 
zu  Grunde  richten.  Wer  die  städtischen  Gebäude  und 
Landhäuser  der  reichsten  und  größten  Familien  dieses 
Landes  genau  prüft,  wird  finden,  daß  ihre  Hausronte 
schon  bei  einem  Satze  von  6^2  oder  7  "  o  der  ursprüng- 
lichen Baukosten  beinahe  dem  ganzen  Reineinkommen 
von  ihrem  Grundbesitz  gleich  käme.  Es  ist  der  gehäufte 
Aufwand  mehrerer  Generationen  auf  Gegenstände  aller- 
dings von  großer  Schönheit  und  Pracht,  aber  im  Ver- 
gleichzu  ihren  Herstellungskosten  sehrgeringemTausch- 
werte  verwendet. 

Grundrenten  (von  Häusern)  sind  ein  noch  geeigneteres 
Steuerobjekt,  als  die  Mieten.  Eine  Steuer  auf  die 
Grundrenten  würde  die  Mieten  nicht  erhöhen.  Sie 
würde  gänzlich  auf  den  Besitzer  der  Grundrente  fallen 
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der  stets  als  Monopolist  auftritt  und  die  größte  Rente 
fordert,  die  er  für  die  Benutzung  seines  Grundstücks  er- 
halten kann.  Es  ist  dafür  mehr  oder  weniger  zu  erhalten, 
je  nachdem  die  Mitbewerber  reicher  oder  ärmer  sind 
und  für  die  Laune,  gerade  den  bestimmten  Fleck  zu  er- 
werben, mehroder  weniger  ausgeben  können.  Diegrößte 
Anzahl  reicher  Konkurrenten  befindet  sich  in  allen  Län- 
dern in  der  Hauptstadt,  und  hier  sind  desshalb  stets  die 
höchsten  Grundrenten  zu  finden.  Da  das  Vermögen 
dieser  Konkurrenten  durch  eine  Steuer  auf  die  Grund- 
renten in  keiner  Hinsicht  gesteigert  würde,  so  wüiden 
sie  vermutlich  nicht  geneigt  sein,  für  die  Benutzung 
des  Platzes  mehr  zu  bezahlen.  Ob  die  Steuer  vom 
Mieter  oder  vom  Grundeigentümer  vorzuschiessen  wäre, 
ist  ziemlich  gleichgültig.  Je  mehr  der  Mieter  Steuer 
zahlen  muß,  desto  weniger  wird  er  für  den  Grund  und 
Boden  zahlen  wollen,  so  daß  die  schließliche  Bezahhino- 
der  Steuer  vollständig  auf  den  Besitzer  der  Grund- 
rente fällt.  Die  Grundrenten  unbewohnter  Häuser 
öollten  unbesteuert  bleiben. 

Sowohl  Grundrenten  (von  Häusern)  wie  die  Boden- 
rente sind  eine  Einkommensart,  die  der  Besitzer  meistens 
ganz  mühelos  bezieht.  Wenn  ihm  auch  ein  Teil  davon 
zur  Betreitung  der  Staatsausgaben  genommen  wird,  so 
schädiot  das  den  Gewei'bfleiß  nicht.  Der  Jahresertrag 
des  Bodens  und  der  Arbeit  des  Volkes,  der  wahre  Reich- 
tum und  das  wahre  Einkommen  der  großen  Masse  des 
Volkeskannnacheiner  solchen  Steuer  gleich  groß  bleiben 
wie  zuvor.  Hausrenten  und  die  gewöhnlicheBodenrente 
sind  mithin  wohl  diejenige  Einkommensart,  die  am 
besten  eine  sie  allein  treffende  Steuer  ertragen  kann. 

Grundrenten  (von  Häusern)  scheinen  in  dieser  Be- 
ziehung ein  geeigneteres  Steuerobjekt  zu  sein,  als  selbst 
die  gewöhnliche  Bodenrente.  Die  letztere  hängt  vielfach 
wenitistens  zum  Teil  von  der  Sorofalt  und  Wirtschaft- 
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lichkeit  des  Gutsherrn  ab,  die  durch  eine  sehr  hohe 
Steuerleichtbeeinträchtigt  werden  könnten.  Grundrenten 
(von  Häusern)  verdanken,  soweit  sie  die  gewöhnliche 
Bodenrente  übersteigen,  dies  lediglich  der  guten  Regie- 
rung, die  durch  Beförderung  des  Gewerb  Fleißes,  sei  es 
des  ganzen  Volks  oder  der  Bewohner  gewißer  Orte, 
diese  in  Stand  setzt,  für  den  Baugrund  so  viel  mehr 
zu  zahlen,  als  er  wert  ist,  und  seinen  Besitzer  für  den 
Entgang  seiner  Nutzung  so  viel  mehr  zu  entschädi- 
gen. Nichts  kann  gerechtfertigter  sein,  als  daß  ein 
Fonds,  der  sein  Dasein  der  guten  Regierung  des  Staates 
verdankt,  besonders  besteuert  wird  und  zum  Unter- 
halt dieser  Regierung  etwas  mehr  beisteuert,  als  die 
meisten  anderen  Fonds. 

In  vielen  europäischen  Ländern  sind  zwar  Steuern 
auf  die  Hausrenten  gelegt,  aber  ich  kenne  keines,  in 
dem  die  Grundrenten  als  ein  gesondertes  Steuerobjekt 
betrachtet  worden  wären.  Wahrscheinlich  stießen  sich 
die  Finanzkünstler  an  die  Schwierigkeit  der  Ermitte- 
lung, welcher  Teil  der  Rente  als  Grundi'ente  und  wel- 
cher als  Baurente  zu  betrachten  sei.  Es  dürfte  in- 
dessen nicht  sehr  schwer  sein,  diese  beiden  Teile  der 
Rente  von  einander  zu  unterscheiden. 

In  Großbritannien  gilt  die  Hausrente  als  gleich- 
mäßig mit  der  von  der  sogenannten  jährlichen  Land- 
taxe betroffenen  Bodenrente  besteuert.  Die  Schätzung, 
nach  der  die  einzelnen  Kirchspiele  und  Distrikte  zu 
dieser  Steuer  herangezogen  sind,  ist  stets  dieselbe.  Sie 
war  von  Anfang  an  höchst  ungleichmäßig  und  ist  es 
noch  heute.  In  dem  größeren  Teile  des  Königreichs 
trifft  diese  Steuer  die  Hausrente  noch  leichter,  als  die 
Bodenrente.  Nur  in  wenigen  Distrikten,  die  ursprünglich 
hoch  veranschlagt  waren  und  in  denen  die  Hausrenten 
bedeutend  gefallen  sind,  soll  die  Landtaxe  von  ;3  oder 
4  sh.  auf  das  £  die  wirkliche  Hausr'ente  in  gleichem  Ver- 
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hältnis  t)-effen.  Nicht  vermietete  Häuser  unterliegen 
zwar  gesetzlich  der  Steuer,  sind  aber  in  den  meisten 
Distrikten  durch  die  Nachsicht  der  Einschätzungsbehör- 
den  davon  befreit,  wodurch  zuweilen  die  Besteuerung 
der  einzelnen  Häuser  eine  etwas  andere  wird,  während  der 
Distrikt  immer  dieselbe  Steuer  aufzubringen  hat.  Steige- 
rungen derKente  durch  neue  Gebäude,  Reparaturen  usw. 
kommen  dem  Distrikt  zu  gute  und  verursachen  weitere 
Schwankungen  in  der  Besteuerung  der  einzelnen  Häuser. 

In  Holland  sind  alle  Häuser  zu  2V2  °,o  ihres  Werts 
besteuert,  gleichgültig  welche  Rente  sie  einbringen  und 
ob  sie  vermietet  sind  oder  nicht.  Es  liegt  eine  Härte 
darin,  den  Eigentümer  für  ein  unbewohntes  Haus,  von 
dem  er  keine  Einkünfte  hat,  Steuer  zahlen  zu  lassen, 
namentlich  eine  so  hohe  Steuer.  In  Holland,  wo  der 
gewöhnliche  Zinsfuß  nicht  über  3  '^.0  ist,  müssen  2  ^'2  *'/o 
des  Hauswertes  in  den  meisten  Fällen  mehr  als  ein 
Drittel  der  Baurente,  vielleicht  mehr  als  ein  Drittel  der 
ganzen  Rente  betragen.  Allerdings  soll  der  Anschlag, 
nach  dem  die  Häuser  eingeschätzt  werden,  zwar  sehr 
ungleich  sein,  doch  immer  unter  ihrem  wirklichen 
Wert  bleiben.  Wenn  ein  Haus  umgebaut  oder  er- 
weitert wird,  wird  eine  neue  Schätzung  vorgenommen 
und  die  Steuer  demgemäß  verändert. 

Die  Erfinder  der  Steuern,  welche  in  England  wieder- 
holt auf  die  Häuser  gelegt  wurden,  scheinen  es  für  sehr 
schwer  gehalten  zu  haben,  die  wirkliche  Rente  der 
Häuser  mit  einiger  Sicherheit  festzustellen,  und  regelten 
daher  die  Steuer  nach  etwas  augenfälligerem,  womit,  wie 
sie   annahmen,   die  Rente  meist  im   Verhältnis    stehe. 

Die  erste  Steuer  dieser  Art  war  das  Herdgeld,  eine 
Steuer  von  2sh.  auf  jeden  Herd.  Um  zu  ermitteln,  wie  vi'^l 
Herdein  einem  Hause  seien,  mußte  der  Steuererheber  alle 
Räume  besichtigen,  eine  Durchsuchung,  die  die  Steuer 
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SO  verhaßt  machte,  daß  sie  bald  nach  der  Revolution 
als    ein    Brandmal    der    Sklaverei    abgeschafft    wurde. 

Die  nächste  Steuer  dieser  Art  war  eine  Steuer  von 
2  sh.  auf  jedes  Wohnhaus.  Ein  Haus  von  zehn  Fenstern 
hatte  4  sh.  mehr,  eins  von  zwanzig  Fenstern  und  darüber 
hatte  8  sh.  zu  bezahlen.  Diese  Steuer  wurde  in  der 
Folge  dahin  abgeändert,  daß  Häuser  von  zwanzig  bis 
neunundzwanzigFenstern  lOsh.,  Häuser  von  dreißig  und 
mehr  Fenstern  20  sh.  zu  zahlen  hatten.  Die  Zahl  der 
Fenster  kann  in  den  meisten  Fällen  von  außen  gezählt 
werden,  und  in  allen,  ohne  daß  jeder  Raum  des 
Hauses  betreten  werden  muß.  Der  Besuch  der  Steu- 
ereinnehmer war  daher  bei  dieser  Steuer  weniger 
anstößig  als  bei  dem  Herdgelde. 

Diese  Steuer  wurde  in  der  Folge  abgeschafft  und 
durch  die  Fenstersteuer  ersetzt,  die  gleichfalls  schon 
manche  Veränderungen  und  Erhöhungen  erfahren  hat. 
Die  Fenstersteuer,  wie  sie  gegenwärtig  (Januar  1775) 
besteht,  legt  außer  der  Abgabe  von  3  sh.  auf  jedes 
Haus  in  England  und  von  1  sh.  in  Schottland  noch 
eine  weitere  Abgabe  auf  jedes  Fenster  auf,  die  in 
England  von  2  d.,  dem  niedrigsten  Satze  bei  Häusern 
von  nicht  mehr  als  sieben  Fenstern,  stufenweise  bis 
zu  2  sh.,  dem  höchsten  Satze  bei  Häusern  von  fünf- 
undzwanzig und  mehr  Fenstern,  steigt. 

Der  Haupteinwand  gegen  alle  solche  Steuern  ist  ihre 
Ungleichheit,  eine  Ungleichheit  der  schlimmsten  Art,  da 
sie  oft  weit  schwerer  auf  den  Armen,  als  auf  den  Reichen 
fällt.  Ein  Haus  von  £  10  Miete  in  einer  Provinzialstadt 
hat  manchmal  mehr  Fenstei-,  als  ein  Haus  von  £  500 
Miete  in  London,  und  obgleich  der  Bewohner  des 
ersteren  wahrscheinlich  ein  weit  ärmerer  Mann  ist  als 
der  des  letzteren,  muß  er  dennoch  bei  einer  solchen 
Steuer  mehr  zum  Unterhalt  des  Staates  beitragen,  als 
dieser.     Solche  Steuern  sind  daher  der  ersten  der  oben 
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aufgestellten  vier  Grundregeln  schnurstracks  zuwider. 
Gegen  die  übrigen  drei  scheinen  sie  nicht  gerade  zu 
verstoßen. 

Die  natürliche  Wirkung  der  Fenstersteuer,  sowie 
aller  übrigen  Häusersteuern  ist  die,  die  Mieten  niedriger 
zu  machen.  Je  mehr  jemand  an  Steuer  zahlt,  desto 
weniger  kann  er  offenbar  an  Miete  zahlen.  Dennoch 
sind  seit  der  Einführung  der  Fenstersteuer  in  fast  allen 
Städten  Großbritanniens,  die  ich  kenne,  die  Hausmieten 
im  ganzen  mehr  oder  weniger  gestiegen.  Der  Bedarf 
ist  beinahe  überall  so  sehr  gestiegen,  daß  er  die  Mieten 
mehr  steigerte,  als  die  Fenstersteuer  sie  ermäßigen 
konnte  —  einer  der  vielen  Beweise  von  der  großen  Wohl- 
fahrt des  Landes  und  dem  wachsenden  Einkommen 
seiner  Bewohner.  Ohne  die  Fenstersteuer  würden  die 
Mieten  wahrscheinlich  noch  mehr  in  die  Höhe  ge- 
gangen sein. 

Zweiter  Artikel. 

Steuern  auf  den  Gewinn  oder  auf  das  aus 
Kapital  herrührende  Einkommen. 

Das  Einkommen  oder  der  Gewinn  aus  Kapital  zer- 
fällt naturgemäß  in  zwei  Teile:  den,  welcher  den  Zins 
zahlt  und  dem  Besitzer  des  Kapitals  gehört,  und  den 
überschüssigen  Teil,  der  über  das  Zinserfordernis  hin- 
ausgeht. 

Dieser  letztere  Teil  des  Gewinnes  ist  offenbar  kein 
Gegenstand,  der  durch  direkte  Besteuerung  zutreffen  ist. 
Er  ist  der  Ersatz  und  meistenteils  nur  ein  sehr  mäßiger  Er- 
satz für  die  Gefahr  und  Mühe  der  Kapitalanlage.  Der  Un- 
ternehmer muß  diesen  Ersatz  haben,  oder  er  kann  das 
Geschäft  ohne  Verletzung  seines  Interesses  nicht  fort- 
setzen. Wird  er  also  direkt  nach  Verhältnis  des  ganzen 
Gewinns  besteuert,  so  muß  er  entweder  seinen  Gewinn- 
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satz  erhöhen,  oder  die  Steuer  auf  den  Zins  wälzen,  d.  h. 
weniger  Zinsen  zahlen.  Erhöht  er  seinen  Gewinnsatz 
nach  Verhältnis  der  Steuei-,  so  wird  die  Steuer  zwar 
vollständig  von  ihm  vorgeschossen,  am  Ende  aber  je  nach 
der  Kapitalanlage  von  einer  oder  der  andern  zweier 
verschiedener  Klassen  von  Leuten  bezahlt  werden.  Ist 
es  als  Wirtschaftskapital  in  der  Landwirtschaft  ange- 
legt, so  kann  er  seinen  Gewinnsatz  nur  durch  Einbe- 
haltung eines  größeren  Anteils  am  Bodenertrag  erhöhen; 
und  da  dies  nur  durch  Erniedrigung  der  Rente  gesche- 
hen kann,  so  wird  die  schließliche  Zahlung  der  Steuer 
auf  den  Gutsherrn  fallen.  Ist  es  in  Handel  oderlndustrie 
angelegt,  so  kann  der  Unternehmer  seinen  Gewinnsatz 
nur  durch  Erhöhung  des  Preises  seiner  Waren  steigern, 
und  in  diesem  Falle  werden  die  Verbraucher  schließ- 
lich die  Steuer  zahlen.  Erhöht  er  den  Satz  seines  Ge- 
winnes nicht,  so  muß  er  die  ganze  Steuer  auf  den  Ge- 
winnteil überwälzen,  der  zur  Zinszahlung  bestimmt  ist: 
er  kann  für  geliehenes  Kapital  nicht  soviel  Zins  zahlen, 
und  die  Steuer  fiele  mithin  schließlich  auf  den  Zins. 
So  weit  er  sich  nicht  auf  die  eine  Weise  von  der  Steuer 
befreien  kann,  muß  er  es  auf  die  andere  tun. 

Zinsen  scheinen  auf  den  ersten  Blick  direkter  Be- 
steuerung ebenso  fähig  zu  sein,  wie  die  Boden lente. 
Gleich  dieser  sind  sie  ein  Reinertrag,  der  nach  voller 
Entschädigung  der  Gefahren  und  Mühen  der  Kapital- 
anlage übrig  bleibt.  Wie  eine  Steuer  auf  die  Boden- 
rente die  Renten  nicht  erhöhen  kann,  weil  der  Rein- 
ertrag, der  nach  Ersatz  des  Wirtschaftskapitals  nebst 
dessen  billigem  Gewinn  übi'ig  bleibt,  nach  der  Steuer 
nicht  größer  sein  kann,  als  vorher,  so  kann  aus  dem- 
selben Grunde  eine  Steuer  auf  den  Zins  den  Zinsfuß 
nicht  steigern,  da  die  Menge  von  Kapital  oder  Geld  im 
Lande  gleich  der  Menge  des  Bodens  als  die  nämliche, 
nach   der  Steuer  wie  vor  ihr  anzunehmen  ist.     Der  üb- 
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liehe  Gewinnsatz  wird,  wie  im  ersten  Buche  gezeigt 
wurde,  überall  durch  das  Verhältnis  der  Monge  des  an- 
zulegenden Kapitals  zu  der  Menge  der  Geschäfte,  die  da- 
mit betrieben  werden  sollen,  bestimmt.  Die  Menge  der 
Geschäfte,  die  mit  dem  Kapital  betrieben  werden  sollen, 
kann  aber  durch  eine  Steuer  auf  den  Zins  weder  ver- 
mehrt noch  vermindert  werden.  AVenn  daher  die  Menge 
des  anzulegenden  Kapitals  dadurch  weder  vermehrt 
noch  vermindert  wird,  so  bleibt  der  übliche  Gewinnsatz 
notwendig  derselbe.  Der  Teil  des  Gewinnes,  der  zum 
Ei'satz  der  Gefahren  und  Mühen  des  Unternehmers  er- 
forderlich ist,  wird  aber  gleichfalls  derselbe  bleiben,  da 
diese  Gefahren  und  Mühen  in  keiner  Hinsicht  verändert 
wurden.  Mithin  wird  der  Rest,  der  dem  Kapitalbesitzer 
zukommt  und  den  Zins  zahlt,  notwendig  auch  derselbe 
bleiben.  Auf  den  ersten  Blick  scheint  sonach  der  Zins 
direkter  Besteuerung  ebenso  fähig  sein,  wie  die  Boden- 
rente. Indessen  lassen  zwei  Umstände  den  Zins  als 
ein  viel  weniger  geeignetes  Objekt  direkter  Besteue- 
rung erscheinen  als  die  Bodenrente. 

Erstens  kann  die  Menge  und  der  Wert  des  Grund 
und  Bodens,  den  jemand  besitzt,  niemals  ein  Geheimnis 
sein,  und  ist  jederzeit  mit  großer  Genauigkeit  zu  er- 
mitteln, wogegen  das  Kapital,  das  jemand  besitzt,  nie 
einigermaßen  genau  zu  ermitteln  und  überdies  beständi- 
gen Schwankungen  unterworfen  ist.  Selten  vergeht  ein 
Jahr,  oft  nicht  ein  Monat  und  manchmal  kaum  ein  Tag, 
wo  nicht  ein  Kapitalbesitz  zu-  oder  abnimmt.  Ein  Ein- 
dringen in  jedermanns  Privatverhältnisse,  das  behufs 
Steueranpassung  alle  Schwankungen  des  Vermögens 
überwachte,  wäre  eine  Quelle  endloser  und  unerträg- 
licher Belästigungen. 

Zweitens  läßt  sich  Grund  und  Boden  nicht  fortführen, 
Kapital  dagegen  ganz  leicht.  Der  Grundbesitzer  ist 
notwendig   ein   J5ürger   des  Ijandes,   in    dem  sein  Gut 
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liegt,  der  Besitzer  eines  Kapitals  ist  ganz  eigentlich  ein 
Bürger  der  Welt  und  an  kein  bestimmtes  Land  gebunden. 
Er  wird  ein  Land,  in  dem  er  unbequemen  Nachforschun- 
gen ausgesetzt  ist,  um  zu  einer  lästigen  Steuer  einge- 
schätzt zu  werden,  gern  verlassen  und  sein  Kapital  in 
ein  anderes  Land  übertragen,  wo  er  nach  Belieben  Ge- 
schäfte treiben  oder  sein  Vermögen  genießen  kann. 
Durch  Entfernung  seines  Kapitals  würde  er  aber  all 
dem  Gewerbfleiß,  den  es  in  dem  Lande  unterhielt,  ein 
Ende  machen.  Kapital  kultiviert  den  Boden ;  Kapital  be- 
schäftigt Arbeit.  Eine  Steuer,  welche  die  Vertreibung 
von  Kapital  aus  einem  Lande  bewirkt,  würde  sonach 
alle  Quellen  des  Einkommens  für  Staat  und  Volk  aus- 
trocknen. Nicht  bloß  die  Kapitalgewinne,  sondern  auch 
die  Bodenrente  und  der  Arbeitslohn  würden  durch  die 
Entfernung  des  Kapitals  mehr  oder  weniger  vermindert 
werden. 

Die  Völker,  welche  das  Einkommen  aus  Kapital  zu 
besteuern  suchten,- haben  daher  auf  genaue  Ermittelung 
verzichten  und  sich  mit  sehr  oberflächlichen  und  deshalb 
mehr  oder  weniger  willkürlichen  Schätzungen  begnügen 
müssen.  Die  ausnehmende  LTngleichheit  und  Unsicherheit 
einer  derartigen  Steuer  kann  nur  durch  ihre  ausnehmende 
Mäßigkeit  ausgeglichen  werden,  infolge  deren  sich  ein 
jeder  so  tief  unter  seinem  wirklichen  Einkommen  einge- 
schätzt findet,  daß  es  ihn  wenig  kümmert,  wenn  sein 
Nachbar  auch  etwas  niedriger  eingeschätzt  ist. 

Durch  die  sogenannte  Landtaxe  in  England  sollte 
das  Kapital  nach  demselben  Verhältniss  wie  Grund  und 
Boden  besteuert  werden.  Da  die  Grundsteuer  4  sh. 
per£  oder  \'5  dervorausgesetztenlxente  bet  rug,  sollte  auch 
das  Kapital  mit  \b  des  vorausgesetzten  Zinses  besteuert 
werden.  Als  die  gegenwärtige  Landtaxe  eingeführt 
wurde,  war  der  gesetzliche  Zinsfuß  G  "  o;  je  £  100 
sollten  also  24  sh.,  den  fünften  Teil  von  £  6,  zahlen. 
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Seit  der  gesetzliche  Zinsfuß  auf  5  '^  o  ermäßigt  wurde, 
werden  je  £  100  Kapital  nur  mit  20  sh.  besteuert.  Die 
durch  die  sogenannte  Landtaxe  aufzubringende  Summe 
wurde  unter  das  platte  Land  und  die  bedeutendsten 
Städte  so  verteilt,  daß  der  größere  Teil  auf  das  Land, 
und  von  dem  auf  die  Städte  entfallenden  Anteil  der 
größere  Teil  auf  die  Häuser  fiel.  AVas  noch  vom  Ka- 
pital oder  den  Gewerben  der  Städte  zu  besteuern  blieb 
—  denn  landwirtschaftliche  Kapitalien  sollten  nicht  be- 
steuert werden  — ,  blieb  weit  hinter  dem  wahren  Betrag 
dieser  Kapitalien  zurück.  Die  Ungleichheiten  der  ur- 
sprünglichen Einschätzung  störten  daher  wenig.  Die 
Gemeinden  und  Distrikte  sind  für  Grundbesitz,  Häuser 
und  Kapitalien  noch  immer  nach  der  ursprünglichen 
Veranlagung  eingeschätzt;  und  die  fast  allgemeine  Wohl- 
fahrt des  Landes,  die  an  den  meisten  Orten  den  AVert  aller 
jenerDinge  sehr  bedeutend  erhöht  hat,  hat  jeneUngleich- 
heiten  noch  unwichtiger  werden  lassen.  Da  auch  der 
Steuersatz  für  jeden  Distrikt  unverändert  geblieben  ist,  so 
ist  auch  die  Ungewißheit  der  Steuer,  soweit  sie  das  Ka- 
pital jedes  einzelnen  trifft,  bedeutend  abgeschwächt  und 
ohne  Erheblichkeit.  Wenn  die  meisten  Grundstücke 
Englands  nicht  zu  ihrem  halben  Werte  zur  Landtaxe 
eingeschätzt  sind,  ist  es  das  meiste  Kapital  vielleicht 
kaum  zum  fünfzigsten  Teil  seines  wirklichen  AVerts. 
In  manchen  Städten  ist  die  ganze  Landtaxe  auf  die 
Häuser  gelegt:  so  in  Westminster,  wo  Kapitalien  und 
Gewerbe  frei  sind.     Anders  ist  es  in  London. 

In  allen  Ländern  hat  man  eine  strenge  Untersuchung 
der  Vermügensverhältnisse  sorgfältig  vermieden. 

In  Hamburg'-')  muß  jeder  Einwohner  dem  Staate  ^'i  "/o 
von  seinem  gesamten  Besitz  zahlen;  und  da  das  Vermö- 
gen der  Hamburger  hauptsächlich  in  Kapital  besteht,  so 
kann  man  diese  Steuer  als  eine  Steuer  auf  das  Kapital  be- 
trachten. Jedermann  schätzt  sich  selbst  ein  uiid  hinterlegt 
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jährlich  in  Gegenwart  eines  Beamten  eine  Summe  Geldes, 
die,  wie  er  zu  beeiden  hat,  ^  4*^  /o  seines  Vermögens  beträgt, 
dessen  Betrag  er  jedoch  nicht  anzugeben  und  nicht  unter- 
suchen zu  lassen  braucht.  Diese  Steuer  wird,  wie  man 
allgemein  annimmt,  mit  großer  Gewissenhaftigkeit  ent- 
richtet. In  einer  kleinen  Republik,  wo  das  Volk  voll- 
kommenes Vertrauen  zu  seiner  Obrigkeit  hat,  von  der 
Notwendigkeit  der  Steuer  zum  Unterhalt  des  Staates 
überzeugt  ist  und  an  ihre  redliche  Verwendung  glaubt, 
läßt  sich  eine  solche  auf  Treu  und  Glauben  erhobene, 
freiwillige  Zahlung  zuweilen  erwarten.  Sie  ist  auch 
den  Hamburgern  nicht  ausschließlich  eigen. 

Der  Kanton  Unterwaiden  in  der  Schweiz  wird  oft 
durch  Stürme  und  Überschwemmungen  verwüstet,  und 
ist  dadurch  unvorgesehenen  Ausgaben  ausgesetzt.  Bei  sol- 
chen Gelegenheiten  versammelt  sich  das  Volk,  und  jeder- 
mann, heißt  es,  gibt  mit  größter  Offenheit  sein  Vermögen 
an,  um  demgemäß  besteuertzu  werden.  In  Zürich  schreibt 
das  Gesetz  in  Notfällen  Besteuerung  des  Einkommens 
vor,  das  jedermann  auf  Eid  anzugeben  hat.  Daß  ein  Be- 
trug dabei  vorkommen  könne,  wird  gar  nicht  ange- 
nommen. In  Basel  er\^■achsen  die  Staatseinnahmen  haupt- 
sächlich aus  einem  geringen  Ausfuhrzoll.  Die  Bürger 
schwören,  daß  sie  alle  drei  Monate  die  gesetzlichen 
Steuern  zahlen  wollen:  die  Kaufleute  und  selbst  die 
Gastwirte  haben  die  Waren,  die  sie  innerhalb  oder 
außerhalb  des  Gebiets  verkaufen,  anzugeben  und  die 
Aufstellung  nebst  dem  darauf  entfallenden  Steuerbe- 
trage nach  drei  Monaten  an  den  Schatzmeister  zu 
senden.  Eine  Schädigung  der  Einnahmen  befürchtet 
man   durch  dieses  Vertrauen  nicht.''') 

Die  eidliche  Angabe  des  Vermögensstandes  wird  in 
diesen  Schweizerkantonen  für  keine  Härte  gehalten, 
während  sie  in  Hamburg  als  eine  sehr  große  Härte  gilt. 
Kaufleute,  die  an  gefahrvollen  Unternehmungen  beteiligt 
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sind,  zittern  bei  dem  Gedanken,  den  Stand  ihres  Ver- 
mögens jederzeit  angeben  zu  müssen,  da  der  Verlust  ihres 
Kredits  und  das  Mißlingen  ihrer  Unternehmungen  nur 
zu  oft  die  Folge  davon  sein  würde.  Nüchterne  und  spar- 
same Leute  hingegen,  die  allen  solchen  Unternehmungen 
fremd  sind,  haben  keinen  Anlaß  zur  Verheimlichung. 

In  Holland  wurde  bald  nach  der  tlrhebung  des  ver- 
storbenen Prinzen  von  Oi'anien  zum  Statthalter  eine  Ver- 
mögenssteuer von  2  '^  0  oder  der  sogenannte  fünfzigste 
Pfennig  aufgelegt.  Jeder  Bürger  schätzte  sich  selbst  ein, 
und  zahlte  seine  Steuer  in  derselben  Weise  wie  in  Ham- 
burg; und  sie  wurde,  wie  man  annimmt,  im  allgemeinen 
mit  großer  Gewissenhaftigkeit  entrichtet.  Das  Volk  hatte 
damals  große  Zuneigung  zu  der  neuen  Regierung,  die  es 
eben  durch  einen  allgemeinen  Aufstand  eingesetzt  hatte. 
Die  Steuer  war  nur  einmal  zu  bezahlen,  um  dem  Staat 
in  seiner  augenblicklichen  Not  zu  helfen.  In  der  Tat 
war  sie  zu  hoch,  um  dauernd  erhoben  werden  zu  können. 
In  einem  Lande,  wo  der  übliche  Zinsfuß  kaum  3  °/o 
übersteigt,  macht  eine  Steuer  von  2  "  o  13  sh.  4  d.  auf 
das  £  reinen  Einkommens  vom  Kapital.  Wenige  Leute 
würden  die  Steuer  zahlen  können,  ohne  ihr  Kapital  mehr 
oder  weniger  anzugreifen.  In  besonderen  Notfällen 
mag  das  Volk  wohl  aus  patriotischem  Eifer  eine  große 
Anstrengung  machen,  und  selbst  einen  Teil  seines  Kapi- 
tals hergeben,  um  dem  Staate  zu  helfen.  Aber  unmög- 
lich kann  dies  längere  Zeit  geschehen,  da  die  Steuer 
die  Leute  bald  so  vollständig  zu  Grunde  richten  würde, 
daß  sie  den  Staat  gar  nicht  mehr  unterstützen  könnten. 

Die  dui'ch  die  Landtaxe  in  England  dem  Ka[)ital 
auferlegte  Steuer  soll  zwar  das  Kapital  verhältnismäßig 
treffen,  aber  es  nicht  vermindern  oder  teilweise  ver- 
nichten. Sie  soll  nur  eine  der  Steuer  auf  die  Boden- 
rente entsprechende  Steuer  auf  die  Geldzinsen  sein,  und 
beide  sollen  4  sh.  auf  das  £  betragen.     Die  Hamburtjer 
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Steuer  und  die  noch  mäßigeren  Unter vvalden er  und  Züri- 
cher Steuern  sollen  ebenso  nicht  Steuern  auf  das  Kapi- 
tal, sondern  nur  auf  den  Zins  oder  das  Nettoeinkommen 
vom  Kapital  sein.  Die  holländische  aber  sollte  eine 
Steuer  auf  das  Kapital  sein. 

Steuern 
auf    den    Gewinn    aus    bestimmten    Geschäften. 

In  einigen  Ländern  sind  besondere  Steuern  auf  die 
Gewinne  vom  Kapital  gelegt,  bald  wenn  es  in  gewissen 
Industriezweigen,  bald  wenn  es  in  der  Landwirtschaft 
verwendet  wird. 

Zu  der  ersteren  Art  gehören  in  England  die  Ab- 
gaben der  Höker  und  Hausierer,  auf  Lohnkutschen  und 
Sänften,  so  wie  die,  welche  die  Bierwirte  für  die  Er- 
laubnis des  Kleinverkaufs  von  Bier  und  Spirituosen  Ge- 
tränken zahlen  müssen.  Während  des  letzten  Krieges 
wurde  eine  ähnliche  Steuer  auf  Kaufläden  in  Vorschlag 
gebracht.  Da  dieser  Krieg  zum  Schutze  des  Handels 
unternommen  worden  sei,  so  müßten,  sagteman,  dieKauf- 
leute,  die  davon  den  Gewinn  zögen,  auch  zu  seinen 
Kosten  beitragen.  Eine  Steuer  auf  die  Gewinne  der 
in  Geschäften  angelegten  Kapitalien  kann  jedoch  nie 
die  Gewerbtreibenden  selber  treffen,  die  im  Durch- 
schnitt ihren  billigen  Gewinn  haben  müssen,  und  bei 
freier  Konkurrenz  selten  mehr  als  diesen  Gewinn  haben 
können,  sondern  fällt  stets  auf  die  Abnehmer,  die  in 
dem  Preise  der  Waren  die  Steuer,  die  der  Geschäfts- 
mann vorschießt,  gewöhnlich  noch  mit  einem  Zuschlag 
zahlen  müssen. 

Eine  derartige  Steuer  wird,  falls  sie  die  Größe  der 
Geschäfte  berücksichtigt,  schließlich  vom  Verbr-aucher 
gezahlt  und  verursacht  dem  Geschäftsmann  keine 
Last.    Berücksichtigt  sie  die  Größe  der  Geschäfte  nicht, 
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sondern  belastet  alle  gleich,  so  wird  sie  zwar  auch  in 
diesem  Falle  zuletzt  von  dem  Abnehmer  gezahlt,  be- 
sünstiot  aber  den  o-roßen  und  drückt  den  kleinen  Ge- 
Schäftsmann.  Die  Steuer  von  wöchentlich  5  sh.  für  jede 
Lohnkutsche  und  von  10  sh.  jährlich  für  jede  Mietsänfte 
ist,  da  sie  von  den  Besitzern  der  Kutschen  und  Sänften 
nur  vorgeschossen  wird,  dem  Umfang  ihrer  Geschäfte 
ziemlich  entsprechend.  Sie  begünstigt  weder  den  großen 
Besitzer,  noch  drückt  sie  den  kleineren.  Die  Steuer 
von  20  sh.  jährlich  für  eine  Schankermächtigung  auf 
Bier,  von  -10  sh.  auf  spirituose  Getränke,  und  von  noch 
40  sh.  auf  Wein,  muß,  da  sie  überall  gleich  bleibt,  für  die 
großen  Geschäftsleute  vorteilhaft  und  für  die  kleineren 
drückend  sein.  Den  ersteren  wird  es  leichter  werden, 
als  den  letzteren,  die  Steuer  in  dem  Preise  ihrer 
Waren  wieder  einzubringen.  Die  Mäßigkeit  der  Steuer 
läßt  jedoch  ihre  Ungleichheit  weniger  hervortreten,  und 
viele  mögen  es  nicht  unrichtig  finden,  der  Vermehrung 
kleiner  Bierhäuser  Einhalt  zu  tun.  Die  Steuer  auf 
Läden  sollte  nach  der  geäußerten  Absicht  gleichmäßig 
aufgelegt  werden,  und  es  hätte  sich  auch  schwerlich 
anders  tun  lassen.  Es  wäre  nicht  möglich  gewesen, 
die  Steuer  auf  einen  Laden  mit  einiger  Sicherheit  nach 
dem  Umfange  des  darin  betriebenen  Geschäfts  einzu- 
richten, ohneeinUntersuchungsverfahren,  wieesin einem 
freien  Lande  nicht  ertragen  wird.  AVäre  die  Steuer  hoch 
gewesen,  so  würde  sie  den  kleinen  Geschäftsmann  er- 
drückt und  fast  den  ganzen  Kleinhandel  in  die  Hände 
der  großen  Kaufleute  gebracht  haben.  Nach  Beseitigung 
der  Konkurrenz  der  kleineren,  würden  die  großen  ein 
Monopol  genossen,  und  wie  alle  Monopolisten  sich  bald 
verständigt  haben,  ihre  Gewinne  noch  mehr  zu  erhöhen, 
als  es  zur  Bezahlung  der  Steuer  nötig  gewesen  wäre. 
Ihre  schließliche  Bezahlung  würde,  anstatt  auf  den 
Händler,  auf  den  Verbraucher  gefallen  sein,    mit  star- 
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kern  Zuschlag  zu  Gunsten  des  Händlers.  Aus  diesen 
Gründen  ließ  man  auch  das  Projekt  fallen,  und  führte 
statt  dessen  die  Subsidie  von  1759  ein. 

Was  man  in  Frankreich  Personalsteuer  nennt,  ist 
wohl  die  erheblichste  der  auf  die  landwirtschaftlichen 
Gewinne  in  Europa  erhobenen  Steuern.  In  den  gesetz- 
losen Zeiten  des  Feudalwesens  mußte  sich  der  Staat  be- 
gnügen, diejenigen  zu  besteuern,  welche  zu  schwach 
waren,  ihm  die  Steuerzahlung  zu  verweigern.  Die  großen 
Barone  waren  zwar  geneigt,  ihm  in  besonderen  Fällen 
beizustehen,  verweigerten  aber,  sich  einer  dauernden 
Steuer  zu  unterwerfen,  und  der  Staat  war  nicht  stark 
genug,  sie  dazu  zu  zwingen.  Die  meisten  Bauern  waren 
Leibeigene,  und  nur  ganz  allmählich  wurden  sie  in  den 
meisten  Ländern  frei.  Die  einen  erwarben  kleine  Güter 
als  Bauernlehn,  bald  unter  dem  Könige,  bald  unter  einem 
anderen  großen  Herrn,  wie  die  alten  Co])ii-liolilers  in 
England.  Andere  erhielten,  ohne  Eigentum  zu  erwerben, 
die  Grundstücke,  welche  sie  bewirtschafteten,  auf  eine 
Reihe  von  Jahren  in  Pacht,  und  wurden  auf  diese  Weise 
von  ihrem  Herrn  weniger  abhängig.  Die  Großen  scheinen 
den  Grad  von  Wohlstand  und  Unabhängigkeit,  zu  dem 
diese  niedere  Klasse  von  Leuten  gelangt  war,  mit  neidi- 
schem und  verächtlichem  Unwillen  gesehen  und  gern 
eingewilligt  zu  haben,  daß  der  Landesherr  sie  besteuere. 
In  einigen  Ländern  war  diese  Steuer  auf  Grundstücke 
beschränkt,  die  als  Eigentum  besessen  wurden;  und  in 
diesem  Falle  hieß  sie  real  (taUle  n'cJIc).  Die  von  dem 
verstorbenen  König  von  Sardinien  eingeführte  Grund- 
steuer, und  die  ta/Z/c  in  den  Provinzen  Languedoc,  Pro- 
vence, Dauphine  und  Bretagne,  der  Generalite  von 
Montauban  und  den  Elektionen  von  Agen  und  Condom, 
so  wie  in  einigen  anderen  Distrikten  Frankreichs  sind 
Steuern  auf  bäuerliches  Grundeigentum.  In  anderen 
Ländern  wurde  die  Steuer  auf  die  angenommenen  Ge- 
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vvinne  der  Pächtei-,  ob  von  adligen  oderBauerngütern  ge- 
legt; und  in  diesemFalle  hieß  die  Steuer  persönlich  (taille 
pcrsoiincl/c).  Von  dieser  Art  ist  die  Taille  in  den  meisten 
derjenigen  Provinzen  Frankreichs,  welche  die jjd i/s  (/'c'/ci'- 
tion  heißen.  Die  Realsteuer  ist,  als  nur  auf  einem  Teile 
der  Ländercien  ruhend,  notwendig  ungleich,  aber  sie 
ist  nicht  immer,  wenn  auch  zuweilen,  willkürlich.  Die 
Personalsteuer  hingegen  muß,  da  sie  den  Gewinnen 
einer  Klasse  von  Leuten  entsprechen  soll,  deren  Ge- 
winne sich  nur  erraten  lassen,  notwendig  sowohl  will- 
kürlich wie  ungleich  sein. 

In  Frankreich  beträgt  gegenwärtig  (1775)  die  Per- 
sonalsteuer in  den  zwanzig  Bezirken,  welche  die  jvrt^-s 
d'elecfinn  heißen,  40,T07,239  Livres'"').  Das  Verhältnis, 
nach  dem  diese  Summe  auf  die  verschiedenen  Provinzen 
verteilt  wird,  wechselt  von  Jahr  zu  Jahr  nach  dem 
Ernteausfall  odei-  anderen  Umständen,  durch  die  die 
Zahlunasfähiokeit  der  einzelnen  Provinzen  vermehrt  oder 
ver-mindert  wird.  Jede  (Icncralitr  ist  wieder  in  eine 
gewisse  Anzahl  von  Ek'ctio)is  geteilt,  und  das  Verhält- 
nis, nach  welchem  die  der  ganzen  OeneraJite  aufgelegte 
Summe  unter  die  verschiedenen  Elections  verteilt  wird, 
wechselt  gleichfalls  von  Jahr  zu  Jahr  je  nach  der 
Steuerfähigkeit,  über  welche  dem  Ministerium  berich- 
tet wird.  Das  Ministerium  kann  jedoch  unmriglich  selbst 
bei  den  besten  Absichten,  die  Steuern  der  wirklichen 
Steuerfähigkeit  der  einzelnen  Bezirke  mit  einiger  Ge- 
nauigkeit anpassen.  Unkunde  und  falsche  Mitteilungen 
müssen  auch  das  redlichste  Ministerium  stets  mehr  oder 
weniger  irre  führen.  Der  Anteil,  den  jede  Gemeinde 
zu  der  Steuer  des  Bezirks,  und  jeder  einzelne  zur 
Steuer  seiner  Gemeinde  beizutragen  hat,  ändern  sich 
gleicherweise  von  Jahr  zu  Jahr,  je  nachdem  es  die  Um- 
stände vermeintlich  erfordern.  Das  Urteil  darübersteht 
in  dem  eines  Falle  den  Beamten  der  Election,  in  dem 
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anderen  denen  der  Gemeinde  zu,  und  beide  Kategorien 
stehen  mehr  oder  wenigei-  unter  der  Leitung  und 
dem  Einflüsse  des  Intendanten.  Hier  leiten  nicht  bloß 
Unkundeund  falscheMitteilungen,  sondern  auch  Freund- 
schaft, Parteihaß  und  Privatrache  die  Einschätzungs- 
beamten. Kein  der  Steuer  Unterworfener  kann  mit  Sicher- 
heit wissen,  wieviel  er  zu  bezahlen  haben  wird,  bevor 
er  zur  Steuer  eingeschätzt  ist;  ja  er  kann  es  nicht  ein- 
mal, nachdem  er  schon  eingeschätzt  worden.  Wenn 
jemand  besteuert  wurde,  der  steuerfrei  hätte  bleiben 
sollen,  oder  wenn  jemand  übermäßig  besteuert  wurde, 
so  müssen  zwar  beide  einstweilen  zahlen,  aber  die  Ge- 
meinde hat,  wenn  jene  sich  beschweren  und  damit  durch- 
kommen, sie  im  folgenden  Jahre  zu  entschädigen.  Wird 
einer  der  Steuerpflichtigen  bankerott  oder  zahlungsunfä- 
hig, so  muß  der  Erheberdessen  Steuer  vorschießen,  und  die 
Gemeinde  hat  ihn  im  nächsten  Jahre  zu  entschädigen. 
Sollte  der  Erheber  selbst  bankerott  werden,  so  muß  die 
Gemeinde,  die  ihn  gewählt  hat,  bei  dem  Generaleinnehmer 
der  Election  für  ihn  haften.  Da  es  aber  für  letzteren 
sehr  lästig  sein  würde,  mit  der  ganzen  Gemeinde  zu 
prozessieren,  so  wählt  er  sich  nach  seinem  Belieben  fünf 
oder  sechs  der  reichsten  Steuerpflichtigen  aus,  und  nötigt 
sie  zu  ergänzen,  was  durch  die  Zahlungsunfähigkeit  des 
Einnehmers  ausgefallen  ist,  während  die  Gemeinde  hinter- 
her die  fünf  oder  sechs  entschädigen  muß.  Diese  Nach- 
besteuerungen sind  stets  ein  Zusatz  zur  Steuer  des  be- 
treffenden Jahres,  in  dem  sie  aufgelegt  werden. 

Wenn  eine  Steuer  auf  den  Kapitalgewinn  bestimm- 
ter Geschäftszweige  gelegt  wird,  so  sind  die  Gewerbtrei- 
benden  sorgfältig  darauf  bedacht,  nicht  mehr  Waren 
an  den  Markt  zu  bringen,  als  sie  zu  einem  Preise  ver- 
kaufen können,  der  hinreicht,  um  ihnen  die  vorgelegte 
Steuer  zu  ersetzen.  Manche  entziehen  dem  Geschäft 
einen  Teil  ihrer  Kapitalien,  und  der  Markt  wird  spar- 
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lieber  versorgt  als  zuvor.  Der  Preis  der  Waren  steigt^ 
und  die  schließliche  Bezahlung  der  Steuer  fällt  auf  den 
Verbraucher.  Wird  aber  auf  die  Gewinne  landwirt- 
schaftlicher Kapitalien  eine  Steuer  gelegt,  so  liegt  es 
nicht  im  Interesse  der  Landwirte,  dieser  Anlage  einen 
Teil  ihres  Kapitals  zu  entziehen.  Jeder  Landwirt  be- 
wirtschaftet eine  bestimmte  Menge  Land,  wofür  er 
Rente  zahlt.  Zum  gehörigen  Anbau  dieses  Landes  ist 
eine  bestimmte  Menge  von  Kapital  notwendig,  und 
wenn  der  Landwirt  einen  Teil  dieses  notwendigen 
Kapitals  zurückzöge,  würde  er  weder  die  Rente,  noch  die 
Steuer  zu  zahlen  vermögen.  Es  erleichtert  ihm  die 
Steuerzahlung,  wenn  er  die  Menge  seiner  Produkte  ver- 
mindert und  mithin  den  Markt  spärlicher  versorgt.  Die 
Steuer  wird  es  ihm  niemals  ermöglichen,  den  Preis  seiner 
Produkte  derart  zu  erhöhen,  um  sich  durch  Abwälzung 
der  Steuer  auf  den  Konsumenten  bezahlt  zu  machen. 
Der  Landwirt  muß  aber  so  gut  wie  jeder  andere  Ge- 
schäftsmann seinen  billigen  Gewinn  haben,  oder  das 
Geschäft  aufgeben.  Nach  Auflegung  einer  solchen  Steuer 
kann  er  diesen  billigen  Gewinn  nur  vermittelst  eines 
Abzugs  an  der  Rente  des  Gutsherrn  erhalten.  Je  mehr 
er  Steuer  zahlen  muß,  desto  weniger  kann  er  Rente 
zahlen.  Eine  während  der  Dauer  des  Pachtkontrakts 
aufgelegte  derartige  Steuer  kann  ohne  Zweifel  den  Päch- 
ter sehr  in  Not  bringen  oder  gar  zu  Grunde  richten. 
Bei  der  Erneuerung  der  Pacht  muß  sie  stets  auf  den 
Gutsherrn  fallen. 

In  den  Ländern,  wo  die  Personalsteuer  herrscht, 
ist  der  Landwirt  gewöhnlich  nach  dem  angenommenen 
Wirtschaftskapital  eingeschätzt.  Oft  scheut  er  sicli 
deshalb  ein  gutes  Gespann  Pferde  oder  Ochsen  zu  halten, 
und  sucht  mit  dem  elendesten  Gerät  auszukommen. 
Sein  Mißtrauen  in  die  Gerechtigkeit  der  Besteuerung 
ist  so  groß,  daß  er  Ai'mut  vorschützt  und  für  zahlungs- 
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unfähig  gelton  will,  aus  Furcht,  zu  viel  zahlen  zu 
müssen.  Mit  dieser  schlechten  Politik  wahrt  er  vielleicht 
nicht  immer  sein  Interesse  am  besten;  und  er  verliert 
wahrscheinlich  durch  die  Verminderung  seinerProduktion 
mehr,  als  er  an  der  Steuer  erspart.  Obgleich  in  Folge 
der  schlechten  Kultur  der  Markt  sicherlich  etwas  kärg- 
licher versorgt  wird,  so  kann  doch  das  dadurch  veran- 
laßte  geringe  Steigen  des  Preises  den  Pächter  nicht  für 
die  Verminderung  seiner  Produktion  entschädigen, 
geschweige  denn  ihn  in  Stand  setzen,  dem  Gutsherrn 
mehr  Rente  zu  bezahlen.  Staat,  Pächter  und  Gutsherr, 
alle  leiden  mehr  oder  weniger  durch  diesen  verschlech- 
terten Anbau.  Daß  die  Personalsteuer  die  Bodenkultur 
in  vieler  Beziehung  beeinträchtigt,  und  also  die  Haupt- 
quelle des  Wohlstandes  jedes  großen  Landes  austrock- 
net, habe  ich  schon  in  dem  dritten  Buche  dieser  Unter- 
suchung zu   bemerken  Gelegenheit  gehabt. 

Die  sogenannten  Kopfsteuei'n  in  den  südlichen  Pro- 
vinzen Nordamerikas  und  auf  den  westindischen  Inseln, 
die  jährliche  Steuer  von  sound  so  viel  für  jeden  Neger, 
sind  eigentlich  eine  Steuer  auf  die  Gewinne  von  einer 
bestimmten  im  Ackerbau  angelegten  Kapitalsart.  Da  die 
Pflanzer  größtenteils  zugleich  Landwirte  und  Gutsherren 
sind,  so  fällt  die  schließliche  Bezahlung  der  Steuer 
auf  sie  in  ihrer  Eigenschaft  als  Gutsheri'en  ohne  jeden 
Er-satz. 

Steuern  von  so  und  so  viel  auf  den  Kopf  der-Leibeigenen 
scheinen  früher  in  ganz  Europa  üblich  gewesen  zu  sein, 
und  bestehen  noch  jetzt  im  russischen  Reiche.  Wahr- 
scheinlich aus  diesem  Grunde  sind  Kopfsteuern  oft  als 
Zeichen  der  Sklaverei  angesehen  worden.  Jede  Steuer 
aber  ist  für  den,  der  sie  zahlt,  ein  Zeichen  nicht  der 
Sklaverei,  sonder-n  der  Freiheit.  Sie  bedeutet  aller'dings, 
daß  er  der  Regierung  Untertan  ist,  aber  auch,  daß  er 
selbst    Eiirentum    besitzt    und     daher    nicht    Eigentum 
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eines  Herrn  sein  kann.  Eine  Kopfsteuer  auf  Sklaven 
ist  von  einer  Kopfsteuer  auf  freie  Leute  durchaus  ver- 
schieden. Die  letztere  wird  von  den  Personen  gezahlt, 
auf  die  sie  gelegt  ist;  die  erstere  von  anderen.  Die 
letztere  ist  entweder  ganz  willkürlich  oder  ganz  ungleich, 
ja  meist  beides;  die  erstere  kann  zwar  in  gewißer  Hin- 
sicht ungleich  sein,  da  die  Sklaven  von  verschiedenem 
Werte  sind,  ist  aber  in  keiner  Hinsicht  willkürlich. 
Jeder  Herr,  der  die  Anzahl  seiner  Sklaven  kennt,  weiß 
genau,  was  er  zu  zahlen  hat.  Diese  wesentlich  ver- 
schiedenen Steuern  sind  jedoch,  da  sie  denselben 
Namen  tragen,  als  gleichartig  betrachtet  worden. 

Die  Steuern,  welche  in  Holland  auf  männlichen  und 
weiblichen  Dienstboten  ruhen,  sind  nicht  Kapital-,  son- 
dern Aufvvandssteuern,  und  gleichen  insofern  den  Ver- 
brauchsabgaben. Die  neuerdings  in  Großbritannien 
eingeführte  Steuer  von  1  Guinee  für  jeden  männlichen 
Bedienten  ist  von  derselben  Art.  Sie  fällt  am  schwersten 
auf  den  Mittelstand.  Ein  Mann  von  £  200  jährlicher 
Einkünfte  kann  einen  Bedienten  halten;  ein  Mann  von 
£  10,000  wird  nicht  fünfzig  halten.  Den  Armen 
trifft  diese  Steuer  nicht. 

Steuern  auf  die  Gewinne  des  in  einzelnen  Geschäften 
angelegten  Kapitals  können  niemals  den  Geldzins  be- 
einflußen.  Niemand  wird  denen,  die  ein  besteuertes 
Gewerbe  treiben,  sein  Geld  für  weniger  Zins  leihen,  als 
denen,  die  ein  unbesteuertes  treiben.  Steuern  hingegen, 
die  die  Gewinne  aller  Geschäftskapitalien  treffen,  werden, 
wo  sie  einigermaßen  sorgfältig  abgemessen  werden, 
in  vielen  Fällen  auf  die  Geldzinsen  fallen.  Der  Vingtieme 
oder  zwanzigste  Pfennig  in  Frankreich  ist  eine  ähnli- 
che Steuer  wie  die  sogenannte  Landtaxe  in  England, 
und  wie  diese  auf  das  aus  Grundbesitz,  Häusern  und 
Kapitalien  entspringende  Einkommen  gelegt.  Sofern  sie 
das    Kapital    trifft,    wird   sie    zwar    nicht    mit    groiier 
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Strenge,  aber  doch  weit,  genauer  abgemessen  als  der 
Teil  der  englischen  Landtaxe,  der  auf  denselben  Fond 
gelegt  ist.  Sie  fällt  in  vielen  Fällen  ganz  auf  die 
Gsldzinsen.  Eine  beliebte  Geldanlage  ist  in  Frankreich 
die  Rente,  eine  Annuität,  die  der  Schuldner  jederzeit 
gegen  Rückzahlung  der  vorgeschossenen  Summe  tilgen, 
deren  Rückzahlung  jedoch  der  Gläubiger,  außer  in 
gewissen  Fällen,  nicht  fordern  kann.  Der  Vingtieme 
scheint  den  Kurs  dieser  Annuitäten  nicht  berührt  zu 
haben,  obgleich  er  von  allen  diesen  genau  erhoben  wird. 


Zusatz  zu  dem  ersten  und  zweiten  Artikel. 

Steuern   auf  den   Kapitalwert    von   Land,    Häu- 
sern und  beweglichem  Eigentum. 

Solange  Eigentum  im  Besitze  derselben  Person 
bleibt,  bezweckten  dauernde  Steuern  darauf  niemals,  den 
Kapitalwert  zu  vermindern  oder-  einen  Teil  des  Kapi- 
tals zu  nehmen,  sondei'n  nur  einen  Teil  des  daraus 
heiTührenden  Einkommens.  Wenn  aber  Eigentum  den 
Besitzer  wechselt,  wenn  es  von  Verstorbenen  auf  Leben- 
de, oder  von  Lebenden  auf  Lebende  übergeht,  sind  oft 
Steuern  darauf  gelegt  worden,  die  unvermeidlich  einen 
Teil  seines  Kapital  wertes  nehmen. 

Der  Übergang  von  Eigentum  aller  Art  vom  Ver- 
storbenen auf  den  Lebenden  und  der  Übergang  unbe- 
weglichen Eigentums,  von  Land  und  Häusern,  von  dem 
Lebenden  auf  den  Lebenden  sind  ihrer  Natur  nach 
öffentliche  und  notorische  Akte,  die  nicht  lange  verborgen 
bleiben  können.  Solche  Akte  können  also  unmittelbar 
besteuert  werden.  Der  Übergang  von  Kapital  oder  be- 
weglichem Eigentum  vom  Lebenden  auf  den  Lebenden 
mittelst  Darlehen  ist  oft  eine  geheime  Abmachung  und 
kann    es    stets    sein,    läßt    sich    also    auch    nicht   leicht 
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direkt  besteuern.  Indirekt  ist  es  auf  zweierlei  Art  be- 
steuert worden:  erstens  dadurch,  daß  die  Schuldver- 
schreibung einer  Stempelgebühr  unterworfen  wurde,  ohne 
die  sie  keine  Rechtskraft  besaß;  zweitens  durch  das  Er- 
fordernis, sie,  gleichfalls  bei  Strafe  der  Ungültigkeit, 
in  ein  öffentliches  oder  geheimes  Register  eintragen  zu 
lassen  und  für  diese  Registrierung  eine  bestimmte  Grebühr 
zu  entrichten.  Stempel-  und  Registergebühren  wurden 
auch  oft  bei  Eigentumsübertragungen  von  Verstorbenen 
auf  Lebende  und  bei  Vermögensübertragungen  unbe- 
weglichen Eigentums  von  Lebenden  auf  Lebende  ge- 
fordert, Übergänge,  die  leicht  hätten  direkt  besteuert 
werden   können. 

Die  durch  Augustus  bei  den  alten  Römern  einge- 
führte Viccs'wia  hcrcdifafton,  der  zwanzigste  Pfennig 
(5  "  o)  von  Erbschaften,  war  eine  Steuer  auf  den  Eigen- 
tumsübergang vom  Verstorbenen  auf  den  Lebenden. 
Nach  Dio  Cassius  (lib.  55),  der  von  ihr  am  bestimmtes- 
ten redet,  wurde  sie  von  allen  Erbschaften,  Vermächt- 
nissen und  Schenkungen  auf  den  Todesfallgezahlt,  außer 
von  den  nächsten   Verwandten  oder  Armen. 

Eine  ähnliche  Steuer  ist  die  holländische  Erbschafts- 
steuer. Erbschaften  von  Seitenverwandten  werden  je 
nach  dem  Verwandtschaftsgrade  zu  5  bis  zu  30  "/o  des 
Erbschaftsbetrages  besteuert.  Testamentarische  Schen- 
kungen oder  Legate  an  Seitenverwandte  unterliegen 
denselben  Abgaben ;  solche  zwischen  Ehegatten  dem 
fünfzigsten  Pfennig;  Erbschaften  der  Aszendenten  nur 
dem  zwanzigsten.  Die  Erbfolge  in  gerader  Linie,  die 
der  Deszendenten,  zahlt  gar  keine  Steuer.  Der  Tod 
eines  Vaters  ist  für  noch  unversorgte  Kinder  selten  mit 
einer  Vermehrung,  oft  aber  mit  einer  Verminderung  ihres 
Einkommens  verbunden,  infolge  Verlustes  seines  Ge- 
werbes, seines  Amtes  oder  einer  etwaigen  Leibrente,  in 
deren  Besitz  er  war.   Eine  Steuer,  die  ihren  Verlust  noch 
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dadurch  erschwerte,  daß  sieihnen  einen  Teil  der  Erbschaft 
entzöge,  würde  grausam  und  tyrannisch  sein.  Anders 
kann  es  zuweilen  bei  den  Kindern  sein,  die  in  der  römi- 
schen Rechtssprache  emanzipiei't  heißen,  d.  h.  die  ihren 
Anteil  schon  erhalten  haben,  selbst  Familie  besitzen  und 
von  eigenen  Fonds  leben.  Was  von  der  väterlichen  Erb- 
schaft an  solche  Kinder  kommt,  ist  ein  tatsächlicher 
Zusatz  zu  ihrem  Vermögen,  und  kann  also  wohl  ohne 
andere  Schädigung,  als  die,  welche  mit^allen  solchen  Ab- 
gaben verknüpft  ist,  einer  Steuer  unterworfen  werden. 

Die  Gefälle  des  Feudalrechts  waren  Steuern  auf  den 
Übergang  von  Land  von  Verstorbenen  auf  Lebende,  und 
zwischen  Lebenden.  In  alten  Zeiten  bildeten  sie  überall 
einen  der  bedeutendsten  Zweige  der  Staatseinnahmen. 

Der  Erbe  eines  unmittelbaren  Kronvassallen  zahlte 
bei  Empfang  des  Lehns  eine  gewisse  Abgabe,  in  der 
Regel  eine  Jahresrente.  War  der  Erbe  minderjährig, 
so  fielen  während  der  Minderjährigkeit,  die  sämtlichen 
Renten  des  Gutes  an  den  Lehnsherrn,  der  nur  ver- 
pflichtet war,  für  den  Unterhalt  des  Mindei jährigen  zu 
sorgen  und,  wenn  eine  Witwe  jvorhanden  war,  das 
Wittum  auszuzahlen.  Wurde  das  Mündel  großjährig, 
so  hatte  der  Lehnsherr  auf  eine  weitere  Abgabe  Anspruch, 
die  ebenfalls  gewöhnlich  die  Rente  eines  Jahres  betrug. 
Eine  lange  Minderjährigkeit,  die  gegenwärtig  so  oft 
große  Güter  schuldenfrei  macht  und  den  früheren  Glanz 
der  Familie  wieder  herstellt,  konnte  damals  eine  solche 
Wirkung  nicht  haben.  Nicht  die  Entlastung,  sondern 
die  Vernachlässigung  des  Guts  war  die  gewöhnliche 
Folge  einer  langen  Minderjährigkeit. 

Nach  dem  Feudalgesetz  konnte  der  Vassall  ohne 
Zustimmung  des  Lehnsherrn  nicht  verkaufen,  welcher 
letztere  für  diese  Zustimmung  in  der  Regel  eine  Summe 
Geldes  forderte.  Anfangs  willkürlich,  wurde  sie  später 
in  vielen  Ländern  auf  einen  «ewissen  Teil  des  Kauf- 
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proises  festgesetzt.  In  einigen  Ländern,  in  denen  die 
meisten  übrigen  Leliensgevvohnheiten  abgekommen  sind, 
ist  diese  Steuer  noch  bestehen  geblieben  und  macht  einen 
sehr  bedeutenden  Teil  der  Staatseinnahmen  aus.  Im 
Kanton  Bern  beträgt  sie  den  sechsten  Teil  des  Preises 
bei  adeligen  und  den  zehnten  Teil  bei  anderen  Gütern. 
Im  Kanton  Luzern  herrscht  die  Steuer  nicht  allgemein, 
sondern  nur  in  gewissen  Distrikten;  wenn  aber  jemand 
sein  Gut  verkauft,  um  den  Kanton  zu  verlassen,  zahlt 
er  10  °.o  des  Kaufpreises.  Ahnliche  Steuern  gibt  es  in 
vielen  anderen  Ländern ;  sie  machen  bald  einen  größeren, 
bald   einen    geringeren  Teil  der  Staatseinnahmen  aus. 

Verkäufe  können  auch  direkt  durch  Stempel  oder 
Registergebühren  besteuert  werden,  entweder  dem  Werte 
des    Objektes    entsprechend    oder    unabhängig    davon. 

In  Großbritannien  sind  die  Stempelsteuern  höher 
oder  niedriger  nicht  sowohl  nach  dem  Werte  des 
übertragenen  Eigentums  —  ein  Stempel  von  18  d.  oder 
einer  halben  Krone  genügt  für  Verschreibungen  über 
die  größte  Geldsumme  —  •,  als  nach  der  Art  des  Doku- 
ments. Die  teuersten  Stempelbogen  sind  von  £  6 
und  werden  hau|»tsächlich  bei  Schenkungen  der  Krone 
und  bei  gewissen  Prozessen  ohne  Rücksicht  auf  den 
Wert  des  Streitgegenstandes  verwendet.  Für  Re- 
gistrierung von  Urkunden  oder  Instrumenten  werden 
in  Großbritannien  nur  Schreibgebühren  bezahlt,  die 
kaum  mehr  als  eine  mäßige  Entschädigung  für  die 
Mühwaltung  betragen.  Die  Krone  bezieht  keine 
Einnahmen  davon. 

In  Holland  gibt  es  sowohl  Stempelsteuern  als  Ein- 
tragsgebühren, die  sich  zuweilen  aber  nicht  immer  nach 
dem  Wert  des  übertragenen  Eigentums  richten.  Alle 
Testamente  müssen  auf  Stempelpapier  geschrieben 
werden,  dessen  Preis  sich  nach  dem  testierten  Besitz 
richtet,  so  daß  es  Stempelbogen  von  drei  Pence  oder 
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drei  Stüver  bis  zu  300  Gulden,  etwa  £  27  10  sh.,  gibt. 
Wird  ein  niedrigerer  Stempel  benutzt,  als  der  vorge- 
schriebene, so  wird  dieKrbschaft  eingezogen.  Außer  den 
Wechseln  und  einigen  anderen  Handelspapieren  sind  alle 
Urkunden,  Verschreibungen  und  Verträge  einer  Stempel- 
gebühr unterworfen,  die  jedoch  nicht  im  Verhältnis  mit 
dem  Werte  des  Gegenstandes  steigt.  Verkäufe  von  Grund- 
besitz und  Häusern  sowie  Hypotheken  müssen  registriert 
werden  und  zahlen  an  den  vStaat'2^2°  o  der  Kaufsumme 
oder  des  Hypothekenbetrags.  Diese  Gebühr  erstreckt 
sich  auch  auf  den  Vei'kauf  der  Schiffe  mit  oder  ohne 
Verdeck  von  mehr  als  zwei  Tonnen  Last.  Subhastationen 
unterliegen  gleichfalls  der  Abgabe  von  2^2  °/o. 

In  Frankreich  gibt  es  Stempelsteuern  und  Register- 
gebühren. Die  ersteren  werden  als  ein  Zweig  der  Akzise 
angesehen,  und  in  den  Provinzen,  wo  sie  üblich  sind, 
von  den  Akzisebearaten  erhoben.  Die  Registergebüh- 
ren  gehören  zum  Einkommen  der  Krone  und  werden 
von  anderen  Beamten  erhoben. 

Die  Besteuerung  durch  Stempel-  und  ßegisterge- 
bühren  ist  eine  sehr  moderne  Erfindung,  aber  im  Laufe 
eines  Jahrhunderts  sind  die  Stempelsteuern  in  Europa 
fast  allgemein,  und  die  E-egistergebühren  sehr  gebräuch- 
lich geworden.  Nichts  lernen  die  ßegier'ungen  ge- 
schwinder von  einander,  als  die  Kunst,  den  Leuten  das 
Geld  aus  der  Tasche  zu  ziehen. 

Erbschaftssteuern  fallen  endlich  und  unmittelbar  auf 
den  Erben.  Steuern  auf  den  Verkauf  von  Grundbesitz 
fallen  lediglich  auf  den  Verkäufer.  Der  Verkäufer  ist  fast 
stets  zum  Verkauf  genötigt,  und  muß  daher  den  Pi'eis 
nehmen,  den  er  erhalten  kann.  Der  Käufer  ist  kaum 
je  gezwungen  zu  kaufen,  und  wird  daher  nur  einen  Preis 
geben,  der  ihm  paßt.  Er  berechnet,  was  ihn  das  Land 
mit  der  Steuer  kosten  wird.  Je  mehr  er  Steuer  zahlen 
muß,  desto  weniger  wird  er  für  den  Kauf  geben  wollen. 
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Solche  Steuern  fallen  daher  fast  stets  auf  Leute  in  be- 
drängter Lage  und  worden  dadurch  oft  höchst  grausam 
und  drückend.  Steuern  auf  den  Verkauf  neugebauter 
Häuser,  bei  denen  das  Gebäude  ohne  den  Grund  und 
Boden  verkauft  wird,  fallen  in  der  Regel  auf  den  Käufer, 
weil  der  Erbauer  seinen  Gewinn  haben  muß,  oder  sein 
Geschäft  einstellen  müßte.  Wenn  er  also  die  Steuer 
vorschießt,  so  muß  der  Käufer  sie  ihm  gewöhnlich  wieder 
bezahlen.  Steuern  auf  den  Verkauf  alter  Häuser  fallen 
daüegen  aus  demselben  Grunde,  wie  die  auf  den  Verkauf 
von  Grundbesitz,  gewöhnlich  auf  den  Verkäufer,  der  durch 
Verhältnisse  oder  durch  Not  zum  Verkauf  gezwungen 
ist.  Die  Zahl  der  jährlich  zum  Verkauf  ausgebotenen 
neuerbauten  Häuser  richtet  sich  mehr  oder  weniger  nach 
der  Nachfrage.  Ohne  eine  Nachfrage,  die  dem  Erbauer 
außer  dem  Kostenersatz  noch  einen  Gewinn  verspricht, 
wird  er  keine  Häuser  mehr  bauen.  Die  Zahl  der  zum 
Verkauf  kommenden  alten  Häuser  hängt  dagegen  von 
Zufällen  ab,  die  größtenteils  mit  der  Nachfrage  in 
keiner  Verbindung  stehen.  Zwei  oder  drei  große  Ban- 
kerotte in  einer  Handelsstadt  werden  viele  Häuser  zum 
Verkauf  bringen,  die  zu  jedem  Preise  verkauft  werden 
müssen.  Steuern  auf  den  Verkauf  von  Grundrenten 
(von  Häusern)  fallen  lediglich  auf  den  Vorkäufer  und 
zwar  aus  demselben  Grunde,  wie  die  Steuern  auf  den 
Verkauf  von  Land.  Stempel  und  Kegistergebühren  auf 
Schuldverschreibungen  und  Darlehen  fallen  lediglich  auf 
den  Borger,  und  werden  tatsächlich  auch  immer  von 
ihm  gezahlt.  Stempelsteuern  für  Prozesse  fallen  auf  die 
Prozessierenden,  und  vermindern  für  beide  Teile  den 
Wert  des  streitio'en  Geo-enstandes.  Je  mehr  es  kostet, 
einen  Besitz  zu  erlangen,  desto  geringer  muß  der 
Nettowert  nach  der  Erwerbung  sein. 

Alle  Steuern  auf  Eigentumsübertragungen  bewirken, 
sofern   sie   den  Kapitalwert  dieses  Eigentums  vermin- 
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dern,  eine  Schwächung  der  zum  Unterhalt  produktiver 
Arbeit  bestimmten  Fonds  und  sind  alle  mehr  oder 
weniger  unwirtschaftliche  Steuern,  die  die  Staatsein- 
nahmen, die  fast  nur  unproduktive  Arbeiter  unter- 
halten, auf  Kosten  des  Volkskapitals  erhöhen,  das 
nur  produktive  Arbeiter  unterhält. 

Solche  Steuern  sind,  selbst  wenn  sie  sich  dem  Werte 
desübertragenen  Eigentums  anpassen,  dennoch  ungleich, 
da  die  Übertragung  bei  Gütern  von  gleichem  Wert 
nicht  oieich  häufig  ist.  Passen  sie  sich  diesem  Werte 
nicht  an,  wie  es  mit  den  meisten  Stempel-  und  Register- 
gebühren der  Fall  ist,  so  wird  die  Ungleichheit  noch 
größer.  Dagegen  sind  sie  nicht  willkürlich,  sondern  in 
allen  Fällen  vollkommen  klar  und  bestimmt,  oder  können 
es  wenigstens  sein.  Obwohl  sie  zuweilen  eine  Person 
treffen,  die  nicht  sehr  zahlungsfähig  ist,  so  ist  doch  der 
Zahlungstermin  in  den  meisten  Fällen  hinreichend  be- 
quem. Wenn  die  Zahlung  fällig  wird,  hat  der  Pflichtige 
meist  das  Geld.  Die  Erhebung  dieser  Abgaben  ist  mit 
sehr  geringen  Kosten  verbunden,  und  sie  unterwerfen 
die  Steuerpflichtigen  im  allgemeinen  keinem  andern 
Nachteil,  als  dem  stets  unvermeidlichen,  die  Steuer 
eben  zahlen  zu  müssen. 

In  Frankreich  hört  man  über  die  Stempelsteuer 
wenig  Klagen,  wohl  aber  über  die  Registergebühren,  die 
sogenannte  Controle.  Sie  geben,  wie  man  behauptet, 
Anlaß  zu  vielen  Erpressungen  seitens  der  Beamten  der 
Generalpächter,  welche  die  Steuer  erheben,  die  sehr 
willkürlich  und  nicht  genau  bestimmt  ist.  In  den  meisten 
Pamphleten  gegen  das  gegenwärtige  französische  Fi-, 
nanzsystem  machen  die  Mißbräuche  der  Kontrolle  einen 
Hauptangriffspunkt  aus.  Unbestimmtheit  scheint  jedoch 
nicht  im  Wesen  dieser  Steuern  begründet  zu  sein.  Wenn 
die  landläufigen  Klagen  begründet  sind,  so  entsteht  der 
Mißbrauch  nicht  sowohl  aus  dem  Wesen  der  Steuer,  als 
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aus  der  ungenauen  Fassung  des  AVortlauts  der  Edikte 
oder  Gesetze,  welche  sie  anordnen. 

Die  Eintragung  der  H^^potheken,  sowie  überhaupt 
aller  Rechte  auf  unbewegliches  Eigentum,  ist  für  das 
Publikum  sehr  vorteilhaft,  da  sowohl  die  Gläubiger 
wie  die  Käufer  dadurch  gesichert  werden.  Die  Registrie- 
runo; der  meisten  anderen  Urkunden  ist  für  die  einzelnen 
oft  unbequem  und  selbst  gefährlich,  ohne  dem  Publikum 
Vorteil  zu  verschaffen.  Register,  die  anerkannter- 
maßen geheim  bleiben  müssen,  sollten  sicherlich  nicht 
existieren.  Der  Kredit  der  Privaten  sollte  niemals  von 
so  zweifelhaften  Umständen  abhängig  gemacht  werden, 
wie  es  die  Rechtschaffenheit  und  Treue  niederer  Finanz- 
beamten ist.  Wo  aber  die  Registrierungsgebühren  eine 
Quelle  der  Staatsfinanzen  geworden  sind,  haben  sich  die 
bezüglichen  Ämter  meist  ohne  Ende  vermehrt,  sowohl 
für  Dokumente,  die  registriert  werden  sollten,  wie  für 
die,  die  es  nicht  sollten.  In  Frankreich  gibt  es  verschie- 
dene Sorten  geheimer  Register-,  ein  Mißbrauch,  der 
zwar  keine  notwendige,  aber  eine  sehr  natürliche  Folge 
solcher  Steuern  ist. 

Stempelgebühren  wie  die  englischen  auf  Spielkarten 
und  Würfel,  auf  Zeitungen  und  Zeitschriften  usw. 
sind  eigentlich  Verbrauchssteuern;  ihre  schließliche 
Bezahlung  fällt  auf  die  Personen,  die  solche  Waren 
brauchen  oder  verzehren.  Auch  die  Stempelgebühren 
für  die  Erlaubnisscheine  für  denBier-,  Wein-  undBrannt- 
wein- Ausschank  fallen,  obgleich  sie  der  Absichtnach  viel- 
leicht dieGewinne  der  Schankwirte  treffen  sollten,  schließ- 
lich doch  gleichfalls  auf  die  Abnehmer  jener  Getränke. 
Diese  Steuern  tragen  zwar  denselben  Namen  und  wer- 
den von  denselben  Beamten  und  in  gleicher  Art  er- 
hoben, wie  die  Stempelsteuern  auf  die  Eigentumsüber- 
tragungen, sind  aber  von  ganz  verschiedener  Natur 
und  fallen  auf  sanz  andere  Fonds. 
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Dritter  Artikel. 

Steuern  auf  den  Arbeitslohn. 

Der  Lohn  der  unteren  Klassen  der  Arbeiter  wird, 
wie  ich  im  ersten  Buche  zu  zeigen  suchte,  überall  durch 
zwei  Umstände  bestimmt:  durch  die  Nachfrage  nach 
Arbeit  und  durch  den  gewöhnlichen  oder  Durchschnitts- 
preis der  Lebensmittel.  Je  nachrlem  die  Nachfrage  nach 
Arbeit  zunimmt,  sich  gleich  bleibt  oder  abnimmt,  d.  h. 
eine  zunehmende,  sich  gleich  bleibende  oder  abnehmende 
Bevölkerung  fordert,  bestimmt  sie  den  Unterhalt  des  Ar- 
beiters und  läßt  ihn  reichlich,  mäßig  oder  kärglich  aus- 
fallen. Der  gewöhnliche  oder  Durchschnittspreis  der 
Lebensmittel  bestimmt  die  Menge  Geldes,  die  dem  Ar- 
beiter gezahlt  werden  muß,  um  ihn  in  den  Stand  zu 
setzen,  diesen  reichlichen,  mäßigen  oder  kärglichen 
Unterhalt  zu  kaufen.  Solange  mithin  die  Nachfrage 
nach  Arbeit,  und  der  Preis  der  Lebensmittel  unverändert 
bleiben,  kann  eine  direkte  Steuer  auf  den  Arbeitslohn 
keine  andere  Wirkung  haben,  als  diesen  etwas  höher 
als  die  Steuer  zu  steigern.  Nehmen  wir  z.  B.  an,  die 
Nachfrage  nach  Arbeit  und  der  Preis  der  Lebensmittel 
sei  an  einem  bestimmten  Platze  derartig,  daß  dadurch 
der  gewöhnliche  AVochenlohn  auf  10  sh.  bestimmt  wird, 
und  es  werde  nun  auf  diesen  Lohn  eine  Steuer  von 
einem  Fünftel,  4  sh.  auf  das  £  gelegt.  Bliebe  die  Nach- 
frage nach  Arbeit  und  der  Preis  der  Lebensmittel  un- 
verändert, so  würde  es  immerhin  nötig  sein,  daß  der 
Arbeiter  an  diesem  Orte  soviel  Unterhaltsmittel  erwerbe, 
wie  mit  10  sh.  wöchentlich  gekauft  werden  können,  d.  h. 
daß  er  nach  Abzug  der  Steuer  10  sh.  wöchentlich  übrig 
behalte.  Zu  diesem  Behnfe  muß  der  Preis  der  Arbeit 
bald  steigen,  und  zwar  nicht  bloß  auf  12  sh.,  sondern 
auf  12  Vü  sh. ;  d.  h.  damit  er  eine  Steuer  von  einem  Fünftel 
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bezahlen  kann,  muß  sein  Lohn  nicht  blol.5  um  ein 
Fünftel,  sondern  um  ein  Viertel,  und  so  in  allen  Fällen 
nicht  bloß  im  Verhältnis  der  Steuer,  sondern  in  einem 
höheren  steigen.  Beträgt  die  Steuer  z.  B.  ein  Zehntel, 
so  muß  der  Arbeitslohn  nicht  bloß  um  ein  Zehntel, 
sondern   um  ein  Achtel  steigen. 

Eine  direkte  Steuer  auf  den  Arbeitslohn  kann  daher, 
wenn  der  Arbeiter  sie  auch  vielleicht  aus  eigner  Tasche 
zahlt,  doch  nicht  eigentlich. als  von  ihm  vorgelegt  be- 
trachtet werden,  wenigstens  nicht,  wenn  die  Nachfrage 
nach  Arbeit  und  der  Durchschnittspreis  der  Lebensmittel 
dieselben  bleiben,  wie  zuvor.  In  allen  solchen  Fällen 
wird  nicht  nur  die  Steuer,  sondern  etwas  mehr  als  die 
Steuer,  tatsächlich  von  dem  vorgeschossen,  der  ihn 
beschäftigt,  und.  ihre  schließliche  Zahlung  fällt  je 
nach  den  Umständen  auf  verschiedene  Personen.  Die 
durch  eine  solche  Steuer  veranlaßte  Steigerung  des 
Lohns  der  Fabrikarbeiter  wird  von  dem  Fabrikanten 
vorgeschossen,  der  sowohl  berechtigt  wie  genötigt  wäre, 
sie  mit  einem  Gewinn  auf  den  Preis  seiner  Waren  zu 
schlagen.  Die  schließliche  Bezahlung  dieser  Lohnsteige- 
rung, sowie  des  Zuschlagsgewinnes  des  Fabrikanten,  fällt 
also  auf  den  Konsumenten.  Die  durch  eine  solche  Steuer 
veranlaßte  Steigerung  des  Lohns  für  ländliche  Arbeit 
wird  von  dem  Landwirt  vorgeschossen,  der-,  um  dieselbe 
Zahl  von  Arbeitern  zu  unterhalten  wie  früher,  ein 
größeres  Kapital  verwenden  muß.  Um  dieses  größere 
Kapital  nebst  dem  üblichen  Kapitalgewinn  zurückzuer- 
halten, muß  er  einen  grc'jßcren  Teil,  bezw.  den  Preis 
eines  größeren  Teils  der  Bodenprodukte  für  sich  be- 
halten, und  folglich  dem  Gutsherrn  weniger  Rente  zahlen. 
Die  Lohnsteigerung,  sowie  der  Zuschlagsgowinn  des 
Pächters,  wird  also  in  diesem  Falle  schließlich  vom 
Gutsherrn  zu  bestreiten  sein.  In  allen  Fällen  muß  eine 
direkte  Steuer   auf  den  Arbeitslohn  mit  der  Zeit  eine 
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größere  Schmäleruug  der  Bodenrente  und  eine  größere 
Preiserhöhung  der  Industrieartikel  bewirken,  als  aus  der 
richtigen,  einen  gleichen  Ertrag  bringenden  Besteue- 
rung teils  der  Grundrente  und  teils  von  Verbrauchs- 
gegenständen hervorgegangen  sein  würde. 

Wenn  direkte  Steuern  auf  den  Arbeitslohn  nicht 
immer  ein  verhältnismäßiges  Steigen  dieses  Lohnes  be- 
wirkt haben,  so  geschah  es,  weil  sie  in  der  Regel  ein 
bedeutendes  Sinken  der  Nachfrage  nach  Arbeitskräften 
veranlaßten.  Verfall  der  Gewerbtätigkeit,  Abnahme 
der  Arbeitsgelegenheit  für  den  Armen,  Verminderung 
des  Jahresertrags  von  Boden  und  Arbeit  waren  in  der 
Regel  die  Folge  solcher  Steuern.  In  Folge  dessen 
muß  jedoch  der  Preis  der  Arbeit  stets  höher  sein,  als 
er  sonst  unter  den  jeweiligen  Verhältnissen  der  Nach- 
frage sein  würde;  und  dieser  höhere  Preis,  sowie  der 
Gewinn  derer,  die  ihn  vorschiessen,  muß  schließlich 
stets  von  den  Grundbesitzern  und  Konsumenten  ge- 
zahlt werden. 

Eine  Steuer  auf  den  Lohn  ländlicher  Arbeit  erhöht 
den  Preis  der  Rohprodukte  des  Bodens  nicht  im  Ver- 
hältnis zur  Steuer,  aus  demselben  Grunde,  aus  dem  auch 
eine  Steuer  auf  den  Pächtergewinn  jenen  Preis  nicht 
in  diesem  Verhältnis  erhöht. 

So  töricht  und  verderblich  solche  Steuern  auch 
sind,  so  bestehen  sie  doch  in  vielen  Ländern.  In  Frank- 
reich ist  der  Teil  der  Taille,  der  auf  die  Arbeit  der 
Arbeiter  und  Tagelöhner  auf  den  Dörfern  gelegt  ist, 
ganz  eigentlich  eine  Steuer  dieser  Art.  Ihr  Lohn  wird 
nach  dem  gewöhnlichen  Satze  des  Bezirks,  in  dem  sie 
wohnen,  berechnet,  und,  um  sie  nicht  zu  schwer  zu  be- 
lasten, wird  ihr  Jahreseinkommen  auf  nur  zweihundert 
Arbeitstage  im  Jahr  angenommen.  Die  Steuer  der  Ein- 
zelneu schwankt  von  Jahr  zu  Jahr  je  nach  den  Um- 
ständen, über  die  der  Steuererheber  oder  der  Beamte, 
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den  der  Intentant  ihm  beigesellt,  zu  befinden  hat.  In 
Böhmen  wird  nach  dem  Finanzsystem  vom  Jahre  1748 
die  Arbeit  der  Handwerker  sehr  hoch  besteuert.  Sie 
werden  in  vier  Klassen  geteilt.  Die  höchste  Klasse 
zahlt  100  Gulden  jährlich;  die  zweite  Klasse  70,  die 
dritte  50,  und  die  vierte,  welche  die  Dorfhandwerker 
und  die  niedrigste  Klasse  der  stcädtischen  Handwerker 
umfaßt,  25  Gulden. 

Die  Bezahlung  der  künstlerischen  und  gelehrten  Be- 
rufe steht,  wie  ich  im  ersten  Buche  zu  zeigen  suchte, 
mit  den  Löhnen  der  niederen  Gewerbe  in  einem  gewißen 
Verhältnisse.  Eine  Steuer  darauf  könnte  mithin  keine 
andere  Wirkung  haben,  als  sie  um  etwas  mehr,  als  im 
Verhältnis  der  Steuer,  zu  steigern.  Geschähe  es  nicht, 
so  würden  die  Künste  und  gelehrten  Berufe,  als  nicht 
mehr  auf  dem  Niveau  der  übrigen  Gewerbe,  so  viel- 
fach aufgegeben  werden,  daß  sie  bald  auf  dies  Niveau 
zurückkehren  dürften. 

Die  Gehälter  der  Amter  werden  nicht  wie  die  Er- 
trägnisse der  Geschäfte  durch  die  freie  Konkurrenz  be- 
stimmt, und  stehen  daher  nicht  immer  im  richtigen 
Verhältnis  zu  dem,  was  der  Charakter  der  Beschäftigung 
erfordert.  Sie  sind  vielleicht  in  den  meisten  Ländern 
höher  als  erfordei'lich;  denn  die  Personen,  welche  an  der 
Spitze  der  Regierung  stehen,  sind  in  der  Regel  geneigt, 
sowohl  sich  selbst  als  auch  ihre  Untergebenen  etwas 
reichlich  zu  bezahlen.  Diese  Gehälter  können  daher  in  den 
meisten  Fällen  recht  gut  eine  Steuer  ertragen.  Überdies 
sind  die  Personen,  welche  öffentliche  Amter,  zumal  die 
einträglicheren,  einnehmen,  in  allen  Ländern  beneidet; 
und  eine  Steuer  auf  ihre  Gehälter  ist  stets,  selbst  wenn 
sie  etwas  höher  wäre  als  auf  andere  Einkommensarten, 
eine  sehr  populäre  Steuer.  In  England  z.  B.,  wo  die 
Landtaxe  alle  anderen  Einkommensarten  zu  4  sh.  per  £ 
treffen  sollte,  war  es  sehr  populär,  auf  die  Gehälter  über 
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£  100  eine  tatsächliche  Steuer  von  5^2  sh.  per  £  zu 
legen;  wovon  nur  die  Apanagen  der  Prinzen,  die  Gehälter 
der  Offiziere  der  Armee  und  Flotte,  und  einige  andere, 
dem  Neide  weniger  anstößige,  ausgenommen  waren. 
Andere  direkte  Steuern  auf  den  Arbeitslohn  gibt  es  in 
England  nicht. 

Vierter  Artikel. 

Steuern,    welche    alle   Arten   des    Einkommens 
ohne  Unterschied  treffen  sollen. 

DieSteuern,  welche  auf  alle  P]inkommensartenohne 
Unterschied  fallen  sollen,  sind  Kopfsteuern  und  Steuern 
auf  Verbrauchsgegenstände.  Sie  müssen  ohne  Unterschied 
von  jedem  beliebigen  Einkommen  der  Steuerpflichtigen 
bezahlt  werden,  von  der  Rente  ihres  Landes,  dem  Ge- 
winn ihres  Kapitals,   oder  vom  Lohn  ihrer  Arbeit. 

Kopfsteuern. 

Wenn  man  versucht,  Kopfsteuern  dem  Vermögen 
oder  Einkommen  der  Steuerpflichtigen  anzupassen,  so 
werden  sie  durchaus  willkürlich.  Der  Vermögensstand 
eines  Mannes  ändert  sich  von  Tag  zu  Tag,  und  kann 
ohne  Nachforschungen,  die  unerträglicher  wären  als  jede 
Steuer,  und  wenigstens  einmal  jährlich  erneuert  werden 
müßten,  nur  erraten  werden.  Die  Einschätzung  hängt 
mithin  meistenteils  von  dem  guten  oder  dem  üblen 
Willen  der  Einschätzenden  ab  und  muß  daher  durch- 
aus willkürlich  und  unbestimmt  sein. 

Werden  Kopfsteuern  nicht  nach  dem  mutmaßlichen 
Vei-mögen,  sondern  nach  dem  Range  der  Steuerpflichtigen 
bemessen,  so  werden  sie  völlig  ungleich,  da  die  Ver- 
mögensgrade in  denselben  Rangstufen  oft  ungleich  sind. 
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Yei'sucht  man  sonach,  solche  Steuern  gleichmäßig 
zu  gestalten,  so  werden  sie  willkürlich  und  unbestimmt ; 
und  ungleichmäßig,  wenn  man  versucht,  sie  festzulegen 
und  der  AVillkür  zu  entheben.  Die  Steuer  sei  leicht 
oder  schwer,  Unbestimmtheit  ist  immer  ein  großes  Übel. 
Bei  einer  leichten  Steuer  läßt  man  sich  einen  ziemlichen 
G-rad  von  Ungleichheit  gefallen,  bei  einer  schweren  ist 
sie  ganz  unerträglich. 

Bei  den  verschiedenen  Kopfsteuern,  die  in  England 
unter  der  Regierung  Wilhelms  III.  üblich  waren,  wurden 
die  Steuerpflichtigen  meist  nach  ihremRange  eingeschätzt 
als  Herzöge,  Marquis,  Earls,  Viscounts,  Barone,  Esquires, 
Gentlemen,  älteste  und  jüngste  Söhne  von  Peers  usw. 
Alle  Ladenhalter  und  Geschäftsleute,  die  auf  ein  Ein- 
kommen von  mehr  als  £  300  geschätzt  waren,  d.  h. 
die  Wohlhabenderen,  waren  gleichmäßig  eingeschätzt, 
wie  groß  auch  der  Unterschied  ihres  Vermögens  sein 
mochte.  Ihr  Rang  wurde  mehr  beachtet  als  ihr  Ver- 
mögen. Manche,  die  zur  ersten  Kopfsteuer  nach  ihrem 
mutmaßlichen  Vermögen  eingeschätzt  waren,  wurden 
später  nach  ihrem  Range  besteuert.  Die  Anwälte  ver- 
schiedenen Grades,  die  bei  der  ersten  Kopfsteuer  zu  3  sh. 
per  £  ihres  mutmaßlichen  Einkommens  angesetzt  waren, 
wurden  in  der  Folge  als  Gentlemen  besteuert.  Bei  der 
Auflegung  einer  Steuer,  die  nicht  sehr  schwer  war,  fand 
man  erhebliche  Ungleichheiten  weniger  unerträglich,  als 
irgend  welche  Unbestimmtheit. 

Bei  derin  Franki'eich  seit  Anfang  dieses.Tahrhunderts 
ununterbrochen  erhobenen  Kopfsteuer  sind  die  höchsten 
Stände  des  Volkes  nach  ihrem  Range  mit  einem  unver- 
ändei-lichen  Tarif  angesetzt,  die  niederen  Stände  nach 
ihrem  mutmaßlichenVermögen,  das  jährlich  eingeschätzt 
wird.  Die  Mitglieder  des  obersten  Gerichtshofs,  die 
Richter  und  übrigen  Beamten  der  höheren  Gerichtshöfe, 
die  Offiziere  der  Armee    u.s.w.    sind    in    der   ersteren 
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"Weise  besteuert;  die  unteren  Klassen  des  Volkes  in  den 
Provinzen  nach  der  zweiten.  In  Frankreich  unterwerfen 
sich  die  Großen  gern  einer  erheblichen  Ungleichheit 
der  Besteuerung,  die  für  sie  nicht  sehr  schwer  ist, 
würden  aber  die  willkürliche  Einschätzung  durch  einen 
Intendanten  nicht  ertragen.  Die  unteren  Stände  müßen 
in  diesem  Lande  geduldig  die  Behandlung  leiden,  die 
ihre  Oberen  ihnen  angedeihen  lassen. 

In  England  brachten  die  verschiedenen  Kopfsteuern 
niemals  die  erwartete  Samme  ein.  In  Frankreich  ent- 
spricht sie  stets  den  Erwartungen.  Die  milde  Regierung 
Englands  begnügte  sich  mit  dem,  was  die  Steuer  eben 
eintrug,  und  trieb  sie  weder  von  denen  ein,  die  sie 
nicht  bezahlen  konnten,  noch  von  denen,  die  sie  nicht 
bezahlen  wollten  —  und  deren  gab  es  viele  ■ —  und  die  bei 
der  nachsichtigen  Vollziehung  des  Gesetzes  nicht  dazu 
gezwungen  wurden.  Die  strengere  Regierung  Frank- 
reichs besteuert  jede  Provinz  mit  einer  bestimmten 
Summe,  welche  der  Intendant  nehmen  muß,  wo  er  sie 
findet.  Beschwert  sich  eine  Provinz  über  zu  hohe  Ein- 
schätzung, so  kann  sie  im  nächsten  Jahre  einen  der 
Überlastung  des  vorhergehenden  Jahres  entsprechenden 
Nachlaß  erhalten,  aber  einstweilen  muß  sie  zahlen. 
Qm  die  seiner  Provinz  auferlegte  Summe  sicher  zu  er- 
halten, ist  der  Intendant  berechtigt,  sie  mit  einer  höheren 
Summe  zu  veranlagen,  damit  die  Zahlungsunfähigkeit 
einiger  sich  durch  die  höhere  Belastung  der  Übrigen 
ausgleiche,  und  bis  1765  war  die  Feststellung  dieses 
Überschusses  2:änzlich  seinem  Ermessen  überlassen .  Dann 
nahm  das  Ministerium  diese  Befugnis  an  sich.  Die 
Kopfsteuer  in  den  Provinzen  ist,  wie  der  Verfasser  der 
Memoires  etc.  bemerkt,  soweit  sie  den  Adel  und  die 
kraft  ihrer  Privilegien  von  der  Taille  Befreiten  betrifft, 
sehr  gering.     Am  höchsten  belastet  sie  die  der  Taille 


Kap.  11,2.:  Von  den  Steuern.  IV.  225 

unterworfenen,  die  zu  der  Kopfsteuer  nach  demselben 
Verhältnis  herangezogen  sind,   wie  zur  Taille. 

Soweit  Kopfsteuern  von  den  unteren  Volksklassen 
erhoben  werden,  sind  sie  direkte  Steuern  auf  den  Arbeits- 
lohn und  von  allen  Nachteilen  solcher  Steuern  begleitet. 

Die  Erhebung  der  Kopfsteuern  verursacht  nur 
geringe  Kosten,  und  wo  sie  mit  Strenge  beigetrieben 
werden,  gewähren  sie  dem  Staate  sehr  sichere  Einnahmen. 
Daher  sind  sie  in  Ländern,  wo  Freiheit,  Wohlstand 
und  Sicherheit  der  niederen  Volksklassen  wenig  geachtet 
werden,  sehr  gebräuchlich.  Im  Allgemeinen  jedoch  ist 
es  nur  ein  sehr  kleiner  Teil  der  Staatseinnahmen,  der 
in  einem  großen  Lande  je  aus  solchen  Steuern  gezogen 
wurde,  und  die  größte  Summe,  die  sie  jemals  eingebracht 
haben,  hätte  stets  auf  eine  andere,  für  das  Volk  zu- 
träslichere  Art  orewonnen  werden  können. 


Verbrauchssteuern. 

Die  Unmöglichkeit,  die  Leute  durch  Kopfsteuern 
nach  Verhältnis  ihres  Einkommens  zu  besteuern,  scheint 
zu  der  Erfindung  der  Verbrauchssteuern  Veranlassung 
gegeben  zu  haben.  Da  der  Staat  nicht  weiß,  wie  das 
Einkoramen  seiner  Untertanen  direkt  und  im  richtigen 
Verhältnis  zu  besteuern  ist,  sucht  er  es  indirekt  durch 
Besteuerung  ihrer  Ausgaben  zu  treffen,  die  mutmaßlich 
meist  ihrem  Einkommen  entsprechen  werden.  Dies  ge- 
schieht durch  Besteuerung  der  Verbrauchsgegenstände, 
die  entweder  Lebensbedürfnisse  oder  Luxusartikel  sind. 

Unter  Lebensbedürfnissen  verstehe  ich  nicht  bloß 
Waren,  die  zum  Lebensunterhalt  unentbehrlich  sind,  son- 
dern auch  alle  die,  ohne  welche  nach  Landessitte  anstän- 
dige Leute,  selbst  des  niedrigsten  Standes,  nicht  bestehen 
können.  Ein  leinenes  Hemd  z.  B.  ist  streng  genommen 
kein  unentbehrliches  Lebensbedürfnis.  Die  Griechen  und 
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Römer  lebten,  denke  ich,  recht  behaglich,  obwohl  sie 
kein  Leinenzeug  besaßen.  Aber  heutzutage  würde  fast  in 
allen  europäischen  Ländern  ein  anständiger  Tagelöhner 
sich  schämen,  öffentlich  ohne  ein  leinenes  Hemd  zu  er- 
scheinen, dessen  Mangel  jenen  schimpflichen  Grad  von  Ar- 
mut bezeichnet,  zu  dem,  wie  man  annimmt,  niemand  ohne 
denschlechtestenLebenswandel  herabsinkenkann.  Eben- 
so hatdieGewohnheitin  England  lederne  Schuhe  zueinem 
dringenden  Lebensbedürfnis  gemacht.  Die  ärmste  anstän- 
dige Person,  Mann  oderFrau,  würde  sich  schämen,  öffent- 
lich ohne  sie  zu  erscheinen.  In  Schottland  sind  sie  nach 
Landessitte  ein  Lebensbedürfnis  der  Männer  selbst  des 
niedrigsten  Standes,  nicht  aber  der  Weiber  niederen 
Standes,  die  baifuß  gehen  können,  ohne  Anstoß  zu  er- 
regen. In  Frankreich  sind  sie  weder  für  Männer  noch 
für  Frauen  notwendig;  die  niederste  Klasse  beider  Ge- 
schlechter geht  ohne  Bedenken  bald  in  Holzschuhen,  bald 
barfuß.  Unter  Lebensbedürfnissen  vorstehe  ich  also  nicht 
bloß  die  Dinge,  welche  die  Natur,  sondern  auch  die, 
welche  die  hergebrachten  Regeln  des  Anstandes  für  die 
niedersten  Volksklassen  unentbehrlch  gemacht  haben. 
Alle  übrigen  Dinge  nenne  ich  Luxusgegenstände,  ohne 
durch  diese  Benennung  den  geringsten  Tadel  auf  ihren 
mäßigen  Verbrauch  werfen  zu  wollen.  Z.  B.  Bier  und 
Ale  in  Großbritannien,  und  Wein  selbst  in  den  Wein- 
ländern, nenne  ich  Luxusgegenstände.  Ein  Mann  je- 
den Ranges  kann  sich  des  Genusses  dieser  Getränke 
gänzlich  enthalten,  ohne  sich  einem  Tadel  auszusetzen. 
Die  Natur  macht  sie  zum  Lebensunterhalt  nicht  not- 
wendig, und  die  Sitte  es  nicht  unanständig,  ohne  sie 
zu  leben. 

Da  der  Arbeitslohn  überall  teils  durch  die  Nach- 
frage nach  Arbeitskräften,  teils  durcli  den  Durchschnitts- 
preis der  Lebensbedürfnisse  bestimmt  wird,  so  mul.^  jede 
Erhöhung  dieses  Durchschnittspreises  notwendig  auch 
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den  Lohn  erhöhen,  so  daß  der  Arbeiter  dennoch  im 
Stande  bleibt,  die  Menge  Lebensbedürfnisse  zu  kaufen, 
die  der  Stand  der  wachsenden,  stationären  oder  sinken- 
den Nachfrage  für  ihn  nötig  macht.  (Siehe  Buch  I, 
Kap.  8.)  Eine  Steuer  auf  diese  Artikel  erhöht  not- 
wendig ihren  Preis  noch  etwas  mehr,  als  um  den  Betrag 
der  Steuer,  weil  der  Verkäufer,  der  die  Steuer  vorlegt, 
sie  mit  einem  Gewinne  wiedererhalten  muß.  Eine 
solche  Steuer  muß  also  eine  dieser  Preiserhöhung  ent- 
sprechende  Erhöhung   des   Arbeitslohnes   veranlassen. 

So  wirkt  also  eine  Steuer  auf  die  dringenden  Be- 
dürfnisse des  Lebens  ganz  in  derselben  "Weise,  wie  eine 
direkte  Steuer  auf  den  Arbeitslohn.  Wenn  sieder  Arbeiter 
auch  aus  eigner  Tasche  bezahlt,  so  kann  er  doch  nicht 
eigentlich,  wenigstens  nicht  für  die  Dauer  als  sie  vor- 
legend gelten.  Sie  muß  ihm  im  Laufe  der  Zeit  stets 
vom  Arbeitgeber  in  dem  erhöhten  Lohne  vorgeschossen 
werden.  Per  Arbeitgeber  wird,  wenn  er  ein  Fabrikant 
ist,  den  erhöhten  Arbeitslohn  nebst  einem  Gewinn  auf 
den  Preis  seiner  Waren  schlagen,  so  daß  die  schließ- 
liche Bezahlung  der  Steuer  sowie  des  Aufschlags  auf 
den  Konsumenten  fällt.  Ist  der  Arbeitgeber  ein  Land- 
wirt, so  fällt  die  schließliche  Bezahlung  der  Steuer 
nebst  dem  gleichen  Aufschlage  auf  die  Rente  des 
Grundbesitzers. 

Anders  ist  es  mit  Steuern  auf  das,  was  ich  Luxus- 
gegenstände  nenne,  selbst  auf  die  der  Armen.  Die  Preis- 
erhöhung der  besteuerten  Waren  wird  hier  nicht  not- 
wendig ein  Steigen  des  Arbeitslohns  veranlassen.  Eine 
Steuer  auf  den  Tabak  z.  B.,  obwohl  er  eine  Luxus  ware 
des  Armen  wie  des  Reichen  ist,  wird  den  Lohn  nicht  stei- 
gern. Obgleich  in  England  die  Steuer  dreimal,  und  in 
Frankreich  fünfzehnmal  so  viel  beträgt,  als  sein  ursprüng- 
licher Preis,  so  scheinen  diese  hohe  Abgaben  auf  den 
Arbeitslohn  doch  gar  keinen  Einfluß  zu  haben.    Dasselbe 
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läßt  sich  von  den  Steuern  auf  Tee  und  Zucker  sagen,  die 
in  England  und  Holland  Yerbrauchsgegenstände  der 
niedersten  Volksklassen  geworden  sind,  undauf  Schoko- 
lade, die  in  Spanien  ein  solcher  Gegenstand  geworden 
sein  soll.  Die  verschiedenen  Steuern,  welche  in  Grroß- 
britannien  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  auf  spirituose 
Getränke  gelegt  wurden,  haben  keinen  ersichtlichen 
Einfluß  auf  den  Arbeitslohn  geübt.  Die  durch  eine 
ZuschJagssteuer  von  3  sh.  auf  das  Faß  veranlaßte  Preis- 
steigerung des  Porters  hat  den  Lohn  gewöhnlicher  Ar- 
beit in  London  nicht  erhöht.  Dieser  betrug  vor  der  Steu- 
er 18 — 20  d.  täglich,  und  beträgt  heute  noch  ebensoviel. 
Der  hohe  Preis  solcher  Waren  vermindert  nicht 
notwendig  die  Fähigkeit  der  unteren  Yolksklassen,  eine 
Familie  zu  erhalten.  Auf  den  haushälterischen  und 
fleißigen  Armen  wirken  Steuern  auf  solche  AVaren  wie 
Luxusgesetze,  und  machen  ihn  geneigt,  den  Gebrauch 
von  Überflüßigkeiten,  die  er  sich  nicht  mehr  leicht  ver- 
schaffen kann,  einzuschränken  oder  ganz  aufzugeben. 
Seine  Fähigkeit,  eine  Familie  zu  erhalten,  wird  durch  diese 
erzwungene  Sparsamkeit,  oftnicht  nur  nicht  vermindert, 
sondern  erhöht.  Haushälterische  und  fleißige  Arme  haben 
im  Allgemeinen  die  zahlreichsten  Familien,  und  befriedi- 
gen hauptsächlich  den  Bedarf  an  nützlicher  Arbeit.  Alle 
Armen  sind  freilich  nicht  haushälterisch  und  fleißig,  und 
dieLüderlichen  und  Unordentlichen  versagen  sich  den  Ge- 
nuß solcher  Dinge  auch  nach  der  Preiserhöhung  nicht,  un- 
geachtet der  Not,  in  die  sie  ihre  Familien  dadurch  stürzen. 
Solche  unordentlichen  Leute  ernähren  jedoch  selten  zahl- 
reiche Familien,  da  ihre  Kinder  gewöhnlich  durch  Ver- 
wahrlosung, schlechte  Behandlung,  ungesunde  Nahrung 
oder  Mangel  zu  Grunde  gehen.  Wenn  sie  in  Folge 
kräftigerKörperbescliaffenheitdieNotüberwinden,dersie 
durch  denschlechtenLebenswandelihrerEltern  ausgesetzt 
sind,  so  untergräbt  doch  in  der  Regel  das  schlechte  Bei- 
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spiel  ihre  Sittlichkeit,  sodaß  sie,  anstatt  iiützlicheGlieder 
der  Gesellschaft,  durch  ihre  Laster  und  Missetaten  ein 
öffentlicher  Schaden  werden.  Wenn  somit  der  höhere 
Preis  des  Luxusbedarfs  der  Armen  auch  die  Not  unor- 
dentlicher Familien  etwas  vergrößert  und  ihre  Fähig- 
keit Kinder  aufzuziehen,  vermindert,  so  wird  er  doch 
wahrscheinlich  die  nützliche  Bevölkerung  des  Landes 
nicht  sehr  vermindern. 

Jede  Steigerung  des  Durchschnittspreises  der  Lebens- 
bedürfnisse, die  nicht  durch  eine  verhältnismäßige  Steige- 
rung des  Arbeitslohnes  ausgeglichen  wird,  muß  not- 
wendig die  Fähigkeit  der  Armen,  zahlreiche  Familien 
zu  ernähren  und  dadurch  dem  Bedarf  an  Arbeitskräften 
abzuhelfen,  mehr  oder  weniger  vermindern,  mag  die 
Nachfrage  wachsen,  stillstehen,  oder  sinken,  d.  h.  eine 
wachsende,  stillstehende,  oder  sinkende  Yolkszahl  er- 
heischen. 

Steuern  auf  Luxusartikel  verteuern  keine  anderen 
als  die  besteuerten  Waren  selbst.  Steuern  auf  Lebens- 
bedürfnisse verteuern  durch  die  Steigerung  des  Arbeits- 
lohns alle  Industrieerzeugnisse,  und  vermindern  dadurch 
ihren  Absatz  und  Verbrauch.  Steuern  auf  Luxusartikel 
werden  schließlich  von  den  Verbrauchern  derbesteuerten 
Waren  bezahlt,  ohne  Firsatz.  Sie  fallen  ohne  Unterschied 
auf  jede  Einkommensart,  den  Arbeitslohn,  Kapitalge- 
winn und  dieBodenrente.  Steuern  auf  Lebensbedürfnisse 
werden,  insofern  sie  den  Arbeiter  treffen,  zuletzt  teils 
von  den  Grundbesitzern  in  der  geschmälerten  Rente  von 
ihren  Ländereien,  teils  von  reichen  Konsumenten,  wie 
Grundbesitzern  oder  anderen,  im  erhöhten  Preis  der  In- 
dustrieerzeugnisse bezahlt,  und  stets  mit  einem  beträcht- 
lichen Aufschlage.  Der  erhöhte  Preis  solcher  Industrie- 
erzeugnisse, die  tatsächliche  Lebensbedürfnisse  und  für 
den  Verbrauch  der  Armen  bestimmt  sind,  grober  Wollen- 
zeugo  z.B.,  muß  dem  Armen  durch  eine  fernere  Lrhöhung 
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seines  Lohnes  ersetzt  werden.  Wenn  daher  die  mittleren 
und  höheren  Stände  ihr  Interesse  verständen,  sollten  sie 
sich  stets  allen  Steuei'n  auf  Lebensbedürfnisse,  sowie 
allen  direkten  Steuern  auf  den  Arbeitslohn  widersetzen. 
Die  schließliche  Bezahlung  der  einen  wie  der  anderen 
Steuer  fällt  lediglich  auf  sie,  und  stets  mit  einem  be- 
trächtlichen Aufschlag.  Sie  fallen  am  schwersten  auf 
die  Grundbesitzer,  die  stets  in  doppelter  Eigenschaft 
zahlen,  als  Grundbesitzer  durcli  die  Schmälerung  ihrer 
Rente,  und  als  reiche  Konsumenten  durch  die  Vermehrung 
ihrer  Ausgaben.  Die  Bemerkung  Sir  Matthias  Deckers, 
daß  gewisse  Steuern  sich  im  Preise  gewisser  Waren 
zuweilen  vier-  oder  fünfmal  wiederholen  und  häufen,  ist 
in  Betreff  der  Steuern  auf  Lebensbedürfnisse  vollkommen 
richtig.  Im  Preise  des  Leders  z.  B.  hast  du  nicht  bloß 
die  Steuer  auf  das  Leder  deiner  eignen  Schuhe,  sondern 
auch  einen  Teil  der  Steuer  auf  die  Schuhe  des  Schuh- 
machers und  Gerbers  zu  zahlen.  Du  mußt  auch  die 
Steuer  auf  das  Salz,  die  Seife  und  die  Lichter  bezahlen, 
die  diese  Arbeiter  verbrauchen,  während  sie  in  deinem 
Dienste  arbeiten,  und  die  Steuer  auf  das  Leder,  das 
der  Salzsieder,  der  Seifensieder  und  der  Lichterzieher 
verbrauchen,    während    sie   in    ihrem   Dienst   arbeiten. 

In  Großbritannien  sind  die  hauptsächlichsten  Steu- 
ern auf  Lebensbedürfnisse  die  auf  die  eben  erwähnten 
vier  Waren,   Salz,  Leder,   Seife  und  Lichter. 

Salz  ist  ein  sehr  alter  und  sehr  allgemeiner  Gegen- 
stand der  Besteuerung.  Es  wurde  schon  unter  den  Kömern 
besteuert  und  unterliegt  heute,  glaube  ich,  in  allen  euro- 
päischen Ländern  einer  Steuer.  Die  von  dem  einzelnen 
jährlich  verbrauchte  Menge  Salz  ist  so  klein,  und  kann 
so  allmählich  gekauft  werden,  daß,  wie  man  gedacht 
zu  haben  scheint,  niemand  selbst  eine  ziemlich  hohe 
Steuer  dar-auf  sonderlich  empfinden  kann.  In  England 
ist  der  Bushel  mit  3  sh.  4  d.  besteuert,  also  etwa  zum  drei- 
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fachen  Preise.  In  anderen  Ländern  ist  die  Steuer  noch 
höher.  Leder  ist  ein  tatsächhches  Lebensbedürfnis. 
Der  Gebrauch  der  Leinwand  macht  auch  die  Seife  dazu. 
In  Ländern,  wo  die  AVinterabende  hing  sind,  gehören 
Lichter  zu  den  notwendigen  Geschäftsutensilien.  Leder 
und  Seife  sind  in  Grof3britannien  mit  1^2d.  per  Pfund  be- 
steuert, Lichter  mit  1  d.;  Steuern,  die  auf  den  Preis  des 
Leders  8 — 10  '*lo,  auf  den  der  Seife  20 — 25  "/o  und  auf 
den  der  Lichter  14 — 15  ",o  betragen,  und  zwar  niedriger 
als  die  Salzsteuer,  aber  doch  noch  hoch  genug  sind. 
Da  alle  diese  Artikel  wirkliche  Lebensbedürfnisse  sind, 
so  vermehren  so  hohe  Steuern  die  Ausgaben  des  haus- 
hälterischen und  fleißigen  Armen,  und  müssen  deshalb 
den  Lohn  seiner  Arbeit  mehr  oder  weniger  steigern. 
In  einem  Lande,  wo  die  Winter  so  kalt  sind  wie 
in  Großbritannien,  ist  Brennmaterial  während  dieser 
Jahreszeit  im  vollsten  Sinne  des  Wortes  ein  Lebens- 
bedürfnis, nicht  bloß  zur  Zubereitung  der  Speisen, 
sondern  auch  für  eine  behagliche  Existenz  vieler  Ar- 
beiterklassen, die  im  Hause  arbeiten;  und  Kohlen  sind 
die  billigsten  Brennmaterialien.  Der  Preis  des  Brenn- 
materials hat  einen  solchen  Einfluß  auf  den  der  Arbeit, 
daß  in  ganz  Großbritannien  die  Industrie  sich  haupt- 
sächlich auf  die  Kohlenbezirke  beschränkt,  da  andere 
Landesteile  wegen  des  höheren  Preises  dieses  Artikels 
nicht  so  billig  zu  arbeiten  vermögen.  Überdies  ist  die 
Kohle  für  manche  Industrien,  wie  für  die  Glas-,  Eisen-, 
und  sonstige  Metallindustrie  ein  unentbehrliches  Mate- 
rial. Wenn  in  einem  Falle  Prämien  gerecht  sein  könn- 
ten, so  könnten  sie  auf  den  Transport  von  Kohlen  aus 
den  Teilen  des  Landes,  wo  sie  im  Überfluß  vorhanden 
sind,  nach  denen,  wo  sie  mangeln,  zu  billigen  sein. 
Die  Gesetzgebung  indessen  hat  anstatt  einer  Prämie  eine 
Steuer  von  3  sh.  3  d.  auf  die  Tonne  auf  dem  Seeweg  beför- 
derter Kühlen  gelegt,  was  bei  den  meisten  Sorten  mehr  als 
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60  "/o  des  Preises  an  der  Zeche  ausmacht.  Zu  Lande 
oder  in  der  Binnenschiffahrt  befördert,  bezahlen  die 
Kohlen  keine  Abgabe.  Wo  sie  naturgemäß  wohlfeil  sind, 
werden  sie  steuerfrei  verbraucht,  avo  sie  naturgemäß 
teuer  sind,   belastet   man    sie  mit    einer  hohen  Steuer. 

Solche  Steuern  verteuern  zwar  den  Lebensunter- 
halt und  mithin  den  Arbeitslohn,  verschaffen  aber  der 
ßeoierung  bedeutende  Einnahmen,  die  sie  auf  andere 
Weise  nicht  so  leicht  finden  würde.  Man  mag  daher 
guten  Grund  haben  sie  beizubehalten.  Die  Prämie  auf 
die  Ausfuhr  von  Getreide  bringt,  soweit  sie  beim  gegen- 
wärtigen Stande  des  Ackerbaus  diesen  notwendigen 
Artikel  verteuert,  all'  die  gleichen  schlimmen  Wirkun- 
o-en  hervor,  und  verursacht  der  Regierung,  anstatt  ihr 
Einnahmen  zu  verschaffen,  oft  eine  sehr  bedeutende 
Ausoabe.  Die  hohen  Einfuhrzölle  auf  Getreide,  die  in 
Jahren  einer  Mittelernte  einem  förmlichen  Einfuhrver- 
bot gleichkommen,  und  das  absolute  Verbot  der  Einfuhr 
lebenden  Viehes  oder  gesalzenen  Fleisches,  das  jetzt  nur 
wegen  der  Teurung  Irland  und  den  britischen  Kolonien 
gegenüber  zeitweise  aufgehoben  ist,  haben  alle  die 
schlechten  Wirkungen  derSteuern  auf  Lebensbedürfnisse 
und  bringen  dem  Staat  keine  Einnahme.  Zur  Aufhe- 
bung solcher  Maßregeln  scheint  nur  nötig  zu  sein,  das 
Publikum  von  der  Nichtsnutzigkeit  des  Systems,  in- 
folge dessen  sie  getroffen  wurden,  zu  überzeugen. 

In  vielen  anderen  Ländern  sind  die  Steuern  auf  die 
Lebensbedürfnisse  noch  höher  als  in  Großbi-itannien.  In 
vielen  Ländern  wird  vom  Mehl  in  der  Mühle  und  vom 
Brot  beim  Bäcker  eine  Steuer  erhoben.  In  Holland  soll, 
der  Geldpreis  des  Brotes  in  den  Städten  durch  solche 
Steuern  verdoppelt  sein.  Auf  dem  Lande  zahlt  man 
anstatt  ihrer  per  Kopf  einen  gewissen  Betrag,  der  sich 
nach  der  Sorte  Brotes  lichtet,  die  dort  verzehrt  wird. 
AVer  Weizenbrot  konsumiert,  zahlt  3  Gulden  15  Stüver. 
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Diese,  sowie  einige  andere  ähnliche  Steuern  sollen  durch 
Verteuerung  der  Arbeit  die  meisten  holländischen  In- 
dustrien zu  Grunde  gerichtet  haben*).  Ahnliche  Steuern, 
obwohl  nicht  ganz  so  hoch,  bestehen  im  Mailändischen, 
im  Genuesischen,  im  Herzogtum  Modena,  in  den  Her- 
zogtümern Parma,  Piacenza  und  Guastalla  und  im 
Kirchenstaate.  F]in  bekannter  französischer  Schrift- 
steller'--*)  schlug  vor,  durch  Setzung  dieser  verderb- 
lichsten aller  Steuern  an  Stelle  der  meisten  anderen,  die 
Finanzen  seines  Landes  zu  reformieren.  Es  gibt  nichts 
so  Albernes,  sagt  Cicero,  was  nicht  einmal  von  einem 
Philosophen  behauptet  worden  wäre. 

Steuern  auf  Fleisch  sind  noch  häufiger  als  die  auf 
Brot.  Es  kann  allerdings  zweifelhaft  erscheinen,  ob 
Fleisch  irgendwo  zu  den  unentbehrlichen  Lebensbedürf- 
nissen  gehört.  Getreide  und  andere  Pflanzenarten 
können,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  mit  Hilfe  von  Milch, 
Käse  und  Butter  (oder,  wo  Butter  nicht  zu  haben  ist,  Ol) 
ohne  Fleisch  die  reichlichste,  gesundeste,  nahrhafteste 
und  stärkendste  Speise  abgeben.  Nirgends  fordert 
der  Anstand,  daß  ein  Mensch  Fleisch  esse,  wie  er  an 
den  meisten  Orten  fordert,  daß  er  ein  leinenes  Hemd 
oder  ein  Par  lederne  Schuhe  trage. 

Verbrauchso-eoonstände,  ob  Lebensbedürfnisse  oder 
Luxusartikel,  können  auf  zweierlei  Art  besteuert  werden. 
Entweder  kann  der  Konsument  für  den  Gebrauch  ge- 
wisser Güter  eine  jährliche  Summe  zahlen,  oder  die 
Güter  können,  während  sie  sich  noch  in  den  Händen  dos 
Verkäufers  befinden  und  ehe  sie  an  den  Konsumenten 
gelangen,  besteuert  werden.  Die  Dinge,  die  man  lange 
gebrauchen  kann,  bevor  sie  verbraucht  sind,  werden  am 
besten  in  ersterer  Art  besteuert;  diejenigen,  deren  Ver- 


'*)  Memoiros  coiicornant  los  droits  etc.  p.  iMo.  I'll. 

••"■•)  Le  Ixörorniateiir  (Par  C\  i  (|  ii  ot  de  l>lerva('he.)  Anist.  IT.IC), 
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brauch  ein  sofortiger  oder  doch  ein  rascher  ist,  in  der 
anderen.  Die  Steuern  auf  Kutschen  und  Silbergeriit  sind 
Beispiele  der  ersteren  Besteuerungsart;  die  meisten  übri- 
gen Akzise-  und  Zollabgaben  sind  Beispiele  der  letzteren. 

Eine  Kutsche  kann,  wenn  man  sie  schont,  zehn  bis 
zwölf  Jahre  vorhalten.  Sie  könnte  ein  für  allemal  be- 
steuert werden,  bevor  sie  den  Wagen  Fabrikanten  vorläiJt; 
aber  für  den  Käufer  ist  es  sicherlich  be(|uemer,  für  tlas 
Hecht,  eine  Kutsche  zu  halten,  €  4  jähilich,  als  auf 
einmal  £  40  —  48  zu  zahlen,  d.  h.  die  Summe,  die  ihn 
wahrscheinlich  die  Steuer  in  der  Zeit  kosten  wird, 
während  der  er  die  Kutsche  benutzt.  Ein  Silberservice 
kann  länger  als  ein  Jahrhundert  vorhalten.  Für  den 
Verbraucher  ist  es  sicherUch  leichter,  jähi'lich  5  sh. 
für  je  hundert  Unzen  Silbergerät,  etwa  1 ",  o  vom 
Wert,  zu  entrichten,  als  diese  lange  Annuität  durch 
Zahlung  des  25 — 30  fachen  Betrags  abzulösen,  wodurch 
der  Preis  wenigstens  um 25 — 30  "/o  erhöht  werden  würde. 
Die  verschiedenen  Haussteuern  werden  sicherlich  be- 
quemer durch  mäßige  Jahreszahlungen,  als  durch  eine 
hohe  Steuer  von  gleichem  Betrage  auf  den  Bau  oder 
Verkauf  iles  Hauses  entrichtet. 

Es  war  der  bekannte  Vorschlag  Sir  Matthias 
Deckers,  alle  Gegenstände,  auch  die,  deren  Verbrauch 
ein  sofortiger  oder  doch  sehr  rascher  ist,  auf  diese  Weise 
zu  besteuern,  so  daß  der  Verkäufer  nichts  vorschiel3t, 
sondern  der  Konsument  für  die  Erlaubnis,  gewisse  Grüter 
zu  verbrauchen,  eine  bestimmte  jährliche  Summe  zahlt. 
Der  Zweck  dieses  Planes  war,  die  verschiedenen  Zweige 
des  auswärtigen  Handels,  besonders  denZwischenlumdel, 
durch  BeseitiouncT  aller  Ein-  und  Ausfuhrzölle  zu  fördern 
und  den  Kaufmann  in  den  Stand  zu  setzen,  sein  Kapital 
und  seinen  Kredit  gänzlich  auf  den  Ankauf  und  Trans- 
port der  Waren  zu  verwenden,  ohne  einen  Teil  davon 
für  Zölle  vor'legen  zu  müssen.     Der  Plan,  Waren  eines 
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sofortigen  oder  raschen  Verbrauchs  auf  diese  Weise  zu 
besteuern,  unterliegt  jedoch  folgenden  vier  wichtigen 
Einwänden.  Erstens  würde  die  Steuer  ungleich  oder 
dem  Aufwand  und  Konsum  der  Steuerpflichtigen  nicht 
so  entsprechend  sein,  wie  bei  der  gewöhnlichen  Besteue- 
runosart.  Die  von  den  Verkäufern  vorgeschossenen 
Steuern  auf  Ale,  Wein  und  spirituose  Getränke  werden 
zuletzt  von  den  verschiedenen  Konsumenten  genau  im 
Verhältnis  ihres  Verbrauchs  gezahlt.  Wenn  dagegen 
die  Steuer  durch  Lösung  einer  Lizenz,  die  Getränke  zu 
trinken,  zu  bezahlen  wäre,  so  würde  der  Nüchterne  im 
Verhältnis  viel  höher  besteuert  werden  als  der  Trun- 
kenbold. Eine  Familie,  die  große  Gastfreiheit  übt, 
würde  viel  gei-inger  besteuert  sein,  als  eine,  die  weniger 
Gäste  bei  sich  sähe.  Zweitens  würde  diese  ßesteuerungs- 
art  der  Lösung  einer  Lizenz  für  den  Verbrauch  ge- 
wisser Waren  auf  ein  Jahr,  Halbjahr  oder  Vierteljahr, 
einen  der  Hauptvorteile  der  Steuern  auf  Waren  schnellen 
Verbrauchs,  die  stückweise  Bezahlung,  sehr  beeinträch- 
tigen. In  dem  jetzigen  Preise  von  8^2  d.  für  ein  Maß 
Porter  mögen  die  verschiedenen  Steuern  auf  Malz,  Hop- 
fen und  Bier  nebst  dem  Gewinn,  den  der  Brauer  für 
ihren  A-^orschuß  dai'auf  schlägt,  etwa  1^2  d.  betragen. 
Wenn  ein  Arbeiter  diese  1 '  2  d.  beijuem  erübrigen  kann, 
so  kauft  er  sich  ein  Maß  Porter.  Kann  er  es  nicht, 
so  begnügt  er  sich  mit  einer  Pinte  (der  Hälfte  eines 
Maßes),  und  da  ein  Pfennig  erspart  ein  Pfennig  ge- 
wonnen ist,  so  gewinnt  er  durch  seine  Mäßigkeit  einen 
Heller.  Er  zahlt  die  Steuer  stückweise,  wie  und  wann 
er  sie  zahlen  kann,  und  jeder  Zahlungsakt  ist  vollkom- 
men freiwillig  und  er  kann  ihn  vermeiden,  wenn  er  will. 
Drittens  wüi'den  solche  Steuer'n  weniger  als  Aufvvand- 
gesetze  wirken.  Sobald  die  Lizenz  einmal  gekauft 
wärC;  wür-de  die  Steuer,  ob  der  Käufer  viel  oder  wenig 
tränke,  dieselbe  bleiben      Viertims  würde  die  einmalige 
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in  jähiliclien,  halb-  und  vierteljährlichen  Terminen  zu 
leistende  Zahlung  der  gleichen  Steuer,  die  jetzt  meistens 
nach  und  nach  ganz  bequem  bezahlt  wird,  den  Arbei- 
ter oft  in  große  Verlegenheit  setzen.  Diese  Besteue- 
rungsart könnte  mithin  offenbar  ohne  den  lästigsten 
Druck  niemals  eine  dem  jetzigen  Erti'age  annähernd 
gleiche  Einnahme  bringen.  Dennoch  sind  in  manchen 
Ländern  Waren  eines  sofortigen  oder  sehr  schnellen 
Verbrauchs  in  dieser  Art  besteuert.  In  Holland  zahlt 
jeder  so  und  so  viel  für  eine  Lizenz  zum  Teetrinken. 
Die  Steuer  auf  Brot,  die  auf  den  Dörfern  in  derselben 
Weise  erhoben  wird,  habe  ich  bereits  erwähnt. 

Die  Akziseabgaben  sind  hauptsächlich  auf  AVaren 
heimischer  Produktion  und  heimischen  Verbi'auches  und 
zwar  nur  auf  einige  Gegenstände  von  allgemeinstem  Ge- 
brauche gelegt.  Eine  Unsicherheit  hinsichtlich  der 
Waren,  die  diesen  Abgaben  unterliegen,  oder  hinsieht' 
lieh  der  Abgabe,  der  eine  Warensorte  unterliegt,  kann 
niemals  platzgreifen.  Sie  fallen  fast  lediglich  auf  die 
von  mir  als  Luxusgegenstände  bezeichneten  Artikel,  stets 
ausgenommen  die  vier  obenerwähnten  Abgaben  auf  Salz, 
Seife,  Leder,  Lichter,  und  vielleicht  die  auf  grünes 
Flaschenglas. 

Die  Zollabgaben  sind  weit  älter  als  die  Akziseab- 
gaben. Den  (englischen)  Namen  Customs  (Herkommen) 
scheinen  sie  erhalten  zu  haben,  weil  sie  herkömmliche 
(customary)  Zahlungen  bezeichneten,  die  seit  undenk- 
licher Zeit  in  Brauch  waren.  Ursprünglich  scheinen 
sie  als  Steuern  auf  die  Gewinno  der  Kaufleuto  betrach- 
tet worden  zu  sein.  Während  der  barbarischen  Zeiten 
der  Feudalanarchie  wuiden  die  Kaufleute  gleich  allen 
übrigen  Einwohnern  der  Städte  für  wonig  besser  als 
freigelassene  Leibeigne  angesehen,  deren  Personen  ver- 
achtet und  deren  Gewinne  beneidet  waren.  Der  Adel, 
mit  dessen  Zustimmung  die  Gewinne  seiner  eignen  Lehns- 
leute einer  Schätzung  unterworfen  wurden,  war  es  gern 
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zufrieden,  daß  der  Staat  auch  eine  Klasse  von  Leuten  be- 
steuerte, an  derenSchutz  er  noch  weit  weniger  interessiert 
war.  In  jenen  Zeiten  der -Unwissenheit  begriff  man  nicht, 
daß  die  Gewinne  der  Kaufleute  kein  Gegenstand  sind, 
der  sich  dii'ekt  besteuern  läßt,  d.  h.  daß  die  schließ- 
liche Bezahlung  aller  solcher  Steuern  mit  einem  erheb- 
lichen Aufschlag  auf  die  Verbraucher  fallen  muß. 

Die  Gewinne  fremder  Kaufleute  wurden  mit  noch 
ungünstigerem  Auge  betrachtet,  als  die  der  englischen. 
Es  war  daher  natürlich,  daß  man  die  der  ersteren  noch 
höher  besteuerte,  als  die  der  anderen.  Die  Unterscheidung 
zwischen  den  Abgaben  fremder  und  englischerKaufleute, 
die  anfänglich  aus  Unwissenheit  getroffen  war,  wurde 
aus  Monopolsucht  fortgesetzt,  um  unseren  Kaufleuten 
sowohl  auf  den  heimischen  wie  auf  den  ausländischen 
Märkten  einen  Vorteil  zu  verschaffen. 

Mit  dieser  Unterscheidung  wurden  die  alten  Zölle 
gleichmäßig  auf  alle  Sorten  von  Waren,  Lebensbedürf- 
nisse wie  Luxusgegenstände,  Importe  wie  Exporte  ge- 
legt. Warum,  scheint  man  gedacht  zu  haben,  sollten 
die  Verkäufer  einer  Warensorte  günstiger  behandelt 
werden  als  die  einer  anderen,  oder  warum  der  Ex- 
porteur günstiger  als  der  Importeur? 

Die  alten  Zölle  zerfielen  in  drei  Abteilungen.  Der 
erste  und  vielleicht  älteste  aller  Zölle  war  der  auf  Wolle 
und  Leder.  Er  scheint  hauptsächlich  oder  lediglich  ein 
Ausfuhrzoll  gewesen  zu  sein.  Als  die  Wollenmanufaktur 
in  England  aufkam,  wurde,  um  den  Staat  für  den  Ver- 
lust des  Zolls  auf  Wolle  durch  dio  Ausfuhr  von  Wollen- 
zeugen schadlos  zu  halten,  ein  gleicher  Zoll  auf  die 
letzteren  gelegt.  Die  anderen  beiden  Abteilungen  waren 
erstens  ein  Zoll  auf  Wein,  der  auf  die  Tonne  berechnet 
wurde  und  daher  Tonnengeld  hieß,  und  zweitens  ein 
Zoll  auf  alle  anderen  Waren,  der  nach  dem  mutmaß- 
lichen Werte  in  Pfund  Stcrlino-  berechnet   wurde  und 
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deshalb  Pfuudgeld  hieß.  In  dem  -17.  E-egierungsjahr 
Eduards  III.  wurden  alle  aus-  und  eingeführten  Waren, 
mit  Ausnahme  von  "Wolle,  rohen  Häuten,  Leder  und 
Wein,  die  besonderen  Z()llen  unterworfen  waren,  mit  G  d. 
per  £  verzollt.  Im  vierzehnten  Regierungsjahi'e  Ivi- 
chards  II.  wurde  dieser  Zoll  auf  1  sh.  per  £  erhöht,  drei 
Jahre  später  aber  wieder  auf  6  d.  heruntergesetzt,  dann 
im  zweiten  Regierungsjahre  Heinrichs  IV.  auf  8  d.,  und 
in  seinem  vierten  ßegierungsjahr  auf  1  sh.  erhöht,  um  bis 
ins  neunte  Regierungsjahr  Wilhelms  III.  unverändert  zu 
bleiben.  Die  Tonnen-  und  Pfundgelder  wurden  dem 
Könige  gewöhnlich  durch  ein  und  dieselbe  Parlaments- 
akte bewilligt,  und  hießen  die  Subsidie  der  Tonnen-  und 
Pfundgolder.  Da  die  Subsidie  der  Pfundgelder  so  lange 
1  sh.  per  £  oder  5°/o  betragen  hatte,  so  bekam  das 
Wort  Subsidie  in  der  Zollsprache  überhaupt  die  Be- 
deutung eines  allgemeinen  Zolles  von  5^:0.  Diese  Subsidie, 
welche  jetzt  die  alte  Subsidie  heißt,  wird  noch  immer 
nach  dem  im  zwölften  Regierungsjahre  Karls  IL  einge- 
führten Wertansatz  (hook  of  rates)  erhoben.  Die 
Methode,  durch  ein  Jiool-  of  rates  den  Wert  der  diesem 
Zolle  unterworfenen  Waren  festzustellen,  soll  noch  vor 
Jakob  I.  eingeführt  sein.  Die  neue,  in  dem  9.  und  10. 
Regierungsjahre  Wilhelms  III.  aufgelegte  Subsidie  be- 
stand in  einem  Zuschlag  von  5  ^:'o  auf  die  meisten  Waren. 
Die  Kindrittel-  und  die  Zweidrittel-Subsidie  machten  zu- 
sammen weitere  5''/o  aus.  Die  Subsidie  von  1747  kam 
als  vierte  Subsidie  von  5*'  o  zu  den  meisten  Waren  hinzu 
und  die  von  1759  wurde  als  fünfte  auf  einzelne  Waren 
gelegt.  Außer  diesen  fünf  Subsidien  wurde  gelegentlich 
noch  eine  große  Menge  anderer  Zölle  auf  einzelne  Waren 
gelegt,  bald  um  die  Staatsbedürfnisse  zu  befriedigen, 
bald  um,  nach  den  Grundsätzen  des  Merkantilsystems, 
den  Handel  des  Landes  zu  regeln. 

DiesesS^^stemwurdeallmählichmehrund  mehr  Mode 
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Die  alte  Subsidie  war  ohne  Unterschied  auf  die  Ausfuhr 
wie  auf  die  Einfuhr  gelegt.  Die  vier  folgenden  Sub- 
sidien,  sowie  die  anderen  seitdem  gelegentlich  auf  ein- 
zelne Waren  gelegten  Zölle  bezogen  sich  mit  wenigen 
Ausnahmen  nur  auf  die  Einfuhr.  Die  meisten  früheren 
Ausfuhrzölle  von  heimischen  Boden-  und  Industrieer- 
zeugnissen sind  gemildert,  meist  aber  ganz  aufgehoben. 
Auf  manche  Waren  zahlte  man  sogar  Ausfuhrprämien. 
Auch  wurden  bei  der  Wiederausfuhr  fremder  Waren 
die  bei  der  Einfuhr  gezahlten  Zölle  entweder  ganz  oder 
zum  Teil  zurückerstattet.  Von  der  alten  Subsidie  auf 
die  Einfuhr  wird  nur  die  Hälfte  bei  der  Ausfuhr  zurück- 
erstattet; die  späteren  Subsidien  und  Auflagen  werden 
dagegen  bei  den  meisten  Waren  voll  zurückgegeben. 
Diese  zunehmende  l^egünstigung  der  Ausfuhr  und  Er- 
schwerung der  Einfuhr  hat  nur  wenige  Ausnahmen 
hauptsächlich  betreffs  gewisser  Rohstoffe  zur  Fabrikation 
erlitten.  Diese  wollen  unsere  Kaufloute  und  Fabrikanten 
gern  so  billig  wie  möglich  haben,  ihre  Konkurrenten  in 
anderen  Ländern  aber  sollen  sie  so  teuer  wie  möglich 
bezahlen.  Deshalb  sind  ausländische  Rohstoffe  wie  z.  B. 
spanische  Wolle,  Flachs  und  rohes  Leinengarn  zollfrei. 
Die  Ausfuhr  der  Rohstoffe  heimischer  Produktion  und  die 
Produkte  unserer  Kolonien  wurde  bald  verboten,  bald 
höheren  Zöllen  unterworfen.  Die  Ausfuhr  englischer 
Wolle  wurde  verboten;  die  Ausfuhr  von  Biberfellen, 
Biberhaaren,  und  Senegalgummi  wurde  höheren  Zöllen 
unterwoifen,  nachdem  Großbritannien  durch  die  Er- 
oberung von  Kanada  nnd  Senegal  beinahe  das  Mono- 
pol dieser  Waren  erhalten  hatte. 

Daß  dasMerkantils}' stem  dem  Einkommen  der  großen 
Masse  des  Volkes,  der  jährlichen  Produktion  des  Landes 
nicht  sehr  günstig  war,  habe  ich  im  vierten  Buche  dieser 
Untersuchung  zu  zeigen  gesucht.  Nicht  günstiger  scheint 
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es  für  die  Staatseinnahmen,  wenigstens  soweit  sie  von 
den  Zöllen  abhängen,  gewesen  zu  sein. 

Infolge  dieses  Systems  ist  die  Einfuhr  verschiedener 
Waren gattungen  gänzlich  verboten  worden.  In  manchen 
Fällen  verhinderte  das  Verbot  die  Einfuhr  dieser  Waren 
völlig,  in  anderen  wurde  sie  durch  die  Beteiligung  der 
Importeure  an  dem  Schmuggel  sehr  bedeutend  ver- 
mindert. Die  Einfuhr  ausländischer  Wollwaren  ist  ver- 
hütet, die  fremder  Seidenzeuge  und  Sammete  bedeutend 
vermindert  worden.  In  beiden  Fällen  hat  es  die  Zoll- 
einnahme beseitigt. 

Die  hohen  Zölle,  die  auf  die  Einfuhr  vieler  Gat- 
tungen ausländischer  Waren  gelegt  werden,  um  ihren 
Verbrauch  in  Großbritannien  zu  erschweren,  haben  viel- 
fach nur  zur  Begünstigung  des  Schmuggels  gedient,  in 
allen  Fällen  aber  die  Zolleinnahmen  unter  das  Niveau 
gebracht,  das  sie  bei  mäßigeren  Zöllen  erreicht  haben 
würden.  Der  Ausspruch  Swifts,  daß  in  der  Arithmetik 
der  Zölle  zweimal  zwei  mitunter  nicht  vier,  sondern  nur 
eins  macht,  ist  in  Betreff  so  hoher  Zölle  vollkommen 
wahr,  die  nie  aufgelegt  worden  wären,  wenn  uns  das 
Merkantilsystem  nicht  gelehrt  hätte,  die  Besteuerung 
vielfach  als  ein  Instrument  nicht  der  Staatseinnahmen,' 
sondern  des  Monopols  anzuwenden. 

Die  Prämien,  welche  zuweilen  auf  die  Ausfuhr 
heimischer  Produkte  und  Industrieerzeugnisse,  und  die 
ßückzölle,  die  auf  die  Wiederausfuhr  der  meisten  aus- 
ländischen Waren  gezahlt  werden,  haben  zu  vielen  Be- 
trügereien und  zu  einer  Art  Schmuggel  Anlaß  gegeben, 
die  für  die  Staatseinnahmen  noch  verderblicher  ist.  Es. 
ist  notorisch,  daß  man,  um  die  Prämie  oder  den  ßückzoll 
zu  erhalten,  die  Waren  manchmal  verschifft  und  in  See 
geschickt  hat,  um  sie  bald  darauf  in  einer  anderen  Gegend 
des  Landes  heimlich  wieder  einzuführen.  Die  Verkürzung 
der  Zolleinahmen  durch  die  Prämien  und  ßückzölle,  die 
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vielfach  durch  Betrug  erlangt  werden,  ist  sehr  bedeutend. 
Der  Bruttoertrag  der  Zolle  belief  sich  im  Jahre  1754 
auf  £  5,068,000.  Die  aus  diesen  Einnahmen  gezahlten 
Prämien  betrugen,  obgleich  in  diesem  Jahre  auf  Getreide 
keine  Prämie  gewährt  wurde,  £  167,800;  die  Rück- 
zölle £  2,156,800,  Prämien  und  ßückzölle  zusammen 
£  2,324,600.  Infolge  dieser  Abzüge  betrug  die  Zoll- 
einnahme nur  £  2,743,400,  und  nach  weiterem  Abzug 
von  £  287,900  für  Gehälter  und  andere  Verwaltungs- 
kosten bleibt  als  reine  Zolleinnahme  für  jenes  Jahr 
£  2,455,500.  Die  Verwaltungskosten  belaufen  sich  mit- 
hin auf  5 — 6  Prozent  der  Bruttoeinnahme  und  auf 
mehr  als  zehn  Prozent  der  nach  Abzug  der  Prämien 
und  Rückzölle  bleibenden  Einnahme. 

Bei  diesen  hohen  Zöllen  auf  fast  alle  Einfuhren 
schmuggeln  unsre  Importeure  so  viel  und  verzollen  so 
wenig  wie  sie  können.  Unsre  Exporteure  dagegen  geben 
mehr  an,  als  sie  ausführen,  sei  es  aus  Eitelkeit  und  um  für 
große  Verkäufer  zollfreier  Waren  zu  gelten,  sei  es  um  Prä- 
mien oder  Rückzölle  zu  gewinnen.  Infolge  dieser  betrüge- 
rischen Handlungen  erscheinen  in  unseren  Ausweisen  die 
Ausfuhren  weitgrößer  als  dieEinf  uhren  zum  unaussprech- 
lichen Behagen  der  Politiker,  die  die  Volkswohlfahrt 
nach  ihrer  sogenannten  Handelsbilanz  messen. 

Alle  Einfuhren,  die  nicht,  wie  es  bei  einigen  wenigen 
der  Fall  ist,  ausdrücklich  ausgenommen  sind,  unterliegen 
Zöllen.  Waren,  die  nicht  im  Zolltarif  aufgeführt  sind,  wer- 
den zu  4  sh.  9"  20  d.  auf  jede  20  sh.  des  vomimporteur  eid- 
lich anzugebenden  Wertes  verzollt,  d.  h.  ungefähr  zum 
Betrage  der  fünf  Subsidien.  Der  Zolltarif  ist  sehr  umfas- 
send und  enthält  eine  Menge  Artikel,  die  selten  vorkommen 
und  daher  wenig  bekannt  sind.  Es  ist  deshalb  oft 
zweifelhaft,  unter  welchen  Artikel  eine  bestimmte  Ware 
fällt,  und  welchen  Zoll  sie  folglich  entrichten  soll. 
Mißgriffe  in  diesem  Punkte  richten  zuweilen  den  Zoll- 
Adam  Smith,  Volkswoblstand.  iV.  l(j 
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beamten  zu  Grunde,  und  verursachen  dem  Importeur 
viel  Mühe,  Kosten  und  Plackerei.  Im  Punkte  der 
Durchsichtigkeit,  Genauigkeit  und  Bestimmtheit  stehen 
daher  die  Zölle  den  Akziseabgaben  weit  nach. 

Damit  die  Staatsangehörigen  nach  Verhältnis  ihrer 
Ausgaben  zu  den  Staatseinnahmen  beitragen,  ist  es  nicht 
nötig,  daß  jeder  einzelne  Artikel  dieser  Ausgaben  be- 
steuert werde.  Die  durch  die  Akzise  erhobene  Summe 
dürfte  die  Steuerpflichtigen  ebenso  gleichförmig  treffen, 
wie  die  durch  die  Zölle  aufgelegte;  und  die  Akziseabgaben 
sind  nur  auf  wenige  Artikel  von  allgemeinstem  Gebrauch 
und  Konsum  gelegt.  Viele  Leute  sind  der  Meinung, 
daß  bei  richtiger  Handhabung  auch  die  Zölle  ohne  allen 
Verlust  für  die  Staatseinnahmen  und  zu  großem  Vorteil 
für  den  auswärtigen  Handel  auf  wenige  Artikel  be- 
schränkt werden  können. 

Die  auswärtigen  Waren  allgemeinsten  Gebrauchs 
und  Konsums  sind  in  Großbritannien  dermalen  haupt- 
sächlich fremde  Weine  und  Branntweine,  einige  Produkte 
Amerikas  und  Westindiens,  Zucker,  Rum,  Tabak,  Kakao 
usw.  und  einige  ostindische  Waren,  Tee,  Kaffee, 
Porzellan,  allerlei  Gewürz,  manche  Sorten  Manuf akte  usw. 
Diese  verschiedenen  Artikel  gewähren  gegenwärtig  wohl 
den  größten  Teil  der  Zolleinnahmen.  Die  Steuern,  die 
gegenwärtig  auf  auswärtige  Industrieartikel  bestehen, 
haben  mit  Ausnahme  der  wenigen  in  der  obigen  Auf- 
zählungenthaltenen, meistenteils  nicht  einen  fiskalischen, 
sondern  den  monopolistischen  Zw  eck,  unseren  Kauf  leuten 
einen  Vorteil  auf  dem  inländischen  Markte  zu  ver- 
schaffen. Durch  Entfernung  aller  Verbote  und  Unter- 
werfung aller  auswärtigen  Industrieerzeugnisse  unter  so 
mäßige  Steuern,  wie  sie  erfahrungsgemäß  bei  allen 
Artikeln  die  größten  Einnahmen  liefern,  würden  unsere 
Arbeiter  noch  immer  einen  beträchtlichen  Vorsprung  auf 
dem  einheimischen  Markte  behalten,  und  viele  Artikel 
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die  gegenwärtig  gar  keine  oder  nur  sehr  geringfügige 
Einnahmen  Hefern,  würden  sehr  bedeutende  gewähren. 

Hohe  Steuern  bringen  oft,  teils  weil  sie  den  Ver- 
brauch vermindern,  teils  weil  sie  den  Schmuggel  be- 
fördern, der  Regierung  geringere  Einnahmen,  als  sie 
aus  mäßigeren  Steuern  zu  erhalten  wären. 

Rührt  die  Verminderung  der  Einnahmen  von  der 
Verminderung  des  A^erbrauchs  her,  so  gibt  es  nur 
eine  Abhülfe,  und  das  ist  die  Ermäßigung  der  Steuer. 

Rührt  die  Verminderung  der  Einnahmen  aber  von  der 
Ermutigung  her,  die  dem  Schmuggel  zu  teil  wird,  so  mag  es 
zweiMittel  dagegen  geben ;  entweder  die  Schwächung  des 
Reizes  zum  Schmuggel  oder  die  Verstärkung  seiner 
Schwierigkeit.  Der  Reiz  zum  Schmuggel  kann  nur 
durch  Ermäßigung  der  Steuer  vermindert  werden,  und 
die  Schwierigkeit  zu  schmuggeln  kann  nur  durch  Ein- 
setzung eines  Verwaltungssystoms  vergrößert  werden, 
das  geeignet  ist,  ihn  zu  verhüten. 

Die  Akzisegesetze  beengen  und  verhindern,  wie  die 
Erfahrung  zu  lehren  scheint,  die  Tätigkeit  der  Schmugg- 
ler weit  wirksamer,  als  dieZollgesetze.  Durch  Einführung 
eines  der  Akziseverwaltung  möglichst  ähnlichen  Ver- 
waltungssystems in  das  Zollwesen  dürfte  die  Schwierig- 
keit des  Schmuggeins  bedeutend  erhöht  werden,  und  diese 
Änderung    wäre,   nach   dem  Urteil  Vieler,    sehr  leicht. 

Dem  Importeur  zollpflichtiger  Waren,  meint  man, 
könnte  gestattet  werden,  nach  freier  Wahl  sie  in  ein 
eignes  Lagerhaus  zu  bringen,  oder  sie  in  einem  auf  seine 
oder  auf  Staatskosten  errichteten  Lagerhause,  das  unter 
Verschluß  des  Zollbeamten  bhebe,  und  nur  in  seiner 
Gregenwartgeöffnet  werden  dürfte,  niederzulegen.  Bräch- 
te der  Kaufmann  die  Waren  in  sein  eignes  Lagerhaus,  so 
müßte  der  Zoll  sogleich  bezahlt  und  niemals  ein  Rück- 
zoll bewilligt  werden ;  das  Lagerhaus  selbst  aber  müßte 
dem  Besuch  und  der  Untersuchung  des  Zollbeamten  je- 
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derzeit  unterworfen  sein,  damit  er  sich  überzeugen  künne, 
in  wie  weit  die  in  dem  Hause  gelagerte  Warenmenge 
mit  der  verzollten  übereinstimmt.  Brächte  der  Kaufmann 
die  Waren  in  ein  öffentliches  Lagerhaus,  so  müßte  nicht 
eher  ein  Zoll  davon  gezahlt  werden,  bis  sie  für  die  heimi- 
sche Verzehrung  daraus  genommen  würden.  Zum 
Zwecke  der  Ausfuhr,  die  durch  geeignete  Mittel  nach- 
zuweisen wäre,  müßten  sie  zollfrei  herausgenommen  wer- 
den dürfen.  Die  Verkäufer  solcher  Waren,  ob  Groß- 
oder Kleinhändler,  müßten  jederzeit  des  Besuches  der 
Zollbehörde  gewärtig  und  verpflichtet  sein,  durch  Zeug- 
nisse die  Verzollung  der  in  ihren  Läden  oder  Lager- 
häusern befindlichen  Warenmenge  nachzuweisen.  Die 
sogenannte  Akziseabgabe  auf  eingeführten  Kum  wird 
gegenwärtig  auf  dieseWeise  erhoben,  und  dasselbe  System 
könntevielleichtaufalleEinfuhrzölle  ausgedehnt  werden, 
vorausgesetzt  daß  diese  Zölle,  gleich  den  Akziseabgaben, 
sich  nur  auf  wenige  Waren  des  allgemeinsten  Gebrauchs 
und  Konsums  beschränkten.  Erstreckten  sie  sich,  wie 
jetzt,  auf  fast  alle  Sorten  von  Waren,  so  ließen  sich  nicht 
leicht  öffentliche  Lagei'häuser  von  hinlänglichem  Umfan- 
ge errichten,  und  Waren  von  sehr  delikater  Natur,  oder 
deren  Behandlung  viel  Sorgfalt  erfordert,  können  von 
dem  Kaufmann  mit  Sicherheit  nur  auf  seinem  eignen 
Lager  aufbewahrt  werden. 

Wenn  durch  ein  solches  Verwaltungssystem  der 
Schmuggel  selbst  bei  ziemlich  hohen  Zöllen  vermieden 
werden  könnte ;  und  wenn  die  Zölle  erhöht  oder  ermäßigt 
würden,  je  nachdem  sie  die  größte  Einnahme  erwarten 
lassen;  wenn  also  die  Besteuerung  nur  als  ein  Mittel  zu 
Finanzzwecken  und  niemals  als  ein  Werkzeug  des  Mono- 
pols angewendet  würde,  so  ist  es  nicht  unwahrscheinlich, 
daß  aus  den  Einfuhrzöllen  weniger  Warensorten  allge- 
meinsten Gebrauchs  und  Konsums  eine  dem  gegenwärti- 
gen Reinertrage  der  Zölle  wenigstens  gleichkommende 
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Einnahme  zu  ziehen  wäre,  und  daß  so  den  Zijllen  der- 
selbe Grad  von  Einfachheit  und  Bestimmtheit  gegeben 
werden  könnte,  wie  den  Akziseabgaben.  Was  der  Staat 
jetzt  an  liiickzöllen  bei  der  Wiederausfuhr  von  ausländi- 
schen Waren,  die  heimlich  wieder  ins  Land  gebracht 
werden,  verliert,  würde  unter  diesem  System  erspart. 
Käme  zu  dieser  schon  sehr  bedeutenden  Ersparnis  noch 
die  Aufhebung  aller  Ausfuhrprämien,  soweit  sie  nicht 
Rückzölle  sind,  so  kann  nicht  wohl  bezweifelt  werden, 
daß  der  Reinertrag  der  Zölle  dem  bisherigen  reichlich 
gleich  sein  würde. 

Wenn  bei  einem  solchen  Systemwechsel  die  Staats- 
einnahmen keinen  Verlust  erleiden,  so  würde  dagegen 
Handel  undlndustrie  sicherlich  dabei  sehr  bedeutend  ge- 
winnen. Der  Handel  mit  den  zollfreien  Waren,  der 
bei  w^eitem  größten  Zahl,  wäre  vollkommen  frei,  und 
könnte  von  und  nach  allen  Teilen  der  Welt  mit  allem 
Vorteil,  der  irgend  möglich  ist,  betrieben  werden.  Diese 
Kategorie  würde  alle  Lebensbedürfnisse  und  alle  Roh- 
stoffe umfassen.  Soweit  die  freieEinfuhrder Lebensdürf- 
nisse ihren  durchschnittlichen  Geldpreis  auf  dem  in- 
ländischen Markte  ermäßigt,  würde  sie  auch  den  Geld- 
preis der  Arbeit  ermäßigen,  ohne  irgenwie  ihre  tat- 
sächliche Belohnung  zu  schmälern.  Der  Wert  des  Geldes 
richtet  sich  nach  der  Menge  der  Lebensbedürfnisse,  die 
man  damit  kaufen  kann;  der  Wert  der  Lebensbedürf- 
nisse aber  ist  ganz  unabhängig  von  der  Menge  des  Geldes, 
die  für  sie  zu  erhalten  ist.  Der  verminderte  Geldpreis 
der  Arbeit  würde  notwendig  von  einer  verhältnismäßi- 
gen F]rmäßigung  des  Preises  aller  einheimischen  In- 
dustrieerzeugnisse begleitet  sein,  die  dadurch  auf  allen 
ausländischen  Märkten  leichteren  Absatz  finden  würden. 
Noch  mehr  würde  der  Preis  mancher  Industrieerzeugnisse 
durch  die  freie  Einfuhr  der  Rohstoffe  ermäßigt  werden. 
Könnte  man  rohe  Seide  aus  China  und  Hindostan  zoll- 
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frei  einführen,  so  könnten  die  Seidenwaren  in  England 
die  französischen  und  italienischen  weit  unterbieten,  und 
es  fehlte  dann  der  Anlaß,  die  Einfuhr  fremder  Seiden- 
waren und  Sammete  zu  verbieten.  Die  Wohlfeilheit 
ihrer  Waren  würde  unseren  Arbeitern  nicht  nur  den 
Besitz  des  heimischen,  sondern  auch  die  Verfügung  über 
den  ausländischen  Markt  in  hohem  Maße  sichern.  Auch 
der  Handel  in  den  zollpflichtigen  Waren  würde  weit  vor- 
teilhafter zubetreiben  sein,  als  dies  jetzt  der  Fall  ist.  Wenn 
diese  Waren  aus  dem  öffentlichen  Lagerhause  zur  Aus- 
fuhr zollfrei  geliefert  würden,  so  wäre  der  Handel  in  ihnen 
vollkommen  frei.  Der  Zwischenhandel  in  allen  Waren- 
gattungen würde  unter  diesem  System  jeden  möglichen 
Vorteil  genießen.  Werden  die  Waren  für  den  heimischen 
Verbrauch  ausgeliefert,  so  braucht  der  Importeur  den 
Zoll  nicht  eher  zu  bezahlen,  als  bis  er  sie  an  einen  Händ- 
ler oder  Verbraucher  verkauft  hat,  und  kann  sie  mit- 
hin jederzeit  wohlfeiler  ablassen,  als  wenn  er  den  Zoll 
im  Augenblick  der  Einfuhr  hätte  vorlegen  müssen,  und 
so  würde  auch  der  auswärtige  Handel  zur  inneren  Kon- 
sumtion selbst  in  zollpflichtigen  Waren  auf  diese  Weise 
weit  vorteilhafter  betrieben  werden,  als  es  jetzt  mög- 
lich ist. 

Es  war  derZweck  des  berühmten  Steuerreformplans 
Sir  Robert  Walpoles,  bei  Wein  und  Tabak  ein  dem  hier 
vorgeschlagenen  ziemlich  ähnliches  System  einzuführen. 
Aber  obwohl  die  damals  im  Parlament  eingebrachte  Bill 
nur  diese  beiden  Waren  betraf,  glaubte  man  doch  all- 
gemein, es  sei  damit  auf  die  Einleitung  zu  einem  viel 
weiter  gehenden  Plane  abgesehen.  Partei  wesen  im  Bunde 
mit  dem  Interesse  der  Schmuggler  erhob  so  gewaltigen 
Lärm  gegen  diese  Bill,  daß  der  Minister  es  für  geraten 
hielt,  sie  fallen  zu  lassen,  und  keiner  seiner  Nachfolger, 
aus  Furcht  denselben  Lärm  zu  erregen,  den  Mut  hatte, 
den  Plan  wieder  aufzunehmen. 
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Die  Zölle  auf  die  Einfuhr  ausländischer  Luxus- 
gegenstände fallen  nur  zuweilen  auf  den  Armen,  haupt- 
sächlich aber  auf  Leute  der  mittleren  und  htiheren  Stände. 
Dahin  gehören  z.  B.  die  fremden  Weine,  Kaffee,  Schoko- 
lade, Tee,  Zucker  usw. 

Die  Zölle  auf  die  billigeren  Luxusgegenstände  heimi- 
scher Produktion  fallen  ziemlich  gleichmäßig  auf  alle 
Stände  im  Verhältnis  ihres  Verbrauchs.  Der  Arme 
zahlt  die  Zölle  auf  Malz,  Hopfen,  Bier  und  Ale,  die  er 
selbst  verbraucht;  der  Reiche  zahlt  sie  für  sich  und 
seine  Dienerschaft. 

Der  Gesamtverbrauch  der  unteren  Stände  ist,  wie 
beachtet  werden  muß,  in  allen  Ländern  nicht  nur  der 
Menge,  sondern  auch  dem  Werte  nach  größer  als  die 
der  mittleren  und  höheren  Stände.  Die  Gesarataus- 
gaben der  niederen  Stände  sind  weit  größer  als  die 
der  höheren  Stände.  Erstens  wird  fast  das  gesamte 
Kapital  eines  Landes  unter  die  niederen  Stände  jährlich 
als  Lohn  für  produktive  Arbeit  verteilt.  Zweitens  wird 
ein  großer  Teil  der  aus  der  Bodenrente  und  dem  Ka- 
pitalgewinn herrührenden  Einkünfte  jährlich  unter  die- 
selbe Klasse  als  Lohn  und  Unterhalt  der  Dienstboten 
und  anderer  unproduktiver  Arbeiter  verteilt.  Ein  Teil 
der  Kapitalgewinne  gehört  drittens  der  nämlichen  Volks- 
klasse als  Einnahme,  die  aus  der  Anlage  ihrer  kleinen 
Kapitalien  herrülirt.  Der  Betrag  der  von  kleinen  Krämern 
und  Geschäftsleuten  aller  Art  jährlich  gemachten  Ge- 
winne ist  überall  sehr  bedeutend  und  macht  einen  be- 
trächtlichen Teil  des  Jahrosertrags  aus.  Viertens  und 
letztens  gehört  selbst  ein  Teil  der  Grundrente  demselben 
Stande:  ein  beträchtlicher  Teil  denen,  die  etwas  unter 
dem  Mittelstande  stehen,  und  ein  kleiner  Teil  sogar 
dem  niedersten  Stande ;  denn  zuweilen  besitzen  Arbeiter 
einen  oder  zwei  Morgen  Land.  Im  einzelnen  genommen 
sehr  klein,    sind   die  Ausgaben    der    niederen    Stände 
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zusammengenommen,  bei  weitem  der  größte  Teil  der 
Gesamtausgaben  des  Volks;  und  was  von  der  jährlichen 
Produktion  des  Landes  für  den  Verbrauch  der  höheren 
Stände  übrig  bleibt,  ist  stets  nicht  nur  an  Menge,  son- 
dern auch  an  Wert  viel  geringer.  Die  Verbrauchs- 
steuern, welche  hauptsächlich  auf  die  Ausgaben  der  oberen 
Stände,  also  den  geringeren  Teil  der  Jahresproduktion 
fallen,  werden  mithin  viel  weniger  ergeben,  als  die- 
jenigen, welche  ohne  Unterschied  auf  die  iiusgaben  aller 
Stände  oder  vorwiegend  auf  die  der  unteren  Stände,  d.  h. 
entweder  ohne  Unterschied  auf  die  gesamte  Jahres- 
produktion oder  vorwiegend  auf  den  größeren  Teil  von 
ihr  fallen.  Deshalb  ist  die  Akzise  auf  die  Materialien 
unddieVerfertigunggegohrenerundspiritiioserGeti'änke 
unter  allen  Verbrauchssteuern  bei  weitem  die  ergiebigste; 
und  diese  A  bejahen  fallen  zu  einem  erheblichen  Teil 
oder  fast  ausschließlich  auf  die  Ausgaben  der  gewöhn- 
lichen Leute.  Im  Jahre  177-1/75  betrug  der  Roher- 
trag dieser  Steuergattung  £  3,341,387. 

Man  muß  jedoch  stets  festhalten,  daß  nur  die  Luxus- 
und  nicht  die  notwendigen  Ausgaben  der  unteren  Volks- 
klassen besteuert  werden  dürfen.  Die  schließliche  Be- 
zahlung jeder  auf  ihre  notwendigen  Ausgaben  gelegten 
Steuer  würde  lediglich  auf  die  oberen  Stände,  auf  den 
kleineren  Teil  der  Jahresproduktion,  und  nicht  auf  den 
srößeren  fallen.  Eine  solche  Steuer  muß  in  allen  Fällen 
entweder  den  Arbeitslohn  erhöhen,  oder  die  Nachfrage 
nach  Arbeitskräften  vermindern.  Sie  kann  den  Arbeits- 
lohn nicht  erhöhen,  ohne  die  schließliche  Zahlung  der 
Steuer  auf  die  oberen  Stände  zu  werfen.  Sie  kann  die 
Nachfrage  nach  Arbeitskräften  nicht  vermindern,  ohne 
die  jährliche  Produktion  des  Landes,  den  Fonds,  aus 
welchem  alle  Steuern  am  Ende  gezahlt  werden  müssen, 
zu  vermindern.  Wie  sehr  aber  auch  eine  derartige  Steu- 
er die  Nachfrage  nach  Arbeitskräften  ermäßigen  mag, 
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SO  muß  sie  doch  stets  den  Arbeitslohn  über  das  Niveau 
erheben,  das  er  sonst  bei  gleicher  Nachfrage  einnehmen 
würde,  und  die  schließliche  Bezahlung  des  erhöhten 
Lohnes  fällt  in  allen  Fällen  auf  die  höheren  Stände. 
Gegohrene  und  spirituose  Getränke,  die  nicht  zum 
Verkauf,  sondern  zum  eigenen  Gebrauch  gebraut  oder 
destilliert  werden,  unterliegen  in  Großbritannien  keiner 
Akzise.  Diese  Befreiung,  die  den  Zweck  hat,  den  Familien 
die  lästigen  Besuche  und  Nachforschungen  der  Steuer- 
einnehmer zu  ersparen,  läßt  die  Last  dieser  Steuern  oft 
weit  leichter  auf  die  Reichen  als  auf  die  Armen  fallen. 
Es  ist  allerdings  nicht  sehr  üblich,  zum  bloßen  Privat- 
gebrauch zu  destillieren.  Auf  dem  Lande  aber  brauen 
viele  mittlere  und  fast  alle  reichen  und  großen  Familien 
ihr  eigenes  Bier.  Ihr  starkes  Bier  kostet  sie  also  per 
Faß  8  sh.  weniger,  als  den  Brauer,  der  sowohl  von  der 
Steuer  wie  von  seinen  anderen  Auslagen  seinen  Gewinn 
haben  muß.  Solche  Familien  trinken  mithin  ihr  Bier 
wenigstens  9  oder  10  sh.  per  Faß  billiger,  als  gewöhn- 
liche Leute,  für  die  es  überall  be(|uemer  ist,  ihr  Bier 
im  kleinen  aus  der  Brauerei  oder  dem  Bierhause  zu  ent- 
nehmen. Ebenso  ist  Malz,  das  für  den  eigenen  Verbrauch 
einer  Familie  gemacht  wird,  von  den  Visitationen  der 
Steuereinnehmer  frei;  doch  muß  in  diesem  Falle  die 
Familie  sich  mit  7  V2  sh.  per  Kopf  abfinden,  soviel  wie  die 
Akziseabgabe  für  zehn  Bushel  Malz  beträgt;  eine  Menge, 
die  vollkommen  für  den  Durchschnittsverbrauch  einer 
mäßigen  Familie  ausreicht.  Allein  in  reichen  und  großen 
Familien,  wo  ländliche  Gastfreiheit  herrscht,  macht  das 
von  der  Familie  selbst  genossene  Bier  nur  einen  kleinen 
Teil  des  gesamten  Verbrauchs  des  Hauses  aus.  In- 
dessen ist,  sei  es  wegen  jener  Beschränkung  oder 
aus  anderen  Gründen,  es  lange  nicht  so  üblich,  für  den 
Privatgebrauch  zu  mälzen  als  zu  brauen.  Es  ist  schwer, 
einen  vernünftigen  Grund  zu  finden,  warum  diejenigen. 
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die  zu  ihrem  Piivat.gebrauche  brauen  oder  destillieren, 
nicht  gleichfalls  einer  Abfindung  unterworfen  werden 
sollten. 

Es  ist  oft  gesagt  worden,  daß  größere  Einnahmen 
als  jetzt  aus  all'  den  hohen  Steuern  auf  Malz,  Bier  und 
Ale  gewonnen  werden,  durch  eine  viel  leichtere  Steuer 
auf  Malz  zu  erhalten  seien,  da  die  Gelegenheit  zu  Un- 
terschleifen in  den  Brauereien  viel  günstiger  sei,  als  in 
den  Malzhäusern,  und  diejenigen,  die  für  ihren  Privat- 
gebrauch brauen,  von  allen  Steuern  oder  Beschrän- 
kungen befreit  sind,  diejenigen,  die  für  ihren  Privat- 
gebrauch Malz  machen,  aber  nicht. 

In  der  Londoner  Porter-  Brauerei  werden  aus  einem 
Quarter  Malz  gewöhnlich  mehr  als 2  ','2,  zuweilen  3  Fässer 
(barreis)  Porter  gebraut.  Die  verschiedenen  Steuern  auf 
Malz  belaufen  sich  auf  6  sh.  vom  Quarter;  die  auf  starkes 
Bier  und  Ale  betragen  8  sh.  vom  Faß.  In  der  Porter- 
Brauerei  machen  also  die  verschiedenen  auf  Malz,  Bier 
und  Ale  gelegten  Steuern  26 — 30  sh.  auf  das  Produkt 
von  einem  Quarter  Malz  aus.  In  den  Brauereien  auf 
dem  Lande,  die  für  den  Verkauf  brauen,  werden  aus  dem 
Quarter  Malz  selten  weniger  als  2  Fässer  starkes  und 
1  Faß  schwaches  Bier,  oft  2  ^l-i  Faß  starkes  Bier  gemacht. 
Die  verschiedenen  Steuern  auf  schwaches  Bier  betragen 
per  Faß  1  sh.  4d.  Bei  der  Brauerei  auf  dem  Lande 
betragen  daher  die  verschiedenen  Steuern  selten  weniger 
als  23  sh.  4  d.,  oft  26  sh.  von  dem  Produkte  eines  Quarters 
Malz.  Im  Durchschnitt  kann  man  also  den  Gesamtbe- 
trag der  Steuern  auf  Malz,  Bier  und  Ale  im  Königreich 
auf  mindesten  24 — 25  sh.  vom  Produkte  eines  Quarters 
Malz  schätzen.  Bei  einer  Beseitigung  aller  Steuern  auf 
Bier  und  Ale  und  Verdreifachung  der  Malzsteuer,  d.  h. 
ihrer  Erhöhung  von  6  auf  18  sh.  vom  Quarter  'Malz 
würden,  wie  man  sagt,  größere  Einnahmen  erzielt 
werden  als  jetzt  aus  all'  jenen  höheren   Steuern. 
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1772  brachte  die  alte  Malzsteuer 
die  Zuschlagssteuer    . 

1773  brachte  die  alte  Steuer 
die  Zuschlagssteuer    . 

1774  brachte  die  alte  Steuer 
die  Zuschlagssteuer    . 

1775  brachte  die  alte  Steuer 
die  Zuschlagssteuer    . 

Durchschnitt  dieser  vier  Jahre 

1772  brachte  die  Landalczise 
die  Londoner  Brauerei 

1773  brachte  die  Landakzise 
die  Londoner  Brauerei 

1774  brachte  die  Landakzise 
die  Londoner  Brauerei 

1775  brachte  die  Landakzise 
die  Londoner  Brauerei 

Durchschnittdieservier  Jahre   1,636,958       4 
Dazu  den  Durchschnitt  der  Malz- 
steuer   958,895       3 

Gesamtertrag 2,595,853        7 

Bei  Verdreifachung  der  Malzsteuer 
oder  Erhöhung  von  6  auf  18  sh., 
würde  diese  Steuer  allein  er- 
geben    2,876,685        9     — ^/i6 

Also  mehr 280,832        1     2*-* /ig 

Tatsächlich  ist  in  der  alten  Malzsteuer  eine  Steuer 
von  4  sh.  auf  den  OxhoftZider  und  eine  andere  von  10  sh. 
auf  das  Faß  Mumme  inbegriffen.  1774  brachte  die 
Steuer  auf  produzierten  Zidernur£  3,083,  wahrscheinlich 
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etwas  weniger  als  gewöhnlich,  da  alle  Steuern  auf  Zider 
in  diesem  Jahre  weniger  als  gewöhnlich  brachten.  Die 
Steuer  auf  Mumme,  obgleich  weit  höher,  ist  wegen  des 
geringen  Verbrauchs  noch  weniger  einträglich.  Um  aber 
den  gewöhnlichen  Betrag  dieser  beiden  Steuern  auszu- 
gleichen, wird  unter  der  sogenannten  Landakzise  noch 
begriffen:  erstens  die  alte  Akzise  von  6  sh.  8  d.  auf  den 
Oxhoft Zider;  zweitens  eine  gleiche  Steuer  auf  den  Oxhoft 
Obstessig;  drittens  eine  Steuer  von  8  sh.  9  d.  auf  den 
Oxhoft  Weinessig;  endlich  eine  Steuer  von  11  d.  auf 
die  Gallone  Meth:  und  der  Ertrag  dieser  verschiedenen 
Steuern  wird  wahrscheinlich  den  Ertrag  der  sogenannten 
Malzsteuer  auf  Zider  und  Mumme  reichlich  aufwiegen. 
Malz  wird  nicht  nur  zum  Bier-  und  Alebrauen, 
sondern  auch  bei  der  Bereitung  der  Branntweine  und  Spi- 
rituosen gebraucht.  Wenn  die  Malzsteuer  auf  18  sh.  vom 
Quarter  erhöht  wurde,  so  würde  es  vielleicht  nötig  sein, 
an  den  anderen  Akziseabgaben  auf  diese  Sorten  Brannt- 
weine und  Spirituosen  etwas  nachzulassen.  In  den  soge- 
nannten Malzspriten  macht  das  Malz  gewöhnlich  nur  den 
dritten  Teil  aus;  die  beiden  andei'en  Teile  sind  rohe  Gerste, 
oder  Vs  Gerste  und  ^:{  Weizen.  Bei  der  Destillation  der 
Malzsprite  ist  sowohl  die  Gelegenheitals  die  Versuchung 
zum  Unterschleif  weit  gr()ßer  als  in  einer  Brauerei  oder 
einem  Malzhause;  die  Gelegenheit,  weil  die  Ware  von 
geringerem  Umfang  und  größerem  Wert  ist,  und  die 
Versuchung,  weil  die  Abgaben  höher  sind  und  sich  auf 
3  sh.  10^/3  d.  *)  für  die  Gallone  belaufen.  Durch  Erhö- 
hung der  Steuer  auf  Malz  und  ihre  Ermäßigung  auf 
die  Destillation  würde  sowohl  die  Gelegenheit  wie  die 


*)  Die  Steuer  auf  Weingeist  beträgt  zwar  nur  '2  sh.  (i  d.  auf 
die  Gallone,  mit  Hinzurechnung  der  Steuer  auf  die  Branntweine, 
aus  denen  jener  destilliert  wird,  kommen  aber  '.\  sh.  10^/,.  d. 
heraus.  Sowohl  der  Branntwein  wie  der  Weingeist  werden  jetzt, 
nm  Betrug  zu  verhüten,  nach  ilu-oni  Gehalt  besteuert. 


Kap.  11,2.:  Von  den  Steuern.  TV.  253 

Versuchung  zum  Unterschleif  geringer  werden,  was 
eine  weitere  Vermehrung  der  Staatseinnahmen  veran- 
lassen dürfte. 

Vor  einiger  Zeit  beabsichtigte  man,  den  Verbrauch 
spirituoser  Getränke,  wegen  ihrer  vorausgesetzten  Gefähr- 
lichkeit für  Gesundheit  und  Sittlichkeit  einzuschränken. 
Dieser  Absicht  gemäß  würde  der  Steuernachlaß  auf  die 
Destillation  nicht  so  groß  sein  dürfen,  um  den  Preis 
dieser  Getränke  zu  ermäßigen.  Spirituose  Getränke 
dürfen  so  teuer  bleiben,  wie  je;  aber  gleichzeitig  sollte 
das  sesunde  und  stärkende  Bier  erheblich  wohlfeiler 
werden.  So  könnte  das  Volk  von  einer  der  Lasten, 
über  die  es  sich  jetzt  am  meisten  beklagt,  teilweise  be- 
freit werden,  während  gleichzeitig  die  Staatseinnahmen 
sich  beträchtlich  vermehrten. 

Die  Einwürfe  des  Dr.  Davenant  gegen  diese  Ver- 
änderung im  bestehenden  System  der  Akziseabgaben 
scheinen  ohne  Grund  zu  sein.  Seine  Einwürfe  sind,  daß 
die  Steuer,  anstatt  sich  wie  jetzt  ziemlich  gleichmäßig 
auf  den  Gewinn  des  Mälzers,  des  Brauers  und  des  Schank- 
wirtes zu  verteilen,  lediglich  auf  den  des  Mälzers  fallen 
würde,  daß  der  Mälzer  den  Betrag  der  Steuer  nicht 
so  leicht  in  dem  erhöhten  Preise  des  Malzes  zurück- 
erhalten könnte,  wie  der  Brauer  und  der  Schankwirt 
in  dem  erhöhten  Preise  des  Getränkes ;  und  dal.5  end- 
lich eine  so  hohe  Steuer  auf  Malz  die  Rente  und  den 
Gewinn  von  Gerstenland  vermindern  würde. 

Keine  Steuer  kann  auf  die  Dauer  den  Gewinnsatz 
in  einem  Geschäfte  vermindern,  da  alle  Geschäfte  einer 
Gegend  einander  die  Wage  halten  müssen,  die  jetzigen 
Abgaben  von  Malz,  Bier  und  Ale  haben  keinen  Einfluß 
auf  die  Gewinne  der  betr.  Geschäftsleute,  welche  sämt- 
lich die  Steuer  samt  einem  Gewinn  in  dem  erhöhten 
Preise  ihrer  Waren  zurückerhalten.  Allerdings  kann 
eine  Steuer  die  besteuerte  Ware  so  teuer  machen,  daß 
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ihr  Verbrauch  abnimmt.  Allein  das  Malz  wird  im  Bier 
verbraucht,  und  eine  Steuer  von  18  sh.  per  Quarter 
Malz  kann  dieses  Getränk  nicht  wohl  teurer  machen, 
als  es  die  jetzigen  Steuern  tun,  die  sich  auf  24 — 25  sh. 
belaufen.  Im  Gegenteil  würden  diese  Getränke  wahr- 
scheinlich wohlfeiler  werden,  und  ihr  Verbrauch  eher 
zunehmen  als  abnehmen. 

Es  ist  nicht  wohl  einzusehen,  warum  es  dem  Mälzer 
schwerer  werden  sollte,  in  dem  erhöhten  Preis  seines 
Malzes  18  sh.  zurückzuerhalten,  als  jetzt  dem  Brauer, 
24 — 25,  auch  wohl  30  sh.  im  Preise  des  Biers.  Allerdings 
würde  der  Mälzer  statt  einer  Steuer  von  6  sh .  eine  von  1 8  sh . 
per  Quarter  Malz  vorzulegen  haben.  Der  Brauer  aber  ist 
jetzt  genötigt,  eine  Steuer  von  24 — 25,  auch  wohl  30  sh. 
per  Quarter  Malz,  den  er  zum  Brauen  braucht,  vorzu- 
schießen. Es  kann  für  den  Mälzer  nicht  nachteiliger 
sein,  eine  geringere  Steuer  vorzuschießen,  als  es  gegen- 
wärtig für  den  Brauer  ist,  eine  höhere  auszulegen.  Der 
Malzvorrat,  den  der  Mälzer  auf  seinen  Böden  hat,  er- 
fordert nicht  immer  eine  längere  Zeit  zum  Absatz,  als 
der  Biervorrat  eines  Brauers.  Die  Umsätze  des  erste- 
ren  sind  also  nicht  langsamer  als  die  des  letzteren. 
Sollte  aber  wirklich  für  den  Mälzer  aus  der  Nötigung, 
eine  höhere  Steuer  vorzuschiessen,  ein  Nachteil  ent- 
stehen, so  ließe  sich  dem  leicht  dadurch  abhelfen,  daß 
ihm  einige  Monate  länger  Kredit  gegeben  würde,  als 
jetzt  dem  Brauer  gegeben  zu  werden  pflegt. 

Die  Rente  und  der  Gewinn  von  Gerstenland  können 
nicht  geringer  werden,  wenn  der  Bedarf  an  Gerste  nicht 
geringer  wird.  Ein  System  Wechsel,  der  die  Abgaben  von. 
einem  zu  Bier  verbrauten  Quarter  Malz  von  24 — 25  auf 
18  sh.  herabsetzt,  würde  aber  diesen  Bedarf  eher  ver- 
mehren als  vermindern.  Überdies  muß  die  Rente  und  der 
Gewinn  vonG  erstenland  denen  von  anderem  gleich  frucht- 
baren und  gleich  gut  angebauten  Lande  stets  nahezu 
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gleichstehen.  Wären  sie  geringer,  so  würde  bald  ein 
Teil  des  Gerstenlandes  zai  anderen  Zwecken  verwendet 
werden;  wären  sie  grüßer,  so  würde  bald  mehr  Land  mit 
Gerste  bebaut  werden.  Wenn  der  gewöhnliche  Preis 
eines  Bodenproduktes  ein  sogenannter  Monopolpreis  ist, 
so  setzt  eine  Steuer  die  Rente  und  den  Gewinn  des  betr. 
Bodens  herab.  Eine  Steuer  auf  das  Produkt  jener  kostbaren 
Weinberge,  deren  Wein  so  weit  hinter  der  wirksamen 
Nachfrage  zurückbleibt,  daß  sein  Preis  stets  unverhält- 
nismäßig höher  ist,  als  der  der  Produkte  anderen  gleich 
fruchtbaren  und  gleich  gut  angebauten  Bodens,  würde 
allerdings  die  Rente  und  den  Gewinn  jener  Weinberge 
vermindern.  Da  der  Preis  der  Weine  schon  der  höchste 
ist,  der  sich  von  der  gewöhnlich  an  den  Markt  kom- 
menden Menge  erhalten  läßt,  so  kann  er  nicht  wohl 
höher  steigen,  wenn  nicht  die  Menge  geringer  wird, 
und  diese  läßt  sich  nicht  ohne  noch  größeren  Verlust 
verringern,  weil  das  Land  nicht  zu  einer  anderen  eben- 
so wertvollen  Produktion  verwendet  werden  kann. 
Mithin  würde  die  ganze  Last  der  Steuer  auf  die  Rente 
und  den  Gewinn,  oder  eigentlich  nur  auf  die  Rente  des 
Weinberges  fallen.  Als  man  den  Vorschlag  machte,  eine 
neue  Steuer  auf  Zucker  zulegen,  klagten  unsere  Zucker- 
pflanzer häufig,  daß  die  volle  Steuer  nicht  auf  den  Kon- 
sumenten, sondern  auf  den  Produzenten  falle,  da  sie 
durchaus  nicht  im  Stande  seien,  ihren  Zucker  nach  P]in- 
führung  der  Steuer  teurer  zu  verkaufen,  als  vorher. 
Der  Preis  war,  scheint  es,  vor  der  Steuer  ein  Monopol- 
preis gewesen,  und  der  Grund,  der  beweisen  sollte,  daß 
der  Zucker  kein  geeignetes  Steuerobjekt  sei,  bewies  viel- 
mehr, daß  er  es  war:  denn  die  Gewinne  der  Monopolisten 
sind,  wenn  man  sie  treffen  kann,  gewiß  unter  allen 
Steuerobjekten  das  geeignetste.  Der  gewöhnliche  Preis 
der  Gerste  ist  aber  niemals  ein  Monopolpreis  gewesen, 
und  die  Rente  und  der  Gewinn  von  Gerstenboden  war 
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niemals  unverhältnismäßig  höher,  als  der  von  anderem 
gleich  fruchtbaren  und  gleich  gut  angebauten  Boden. 
Die  Steuern  auf  Malz,  Bier  und  Ale  haben  niemals  den 
Preis  der  Gerste  ermäßigt,  haben  niemals  die  Rente  und 
den  Gewinn  von  Gerstenland  vermindert.  Der  Preis 
des  Malzes  ist  stets  im  Verhältnis  zu  den  darauf  gelegten 
Steuern  gestiegen,  und  diese  nebst  den  Abgaben  von 
Bier  und  Ale  haben  beständig  den  Preis  dieser  Waren 
für  den  Konsumenten  erhöht,  oder,  was  auf  dasselbe 
hinauskommt,  ihre  Beschaffenheit  verringert.  Die  schließ- 
liche Bezahlung  dieser  Steuern  ist  beständig  auf  den 
Konsumenten  und  nicht  auf  den  Produzenten  gefallen. 

Die  einzigen,  die  bei  dem  hier  vorgeschlagenen 
Sj^stemwechsel  Schaden  erleiden  würden,  wären  die, 
welche  für  ihren  Hausgebrauch  brauen.  Aber  die  Be- 
freiung dieser  höheren  Klassen  von  sehr  hohen  Steu- 
ern, die  von  armen  Arbeitern  und  Handwerkern  bezahlt 
werden  müssen,  ist  gewiß  höchst  ungerecht,  und  sollte 
aufgehoben  werden,  auch  wenn  jener  Systemwechsel 
nicht  zu  Stande  käme.  Wahrscheinlich  aber  war  es  das 
Interesse  dieser  höheren  Stände,  das  bisher  einem  Sys- 
terawechsel  entgegenstand,  der  unvermeidlich  sowohl 
die  Staatseinnahmen  vermehrt,  als  auch  dem  Volke 
Erleichterung  verschafft  hätte. 

Außer  den  Zoll-  und  Akziseabgaben  gibt  es  noch  an- 
dere Steuern,  welche diePreiseinungleicher  und  mehrin- 
direkter Weise  beeinflußen.  Hierhergehören  die  Steuern, 
dieinFrankreichP^'r//7r'.s  heißen,  dieinderangelsächsischen 
Zeit  Passagezölle  genannt  wurden,  und  die  ursprünglich 
zu  demselben  Zweck  erhoben  worden  zu  sein  scheinen, 
wie  unsere  Chausseegelder,  oder  die  Zölle  auf  Kanal-  und 
Flußschifffahrt,  nämhch  um  die  Straßen  und  Wasser- 
wege in  gutem  Stande  zu  erhalten.  Abgaben  zu  solchen 
Zwecken  werden  am  richtigsten  nach  dem  Umfang  oder 
Gewicht  der  Waren  erhoben.     Da  sie  ursprünglich  ort- 
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liehe  und  provinzielle,  nur  zu  örtlichen  und  provinziellen 
Zwecken  verwendete  Abgaben  waren,  blieb  ihre  Ver- 
waltung meistenteils  der  Stadt,  der  Gemeinde  oder  der 
Gutsherrschaft  überlassen,  wo  sie  erhoben  wurden;  und 
diese  letzteren  galten  auf  die  eine  oder  andere  Weise  für 
die  Verwendung  als  verantwortlich.  In  vielen  Ländern 
nahm  der  Landesherr,  der  ganz  unverantwortlich  ist,  die 
Verwaltung  dieser  Abgaben  an  sich;  und  erhöhte  zwar 
in  den  meisten  Fällen  die  Abgabe,  vernachläßigte  aber 
vielfach  ihre  Verwendung.  Wenn  die  Wegezölle  in 
Großbritannien  jemals  eine  Einnahmequelle  der  Regie- 
rung werden  sollten,  so  können  wir  aus  dem  Beispiel 
vieler  anderer  Völker  lernen,  was  die  wahrscheinliche 
Folge  davon  sein  würde.  Solche  Zölle  werden  ohne 
Zweifel  zuletzt  von  dem  Konsumenten  gezahlt;  aber  der 
Konsument  ist  nicht  im  Verhältnis  seiner  Ausgaben  be- 
steuert, wenn  er  nicht  nach  dem  Werte,  sondern  nach 
dem  Umfang  oder  Gewicht  der  Waren,  die  er  ver- 
braucht, zahlt.  Werden  solche  Abgaben  nicht  nach 
dem  Umfang  oder  Gewicht,  sondern  nach  dem  mutmaß- 
lichen Werte  der  Güter  bemessen,  so  werden  sie  eigent- 
lich eine  Art  von  Binnenzöllen,  die  den  wichtigsten 
aller  Handelszweige,  den  inneren  Handel  des  Landes, 
sehr  bedeutend  hemmen. 

In  manchen  kleinen  Staaten  werden  ähnliche  Ab- 
gaben von  Waren  erhoben,  die  auf  dem  Land-  oder 
Wasserwege  aus  einem  fremden  Lande  in  ein  anderes 
gehen  und  ihr  Gebiet  berühren.  Sie  heißen  Transitzölle. 
Einige  der  kleinen  italienischen  Staaten,  die  am  Po  und 
den  in  ihn  mündenden  Flüssen  liegen,  beziehen  Einnah- 
men aus  derartigen  Zöllen,  die  lediglich  von  Fremden 
bezahlt  werden  und  vielleicht  die  einzigen  Steuern  sind, 
die  ein  Staat  auf  die  Untertanen  eines  anderen  Staates 
legen  kann,  ohne  der  Industrie  oder  dem  Handel  seiner 
eigenen  Untertanen  zu  schaden.  Der  bedeutendste  Tran- 

Adam   Smith,  Volkswohlstand.    IV.  17 
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sitzoll  in  der  Welt  ist  der  Zoll,  der  vom  Könige  von 
Dänemark  von  den  Handelsschiffen,  die  den  Sund  pas- 
sieren, erhoben  wird. 

Steuern -auf  Luxusgegenstände,  wie  die  meisten 
Zoll-  und  Akziseabgaben,  fallen  zwar  sämtlich  ohne 
Unterschied  auf  alle  Einkommensarten,  und  werden 
schließlich,  d.  h.  ohne  Ersatz  von  den  Verbrauchern  der 
besteuerten  Waren  bezahlt;  aber  sie  fallen  nicht  immer 
gleich  oder  verhältnismäßig  auf  das  Einkommen  der 
einzelnen.  Da  jeder  seinen  A^erbrauch  in  der  Hand  hat, 
so  steuert  er  auch  mehr  nach  seinem  Belieben,  als  im 
Verhältnis  seines  Einkommens;  der  Verschwender  steuert 
mehr,  der  Sparsame  weniger.  Während  seiner  Minder- 
jährigkeit trägt  ein  Reicher  durch  seinen  Verbrauch  in 
der  Regel  sehr  wenig  zum  Unterhalt  des  Staates  bei, 
unter  dessen  Schutz  er  große  Einnahmen  bezieht.  Wer 
im  Auslande  lebt,  trägt  durch  seinen  Verbrauch  gar 
nichts  zum  Unterhalt  der  Regierung  des  Landes  bei,  in 
dem  die  Quelle  seiner  Einnahmen  liegt.  Wenn  es  in 
einem  solchen  Lande  keine  Landtaxe  noch  eine  bedeutende 
Steuer  auf  die  Übertragungen  beweglichen  oder  un- 
beweglichen Eigentums  gibt,  wie  es  in  Irland  der  Fall 
ist,  so  beziehen  solche  außerhalb  des  Landes  wohnenden 
ein  großes  Einkommen  unter  dem  Schutze  einer  Regie- 
rung, zu  deren  Unterhalt  sie  nicht  einen  einzigen  Schilling 
beitragen.  Diese  Ungleichheit  ist  wahrscheinlich  am  größ- 
ten in  einem  Lande,  das  einem  anderen  in  gewissen  Bezie- 
hungen unterworfen  und  von  ihm  abhängigist.  Die  Leute, 
die  den  ausgedehntesten  Besitz  in  dem  abhängigen 
Lande  haben,  w^erden  es  dann  gewöhnlich  vorziehen,  in 
dem  regierenden  Lande  zu  wohnen.  Genau  in  dieser 
Lage  befindet  sich  Irland,  und  man  kann  sich  daher 
nicht  wundern,  daß  der  Vorschlag  einer  Steuer  auf  die 
Abwesenden  in  diesem  Lande  so  sehr  populär  ist.  Einige 
Schwierigkeit   würde    freilich   die  Bestimmung   haben. 
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welche  Art  oder  welcher  Grrad  von  Abwesenheit  jeman- 
den der  Steuer  unterwirft,  oder  mit  welchem  Zeitpunkt 
die  Steuer  beginnen  und  enden  soll.  Abgesehen  jedoch 
von  diesem  ganz  eigentümlichen  Verhältnis  wird  jede 
Ungleichheit  in  der  Besteuerung  der  einzelnen,  die  aus 
Verbrauchssteuern  entstehen  kann,  durch  denselben  Um- 
stand, der  diese  Ungleichheit  veranlaßt,  reichlich  aus- 
geglichen; durch  den  Umstand  nämlich,  daß  jedermanns 
Besteuerung  eine  ganz  freiwillige  ist,  da  es  jeder  in  der 
Hand  hat,  die  besteuerte  Ware  zu  verbrauchen  oder 
nicht.  Wo  daher  derartige  Steuern  richtig  bemessen 
und  auf  die  richtigen  Waren  gelegt  sind,  werden  sie 
mit  weniger  Murren  gezahlt,  als  jede  andere.  Wenn  sie 
von  dem  Kaufmann  oder  Fabrikanten  vorgeschossen  wer- 
den, so  trennt  sie  der  Verbraucher,  der  sie  schließlich 
zahlt,  bald  gar  nicht  mehr  vom  Preise  der  Waren,  und 
denkt  fast  nicht  daran,  daß  er  eine  Steuer  zahlt. 

Solche  Steuern  sind  vollkommen  feststehend  oder 
können  es  sein,  d.  h.  sie  können  so  bemessen  werden,  daß 
kein  Zvveifel  bleibt,  was  und  wann  gezahlt  werden  muß. 
Die  Unbestimmtheit,  die  zuweilen  in  den  Zöllen  Groß- 
britanniens oder  anderer  Länder  platzgreift,  entspringt 
nicht  aus  der  Natur  dieser  Abgaben,  sondern  aus  unge- 
nauem oder  ungeschicktem  Ausdruck  des  Gesetzes. 

Steuern  auf  Luxusartikel  werden  in  der  Regel 
stückweise,  d.  h.  je  nachdem  der  Zahlungspflichtige 
die  Ware,  auf  die  die  Steuer  gelegt  ist,  kauft,  gezahlt. 
In  Beziehung  auf  Zeitpunkt  und  Art  der  Zahlung  sind 
sie  unter  allen  Steuern  die  bequemsten.  Im  Ganzen 
entsprechen  mithin  solche  Steuern  den  drei  ersten  Be- 
steuerungsgrundsätzen so  gut,  wie  irgend  eine,  aber  sie 
verstoßen  in  jeder  Beziehung  gegen  die  vierte. 

Sie  erfordern  im  Verhältnis  zu  ihrem  FCrträgnis 
mehr  Erhebungskosten  als  fast  jede  andere  Steuer,  und 
zwar  tun  sie  es  in  den  sämtlichen  vier  Richtungen, 
in  denen  es  überhaupt  geschehen  kann.  ._.;. 
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Erstlich  erfordert  ihre  Erhebung  bei  der  einsichtig- 
sten Veranlagung  eine  große  Zahl  von  Zoll-  und  Akzise- 
beamten, deren  Grehälter  und  Sportein  eine  tatsächliche 
Steuer  sind,  die  dem  Staate  nichts  einbringt.  Doch  sind, 
wie  anzuerkennen  ist,  diese  Kosten  in  Großbritannien 
mäßiger,  als  in  den  meisten  anderen  Ländern.  Im  Jahre 
1774/75  belief  sich  der  Bruttoertrag  der  verschiedenen 
unter  der  Verwaltung  der  Akzisekoramission  in  England 
stehenden  Abgaben  auf  £  5,507,308,  und  die  Erhebungs- 
kosten betrugen  wenig  mehr  als  5V2  "/o.  Von  diesem 
Bruttoertrage  müssen  jedoch  die  Zahlungen  für  Prämien 
und  ßückzölle  abgezogen  werden,  wodurch  der  Rein- 
ertrag unter  fünf  Millionen  sinkt(genau  £  4,975,652  19sh. 
6  d.).  Die  Erhebung  der  Salzsteuer,  die  unter  einer  anderen 
Verwaltung  steht,  ist  weit  kostspieliger.  Der  Reiner- 
trag der  Zölle  ergibt  noch  nicht  £  2V2  Millionen  und 
die  Erhebungskosten  betragen  mehr  als  10  "/o,  wozu 
noch  die  Nebeneinnahmen  der  Zollbeamten  kommen,  die 
überall  weit  größer  sind  als  ihre  Gehälter  und  in  man- 
chen Häfen  das  Doppelte  und  Dreifache  davon  aus- 
machen. Wenn  also  die  Gehälter  und  die  anderen  Noben- 
ausgaben  mehr  als  10  ^lo  des  Nettoerträgnisses  der 
Zölle  ausmachen,  so  können  die  gesamten  Erhebungs- 
kosten inklusive  der  Sportein,  auf  mehr  als  20  oder 
30  "/o  angenommen  werden.  Die  Akzisebeamteu  haben 
wenige  oder  gar  keine  Nebeneinnahmen,  und  die  erst  in 
neuerer  Zeit  organisierte  Verwaltung  dieses  Finanzzwei- 
ges ist  im  Allgemeinen  weniger  verderbt,  als  die  Zoll- 
verwaltung, in  die  sich  allmählich  viele  Mißbräuche  ein- 
geschlichen und  in  ihr  festgesetzt  haben.  Bei  einer  Auflage 
der  Steuern,  die  jetzt  vom  Malz  und  Bier  erhoben  werden, 
ließen  sich  allein  auf  das  Malz,  wie  man  annimmt,  mehr 
als  £  50,000  jährlich  an  den  Erhebungskosten  sparen. 
Durch  Beschränkung  der  Zölle  auf  wenige  Warensorten 
und  ihre  Erhebung  nach  Art  der  Akziseabgaben  könnte 
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an  den  Erhebungskosten  der  Zölle  wahrscheinlich  eine 
noch  weit  größere   Ersparnis  gemacht  werden. 

Zweitens  verursachen  Verbrauchssteuern  für  gewisse 
Gewerbszweige  notwendig  Hemmnisse  und  Störungen. 
Da  sie  stets  den  Preis  der  besteuerten  Waren  steigern, 
so  schädigen  sie  ihren  Verbrauch,  und  mithin  ihre  Er- 
zeuo-uno-.  Ist  es  eine  Ware  heimischer  Herkunft  oder 
Industrie,  so  wird  weniger  Arbeit  auf  ihre  Hervor- 
bringung verwendet.  Ist  es  eine  ausländische  Ware, 
deren  Preis  durch  die  Steuer  erhöht  wird,  so  gewinnen 
allerdings  die  gleichartigen  Waren,  die  im  Lande  her- 
gestellt werden,  einen  Vorteil  auf  dem  inneren  Markt, 
und  es  kann  dadurch  eine  größere  Menge  heimischen 
Gewerbfleisses  auf  ihre  Herstellung  verwendet  werden. 
Wenn  aber  diese  Preiserhöhung  einer  ausländischen  Ware 
auch  den  heimischen  Fleiß  in  einem  Gewerbszweige  er- 
muntert, so  schädigt  es  ihn  notwendig  in  fast  allen  an- 
deren. Je  teurer  der  Birminghamer  Fabrikant  seinen 
ausländischen  Wein  kauft,  desto  billiger  verkauft  er 
notwendig  den  Teil  seiner  Metallwaren,  mit  dem  oder, 
was  auf  dasselbe  hinauskommt,  mit  dessen  Preise  er 
jenen  Wein  bezahlt.  Dieser  Teil  seiner  Metallwaren 
wird  also  für  ihn  weniger  wert,  und  er  hat  weniger 
Ermutigung,  ihn  herzustellen.  Je  teurer  die  Konsu- 
menten in  einem  Lande  die  überschüssigen  Produkte 
eines  anderen  bezahlen,  um  so  billiger  müssen  sie  not- 
wendig den  Teil  ihrer  eigenen  überschüssigen  Produkte 
verkaufen,  mit  dem  oder,  was  auf  dasselbe  hinauskommt, 
mit  dessen  Preise  sie  jene  bezahlen.  Dieser  Teil  ihrer 
eigenen  überschüssigen  Produkte  wird  für  sie  weniger 
wert,  und  sie  haben  weniger  Ermutigung,  seine  Menge 
zu  steigern.  Alle  Steuern  auf  Verbrauchsgegenstände 
haben  daher  die  Neigung,  die  Menge  produktiver  Arbeit 
unter  das  Maß  herabzudrücken,  das  sie  sonst  erreichen 
würde,  sei  es,  daß  sie  auf  Herstellung  der  besteuerten 
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"Waren  gerichtet  würde,  wenn  sie  heimische  Waren  sind, 
oder  auf  Herstellung  solcher  Waren,  mit  denen  aus- 
ländische Gegenstände  gekauft  werden.  Auch  verändern 
solche  Steuern  immer  mehr  oder  weniger  die  natürliche 
Richtung  des  nationalen  Gewerbfleisses,  und  leiten  ihn 
in  einen  andern  Kanal,  als  in  den  er  von  selbst  ge- 
flossen sein  würde. 

Drittens  gibt  die  Hoffnung,  sich  solchen  Steuern 
durch  Schmuggel  entziehen  zu  können,  oft  A-^eranlassung 
zu  Beschlagnahmen  und  Geldstrafen,  die  den  Schmuggler 
gänzlich  zu  Grunde  richten,  eine  Person,  die,  obwohl 
zweifellos  äusserst  tadelnswert  als  Übertreter  der  Gesetze 
ihres  Landes,  doch  oft  unfähig  ist,  die  Gesetze  der  natür- 
lichen Gerechtigkeit  zu  verletzen,  und  in  jeder  Beziehung 
ein  vortrefflicher  Bürger  gewesen  sein  würde,  wenn  nicht 
die  Gesetze  des  Landes  zu  einem  Verbrechen  gemacht 
hätten,  was  die  Natur  niemals  dazu  stempelte.  Unter 
verderbten  Regierungen,  die  wenigstens  im  Verdacht 
stehen,  zu  viel  unnützen  Aufwand  zu  machen  und  die 
Staatseinnahmen  höchlichst  zu  mißbrauchen,  werden  die 
sie  schützenden  Gesetze  wenig  geachtet.  Wenige  Leute 
machen  sich  aus  dem  Schmuggel  ein  Gewissen,  wenn  sie 
ohne  Meineid  eine  leichte  und  sichere  Gelegenheit  dazu 
finden.  Gewissensbedenken  vorzuschützen  gegen  den 
Kauf  geschmuggelter  AVaren,  der  gleich  wohl  eine  offenba- 
re Förderung  der  Gesetzesübertretung  und  des  diese  fast 
stets  begleitenden  Meineids  ist,  würdein  den  meisten  Län- 
dern für  eines  jener  pedantischen  Scheinheiligkeitsstück- 
chen gelten,  die,  anstatt  bei  irgend  jemandem  Vertrauen 
zu  finden,  die  Person,  die  sie  zu  hegen  vorgibt,  gar  noch 
in  den  Verdacht  br'ingen  können,  ein  größerer  Schelm 
zu  sein,  als  die  meisten  Leute  ihrer  Umgebung.  Durch 
diese  Nachsicht  des  Publikums  wird  der  Schmuggler  oft 
bestärkt,  ein  Gewerbe  fortzusetzen,  das  er  als  gewisser- 
maßen unschuldig  betrachten  gelernt  hat;  und  wenn  die 
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Schwere  der  Finanzgesetze  auf  ihn  fallen  will,  so  ver- 
teidigt er  oft  gewaltsam,  was  er  als  sein  rechtmäßiges 
Eigentum  anzusehen  gewohnt  ist.  Aus  einem  unbeson- 
nenen, der  er  anfänglich  vielleicht  eher  als  ein  Verbrecher 
war,  wird  er  zuletzt  nur  zu  oft  einer  der  kühnsten  und 
entschlossensten  Übertreter  der  Gesetze  der  Gesellschaft. 
Durch  denUntergang  des  Schmugglers  wird  sein  Kapital, 
das  zuvor  produktive  Arbeit  beschäftigt  hatte,  von  den 
Einnahmen  entweder  des  Staats  oder  der  Steuerbeam- 
ten verschlungen,  und  unterhält  nun  unproduktive  Arbeit, 
zur  Beeinträchtigung  des  allgemeinen  Volkskapitals  und 
des  nützlichen  Fleißes,  den  es  sonst  unterhalten  hätte. 
Viertens  unterwerfen  solche  Steuern  wenigstens  die 
Geschäftsleute,  die  mit  den  besteuerten  Waren  zu  tun 
haben,  häufigen  Besuchen  und  gehässigen  Nachforschun- 
gen der  Steuereinnehmer,  und  setzen  sie  dadurch  zweifel- 
los manchmal  Erpressungen,  und  stets  Belästigungen  und 
Plackereien  aus;  und  wenn  diese,  wie  bereits  bemerkt, 
streng  genommen  auch  keine  Kosten  sind,  so  kommen  sie 
doch  den  Kosten  gleich,  die  jeder  gern  anwenden  würde, 
um  sich  davon  zu  befreien.  Die  Akzisegesetze,  obwohl 
wirksamer  ihrem  Zwecke  dienend,  sind  in  dieserHinsicht 
lästiger  als  die  Zölle.  Hat  ein  Kaufmann  zollpflichtige 
Waren  eingeführt,  den  Zoll  bezahlt  und  sie  in  sein  Lager- 
haus gebracht,  so  ist  er  meist  keiner  weiteren  Belästigung 
von  Seiten  der  Zollbeamten  ausgesetzt.  Anders  bei  ak- 
zisepflichtigen Waren,  wo  die  betreffenden  Geschäftsleute 
vor  den  Besuchen  undNachforschuno-en  der  Steuerbeara- 
ten  niemals  Ruhe  haben.  Die  Akziseabgaben  sind  daher 
auch  unpopulärer  als  die  Zölle,  und  ebenso  die  Akzisebeam- 
ten, die  zwar  im  Allgemeinen  vielleicht  ebenso  wie  die 
Zollbeamten  nur  ihre  Pflicht  tun,  aber  in  der  Regel,  da 
ihre  Pflicht  sie  zwingt,  den  Leuten  oft  sehr  beschwerlich 
zu  werden,  eine  gewisse  Rauheit  annehmen,  welche  die 
andern   nicht    haben.      Übrigens   mag   dieser  Vorwurf 
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vielleicht  nur  von  den  betrügerischen  Geschäftsleuten  aus- 
gehen, deren  Schmuggel  durch  ihre  Wachsamkeit  ent- 
weder verhindert  oder  entdeckt  wird. 

Indessen  belästigen  die  Übelstände,  die  von  Ver- 
brauchssteuern vielleicht  bis  auf  einen  gewissen  Grad  un- 
zertrennlich sind,  in  Großbritannien  das  Volk  so  wenig, 
wie  es  in  irgend  einem  Lande  von  annähernd  ebenso 
kostspieliger  Verwaltung  der  Fall  sein  kann.  Unsere 
Zustände  sind  nicht  vollkommen  und  können  verbessert 
werden:  aber  sie  sind  so  gut  oder  besser  als  die  der 
meisten  unserer  Nachbarn. 

In  Folge  der  Anschauung,  daß  Verbrauchssteuern 
Steuern  auf  den  Gewinn  der  Kaufleute  seien,  wurden  sie  in 
einigen  Ländern  beijedem  neuen  Verkauf  der  Waren  wie- 
derholt. Wurde  der  Gewinn  des  Importeurs  oder  des  Fa- 
brikanten besteuert,  so  schien  die  Billigkeit  zu  fordern, 
daß  auch  der  Gewinn  aller  derer,  die  zwischen  jenen 
und  dem  Verbraucher  stehen,  besteuert  werde.  Die  be- 
rufene spanische  Alcavala  scheint  auf  diesem  Grundsatze 
zu  beruhen.  Anfänglich  eine  Steuer  von  10,  später  von 
14  °/o,  beträgt  sie  gegenwärtig  nur  6  "  o  auf  den  Ver- 
kauf beweglichen  wie  unbeweglichen  Eigentums;  und 
sie  wiederholt  sich,  so  oft  das  Eigentum  verkauft  wird. 
Die  Erhebung  dieser  Steuer  erfordert  eine  Menge  von 
Beamten  zur  Überwachung  des  Warentransports  nicht 
bloß  aus  einer  Provinz  in  die  andere,  sondern  auch 
aus  einem  Laden  in  den  anderen.  Sie  unterwirft  nicht 
bloß  gewisse  Geschäftsleute,  sondern  Alle,  Landwirte, 
Fabrikanten,  Kaufleute  und  Krämer,  den  unaufhörli- 
chen Besuchen  und  Nachforschungen  der  Steuereinneh- 
mer. Ein  Land  mit  einer  solchen  Steuereinrichtung 
kann  Nichts  für  den  Verkauf  in  der  Ferne  erzeugen. 
Die  Produktion  jedes  Landesteils  muß  sich  lediglich 
nach  dem  Konsum  der  Umgegend  ricliten.  Der  Alcavala 
mißt  deshalb  Ustariz  den  Verfall  der  spanischen  Industrie 
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bei.  Er  hätte  ihr  auch  der.  Verfall  des  Ackerbaus 
zuschreiben  Ivönnen,  da  sie  nicht  bloß  auf  Gewerbser- 
zeugnisse, sondern  auch  auf  die  Rohprodukte  des 
Bodens  gelegt  ist. 

Im  Königreich  Neapel  ruht  eine  ähnliche  Steuer 
von  3  '-  0  auf  allen  Verträgen,  und  folglich  auch  auf 
Kaufverträgen.  Sie  ist  nicht  nur  geringer  als  die  spanische 
Steuer,  sondern  stellt  es  auch  den  meisten  Städten  und 
Gemeinden  frei,  an  ihrer  Stelle  eine  Abfindungssumme 
zu  zahlen.  Diese  erheben  sie  wie  sie  wollen,  und  ge- 
wöhnlich so,  daß  dadurch  der  innere  Verkehr  des  Ortes 
keine  Störung  erleidet.  Die  neapolitanische  Steuer  ist 
daher  nicht   entfernt   so    schädlich  wie   die   spanische. 

Das  o-leichförmiP'e  Besteuerungssvstem,  das  bis  auf 
wenige  unbedeutende  Ausnahmen  in  allen  Teilen  des 
vereinigten  Königreichs  von  Großbritannien  herrscht, 
läßt  den  inneren  Handel,  sowohl  den  Binnen-  wie  den 
Küstenhandel,  fast  gänzlich  frei.  Der  Binnenhandel  ist 
beinahe  vollkommen  frei,  und  die  meisten  Waren  können 
von  einem  Ende  des  Königreichs  zum  anderen  verführt 
werden,  ohne  eines  Erlaubnisscheins  oder  Passierzettelszu 
bedürfen,  und  ohne  Nachfragen  oder  Untersuchungen  der 
Finanzbeamten  ausgesetzt  zu  sein.  EinigeAusnahmen  sind 
vorhanden,  doch  sind  sie  nicht  der  Art,  daß  sie  irgend 
einem  wichtigen  Zweige  des  Binnenhandels  ein  Hinder- 
uiß  bereiteten.  Güter,  die  nach  der  Küste  geführt  wer- 
den, brauchen  allerdings  Zertifikate.  Meist  ganz  zollfrei 
aber  sind  alle  Waren  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Stein- 
kohlen. DieseFreiheitdesinnerenVerkehrs,  die  Wirkung 
der  Gleichförmigkeit  des  Besteuerungss3'^stems,  ist  viel- 
leicht eine  derHauptursachen  des  Wohlstandes  Großbritan- 
niens, da  jedes  große  Land  notwendig  der  beste  und  ausge- 
dehnteste Markt  für  die  meisten  Produkte  seines  Fleisses 
ist.  Könnte  dieselbe  Freiheit,  in  Folge  derselben  Gleich- 
förmigkeit,  auf  Irland    und    die  Kolonien    ausgedehnt 
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werden,  so  würde  die  Macht  des  Staates  und  der  Wohl- 
stand jedes  seiner  Teile  wahrscheinlich  noch  großer 
sein,  als  gegenwärtig. 

In  Frankreich  erfordern  die  Finanzgesetze  der  ver- 
schiedenen Provinzen  eine  Menge  von  Finanzbeamten, 
um  nicht  nur  die  Grenzen  des  Königreichs,  sondern  auch 
die  Grenzen  fast  aller  einzelnen  Provinzen  zu  umringen 
und  die  Einfuhr  gewisser  Waren  zu  verhindern  oder 
einem  Zoll  zu  unterwerfen,  zu  nicht  geringer  Unter- 
brechung des  inneren  Verkehrs.  Einige  Provinzen  dürfen 
für  die  gahcllc  oder  Salzsteuer  eine  Abfindungsumme  zah- 
len, andere  sind  ganz  von  ihr  befreit.  Einige  Provinzen 
sind  von  dem  Tabaksmonopol  frei,  das  im  größten  Teile 
des  K()nigreichs  die  Generalpächter  ausbeuten.  Die  Aides, 
die  der  englischen  Akzise  entsprechen,  sind  in  den  ver- 
schiedenen Provinzen  verschieden;  einige  sind  davon  be- 
freit imd  zahlen  eine  Abfindung.  Da,  wo  sie  gelten 
und  verpachtet  sind,  gibt  es  viele  örtliche  Abgaben,  die 
sich  nicht  über  eine  Stadt  oder  einen  Distrikt  hinaus 
erstrecken.  Die  Traites,  die  unseren  Zöllen  entsprechen, 
teilen  das  Königreich  in  drei  große  Teile:  erstens  in 
die  dem  Tarif  von  1664  unterworfenen  Provinzen,  welche 
die  Provinzen  der  fünf  großen  Pachtungen  heißen  und 
die  Picardie,  Normandie  und  die  meisten  zentralen  Pro- 
vinzen des  Ueiches  umfassen;  zweitens  in  die  dem  Tarif 
von  1667  unterworfenen,  „als  ausländisch  betrachteten" 
Provinzen,  welche  die  meisten  Grenzprovinzen  umfassen; 
und  drittens  in  die  „effektiv  ausländischen"  Provinzen, 
d.h.  die,  welche,  weil  ihnen  derfreieVerkehrmitdem  Aus- 
lande gestattet  ist,  in  ihremVerkehr  mit  den  übrigen  f  ranzö- 
sischenProvinzen  denselben  Zöllen  unterworfen  sind,  wie 
das  Ausland.  Es  sind  dies  das  Elsaß,  die  drei  Bistümer 
Metz,  Toul  und  Verdun,  und  die  drei  Städte  Dünkirchen, 
Bayonne  und  Marseille.  Sowohl  in  den  Provinzen  der 
fünf  großen  Pachtungen  (so  genannt  wegen  einer  alten 
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Einteilung  der  Zölle  in  fünf  große  Gattungen,  deren 
jede  ui'sprünglich  besonders  verpachtet  wurde,  die  aber 
jetzt  vereinigt  sind),  als  in  den  „als  ausländisch  be- 
trachteten" Provinzen  gibt  es  viele  örtliche  Abgaben, 
die  sich  nicht  über  eine  Stadt  oder  einen  Distrikt  hin- 
aus erstrecken.  Einige  solche  gibt  es  sogar  in  den  als 
Ausland  behandelten.  Provinzen,  besonders  in  der  Stadt 
Marseille.  Es  braucht  nicht  bemerkt  zu  werden,  wie 
sehr  einesteils  die  Verkehrsbeschränkungen  und  anderen- 
teils die  Finanzbeamten  vermehrt  werden  müssen,  um 
die  Grenzen  dieser  verschiedenen  Provinzen  und  Dis- 
trikte, die  so  verschiedenen  Besteuerungsarten  unter- 
worfen sind,  zu  bewachen. 

Abgesehen  von  den  allgemeinen  Hemmnissen,  die  aus 
einem  so  verwickelten  Finanzsystem  entspringen,  ist  der 
Handel  mit  Wein,  nächst  dem  Getreide  wohl  dem  wich- 
tigsten Produkt  Frankreichs,  in  den  meisten  Provinzen 
besonderen  Beschränkungen  unterworfen,  wegen  der  Be- 
günstigung, welche  man  den  AVeinbergen  gewisser  Pro- 
vinzen und  Distrikte  vor  denen  anderer  zu  Teil  werden 
ließ.  Die  durch  ihre  Weine  berühmtesten  Provinzen 
dürften  diejenigen  sein,  in  denen  der  Handel  mit  diesem 
Artikel  den  wenigsten  Beschränkungen  dieser  Art  tinter- 
liegt.  Der  ausgedehnte  Markt,  dessen  sich  diese  Pro- 
vinzen erfreuen,  fördert  sowohl  den  Anbau  der  Wein- 
berge, als  auch  die  spätere  Zubereitung  ihrer  Weine. 

So  verscliiedene  und  verwickelte  Finanzgesetze  sind 
aber  nicht  bloß  Frankreich  eigen.  Das  kleine  Herzog- 
tum Mailand  ist  in  sechs  Provinzen  geteilt,  in  deren 
jeder  hinsichtlich  der  verschiedenen  Verbrauchsgegen- 
stände ein  anderes  Bestouerungsystem  besteht.  Das 
noch  kleinere  Gebiet  des  Hcizogs  von  Parma  zerfällt 
in  drei  oder  vier  Provinzen,  deren  jede  ebenfalls  ihr 
System  für  sich  hat.  Unter  einer  so  albernen  Verwaltung 
konnte  nur  die  große  Fruchtbarkeit  des  Bodens  und  das 
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glückliche  Klima  clieseLänder  davoi' bewahren,  nicht  gar 
bald  in  die  tiefste  Armut  und  Barbarei  zu  versinken. 
Verbrauchssteuern  können  entweder  durch  eine  Ver- 
waltung erhoben  werden,  deren  Beamte  von  der  Regie- 
rung angestellt  und  ihr  unmittelbar  verantwortlich  sind, 
in  welchem  Falle  die  Staatseinnahmen  von  Jahr  zu  Jahr 
je  nachdem  verschiedenen  Ertrage. der  Steuer  schwanken 
werden;  oder  man  kann  sie  für  eine  bestimmte  Summe 
verpachten  und  den  Pächter  seine  Beamten  selbst  an- 
stellen lassen,  die  zwar  die  Steuer  in  der  vom  Gesetz 
vorgeschriebenen  AVeise  zu  erheben  haben,  aber  unter 
seiner  Aufsicht  stehen  und  ihm  verantwortlich  sind. 
Die  beste  und  sparsamste  Methode  der  Steuererhebung 
wird  die  Verpachtung  niemals  sein.  Der  Pächter  muß 
außer  der  Summe,  die  zur  Zahlung  der  ausbedungenen 
Rente,  zur  Besoldung  der  Beamten  und  zu  den  sämt- 
lichen Verwaltungskosten  erforderlich  ist,  von  dem  Steuer- 
ertrage stets  einen  gewissen  Gewinn  ziehen,  der  wenig- 
stens den  Vorschüssen  die  er  macht,  der  Gefahr  die  er 
läuft,  der  Mühe  die  er  über  sich  nimmt,  und  der  Kennt- 
nis und  Geschicklichkeit  entspricht,  welche  die  Leitung 
eines  so  verwickelten  Geschäfts  erheischt.  Die  Regie- 
rung kann  durch  eigene  Verwaltung  wenigstens  diesen 
Gewinn  ersparen,  der  fast  stets  ein  übermäßiger  ist.  Einen 
bedeutenden  Teil  der  Staatseinnahmen  zu  pachten,  er- 
heischt entweder  ein  großes  Kapital  oder  großen  Kredit, 
ein  Umstand,  der  allein  schon  die  Konkurrenz  für  ein 
solches  Unternehmen  auf  eine  sehr  kleine  Zahl  von  Per- 
sonen einschränkt.  Von  den  wenigen,  die  das  Kapital 
oder  den  Kredit  besitzen,  hat  eine  noch  kleinere  Anzahl, 
die  nötigen  Kenntnisse  und  Erfahrungen,  ein  anderer 
Umstand,  der  die  Konkurrenz  noch  weiter  einschränkt. 
Die  sehr  wenigen,  die  in  der  Lage  sind,  Konkurrenten 
zu  werden,  finden  es  vorteilhafter,  sich  zu  einigen,  Teil- 
haber anstatt  Konkurrenten  zu  werden  und,  wenn  die 
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Pacht  zur  Versteigerung  kommt,  eine  Summe  zu  bieten, 
die  weit  hinter  dem  wirklichen  Werte  zurückbleibt. 
In  Ländei-n,  wo  die  Staatseinnahmen  verpachtet  werden, 
sind  die  Pächter  gewöhnlich  die  reichsten  Leute. 
Schon  ihr  Reichtum  reizt  den  öffentlichen  Unwillen ; 
und  die  Eitelkeit,  welche  fast  immer  solche  schnell 
erworbene  Reichtümer  begleitet,  die  törichte  Prahlerei, 
mit  der  sie  diesen  Reichtum  zu  entfalten  pflegen,  reizt 
diesen  Unwillen  noch  mehr. 

Die  Pächtervon  Staatseinnahmen  finden  die  Gesetze, 
welche  die  Versuche  einer  Steuerhinterziehungbestrafen, 
niemals  zu  streng.  Sie  haben  kein  Herz  für  die  Steuer- 
zahler, die  nicht  ihre  Untertanen  sind,  und  deren  allge- 
meiner Bankerott  ihr  Interesse  wenig  schädigt,  wenn  er 
einen  Tag  nach  Ablauf  ihrer  Pacht  eintritt.  In  Fällen  der 
höchsten  Not,  wenn  dem  Staat  am  pünktlichen  Empfang 
seiner  Einkünfte  am  meisten  gelegen  ist,  unterlassen  sie 
selten  zu  klagen,  daß  es  ihnen  ohne  strengere  Gesetze, 
als  die  dermaligen,  unmöglich  sei,  auch  nur  die  bisherige 
Pacht  zu  zahlen.  In  diesen  Momenten  der  Not  ist  ein 
Streit  um  ihre  Forderungen  nicht  möglich,  und  so  wer- 
den die  Finanzgesetze  nach  und  nach  immer  strenger 
und  strenger.  Die  grausamsten  sind  stets  in  Ländern 
zu  finden,  wo  die  meisten  Staatseinnahmen  verpachtet 
sind;  die  mildesten  in  denen,  wo  sie  unter  Staatsver- 
waltungstehen. Selbst  ein  schlechter  Regent  fühlt  mehr 
Mitleid  für  sein  Volk,  als  von  den  Pächtern  seiner 
Einnahmen  zu  erwarten  ist.  Er  weiß,  daß  die  dauernde 
Größe  seiner  Familie  von  dem  Wohlstande  seines  Volks 
abhängt,  und  er  wird  daher  diesen  Wohlstand  niemals 
um  eines  augenblicklichen  persönlichen  Vorteils  willen 
wissentlich  untergraben.  Anders  die  Pächter  der  Staats- 
einnahmen, deren  Größe  oft  die  Folge  des  Ruins  und 
nicht  des  Wohlstandes  des  Volkes  ist. 

Zuweilen   werden  Steuern   nicht    bloß  verpachtet. 
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sondern  der  Pächter  erhält  überdies  das  Monopol  der  be- 
steuerten Ware.  In  Frankreich  wird  die  Tabak-  und 
Salzsteuer  auf  diese  Weise  erhoben.  In  solchen  Fällen 
erhebt  der  Pächter  statt  eines,  zwei  übermäßige  Gewinne 
vom  Volke:  den  Gewinn  des  Pächters  und  den  noch 
übermäßigeren  des  Monopolisten.  Da  der  Tabak  ein 
Luxusgegenstand  ist,  so  kann  ihn  jeder  kaufen  oder  nicht 
kaufen,  wie  es  ihm  gefällt.  Salz  aber,  das  ein  Lebens- 
bedürfnis ist,  muß  jedermann  vom  Pächter  kaufen,  und 
wenn  er  es  nicht  täte,  würde  er  es  von  einem  Schmuggler 
kaufen  müssen.  Die  Steuern  auf  beide  Waren  sind  ganz 
außerordentlich  hoch.  DieVei'SuchungzumSchmuggel  ist 
daher  fürvieleLeute  unwiderstehlich,  während  gleichzeitig 
die  Strenge  des  Gesetzes  und  die  Wachsamkeit  der  Beam- 
ten denen,  welche  der  Versuchung  erliegen,  fast  sicheres 
Verderben  bringen.  Der  Schmuggel  von  Salz  und  Tabak 
bringt  jedes  Jahr  etliche  hundert  Menschen  auf  die 
Galeeren,  und  nicht  wenige  an  den  Galgen.  Die  in 
dieser  Weise  erhobenen  Steuern  liefern  der  Regierung 
sehr  bedeutende  Einnahmen.  1767  war  der  Tabak  in 
Frankreich  für  22,541,278,  das  Salz  für  36,492,404 
Livres  jährlich  verpachtet.  In  beiden  Fällen  sollte  die 
Pacht  1768  anfangen  und  sechs  Jahre  dauern.  Wer  das 
Blut  des  Volkes  im  Vergleich  mit  den  Einkünften  des 
Fürsten  für  nichts  achtet,  mag  vielleicht  diese  Methode 
der  Besteuerung  gutheißen.  Ahnliche  Steuern  und 
Monopole  von  Salz  und  Tabak  gibt  es  in  vielen  an- 
deren Ländern,  besonders  in  Osterreich  und  Preußen 
und  in  den  meisten  italienischen  Staaten. 

In  Frankreich  rühren  die  meisten  dermaligen  Kron- 
einnahmen aus  acht  verschiedenenQuellen  her:  der  Grund- 
steuer, der  Kopfsteuer,  den  beiden  Vingtiemes,  der  Salz- 
steuer, der  Akzise,  den  Zöllen,  den  Domänen  und  dem 
Tabaksmonopol.  Die  fünf  letzteren  sind  in  den  meisten 
Provinzen  verpachtet.     Die  drei  ersteren  werden  überall 
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durch  eine  unmittelbare  Staatsbehörde  erhoben,  und  es 
ist  alljremein  anerkannt,  daß  sie  im  Verhältnis  zu  ihrem 
Bruttoertrag  eine  größere  Einnahme  liefern,  als  die 
anderen  fünf,  deren  Verwaltung  viel  verschwenderi- 
scher und  kostspieliger  ist. 

Die  französischen  Finanzen  bedürfen  in  ihrer  gegen- 
wärtigen Verfassung  dreier  sehr  einleuchtender  Refor- 
men.  Erstens  könnten  durch  Abschaffung  derGrundsteuer 
und  der  Kopfsteuer  und  die  Vermehrung  der  Zahl  der 
Vingtiemes,  bis  ihr  Erträgnis  dem  Betrage  dieser  drei 
Steuern  gleichkommt,  die  Kroneinnahmen  unverändert 
bleiben,  die  Erhebungskosten  bedeutend  verringert  wer- 
den, die  durch  die  Grundsteuer  und  die  Kopfsteuer  veran- 
laßteu  Plackereien  der  unteren  Volksklassen  ganz  ver- 
hütet und  die  höheren  Stände  doch  nicht  höher  belastet 
werden,  als  sie  es  jetzt  sind.  Die  Vingtieme  ist,  wie  be- 
reits bemerkt,  eine  ganz  ähnliche  Steuer,  wie  die  englische 
Landtaxe.  Die  Last  der  Grundsteuer  fällt  anerkannter- 
maßen schließlich  auf  die  Grundeigentümer,  und  da  die 
Kopfsteuer  den  Grundsteuerpflichtigenin  demselben  Ver- 
hältnis wie  die  Grundsteuer  auferlegt  ist,  muß  auch  die 
schließliche  Zahlung  der  Kopfsteuer  auf  die  Grund- 
eigentümer fallen.  Wenn  daher  die  Anzahl  der  Ving- 
tiemes so  weit  erhöht  würde,  um  noch  so  viel  wie  jene 
beiden  Steuern  einzubringen,  so  könnten  die  hcjheren 
Stände  nicht  stärker  belastet  sein,  als  sie  es  jetzt  sind. 
Einzelne  würden  freilich  wegen  der  großen  Ungleichheit, 
mit  der  die  Grundsteuer  veranlagt  ist,  stärker  belastet 
werden,  und  die  Interessen  sowie  der  Widerstand  dieser 
begünstigten  Personen  ist  wahrscheinlich  das  Hindernis, 
das  dieser  und  jeder  ähnlichen  Reform  entgegensteht. 
Zweitens  könnte  durch  Uniformierung  der  Salzsteuer,  der 
Akzise,  derZölleundderTabakssteuer  die  Steuererhebung 
weniger  kostspielig,  und  der  innere  Verkehr  das  Landes 
ebenso  frei  gestaltet  werden,  wie  in  England.    Drittens 
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und  letztens  könnten  durch  Unterstellung  all'  dieser 
Steuern  unter  Staatsverwaltung  die  ungeheuren  Ge- 
winne der  Generalpächter  den  Staatseinnahmen  hinzu- 
gefügt werden.  Der  Widerstand  der  Privatinteressen 
wird  jedoch  die  beiden  letzteren  Reformen  wahrschein- 
lich ebenso   wirksam  verhindern,   wie  die  erstere. 

Das  französische  Besteuerungssystem  steht  in  jeder 
Beziehung  dem  britischen  nach.  In  Großbritannien 
werden  von  weniger  als  acht  Millionen  Einwohnern  jähr- 
lich £  10  Millionen  erhoben,  ohne  daß  man  sagen  könnte, 
daß  irgend  ein  Stand  überbürdet  sei.  Nach  den  tat- 
sächlichen Erhebungen  des  Abbe  Expilly  und  nach  den 
Bemerkungen  des  Verfassers  des  Versuchs  über  den  Ge- 
treidehandel und  die  Getreidepolitik,  enthält  Frankreich 
mit  Einschluß  der  Provinzen  Lothringen  und  Bar  un- 
gefähr 23  oder  30  Millionen,  also  dreimal  soviel  Ein- 
wohner wie  Großbritannien.  Boden  und  Klima  Frank- 
reichs sind  besser  als  in  Großbritannien.  Das 
Land  ist  schon  viel  länger  kultiviert  und  daher  reich- 
licher versehen  mit  allen  Dingen,  die  lange  Zeit  er- 
fordern, um  zu  entstehen  und  sich  zu  häufen,  wie  gro- 
ßen Städten  und  bequemen  und  wohlgebauten  Häusern 
in  Stadt  und  Land.  Bei  diesen  Vorzügen  ließe  sich 
erwarten,  daß  in  Frankreich  eine  Staatseinnahme  von 
dreißig  Millionen  so  bequem  aufgebracht  werden 
könne,  wie  zehn  Millionen  in  Großbritannien.  In  den 
Jahren  1765  und  1768  betrugen  nach  den  besten,  ob- 
wohl allerdings  sehr  unvollständigen  Nachrichten,  die 
ich  habe  erhalten  können,  die  gesamten  Staatseinnah- 
men Frankreichs  zwischen308  und  325  Millionen  Livres,. 
d.  h.  noch  nicht  £  15  Millionen,  nicht  die  Hälfte  dessen, 
was  sie  betragen  müßten,  wenn  die  Bevölkerung  in 
demselben  Verhältnis  zu  ihrer  Zahl  steuerte,  wie  die 
britische.  Dennoch  leidet  anerkanntermaßen  das  fran- 
zösische Volk  unter  einem  weit  größeren  Steuerdruck,  als 
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das  britische,  und  doch  ist  Frankreich  nächst  Großbri- 
tannien derjenige  europäische  Staat,  der  sich  der 
mihlesten  Regierung  erfreut. 

In  Holland  sollen  die  holten  Steuern  auf  dringende 
Lebensbedürfnisse  die  hauptsächlichsten  Industrien  zu 
Grunde  gerichtet  haben,  und  werden  allmählich  wohl 
auch  die  Fischerei  und  den  Schiffsbau  schädigen.  In 
Großbritannien  sind  die  Steuern  auf  dringende  Le- 
bensbedürfnisse  unbeträchtlich  und  haben  bisher  keine 
Industrie  zu  Grunde  gerichtet.  Die  britischen  Steuern, 
welche  die  Industrie  am  härtesten  treffen,  sind  die 
Einfuhrzölle  auf  gewisse  Rohstoffe,  besonders  Rohseide. 
Die  Einnahmen  der  Generalstaaten  und  der  verschie- 
denen Städte  sollen  übrigens  mehr  als  £  5,250,000  be- 
tragen, und  da  die  Einwohnerzahl  der  Vereinigten 
Provinzen  kaum  mehr  als  ein  Drittel  der  britischen 
Volksmenge  beträgt,  so  müssen  sie  im  Verhältnis  zur 
Bevölkerung  weit  stärker  besteuert  sein. 

Nachdem  alle  geeigneten  Steuerobjekte  erschöpft 
sind,  müssen,  wenn  die  Not  des  Staates  dennoch  neue 
Steuern  erheischt,  solche  auf  ungeeignete  Objekte  ge- 
legt werden.  Die  Besteuerung  der  dringenden  Lebensbe- 
dürfnisse kann  daher  der  Weisheit  jener  Republik  nicht 
zum  Vorwurf  gereichen,  die  zur  Erlangung  und  Erhal- 
tung ihrer  Unabhängigkeit  kostspielige  Kriege  führen 
und  aller  Sparsamkeit  ungeachtet  große  Schulden 
machen  mußte.  Die  eigentümlichen  Länder  Holland  und 
Seeland  erheischen  überdies  große  Kosten,  um  nur  ihre 
Existenz  zu  bewahren  und  nicht  von  der  See  ver- 
schlungen zu  werden,  was  zur  erheblichsten  Vermeh- 
rung der  Steuerlast  in  diesen  beiden  Provinzen  beitra- 
gen mußte.  Die  republikanische  Regierungsform  scheint 
die  Hauptstütze  der  gegenwärtigen  Größe  Hollands  zu 
sein.  Die  großen  Kapitalisten,  die  großen  kaufmänni- 
schen Familien  haben  entweder  direkten  Anteil  an  der 
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Verwaltung  oder  indirekten  Einfluß  auf  sie.  Aus 
Gründen  der  Achtung  und  des  Ansehens,  die  sie  dieser 
Lage  verdanken,  leben  sie  gern  in  einem  Lande,  wo 
ihre  Kapitalien,  wenn  sie  sie  selbst  anlegen,  weniger 
Gewinn  und,  wenn  sie  sie  darleihen,  weniger  Zinsen 
bringen,  und  wo  sie  mit  den  mäßigen  Einkünften,  die 
ihnen  daraus  erwachsen,  weniger  Bedürfnisse  und  Ge- 
nüsse des  Lebens  erkaufen  können,  als  in  irgend  einem 
anderen  europäischen  Lande.  Der  Aufenthalt  so  rei- 
cher Leute  erhält,  trotz  aller  Nachteile,  einen  gewissen 
Grad  von  Gewerbfleiß  im  Lande  aufrecht.  Ein  Un- 
glück des  Staats,  welches  die  republikanische  ßegie- 
rungsform  zerstören,  die  ganze  Verwaltung  in  die 
Hände  des  Adels  und  Militärs  bringen  und  so  die  Wich- 
tigkeit jener  reichen  Kaufleute  gänzlich  aufheben  sollte, 
würde  es  diesen  bald  verleiden,  in  einem  Lande  zu 
leben,  wo  sie  nicht  mehr  so  geachtet  wären.  Sie  würden 
ihren  Aufenthalt  und  ihre  Kapitalien  nach  einem  an- 
deren Lande  verlegen,  und  Industrie  und  Handel 
Hollands  würden  bald  den  Kapitalien  folgen,  durch 
die  sie  im  Schwuno;  erhalten   wurden. 
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Während  der  roheren  Gesellschaftsverfassung,  die 
der  Ausbreitung  des  Handels  und  der  Vervollkomm- 
nung der  Gewerbe  vorhergeht,  solange  die  kostspieli- 
gen Luxusgegenstände,  die  Handel  und  Industrie  allein 
einführen  können,  noch  gänzlich  unbekannt  sind,  kann, 
wie  ich  im  dritten  Buche  zu  zeigen  suchte,  ein  Mann, 
der  ein  großes  Einkommen  hat,  dieses  auf  keine  an- 
dere Weise  ausgeben  oder  genießen,  als  so  viele  Men- 
schen damit  zu  ernähren,  wie  damit  zu  ernähren  sind. 
Ein  großes  Einkommen  läßt  sich  zu  allen  Zeiten  als 
in  der  Vorfügungsfähigkeit  über  eine  große  Menge 
von  Lebensbedürfnissen  bestehend  ansehen.  Während 
der  roheren  Gesellschaftsverfassung  wird  es  gewöhnlich 
in  einer  großen  Menge  dieser  Lebensbedürfnisse  aus- 
gezahlt, in  den  Stoffen  einfacher  Nahrung  und  grober 
Kleidung,  in  Getreide  und  Vieh,  in  Wolle  und  rohen 
Häuten.  Solange  weder  der  Handel  noch  die  Gewerbe 
etwas  liefern,  wofür  der  Eigner  den  größeren  Teil  der 
Stoffe,  die  über  seinen  Vei'brauch  hinausgehen,  aus- 
tauschen kann,  kann  er  mit  diesem  Überschuß  nichts 
anderes  anfangen,  als  ungefähr  so  viele  Leute  zu  er- 
nähren und  zu  kleiden,  als  davon  zu  ernähren  und  zu 
kleiden  sind.  Eine  Gastfreiheit,  in  der  kein  Luxus, 
und  eine  Freigebigkeit,  in  der  kein  Prunk  ist,  veran- 
lassen unter  diesen  Umständen  die  Hauptausgabon  der 
Reichen  und  Großen.  Dies  sind  aber  wie  ich  ebenfalls 
schon  bemerkte,  Ausgaben,  durch  die  man  sich  schwer- 
lich zu  Grunde  richten  kann.    Von  den  selbstsüchtigen 
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Vergnügungen  ist  vielleicht  keine  so  nichtig,  daß  sie 
nicht  zuweilen  auch  einen  gescheiten  Mann  zu  Grunde 
gerichtet  hätte.  Eine  Leidenschaft  für  Hahnenkämpfe 
hat  schon  viele  ruiniert.  Aber  die  Beispiele  von  Leu- 
ten, die  sich  durch  eine  derartige  Gastlichkeit  oder  Frei- 
gebigkeit zu  Grunde  gerichtet  haben,  sind,  glaube  ich, 
nicht  sehr  häufig,  wenn  auch  eine  luxuriöse  Gastlichkeit 
und  eine  prunkhafte  Freigebigkrit  viele  ruiniert  haben. 
Unter  unseren  Vorfahren  zu  den  Zeiten  des  Lehnwe- 
sens beweist  die  lange  Dauei',  während  der  die  Güter 
in  derselben  Familie  zu  bleiben  pflegten,  hinlänglich 
die  allgemeine  Neigung,  innerhalb  der  Grenzen  seines 
Einkommens  zu  leben.  Mag  auch  die  von  den  großen 
Grundbesitzern  beständig  geübte  bäuerische  Gastlich- 
keit uns  heutzutage  mit  der  Ordnung,  die  wir  als  mit 
weiser  Sparsamkeit  unzertrennlich  verknüpft  ansehen, 
nicht  verträglich  scheinen,  so  müssen  wir  ihnen  doch 
sicherlich  zugestehen,  daß  sie  wenigstens  so  weit  genügsam 
waren,  um  nicht  regelmäßig  ihr  ganzes  Einkommen 
auszugeben.  Einen  Teil  ihrer  Wolle  und  rohen  Häute 
konnten  sie  gewöhnlich  für  Geld  verkaufen.  Einen  Teil 
dieses  Geldes  verwendeten  sie  vielleicht  auf  den  Kauf 
der  wenigen  Gegenstände  des  Tandes  und  Luxus,  die  es 
gab ;  aber  den  anderen  Teil  scheinen  sie  gewöhnlich 
zurückgelegt  zu  haben.  In  der  Tat  konnten  sie  mit 
dem  ersparten  Gelde  nicht  wohl  etwas  anderes  tun,  als 
es  zurücklegen.  Geschäfte  zu  treiben  war  für  einen 
Edelmann  schimpflich,  und  Geld  auf  Zinsen  auszuleihen, 
was  als  Wucher  galt  und  gesetzlich  verboten  war,  würde 
noch  entehrender  gewesen  sein.  Überdies  war  es  in  jenen 
Zeiten  des  Faustrechts  und  der  Rechtlosigkeit  nützlich, 
eine  Geldsumme  zur  Hand  zu  haben,  um  in  dem  Falle, 
daß  man  von  Haus  und  Hof  vertrieben  würde,  etwas 
von  anerkanntem  Werte  zu  haben,  das  man  an  einen  siche- 
ren Ort  mit  sich  nehmen  konnte.    Das  Faustrecht,  das  es 
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ratsam  machte,  Geld  aufzuhäufen,  machte  es  auch 
ratsam,  es  zu  verbergen.  Die  Menge  der  Schatzfunde, 
d.  h.  der  aufgefundenen  Schätze,  deren  Eigentümer  un- 
bekannt waren,  beweist  hinlänglich,  wie  häufig  es  damals 
vorkam,  daß  man  einen  Schatz  sammelte  und  versteckte. 
Schatzfunde  wurden  als  ein  wichtiger  Teil  der  Staatsein- 
nahmen betrachtet.  Heutzutage  würden  alle  Schatz- 
funde des  Königreichs  kaum  einen  erheblichen  Teil  der 
Einnahmen  eines  vermögenden  Privatmannes  ausmachen. 

Dieselbe  Neigung  zum  Sparen  und  Zurücklegen 
herrschte  ebenso  bei  dem  Leiter  des  Staats  wie  bei  den 
Untertanen.  Unter  Völkern,  denen  Handel  und  Gewerbe 
kaum  bekannt  sind,  ist  der  Fürst,  wie  bereits  im  vierten 
Buche  bemerkt  wurde,  in  einer  Lage,  die  ihn  ganz  von 
selbst  zur  Sparsamkeit  und  Anhäufung  auffordert.  In 
dieser  Lage  kann  der  Aufwand  selbst  eines  Fürsten  nicht 
durch  jene  Eitelkeit  beeinflußt  werden,  die  sich  an  dem 
prunkenden  Glanz  eines  Hofes  erfreut.  Die  Unwissen- 
heit, die  jenen  Zeiten  eigen  war,  erforderte  nur  weniges 
von  dem  Flitter,  worin  jener  Glanz  besteht.  Stehende 
Heere  sind  noch  nicht  notwendig,  so  daß  die  Ausga- 
ben auch  eines  Fürsten  gleich  denen  anderer  großer  Her- 
ren sich  kaum  auf  etwas  anderes  richten  können,  als 
auf  großmütige  Handlungen  gegen  seine  Vassallen  und 
Gastfreiheit  gegen  sein  Gefolge.  Großmut  und  Gast- 
freiheit führen  aber  nur  sehr  selten  zu  Verschwendung, 
Eitelkeit  dagegen  immer.  Die  Fürsten  Europas  besassen 
daher,  wie  bereits  erwähnt,  früher  sämtlich  einen 
Schatz,  wie  noch  gegenwärtig  die  Tatarenhäuptlinge 
ihn  besitzen  sollen. 

In  einem  Handelsstaat,  der  reich  ist  an  jeder  Art 
kostspieliger  Luxusgegenstände,  verwendet  der  Landes- 
herr ebenso  wie  fast  alle  großen  Besitzer  einen  großen  Teil 
seiner  Einnahmen  auf  solchen  Luxus.  Sein  eigenes  und 
die  benachbarten  Länder  versorgen  ihn  reichlich  mit  all 
dem  kostbarenTand,  der  den  glänzenden,  aber  bedeutungs  - 


278  Fünftes  Buch:  Die  Staatsfinaiizen. 

losen  Prunk  eines  Hofes  bildet.  Um  ähnlichen  Prunks 
willen  verabschieden  die  Adeligen  ihr  Gefolge,  machen 
ihteLehnsleute  unabhängig,  und  werden  allmählich  so  be- 
deutungslos wie  die  meisten  reichen  Bürger  in  seinem 
Staate.  Dieselben  nichtigen  Liebhabereien,  die  ihr  Ver- 
halten beeinflussen,  beeinflussen  das  seinige.  Wie  wäre 
es  auch  denkbar,  daß  er  der  einzige  reiche  Mann  in 
seinem  Staate  sein  sollte,  der  gegen  derartige  Ergötzlich- 
keiten unempfindlich  wäre?  Wenn  er  auch  nicht,  was 
leicht  geschieht,  für  diesen  Tand  so  viel  ver'wendet,  daß 
darunter  die  Aufgaben  des  Staates  sehr  erheblich  leiden, 
so  wird  er  doch  voraussichtlich  wenigstens  alle  die  Staats- 
einnahmen darauf  verwenden,  die  nicht  geradezu  un- 
erläßlich für  die  Erhaltung  des  Staates  sind.  Seine 
gewöhnlichen  Ausgaben  gleichen  sich  mit  den  Einnahmen 
aus,  und  es  ist  ein  Glück,  wenn  sie  wenigstens  nicht  dar- 
über hinausgehen.  Die  Ansammlung  eines  Schatzes  ist 
nicht  mehr  zu  erwarten,  und  wenn  besondei'e  Notfälle  be- 
sondere Ausgaben  erheischen,  muß  er  seine  Untertanen 
zu  besonderen  Hülfsleistungen  aufrufen.  Der  jetzige  und 
der  vorige  König  von  Preußen  sind  die  einzigen  großen 
Fürsten  in  Europa,  die  seit  dem  Tode  Heinrichs  IV.  von 
Frankreich  im  Jahre  1610,  einen  bedeutenden  Schatz 
gesammelt  haben.  Die  Sparsamkeit,  welche  Schätze 
sammelt,  i&t  in  Republiken  fast  ebenso  selten  geworden 
wie  in  Monarchien.  Die  italienischen  Republiken,  die 
vereinigten  Provinzen  der  Niederlande  sind  alle  ver- 
schuldet. Der  Kanton  Bern  ist  die  einzige  Republik  in 
Europa,  die  einen  bedeutenden  Schatz  gesammelt  hat. 
Die  anderen  Schweizer  Republiken  haben  keinen.  Der. 
Geschmack  an  Prunk,  mindestens  an  glänzenden  Gebäu- 
den und  anderem  öffentlichen  Schmuck  herrscht  oft 
ebenso  sehr  in  dem  Senatshause  einer  kleinen  Repu- 
blik, wie  an  dem  üppigen  Hofe  des  größton  Königs. 
Der  Mangel  an  Sparsamkeit  im  Frieden  nötigt  zum 
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Schuldenmachen  in  Kriegszeiten.  Kommt  Krieg,  so  ist 
nur  das  Geld  in  den  Kassen,  das  für  die  gewöhnlichen 
Ausgaben  des  Friedens  erforderlich  ist.  Im  Kriege 
werden  aber  drei-  oder  viermal  größere  Ausgaben  zum 
Schutze  des  Staates  notwendig  und  folglich  auch  eine 
drei-  oder  viermal  so  große  Einnahme.  Gesetzt  auch, 
der  Staat  hätte,  was  kaum  je  der  Fall  ist,  die  direkten 
Mittel  seine  Einnahmen  nach  Verhältnis  der  vermehrten 
Ausgaben  zu  steigern,  so  würde  doch  der  Ertrag  der 
Steuern,  aus  denen  die  vermehrtenEinnahmen entnommen 
werden  müßten,  nicht  vor  zehn  oder  zwölf  Monaten 
nach  der  Auflage  in  die  Staatskasse  fließen.  Allein  in 
dem  Augenblick,  in  dem  der  Krieg  beginnt  oder  zu  begin- 
nen droht,  muß  das  Heer  vermehrt,  die  Flotte  ausgerüstet, 
dieFestungen  inYerteidigungzustand  gesetzt,  und  Armee, 
Flotte  und  Festungen  mit  Waffen,  Munition  und  Le- 
bensmittelnversehen werden.  Sofortige  und  große  Aus- 
gaben sind  in  dem  Augenblick  der  Gefahr  zu  machen 
und  können  nicht  auf  den  allmählichen  und  langsamen 
Eingang  der  neuen  Steuern  w^arten.  In  dieser  Not 
bleibt  der  Regierung  nichts  übrig  als  zu  borgen. 

Dieselbe  Verkehrsstufe,  die  die  Regierung  unter 
dem  Einfluß  moralischer  Ursachen  nötigt,  zu  borgen, 
ruft  in  den  Untertanen  die  Fähigkeit  und  die  Neigung 
hervor  zu  leihen.  AVenn  sie  in  der  Regel  die  Nöti- 
gung zu  borgen  mit  sich  bringt,  so  macht  sie  anderer- 
seits das  Borgen  auch  möglich. 

Ein  Land,  worin  es  viele  Kaufleute  und  Fabrikanten 
gibt,  besitzt  in  ihnen  eine  zahlreiche  Klasse  von  Leuten, 
denen  nicht  nur  ihre  eigenen  Kapitalien,  sondern  auch  die 
Kapitalien  aller  derer,  die  ihnen  Geld  leihen  oder  Waren 
anvertrauen,  so  oft  oder  noch  öfter  durch  die  Hände 
gehen,  als  die  Einnahmen  eines  Privatmannes,  der  ohne 
Geschäft  von  seinen  Renten  lebt,  ihm  durch  die  Hände 
gehen .  Die  Einnahmen  eines  solchenPri  vatmannes  können 
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ihm  der  Regelnach  jäbrlicli  nur  einmal  durch  die  Hände 
gehen.  Die  gesamten  Beträge  an  Kapital  und  Kredit 
eines  Kaufmanns,  dessen  Umsätze  sehr  geschwind  sind, 
können  dagegen  des  Jahres  zwei-,  drei-  oder  viermal 
durch  seine  Hände  gehen.  Darum  besitzt  ein  Land, 
in  dem  es  viele  Kaufleute  und  Fabrikanten  gibt,  in  ihnen 
eine  zahlreiche  Klasse  von  Leuten,  die,  wenn  sie  wollen, 
jederzeit  imstande  sind,  der  Regierung  eine  sehr  große 
Summe  Geldes  vorzuschiessen.  Daher  die  Fähigkeit 
der  Untertanen  eines  Handelsstaates,  zu  leihen. 

Handel  und  Industrie  können  selten  langein  einem 
Staate  blühen,  der  sich  nicht  einer  geregelten  Rechts- 
pflege erfreut,  in  dem  das  Volk  sich  im  Besitz  seines 
Eigentums  nicht  sicher  fühlt,  in  dem  die  Erfüllung  der 
Verträge  nicht  im  Gesetz  eine  Stütze  findet,  und  in  dem 
die  Staatsgewalt  sich  nicht  für  verpflichtet  hält,  von 
allen  Zahlungsfähigen  die  Bezahlung  von  Schulden  zu 
erzwingen.  Kurz,  Handel  und  Industrie  können  selten 
in  einem  Staate  blühen,  in  dem  nicht  ein  gewisser  Grad 
von  Vertrauen  auf  die  Gerechtigkeit  der  Regierung 
herrscht.  Dasselbe  Vertrauen,  das  große  Kaufleute  und 
Fabrikanten  im  gewöhnlichen  Falle  ihr  Eigentum  dem 
Schutze  einer  Regierung  anvertrauen  läßt,  macht  sie 
auch  in  außerordentlichen  Fällen  geneigt,  ihr  die  Be- 
nutzung ihres  Eigentums  zu  überlassen.  Durch  ein 
Darlehen  an  die  Regierung  vermindern  sie  ihre  Fähigkeit 
zum  Fortbetrieb  ihrer  Geschäfte  keinen  Augenblick, 
sondern  erhöhen  sie  gewöhnlich  vielmehr.  Die  Not  des 
Staates  macht  die  Regierung  meistens  bereit,  unter  höchst 
vorteilhaften  Bedingungen  für  die  Darleiher  zu  borgen. 
Die  Sicherheit,  welche  sie  dem  ursprünglichen  Gläubi- 
ger erteilt,  wird  auf  jeden  anderen  Gläubiger  über- 
tragbar gemacht,  und,  bei  allgemeinem  Vertrauen  zur 
Ehrlichkeit  des  Staates,  gewöhnlich  höher  verkauft,  als 
ursprünglich  dafür    gezahlt  war.     Der  Kaufmann  oder 
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Geldmann  gewinnt  duicli  Darlehen  an  die  Regierung 
Geld  und  vermehrt  sein  Geschäftskapital,  anstatt  es  zu 
vermindern.  Er  betrachtet  es  daher  gewöhnlich  als 
eine  Gunst,  wenn  ihn  die  Regierung  an  der  ersten 
Subskription  zu  einem  neuen  Darlehen  Teil  nehmen 
läßt.  Daher  die  Geneigtheit  oder  Bereitwilligkeit  der 
Untertanen  eines  Handelsstaates,  zu  leihen. 

Die  Regierungen  solcher  Staaten  verlassen  sich  sehr 
gern  auf  diese  Fähigkeit  und  Bereitwilligkeit  ihrer 
Untertanen,  ihnen  bei  außerordentlichen  Gelegenheiten 
Geld  zu  leihen.  Man  findet  es  leicht  zu  borgen,  und 
entbindet  sich  daher  von  der  Verpflichtung  zu  sparen. 

Unter  einer  rohen  Gesellschaftsverfassung  gibt  es 
keine  großen  Handels-  oder  Gewerbskapitalien.  Die  Ver- 
einzelten, die  das  Geld,  das  sie  ersparen  können,  zurück- 
legen und  verbergen,  tun  es  aus  Mißtrauen  gegen  die 
Regierung,  aus  Furcht,  daß  er  bald  geraubt  sein  würde, 
wenn  es  bekannt  wäre,  sie  hätten  einen  Schatz  und 
wo  er  verborgen.  Unter  solchen  Umständen  werden 
wenige  im  Stande  und  niemand  bereitwillig  sein,  der 
Regierung  in  außerordentlichen  Notfällen  Geld  zu  lei- 
hen. Der  Landesherr  ist  sich  bewußt,  daß  er  für 
solche  Notfälle  durch  Sparen  Vorsorgen  muß,  weil  er 
die  absolute  Unmöglichkeit  einsieht  zu  borgen.  Diese 
Voraussicht  verstärkt  noch  weiterhin  seine  natürlicho 
Neigung  zum  Sparen. 

Das  Anwachsender  ungeheuren  Schulden,  die  jetzt 
alle  Staaten  Europas  drücken  und  sie  mit  der  Zeit  wahr- 
scheinlich zu  Grunde  richten  werden,  ist  ein  ziemlich 
gleichmäßiges  gewesen.  Nationen  wie  Privatleute  be- 
gannen damit,  gewißermaßen  auf  persönlichen  Kredit 
zu  borgen,  ohne  einen  besonderen  Fonds  zur  Schuld- 
abtragung anzuweisen  oder  zu  verpfänden,  und  wenn 
diese  Hülfsquelle  versiegte,  gingen  sie  dazu  über,  auf  An- 
weisungen oder  Verpfändungen  bestimmter  Fonds  zu 
borgen. 
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Die  sogenannte  unfundierte  Schuld  Großbritanniens 
ist  auf  die  erstere  Art  aufgenommen.  Sie  besteht  teils 
aus  einer  unverzinslichen  oder  vermeintlich  unverzins- 
lichen Schuld,  die  den  Buchschulden  eines  Privatmannes 
ähnelt;  teils  aus  einer  verzinslichen  Schuld,  die  den 
"Wechselschulden  eines  Privatmannes  ähnlich  ist.  Die 
Schulden  für  außerordentliche  oder  unvorhergesehene 
Zwecke,  ein  Teil  der  Extraordinarien  für  Armee,  Flotte  und 
Geschütze,  die  rückständigen  Subsidien  anfremdeFürsten 
und  Löhnungen  für  die  Matrosen  usw.  bilden  gewöhnlich 
eine  Schuld  der  ersteren  Art;  Flotten-  und  Schatz- 
kammerscheine, die  bald  zur  Bezahlung  solcher  Schulden, 
bald  zu  anderen  Zwecken  verausgabt  werden,  bilden  eine 
Schuld  der  zweiten  Art.  Letztere  sind  verzinslich  vom 
Tage  ihrer  Ausgabe  an,  erstere -sechs  Monate  nach  ihrer 
Ausgabe.  Dadurch,  daß  die  Bank  von  England  diese 
Scheine  diskontiert,  oder  mit  der  Regierung  verabredet, 
sie  gegen  eine  gewisse  Entschädigung  in  Umlauf  zu 
bringen,  d.  h.  sie  al  pari  anzunehmen  und  die  fälligen 
Zinsen  zu  zahlen,  erhält  sie  den  Wert  dieser  Scheine 
aufrecht,  erleichtert  ihren  Umlauf  und  setzt  dadurch 
die  Regierung  in  Stand,  sehr  große  Schulden  auf  diese 
Weise  zu  kontrahieren.  In  Frankreich,  wo  keine  Bank 
besteht,  wurden  die  Staatsnoten*)  manchmal  mit  60  oder 
70  °  0  Verlust  verkauft.  AVährond  der  großen  Umprägung 
der  Münzen  unter  König  AVilhelm,  als  die  Bank  von 
England  ihre  gewöhnlichen  Transaktionen  einstellen  zu 
müssen  glaubte,  sollen  Schatzkammerscheine  und  Talons 
mit  25  bis  60  "  o  Verlust  verkauft  worden  sein,  woran 
zweifellos  teilweise  der  befürchtete  Unbestand  der 
durch  die  Revolution  eingesetzten  neuen  Regierung, 
teilweise  aber  auch  der  Mangel  an  Unterstützung  sei- 
tens der  Bank  von  Eni^land  Schuld  war. 


'■'')  Siehe  Examen  des  reflexions  politi(jiics  sur  les  finances. 
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Wenn  diese  Hilfs(|uelle  erschöpft  ist  und  es,  um 
Geld  aufzubringen,  notwendig  wird  eine  bestimmte 
Gattung  der  Staatseinnahmen  für  die  Bezahlung  der 
Schuld  zu  verpfänden,  so  hat  die  Regierung  bei  verschie- 
denen Gelegenheiten  einen  von  zwei  "Wegen  beschrit- 
ten. Bald  erfolgte  die  Verpfändung  nur  für  eine  kurze 
Zeit,  auf  ein  oder  ein  paar  Jahre,  bald  auf  die  Dauer. 
In  dem  einen  Falle  galt  der  Fonds  für  ausreichend,  um 
Kapital  und  Zinsen  innerhalb  der  festgesetzten  Zeit  zu 
bezahlen.  Im  anderen  Falle  galt  er  nur  für  ausreichend 
zur  Bezahlung  der  Zinsen  oder  einer  den  Zinsen  gleich- 
wertigen Annuität,  und  es  blieb  der  Regierung  über- 
lassen, diese  Annuität  gegen  Rückzahlung  des  Kapitals 
nach  Belieben  zurückzuzahlen.  Wurde  Geld  auf  dem 
ersteren  Wege  aufgebracht,  so  nannte  man  es  durch  Anti- 
zipation aufgebracht;  auf  dem  letzteren  durch  Fundierung. 

In  Großbritannien  werden  die  jährliche  Land-  und 
Malztaxe  regelmäßig  jedes  Jahr  antizipiert,  kraft  einer 
Klausel,  die  beständig  in  das  gesetzliche  Budget  gesetzt 
wird.  Die  Bank  von  England  schießt  die  bewilligte 
Summegegen  einen  Zins,  derseitder Revolution  zwischen 
8  und  3  "^  0  geschwankt  hat,  vor,  und  erhält  die  Zah- 
lung je  nach  dem  Eingange  der  Steuern.  Ergibt  sich 
ein  Ausfall,  wie  es  regelmäßig  der  Fall  ist,  so  wird 
dieser  durch  die  Bewilligungen  des  folgenden  Jahres 
gedeckt.  So  wird  der  einzige  bedeutende  Zweig  der 
Staatseinnahmen,  der  noch  unverpfändet  ist,  regelmäßig 
schon  ausgegeben,  bevor  er  einkommt.  Gleich  einem  un- 
bedachten Verschwender,  dessen  dringende  Verlegenhei- 
ten ihm  nicht  gestatten,  auf  das  Eingehen  seiner  Einnah- 
men zu  warten,  ist  der  Staat  beständig  in  der  Lage,  von 
seinen  eigenen  Geschäftsführern  borgen  und  für  die  Be- 
nutzung seines  eigenen  Geldes  Zinsen  zahlen  zu  müssen. 

Unter  der  Regierung  des  Königs  Wilhelm  und  zum 
Teil  der  Königin  Anna,  als  der  Gebrauch  der  Renton 
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noch  nicht  so  geläufig  war  wie  jetzt,  wurden  die  meisten 
neuen  Steuern  nur  für  einen  kurzen  Zeitraum  (vier,  fünf, 
sechs  oder  sieben  Jahre)  aufgelegt  und  ein  großer  Teil 
der  jährlichen  Geldbewilligungen  bestand  in  Darlehen 
auf  die  Antizipationen  joner  Steuererträge.  Da  der  Er- 
trag der  Steuern  oft  nicht  hinreichte,  innerhalb  des  fest- 
gesetzten Termins  Kapital  and  Zinsen  des  entliehenen 
Geldes  zu  bezahlen,  so  entstanden  Fehlbeträge,  zu  deren 
Tilgung  man  den  Termin  verlängern  mußte.  1G97  wurden 
nach  Akte  8  Wilhelms  III.  c .  20  die  Fehlbeträge  verschiede- 
ner Steuern  dem  sogenannten  ersten  allgemeinen  Unter- 
pfand oder  Fonds  belastet,  derin  der  Ansammlungder  Kr- 
träije  mehrerer  Steuern,  die  noch  vor  dem  Jahre  1706 
hätten  aufhören  sollen  und  bis  zum  ersten  August  170G 
verlängert  waren,  zu  einem  gemeinsamen  Fonds  bestand. 
Die  auf  diesen  verlängerten  Termin  angewiesenen  Fehlbe- 
träge machten  £5, 160,459  llsh.OVid.  aus.  Im  Jahre  1701 
wurden  zu  gleichem  Zwecke  diese  und  einige  andere  Steu- 
ern bis  zum  I.August  1710  prolongiert,  und  hießen  nun  die 
zweite  allgemeine  Hypothek,  oder  der  zweite  Fonds.  Die 
darauf  angewiesenen  Beträge  beliefen  sich  auf  £2,055,999 
7  sh.  ll^'2d.  Im  Jahre  1707  wurden  diese  Steuern  als 
ein  Fonds  für  neue  Anleihen  bis  zum  1.  August  1712 
verlängert,  und  hießen  das  dritte  allgemeine  Unterpfand 
mit  einem  Betrage  von  £  983,254  11  sh.  9V4  d.  Im 
Jahre  1708  wurden  alle  diese  Steuern  (mit  Ausnahme  der 
alten  Subsidie,  wovon  nur  die  oineHälfte  zu  diesem  Fonds 
geschlagen  wurde,  und  eines  Einfuhrzolls  auf  schottische 
Leinwand,  der  durch  die  Union  aufgehoben  war)  noch  wei- 
ter und  zwar  bis  zum  I.August  1714,  unter  dem  Namen 
des  vierten  allgemeinen  Unterpfandes  oder  Fonds  prolon- 
giert, mit  einem  Betr'age  von  £  925,176  9  sh.  iVi  d.  Im 
Jahre  1709  wurden  alle  diese  Steuern  (mit  Ausnahme 
der  alten  Subsidie,  die  nun  ganz  aus  diesem  Fonds  her- 
ausgelassen wurde)  zu  gleichem  Zwecke  bis  zum  1.  August 
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17 16  prolongiert,  und  hießen  das  fünfte  allgemeine  Unter- 
pfand, mit  einem  Betrage  von  £  922,029  6  sh.     Im  Jahre 

1710  wurden  diese  Steuern  bis  zum  I.August  1720  pro- 
longiert und  hießen  das  sechste  allgemeine  Unterpfand, 
im   Betrage   von  £  1,296,552   9  sh.   11^.3  d.     Im  Jahre 

1711  wurde  aus  denselben  Steuern  (die  auf  diese  Weise 
nun  schon  vier  verschiedene  Antizipationen  erlitten 
hatten)  nebst  einigen  anderen  ein  Fonds  zur  Bezahlung 
der  Zinsen  eines  Kapitals  der  Südseegesellschaft  gebil- 
det, die  der  Regierung  zur  Bezahlung  laufender  Schulden 
und  zur  Deckung  von  Fehlbeträgen  die  Summe  von 
£  9,177,967  15  sh.  4  d.  vorgeschossen  hatte,  die  größte 
Anleihe,  die  bis  dahin  vorgekommen  war. 

Vor  dieser  Periode  waren  die  hauptsächlichsten  und 
so  viel  ich  zu  ermitteln  vermochte,  die  einzigen  Steuern, 
die  zur  Bezahlung  von  Zinsen  auf  ewige  Zeiten  ange- 
wiesen worden  waren,  diejenigen,  womit  die  Zinsen  eines 
Darlehens  der  Bank  und  der  ostindischen  Kompagnie  und 
eines  erwarteten,  aber  nie  geleisteten  Darlehens  einer  pro- 
jektierten Land-Bank  bezahlt  werden  sollten.  Das  Darle- 
hen derBank  belief  sich  auf  £3,375,027  15  sh.  10^'2d.,  wo- 
für an  Zinsen  £  206,501  13  sh.  5  d.  (6  ".  o)  bezahlt  wurden. 
Das  Darlehen  der  Kompagnie  betrug  £  3,200,000,  wo- 
für £  160,000  Zinsen  (5  °,o)  bezahlt  wurden. 

Im  Jahre  1715  wurden  durch  Akte  1  Georgs  I.  c.  12 
die  für  Bezahlung  der  Bankannuität  verpfändeten  Steuern 
nebst  einigen  anderen,  die  durch  dieselbe  Akte  gleichfalls 
fundiert  wurden,  zu  dem  sogenannten  Aggregatfonds  ver- 
einigt, der  nicht  nur  zur  Bezahlung  der  Bankannuität, 
sondern  auch  einiger  anderen  Annuitäten  und  Schulden 
diente.  Dieser  Fonds  wurde  später  durch  Akte  3,  c.  8 
und  Akte  5,  c.  3  Georgs  I.  vergrößert,  und  die  ver- 
schiedenen damals  dazu  geschlagenen  Steuern  wurden 
gleichfalls  fundiert.  Im  Jahre  1717  wurden  durch  Akte3, 
c.  7  Georgs  I.  noch  einige  andere  Steuern  fundiert,  und 
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ZU  einem  weiteren  gemeinsamen  Fonds  unter  dem  Namen 
des  allgemeinenFonds  vereinigt,  der  zur  Bezahlung  ge  wis- 
ser Annuitäten  imBetrago  von£724, 8-19  6  sh.  10V2d.  diente. 

Durch  diese  verschiedenen  Parlaraentsakte  wurden 
die  meisten,  früher  nur  auf  einige  Jahre  antizipierten 
Steuern  zu  ewigen  gemacht  als  Fonds  zur  Bezahlung 
nicht  des  Kapitals,  sondern  nur  der  Zinsen  des  Geldes, 
das  auf  sie  durch  mehrere  auf  einander  folgende  An- 
tizipationen geborgt  worden   war. 

WäreGoldimmernur  durch  Antizipation  aufgebracht 
worden,  so  würden  im  Laufe  einiger  Jahre  die  Staats- 
einnahmen entlastet  worden  sein,  ohne  daß  es  anderer 
Maßregeln  bedurft  hätte,  als  nur  den  Fonds  nicht  mit 
mehr  Schulden  zu  überlasten,  als  er  in  der  bestimmten 
Zeit  zahlen  konnte,  und  nicht  zum  zweiten  Male  zu 
antizipieren,  bevor  die  erste  Antizipation  gedeckt  war. 
Allein  die  meisten  europäischen  Regierungen  waren  nicht 
imstande,  so  zu  verfahi'en.  Sie  überlastesten  oft  schon 
bei  der  ersten  Antizipation  den  Fonds,  und  wenn  dies  nicht 
geschah,  so  überlasteten  sie  ihn  doch  durch  eine  zweite 
und  dritte  Antizipation  vor  Tilgung  der  ersten.  Da  auf 
diese  Weise  der  Fonds  zur  Bezahlung  des  Kapitals  und 
der  Zinsen  durchaus  unzulänglich  wurde,  so  mußte  er 
zur  Bezahlung  der  Zinsen  allein  oder  einer  Annuität 
verwendet  werden,  und  so  gaben  diese  unvorsichtigen 
Antizipationen  zu  dem  noch  verderblicheren  Gebrauch 
eines  Fundierens  auf  ewige  Zeiten  Veranlassung.  Dieser 
Gebrauch  verschiebt  die  Entlastung  der  Staatseinnahmen 
von  einem  bestimmten  Termine  auf  einen  unbestimmten, 
der  wahrscheinlich  nie  eintreten  wird ;  aber  Vk-eil  bei 
diesem  neuen  Verfahren  jederzeit  eine  größere  Summe 
aufzubringen  ist,  als  bei  den  früheren  Antizipationen, 
wurde  es,  sobald  man  es  kennen  gelernt  hatte,  bei  großen 
Verlegenheiten  des  Staates  dem  letzteren  Vorfahren  all- 
gemein vorgezogen.   Den  momentanen  Bedarf  zu  decken, 
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ist  immer  der  Hauptzweck  der  Regierungen ;  die  Staats- 
einnahmen zu  entlasten,  überläßt  man  den  Nachfolgern. 

Untei-  der  Regierung  der  Königin  Anna  war  der 
übliche  Zinsfuß  von  G  auf  5  "/o  gesunken,  und  im 
zwölften  Jahre  ihrer  Regierung  wurden  5  ^io  für  den 
höchsten  Zins  erklärt,  der  gesetzlich  bei  Darlehen  auf 
private  Sicherheit  genommen  werden  dürfe.  Bald  darauf 
wurden  die  meisten  Steuern  fundiert  und  in  den  ag- 
gregierten, den  Südsee-und  allgemeinen  Fonds  vereinigt, 
unddieStaatsgläubiger,  wiedieGläubigervonPrivatleuten 
bewogen,  5  ^  o  Zins  zu  nehmen,  was  eine  Ersparnis  von 
einem  Prozent  auf  das  Kapital  der  meisten  fundierten 
Schulden,  und  von  einem  Sechstel  auf  die  meisten  aus 
den  drei  eben  erwähnten  großen  Fonds  zu  zahlenden 
Annuitäten  veranlaßte.  Diese  Ersparnis  brachte  einen 
bedeutenden  Überschuß  in  dem  Ertrage  der  zu  jenen 
Fonds  vereinigten  Steuern  über  das  Zinserfordernis  zu 
Wege,  und  legte  den  Grund  zu  dem  sogenannten  Tilgungs- 
fonds. Dieser  betrug  im  Jahre  1717  £  323,434  7sh.  7^2  d. 
Im  Jahre  1727  wurden  die  Zinsen  der  meisten  Staatsschul- 
den auf  4,  1753  und  1757  auf  3^  2  und  3°'o  ermäßigt, 
wodurch  sich  derTilgungsfonds  noch  weiter  vergrößerte. 

Ein  Tilgungsfonds  ist  zwar  zur  Bezahlung  alter 
Schulden  eingesetzt,  ci-leichtert  aber  die  Eingehung 
neuer  sehr  bedeutend.  Er  ist  ein  Hilfsfonds,  der  immer 
zur  Hand  ist,  um  zur  Verstärkung  anderer  zweifelhafter 
Fonds,  auf  die  man  in  Notfällen  Geld  borgen  will,  ver- 
pfändet zu  werden.  Ob  der  Tilgungsfonds  Großbri- 
tanniens öfters  dem  einen  oder  dem  anderen  Zwecke 
diente,  werden  wir  bei  Gelegenheit  sehen. 

Außer  diesen  beiden  Arten,  Geld  zu  borgen,  durch 
Antizipationen  und  durch  Fundierung  ewiger  Renten, 
gibt  es  noch  zwei  andere,  die  zwischen  jenen  gleichsam 
der  Mitte  halten,  nämlich  die  Anlohen  auf  Annuitäten 
für  eine  Reihe  von  Jahren  und  auf  Leibrenten. 
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Während  der  Regierung  König  Wilhelms  und  der 
Königin  Anna  wurden  oft  große  Summen  auf  Annuitäten 
für  längere  oder  kürzere  Zeit  geborgt.  Im  Jahre  1693 
eine  Million  auf  eine  Annuität  von  14  ^lo  oder  von 
£  140,000  jährlich  für  sechzehn  Jahre,  1691  eine  Mil- 
lion auf  Leibrenten  unter  Bedingungen,  die  heutzutage 
sehr  vorteilhaft  scheinen  würden,  gleichwohl  aber  nicht 
den  Eingang  der  vollen  Summe  bewirken  konnten.  Im 
folgenden  Jahre  wurde  der  Fehlbetrag  durch  ein  Anlehen 
auf  Leibrenten  zu  14  °/o  gedeckt.  1695  wurde  den  In- 
habern dieser  Annuitäten  gestattet,  sie  gegen  Zahlung 
von  £  63  auf  hundert  für  andere  von  96  Jahren  um- 
zutauschen; d.  h.  die  Differenz  zwischen  14  °-o  auf 
Lebenszeit  und  14  "o  auf  96  Jahre  wurde  für  £  63 
verkauft.  Das  Vertrauen  auf  den  Bestand  der  Regierung 
war  aber  so  gering,  daß  selbst  diese  Bedingungen  nur 
wenige  Käufer  lockten.  Unter  der  Königin  Anna  wurde 
bei  verschiedenen  Gelegenheiten  sowohl  auf  Leibrenten 
wie  auf  Annuitäten  von  32,  89,  98  und  99  Jahren  Geld  ge- 
borgt. 1719  wurden  die  Besitzer  der  32jährigen  An- 
nuitäten bewogen,  anstatt  dieser  Aktien  der  Südseege- 
sollschaft  —  zum  11^2  fachen  Betrage  der  Annuitäten 
nebst  einer  weiteren  Anzahl  Aktien  für  die  etwaigen 
Rückstände  darauf  —  zu  nehmen.  1720  wurden  die 
meisten  anderen  Annuitäten  zu  einem  gemeinschaft- 
lichen Fonds  vereinigt.  Die  langen  Annuitäten  beliefen 
sich  damals  auf  £  666,821  8  sh.  3^  2  d.  jährlich.  Am 
5.  Januar  1775  betrug  der  Rest,  der  noch  nicht  ab- 
genommen  war,  nur  £   136,455   12  sh.   8  d. 

Während  der  beiden  Kriege,  die  1739  und  1755  be- 
gannen, wurde  weder  auf  Zeit,  noch  auf  Leibrenten  viel 
geborgt.  Eine  Rente  auf  98  oder  99  Jahre  ist  jedoch 
beinahe  so  viel  wert  wie  eine  ewige,  und  man  sollte 
denken,  daß  sich  fast  ebenso  viel  darauf  borgen  ließe. 
Wer  jedoch  Staatspapiere  kauft,  um  für  seine  Familie 
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eine  dauernde  Anlage  zu  haben  und  für  eine  entfernte 
Zukunft  zu  sorgen,  will  keine  Papiere  haben,  deren  Wert 
sich  mit  jedem  Jahre  vermindert;  und  so  denken  sehr 
viele  Besitzer  und  Käufer  von  Staatspapieren.  Der 
innere  "Wert  einer  langfristigen  Annuität  kann  daher 
so  ziemlich  derselbe  sein,  wie  der  einer  ewigen  Rente, 
aber  sie  findet  doch  nicht  so  viele  Käufer.  Die  Über- 
nehmer eines  neuen  Anlehens,  die  ihre  Anteile  sobald 
als  möglich  zu  verkaufen  beabsichtigen,  ziehen  eine 
durch  Parlaraentsakte  tilgbare  ewige  Eente  einer  un- 
einlösbaren  langfristigen  Rente  bei  weitem  vor.  Der 
Wert  der  ersteren  wird  als  ziemlich  gleichbleibend 
betrachtet  und  sie  ist  daher  ein  leichter  übertragbares 
Papier  als  die  letztere. 

Während  der  beiden  eben  erwähnten  Kriege  wurden 
Zeitrenten  und  Leibrenten  fast  immer  nur  als  Prämien 
für  die  Unterzeichner  eines  neuen  Darlehens  bewilligt  — 
als  Zuschuß  zu  der  tilgbaren  Annuität,  d.  h.  nicht  als 
der  eigentliche  Fonds,  auf  den  das  Geld  geborgt  wurde, 
sondern  als  ein  Lockmittel  für  den  Darleiher. 

Leibrenten  wurden  entweder  auf  einzelne  Leben  oder 
auf  ganze  Gesellschaften  ausgestellt.  Die  letzteren  heis- 
sen  nach  dem  Namen  ihres  Erfinders  (Tonti)  Tontinen. 
Leibrenten  einzelner  eilöschen  mit  deren  Tod.  Bei 
Tontinen  tritt  die  Entlastung  der  Staatskasse  erst  dann 
ein,  wenn  die  ganze,  zuweilen  aus  zwanzig  bis  dreißig 
Personen  bestehende  Gesellschaft  ausgestorben  ist,  deren 
überlebende  Mitglieder  die  Renten  aller  vor  ihnen  Ge- 
storbenen erhalten,  so  daß  der  letzte  Überlebende  die 
Renten  der  ganzen  Gesellschaft  bezieht.  Auf  dasselbe 
Einkommen  läßt  sich  durch  Tontinen  stets  mehr  Geld 
aufnehmen,  als  durch  einfache  Leibrenten.  Eine  Annuität, 
die  auf  den  Überlebenden  forterbt,  ist  in  der  Tat  mehr 
wert,  als  eine  gleiche  Annuität  für  ein  Einzelleben,  und, 
da  jeder  Mensch  auf  sein  Glück  vertraut,  —  der  Grundsatz, 

Adam    Smitb,  Volkswohlstand.    IV,  19 
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auf  dem  das  Gelingen  aller  Lotterien  beruht  — ,  so 
wird  eine  solche  Annuität  gewöhnlich  für  etwas  mehr 
verkauft,  als  sie  wert  ist.  In  Ländern,  wo  die  Regie- 
rung Geld  auf  Renten  zu  leihen  pflegt,  werden  daher 
Tontinen  den  Leibrenten  gewöhnlich  vorgezogen.  Das 
Mittel,  wodurch  am  meisten  Geld  einkommt,  wird  fast 
immer  demjenigen  voi'gezogen,  wodurch  das  Budget 
am  frühesten  entlastet  wird. 

In  Frankreich  besteht  ein  weit  größerer  Teil  der 
Staatsschulden  in  Leibrenten,  als  in  England.  In  einer 
Denkschrift,  die  das  Parlament  von  Bordeaux  dem  Kö- 
nig 1764  überreichte,  wird  die  ganze  Staatsschuld 
Frankreichs  auf  2400,000,000  Livres  geschätzt,  wovon  das 
Kapital,  für  das  Leibrenten  bezahlt  werden,  300,000,000 
ausmacht,  den  achten  Teil  der  ganzen  Staatsschuld. 
Die  Renten  selbst  sind  auf  30,000,000  jährlich,  den 
vierten  Teil  von  120,000,000  —  soviel  betragen  die 
jährlichen  Zinsen  der  gesamten  Schuld  —  berechnet. 
Diese  Schätzungen  sind,  ich  weiß  es  wohl,  nicht  ge- 
nau, dürfen  aber,  als  von  einer  so  hochachtbaren  Kör- 
perschaft herrührend,  als  der  Wahrheit  nahekommend 
betrachtet  werden.  Die  Verschiedenheit  der  französischen 
und  englischen  Methode  der  Geldaufnahme  rührt  nicht 
von  den  verschiedenen  Graden  des  Eifers  beider  Regie- 
rungen für  die  Entlastung  des  Budgets,  sondern  von  den 
verschiedenenAbsichten  undinteressen  der  Darleiher  her. 

In  England,  wo  der  Sitz  der  Regierung  in  der 
größten  Handelsstadt  der  Welt  ist,  sind  es  gewöhnlich 
Kaufleute,  die  der  Regierung  Geld  vorschießen,  welche 
dadurch  ihre  Betriebskapitalien  nicht  vermindern,  son- 
dern vermehren  wollen  und  die,  wenn  sie  nicht  glaubten, 
ihren  Anteil  an  den  Zeichnungen  zu  einem  neuen  An- 
lehen  bald  mit  Gewinn  wieder  verkaufen  zu  können, 
gar  nicht  zeichnen  würden.  Leibrenten  würden  sie 
nicht  leicht  mit  einem  Gewinn  wiederverkaufen  können. 
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Leibrenten  auf  das  eigene  Leben  sind  nur  mit  Verlust  zu 
verkaufen,  weil  niemand  für  eine  Leibrente  eines  ande- 
ren von  etwa  gleichem  Alter  und  Gesundheitszustand 
ebensoviel  geben  wird,  als  für  eine  Leibrente  auf  sein 
eio;enes  Leben.  Leibrenten  auf  das  Leben  Dritter  sind 
allerdings  für  Käufer  und  Verkäufer  von  gleichem  Wert ; 
aber  ihr  tatsächlicher  Wert  sinkt  vom  Augenblick  ihrer 
Ausstellung  an  und  sinkt  mehr  und  mehr,  je  länger 
sie  bestehen.  Sie  können  also  niemals  so  leicht  über- 
tragbar sein,  als  ewige  Renten,  deren  Wert  sich  fast 
beständig  gleich  bleibt. 

In  Frankreich,  wo  der  Sitz  der  Regierung  nicht  in 
einer  großen  Handelsstadt  ist,  sind  es  nicht  sowohl  die 
Kaufleute,  die  dem  Staate  Geld  vorschiessen,  sondern 
sonstigeFinanzleute,  Generalpächter,  Steuererheber,  Hof- 
bankiers usw.  Solche  Leute  sind  gewöhnlich  von  nie- 
derer Herkunft,  aber  großem  Reichtum  und  oft  von 
großem  Stolze.  Sie  sind  zu  stolz,  sich  mit  ihresglei- 
chen zu  verheiraten,  Damen  von  Rang  aber  verschmä- 
hen sie.  Sie  entschließen  sich  daher  oft,  als  Jungge- 
sellen zu  leben,  und  da  sie  also  keine  eigene  Familie 
haben,  um  ihre  Verwandten  aber,  die  sie  kaum  aner- 
kennen, sich  wenig  kümmern,  so  haben  sie  nur  den 
Wunsch,  während  ihres  Lebens  glänzend  aufzutreten  und 
sehen  es  garnicht  ungern,  wenn  ihr  Vermögen  mit  ihnen 
selbst  aufhört.  Überhaupt  ist  die  Zahl  reicher  Leute, 
die  der  Ehe  feindlich  sind  oder  aus  irgend  welchem 
Grunde  nicht  heiraten  mögen,  in  Frankreich  viel  größer 
als  in  England.  Für  solche  Leute,  die  für  Nachkommen- 
schaft nicht  oder  doch  nur  wenig  zu  sorgen  haben,  kann 
es  nichts  vorteilhafteres  geben,  als  ihr  Kapital  gegen  eine 
Rente  zu  vertauschen,  die  gerade  so  lange  und  nicht 
länger  dauert,  als  sie  es  wünschen. 

Da  in  den  meisten  neueren  Staaten  die  Ausgaben 
im  Frieden  den  Einnahmen  gleichkommen,  so  sind  die 
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Regierungen  beim  Herannahen  eines  Krieges  weder  ge- 
neigt noch  imstande,  die  Einnahmen  den  Ausgaben  ent- 
sprechend zu  steigern,  nicht  geneigt,  weil  sie  fürchten, 
dem  Yolke  möchte  der  Krieg  durch  so  gi'oße  und  plötz- 
liche Steuerzuschläge  bald  verleidet  wei'den,  und  nicht 
imstande,  weil  sie  keine  hinreichend  ertragsfähigen 
Steuern  zu  finden  wissen.  Die  Leichtigkeit  des  Borgens 
befreit  von  aller  Verlegenheit.  Es  wird  ihnen  dadurch 
möglich,  mit  einer  sehr  mäßigen  Steuererhöhung  von 
Jahr  zu  Jahr  das  zur  Kriegsführung  nötige  Geld  auf- 
zubringen, und  durch  die  Methode  des  Fundierens  erhal- 
ten sie  die  größtmögliche  Summe  mit  der  kleinstmög- 
lichen  Steuererhöhung.  In  großen  Reichen  empfinden 
die  Einwohner  der  Hauptstadt  oder  der  vom  Kriegsschau- 
platze entfernten  Provinzen  kaum  die  Nachteile  des 
Krieges,  sondern  genießen  ruhig  das  Vergnügen,  in  den 
Zeitungen  von  den  Taten  ihrer  Flotten  und  Armeen  zu 
lesen.  Dieses  Vergnügen  entschädigt  sie  für  den  kleinen 
Unterschied  zwischen  den  Steuern,  die  sie  wegen  des 
Krieges  zahlen  müssen,  und  denen,  die  sie  im  Frieden 
zu  zahlen  gewohnt  waren.  Gewöhnlich  sind  sie  mit 
der  Rückkehr  des  Friedens  unzufrieden,  der  ihrem  Ver- 
gnügen und  tausend  geträumten  Hoffnungen  von  Er- 
oberung und  Nationalruhm  ein  Ende  macht. 

Die  Rückkehr  des  Friedens  erleichtert  sie  freilich 
selten  von  den  meisten  Kriegssteuern.  Diese  sind  für 
die  Zinsen  der  zum  Zwecke  des  Krieges  aufgenommenen 
Schuld  verpfändet.  Wenn  die  früheren  Einnahmen  nebst 
den  neuen  Steuern  außer  dem  Zinserfordernis  und  der 
Deckung  der  ordentlichen  Ausgaben  einen  Überschuß 
ergeben,  so  wurd  dieser  allenfalls  in  einen  Tilgungsfonds 
zur  Abtragung  der  Schuld  umgewandelt.  Wird  dieser 
Tilgungsfonds  aber  wirklich  zu  keinem  anderen  Zwecke 
verwendet,  so  ist  er  gewöhnlich  ganz  unzureichend, 
um  innerhalb  der  Zeit,  für  die  man  auf  Erhaltung  des 
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Friedens  rechnen  kann,  die  ganze  während  des  Kriegs 
aufgenommene  Schuld  zu  tilgen ;  fast  immer  aber 
wird  er  zu  anderen  Zwecken  verwendet. 

Die  neuen  Steuern  waren  nur  zu  dem  Zwecke  aus- 
geschrieben, um  die  darauf  geborgten  Gelder  zu  bezah- 
len. Bringen  sie  mehr,  so  war  dies  gewöhnlich  weder 
beabsichtigt  noch  erwartet,  und  es  ist  daher  selten  sehr 
bedeutend.  Tilgungsfonds  entstanden  gewöhnlich  nicht 
sowohl  aus  einem  Uberschuf3  der  Steuern  über  das 
Zinserfordernis,  als  aus  einer  späteren  Herabsetzung 
des  Zinsfußes.  Auf  diese  Weise  wurde  1655  der  Til- 
gungsfonds Hollands  und  1685  der  des  Kh'chenstaates 
gebildet.  Daher  denn  die  gewöhnliche  Unzulänglich- 
keit solcher  Fonds. 

Selbstim  tiefsten  Frieden  kommen  mancherlei  Fälle 
vor,  die  außerordentliche  Ausgaben  erheischen,  und  die 
Regierungen  finden  es  stets  ratsamer,  diese  Ausgaben 
durch  Mißbrauch  des  Tilgungsfonds  als  durch  Ausschrei- 
bung neuer  Steuern  zu  bestreiten.  Jede  neue  Steuer 
wird  vom  Volke  sofort  mehr  oder  weniger  empfunden, 
verursacht  stets  Murren  und  findet  Widerstand.  Je  mehr 
die  Zahl  der  Steuern  schon  vermehrt,  und  je  höher  sie 
gesteigert  worden  sind,  desto  lauter  klagt  das  Volk  bei 
neuen  Steuern,  desto  schwerer  wird  es,  neue  Steuerobjekte 
ausfindig  zu  machen  oder  die  bisherigen  noch  höher  zu 
belasten.  Eine  zeitweilige  Unterbrechung  der  Schuldtil- 
gung wird  vom  Volke  nicht  unmittelbar  gefühlt,  und 
erregt  weder  Murren  noch  Klagen.  Dem  Tilgungsfonds 
etwas  zu  entlehnen,  ist  stets  das  leichteste  und  bequemste 
Mittel  für  die  Regierung,  sich  aus  augenblicklicher  Ver- 
legenheit zu  befreien.  Je  mehr  die  Staatsschulden  sich 
augehäuft  haben,  je  notwendiger  es  wird,  an  ihre  Ver- 
minderung zu  denken,  je  gefährlicher,  je  verderblicher 
es  ist,  den  Tilgungsfonds  zu  mißbrauchen;  desto  weniger 
wird  die  Staatsschuld  erheblich  vermindert,  desto  wahr- 
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scheinlicher,  ja  desto  gewisser  wird  der  Tilgungsfonds  ge- 
gen seineBestimmung  zur  Bestreitung  außerordentlicher 
Friedensausgaben  angewendet  werden.  Wenn  eine  Na- 
tion schon  mit  Steuern  überbürdet  ist,  so  kann  nur  die 
Notwendigkeit  eines  neuen  Kriegs,  nur  Rache  und  Furcht 
vor  einem  feindlichen  Angriffe  das  Volk  bewegen,  sich 
mit  leidlicher  Geduld  einer  neuen  Steuer  zu  unter- 
weifen. Daher  der  häufige  Mißbrauch  des  Tilgungsfonds. 

In  Großbritannien  hat  sich  die  Staatsschuld  seit  der 
Zeit,  als  wir  zum  ersten  Male  zu  dem  verderblichen  Mittel 
dos  Fundierens  griffen,  im  Frieden  nicht  entfernt  in  dem 
Verhältnis  vermindert,  wie  sie  sich  im  Kriege  vermehrt 
hat.  Der  Krieg,  der  1688  begann  und  mit  demE-yswicker 
Frieden  1697  endigte,  legte  den  ersten  Grund  zu  der 
gegenwärtigen    ungeheueren   Schuld    Großbritanniens. 

Am  31.  Dezember  1697  beliefen  sich  alle  fundierten 
und  alle  unfundierten  Staatsschulden  Großbritanniens  auf 
£21,515,742  13sh.  8^''2d.  Ein  großer  Teil  dieser  Schulden 
war  auf  kurze  Antizipationen  und  ein  kleinerer  auf  Leibren- 
ten gemacht  worden,  so  daß  vor  dem  31.  Dezember  1701, 
in  weniger  als  vier  Jahren,  die  Summe  von  £  5,121,041 
12  sh.  3  d.  teils  abbezahlt,  teils  dem  Staate  wieder  anheim 
gefallen  war.  Eine  größere  Verminderung  der  Staats- 
schuld in  einem  so  kurzen  Zeitraum  ist  seitdem  nicht  wie- 
der vorgekommen.  Die  ßestschuld  betrug  also  nur 
£  16,394,701  1  sh.  7  V4  d.  In  demKriege,  der  1702  begann 
und  mit  dem  Utrechter  Frieden  endigte,  wurden  weitere 
Schulden  gemacht.  Am  31.  Dezember  1714  beliefen  sie 
sichauf£  53,  681,076  5sh.  6V'2d.  DieZeichnungen  auf  den 
Südseefonds,  der  die  kurzen  und  langen  Annuitäten  verei- 
nigte, vermehrte  das  Schuldkapitalauf  £  55,282,978  1  sh. 
3"/ 6  d. per  31 .  Dez.  1722.  Von  1723  an  begannen  dieTilgun- 
gen,  nahmen  aber  einen  so  langsamen  Fortgang,  daß 
p]nde  Dez.  1739  die  ganze,  während  siebzehn  Jahren  tief- 
sten Friedens  abbezahlte  Summe  nur  £  8,328,354.  17sh. 
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11  •■^'12  d.  und  die  Staatsschuld  £  46,954,623  2  sh.  4  '12  d. 
betrug.  Der  spanische  Krieg,  der  1739  begann,  und  der 
französische,  der  kurz  darauf  folgte,  veranlaßten  eine 
weitere  Zunahme  der  Schuld,  die  sich  Ende  1748,  nach- 
dem der  Krieg  durch  den  Aachener  Frieden  beendigt  wor- 
den war,  auf  £  78,293,313  1  sh.  10  ^  id.  belief.  In  sieb- 
zehn Jahren  des  tiefsten  Friedens  wurden  nur  £  8,328,354 
17sh.ll^/i2d.  getilgt;  in  einem  Krieg  von  noch  nicht  neun 
Jahren  £31,338,689  18  sh.6^  cd.  neue  Schulden  gemacht. 

Unter  dem  Ministerium  Pelham  wurden  die  Zinsen 
der  Staatsschuld  von  4  auf  3  °  0  herabgesetzt,  oder  wenig- 
stens Schritte  dazu  getan ;  der  Tilgungsfond  wurde  ver- 
größert, und  ein  Teil  der  Schulden  abgetragen.  Im  Jahre 
1755,  vor  dem  Ausbruch  des  letzten  Krieges,  betrug  die 
fundierte  Schuld  Großbritanniens  £  72,289,673,  am 
5.  Januar  1763  beim  Friedensschlüsse  £  122,603,336  8  sh. 
2^'4  d.  und  die  unfundierte  Schuld  £  13,927,589  2sh.  2  d. 
Aber  die  durch  den  Krieg  veranlaßten  Ausgaben  waren 
mit  dem  Friedensschlüsse  noch  nicht  zu  Ende,  so  daß  1 764 
die  fundierte  Schuld  auf  £  129,586  789  10  sh.  VU  d.  und 
die  unfundierte  Schuld  auf  £  9,975,017  12  sh.  2^^'4-t  d. 
angewachsen  war,  beide  zusammen  also  sich  auf 
£  139,516,807  2  sh.  4  d.  beliefen.  Die  den  Zeichnern 
neuer  Darlehen  1757  als  Prämien  bewilligten  Leibren- 
ten beliefen  sich  zum  Vierzehn  fachen  kapitalisiert  auf 
£472,500unddielangfristigenAnnuitätenzum27^2fachen 
kapitalisiert  auf  £  6,826,875.  Während  eines  etwa  sieben- 
jährigen Friedens  war  das  vorsichtige  und  wahrhaft 
patriotische  Ministerium  Pelham  nicht  im  Stande,  eine 
frühere  Schuld  von  6  Millionen  zu  tilgen;  in  einem 
Kriege  von  etwa  ebenso  langer  Dauer  hingegen  wurden 
neue   Schulden    von    mehr    als    75  Millionen  gemacht. 

Am  5.  Januar  1775  belief  sich  die  fundierte  Schuld 
Großbritanniens  auf  £  124,996,086  Ish.  6V  1  d.,  die  unfun- 
dierte, abgesehen  von  den  Schulden  der  Zivilliste,  auf 
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£4,150,2363sh.  11  Vsd., beide  zusammen  auf  £129, 146, 322 
5  sh.  6  d.  Danach  betrug  also  die  Tilgung  während  elf 
Jahren  tiefen  Friedens  nur  £  10,415,474  16  sh.  O'/s  d.  und 
auch  diese  gei'ingfügige  Tilgung  erfolgte  nicht  lediglich 
aus  Ersparnissen,  sondern  aus  anderen  Quellen.  Dahin 
sind  zu  rechnen  ein  Zuschlags-Schilling  per  £  Landtaxe, 
der  drei  Jahre  lang  erhoben  wurde,  ferner  die  zwei  Milli- 
onen, welche  die  Schatzkammer  von  der  ostindischen 
Kompagnie  als  Entschädigung  für  den  überlassenen  Ter- 
ritorialbesitz empfing,  und  endlich  £  110,000,  welche  von 
der  Bank  für  die  Erneuerung  ihres  Privilegiums  gezahlt 
wurden.  Dazu  kommen  einige  andere  Summen,  die  aus 
dem  früheren  Kriegeherrührend,  wohlals  Abzüge  von  des- 
sen Kosten  zu  betrachten  sind,  nämlich:  Erti'ag  aus  fran- 
zösischen Prisen  £690,449  18  sh.  9  d.,  Lösegelder  für 
französische  Gefangene  £  670,000,  Losung  aus  dem  Ver- 
kauf der  abgetretenen  Inseln  £  95,000,  zusammen 
£  1,455,  94918  sh.  9  d.  Hierzu  noch  den  Saldo  aus  den  Ab- 
rechnungen des  Grafen  Chatham  und  Calcrafts  und  andere 
Ersparnisse  des  Heeresbudgets,  ferner  die  von  der  Bank 
und  der  ostindischen  Kompagnie  gezahlten  Summen  und 
den  Zuschlags-Schilling  pro  £  gerechnet,  muß  ein  gut 
Teil  mehr  als  fünf  Millionen  herauskommen.  Die  Tilgung 
aus  Ersparnissen  an  den  gewöhnlichen  Staatseinnahmen 
beträgt  mithin  seit  dem  Frieden  durchschnittlich  kaum 
eine  halbe  Million  jährlich.  Der  Tilgungsfonds  ist  seit 
dem  Frieden  durch  die  abgetragene  Schuld,  durch  die 
Herabsetzung  des  Zinsfusses  von  4  auf  3  "/o  und  durch 
die  verfallenen  Leibrenten  ohne  Zweifel  bedeutend 
verstärkt  worden ;  und  wenn  wir  Frieden  behalten  hätten, 
könnte  jetzt  vielleicht  jährlich  eine  Million  zur  Tilgung 
verwendet  werden.  Im  verflossenen  Jahre  wurde  sogar 
eine  zweite  Million  gezahlt;  aber  gleichzeitig  blieb  eine 
große  Schuld  der  Zivilliste  unbezahlt,  und  jetzt  sind 
wir  in  einen  neuen  Krieg  verwickelt,  der  so  kostspielig 
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werden  kann,  wie  irgend  ein  früherer.  (Er  vermehrte 
die  Staatsschuld  um  100  Millionen.)  Die  neue  Schuld, 
welche  voraussichtlich  vor  Beendigung  des  nächsten  Feld- 
zuges eingegangen  sein  wird,  kann  die  bisher  erfolgten 
Tilgungen  der  früheren  Schulden  aufwiegen.  Es  wäre 
also  ganz  töricht,  zu  erwarten,  daß  die  Staatsschuld 
je  durch  Ersparnisse  an  den  bestehenden  Staatsein- 
nahmen vollständig  getilgt  werden  könne. 

Die  Staatspapiere  der  europäischen  Völker,  speziell 
die  Englands,  sind  von  einem  Schriftsteller  als  ein  großes 
Kapital  dargestellt  worden,  das  zu  dem  übrigen  Kapital 
des  Landes  hinzugefügt  worden,  und  mittelst  dessen  der 
Handel  des  Landes  viel  weiter  ausgedehnt,  seine  Industrie 
viel  mehr  entwickelt  und  seine  Landwirtschaft  auf  einen 
höheren  Stand  gebracht  worden  sei,  als  es  durch  das 
frühere  Kapital  hätte  geschehen  können.  Er  bedenkt 
nicht,  daß  das  Kapital,  das  die  ursprünglichen  Staats- 
gläubiger der  Regierung  vorstreckten,  von  diesem  Augen- 
blick an  ein  Teil  der  Jahresproduktion  war,  der  seiner 
Funktion  als  Kapital  entfremdet  und  ein  Einkommen  wur- 
de; daß  es  statt  produktive  Arbeiter  zu  unterhalten,  nur 
zum  Unterhalt  unproduktiver  diente  und  gewöhnlich  im 
Laufe  des  Jahres  ausgegeben  und  verschwendet  wurde, 
ohnejede  Hoffnung  eines  künftigen  Wiederersatzes.  Aller- 
dingserhielten die  Grläubigerfür  ihr  vorgestrecktes  Kapi- 
tal eine  Rente  von  meist  etwas  höherem  Wert.  Diese 
Rente  erstattete  ihnen  ohne  Zweifel  ihr  Kapital  wieder, 
und  setzte  sie  in  Stand,  ihre  Geschäfte  in  demselben  oder 
vielleicht  noch  größerem  Umfange  fortzutreiben;  d.  h. 
sie  konnten  entweder  auf  die  Rente  von  anderen  ein 
neues  Kapital  borgen,  oder  durch  ihren  Verkauf  ein 
neues  eigenes  Kapital  von  gleichem  oder  höherem  Be- 
trage erwerben.  Allein  dies  neue  Kapital,  das  sie  von 
anderen  kauften  oder  borgten,  muß  schon  vorher  zum 
Unterhalt  produktiver  Arbeit  verwendet  worden  sein. 
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Als  es  in  die  Hände  derer  kam,  die  der  Regierung  Geld 
vorgeschossen  hatten,  war  es  zwar  für  sie  selbst  in  ge- 
wissem Sinne  ein  neues  Kapital,  keineswegs  aber  für  das 
Land;  es  war  nur  gewissen  Beschäftigungen  entzogen 
und  anderen  zugewendet.  Es  ersetzte  zwar  den  Staats- 
gläubigern ihr  Darlehen  an  die  Regierung,  aber  nicht 
dem  Lande.  Hätten  sie  das  Kapital  der  Regierung  nicht 
vorgeschossen,  so  würden  im  Lande  zwei  Kapitalien, 
zwei  Teile  der  Jahresproduktion  anstatt  eines  zum 
LTnterhalt  produktiver  Arbeit  verwendbar  gewesen  sein. 

Wenn  die  Regiorungsausgaben  durch  Steuern  be- 
stritten werden,  so  wird  ein  Teil  der  Einkünfte  der  Pri- 
vatleute dem  Unterhalt  unproduktiver  Arbeit  entzogen 
und  dem  Unterhalt  anderer  unproduktiver  Arbeit  zu- 
gewendet. Ein  Teil  der  Steuern  hätte  freilich  in  den 
Händen  der  Privatleute  zu  einem  Kapital  gesammelt 
und  folglich  zum  Unterhalt  produktiver  Arbeit  verwendet 
werden  können;  aber  der  größere  Teil  davon  wäre 
wahrscheinlich  zum  Unterhalt  unproduktiver  Arbeit 
verwendet  worden.  Ohne  Zweifel  hindern  Steuern 
mehr  oder  weniger  die  weitere  Bildung  neuer  Kapita- 
lien ;  aber  sie  veranlassen  nicht  notwendig  die  Ver- 
nichtung schon  vorhandenen  Kapitals. 

Wenn  dagegen  die  Staatsausgaben  durch  Einge- 
hen von  Rentenschulden  bestritten  werden,  so  werden 
sie  durch  jährliche  Vernichtung  eines  zuvor  im  Lande 
vorhandenen  Kapitals  bestritten  oder  durch  Verwendung 
eines  vorher  zum  Unterhalt  produktiver  Arbeit  be- 
stimmten Teils  der  Jalirespi'oduktion  auf  den  Unterhalt 
un[)roduktiver.  Da  abarin  diesem  Falle  weniger  Steuern 
erhoben  werden,  als  wenn  ein  zur  Bestreitung  derselben 
x4.usgaben  hinreichender  Betrag  durch  Steuern  hätte  auf- 
gebracht werden  sollen,  so  werden  die  Einkünfte  der 
einzelnen  weniger  belastet,  und  ihre  Fähigkeit,  zu  sparen 
und  neue  Kapitalien  zu  bilden,  mithin  weniger  beein- 
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trächtigt.  Wenn  das  Schuldenmachen  mehr  altes  Ka- 
pital vernichtet,  als  die  Besteuerung,  so  hindert  es  doch 
gleichzeitig  wenigei-  die  Bildung  oder  Erwerbung  neuer 
Kapitalien.  Unter  dem  System  der  Staatsschulden 
können  Sparsamkeit  und  Fleiß  der  Privatleute  die  Lücken 
leichter  wieder  ausfüllen,  die  eine  verschwenderische 
Regierung  in  das  Volkskapital  reißen  kann. 

Indessen  hat  das  System  der  Staatsschulden  diesen 
Vorzug  vor  dem  andern  System  nur  während  eines 
Krieges.  Ließen  sich  die  Kriegsausgaben  stets  aus  den 
Steuern  eines  Jahres  decken,  so  würden  etwaigeZuschlags- 
steuern  nur  während  des  Krieges  erhoben  und  die  Privat- 
leute wären  zwar  während  des  Krieges  weniger  imstande 
zu  sparen,  um  so  mehr  aber  während  des  Friedens.  Der 
Krieg  würde  nicht  notwendig  die  Vernichtung  alter 
Kapitalien,  und  der  Friede  die  Bildung  viel  mehr  neuer 
veranlassen.  Überhaupt  würden  die  Kriege  schneller 
beendigt  und  weniger  leichtsinnig  unternommen  werden- 
Das  Volk,  das  während  der  Dauer  des  Krieges  seine 
ganze  Last  empfände,  würde  seiner  bald  überdrüssig 
werden,  und  die  Regierung  brauchte  nicht,  um  das  Volk 
bei  Laune  zu  erhalten,  den  Krieg  länger  zu  führen,  als 
es  nötig  ist.  Die  Aussicht  auf  die  schweren  und  un- 
vermeidlichen Lasten  eines  Krieges  würde  das  Volk  ab- 
halten, ihn  leichtsinnig  zu  verlangen,  wenn  man  nicht 
für  wirkliche  solide  Interessen  zu  fechten  hat.  So  wür- 
den die  Zeiten,  in  denen  die  Fähigkeit  derKapitalbildung 
geschwächt  ist,  seltener  und  von  kürzerer  Dauer  sein; 
diejenigen  aber,  in  denen  jene  Fähigkeit  am  stärksten 
ist,  würden  von  viel  längerer  Dauer  sein,  als  unter  dem 
System  des  Schuldonmachens. 

Bei  großer  Ausdehnung  des  letzteren  schwächt 
überdies  die  damit  unvermeidlich  verknüpfte  Vermel  uung 
der  Steuern  oft  die  Fähigkeit  der  Kapitalbildung  selbst 
in  Friedenszeiten  ebenso  sehr,  wie  das  andre  System  es 
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in  Kriegszeiten  tut.  Die  Friedenseinnahmen  Groß- 
britanniens betragen  gegenwärtig  über  £  10  Millionen 
jährlich.  Ohne  die  Staatsschuld  könnten  sie  bei  ordent- 
licher "Wirtschaft  hinreichen,  um  den  schwersten  Krieg 
zu  bestreiten.  Das  Einkommen  der  Bewohner  Groß- 
britanniens ist  jetzt  in  Friedenszeiten  ebenso  belastet, 
ihre  Fähigkeit  zur  Kapitalbildung  ebenso  geschwächt, 
als  es  in  Zeiten  des  kostspieligsten  Krieges  sein  würde, 
wenn  das  verderbliche  Schuldenmachen  niemals  ein- 
geführt worden  wäre. 

Bei  Bezahlung  der  Zinsen  der  Staatsschuld,  hat 
man  gesagt,  bezahlt  die  rechte  Hand  die  linke.  Das 
Geld  gebt  nicht  außer  Landes.  Es  wird  nur  ein  Teil 
der  Einkünfte  einer  Einwohnerklasse  avif  eine  andere 
übertragen,  und  die  Nation  wird  nicht  um  einen  Heller 
ärmer.  Diese  Rechtfertigung  beruht  lediglich  auf  der 
Sophisterei  des  Merkantilsystems,  und  nach  der  weit- 
läufigen Untersuchung,  der  ich  dieses  System  bereits 
unterworfen  habe,  dürfte  es  unnötig  sein,  noch  etwas 
darüber  zu  sagen.  Überdies  wird  dabei  fälschlich  vor- 
ausgesetzt, daß  die  Staatsgläubiger  nur  Einwohner  des 
Landes  seien;  die  Holländer  und  andere  Ausländer 
haben  sehr  beträchtliche  Summen  unserer  Staatspapiere. 
Aber  wenn  auch  die  ganze  Schuld  nur  Einwohnern 
des  Landes  gehörte,  so  wäre  sie  deswegen  doch  nicht 
weniger  verderblich. 

Unbewegliches  und  bewegliches  Kapital  sind  die 
beiden  ursprünglichen  Quellen  alles  privaten  und  Staats- 
cinkommens.  Bewegliches  Kapital  zahlt  den  Lohn  pro- 
duktiver Arbeit,  sei  sie  auf  den  Ackerbau,  die  Indus- 
trie oder  den  Handel  verwendet.  Diese  beiden  ur- 
sprünglichen Einkommensquellen  werden  von  zwei 
Volksklassen  verwaltet:  den  Grundeigentümern  und  den 
Kapitalisten  oder  denen,  die  Kapitalien  anlegen. 

Der  Grundeigentümer  ist  seines  Einkommens  wegen 
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dabei  interessiert,  sein  Gut  in  müglichst  vollkommenem 
Stande  zu  erhalten,  durch  Bau  und  Instandhaltung  der 
Pächterhäuser,  Herrichtung  und  Unterhaltung  der  nö- 
tigen Di'ainagen  und  Einfriedigungen  und  all'  der  an- 
deren kostspieligen  Verbesserungen,  die  dem  Grund- 
besitzer obliegen.  Das  Einkommen  des  Grundbesitzers 
kann  aber  durch  direkte  Steuern  dermaßen  vermindert 
and  durch  Verbrauchssteuern  dies  verminderte  Ein- 
kommen so  sehr  entwertet  werden,  daß  sich  der  Grund- 
besitzer außer  Stande  sieht,  jene  kostspieligen  Verbes- 
serungen vorzunehmen.  Tut  dies  aber  der  Grundbe- 
sitzer nicht  mehr,  so  ist  es  rein  unmöglich,  daß  der 
Pächter  die  ihm  zukommenden  Verbesserungen  vorneh- 
me. Leidet  der  Grundbesitzer,  so  muß  notwendig  auch 
der  Ackerbau  des  Landes  verfallen. 

Finden  die  Kapitalisten,  daß  durch  Verbrauchs- 
steuern ihr  Einkommen  unzureichend  wird,  eben  so  viel 
zu  kaufen,  wie  man  in  allen  anderen  Ländern  dafür 
kaufen  könnte,  so  wird  die  Neigung  in  ihnen  erwachen, 
sich  anderswo  niederzulassen.  Und  sind  die  Kaufleute 
und  Fabrikanten,  d.  i.  die  großen  Kapitalisten  wegen 
jener  Steuern  fortwährend  den  kränkenden  und  lästi- 
gen Besuchen  der  Steuerorheber  ausgesetzt,  so  wird 
bei  Vielen  jene  Neigung  bald  zum  tatsächlichen  Ent- 
schluß werden,  der  Fleiß  des  Landes  wird  mit  der 
Entfernung  des  Kapitals,  das  ihn  unterhielt,  notwen- 
dig sinken,  und  der  Ruin  des  Handels  und  der  Ge- 
werbe wird   dem  Verfall  des  Ackerbaus  folgen. 

Eine  Übertragung  des  Besitzes  der  beiden  Haupt- 
quellen des  Einkommens,  Grundbesitz  und  Kapital,  von 
den  Personen,  die  an  der  guten  Bewirtschaftung  jedes 
Grundbesitzes  und  der  guten  Verwendung  jedes  Kapitals 
direkt  interessiert  sind,  auf  eine  Klasse  von  Leuten  (der 
Staatsgläubiger),  die  kein  solches  Interesse  haben,  muli 
auf   die  Dauer   zur   Veinachlassiouns:    des  Grund    und 
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Bodens  und  zur  Vernichtung  oder  Auswanderung  des 
Kapitals  führen.  Unzweifelhaft  hat  auch  ein  Staats- 
gläubiger ein  allgemeines  Interesse  am  Gedeihen  von 
Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel  des  Landes,  und 
mithin  an  der  guten  Bewirtschaftungjedes Grundbesitzes 
und  der  guten  Verwendung  jedes  Kapitals.  Bei  allge- 
meinem Bankerott  oder  Verfall  der  produktiven  Beschäf- 
tigungen würde  der  Ertrag  der  verschiedenen  Steuern 
nicht  mehr  hinreichen,  die  ihm  zukommende  Rente  oder 
Zinsen  zu  zahlen.  Aber  ein  Staatsgläubiger  als  solcher 
hat  kein  Interesse  an  der  guten  Bewirtschaftung  eines 
bestimmten  Kapitals.  Als  Staatsgläubiger  kennt  er  den 
einzelnen  Besitz  und  die  einzelne  Anlage  nicht,  er  sieht 
sie  nicht  und  kann  sich  nicht  darum  bekümmern.  Ihr 
Untergang  mag  ihm  oft  gar  nicht  bekannt  werden  und 
kann  ihn  nicht  unmittelbar  berühren. 

Das  Schuldenmachen  hat  jeden  Staat,  der  es  betrieb, 
nach  und  nach  geschwächt.  Die  italienischen  Republiken 
scheinen  damit  den  Anfang  gemacht  zu  haben.  Genua 
und  Venedig,  die  beiden  einzigen,  die  sich  unabhängig 
erhalten  haben,  sind  dadurch  erheblich  geschwächt  wor- 
den. Spanien  scheint  die  Praxis  von  den  italienischen 
Republiken  gelernt  zu  haben  und  ist,  da  seine  Steuern 
vermutlich  weniger  verständig  waren,  als  die  ihrigen, 
im  Verhältnis  zu  seiner  natürlichen  Stärke  noch  mehr 
geschwächt  worden.  Spaniens  Schulden  sind  von  sehr 
altem  Datum.  Schon  vor  Ende  des  16.  Jahrhunderts,  etwa 
hundert  Jahre,  bevor  England  einen  Schilling  schuldig 
war,  Stecktees  tief  in  Schulden.  Frankreich  schmachtet 
trotz  all'  seiner  natürlichen  Hülfsmittel  unter  einer  ähn- 
lichen Last.  Die  Republik  der  Niederlande  ist  durch 
ihre  Schulden  nicht  minder  geschwächt,  als  Genua  und 
Venedig.  Sollte  eine  Praxis,  die  über  alle  anderen 
Länder  Schwäche  oder  Elend  gebracht  hat,  in  Groß- 
britannien allein  sich  ganz  unschädlich  erweisen? 
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Das  Steuersystem  jener  Länder,  sagt  man  vielleicht, 
ist  schlechter  als  das  englische.  Ich  glaube,  es  ist  so. 
Aber  man  darf  nicht  vergessen,  daß  selbst  die  weiseste 
Regierung,  wenn  sie  alle  geeigneten  Steuerobjekte  er- 
schöpft hat,  in  dringenden  Fällen  auch  ungeeignete 
wählen  muß.  Die  weise  Republik  Holland  ist  mehrmals 
genötigt  gewesen,  auf  ebenso  nachteilige  Steuern  zurück- 
zugreifen, wie  es  die  meisten  spanischen  sind.  Ein  neuer 
Krieg,  der  ausbricht,  bevor  eine  erhebliche  Befreiung  der 
Staatseinnahmen  zu  Stande  gebracht  wurde,  und  der  in 
seinem  Fortgange  so  kostspielig  wird,  wie  der  letzte, 
kann  das  britische  Steuersystem  ohne  llettung  ebenso 
drückend  machen,  wie  das  holländische  oder  selbst  das 
spanische.  Zur  Ehre  unseres  jetzigen  Steuersystems  sei 
es  gesagt:  es  hat  bisher  den  Gewerbfleiß  so  wenig  ge- 
hindert, daß  selbst  während  der  kostspieligsten  Kriege 
die  Genügsamkeit  und  der  Fleiß  der  einzelnen  die  Lücken, 
welche  die  Verschwendung  der  Regierung  in  das  Volks- 
kapital gerissen  hat,  durch  Sparen  undKapitalansammlung 
wieder  zu  ergänzen  vermochte.  Zu  Ende  des  letzten 
Krieges,  des  kostspieligsten,  denGroßbritannien  je  geführt 
hat,  war  sein  Ackerbau  so  blühend,  seine  Fabriken  so 
zahlreich  und  so  vollbeschäftigt  und  der  Handel  so  aus- 
gedehnt, wie  je  zuvor.  Das  Kapital,  das  alle  diese  Ge- 
werbszweige unterhielt,  muß  sonach  eben  so  groß  ge- 
wesen sein,  wie  je  zuvor.  Seit  dem  Frieden  hat  sich 
die  Landwirtschaft  noch  weiter  gehoben,  die  Mieten 
sind  überall  im  Lande  gestiegen  —  ein  Beweis  des 
wachsenden  Vermögens  des  Volkes,  und  der  Ertrag  der 
meisten  Steuern,  besonders  der  der  Akzisen  und  Zölle, 
hat  fortwährend  zugenommen  —  ein  ebenso  klarer  Be- 
weis von  der  zunehmenden  Konsumtion  und  folglich  von 
der  zunehmenden  Produktion,  die  allein  die  Konsumtion 
stützen  kann.  Großbritannien  scheint  jetzt  mit  Leich- 
tigkeit  eine   Last  zu    tragen,   die  zu   ertragen   es   vor 
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einem  halben  Jahrhundert  von  niemandem  für  fähig 
gehalten  worden  wäre.  Ziehen  wir  indes  hieraus  nicht 
zu  rasch  den  Schluß,  daß  es  jede  Last  zu  tragen  fähig 
sei,  und  vertrauen  nicht  allzusehr,  daß  es  ohne  große 
Beschwerde  eine  selbst  nur  wenig  schwerere  Last  als 
die  bisherige  zu  tragen  vermöge. 

Haben  Staatsschulden  eine  übermäßige  Höhe  er- 
reicht, so  ist,  glaube  ich,  kaum  ein  einziges  Beispiel 
vorhanden,  daß  sie  ehrlich  und  voll  bezahlt  worden 
wären.  Die  Befreiung  der  Staatseinnahmen  ist,  wenn 
sie  überhaupt  zuwege  gebracht  wurde,  stets  durch  einen 
Bankerott  erfolgt,  manchmal  einen  eingestandenen,  stets 
aber  einen  tatsächlichen,  wenn  auch  verdeckten. 

Erhöhung  des  Nennwertes  der  Münzen  ist  das 
gewöhnlichste  Mittel  gewesen,  einen  tatsächlichen  Staats- 
bankerott unter  dem  Schein  einer  angeblichen  Zahlung 
zu  verbergen.  Wenn  z.  B.  kraft  einer  Parlamentsakte 
oder  königlichen  Proklamation,  ein  Sixpence  auf  den 
Nennwert  eines  Schilling  und  zwanzig  Sixpences  auf 
den  eines  Pfd.  St.  erhöht  würden,  so  würde  derjenige,  der 
nach  dem  alten  Nennwert  20  sh.  oder  etwa  4  Unzen 
Silber  geborgt  hätte,  sie  nach  dem  neuen  Nennwert 
mit  20  Sixpences  oder  kaum  2  Unzen  Silber  zurückzahlen. 
Eine  Nationalschuld  von  128  Millionen,  soviel  beträgt 
ungefähr  die  fundierte  und  unfundierte  Schuld  Groß- 
britanniens, könnte  auf  diese  Weise  mit  64  Millionen 
unseres  jetzigen  Geldes  gezahlt  werden.  Es  wäre  freilich 
nur  eine  Scheinzahlung,  und  die  Staatsgläubiger  würden 
an  jedem  £  um  10  sh.  betrogen  werden.  Auch  würde 
sich  das  Unheil  viel  weiter  als  auf  die  Staatsgläubiger, 
erstrecken,  und  die  Gläubiger  von  Privatpersonen  würden 
einen  gleichen  Verlust  erleiden;  und  dies  ohne  einen 
Vorteil,  vielmehr  meistens  zu  weiterem  bedeutenden 
Verluste  der  Staatsgläubiger.  Wenn  allerdings  die  Staats- 
gläubiger anderen  Leuten  viel  schuldig  sind,  könnten 
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sie  durch  Bezahlung  ihrer  Gläubiger  mit  derselben 
Münze,  mit  der  der  Staat  sie  bezahlt,  ihren  Verlust 
einigermaßen  ausgleichen.  Aber  in  den  meisten  Ländern 
bestehen  die  Staatsgläubiger  meist  aus  reichen  Leuten, 
die  eher  Gläubiger  als  Schuldner  ihrer  Mitbürger  sind. 
Eine  solche  Scheinzahlung  erschwort  also  meistens  den 
Verlust  der  Staatsgläubiger,  anstatt  ihn  zu  erleichtern, 
und  verbreitet  ohne  einen  Vorteil  für  den  Staat  das 
Unheil  über  eine  große  Menge  anderer  unschuldiger 
Leute.  Sie  verursacht  eine  allgemeine  und  höchst  ver- 
derbliche Umwälzung  im  Vermögen  der  Privatleute,  be- 
reichert meist  den  faulen  und  verschwenderischen  Schuld- 
ner auf  Kosten  des  fleißigen  und  sparsamen  Gläubigers, 
und  überträgt  einen  großen  Teil  des  Nationalkapitals  aus 
Händen,  die  es  voraussichtlich  vermehren  und  nutzen 
könnten,  in  solche,  die  es  vielleicht  verschwenden  und 
zerstören.  Wenn  ein  Staat  nicht  mehr  umhin  kann,  sich 
für  bankerott  zu  erklären,  so  ist  ebenso,  als  wenn  es 
für  einen  Privatmann  unvermeidlich  wird,  ein  ehrlicher, 
offener  und  unverhohlener  Bankerott  einesteils  für  den 
Schuldner  das  ohrenvollste,  andernteils  für  den  Gläu- 
biger das  am  wenigsten  schädliche.  Die  Ehre  eines 
Staates  ist  gewiß  sehr  ärmlich  gewahrt,  wenn  er,  um 
der  Schande  eines  faktischen  Bankerotts  zu  entgehen, 
zu  solchen  Taschenspielerstücken  seine  Zuflucht  nimmt, 
die  so  leicht  zu  durchschauen  und  zugleich  so  außer- 
ordentlich verderblich  sind. 

Dennoch  haben  fast  alle  Staaten,  alte  sowohl  als 
neue,  in  ähnlichen  Fällen  wiederholt  dies  Taschenspie- 
lerstück aufgeführt.  Die  Römer  verringerten  zu  Ende  des 
ersten  punischen  Krieges  ihre  Währungsmünze,  das  Aß, 
von  zwölf  Unzen  Kupfer,  die  es  bis  dahin  enthalten 
hatte,  auf  zwei  Unzen,  d.  h.  sie  gaben  zwei  Unzen 
Kupfer  den  Nonnwert,  der  zuvor  stets  den  Wert  von 
zwölf  Unzen  ausgedrückt  hatte.    Die  Republik  wurde 
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dadurch  in  Stand  gesetzt,  die  großen  Schulden,  die  sie 
gemacht  hatte,  mit  dem  sechsten  Teile  des  wirklichen 
Betrages  zu  bezahlen.  Ein  so  plötzlicher  und  so  ge- 
waltiger Bankerott  hätte,  wie  wir  heute  voraussetzen 
würden,  laute  Klagen  hervorrufen  müssen;  dies  scheint 
jedoch  nicht  der  Fall  gewesen  zu  sein.  Das  Gesetz,  das 
ihn  anordnete,  war  gleich  allen  anderenMünzgesetzen  von 
einem  Tribun  in  der  Volksversammlung  durchgebracht 
worden  und  wahrscheinlich  sehr  populär.  In  Rom  wie  in 
allen  anderen  alten  Republiken  waren  die  Armen  den  Rei- 
chen und  Großen  beständig  verschuldet,  die,  um  sich  ihrer 
Stimmen  bei  den  jährlichen  Wahlen  zu  versichei-n,  ihnen 
Geld  zu  ungeheueren  Zinsen  zu  leihen  pflegten,  die  nie- 
mals bezahlt  wurden  und  bald  so  hoch  aufliefen,  daß  sie 
weder  der  Schuldner  noch  sonst  jemand  für  ihn  zu  be- 
zahlen vermochte.  Der  Schuldner  war  aus  Furcht  vor 
sehr  strenger  Verfolgung  gezwungen,  ohne  weitere  Ent- 
schädigung dem  Kandidaten,  den  derGläubiger  empfahl, 
seine  Stimme  zu  geben.  Trotz  aller  Gesetze  gegen  Be- 
stechung und  Korruption  waren  die  Geschenke  der  Kan- 
didaten und  die  vom  Senat  angeordneten  Getreide- 
verteilungen die  Haupt(juelle,  von  der  in  den  späteren 
Zeiten  der  römischen  Republik  die  ärmeren  Bürger  ihren 
Unterhalt  fristeten.  Um  sich  dieser  Herrschaft  ihrer 
Gläubiger  zu  entziehen,  verlangten  die  ärmeren  Bürger 
unaufhörlich  entweder  gänzliche  Niederschlagung  der 
Schulden  oder  sogenannte  neue  Tabellen,  d.  h.  ein  Gesetz, 
welches  sie  gegen  Zahlung  eines  gewissen  Teils  ihrer 
Schulden  von  der  ganzen  Schuld  befreien  sollte.  Das 
Gesetz,  welches  alle  Münzen  auf  den  sechsten  Teil  ihres  . 
früheren  Wertes  herabsetzte,  war,  da  es  erlaubte,  Schul- 
den mit  dem  sechsten  Teile  ihres  Betrages  zu  bezah- 
len, den  vorteilhaftesten  neuen  Tabellen  gleich  zu 
achten.  Um  das  Volk  zufiicden  zu  stellen,  waren  die 
Reichen    und    Großen    wiederholt    genötigt,    Gesetzen 
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ihre  Zustimmung  zu  geben,  wodurch  dieSchulden  nieder- 
geschlagen oder  neue  Tabellen  eingeführt  wurden ;  und 
zur  Bewilligung  dieses  Gesetzes  wurden  sie  wahrschein- 
lich teils  durch  denselben  Grund,  teils  durch  den  Ge- 
danken bestimmt,  daß  sie  durch  Entlastung  der  Staats- 
einnahmen der  Regierung,  deren  Leitung  fast  ganz  in 
ihrer  Hand  war,  ihre  alte  Macht  wiederverschaffen 
könnten.  Eine  ähnliche  Operation  würde  auf  einmal 
eine  Schuld  von  £  128  Mill,  auf  21^3  Millionen  ermäßigen. 
Während  des  zweiten  punischen  Krieges  wurde  das  Aß 
noch  mehr  herabgesetzt,  zuerst  von  2  Unzen  Kupfer  auf 
1  Unze,  und  später  von  1  auf  V2  Unze,  d.  h.  auf  den 
24.  Teil  seines  ursprünglichen  Wertes.  Durch  eine 
Vereinigung  der  drei  Handlungen  der  alten  Römer  könnte 
eine  Schuld  von  128  Millionen  unseres  heutigen  Geldes 
so  plötzlich  auf  5^'3  Millionen  herabgesetzt  werden. 
Auf  diese  Weise  könnte  selbst  die  ungeheure  Schuld 
Großbritanniens  bald  bezahlt  sein. 

Durch  solche  Kunstgriffe  ist,  glaube  ich,  die  Münze 
aller  Nationen  nach  und  nach  unter  ihren  ursprünglichen 
Wert  gebracht  worden,  so  daß  dieselbe  Nominalsumme 
eine  immer  geringere  Menge  Silber  enthielt. 

Zuweilen  wurde  zu  demselben  Zweck  das  Schrot 
und  Korn  der  Münzen  verschlechtert,  d.  h.  eine  größere 
Menge  Zusatz  beigemischt.  Wenn  z.  B.  in  dem  Pfund 
unserer  Silbermünze  statt  achtzehn  Pennyweights  laut 
dem  jetzigen  Münzfuße,  acht  Unzen  Zusatz  beigemischt 
wären,  so  würde  ein  Pfund  Sterling  oder  zwanzig  Shilling 
solcher  Münze  nicht  viel  mehr,  als  sechs  Shilling  acht 
Pence  unseres  heutigen  Geldes  wert  sein.  Die  in  0  sh. 
8  d.  unseres  heutigen  Geldes  enthaltene  Silbermengo 
würde  so  beinahe  auf  den  Nennwert  eines  Pfund  Ster- 
ling erhoben  sein.  Die  Verschlechterung  von  Schrot  und 
Korn  hat  genau  dieselbe  Wirkung  wie  bei  den  Franzosen 
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die  sogenannte  augmentation,  d.  h.  eine  direkte  Er- 
höhung des  Nennwerts  der  Münze. 

Eine  Augmentation  oder  direkte  Erhöhung  des  Nenn- 
werts der  Münze  ist  eine  offene  und  unverhohlene  Maß- 
regel, durch  welche  Stücke  von  geringerem  Gewicht 
und  Umfange  dieselbe  Benennung  erhalten,  die  zuvor 
Stücke  von  größerem  Gewicht  und  Umfange  hatten.  Die 
Verschlechterung  von  Schrot  und  Korn  hingegen  war  ge- 
wöhnlich eine  verschleierte  Maßregel,  wodurch  von  der 
Münzstätte  Stücke  von  demselben  Nennwert  und  mög- 
lichst demselben  Gewicht,  Umfang  und  Aussehen  aus- 
gegeben wurden,  wie  die  weit  wertvolleren  Stücke,  die 
vorherimUmlauf  gewesen  waren.  Als  der  König  Johann 
vonFrankreich*),  um  seine  Schulden  zu  bezahlen,  Schrot 
und  Korn  seiner  Münze  verschlechterte,  wurden  alle 
Münzbeamten  eidlich  verpflichtet,  es  geheim  zu  halten. 
Beide  Handlungen  sind  ungerecht;  aber  "eine  einfache 
Augmentation  ist  eine  offene  Gewalttat,  die  Verschlech- 
terung von  Schrot  und  Korn  ein  hinterlistiger  Betrug. 
Immer  hat  letztere  daher,  sobald  sie  entdeckt  wurde  — 
und  lange  konnte  sie  nie  verborgen  bleiben  —  weit  mehr 
Unwillen  erregt,  als  die  erstere.  Nach  einer  starken 
Augmentation  ist  die  Münze  selten  auf  ihre  alte  Voll- 
wichtigkeit zurückgebracht  worden;  aber  nach  starken 
Verschlechterungen  kehrte  sie  fast  stets  zu  ihrem  frü- 
heren Feingehalt  zurück,  weil  die  Wut  und  Entrüs- 
tung des  Volkes  nicht  anders  zu  besänftigen  war. 

Unter  Heinrich  VHI.  und  Eduard  VI.  wurde  die 
englische  Münze  nicht  nur  in  ihrem  Nennwert  erhöht, 
sondern  auch  im  Korn  verschlechtert.  Ähnliche  Be- 
trügereien kamen  in  Schottland  während  der  Minder- 
jährigkeit Jakobs  VI.  und  gelegentlich  in  fast  allen 
Ländern  vor. 


■'')  Siehe  Ducango.  Cdossarium  hit.,  das  Wort  Monota, 
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Daß  die  Staatseinnahmen  Großbritanniens  jemals 
völlig  oder  auch  nur  annähernd  frei  werden  könnten, 
während  der  Überschuß  dieser  Einnahmen,  d.  h.  was 
nach  Bestreitung  der  jährlichen  Friedens- Ausgaben  übrig 
bleibt,  so  äußerst  gering  ist,  scheint  eine  eitle  Hoffnung 
zu  sein.  Diese  Befreiung  ist  ohne  sehr  bedeutende  Ver- 
mehrung der  Staatseinnahmen  oder  Verminderung  der 
Staatsausgaben  offenbar  unmöglich. 

Eine  gleichmäßigere  Landtaxe  und  Hausrentensteuer 
und  Veränderungen  in  dem  gegenwärtigen  Zoll-  und 
Akzisesystem,  wie  sie  im  vorigen  Kapitel  erwähnt  sind, 
könnten  vielleicht  bei  gleichmäßigerer  Verteilung  der 
Steuerlast  die  Einnahmen  erheblich  vermehren,  ohne  die 
meisten  Leute  stärker  zu  belasten.  Aber  auch  der  san- 
guinischste Finanzmann  könnte  sich  kaum  schmeicheln, 
daß  eine  derartige  Vermehrung  füglich  zu  der  Hoff- 
nung berechtigen  dürfe,  das  Budget  in  Friedenszeiten 
völlig  oder  wenigstens  annähernd  von  Schuldverpflich- 
tungen zu  entlasten,  so  daß  eine  weitere  Schuldan- 
häufung im  nächsten  Kriege  verhütet  oder  doch  aus- 
geglichen werden  könnte. 

Eine  weit  größere  Vermehrung  der  Staatseinnahmen 
ließe  sich  von  der  Ausdehnung  des  britischen  Steuer- 
systems auf  alle  Provinzen  des  Reiches,  die  von  Einwoh- 
nern britischer  oder  europäischer  Abkunft  bevölkert  sind, 
erwarten.  Dies  würde  jedoch  mit  den  Grundsätzen  der 
britischen  Verfassung  kaum  vereinbar  sein,  wenn  nicht 
alle  jene  Provinzen  im  britischen  Parlament  billige  und 
gleiche  Vertretung  erhielten,  eine  Vertretung,  die  für 
jede  Provinz  in  demselben  Verhältnis  zu  ihrer  Steuer- 
leistung stehen  müßte,  wie  die  Vertretung  Großbritan- 
niens zu  seiner  Steuerleistung.  Die  Privatinteressen  vieler 
mächtiger  Personen,  die  eingewurzelten  Vorurteile  großer 
Volksmassen  scheinen  allerdings  einer  so  erheblichen  Än- 
derung jetzt  noch  so  große  Hindernisse  in  den  Weg  zu 
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lügen,  daß  sie  schwer  oder  vielleicht  unmöglich  zu  über- 
winden sind.  Ohne  entscheiden  zu  wollen,  ob  eine  der- 
artige Union  ausführbar  ist  oder  nicht,  mag  es  doch  in 
einem  spekulativen  Werke  dieser  Art  nicht  unangemessen 
sein,  zu  erwägen,  in  wie  weit  das  britische  Steuersystem 
auf  alle  Provinzen  des  Reiches  anwendbar  sei,  welche 
Einnahmen  sich  davon  erwarten  ließen,  und  in  welcher 
Weise  eine  solche  allgemeine  Einheit  das  Grlück  und  die 
Wohlfahrt  der  sie  umschließenden  Provinzen  berühren 
könnte.  Eine  derartige  Betrachtung  Icann  schlimmsten 
Falls  nur  als  ein  neues  Utopien  betrachtet  werden,  zwar 
weniger  unterhaltend,  aber  doch  nicht  unnützer  und 
chimärischer  als  das  alte. 

Die  Landtaxe,  die  Stempel,  die  Zölle  und  die  Ver- 
brauchssteuern bilden  die  vier  Hauptzweige  der  briti- 
schen Besteuerung. 

Irland  ist  gewiß  ebenso  gut,  und  unsere  amerika- 
nischen und  westindischen  Kolonien  sind  noch  besser  im 
Stande,  eine  Landtaxe  zu  zahlen,  als  Großbritannien. 
Wo  der  Grundbesitzer  wederZehnten  noch  Armensteuern 
unterworfen  ist,  muß  er  sicherlich  mehr  imstande  sein, 
eineLandtaxe  zu  bezahlen,  als  wo  er  diesen  beiden  anderen 
Lasten  unterworfen  ist.  Der  Zehnte,  wo  er  nicht  eine 
Geldleistung,  sondern eineNaturalleistung ist,  vermindert 
die  Grundrente  weit  mehr,  als  eine  Landtaxe  von  5  sh. 
auf  das  £.  Ein  solcher  Zehnt  wird  in  den  meisten 
Fällen  mehr  betragen,  als  ein  Viertel  der  wirklichen 
Grundrente,  d.  h.  des  Ertrages,  der  nach  Ersatz  des 
Wirtschaftskapitals  und  seines  billigen  Gewinnes  übrig 
bleibt.  Würden  alleGeldleistungen  abgeschafft, so  würden 
die  Zehnten  in  Großbritannien  und  Irland  etwa  auf  ß 
oder  7  Millionen  £  zu  schätzen  sein.  Gäbe  es  weder  in 
Großbritannien  noch  in  Iiland  Zehnten,  so  könnten  die 
Grundbesitzer  6  oder  7  Millionen  £  an  Landtaxe  mehr 
bezahlen,  ohne  schwerer  belastet  zu  sein,  als  sie  es  meist 
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schon  sind.  Amerika  zahlt  keinen  Zehnten  und  könnte 
daher  recht  wohl  eine  Landtaxe  zahlen.  Allerdings 
werden  in  Amerika  und  Westindien  die  Grundstücke  in 
der  Regel  nicht  verpachtet,  und  könnten  mithin  nicht 
nach  den  Pachtrenten  eingeschätzt  werden.  Aber  die 
Grundstücke  Großbritanniens  wurden  unter  Wilhelm 
und  Maria  auch  nicht  nach  den  Pachtrenten,  sondern 
nach  einer  sehr  willkürlichen  und  ungenauen  Schät- 
zung eingeschätzt.  Die  Grundstücke  in  Amerika  könn- 
ten entweder  ebenso,  oder  nach  Vermessungen  ein- 
geschätzt werden,  wie  es  im  Mailändischen  und  in 
Österreich,  Preußen  und  Sardinien  geschehen  ist. 

Stempelsteuern  könnten  in  Ländern,  wo  die  Pro- 
zeßformen und  die  Übertragungen  von  Real-  und  Per- 
sonaleigentum ziemlich  gleichförmige  sind,  offenbar 
in  derselben  Weise  erhoben  werden. 

Wenn  die  Ausdehnung  der  Zollgesetze  Großbritan- 
niens auf  Irland  und  die  Kolonien,  wie  es  gerechtermaßen 
geschehen  müßte,  von  einer  Ausdehnung  der  Handels- 
freiheit begleitet  wäre,  so  würde  sie  für  beide  im  höchsten 
Grade  vorteilhaft  sein.  Alle  die  gehäßigen  Beschrän- 
kungen, die  jetzt  den  Handel  Irlands  lähmen,  sowie  die 
Unterscheidung  zwischen  aufgezählten  und  nicht  aufge- 
zählten Waren  Amerikas  hätten  dann  ein  Ende.  Die  Län- 
der nördlich  vom  Kap  Finisterre  würden  dann  für  alle 
Produkte  Amerikas  ebenso  offen  sein,  wie  es  die  südlich 
von  diesem  Kap  gelegenen  Länder  für  einige  jener 
Produkte  gegenwärtig  sind.  Der  Handel  zwischen  den 
verschiedenen  Teilen  des  britischen  Reiches  würde  durch 
diese  Gleichförmigkeit  der  Zollgesetze  ebenso  frei  werden, 
wie  es  jetzt  der  Küstenhandol  Großbritanniens  ist.  Das 
britische  Reich  würde  so  innerhalb  seines  Gebiets  einen 
unermeßlichen  inneren  Markt  für  alle  Produkte  aller 
seiner  Provinzen  darbieten.  Eine  so  große  Ausdehnung 
des  Marktes  würde  bald  sowohl  Irland  wie  die  Kolonion 
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für  Alles  entschädigen,  was  sie  durch  die  Erhöhung 
der  Zölle  erleiden  könnten. 

Die  Akzise  ist  der  einzige  Teil  des  britischen 
Steuersystems,  der  in  seiner  Anwendung  auf  die  ver- 
schiedenen Provinzen  des  Reiches  eine  verschiedene 
Gestaltung  erheischte.  Auf  Irland  könnte  sie  ohne  alle 
Änderung  ausgedehnt  werden,  da  Produktion  und  Kon- 
sumtion dieses  Landes  derjenigen  in  Großbritannien 
gleichen.  Bei  ihrer  Anwendung  auf  Amerika  und  West- 
indien, deren  Produktion  und  Konsumtion  von  der  bri- 
tischen so  verschieden  sind,  könnten  Änderungen  nötig 
sein,  wie  bei  den  englischen  Grafschaften,  wo  Obstwein 
oder  Bier  getrunken  wird. 

Zum  Beispiel  wird  in  Amerika  vielfach  ein  gegoh- 
renes  Getränk  getrunken,  das  Bier  genannt  wird,  aber 
aus  Syrup  gemacht  wird  und  also  wenig  Ähnlichkeit 
mit  unserem  Bier  hat.  Da  dies  Getränk  sich  nur  we- 
nige Tage  hält,  kann  es  nicht  wie  unser  Bier  in  gros- 
sen Brauereien  gebraut  und  gelageit  werden,  sondern 
jede  Familie  muß  es  für  ihren  eigenen  Hausbedarf 
brauen,  ebenso  wie  sie  ihre  Speisen  kocht.  Allein  jede 
Familie  den  gehäßigen  Besuchen  und  Nachforschungen 
der  Steuerbeamten  zu  unterwerfen,  wie  wir  es  mit  den 
Bierwirten  und  Brauern  tun,  würde  mit  freien  Zu- 
ständen ganz  unverträglich  sein.  Wenn  es  der  Gleich- 
heit wegen  für  nötig  erachtet  würde,  dies  Getränk  zu 
besteuern,  so  müßte  es  durch  Besteuerung  des  Materials 
entweder  am  Orte  seiner  Erzeugung,  oder,  falls  dies  un- 
geeignet erscheinen  sollte,  bei  der  Einfuhr  in  die  Kolonie, 
in  der  es  verzehrt  werden  soll,  geschehen.  Außer  dem 
vom  britischen  Parlament  auf  die  Einfuhr  von  Syrup 
nach  Amerika  gelegten  Zoll  von  1  d.  per  Gallone  besteht 
noch  eine  provinzielle  Steuer  von  8  d.  per  Oxhoft  bei 
der  Einfuhr  in  Massachusettsbay,  und  eine  andere  von 
5  d.  per  Gallone  bei  der  Einfuhr  aus  den  nördlichen 
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Kolonien  nach  Süd-Karolina.  Oder  wenn  keine  dieser 
Methoden  geeignet  erscheint,  so  könnte  jede  Familie  für 
ihren  Verbrauch  dieses  Getränks  eine  Pauschsuinme 
zahlen,  entweder  je  nach  der  Anzahl  der  Personen,  aus 
denen  sie  besteht,  wie  es  in  England  bei  der  Malzsteuer 
gehalten  wird,  oder  nach  dem  Alter  und  Geschlecht 
dieser  Personen,  wie  in  Holland  verschiedene  Steuern 
erhoben  werden,  oder  etwa  so,  wie  es  Matthias  Decker 
für  alle  Verbrauchssteuern  vorschlägt.  Diese  Be- 
steuerungsart ist  zwar,  wie  bereits  bemerkt,  bei  Ge- 
genständen von  schnellem  Verbrauch  nicht  sehr  ge- 
eignet; allein  in  Fällen,  wo  keine  bessere  zu  finden 
ist,  kann  man  sie  immerhin  annehmen. 

Zucker,  Rum  und  Tabak  sind  Waren,  die  nirgends 
zu  den  notwendigen  Lebensbedürfnissen  gehören,  aber 
Gegenstände  fast  allgemeinen  Verbrauchs  geworden  und 
daher  außerordentlich  geeignete  Steuerobjekte  sind. 
Wenn  eine  Union  mit  den  Kolonien  zu  Stande  käme, 
könnten*  die  Waren  besteuert  werden,  ehe  sie  aus  den 
Händen  des  Fabrikanten  oder  Produzenten  gehen,  oder 
wenn  diese  Besteuerungsart  den  Verhältnissen  dieser 
Personen  nicht  entsprechen  sollte,  könnten  sie  am  Er- 
zeugungsorte und  in  allen  Häfen  des  Reiches,  wohin  sie 
verführt  werden,  in  öffentlichen  Lagerhäusern  niederge- 
legt werden,  um  dort  so  lange  unter  dem  gemeinschaft- 
lichen Verschlusse  des  Eigentümers  und  der  Zollbehörde 
zu  bleiben,  bis  sie  entweder  an  den  Verbraucher,  bezw. 
Kleinhändler  im  Lande,  oder  an  den  Exporteur  abge- 
liefert würden.  Zur  Ausfuhr  würden  sie  steuerfrei  aus- 
zuliefern sein,  natürlich  gegen  gehörige  Sicherheit,  daß 
sie  auch  wirklich  ausgeführt  werden.  Diese  sind  violleicht 
die  hauptsächlichsten  AVaron,  hinsichtlich  derer  eine 
Union  mit  den  Kolonien  eine  erhebliche  Änderung 
des  britischen  Steuersystems  nötig  machen  würde. 

Wie   hoch   sich  die   Einnahmen   belaufen  würden. 
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wenn  dieses  Steuersystem  überalleProvinzen  des  Reiches 
ausgedehnt  würde,  Uil^tsich  allerdings  unmöglich  genau 
angeben.  In  Großbritannien  werden  mittelst  dieses  Sys- 
tems bei  einer  Einwohnerzahl  von  noch  nicht  8  Millio- 
nen mehr  als  £  10  Millionen  erhoben.  Irland  hat  mehr 
als  2,  und  die  zwölf  vereinigten  Provinzen  Amerikas 
nach  den  dem  Kongresse  vorgelegten  Tabellen  mehr  als 
3  Millionen  Einwohner.  Diese  Angaben  mögen  übertrie- 
ben sein,  vielleicht  um  ihre  Bevölkerung  zu  ermutigen 
und  die  unsrige  einzuschüchtern,  und  es  mag  daher  an- 
genommen werden,  daß  unsre  nordamerikanischen  und 
westindischen  Kolonien  zusammen  nicht  mehr  als 
drei,  und  mithin  das  ganze  britische  Reich  in  Europa 
und  Amerika  nicht  mehr  als  13  Millionen  Einwohner 
hat.  Wenn  nun  jenes  Steuersystem  von  noch  nicht 
8  Millionen  Menschen  mehr  als  £  10  Milhonen  erhebt, 
so  müßten  sich  bei  13  Milhonen  mehr  als  £  16,250,000 
Einnahmen  ergeben.  Davon  müßten  die  in  Irland  und  den 
Kolonien  zur  Bestreitung  ihrer  öffentlichen  Be'dürfnisse 
erhobenen  Einnahmen  abgezogen  werden.  Die  Kosten 
der  Zivil-  und  Militäi'verwaltung  Irlands  betragen  nebst 
den  Zinsen  seiner  Staatsschuld  durchschnittlich  etwas 
weniger  als  £  750,000.  Die  Einnahmen  der  amerikani- 
schen und  westindischen  Kolonien  betrugen  vor  dem 
Ausbruch  der  jetzigen  Unruhen  etwa  £  141,800,  worin 
jedoch  die  Einnahmen  Marylands,  Nord-Karolinas  und 
aller  unserer  neueren  Erwerbungen  auf  dem  Kontinent 
und  den  Inseln  nicht  inbegriffen  sind,  was  vielleicht 
einonUnterschied  von  £30 oder  40,000  macht.  In  runder 
Summe,  wollen  wir  annehmen,  betragen  die  Verwaltungs- 
kosten Irlands  und  der  Kolonien  eine  Million.  Es  würden 
mithin  Einnahmen  von  £15,250,000  übrigbleiben,  um  zur 
Deckung  der  gesamten  Staatsausgaben  und  zur  Tilgung 
der  Schuld  verwendet  zu  werden.  Wenn  nun  von  den 
seitherigen  Einnahmen  Grioßbritanniensin  Friedenszeiten 
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jähiiioh  eine  Million  zur  Tilgung  der  Staatsschuld  er- 
übrigt werden  konnte,  so  würden  von  jenen  vermehrten 
Einnahmen  wohl  £  6,250,000  erübrigt  werden  können. 
Dieser  Tilgungsfonds  könnte  jährlich  noch  durch  die 
Zinsen  der  im  Jahre  zuvor  abgezahlten  Schuld  vermehrt 
werden,  und  auf  diese  Weise  so  schnell  wachsen,  daß 
in  wenigen  Jahren  die  ganze  Schuld  getilgt  und  so  die 
jetzt  gelähmte  und  geschwächte  Kraft  des  Reiches  völlig 
wiederhergestellt  wird.  Mittlerweile  könnte  das  Volk 
von  einigen  der  lästigsten  Steuern  befreit  werden,  von 
denennämlich,  die  auf  dringende  Lebensbedürfnisse  oder 
auf  Rohstoffe  der  Industrie  gelegt  sind.  Die  Arbeiter 
würden  so  besser  leben,  billiger  arbeiten  und  ihre  Wa- 
ren billiger  an  den  Markt  bringen  können.  Die  Billig- 
keit ihrer  Waren  würde  die  Nachfrage  nach  ihnen  und 
folglich  die  Nachfrage  nach  Arbeitskräften  steigern. 
Diese  Steigerung  der  Nachfrage  nach  Arbeitskräften 
würde  sowohl  die  Zahl  der  Arbeiter  vermehren,  als  auch 
ihre  Lage  verbessern.  Ihr  Verzehr  würde  zunehmen 
und  zugleich  damit  die  Einnahmen  von  all'  den  Artikeln 
ihres  Verbrauchs,  auf  denen  noch  eine  Steuer  verbleibt. 
Die  aus  diesem  Steuersystem  entspringenden  Ein- 
nahmen könnten  indessen  nicht  sofort  im  Verhältnis  zu 
der  ihm  unterworfenen  Einwohnerzahl  steigen.  Gegen 
die  Provinzen,  die  bisher  ungewohnten  Steuern  unter- 
worfen würden,  müßte  eine  Zeit  lang  große  Nachsicht 
geübt  werden,  und  selbst  wenn  überall  möglichst  genau 
dieselben  Steuern  erhoben  würden,  so  würden  sie  doch 
nicht  überall  der  Volksmenge  entsprechende  Einnahmen 
liefern.  In  einem  armen  Lande  ist  die  Konsumtion  der 
hauptsächlichsten  zoll-  und  akzisepflichtigen  Waren  sehr 
klein,  und  in  einem  dünnbevölkerten  Lande  ist  die  Ge- 
legenheit zum  Schmuggel  sehr  groß.  Der  Bierverbrauch 
ist  in  Schottland  unter  den  niederen  Volksklassen  sehr 
gering,  und  die  Akzise  auf  Malz,  Bier  und  Ale  bringt 
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dort  im  Verhältnis  zur  Yolkszahl  weniger  ein,  als  in 
England.  Der  Schmuggel  in  diesen  Artikeln  ist  wohl 
in  dem  einen  Lande  nicht  größer,  als  im  anderen.  Die 
Bi'anntweinsteuer  und  die  meisten  Zolle  bringen  in 
Schottland  verhältnismäßig  weniger  ein,  als  in  England, 
nicht  bloß  wegen  des  geringeren  A^erbrauchs,  son- 
dern auch  wegen  der  größeren  Leichtigkeit  des  Schmug- 
gels. In  Irland  sind  die  niederen  Volksklassen  noch 
ärmer  als  in  Schottland,  und  viele  Gegenden  sind  bei- 
nahe ebenso  dünn  bevölkert.  In  Irland  würde  also  der 
Verbrauch  der  besteuerten  "Waren  verhältnismäßig  noch 
geringer,  und  die  Leichtigkeit  des  Schmuggels  wird 
ziemlich  dieselbe  sein,  wie  in  Schottland.  In  Amerika 
und  Westindien  ist  die  weisse  Bevölkerung  selbst  der 
niedersten  Stände  viel  bessergestellt,  als  dieselben  Stän- 
de in  England,  und  ihr  Verbrauch  wahrscheinlich  weit 
größer.  Die  Schwarzen  freilich,  die  den  größten  Teil 
der  Einwohner  sowohl  in  den  südlichen  Kolonien  des 
Kontiments  als  auf  den  westindischen  Inseln  ausmachen, 
sind  als  Sklaven  ohne  Zweifel  in  einer  schlechteren  Lage, 
als  die  ärmsten  Leute  in  Schottland  und  Irland.  Doch  darf 
man  deshalb  nicht  glauben,  daß  sie  schlechter  genährt, 
oder  daß  ihr  Verbrauch  an  mäßig  besteuerten  Artikeln 
geringer  sei,  als  unter  den  niederen  Volksklassen  Eng- 
lands. Sie  gut  zu  nähren  und  zufrieden  zu  erhalten, 
damit  sie  tüchtig  arbeiten  können,  liegt  im  Interesse  ihrer 
Herren,  wie  es  in  ihrem  Interesse  liegt,  ihre  Arbeitstiere 
gut  zu  halten.  Die  Schwarzen  haben  deshalb  fast  über- 
all, wie  die  weißen  Dienstboten,  ihre  Ration  ßum  und 
Bier,  und  diese  Ration  würde  ihnen  wohl  nicht  entzogen 
werden,  wenn  auch  diese  Artikel  einer  mäßigen  Steuer 
unterworfen  würden.  Der  Verbrauch  besteuerter  Waren 
würde  mithin  in  Amerika  und  Westindien  verhältnis- 
mäßig ebenso  groß  sein,  wie  in  irgend  einem  Teile 
des  britischen  Reiches.  Die  Gelegenheit  zum  Schmuggel 
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ist  dort  allerdings  viel  größer,  da  Amerika  viel  dünner 
bevölkert  ist,  als  Schottland  oder  Irland.  Würden  aber 
die  jetzigen  Steuern  auf  Malz  und  Bier  durch  eine  einzige 
Steuer  auf  Malz  ersetzt,  so  würde  in  diesem  bedeutendsten 
Zweige  der  Akzise  die  Gelegenheit  zum  Schmuggel  fast 
ganz  wegfallen.  Und  wenn  die  Zölle,  anstatt  auf  fast 
alle  Einfuhrartikel  gelegt  zu  werden,  auf  wenige  Artikel 
allgemeinen  Verbrauchs  eingeschränkt  und  zugleich  die 
Erhebung  dieser  Zölle  ähnlich  wie  die  der  Akzise  ge- 
stattet würde,  so  dürfte  die  Gelegenheit  zum  Schmuggel, 
wenn  auch  nicht  gänzlich  verhütet,  doch  gewiß  sehr 
vermindert  werden.  Infolge  dieser  beiden  offenbar  ein- 
fachen und  leichten  Änderungen  könnten  die  Zoll-  und 
Akziseabgaben  in  der  dünn  bevölkertsten  Provinz  ver- 
hältnismäßig ebenso  große  Einnahmen  bringen,  wie 
in  der  volkreichsten. 

Die  Amerikaner,  hat  man  allerdings  gesagt,  haben 
kein  Gold  und  Silbergeld ;  der  innere  Verkehr  des  Landes 
wird  mit  Papiergeld  betrieben,  und  das  Gold  und  Silber, 
das  sie  gelegentlich  erhalten,  ^vird  sämtlich  nach  Groß- 
britannien gesendet,  um  die  von  uns  bezogenen  Waren 
damit  zu  bezahlen.  Ohne  Gold  und  Silber  aber,  fügt  man 
hinzu,  ist  CS  unmöglich,  Steuern  zu  zahlen.  Das  Gold  und 
Silber,  das  die  Amerikaner  haben,  erhalten  wir  schon.  Wie 
ist  es  möglich,  ihnen  abzunehmen,  was  sie  nicht  haben? 

Der  gegenwärtige  Mangel  an  Gold-  und  Silbergeld 
in  Amerika  ist  nicht  die  Folge  der  Armut  des  Landes 
oder  des  Unvermögens  seiner  Bewohner,  diese  Metalle  zu 
kaufen.  In  einem  Lande,  wo  der  Arbeitslohn  so  viel 
höher  und  der  Preis  der  Lebensmitel  so  viel  niedriger 
ist,  als  in  England,  müssen  die  meisten  Leute  sicherlich 
die  Mittel  haben,  eine  größere  Menge  edler  Metalle  zu 
kaufen,  wenn  es  nötig  oder  nützlich  für  sie  wäre.  Der 
Mangel  an  diesen  Metallen,  muß  daher  eine  Folge  der 
Wahl  und  nicht  der  Notwendigkeit  sein. 
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Notwendig  oder  nützlich  ist  das  Gold-  und  Silber- 
geld entweder  bei  den  Geschäften  des  inneren  oder 
des  auswärtigen  Verkehrs. 

Die  inneren  Geschäfte  jedes  Landes  können,  wie  im 
zweiten  Buche  gezeigt  worden,  wenigstens  in  Friedens- 
zeiten mit  Papiergeld  fast  ebenso  gut  wie  mit  Gold  und 
Silbergeld  betrieben  werden.  Für  die  Amerikaner,  die 
in  der  Bodenkultur  jederzeit  größere  Kapitalien  gewinn- 
reich anzulegen  vermögen,  als  sie  sich  leicht  verschaffen 
können,  ist  es  vorteilhaft,  die  Kosten  eines  so  kostbaren 
Verkehrswerkzeuges,  wie  Gold  und  Silber,  zu  ersparen, 
und  den  Teil  ihrer  überschüssigen  Produktion,  den  sie 
zum  Ankauf  jener  Metalle  brauchen  würden,  lieber  auf 
Werkzeuge,  Kleiderstoffe,  Hausgeräte,  Eisenwaren  zu 
Bauzwecken,  usw.,  kurz  auf  den  Ankauf  lebendigen 
und  produktiven,  nicht  toten  Kapitals  zu  verwenden. 
Die  Kolonialregierungen  finden  es  in  ihrem  Interesse, 
das  Volk  mit  so  viel  Papiergeld,  wie  zum  Betriebe 
der  inländischen  Geschäfte  nötig  ist,  reichlich  zu  ver- 
sehen. Einige  dieser  Regierungen,  besonders  die  von 
Pennsylvanien,  beziehen  aus  den  verzinslichen  Dar- 
lehen, die  sie  mit  diesem  Papiergeld  gewähren,  eine 
Einnahme.  Andere,  wie  die  von  Massachusettsbay  geben 
inNotfällen  ein  derartiges  Papiergeld  aus,  zur  Be- 
str'eitung  der  Staatsausgaben,  und  lösen  es  später,  wenn 
die  Umstände  der  Kolonie  es  erlauben,  zu  dem  ver- 
minderten Weite  wieder  ein,  auf  den  es  nach  und 
nach  gesunken  ist.  So  bezahlte  1747*)  diese  Kolonie 
den  größten  Teil  ihrer  Schulden  mit  dem  zehnten  Teile 
des  Geldes,  wofür  ihre  Noten  ausgegeben  waren.  Dem  . 
Vorteil  der  Pflanzer  entspricht  es,  die  Kosten  der  Ver- 
wendung von  Gold-  und  Silbergeld  in  ihrem  inneren  Ver- 
kehr zu  erspai'en,  und  dem  Vorteil  der  Kolonial-Re- 
gierungen  entspricht  es,  sie  mit  einem  Zahlungsmittel  zu 

*)  Siehe  Hutchinson's   Hist,   of  Massachusettsbay.  Vol.  II. 
p.  536  u.  ff. 
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versorgen,  das  zwar  nicht  unerheblicheNachteilehat, aber 
ihnen  doch  Kosten  erspart.  Der  Überfluß  an  Papier- 
geld verjagt  das  Gold  und  Silber  aus  dem  inneren  Ver- 
kehr der  Kolonien  aus  demselben  Grunde,  der  es  aus 
dem  inneren  Verkehr  Schottlands  vertreibt;  und  in 
beiden  Ländern  ist  es  nicht  die  Armut,  sondern  der 
Unternehmungsgeist  der  Einwohner,  ihr  Wunsch,  alle 
Kapitalien,  die  sie  erhalten  können,  tätig  und  pro- 
duktiv anzulegen,  was  diesen  Überfluß  an  Papiergeld 
verursacht  hat. 

In  dem  Handel  der  Kolonien  mit  Großbritannien 
wird  mehr  oder  weniger  Gold  und  Silber  verwendet,  je 
nachdem  sie  mehr  oder  weniger  nötig  sind.  Wo  diese 
Metalle  nicht  nötig  sind,  kommen  sie  selten  vor;  vfo 
sie  nötig  sind,  sind  sie  in  der  Regel  vorhanden. 

In  dem  Handel  zwischen  Großbritannien  und  den 
Tabakskolonien  werden  die  britischen  Wai'en  den  Kolo- 
nisten meist  auf  ziemlich  lange  Fristen  gestundet,  und 
später  in  Tabak  zu  einem  gewissen  festgesetzten  Preise 
bezahlt.  Für  die  Kolonisten  ist  es  vorteilhafter,  in 
Tabak  als  in  Gold  und  Silber  zu  bezahlen.  Fs  würde 
für  jeden  Kaufmann  vorteilhafter'  sein,  die  Waren,  die 
seine  Geschäftsfreunde  an  ihn  verkauft  haben,  in  anderen 
Waren,  in  denen  er  handelt,  als  in  Geld  zu  bezahlen. 
Dann  hätte  der  Kaufmann  nicht  nötig,  einen  Teil  seines 
Kapitals  unbenutzt  in  barem  Gelde  liegen  zu  lassen, 
um  den  laufenden  Forderungen  zu  entsprechen.  Fr 
könnte  jederzeit  eine  größere  Menge  Waren  in  seinem 
Laden  oder  Lagerhause  haben,  und  seinen  Handel  in 
größerem  Umfange  betreiben.  Allein  es  ist  selten  allen 
Korrespondenten  einesKauf  manns  gelegen , für  die  Waren , 
die  sie  ihm  verkaufen,  Zahlung  in  anderen  Waren  zu 
empfangen,  in  denen  er  handelt.  Die  britischen  Kauf- 
loute,  die  nach  Virginien  und  Maryland  handeln,  sind 
eine  Gattung  vonKoiresponden  ten,  denen  es  gelegener  ist, 
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die  Bezahlung  der  Waren,  die  sie  nach  jenen  Kolonien 
absetzen,  in  Tabak  zu  erhalten,  als  in  Gold  und  Silber. 
Durch  den  Verkauf  des  Tabaks  hoffen  sie  einen  Gewinn 
zu  erzielen;  durch  den  des  Goldes  und  Silbers  könnten  sie 
keinen  machen.  Deshalb  kommen  in  dem  Handel  zwischen 
Großbritannien  und  den  Tabakskolonien  Gold  und  Silber 
selten  vor,  Maiyland  und  Yirginien  bedürfen  dieser 
Metalle  in  ihrem  auswärtigen  Handel  so  wenig  wie  in 
ihrem  inneren,  und  in  der  Tat  sollen  sie  weniger  Gold- 
und  Silbergeld  besitzen,  als  alle  anderen  amerikanischen 
Kolonien.  Dennoch  werden  sie  für  ebenso  blühend,  und 
folglich  für  ebenso  reich  gehalten  als  alle  ihre  Nachbarn. 

In  den  nördlichen  Kolonien  Pennsylvanien,  New- 
York,  New-Jersey,  den  vier  Gouvernements  von  Neu- 
England  usw.  kommt  der  Betrag  ihrer  Produkte,  die 
sie  nach  Großbritannien  ausführen,  dem  der  Industrie- 
erzeugnisse nicht  gleich,  die  sie  zu  ihrem  eignen  und 
zum  Gebrauch  einiger  anderer  Kolonien,  wohin  sie 
Zwischenhandel  treiben,  einführen.  Es  muß  daher  an 
das  Mutterland  ein  Saldo  in  Gold  und  Silber  gezahlt 
werden,  und  den  Betrag  dieses  Saldo  finden  sie  auch 
in  der  Regel. 

In  den  Zuckerkolonien  ist  der  Betrag  der  nach  Groß- 
britannien jährlich  ausgeführten  Produkte  weit  größer, 
als  der  Wert  der  von  dorther  eingeführten  Waren. 
Wenn  der  jährlich  ins  Mutterland  gesendete  Zucker  und 
Rum  in  diesen  Kolonien  bezahlt  werden  müßte,  so  wäre 
Großbritannien  genötigt,  jährlich  einen  sehr  bedeutenden 
Saldo  in  Geld  fortzuschicken,  und  der  Handel  nach 
Westindien  ist  nach  einer  gewissen  Klasse  von  Politikern 
als  höchst  nachteilig  zu  betrachten.  Aber  zufällig  sind 
viele  größere  Grundbesitzer  der  Zuckerpflanzungen  in 
Großbritannien  ansäßig.  Ihre  Renten  werden  ihnen  in 
Zucker  und  Rum,  dem  Erzeugnis  ihrer  Güter,  Über- 
macht. Der  Zucker  und  Rum,  den  die  AVestindionhändlor 
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in  diesen  Kolonien  auf  eigne  Rechnung  kaufen,  kommt 
dem  Betrage  der  Waren  nicht  gleich,  welche  sie  jähr- 
lich dahin  absetzen.  Es  muß  ihnen  daher  ein  Saldo 
in  Gold  und  Silber  gezahlt  werden,  und  dieser  Saldo 
findet  sich  auch  gewöhnlich. 

Die  Schwierigkeit  und  Unregelmäßigkeit  der  von 
den  Kolonien  an  Großbritannien  zu  leistenden  Zahlun- 
gen hat  sich  niemals  nach  der  Grüße  oder  Gering- 
fügigkeit ihrer  Saldi  gerichtet.  Im  Allgemeinen  waren 
die  Zahlungen  der  nördlichen  Kolonien  weit  regelmäßi- 
ger, als  die  der  Tabakskolonien,  obwohl  die  ersteren 
in  der  Regel  eine  ziemlich  große  Bilanz  in  Geld  aus- 
zugleichen haben,  während  die  letzteren  entweder  keine 
oder  eine  viel  kleinere  Bilanz  zahlten.  Die  Schwierig- 
keit, von  unseren  Zuckerkolonien  Zahlung  zu  erhalten, 
richtet  sich  nicht  sowohl  nach  der  Größe  der  Bilanz, 
die  sie  auszugleichen  haben,  als  nach  der  Menge  un- 
angebauten  Landes,  das  sie  enthalten,  d.  h.  nach  der 
größeren  odei'  geringeren  Versuchung  der  Pflanzer  zur 
Überproduktion,  oder  zur  Inangriffnahme  und  Pflan- 
zung größerer  Strecken  wüsten  Landes,  als  dem  Um- 
fang ihres  Kapitals  angemessen  ist.  Die  Eingänge  von 
der  großen  Insel  Jamaika,  wo  es  noch  viel  unange- 
bautes  Land  gibt,  sind  im  Allgemeinen  unregelmäßiger 
und  unsicherer,  als  von  den  kleineren  Inseln  Barbadoes, 
Antigua  und  St.  Christoph,  die  seit  vielen  Jahren 
vollständig  angebaut  sind,  und  daher  den  Spekulati- 
onen der  Pflanzer  weniger  Spielraum  lassen.  Die 
neuen  Erwerbungen  Granada,  Tabago,  St.  Vincent  und 
Dominique  haben  derartigen  Spekulationen  ein  neues 
Feld  eröffnet,  und  die  Eingänge  von  diesen  Inseln  sind 
daher  neuerdings  so  unregelmäßig  und  so  unsicher 
geworden,  wie  die  Jamaikas. 

Es    ist  also    nicht    die   Armut  der  Kolonion,    was 

Adam    Smith,  Volkswohlstand.     IV.  2l 
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den  bei  den  meisten  unter  ihnen  herrschenden  Mangel 
an  Gold-  und  Silbergeld  verursacht.  Ihr  großer  Bedarf 
an  tätigem  und  produktivem  Kapital  macht  es  vorteil- 
haft für  sie  möglichst  wenig  totes  Kapital  zu  haben, 
und  sie  begnügen  sich  deshalb  lieber  mit  einem  wohl- 
feileren, wenn  auch  weniger  bequemen  Verkehrswerk- 
zeuge, als  Gold  und  Silber.  Sie  ermöglichen  dadurch, 
den  Wert  ihres  Goldes  und  Silbers  auf  Werkzeuge,  Klei- 
derstoffe, Hausgerät,  Eisenwaren  und  dergl.  zu  ver- 
wenden. Zu  den  Geschäften,  die  sich  ohne  Gold-  und 
Silbergeld  nicht  abmachen  lassen,  finden  sie  offenbar 
stets  die  nötige  Menge  dieser  Metalle,  und  wenn  sie 
sie  oft  nicht  finden,  so  ist  dies  in  der  Regel  nicht  die 
Folge  zwingender  Armut,  sondern  ihrer  unnötigen  und 
übermäßigen  Spekulationen.  Nicht  weil  sie  arm  sind, 
sondern  weil  sie  zu  sehr  erpicht  sind,  übermäßig  reich 
zu  werden,  sind  ihre  Zahlungen  unregelmäßig  und  un- 
sicher. Wenn  daher  auch  der  ganze  Ertrag  der  Kolonial- 
steuern, so  weit  er  nicht  zur  Deckung  der  Verwaltungs- 
und Heeresausgaben  erforderlich  ist,  in  Gold  und  Silber 
nach  Großbritannien  geschickt  werden  müßte,  so  haben 
die  Kolonien  reichlich  die  Mittel,  um  die  erforderliche 
Menge  dieser  Metalle  zu  kaufen.  Allerdings  wären  sie 
in  diesem  Falle  genötigt,  einen  Teil  ihrer  überschüßi- 
gen  Produktion,  womit  sie  jetzt  tätiges,  produktives 
Kapital  kaufen,  auf  totes  Kapital  zu  verwenden.  Sie 
würden  genötigt  sein,  in  ihrem  inneren  Verkehr  ein 
kostspieliges  Verkehrs  Werkzeug  anstatt  eines  wohlfeilen 
zu  verwenden,  und  seine  Kosten  könnten  die  Lebhaf- 
tigkeit und  Hitze  ihrer  übermäßigen  Spekulation  im 
Bodenanbau  wohl  etwas  dämpfen.  Aber  es  wäre  nicht 
nötig,  die  amerikanischen  Steuern  in  Gold  und  Silber 
nach  Großbritannien  zu  senden.  Sie  könnten  durch 
Wechsel  auf  britische  Kaufleute  oder  Gesellschaften 
geleistet  werden,  an  welche  amerikanische  Produkte  ge- 
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sendet  worden  waren  und  die  das  Geld  dafür  an  den 
Schatz  zahlen  würden.  So  könnte  oft  das  ganze  Ge- 
schäft abgewickelt  werden,  ohne  daß  eine  einzige  Unze 
Gold  und  Silber  aus  Amerika  ausgeführt  würde. 

Der  Gerechtigkeit  widerspricht  es  nicht,  daß  Irland 
und  Amerika  zur  Tilgung  der  britischen  Staatsschuld 
beitragen  sollen.  Diese  Schuld  ist  zur  Auf  rech  thaltung 
der  durch  die  Revolution  eingesetzten  Regierung  ein- 
gegangen, einer  Regierung,  der  die  irländischen 
Protestanten  nicht  nur  die  ganze  Macht,  die  sie 
jetzt  in  ihrem  Lande  haben,  sondern  auch  die  Siche- 
rung ihrer  Freiheit,  ihres  Eigentums  und  ihrer  Religi- 
on zu  danken  haben:  einer  Regierung,  der  mehrere 
amerikanische  Kolonien  ihre  Freiheitsbriefe  und  folg- 
lich ihre  Verfassung,  alle  amerikanischen  Kolonien  aber 
die  Freiheit,  die  Sicherheit  und  das  Eigentum  verdan- 
ken, deren  sie  sich  jetzt  erfreuen.  Diese  Schuld  ist 
nicht  bloß  zum  Schutze  Großbritanniens,  sondern  aller 
Provinzen  des  Reichs  gemacht  worden.  Namentlich 
die  ungeheure  Schuld,  die  im  letzten  und  ein  großer 
Teil  derjenigen,  die  im  vorhergehenden  Kriege  ein- 
gegangen ist,  waren  ganz  eigentlich  zum  Schutze 
Amerikas  gemacht. 

Durch  eine  Union  mit  Großbritannien  würde  Irland 
außer  der  Freiheit  des  Handels  noch  andere  weit  wich- 
tigere Vorteile  gewinnen,  die  jede  aus  dieser  Union 
etwa  entspringende  Steuererhöhung  reichlich  aufwiegen 
würden.  Durch  die  Union  mit  England  gewannen  die 
mittleren  und  unteren  Volksklassen  in  Schottland  die 
völlige  Befreiung  von  der  Macht  einer  Aristokratie,  die 
sie  zuvor  stets  unterdrückt  hatte.  Ebenso  würden  die 
meisten  Bewohner  Irlands  aller  Stände  von  einer  noch 
viel  drückenderen  Aristokratie  befreit  werden,  einer 
Aristokratie,  die  nicht  wie  die  schottische  auf  den  natür- 

21* 
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liehen  und  achtungswerten  Unterschieden  der  Geburt 
und  des  Vermögens,  sondern  auf  der  gehäßigsten  aller 
Unterscheidungen,  denen  religiöser  und  politischer  Vor- 
urteile beruht;  Unterscheidungen,  die  mehr  als  alles 
andere  bei  den  Bedrückern  Hochmut  und  bei  den  Be- 
drückten Haß  und  Entrüstung  hervorrufen,  und  die  Be- 
wohner des  gleichen  Landes  gewöhnlich  feindseliger  ge- 
gen einander  machen,  als  es  die  Bewohner  verschiedener 
Länder  jemals  sind.  Ohne  eine  Union  mit  Großbritanni- 
en werden  die  Bewohner  Irlands  sich  wohl  noch  viele 
Menschenalter  hindurch  nicht  als  ein  Volk  betrachten. 
In  den  Kolonien  hat  niemals  eine  tyrannische  Ari- 
stokratie geherrscht.  Dennoch  würden  auch  sie  durch 
eine  Union  mit  Großbritannien  an  Wohlfahrt  und  Ruhe 
gewinnen.  Sie  würden  dadurch  wenigstens  von  den 
grollenden  und  giftigen  Parteiungen  befreit,  die  von 
kleinen  Demokratien  unzertrennlich  sind  und  so  oft 
Zwietracht  unter  ihrer  Bevölkerung  entfacht  und  die 
Ruhe  ihrer  dem  demokratischen  Ideal  so  nahekommen- 
den Regierungen  gestört  haben.  Im  Falle  einer  gänz- 
lichen Losreißung  von  Großbritannien,  die,  wenn  sie 
sich  nicht  durch  eine  derartige  Union  abwenden  läßt, 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  eintreten  wird,  würden 
die  Parteiungen  noch  zehnmal  erbitterter  werden,  als 
je.  Vor  der  jetzigen  Revolution  war  die  Macht  des 
Mutterlandes  stets  im  Stande,  die  Parteien  so  weit 
in  Schranken  zu  lialten,  daß  es  höchstens  zu  groben 
Brutalitäten  und  Beleidigungen  kam.  Würde  jene 
Macht  beseitigt,  so  käme  es  wahrscheinlich  bald  zu 
offener  Gewalttat  und  Blutvergießen.  In  allen  großen 
Ländern,  die  unter  einer  gemeinsamen  Regierung  ver- 
einigt sind,  pflegt  der  Parteigeist  in  den  entfernten  Pro- 
vinzen weniger  zu  herrschen,  als  in  dem  Mittelpunkte 
des  Reiches.  Die  Entfernung  jener  Provinzen  von  der 
Hauptstadt,  dem  Hauptsitze  des  großen  Rappusespiels 
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der  Parteiung  und  Khrsucht,  läßt  sie  weniger  an  den 
Zwecken  der  streitenden  Parteien  teilnehmen,  und  macht 
sie  zu  gleichgültigeren  und  unparteiischeren  Zuschauern 
der  Haltung  aller.  In  Schottland  herrscht  der  Partei- 
geist weniger  als  in  England.  Im  Falle  einer  Union 
würde  er  in  Irland  wahrscheinlich  noch  weniger  herr- 
schen als  in  Schottland,  und  die  Kolonien  würden  sich 
wohl  bald  einer  Eintracht  und  Einhelligkeit  erfreuen, 
wie  sie  jetzt  in  allen  Teilen  des  britischen  Reichs  un- 
bekannt ist.  Allerdings  würden  sowohl  Irland  wie  die 
Kolonien  höheren  Steuern  unterworfen  sein,  als  2:eo;en- 
wärtig.  In  Folge  einer  emsigen  und  ehrlichen  Vor- 
wendung der  Staatseinnahmen  zur  Tilgung  der  Schuld 
könnte  jedoch  der  größte  Teil  jener  Steuern  nicht  von 
langer  Dauer  sein,  und  die  Steuern  könnten  bald  so 
weit  ermäßigt  werden,  wie  es  für  ein  mäßiges  Frie- 
densbudget erforderlich  ist. 

Die  Gebietsorwerbungen  der  ostindischen  Gesell- 
schaft, auf  welche  die  Krone,  d.h.  Staat  und  Volk  von 
Großbritannien  ein  unzweifelhaftes  Anrecht  hat,  könn- 
ten eine  andere,  violleicht  ergiebigere  Einnahme(j[uelle 
werden,  als  alle  bisher  genannten.  Diese  Länder  wer- 
den als  fruchtbarer,  ausgedehnter  und  im  Verhältnis 
zu  ihrem  Umfange  reicher  und  bevölkerter  dargestellt 
als  Großbritannien.  Um  große  Einnahmen  von  ihnen 
zu  beziehen,  würde  es  wohl  nicht  nötig  sein,  neue 
Steuern  in  Ländern  einzuführen,  die  bereits  übermäßig 
besteuert  sind.  Es  würde  vielleicht  richtiger  sein,  die 
Lasten  dieser  unglücklichen  Länder  zu  erleichtern,  als 
sie  zu  erschweren,  und  von  ihnen  nicht  durch  neue 
Steuern,  sondern  durch  Maßregeln,  welche  die  Verun- 
treuung und  den  Mißbrauch  ihrer  bisherigen  Steuern 
vorhüten,   Einnahmen  zu  erzielen. 

Wenn  es  für  G.i'oi3bi'itannien  untunlich  gefunden 
wird,  aus  einer  der  oben  genannten  Quellen  bedeutend 
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vermehrte  Einnahmen  zu  beziehen,  so  bleibt  als  einzige 
Hülfs(|uelle  die  Verminderung  seiner  Ausgaben  übrig. 
In  der  Art  der  Erhebung  und  Verausgabung  der  Staats- 
einnahmen, wie  viel  Spielraum  für  Reformen  hier  auch 
noch  sein  mag,  scheint  Großbritannien  doch  mindes- 
tens ebenso  ökonomisch  zu  sein,  wie  jeder  seiner  Nach- 
barn. Das  Heer,  das  es  in  Friedenszeiten  unterhält, 
ist  mäßiger  als  diejenigen  anderer  europäischer  Staaten, 
die  sich  an  Reichtum  oder  Macht  mit  Großbritannien 
messen  können.  In  diesem  Punkte  scheint  also  eine 
bedeutende  Ermäßigung  der  Ausgaben  nicht  zuläßig. 
Die  i\.usgaben  für  die  Verwaltung  der  Kolonien  auf 
dem  Friedensfuß  waren  vor  den  gegenwärtigen  Unru- 
hen sehr  bedeutend  und  sollten,  wenn  keine  Einnahmen 
von  ihnen  zu  erwarten  sind,  sicherlich  ganz  gespart 
werden.'  Diese  dauernden  Ausgaben  auf  dem  Friedens- 
fuß, so  groß  sie  sind,  sind  gleichwohl  gegen  die  Kos- 
ten, welche  die  Verteidigung  der  Kolonien  in  Kriegs- 
zeiten erfordert  hat,  sehr  unbedeutend.  Der  letzte 
Krieg,  der  lediglich  der  Kolonien  wegen  unternommen 
war,  kostete  Großbritannien,  wie  schon  bemerkt,  mehr 
als  90  Millionen.  Hauptsächlich  ihretwegen  wurde 
auch  der  spanische  Krieg  von  1739  unternommen, 
der  nebst  dem  daraus  entstandenen  französischen 
Kriege  Großbritannien  mehr  als  40  Millionen  kostete, 
wovon  ein  großer  Teil  füglich  den  Kolonien  belastet 
werden  müßte.  In  diesen  beiden  Kriegen  kosteten  die 
Kolonien  Großbritannien  weit  mehr,  als  den  doppelten 
lietrag  der  Nationalschuld  vor  dem  Beginne  des  er- 
steren.  Ohne  diese  Kriege  könnte  und  würde  diese 
Schuld  wahrscheinlich  schon  bezahlt  sein;  und  ohne  die 
Kolonien  würde  der  erste  jener  Kriege  wahrscheinlich 
und  der  letzte  sichoilich  nicht  unternommen  worden  sein. 
Nur  weil  man  die  Kolonien  als  Provinzen  des  britischen 
lieichs   ansah,    stürzte    man    sich  für   sie  in  Unkosten 
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Aber  Länder,  die  zur  Erhaltung  des  lieiches  weder 
Steuern  noch  Wehrkräfte  stellen,  können  nicht  als  Pro- 
vinzen angesehen  werden.  Man  mag  sie  vielleicht  als 
Anhängsel,  als  eine  Art  glänzender  und  prunkender 
Ausiüstung  des  Reiches  betrachten.  AVenn  aber  das 
Iv-eich  nicht  länger  im  Stande  ist,  die  Kosten  dieser 
Ausrüstung  zu  bestreiten,  so  sollte  es  sie  wahrlich  auf- 
geben; und  wenn  es  seine  Einnahmen  nicht  seinen 
Ausgaben  entsprechend  erhöhen  kann,  so  sollte  es 
wenigstens  seine  Ausgaben  nach  seinen  Einnahmen 
richten.  Wenn  die  Kolonien  trotz  ihrer  Weigerung, 
sich  den  biitischen  Steuern  zu  unterwerfen,  noch  fer- 
ner als  Provinzen  des  britischen  Reiches  betrachtet 
werden,  so  kann  ihre  Verteidigung  in  einem  künftigen 
Kriege  Großbritannien  ebenso  ungeheure  Kosten  verursa- 
chen, als  jemals  in  einem  früheren  Kriege.  Die  Be- 
herrscher Großbritanniens  haben  seit  mehr  als  einem 
Jahrhundert  dem  Volke  mit  der  Einbildung  geschmei- 
chelt, daß  es  jenseits  des  atlantischen  Meeres  ein 
großes  Reich  besitze.  Dieses  Reich  hat  indessen  bisher 
nur  in  der  Einbildung  bestanden.  Es  war  bisher 
nicht  ein  Reich,  sondern  das  Projekt  eines  Reiches; 
nicht  eine  Goldgrube,  sondern  das  Projekt  einer  Gold- 
grube; ein  Projekt,  das  ungeheure  Summen  gekostet 
hat,  noch  kostet  und  bei  Verfolgung  des  bisherigen 
Weges  auch  ferner  kosten  wird,  ohne  einen  Gewinn 
zu  bringen;  denn  die  Wirkungen  des  Kolouialhandcls- 
monopols  sind,  wie  gezeigt  worden,  für  die  große 
Masse  des  Volkes  nicht  ein  Gewinn,  sondern  reiner 
Verlust.  Es  ist  wahrlich  Zeit,  daß  unsere  Herrscher 
den  goldenen  Traum,  den  sie  vielleicht  gleich  dem 
Volke  selbst  geträumt  haben,  entweder  verwirklichen, 
oder  daß  sie  selbst  daraus  erwachen  und  das  Volk 
zu  erwecken  suchen.  Kann  das  Projekt  nicht  ausge- 
führt werden,  so  muß  es  aufgegeben  werden.     AVenn 
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eine  Provinz  dos  britischen  Reiches  nicht  veranlaßt 
werden  kann,  zum  Unterhalt  des  ganzen  Reiches  bei- 
zusteuern, so  ist  es  wahrlich  Zeit,  daß  Großbritannien 
sich  von  den  Kosten  befreit,  diese  Provinzen  im  Krie- 
ge zu  verteidigen  und  im  Frieden  einen  Teil  ihrer 
Zivil-  und  Militärverwaltung  zu  erhalten;  und  daß  es 
seine  künftigen  Zwecke  und  Pläne  nach  dem  tatsäch- 
lichen Mittelmaße  seiner  Verhältnisse  einzurichten 
sucht. 
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Volksvermehrung  nicht  1 1 9. 
Sehr  ungünstig  für  die  Auf- 
ziehung der  Kinder  119. 

Ärzte,  warum  reichlich  bezahlt 
I.  145. 

Assiento-Vertrag  IV.  (iH. 

Aufkauf  lind  ^'orkauf,  volks- 
tümliche Furcht  vor,  ver- 
gleichbar mit  Furcht  vor 
Zauberei  III.  40. 

Augustus  Kaiser  111.  111. 

Ausfuhrprämien  auf  Getreide, 
Tendenz  der  I.  269.  Warum 
Ausfuhrprämien  gegeben  wur- 
den II.  224.  Zweck  der  HI. 
1.  Auf  Getreide  2.  Diese 
Prämien  besteuern  das  Volk 
zweimal  5.  Schlimme  Wir- 
kung dieser  Prämien  12.  Nur 
vorteilhaft     für     den     E.xpor- 
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teur  und  Importeur  13.  Mo- 
tive der  Grundbesitzer  sie  zu 
bewilligen  14.  Ein  Geschäft, 
das  Prämien  erfordert,  ist 
notwendig  ein  verlustbrin- 
gendes Geschäft  15.  Für 
Härings-  und  Wallfischfang 
III.  17.  Auf  andere  Gegen- 
stände 23.  Grundsätze,  nach 
denen  sie  in  der  Regel  be- 
willigt wurden  187.  Die  auf 
amerikanische  Produkte  be- 
willigten, auf  einer  irrtüm- 
lichen Politik  beruhend  187. 
Wie  sie  den  Konsumenten  be- 
rühren 207. 

Außenhandel,  Grundsätze  des  II. 
133.  13-1.  Wann  Rohprodukte 
mit  Vorteil  selbst  durch 
ausländisches  Kapital  zu  ex- 
portieren sind  1-14.  Warum 
durch  die  europäischen  Völ- 
ker befördert  224.  Durch 
welche  Mittel  befördert  224. 
Beschränkungen  und  Verbote 
der  Ausfuhr  von  Fabrikma- 
terialien III.  190. 

Auswerfungsklage  in  England 
IL  155. 

Banken,  große  Zunahme  des 
Verkehrs  in  Schottland  seit 
Errichtung  von  II.  32.  Ihr 
gewöhnlicher  G  eschäftsgang 
33.  Folgen  zu  reichlicher 
Notenemission  37.  Notwen- 
dige Vorsicht  in  der 
Krediterteilung  von  ihnen 
beobachtet  42.  Grenze  der 
Vorschüsse,  die  sie  machen 
dürfen  45.  Wie  sie  durch 
die  Praxis  der  Reitwechsel 
geschädigt  wurden  50.  Ge- 
schichte der  Ayr-Bank  54.  Ge- 
schichte der  Bank  von  Eng- 
land GO.  Wesen  und  öffent- 
licher Nutzen  der  Banken  03. 
Bankiers  können  ihr  Geschäft 
mit  wenigem  Papier  treiben 
GS.  Wirkungen  der  Op- 
tionsklausel auf  den  schotti- 
schen Noten  71.  Entstehung 
der      2G3.        Banko-eld      2G1). 


Warum  sich  Aktiengesell- 
schaften für  das  Bankgeschäft 
eignen  IV.  81.  83.  Ob  die 
Regierung  von  Großbritannien 
aus  dem  Bankbetriebe  ein 
Geschäft    machen    sollte    157. 

Baretti,  über  die  Menge  der 
Goldsendungen  von  Portugal 
nach  England  III.  56. 

Batavia,  Ursachen  der  Blüte 
der  holländischen  Ansiede- 
lungen in  III.  174. 

Bedürfnisse  des  Menschen,  wie 
durch  die  Arbeit  befriedigt 
I.  31.  Ausdehnung  der,  im 
Verhältnis  zu  ihrer  Befrie- 
digung 229.  Der  bei  weitem 
größte  Teil  der,  durch 
anderer  Arbeit  befriedigt  IL  1. 

Bengalen,  welchen  Umständen 
seine  frühere  Kultur  zu  danken 
war  I.  28.  Gegenwärtiger 
elender  Zustand  des  Landes 
101.  Hoher  Zinsfuß  in  131. 
Tyrannei  der  Engländer  be- 
hufs Fortsetzung  ihres  Opium- 
handels in.  17G.  Warum  es 
mehr  Fabrikate  als  Getreide 
ausführt  23G. 

Bergleute  u.  Lastträger,  Gründe 
ihrer  höheren  Bezahlung  I.  144. 

Bergwerke,  Vergleich  zwischen 
Kohlen-  u.  Metallbergwerken 
1.  235.  DieKonkurrenz zwischen 
den,  erstreckt  sich  über  alle 
Teile  der  Welt  235.  Berg- 
werks-Untern ehmungen  eine 
Lotterie  238.  Diamantgruben, 
nicht  immer  abbauwürdig  242. 
Steuer  von  den  peruanischen 
Minen  279.  Die  Entdeckung 
von  Minen,  nicht  abhängig 
von  menschlichem  Geschick 
oder  Fleiß  327.  In  Ungarn, 
werden  billiger  betrieben  als 
die  benachbarten  in  der  Türkei 
III.  238. 

Bern,  kurze  Geschichte  der  Re- 
publik IL  1G8.  Refoimation 
in  IV.  142.  Verwendung  des 
Einkommens  der  Ivatholischen 
Kirche  151.     Bezieht  Einnah- 
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men  aus  den  Zinsen  des  Staats- 
scliatzes  159. 

Beschäftigungen,  Vorteile  iind 
Nachteile  der  verschiedenen 
Arten  der,  streben  sich  aus- 
zugleichen T.  137.  Verschieden- 
heit oder  Ungleichheit  der 
188.  Beständigkeit  oder  Un- 
sicherheit der,  beeinflußt  den 
Lohnsatz  142. 

Bevölkerungszunahme,  Reich- 
tum, und  Armut  ihr  gleich 
ungünstig  I.  109.  Begränzt 
durch  die  Subsistenzmittel 
110,  228. 

Biberfelle,  Handelspolitik  in 
Bezug  auf  III.  203. 

Bierhäuser,  die  Zahl  der,  nicht 
die  wirkliche  Ursache  der 
Trunkenheit  II.  119.  281. 

Bilanz  der  jährlichen  Produktion 
und  Konsumtion  IL  289.  290. 

Binnenschiffahrt,  ein  Haupt- 
mittel der  Beförderung  des 
Verkehrs  I.  128.  129.  Vor- 
teile der  206.  Kann  mit 
Erfolg  durch  Aktien-Gesell- 
schaften betrieben  werden 
IV.  81. 

Bischöfe,  wie  sie  früher  gewählt 
wurden  nnd  wie  dies  sich 
änderte  IV.  133.  139. 

Bordeaux,  warum  eine  große 
Handelsstadt  IL  85. 

Brasilien  wurde,  obwohl  ver- 
nachlässigt, eine  mächtige 
Kolonie  III.  87.  Die  Holländer 
durch  die  portugiesischen 
Kolonisten  daraus  vertrieben 
87.  Der  Handel  der  bedeu- 
tendsten Provinzen  durch  die 
Portugiesen  unterdrückt  96. 

Brausteuer,  Gründe,  sie  in  eine 
Malzsteuer  umzuwandeln  IV. 
250. 

Brot-    und  Biertaxe  I.  249.  255. 

Brotpreise  verglichen  mit  den 
Fleischpreisen  I.  207.  211.  212. 

Brücken  wie  zu  bauen  und  zu 
unterhalten  IV.  42. 

Bullion,  das  Geld  der  großen 
Handelsrepublik  TL  21 L 


Burn,  Dr.,  über  die  Nieder- 
lassungsgesetze I.  192.  195. 
198. 

Cameron  von  Lochiel  übte  vor 
30  Jahren  die  Kriminaljustiz 
über  seine  Lehnsleute  aus 
IL   181. 

Cantillonüber  Arbeitslr)hnc  I.  94. 

China,  welchen  Umständen  seine 
frühe    Kultur    zu   danken    ist 

I.  28.  Elend  der  niederen 
Stände  der  Chinesen  99.  Ist 
jedoch  kein  verfallendes  Land 
100.  Hoher  Zinzfuß  132. 
Der  Preis  der  Arbeit  in,  nie- 
driger als  in  Europa  286. 
Gepränge  der  Großen  in  285. 
Silber  am  gewinnreichsten 
dorthin  zu  senden  286.  Wert- 
verhältnis des  Goldes  zum 
Silber  in  292.  Ackerbau  dort 
begünstigt  III.  232.  Außen- 
handel nicht  begünstigt  232. 
Umfang  des  inneren  Marktes 
III.  233.  Große  Sorgfalt  den 
Landstraßen  gewidmet  IV. 
48.  Worin  die  Hauptein- 
nahmen des  Staates  be.stehen 
183.  Die  Einnahmen  teil- 
weise in   natura  erhoben  184. 

Cochinchina,     Hauptartikel    des 

Anbaues  in  I.  219. 
Colbert,      seine     Handelspolitik 

II.  246.     HL  211. 
Columbus,  Beweggrund,  der  zur 

Entdeckung  von  Amerika 
führte  III.  73.  Warum  er  die 
von  ihm  entdeckten  Inseln 
Indien  nannte  74.  vSein  Tri- 
umphzug 76. 

Columella  empfiehlt  die  Ein- 
hegung von  Gemüsegärten  I. 
214.  Rät  zur  Anlegung  von 
Weinbergen  215. 

Ceri,  das  größte  Säugetier  der 
Insel  St.  Domingo  III.  75. 

Dänemarks  Kolonien  in  West- 
indien III.  88. 

Davenants  P]inwürfe  gegen  Um- 
wandlung der  Biersteuer  in 
eine  Malzsteuer  IV.  253. 

Decker,    Sir   Mathias,   sein  Vor- 
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schlag,  alle  Verbrauchs- 
steuern durch  jährliche  Ab- 
findungssummen zu  bezahlen 
IV.  234. 

Denkerarbeit  in  zivilisierten 
Ländern  ein  besonderes  Ge- 
schäft I.  15. 

Diamantengruben,  nicht  über- 
all die  Ausbeutung  wert  I. 
242. 

Dienstboten  verschieden  von 
Tagelöhnern  II.  77.  Die  ver- 
schiedenen Volksklassen,  die 
hinsichtlich  ihrer  Arbeitsweise 
den  ersteren  ähnlich  78. 
Ihre  Arbeit  unproduktiv  III. 
225. 

Disziplin,  Wichtigkeit  der,  im 
Kriege  W.  12. 

Donauschifffahrt,  warum  von 
geringem  Nutzen  für  die  Län- 
der, wo  dieser  Fkiß  ent- 
springt I.  30. 

Doomesdaybook,  die  Absicht  sei- 
ner Zusammenstellung  IV.  178. 

Dorier,  wohin  ihre  Kolonien 
sich  wandten  III.  69. 

Dramatische  Aufführungen,  po- 
litischer Nutzen   der  W.  128. 

Düngervorrat  hängt  an  den 
meisten  Orten  vom  Vieh- 
stande ab  I.  304. 

Edelmetalle,  warum  das  beste 
Verkehrswerkzeug  I.  33. 
Dauerhaftigkeit  der,  die  Ur- 
sache der  Stetigkeit  ihres 
Preises  291.  Wovon  die 
Menge  der  edlen  Metalle  in 
einem  Lande  abhängt  325/26. 
Ausfuhrbeschränkungen  III. 
200.     S.  auch  Gold  und  Silber. 

Edelsteine,  nur  als  Zierrat 
nutzbar,  und  wie  sich  ihr 
Preis  reguliert  I.  241.  Die 
reichsten  Minen  der,  würden 
zum  Reichtum  der  Welt 
wenig  hinzufügen  242. 

Edinburgh,  sein  dermaliger 
Handel  der  Entfernung  des 
Hofs  und  Parlaments  zu  dan- 
ken IL  86. 


Egypten,  das  erste  Land,  indem 
Handel  und  Industrie  blühten 
I.  28.  Landwirtschaft  be- 
günstigt in  III.  234.  War 
lange  die  Kornkammer  des 
römischen  Reichs  236. 

Eigenliebe  der  herrschende 
Trieb  in  der  menschlichen 
Gesellschaft  I.  20. 

Eigentum,  Leidenschaften  wel- 
che zu  Angriffen  auf,  rei- 
zen IV.  25.  Obrigkeit  not- 
wendig zum  Schutze  des  25. 

Einfuhr,  Warum  ihr  Beschrän- 
kungen auferlegt  wurden  IL 
223.  Beschränkungen  der, 
zur  Sicherung  eines  Monopols 
für  die  heimische  Indu.strie 
226.  Zweifelhafter  Nutzen 
dieser  Beschränkungen  227. 
Freie  Einfuhr  fremder  Indu- 
trieerzeugnisse  gefährlicher 
als  die  der  Rohstoffe  235. 
Wie  weit  es  richtig  sein  kann, 
die  freie  Einfuhr  gewisser 
ausländischer  Waren  fort- 
dauern zu  lassen  245.  Wie- 
weit es  richtig  sein  kann  die 
freie  Einfuhr  von  Waren 
wieder  herzustellen  248.  Ge- 
setzliche Beförderung  der  Ein- 
fuhr von  Fabrikationsstoffen 
III.    184. 

Einkommen,  die  ursprünglichen 
Quellen  des  I.  72.  Eines 
Landes,  worin  es  besteht  IL 
16.  Das  Nettoeinkommen 
eines  Volkes,  vermindeit 
durch  Unterhalt  eines  umlau- 
fenden Geldvorrates  20.  Geld, 
kein  Teil  des  Einkommens 
21.  Ist  nicht  in  Geld  zu  be- 
rechnen ,  sondern  darin,  was 
das  Geld  kaufen  wird  22. 
Muß  stets  ein  Kapital  er- 
setzen 80.  Das  Verhältnis 
zwischen  Einkommen  und 
Kapital  reguliert  das  Verhält- 
nis zwischen  Müßiggang  u. 
Fleiß  86.  Das,  eines  jeden 
Volkes,    gleich   dem    Tausch- 
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wert  des  Gesamtprodukts 
seines  Fleißes  II.  320. 

England,  seine  verschiedenen 
Münzgattungen  I.  5-i.  Wa- 
rum die  Arbeit  in  England  billi- 
ger ist,  als  in  Nordamerika 
96.  Volksvermebrung  in  bei- 
den Ländern  97.  Die  Pro- 
duktion in,  ist  seit  den  älte- 
•sten  Zeiten  gestiegen,  während 
das  Land  als  verfallend  ge- 
schildert wird  IL  96.  Hemm- 
nisse seiner  Blüte  97.  Um- 
stände, die  Handel  und 
Industrie  begünstigen  189. 
Gesetze  zu  Gunsten  der  Land- 
wirtschaft 190.  Warum 
früher  unfähig,  lange  Kriege 
•  zu  führen  217.  Warum  der 
Verkehr  mit  Frankreich  so 
vielen  Belästigungen  unter- 
worfen 286.  Grund  der  Feind- 
schaft zwischen  diesen  beiden 
Ländern  288. 

Erstgeburtsrecht,  Ursprung  u. 
Grund  des,  unter  dem  Lehns- 
wesen IL  146.  Den  wahren 
Interessen  der  Familie  feind- 
lich 147. 

Europa,  die  Völker  in  ihren 
Fortschritten  seit  der  Ent- 
deckung Amerikas  I.  280. 
Die  beiden  reichsten  Länder 
in,  haben  den  größten  Zwi- 
schenhandel IL  135.  Vor- 
teile für,  aus  der  Entdeckung 
und  Kolonisation  von  Amerika 

III.  115.  Verteilung  der 
einzelnen  kolonisierenden  Län- 
der 118.  Und  anderer,  die 
keine     Kolonien     haben    163. 

Fabrikanten  (s.  Geiv  erb  treib.) 

Familien  bleiben  in  Handels- 
staaten selten  im  Besitz 
großer  Güter  IL  186. 

Feigling,  Charakter  des  IV.  116. 

Fenstersteuer  in  Großbritannien 

IV.  194.  Wirkt  auf  Ernie- 
drigung der  Mieten  195. 

Feuerwaffen,  Umwälzung  der 
Kriegskunst  durch  IV.  11.  23. 


Erfindung  der,  der  Zivilisation 
günstig  24. 

Fiars,  öffentliche  in  Schottland 
I.  254. 

Fideikommisse  verhindern  die 
Teilung  des  Bodens  IL  146. 
Absicht  der  147. 

Fische,  ße.standteile  des  Prei- 
ses dei-,  I.  71.  Versorgung 
des  Marktes  begrenzt  und 
unsicher  324.  Steigende 
Nachfrage  erhöht  den  Preis 
der  325. 

Fischereien,  Tonnenprämien  der 
III.  17.  Der  Heringsfischerei 
18.  Die  Bootfischerei  durch 
diese  Prämien  ruiniert  20. 

Flachs,  Bestandteile  des  Preises 
von  I.  70. 

Flandern,  frühere  Handelsblüte 
von,  verewigt  durch  landwirt- 
schaftli  che  Verbesserungen 
II  193. 

Fleetwood,   Bischof,    I  254.  258. 

Fleisch,  kein  notwendiges  Le- 
bensbedürfnis IV.  233. 

Fleiß  (vergl.   Geiverbfleiss-) 

Forts  nötig  zum  Schutz  des 
Handels  IV.  51. 

Frankreich,  Schwankungen  des 
Zinsfusses  in,  während  des 
18.  Jahrh.  I.  125.  Über  Ge- 
werbe und  Wohlstand  in 
126.  Lehrlingswesen  in  169. 
Unzweckmäßigkeit  der  Be- 
schränkung des  Weinbaus 
216.  Schwankungen  des  Ge- 
treidepreises in  252.  Geld- 
preis der  Arbeit  mit  dem 
Geldpreise  des  Getreides  ge- 
sunken 278.  Wenig  Handel 
und  Gewerbe  in  den  Parla- 
mentsstädten IL  50.  Pächter 
(Metayers)  in  152.  Pachtge- 
setze 156.  Dienste  der  Land- 
leute 157.  Die  Taille,  die 
Bodenkultur  hemmend  158. 
Ursprung  der  städtischen  Ma- 
gistrate 167.  Der  Land- 
wirtschaft wird  keine  di- 
rekte Förderung  zu  Teil  191. 
Schädliche     Politik     Colberts 
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2-l:(i.  Französische  Waren 
in  Großbritannien  hoch  be- 
steuert 254.  Handelsverkehr 
zwischen  Frankreich  u.  Eng- 
land hauptsächlich  durch 
Schmuggler  betrieben  255. 
Würdigung  der  Politik  der 
Handelsbeschränkung  zwi- 
schen Frankreich  und  Großbri- 
tannien 256.  Münzwesen  in 
260.  61.  Warum  der  Handel 
mit  England  Einschränkungen 
imterworfen  ist  286.  Grund  der 
Feindschaft  zwischen  diesen 
beiden  Ländern  288.  Über 
den  Schlagschatz  in  III  63. 
Verkehr  der  franz.  Kolonien 
97.  Die  Kolonialregierung 
mit  Mäßigung  gehandhabt 
109.  Die  Zuckerkolonien 
von,  besser  regiert,  als  die 
Großbritanniens  110.  Besteue- 
rung von  154.  Die  Liga  focht 
nur  zur  Erhaltiing  ihrer  Macht 
158.  Allgemeiner  Zustand 
der  Landstrassen  in  IV.  47. 
Die  Universitäten  in,  schlecht 
verwaltet  88.  Behandlung 
der  Parlamente  132.  Maß- 
regeln zur  Einschränkung  der 
Macht  des  Klerus  140.  Ver- 
besserung der  Ungleichheiten 
der  Grundsteuer  in  180.  Die 
Personalsteuer  in  204.  Wie 
ihren  Ungleichheiten  abgehol- 
fen wird  207.  Beeinträchti- 
gung der  Bodenkultur  208. 
Die  Vingtieme  2u9.  Stempel- 
steuern in  214.  216.  Hemmung 
des  inneren  Verkehrs  durch 
Binnenzölle  266.  Steuern 
auf  Tabak  und  Salz  270. 
Die  verschiedenen  Einnahme- 
quellen in  270.  Vorschlag 
einer  Finanzreforra  von 
271.  Das  französische  Steu- 
ersystem, verglichen  mit  dem 
britischen  272.  Nationalschuld 
von  290. 
Fürst  und  Händler,  unverträg- 
lich mit  einander  III.  178. 
Hat     nur     drei     Pflichten     in 


einem  freien  Lande,  242. 
Nämlich  das  Volk  vor  äusseren 
Angriffen  zu  schützen,  IV.  1. 
22.  Und  die  Glieder  des 
Volks  gegen  Ungerechtigkeit 
und  Unterdrückung  seitens 
Anderer  zu  schützen  25.  So- 
wie öffentliche  Werke  und  An- 
stalten zu  gründen  und  zu  er- 
halten 40.  Warum  ungeeignet, 
Handelsunternehmungen  des 
Gewinns  wegen  zu  betrei- 
ben 158. 

Futterkräuter,  künstliche,  er- 
mäßigen den  Fleischpreis  I. 
211. 

Gama,  Vasco  de,  Entdecker 
des  Seewegs  nach  Ostindion 
III.  73. 

Gartenwirtschaft,    Gewinne    der 

I.  74.  Kein  gewinnreiches 
Geschäft  213. 

Gastlichkeit     in      alten     Zeiten 

II.  178.  IV.  275. 
Geburtsadel,     wie     er    Achtung 

und  Macht  verschafft  IV.  28. 

Geflügel.  Ursache  seiner  Billig- 
keit I.  310.  In  Frankreich 
ein  wichtigerer  Gegenstand 
der  Landwirtschaft  als  in 
England  310. 

Geistliche  Ämter,  warum  ihr 
Besitz  gesichert  wurde  IV. 
131.  Die  Befugnis  der  Er- 
nennung zu,  in  England  und 
Frankreich  dem  Papste  ge- 
nommen 139.  140.  Allge- 
meine Gleichheit  der,  unter 
den  Presbyterianern  146.   147. 

Geld,  Ursprung  des  I.  31.  Ver- 
tritt Arbeit  42.  Wert  des, 
durch  die  Entdeckung  der 
amerikanischen  Minen  stark 
vermindert  44.  45.  Wie  ver- 
schiedene Metalle  Währungs- 
geld wurden  53.  Der  ein- 
zige Teil  des  umlaufenden 
Kapitals  eines  Volkes,  dessen 
Unterhalt  sein  Nettoein- 
kommen vermindern  kann 
IL  20.  Bildet  keinen  Teil 
des       Volkseinkommens      21. 
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Das  Wort  Geld  im  gewöhn- 
lichen Sinne  zweideutig  22. 
Das  in  einem  Volke  umlau- 
fende Geld  kein  Maßstab 
seines  Einkommens  2-1.  Pa- 
piergeld 2-5.  Die  Wirkung 
des  Papiergeldes  auf  den  Um- 
lauf des  Bargeldes  27. 
Verhältnis  des  umlaufenden 
Geldes  zum  Jahresprodukt 
eines  Volkes  31.  Papiergeld 
kann  niemals  den  Betrag  des 
Bargeldes,  an  dessen  Stelle 
es  tintt.  überschreiten  38. 
Die  wahren  Ursachen  der 
Geldaiisfuhr  90.  Geldinte- 
ressen, unterschieden  von 
Land-  und  Handelsinteressen 
106.  Geld  und  Reichtum  in 
der  Volkssprache  gleichbe- 
deutend 195.  Geld  u.  beweg- 
liche Güter  verglichen  196. 
Anhäufung  d.  Geldes,  er.strebt 
von  den  europäischen  Völkern 

197.  Argumente  des  Handels 
für  die  freie  Ausfuhr  des  Geldes 

198.  Wert  dieser  Argumente 
200.  Geld  und  Waren 
gegenseitig  der  Preis  für 
einander  202.  Überspeku- 
lation  verursacht  Klagen  über 
Geldmangel  205.  Warum 
leichter  Waren  mit  Geld 
als  Geld  mit  W^aren  zu 
kaufen  206.  Umlaufsmenge 
in  Großbritannien  212.  Wir- 
kung der  Entdeckung  der 
amerik.  Minen  auf  den  Wert 
des  219.  Geld  iind  Reich- 
tum verschiedene  Dinge  223. 
Bankgeld  264. 

Gemeindeschulen  IV.   113. 
Generalpächter      der       Steuern, 

ihr  Charakter  IV.  269.  291. 
Genua,     Warum      in,     Getreide 

teuer  ist  I.  265. 
Gerichtshöfe     in      Griechenland 

und  Rom  IV.  105. 
Gesandte,  der  erste  Beweggrund 

zu  ihrer  Anstellung  TV.  52. 
Gesellschaft,   menschliche,    erste 

Triebe  der  I.  18. 


Getreide,  der  Bau  des,  in  ver- 
schiedenen Ländern,  nicht  der- 
selben Konkurrenz  unter- 
worfen wie  die  Gewerbe  T. 
10.  Ist  der  beste  Wert- 
messer für  Renten  47.  Wie 
der  Preis  des,  sich  reguliert 
49.  Der  Preis  des,  der  beste 
Maßstab  für  den  Vergleich 
der  verschiedenen  Werte 
in  verschiedenen  Zeiten  und 
Orten  52.  Die  drei  Bestand- 
teile des  Preises  von  69. 
Ist  teurer  in  Schottland 
als  in  England  104.  Sein 
Wert  verglichen  mit  dem 
des  Fleisches  in  den  ver- 
schiedenen Perioden  des 
Ackerbaues  207.  212.  Ver- 
glichen mit  Silber  247.  Um- 
stände, welche  die  Ansichten 
über  den  Getreidepreis  oft 
irre  geleitet  haben  253.  Ist 
stets  ein  genauerer  Wertmes- 
ser als  jede  andere  Ware  260. 
Warum  in  großen  Städten 
teurer  als  auf  dem  Lande  265. 
Warum  in  manchen  reichen 
Handelsstaaten,  wie  Holland 
und  Genua,  teurer  265.  Stieg 
nach  der  Entdeckung  der 
amerikanischen  Minen  in 
seinem  Nominalpreise  267. 
LTnd  in  Folge  des  Bürger- 
krieges unter  Karl  I.  269. 
Sowie  in  Folge  der  Ausfuhr- 
prämien 269.  Chronologische 
Tabelle  der  Getreidepreise 
347.  Der  wenigst  gewinn- 
reiche Artikel  der  Boden- 
kultur in  Westindien  IL  152. 
Die  früheren  Beschränkungen 
des  Getreidehandels  der 
Bodenkultur  ungünstig  160. 
Die  freie  Einfuhr  des,  könnte 
die  Landwirte  Großbritan- 
niens wenig  beeinträchtigen 
237.  Die  Politik  der  Ausfuhr- 
prämien auf  III.  2.  Die  Preis- 
ermäßigung des.  nicht  durch 
die  Prämie  herbeigeführt  3. 
Der      Ackerbau,      durch      die 
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Prämie  nicht  gefordert  6. 
Der  Geklpreis  des,  reguliert 
den  aller  anderen  inländischen 
Waren  7.  Schlimme  Wir- 
kungen der  Prämie  12.  Mo- 
tive der  Landedelleute,  sie 
zu  bewilligen  l-i.  Der  natür- 
liche Wert  des,  nicht  7ai 
ändern  durch  Änderung 
des  Geldpreises  15.  Die  vrei"- 
Zweige  des  Getreidehandels 
25.  Der  inländische  Händler 
wird  in  seinem  eigenen  In- 
teresse den  Preis  des,  nicht 
hoher  steigern  als  der  vor- 
handene Mangel  es  erfordert 
25.  Getreide,  eine  der  Mo- 
nopolisierung am  wenigsten 
zugängliche  Ware  27.  Teu- 
erungen, niemals  künstlich 
hei'vorgebracht  28.  Freiheit 
des  Getreidehandels,  die  beste 
Sicherheit  gegen  Hungersnot 
30.  Altes  englisches  Verbot 
des  Kornhandels  31.  Folgen 
des  Zwanges  für  die  Land- 
wirte, Kornhändler  zu  werden 
34.  Der  Nutzen  der  Getreidc- 
händler  für  die  Landwirte 
37.  Das  ^"erbot  des  Getreide- 
handels gemildert  38.  Der 
Getreidehandel  noch  unter 
dem  Einfluß  des  Volksvor- 
urteils 38.  Die  durchschnitt- 
liche Getreideein-  und  -Aus- 
fuhr, verglichen  mit  dem 
Verbrauch  und  der  jährlichen 
Produktion  -11.  Wirkung- 
freier    Einfuhr    des    Getreides 

42.  Der  heimische  Markt, 
der  wichtigste  für  Getreide  42. 
Getreidezölle    vor    Georg  111. 

43.  Die  Unzweckmäßigkeit 
der  Getreidezölle,  erwiesen 
durch  die  Notwendigkeit, 
sie  aufzuheben  43.  Der 
hehnische  Markt,  indirekt 
versorgt  durch  die  Getreide- 
ausfuhr 44.  Wie  ein  liberales 
System  freier  Au.s-  und  Ein- 
fuhr unter  allen  Völkern 
wirken    würde  45.   4G.   Korn- 


gesetze mit  Gesetzen  über 
religiöse  Angelegenheiten 

vergleichbar  47.  Zwischen- 
handel versorgt  den  hei- 
mischen Markt  47.  Ausfuhr- 
prämie verdient  keine  Lob- 
sprüche 48.  Bemerkungen 
über  das  Statut  Georgs  III.  50. 

Getreidepreise  auf  dem  Markte 
zu  Windsor  I.  347. 

Gewerbe,  großer  Vorteil  ent- 
springend aus  xVrbeitsteilung 
in  I.  6.  Ursachen  vind  Wir- 
kung der  Trennung  der  I.  9. 
Erläuternde  Beispiele  15.  16. 
I'rsprung  der  20.  Warum 
die  Gewinne  auf  den  höheren 
Stufen  der,  steigen  70.  Wo- 
raus die  Gewinne  der  Ge- 
werbtreibenden  bestehen  73. 
Vorteile  der  Geheimnisse 
im  84.  Besondere  Vorteile 
der  Lage  84.  Monopole  85. 
Zunftvorrechte  86.  Neue 
Gewerbe  geben  gewöhnlich 
höhere  Löhne  als  alte  15!). 
Werden  vorteilhafter  in 
Städten  betriebeu  als  auf 
dem  platten  Lande  176. 
Welche  stehenden  Kapitalien 
zum  Betriebe  der,  erforderlich 
sind  IL  6.  Warum  Gewerbe 
im  Außenhandel  bei  Anlage 
eines  Kapitals  bevorzugt 
werden  143.  Gründe  der 
Errichtung  von  Industrien 
für  entfernten  Verkauf  171. 
Aus  einem  Land  ins  andere 
verpflanzt  172.  Natürliche 
Verhältnisse,  welche  zu  ihrer 
Gründung  beitragen  173.  Ihre 
Wirkung  auf  Regierung  und 
Sitten  eines  Landes  177. 
Können  im  Kriege  blülien 
und  im  Frieden  zurückgehen 
216.  Erfordern  einen  aus- 
gedehnteren Markt  als  die 
Kollprodukte  des  Bodens  III. 
235.  Im  alten  Griechenland 
durch  Sklaven  betrieben  237. 
Falsche  Politik,  tUe  Industrie 
zu    hemmen,    um   den   Acker- 
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bau  zu  befünlern  241.  Warum 
in  GrolJbritannien  haujit.säch- 
lich  auf  die  Kohlendistrikte 
beschrankt  IV.  281. 

Gewerbei'reiheit  sollte  allen  zu- 
gestanden werden  II.  251. 

Gewerbfleiß,  die  verschiedenen 
Arten  des,  selten  gleich  unpar- 
teiisch behandelt  I.  4.  Gewisse 
Gattungen  des,  lokalen  Charak- 
ters 24.  Naturgemäß  der  Nach- 
frage entsprechend  80.  Nimmt 
zu  bei  höheren  Arbeitslöhnen 
113.  Wie  durch  billige  und 
teure  Zeiten  beeinflußt  114. 
Gewinnreicher  in  Städten  als 
auf  dem  Lande  175.  Durch- 
schnittsproduktion des,  stets 
der  Durchschnittskonsumtion 
entsprechend  260.  Wird  be- 
fördert durch  Papierumlauf 
II.  29.  Allgeraeiner  Uharakter 
der  Völker  nach  dem,  ge- 
schätzt 84.  Wie  Gewerb- 
fleiß und  Müßiggang  be- 
stimmt werden  84.  Ist  auf 
Erzeugung  der  Leben.smittel 
gerichtet,  ehe  er  sich  auf 
Artikel  des  Komfort  und 
Luxus  richtet  140.  Ob  der 
allgemeine  Gewerbfleiß  eines 
Volkes  durch  Einfuhrbe- 
schränkungen befördert  wird 
226.  227.  Das  Privatinteresse 
ist  auf  vorteilhafte.ste  Anlage 
bedacht  227.  Ohne  es  zu 
beabsichtigen  oder  zu  wissen, 
wie  es  dem  Volke  damit 
nützt,  230.  Gesetzliche  Re- 
gulierungen derPrivatindustrie 
eine  gefährliche  Anmaßung 
231.  Auf  Gegenstände,  die 
billiger  im  Auslande  zu 
kaufen  sind,  sollte  im  Lande 
keine  Arbeit  verwendet  wer- 
den 231.  Kann  nur  im  Ver- 
hältnis zur  Kapitalver- 
mehrung zunehmen  232. 
Wann  es  notwendig  sein 
kann,  fremde  Industrie  zu 
belasten,  um  die  heimische 
zu  begünstigen   II.  239.     Die 


natürliche  Anstrengung  jedes 
einzelnen,  seine  Lage  zu  ver- 
bessern, wie  die  Wohlfahrt 
des  Landes  herbeizuführen 
III.  49. 

Gewerbliche  Arbeiter  gesetzlich 
an  der  Auswanderung  ver- 
hindert III.  205.  Im  Aus- 
lande wohnende  und  nicht 
auf  Befehl  zurückkehrende, 
außer  Gesetz  erklärt  205. 

Gewerbtreibende,  wie  sie  durch 
Handelsfreiheit  berührt  wer- 
den II.  247.  248.  Die  von 
einem  Gewerbzweige  ver- 
triebenen können  ihren  Fleiß 
auf  verwandte  Gewerbe  über- 
tragen 250.'  Neigung  zu  Ko- 
alitionen unter  ihnen,  um 
Monopole  zu  bewahren  251. 
Durch  alte  Gesetze  verhindert, 
einen  Laden  zu  halten  oder 
ihre  eigenen  Fabrikate  im 
Detail  zu  verkaufen  III.  32. 
Nach  den  Physiokraten  un- 
produktiv 215.  Irrtum  dieser 
Lehre  225.  Wie  die  Gewerb- 
treiben den  das  Einkommen 
eines  Landes  vermehren  226. 
227.  Warum  die  Hauptstütze 
des  Außenhandels  233. 

Gewinn  I.  73.  Durchschnitts- 
satz des  76.  Den  Durch- 
schnitt festzustellen.  sehr 
schwer  122.  Geldzins,  der 
beste  Maßstab  des  123.  Ver- 
minderung   des,    eine    natür- 

^  liehe  Folge  des  wachsenden 
Wohlstandes  127.  Netto-  und 
Bruttogewinn  133.  Höchster 
üblicher  Gewinnsatz  134.  Dop- 
pelte Zinsen  in  England  als 
billiger  Gewinn  betrachtet  135. 
In  blühenden  Ländern  kann 
niedriger  Gewinn  hohen  Ar- 
beitslohn ausgleichen  135.  Wir- 
kungen hohen  Gewinnes  und 
hohen  Lohnes  verglichen  136. 
Gleicht  Unannehmlichkeit  und 
Unehre  aus  139.  Bei  Ka- 
pitalanlagen 153.  Von  klei- 
nen Kapitalien  müssen  große 


a4o 


Sachree'ister, 


Gewinne  gemacht  werden  I. 
156.  Warum  Waren  in  der 
Hauptstadt  billiger  sind  als  in 
der  Provinz  157.  Große  Ver- 
mögen' häufiger  in  großen, 
als  in  kleinen  Städten  zu  er- 
warten 157.  Niedrig  in  rei- 
chen und  hoch  in  armen  Län- 
dern 345.  Wie  der,  der  ver- 
schiedenen Händlerklassen 
bezogen  wird  II.  119.  120. 
Der  einzige  Grund  der  Kapital- 
anlagen 13(5.  Befördert,  wenn 
durch  Monopole  bezogen,  den 
Luxus  III.  1-14. 

Glasgow,  der  Verkehr  von,  in 
15  Jahren  durch  das  Bank- 
wesen verdoppelt  II.  32. 
Warum  eine  bedeutendere 
Handels.stadt  als  Edinburgh 
86. 

Glaubensartikel,  wie  dTirch  die 
bürgerliche  Obrigkeit  bestimmt 
IV.  130. 

Gold,  nicht  die  Währungs- 
münze in  England  I.  54. 
Sein  Wert  durch  Silber  ge- 
messen 55.  Umprägung  der 
Goldmünze  57.  Der  Abbau 
der  Goldminen  in  Peru  sehr 
gewinnlos  239.  Eigenschaften, 
weswegen  dieses  Metall  ge- 
schätzt ist  240.  241.  Der 
Verhältniswert  des,  zum  Sil- 
ber vor  und  nach  der  Ent- 
deckung der  amerikanischen 
Minen  291.  Ist  auf  dem 
spanischen  Markt  billiger  als 
Silber  295.  Große  Mengen 
von,  jährlich  ans  Portugal 
nach  England  gesandt  III. 
56.  Warum  wenig  davon  in 
England  bleibt  57.  Ist  stets 
für  seinen  Preis  zu  haben  58. 

Gold  vmd  Silber,  Die  Preise  von, 
wie  di;rch  die  Zunahme  der 
Menge  der  edlen  Metalle  be- 
rührt I.  262.  Sind  Waren, 
welche  den  besten  Markt 
suchen  263.  LTnter  den 
ärmsten  Nationen  am  w^e- 
niffsten   wert   265.      Die    Zu- 


nahme ihrer  Menge  durch 
Iveichtum  und  Kultur  ver- 
mindert ihren  Wert  nicht 
266.  Jährlicher  Verbrauch 
von,  sehr  bedeutend  287. 
Jährliche  Einfuhr  von,  in 
Spanien  und  Portugal  288. 
Vermehren  sich  nicht  über 
ihren  Bedarf  290.  Ihre 
I^auerhaftigkeit,  die  Ursache 
der  Stetigkeit  ihres  Preises 
291.  Von  welchen  Umstän- 
den ihre  Quantität  in  einem 
Lande  abhängt  325.  Der 
niedrige  Wert  dieser  Me- 
talle in  einem  Lande,  kein 
Beweis  seines  Reichtums, 
noch  ihr  hoher  Wert  seiner 
Armut  328.  Wenn  im  Lande 
nicht  gebraucht,  trotz  aller 
Verbote  nach  auswärts  ge- 
sandt II.,  90.  Warum  die 
europäischen  Völker  sie  zu 
erlangen  suchten  197.  Sie 
und  alle  anderen  Waren 
sind  gegenseitige  Preismesser 
202.  Menge  des,  in  einem 
Lande  durch  die  wirksame 
Nachfrage  bestimmt  203. 
Warum  ihre  Preise  nicht  so 
sehr  wie  die  anderer  Waren 
schwanken  204.  Eine  ge- 
hörige Menge  davon  in  einem 
Lande  zu  erhalten,  keine  Auf- 
gabe der  Regierung  205. 
Gold-  und  Silbervorräte 
eines  Landes  zerfallen  in  drei 
Teile  211.  Barren  behufs 
des  Außenhandels  aus-  und 
eingeführt  214.  Einfuhr  der, 
nicht  der  Hauptnutzen  des 
Außenhandels  219.  Wert 
der,  wie  durch  Entdeckung 
der  amerikanischen  Minen 
berührt  219.  Und  durch  den 
vSeeweg  nach  Ostindien  221.' 
Wirkung  der  Silberausfuhr 
nach  Ostindien  222.  Mittel 
des  Handels,  die  Menge  der, 
in  einem  Lande  zu  vermehren 
223.  254.  Ein  Handels.staat 
ohne    Minen,    durch    Ausfuhr 
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dieser  Metalle  nicht  erscliüpft 
281.  NN'ert  der,  in  Spanien 
lind  J'ortiii^al  durch  Ausfuhr- 
hemmungen reduziert  III.  9. 
Werden  nicht  zu  gewerb- 
lichen oder  Münzzwecken  ein- 
geführt, sondern  wegen  des 
Außenhandels  59.  Das  Auf- 
suchen von  Gold-  und  Silber- 
minen, die  verderblichste  Un- 
ternehmung 78.  S.  Edelmetalle. 

Gorgias,  reich  durch  sein  Lehr- 
amt I.  187. 

Griechenland,  Außenhandel  in 
versch.  alten  Staaten  beför- 
dert III.  237.  Militärische 
Übungen  ein  Teil  des  all- 
gemeinen Unterrichts  IV.  7. 
Soldaten  kein  besonderer 
Stand     in    8.      Unterricht     in 

101.  Moral  der  Griechen  ge- 
ringer als  die  der  Römer  102. 
l'hilosoplienschulen  104.  Ge- 
richtshöfe 105.  Kriegerischer 
Geist  des  Volkes  114. 

Griechische  Sprache,  wie  in 
den  Universitätsunterricht 
eingeführt  IV.  94.  Philosophie, 
die  dreÄ   Hauptzweige  der  94. 

Großbritannien,  Beweise,  daß 
hier  die  Arbeit  ausreichend 
bezahlt  ist  I.  102.  Der  Preis 
der  Lebensmittel  an  allen 
Plätzen       ungefähr      derselbe 

102.  Große  Schwankungen 
im  Arbeitspreise  103.  Ge- 
müseeinfuhren aus  Flandern 
im  18.  Jahrh.  108.  Gescliicht- 
liche  Nachrichten  über  den 
Zinsfuß  in  123.  Der  doppelte 
Zinsfuß  als  ein  billiger  Han- 
delsgewinn betrachtet  135. 
In  welcher  Hinsicht  der  Zwi- 
schenhandel vorteilhaft  ist 
für  II.  132.  Sein  Zwischen- 
handel nicht  so  bedeutend, 
als  man  glaubt  135.  Das 
einzige  Land  Europas,  in 
welchem  die  Dienste  der 
Landleute  abgeschafft  sind. 
158.  Seine  Anlehen  behufs 
auswärtiger  Kriege  212.     Wa- 


rum es  dupch  die  freie  Ein- 
fuhr irischen  Viehes  niemals 
leiden  würde  235.  Ebenso 
durch  die  Einfuhr  gesalzenen 
Fleisches  237.     Unci  Getreides 

II.  237.  Die  Politik  der  Han- 
delsbeschränkungen Frank- 
reich gegenüber  255.  Der 
Handel  mit  Frankreich  könnte 
vorteilhafter  sein  als  der 
mit  jedem  anderen  Lande 
286.  Warum  es  eines  der 
reichsten  Länder  ist,  während 
Spanien  und  Portugal  zu 
den  ärmsten  gehören  III.  49. 
Übersicht  seiner  amerika- 
nischen Kolonien  91.  Wie 
sein  Kolonialhandel  reguliert 
wurde  97.  Unterscheidung 
zwischen  aufgezählten  und 
unaufgezählten  Waren  97. 
Beschränkungen  der  ameri- 
kanischen Industrie  103.  Be- 
günstigungen der  Kolonien 
105.  Verfassungsmässige 
Freiheit  seiner  Kolonialre- 
gierungen 107.  Seine  Zucker- 
kolonien schlechter  regiert 
als      diejenigen      Frankreichs 

III.  110.  Nachteile  des 
Monopolhandels  mit  Tabak 
in  Maryland  und  Virginia 
120.  Die  Navigationsakte 
steigerte  den  Kolonialhandel 
auf  Ko.sten  vieler  anderer 
Zweige  des  Außenhandels 
123.  Die  Vorteile  des  Ko- 
lonialhandels 128.  Milderung 
des  Monopols  empfohlen  135. 
Begebenheiten,  welche  die 
schlimmen  Wirkungen  im 
Kolonialhandel  ausgleichen 
136.  Die  natürlichen  guten 
Wirkungen  des  Kolonialhan- 
dels überwiegen  die  schlimmen 
Wirkungen  des  Monopols  III. 
139.  Ein  Monopol  aufrecht 
zu  erhalten,  der  Hauptzweck 
seiner  angemaßten  Herrschaft 
über  die  Kolonien  147.  Hat 
von  dieser  Herrschaft  nur 
Schaden    149.      Ist   vielleicht 
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der  einzige  Staat,  der  durch 
die  Erweiterung  seines  Ge- 
biets nur  seine  Ausgaben 
steigerte  155.  Seine  Ver- 
fassung würde  durch  Zu- 
lassung amerik.  Volksvertre- 
ter vervollständigt  werden 
III.  159.  Die  Verwaltung 
der  ostindischen  Kompagnie 
179.  Interessen  des  Konsu- 
menten, denen  des  Produ- 
zenten durch  Errichtung 
einer  Herrschaft  in  Ame- 
rika geopfert  207.  Seine 
Jahreseinnahmen,  verglichen 
mit  seinen  jährlichen  Renten 
und  Kapitalzinsen  IV.  163. 
Die  Landtaxe  von  170. 
Zehnten  181.  Fenstersteuer 
in  19i.  Stempelsteuer  213. 
217.  Kopfsteuern  unter 
Wilhelm  III.  224.  Gleich- 
mäßige Besteuerung  in,  dem 
inneren  A'erkehr  günstig  205. 
Das  Steuersystem  in,  ver- 
glichen mit  dem  in  Frank- 
reich 272.  Die  schwebende 
Schuld  von  282.  Renten- 
schuld 282.  Tilgungsfonds 
287.  Zeit-        und  '     Leib- 

renten 320.  Ewige  Renten 
am  besten  übertragbares  Ka- 
jiital  291.  Die  Ermäßigung 
der  Staatsschulden  im  Frie- 
den in  keinem  Verhältnis 
zu  ihrer  Häufung  im  Kriege 
294.  Handel  mit  den  Ta- 
bakskolonien ohne  Bargeld 
betrieben  319.  Handel  mit 
den  Zuckerkolonien  320.  Ir- 
land und  Amerika  sollten  von 
Rechts  wegen  zur  Tilgung 
seiner  Staatsschuld  beitragen 
323.  Wie  die  Gebietserwer- 
bungen der  ostindischen  Kom- 
pagnie Einnahmen  liefern 
könnten  IV.  325.  Ohne  sol- 
chen Beistand  müssen  die 
Ausgaben     ermäßigt     werden 

,  326. 

Grund  und  Boden,  Worauf  die 
Forderung    einer    Rente    für, 


sich  gründet  I.  68.  Die  ge- 
zahlte Rente  tritt  in  den 
Preis  fast  aller  Waren  ein 
69.  Bringt  im  allgemeinen 
mehr  Nahrungsmittel  hervor, 
als  zur  L^nterhaltung  der  Ar- 
beitskräfte erforderlich,  die 
sie  an  den  Markt  bringen 
205.  Gute  Straßen  und  Ka- 
näle gleichen  den  Unterschied 
der  Lage  aus  200.  Der  zur 
Erzeugung  von  Nahrungs- 
mitteln für  Menschen  oder 
Vieh  verwendete,  bestimmt 
die  Rente  alles  anderen  Lan- 
des 213.  222.  Kann  unange- 
baut  mehr  Menschen  Klei- 
dung und  Wohnung  ver- 
schaffen als  Nahrung  und 
umgekehrt,  wenn  kultiviert 
226.  Die  Kultur  des  Acker- 
landes schafft  Nachfrage  nach 
den  Produkten  anderen  Lan- 
des 243.  Produziert  durch 
die  Landwirtschaft  viel 
mehr  pflanzliche  als  tierische 
Nahrung  261.  Die  volle 
Kultur  des,  erfordert  Vieh- 
stand zur  Lieferung  des  Dün- 
gers 304.  Ursache  und  Wir- 
kung der  Verminderung  der 
Häusler  312.  Zeichen  voll- 
ständiger Kultur  315.  Der 
übliche  Preis  des,  hängt  vom 
Zinsfuß  ab  II.  115.  Bebauung 
des,  unter  gleichen  Bedin- 
gungen den  Gewerben  vorge- 
zogen 140.  Wurde  durch  die 
nordischen  Eroberer  des  rö- 
mischen Reichs  zwar  nicht 
bebaut,  aber  angeeignet  145. 
Kleine  Eigentümer  die  besten 
Fc'u'derer  der  Bodenkultur  des 
188.  Ist  die  dauerndste  E]in- 
nahmequelle  IV.  161.  Gründe 
für  den  Verkauf  dor  Domänen 
164. 
Grundbesitzer,  warum  sie  sich 
häufig  um  ihre  Interessen 
nicht  kümmern  I.  344.  Wie 
sie  nach  den  Ph^fsiokraten 
zum    jährlichen    Ertrage     des 
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Bodens  beitragen  III.  211. 
Sollten  ermuntert  werden, 
einen  Teil  ihrer  Ländereien 
selbst     anzubauen     IV.     175. 

Grundrenten  von  Häusern,  große 
Schwankunj^en  der,  je  nach 
der  Lage  IV.  18G.  Sind  ein 
richtigeres  Steuerobjekt  als 
Häuser  lUO.  Grundsteuer  in 
Großbritannien  IV.  170.  In 
Venedig  173.  Vorschlag  einer 
Reform  der  173.  Ein- 
schätzungsmodus  in  Preußen 
178. 

Gummi  (Senegal-)  Handelsbe- 
schränkungen für  III.  202. 

Gustav  Wasa  und  die  Reforma- 
tion in  Schweden  IV.  1-12. 

Haferbrot  nicht  so  geeignet  zur 
menschlichen  Nahrung  wie 
Weizenbrod  I.  225. 

Hamburg,  Agio  der  Bank  von 
IL  264.  Einnahme((uellen 
dieser  Stadt  IV.  157.  160.  Steu- 
ern in  199. 

Hamburgische  Gesellschaft  IV. 
54. 

Handel,  doppelter  Zins  als  ein 
billiger  Handelsgewinn  be- 
trachtet I.  135.  Drei  Gattun- 
gen des  Großhandels  IL  127. 
Die  verschiedenen  P^ingänge 
des  Außen-  und  des  Binnen- 
handels 128.  Wesen  und 
Wirkung  des  Zwischenhandels 
131.  Grundsätze  des  Außen- 
handels 133.  Ausdehnung 
des  Handels  bei  rückständi- 
gen Völkern  durch  Verkauf 
ihrer  Rohprodukte  für  die 
Fabrikate  zivilisierter  Länder 
170.  Seine  wohltätigen  Wir- 
kungen auf  die  Politik  u.  die 
Sitten  IL  177.  Untergrub 
das  Feudal  wesen  182.  Die 
von  ihm  erworbenen  Kapita- 
lien sehr  prekär,  bis  sie  zum 
Teil  in  der  Bodenkultur  an- 
gelegt sind  192.  Die  Ein- 
fuhr von  Gold  und  Silber, 
nicht  der  Hauptvorteil  des 
Außenhandels  218.     AVirkung 


der  Entdeckung  von  Amerika 
auf  den  219.  Und  der  Ent- 
deckung eines  Seeweges  nach 
Ostindien  220.  Gesetzliche 
Handelsregelungen  unweise 
231.  Retorsionen  243.  Maß- 
regeln der  Handelsfreiheit 
sollten  langsam  eingeführt 
werden  252.  Beruht  in  der 
Regel  auf  engherzigen  Grund- 
sätzen 283.  Wer  sein  Ka- 
pital in  einem  einzigen  Ge- 
schäftszweige anlegt,  hat- 
einen  ähnlichen  Vorteil  wie 
der  Arbeiter,  der  nur  eine 
Verrichtung  ausübt  III.  35. 
Der  Handel  nach  dem  phy- 
siokratischen  System  219  f. 
Wesen  des  Handelsverkehrs 
zwischen  Stadt  und  Land  240. 

Handelsbilanz,  kein  sicheres 
Merkmal,  sie  zu  bestimmen 
IL  257.  Die  Lehre  von  der, 
auf  welche  die  meisten  Han- 
delsregelungen gestützt 
sind,  absurd  276.  Gleicht  sie 
sich  aus,  so  können  beide 
Seiten  gewinnen  277.  Wie 
die  Bilanz  stehen  würde, 
wenn  einheimische  Waren 
mit  fremden  Waren  bezahlt 
würden  278.  W^enn  Waren 
mit  Gold  und  Silber  gekauft 
würden  279.  Der  Untergang 
der  Länder  durch  eine  un- 
günstige Handelsbilanz  oft 
vorausgesagt  288. 

Handelsgesellschaften,  monopo- 
lisierte haben  ein  Monopol 
gegen  das  Vollv,  wo  sie  er- 
richtet sind  III.  168.  Wir- 
kungen solcher  Gesellschaften 
in  einem  armen  und  in  einem 
reichen  Lande  169.  170.  Ein 
Land,  dessen  Kapital  nicht 
groß  genug,  sollte  sich  mit 
Außenhandel  nicht  beschäf- 
tigen 171.  Unfähig,  ihre  In- 
teressen zu  wahren,  wenn  sie 
Landesherren  geworden  sind 
178.  Eine  monopolisierte  Ge- 
sellschaft,     ein      öffentlicher 
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Schaden  183.  Ihre  erste 
Biklung  IV.  53.  Regulierte 
Gesellschaften  in  England  54. 
Sind  nutzlos  55.  Der  bestän- 
dige Zweck  solcher  Gesell- 
schaften 57.  Wesen  der 
Aktiengesellschaften  63.  79. 
Welche  Aktiengesellschaften 
keine  Monopole  brauchen  81. 
Warum  für  den  Bankbetrieb 
geeignet  81.  Für  den  Yer- 
sicherungsbetrieb  81.  Für 
den  Betrieb  von  Kanälen  u. 
Wasserleitungen  82.  Übler 
Erfolg  der  Aktiengesellschaf- 
ten in  anderen  Unternehmun- 
gen 83. 

Handelsverträge,  zwar  vorteil- 
haft für  die  Kaufleute  und 
Fabrikanten  des  begünstigten 
Landes,  aber  nachteilig  für 
die  des  begünstigenden  JII. 
53.      Der   Methuenvertrag  Sl. 

Hannibal,  IV.  15.  16. 

Hansebund  IT.  167.  Warum 
keine  Spuren  vom  Keichtum 
der  Hansestädte  übrig  sind 
192. 

Häringsfischerei  in  Schottland 
II1.'"20. 

Häringsprämien  III.  18  f.  244  f. 

Hasdrubal  IV.  15.  16. 

Häuser  bedeuten  in  England 
eine  Wohnung  I.  165.  Als 
Teil  des  Nationalkapitals 
betrachtet  IL  8. 

Hausrenten  in  zwei  Teile  ge- 
schieden IV.  187.  Wirkung 
einer  vom  Mieter  bezahlten 
Hausrentensteuer  187.  Richti- 
ge Bestimmungen  einer  Steu- 
er auf  190. 

Häusler  in  Schottland,  ihre 
Lage  I.  162.  Verfertigen 
billige  Strümpfe  163.  Ver- 
minderung der,  in  England 
312. 

Häute,  das  Produkt  industrie- 
loser Länder,  nach  entfernten 
Ländern  transportiert  I.  317. 
Preis  der,  in  England  vor 
drei  Jahrhunderten  320.     Ge- 


salzene Häute,  geringer  als 
frische  321.  Preis  der,  durch 
die  Verhältnisse  in  kultivier- 
ten und  unkultivierten  Län- 
dern berührt  222  -  23. 

Herd-Steuern  in  England  IV. 
193. 

Heinrich  VIII.  von  England  be- 
reitet den  AVeg  zur  Refor- 
mation IV.  143. 

Hindostan,  Kasten  in  III.  234, 
Eingeborene  von,  dürfen  kei- 
ne weiten  Seereisen  unter- 
nehmen 235. 

Hirtenvölker,  wie  von  ihnen 
Krieg  geführt  wird  IV.  2. 
Ungleichheit  des  Vermögens 
unter,  die  Quelle  großer  Macht 
27.  Gicburt  und  Familie  bei, 
hochgeehrt  29.  Vermögens- 
ungleichheit beginnt  bei,  30. 
Und  führt  zur  Einsetzung 
einer  Regierung  30. 

Hobbes,  Definition  des  Reich- 
tums I.  42. 

Holland,  Reichtum  und  Ver- 
kehr in  I.  126.  Kein  Ge- 
schäft zu  treiben,  dort  nicht 
Sitte  134.  Gründe  der  Korn- 
teuerung in  265.  Hat  den 
größten  Zwischenhandel  in 
Europa  II.  135.  Ausschließung 
der  Holländer  von  der  Rhede- 
rei  nach  Großbritannien  240. 
Gedeiht  unter  der  höchsten 
Besteuerung  245.  Zieht  vom 
Außenhandel  seine  Unter- 
haltsmittel 289.  Langsames 
Gedeihen  seiner  amerikani- 
schen Kolonien  unter  mono- 
polisierten Gesellschaften  III. 
89.  Ostindienhandel  durch 
das  Monopol  gehemmt  168. 
Maßregeln  zur  Sicherung  des 
Monopols  des  Gewürzhandcls 
175.  Haussteuer  in  IV.  193. 
Erbschaftssteuern  in  211. 
Stempelsteuern  in  213.  Hohe 
Besteuerung  in  232.  273. 
Sein  Gedeihen  hängt  von  der 
republikanischen  Regierungs- 
form ab  273. 
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Holz,  der  i'reis  des,  steigt,  je 
mehr  ein  Land  kultiviert  wird. 
I.  232.  Junge  Baumpflanzun- 
gen geschädigt  durch  Vieh 
232.  Wann  die  Holzzucht  ge- 
winnbringend wird  233. 

Hudson.sbay-Gesellschaft  IV.  G.j. 
66. 

Independenten,  Grundsätze  die- 
ser Sekte  IV.  124. 

Industrie  (s.  Gewerbe.) 

Italien,  das  einzige  große  Land 
in  Europa,  welches  in  Folge 
seines  Außenhandels  in  allen 
Teilen  angebaut  wurde  IL 
191.  Ursprünglich  durch  die 
Dorier  kolonisiert  IH.  69. 

Irland,  Vorschlag  einer  Ab- 
sentee-Steuer  in  IV.  258.  Sollte 
von  Rechts  wegen  zur  Til- 
gung der  britischen  Schuld 
beitragen  323.  Vorteil  einer 
L'nion  mit  Großbritannien  369. 

Jamaica,  L^nsicherheit  des 
Handels  mit  IV.  321. 

Jägervölker,  Kriege  der  IV.  1. 
Können  nicht  zahlreich  sein 
3.  Keine  Rechtspflege  unter 
ihnen  notwendig  24.  Alter, 
die  einzige  Grundlage  des 
Ranges  unter  26.  Keine 
Vermögensungleichheit  und 
Unterordnung  unter  ihnen 
zu  finden  28.  Keine  ererbte 
Würde  unter  ihnen  29. 

Kalm,  über  die  Landwirtschaft 
Nordamerikas  I.  308. 

Kalvinisten,  Ursprung  dieser 
Sekte  IV.  143.  Ihr  Kirchen- 
regiment 14ö. 

Kameron  von  Lochiel  übte  vor 
30  Jahren  die  Kriminaljustiz 
über  seinei  Lehnsleute  aus 
IL  181. 

Kanada,  lange  unter  der  Herr- 
schaft einer  Handelsgesell- 
schaft III.  90. 

Kanäle,  Vorteile  der  I.  206.  Wie 
zu  bauen  und  zu  unterhalten 
IV.  42.  Wie  die  Kanäle  von 
Languedoc  erhalten  werden 
44.     Können     durch    Aktien- 


gesellschaften mit  \'orteil  ver- 
waltet werden  82. 

Kap  der  guten  Hoffnung,  Ur- 
sachen der  Blüte  der  hollän- 
dischen Kolonie    am  III.    174. 

Kapital,  Zunahme  des,  steigert 
Löhne  und  reduziert  Gewinne 
I.  120.  Natürliche  Folgen  des 
Mangels  an,  in  neuen  Kolo- 
nien 128.  Behufs  Gewinn 
angelegt,  setzt  nützliche  Ar- 
beit in  Bewegimg  345.  Im 
Naturzustande  keine  Anhäu- 
fung von,  nötig  IL  1.  Zur 
Arbeitsteilung  nötig  2.  Zer- 
fällt in  umlaufendes  und  ste- 
hendes 6.  A-'olkskapital  8. 
Häuser  8.  Eigenschaften  des 
stehenden  9.  Und  umlaufenden 
Kapitals  10.  Kultiviertes  Land 
10.  Persönliche  Fähigkeiten 
10.  Geld  und  Lebensmittel  11. 
Rohstoffe  und  Fabrikate  11. 
Stehende  Kapitalien  durch  um- 
laufende erhalten  11.  Wie  um- 
laufende Kapitalien  erhalten 
werden  12.  Zweck  des  stehen- 
den Kapitals  18.  Die  Unter- 
haltungskosten des  stehenden 
und  umlaufenden  Kapitals  19. 
20.  Geld  als  Teil  des  unlau- 
fenden Kapitals  20.  Geld  kein 
Maßstab  des  Kapitals  24.  Wel- 
che Arbeitsmenge  ein  Kapital 
beschäftigen  kann  30.  Wie- 
^^'eit  Kapitalien  durch  Kredit 
auszudehnen  sind  45.  Muß 
durch  die  Jahresproduktion 
von  Land  und  Arbeit  stets 
mit  Gewinn  ersetzt  werden 
80.  Das  Verhältnis  zwischen 
Kapital  und  Einkommen  re- 
guliert das  Verhältnis  zwischen 
Fleiß  und  Müßiggang  86.  Be- 
weise für  die  Zunahme  des, 
bei  den  Völkern  95.  In  wel- 
chen Fällen  die  Ausgaben  der 
einzelnen  zur  Vergrößerung 
des  Volkskapitals  beitragen  100. 
Die  Zunahme  des,  mäßigt  durch 
Konkurrenz  den  Gewinn  108. 
Die  verschiedenen  Kapitalan- 
lae-en   116.     Wie  es   den   ver- 


346 


Sachresrister. 


schiedenen  Klassen  von  Ge- 
schäftsleuten ersetzt  wird.  119. 
120.  Landwirtschaftliche  Ka- 
pitalien setzen  mehr  produk- 
tive Arbeit  in  Bewegung 
als  Industriekapitalien  121. 
Das  Kapital  des  Industriellen 
sollte  im  Lande  seinen  Sitz 
haben  123.  Wirkungen  der 
Kapitalien  in  der  Landwirt- 
schaft, der  Industrie  und  im 
Außenhandel  125.  Wohlfahrt 
eines  Landes  hängt  von  dem 
richtigen  Verhältnis  der  Kapi- 
talanlage in  diesen  drei  großen 
Gewerben  ab  127.  Verschie- 
dene Erträge  des  im  Außen- 
handel angelegten  130.  Wird 
unter  gleichen  Bedingungen 
lieber  in  der  Landwirtschaft 
als  in  Handel  und  Industrie 
angelegt  141.  Lieber  in  der 
Industrie  als  im  Außenhandel 
angelegt  1-43.  Natürlicher 
Gang  der  Kapitalanlagen  144. 
Ein  durch  Handel  erworbenes 
Kapital  ist  prekär,  bis  es  in 
der  Landwirtschaft  realisiert 
ist  192.  Wie  die  Kapitalan- 
lagen in  den  verschiedenen 
Gewerben  sich  regeln  227. 
Folgen  des  Wegzugs  von  Ka- 
pitalien aus  vielen  kleineren 
Kanälen  in  einen  großen  III. 
^  133. 

Kapitalgewinn  in  Gewerben  I. 
66.  Durch  Leichtigkeit  oder 
Schwierigkeit  der  Erlernung 
des  Geschäfts  wenig  berührt 
142.  Wohl  aber  durch  Risiko 
und  Unannehmlichkeit  154. 
Nimmt  in  dem  Maße  ab,  wie 
die  Menge  des  Kapitals  zu- 
nimmt 84.  Nach  welchen 
Grundsätzen  Kapital  auf  Zin- 
sen ausgeliehen  wird  104. 
Ein  Objekt  der  Besteuerung 
IV.  95. 

Karthagos  Armee  der  römischen 
überlegen  IV.  16. 

Kartoffeln  als  Nahrungsmittel 
I.  224.    Großer  Ertrag  des  An- 


baues der  224.  Die  Schwierig- 
keit ihrer  Aufbewahrung  das 
Haupthindernis,  weshalb  sie 
nicht  das  allgemeine  Nahrungs- 
mittel werden  225. 
Kaufleute  kennen  ihre  eigenen 
Interessen  besser  als  die  des 
Staates  I.  346.  Ihre  Kapita- 
lien sämtlich  umlaufend  IL 
6.  Ihre  Geschäfte  ausgedehnt 
mittelst  Banknoten  35.  42.  Wie 
Gewohnheiten  der,  in  Erman- 
gelimg  von  Gesetzen  herr- 
schend und  später  als  Gesetze 
zugelassen  werden  48.  Auf 
welche  Weise  ihre  Kapitalien 
angelegt  werden  117.  Ihre 
Kapitalien  zerstreut  u.  nicht 
an  einen  Ort  gebunden  122. 
Sind  die  besten  Förderer  der 
Bodenkultur,  wenn  sie  Gnmd- 
besitzer  werden  176.  Nach 
den  Physiokraten  eine  unpro- 
duktive' Klasse  III.  215.  Der 
rasche  Ersatz  der  Handels- 
kapitalien befähigt  sie,  der  Re- 
gierung Geld  vorzuschießen 
IV.  280.  Ihre  Kapitalien  durch 
Darlehen  an  den  vStaat  ver- 
mehrt 280. 
Kelp    (Seegras)    zahlt    Rente   I. 

202. 
Kinder,  Reichtum  der  Zeugung- 
ungünstig     und     Armut      ihr 
günstig     I.     9.      Kindersterb- 
lichkeit in  Findelhäusern  110. 
King   über  Weizenpreise  I.  272. 
Kirche,    je    reicher    die    Kirche, 
desto    ärmer    der     »Staat    IV. 
151.      Einkünfte     der     Kirche 
Schottlands    151.   In  Preußen 
die     Einnahmen     der     Kirche 
höher    besteuert,    als    die    der 
Laiengrundbesitzer  179.  Wesen 
und   Wirkungen   der  Zehnten 
181. 
Kirchspielzertifikate  I.  194. 
Kleidung  in  unkultivierten  Län- 
dern   reichlicher   als   Nahrung 
I.    226.      Die    Materialien    zu, 
die  ersten  Artikel,    die  Nat\ir- 
völker  anzubieten    haben  226. 


Kapital  —  Kolonien. 


347 


Klerus,  öffentliche  und  Trivat- 
stiftungen  zur  Ausbildung-  des 
I.  182.  Geistliche  schlechter 
bezahlt,  als  viele  Handwerker 
182.  Warum  die  Geistlichen 
einer  herrschenden  Religion 
gegen  die  Prediger  einer  neuen 
keine  Erfolge  haben  IV.  118. 
Warum  sie  ihre  Gegner  ver- 
folgen 118.  Wie  der  Eifer 
des  niederen  katholischen  Kle- 
rus lebendig  erhalten  wird  119. 
Nutzen  der  festen  Anstellung 
des  122.  Wie  er  mit  der  bür- 
gerlichen Obrigkeit  verknüpft 
ist  122.  Unklug  für  die  Obrigkeit 
sich  mit  ihm  zu  entzweien  130. 
Muß  sanft  behandelt  werden 
132.  Der  römische  Klerus, 
eine  große  über  Europa  ge- 
lagerte Armee  l'ü.  Seine 
Macht  ähnlich  der  der  welt- 
lichen Barone  in  der  Feudal- 
zeit 134:.  Sinken  seiner  Macht 
138.  Nachteile  der  Gemeinde- 
wahlen 145. 

Kohlengruben,  ihre  verschiedene 
Ergiebigkeit  I.  231.  Wenn 
ergiebig,  meist  durch  die  Lage 
nicht  vorteilhaft  231.  Die  in 
der  Regel  dafür  bezahlte  Rente 
234.  Die  dazu  nötigen  Ma- 
schinen II.  7. 

Kohlenhandel  von  New  Castle 
nach  London  beschäftigt  mehr 
Schiffe,  als  die  gesamte  übrige 
Rhederei  Englands  IL  132. 

Kolonien,  Neue,  der  natürliche 
Gang  in  I.  128.  Die  Handels- 
vorteile der  IL  224.  Nach 
welchen  Grundsätzen  die,  des 
Altertums  gegründet  wurden 
HL.  69.  Die  griechischen  Ko- 
lonien nicht  der  Herrschaft 
der  Mutterstaaten  unterworfen 
70.  Unterschied  der  griechi- 
schen und  römischen  Kolonien 
72.  Verhältnisse,  die  zur  Grün- 
dung europäischer  Kolonien 
in  Ostindien  und  Anu^rika  ge- 
führt haben  72.  Ostindien  durch 
Vasco    de  Gama  entdeckt  73. 


Westindien  durch  Columbus 
entdeckt  73.  Gold,  das  Ziel 
der  ersten  spanischen  Kolonial- 
unternehmungen 76.  Ebenso 
aller  anderen  europäischen 
Völker  80.  Ursachen  des  Ge- 
deihens neuer  Kolonien  81. 
Geschwinder  Fortschritt  der 
griechischen  Kolonien  83. 
Langsame  Entwicklung  der 
römischen  84.  Die  große  Ent- 
fernung Amerikas  und  West- 
indions für  die  dortigen  euro- 
päischen Kolonien  sehr  günstig 
84.  Übersicht  der  britisch- 
amerikanischen Kolonien  91. 
Ausgaben  der  Zivilregierung 
in  Britisch  Amerika  93.  Kir- 
chenregiment 94.  Einschrän- 
kungen des  Kolonialhandels  95. 
Regulierung  des  Handels  der 
britischen  Kolonien  97.  Nicht 
aufgezählte  Waren  98.  Auf- 
gezählte Waren  100.  Ein- 
schränkungen in  der  Industrie 
in  den  103.  Waren  frei  in 
jeder  anderen  Beziehung  außer 
im  auswärtigen  Handel  107. 
Der  Erfolg  der  Kolonien  nicht 
der  europäischen  Politik  zu 
danken  112.  Haben  beigetra- 
gen den  Gewerbfleiß  aller  eu- 
ropäischen Länder  zu  vermeh- 
ren 115.  Handelsmonopole, 
ein  Bleigewicht  sowohl  für 
Europa  wie  die  Kolonien  117. 
Waren  im  Allgemeinen  eine 
Quelle  von  Ausgaben  anstatt 
Einnahmen  für  das  Mutterland 
119.  Folgen  der  Navigations- 
akte 121.  Der  Vorteil  des 
Kolonialhandels  für  Britannien 
128.  Allmähliche  Milderung 
des  Monopolhan (lels  empfoh- 
len 135.  Begebenheiten,  die 
verhinderten,  daß  Britannien 
den  A'erlust  des  Kolonialhan- 
dels ernstlich  spürt  136.  Die 
Wirkungen  des  Kolonialhan- 
dels und  des  Monojtolhandels 
unterschieden  137.  Ein  Mo- 
nopol zu  behalten,  ein  Haupt. 
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zweck  der  angemaßten  Herr- 
schaft Großbritaniiiens  über  die 
Kolonien  l-tT.  Betrag  der 
Friedensausgaben  l-iT.  l-t8. 
Die  beiden  letzten  britischen 
Friege  zur  Erhaltung  des 
Handelsmonopols  geführt  148. 
Zwei  Wege,  die  Kolonien  zu 
besteuern  151.  Vertreter  der 
Kolonien  sollten  im  britischen 
Parlament  sitzen  156.  Beseiti- 
gung der  Einwände  dagegen 
IGO. 

Kolonialver.sammlungon,  die 

Grundlagen  der  verfassungs- 
mäßigen Freiheit  in  den  briti- 
schen  Kolonien  III.  108. 

Konkordat  in  Frankreich  IV.  140. 

Konkurrenz,  Wirkung  der,  im 
Ankauf  von  Waren  I.  78. 
Unter  den  A^erkäufern  79.  120. 

Kongreß,  amerikanischer,  ver- 
dankt seine  Stärke  den  be- 
deutenden Befugnissen  seiner 
Mitglieder  III.  158. 

Konsument,  das  Interesse  des, 
beständig  dem  des  Produzenten 
geopfert  III.  207. 

Konversionspreisbei  der  Zahlung 
von  Kenten  in  Schottland  I. 
253. 

König,  unter  der  Lehnsverfas- 
sung  nur  der  erste  Edelmann 
II.  180.  Vermochte  die  Ge- 
walttätigkeit der  Barone  nicht 
einzuschränken  182.  Könige 
und  ihre  Minister  die  größten 
Verschwender  in  einem  Lande 
ir.  99. 

Kopfsteuern,  Ursprung  der  unter 
der  Lehnsverfassung  IL  1G2. 
Warum  als  ein  Brandmal  der 
Sklaverei  betrachtet  IV.  208. 
Natur  der'  222.  In  England 
237.     In  Frankreich  238. 

Krapp,  die  Kultur  des,  durch 
die  englischen  Zehnten  lange 
auf  Holland  beschränkt  IV. 
182. 

Kreuzzüge,  dem  Handel  e-ünstie- 
IL   170. 


Kriege,  auswärtige,  werden  jetzt 
selten  durch  die  Gold-  und 
Silbervorräte  eines  Volkes  be- 
stritten IL  211.  Der  Jäger- 
völker i\.  1.  Der  Ackerbau- 
völker 4.  Feudalkriege  5. 
Weshalb  es  im  Fortschritt  der 
Gesellschaft  unmöglich  wird, 
daß  diejenigen,  die  ins  Feld 
ziehen,  sich  selbst  erhalten  6. 
W^ie  der  Militärdienst  ein  be- 
sonderer Beruf  wurde  8.  Unter- 
schied zwischen  Milizen  und 
stehenden  Heeren  10.  Ände- 
rung in  der  Kriegskunst  durch 
p]rfindung  der  Feuerwaffen 
11.  23.  Wichtigkeit  der  Dis- 
ziplin 12.  Mangelan  Sparsam- 
keit im  Frieden  nötigt  die 
Staaten,  behufs  Führung  von 
Krieg  Schulden  zu  machen 
279.  291.  Warum  der  Krieg 
denen,  die  fern  davon  leben, 
angenehm  ist  292.  Vorteile 
der  Erhebung  der  Kriegskosten 
durch  Steuern  299. 

Kriegerischer  Geist  im  alten 
Griechenland  u.  Rom  IV.  114. 
Sein  Mangel  jetzt  ersetzt  durch 
stehende  Heere  115.  Eine 
Miliz,  wenig  fähig  ihn  zu  er- 
halten  115. 

Küstenländer,  warum  zuerst  kul- 
tiviert    und    zivilisiert    I.    27. 

Kupfer,  der  Wertmaßstab  bei  den 
alten  Römern  I.  53.  In  Eng- 
land kein  gesetzliches  Zah- 
lungsmittel 55. 

Landstraßen,  Nutzen  der  I.  207. 
Wie  anzulegen  und  zu  unter- 
halten, IV.  42.  Warum  die 
Erhaltung  der,  Privatleuten 
nicht  anzuvertrauen  44.  Zu- 
stand der,  in  Frankreich  47.  in 
China  48. 

Landtaxe  Großbritanniens  IV. 
170.  192. 

Landwirte  (vergl.  Pächter). 

Landwirtschaft,  die  Arbeiten  der, 
gestatten  nicht  eine  solche 
Arbeitsteilung  wie  in  der  In- 
dustrie   I.   9.     Diese  Unmög- 
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lichkeit  der  Trennung  hindert 
die  Landwirtschaft  an  gleicher 
Fortbildung  lU.  Natürlicher 
Stand  der,  in  einer  neuen  Ko- 
lonie 128.  Erfordert  mehr 
Kenntnisse  und  Erfahrungen 
als  die  meisten  Handwerke 
und  wird  doch  ohne  alle  Be- 
schränkungen betrieben  176. 
Wiesich  die  Pachtbedingungen 
zwischen  Gutsherrn  und  Päch- 
tern regulieren  201.  Ausdeh- 
nung der,  durch  gute  Straßen 
u.  Kanäle  206.  Unter  wel- 
chen Linständen  Weideland 
wertvoller  ist  als  Ackerland 
209.  Gartenkultur,  kein  sehr 
gewinnreiches  Geschäft  2P^. 
Wein,  der  gewinnreichste  Ge- 
genstand des  Anbaues  215. 
G  ewinnberechnungen  aus  land- 
wirtschaftlichen L'nternehmun- 
gen  sehr  trügerisch  215.  Vieh- 
zucht und  Ackerbau  fördern 
einander  gegenseitig  803.  Be- 
merkungen über  die  Viehzucht 
in  Schottland  30i.  In  Nord- 
amerika 307.  Geflügelzucht 
gewinnreich  für  die  Landwirt- 
schaft 309.  Schweine  311. 
Milchwirtschaft  312.  Beweise, 
daß  der  Grund  und  Boden 
vollständig  kultiviert  ist  31J:. 
Wie  die  Ausdehnung  der  Kul- 
tur den  Preis  der  Fleischnah- 
rung  steigert,  so  ermäßigt  er 
den  der  Pflauzennahrung  334. 
Von  wem  und  wie  sie  unter 
der  Feudalregierung  betrieben 
wird  IL  82.  Ihre  Operationen, 
nicht  sov.-ohl  bestimmt  die 
Fruchtbarkeit  zu  vermehren, 
als  zu  leiten  121.  War  die 
Ursache  der  Blüte  der  briti- 
schen Kolonien  in  Amerika 
125.  Die  Gewinne  der,  über- 
trieben von  Spekulanten  130. 
Wird  unter  gleichen  Bedin- 
gungen den  Gewerben  vorge- 
zogen 1-40.  Handwerker  not- 
wendig zum  Betriebe  der  141. 
Wurde    von     den    nordischen 


Zerstörern  des  römischenKeichs 
nicht  beachtet  145.  Die  frü- 
here Politik  Europas  ihr  ungüns- 
tig I.  1160.  Wurde  befördert 
durch  Handel  und  Industrie  der 
Städte  187.  Das  daraus  ent- 
stehende Vermögen  solider 
und.  dauerhafter,  als  das  aus 
dem  Handel  entspringende 
192.  Wird  durch  die  Aus- 
fuhrzölle auf  Getreide  nicht 
befördert  HL  6.  Warum  das 
eigentliche  Ge.schäft  neuer 
Kolonien  139.  Wird  durch 
Handelsbeschränkungen  und 
Verbote  benachteiligt  222. 
In  China  vor  der  Industrie 
begünstigt  232.  Ebenso  in 
Indien  234.  Bedarf  keines 
so  ausgedehnten  Marktes  wie 
die  Industrie  235.  Die  Indus- 
trie zu  hemmen,  um  die  Land- 
wirtschaft zu  befördern,  eine 
falsche  Politik  241.  Grund- 
besitzer sollten  angespornt 
werden  einen  Teil  ihres  Be- 
sitzes selbst  zu  bewirtschaften 
IV.  175. 

Lateinische  Sprache,  warum  ein 
wesentlicher  Teil  des  Univer- 
sitätsunterrichtes geworden 
IV.  92. 

Law  und  sein  Bankprojekt  zur 
Hebung  Schottlands  IL  59. 

Lebensbedürfnisse  von  Luxus- 
gegenständeu  unterschieden 
IV.  225.  Wirkung  der  Steuern 
auf  227. 

Lebensmittel  in  wiefern  ^"erän- 
derungen  im  Preise  der,  Ar- 
beit und  Gewerbfleiß  berühren 
L  103.  115.  118.  Ob  billiger 
in  der  Hauptstadt,  als  in  der 
Provinz  157.  Die  Preise  der, 
durch  die  Konkurrenz  besser 
geregelt  als  durch  das  Gesetz 
199.  Ein  Steigen  im  Preise 
der,  muß  gleichmäßig  sein,  um 
zu  beweisen,  daß  es  aus  der 
Entwertung  des  Geldos  ent- 
springt 331. 
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Leder,  Ausfuhrbeschränkungen 
auf  III.  199. 

Lehnsverfassung-,  elende  Lage 
der  Bauern  unter  der  IL  82. 
Handel  und  Geldzins  83.  Macht 
des  Adels  146.  Sklaven  1-16. 
Pächter  152.  Besteuerung  158. 
Anfängliche  Armut  und  Leib- 
eigenschaft der  Gewerbtrei- 
benden  in  Städten  162.  Ent- 
stehung freier  Städte  163. 
Macht  des  Adels  durch  städ- 
tische Privilegien  gemindert 
166.  yrsache  und  Wirkung 
der  früheren  Gastlichkeit  178. 
Au.sgedehnte  Macht  des  Adels 
IL  179—80.  in  England  erst 
nach  der  normannischen  Er- 
oberung gegründet  180—1; 
Ward  durch  Gewerbe  und 
Handel  untergraben  182.  Krie- 
ge unter  der  IV^.  1.  Militäri- 
rische Übungen  nicht  gepflegt 
8.  An  Stelle  der  Lehnsmiliz 
allmälilicli  stehende  Heere  ein- 
geführt lO.  Gefälle  oder  Steu- 
ern 212. 

Lehrer  an  Universitäten,  Wir- 
kung der  Dotierungen,  ihren 
Eifer  zu  vermindern  IV.  86. 
Sind  oft  gezwungen  Protek- 
tion durch  Kriecherei  zu  suchen 
87.  Die  Lehrer  unter  den  alten 
Griechen  u.  Uümern  den  neue- 
ren überlegen  107.  Umstände, 
welche  gute  Lehrer  nach  den 
Universitäten  ziehen,  oder  von 
ihnen  wegziehen  148. 

Lehrlingsschaft,  Wesen  u.  Zweck 
dieses  Sklavendienstes  erörtert 
I.  141.  Beschränkung  der 
Zahl  der  Lehrlinge  167.  Das 
Lehrlingsstatutin  England  168. 
Das  Lehrlingswesen  in  Frank- 
reich und  Schottland  1()9. 
Allgemeine  Tendenz  und  Wir- 
kung langer  Lehrzeit  170.  Das 
britische  Lehrling.sgesetz  sollte 
abgeschafft  werden  II.  250. 

Leichtsinn  A^erderblich  für  ge- 
wöhnliche Leute    und   darum 


von  ihnen  streng  beurteilt  IV- 
125. 

Lima,  Volkszahl  von  III.  85. 

Locke  über  den  Unterschied 
zwischen  dem  Markt-  und 
Münzpreise  des  Silbers  I.  59. 
Über  die  Ermäßigung  des 
Zinsfußes  11.  109. 

Logik  IV.  96. 

Lotterien,  Natur  der,  und  Ur- 
sachen  ihres  Erfolgs   IV.  149. 

Lutheraner,  Ursprung  u.  Grund- 
sätze dieser  Sekte  IV.  143. 

Luxus,  wie  er  das  Volkskapital 
beeinflußt  II.  99.  Vorteile 
seiner  Verwendung  auf  dauer- 
hafte Waren  100. 

Luxusgegenstände  unterschie- 
den von  Lebensbedürfnissen 
IV.  225.  Wirkung  der  Steuern 
darauf  227.  Gute  u.  schlechte 
Eigenschaften  der  Steuern  da- 
rauf 259. 

Luxusgesetze,  überflüs.sige  Be- 
schränkungen der  Privatleute 
IL  99. 

Madeira- Wein,  wie  er  in  Nord- 
amerika und  Großbritannien 
eingeführt  wurde  11.  295. 

Maschinen,  ihre  Erfindung  und 
Verbesserung  I.  13.  Zur  Er- 
leichterung der  Arbeit  für 
die  G  esellschaft  vorteilhaf  tll.  1 9. 

Mazedonien,  PhiHpp  von,  die 
Überlegenheit,  welche  die  Dis- 
ziplin seiner  Armee  über  die 
seiner  Feinde  gab  IV.  14. 

Meggens  über  die  Einfuhr  von 
Gold  und  Silber  in  Spanien 
und  Portugal  I.  288.  292. 

Mehl,  Bestandteile  des  Preises 
von  I.  70. 

Mercier   de  la   Piviöre   HI.  231. 

Merkantilsjstem  IL  195  f.  Ge- 
genwärtiger Glanz  des,  der 
Entdeckung  und  Kolonisie- 
rung Amerikas  zu  danken  III. 
162.  Wodurch  es  ein  Land 
zu  bereichern  gedenkt  184. 
Das  Interesse  des  Konsumen- 
ten dem  des  Produzenten  ge- 
opfert 207/08. 
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Metaphysik  IV.  07. 

Metayers,  eine  Art  Pächter  in 
Frankreich  II.  152. 

Methodistenprediger  IV.  119. 

Mexico  war  ein  weniger  zivili- 
siertes Land  als  Peru,  als  es 
durch  die  Spanier  zuerst  be- 
sucht wurde  I.  281.  Gegen- 
wärtige  Bevölkerung  der 
Hauptstadt  III.  85.  Niederer 
Stand  der  Gewerbe  bei  der 
ersten  Entdeckung  des  Reichs 
86. 

Milchwirtschaft  ans  Ersparnis- 
gründen betrieben  I.  312.  Um- 
stände, welche  sie  hindern  oder 
befördern  3P5.  Englische  und 
schottische   31-1. 

Miliz  der  Städte  im  Mittelalter 
IL  167.  Ursprung  u.  Wesen 
der  IV^.  10.  Wie  von  stehen- 
den Heeren  unterschieden  10. 
Stets  schlechter  als  ein  stehen- 
des Heer  12.  W^enige  Feld- 
züge können  eine  Miliz  einem 
steheiulen  Heere  gleichmachen 
15.  Beispiele  16. 

Mirabeau,   Marquis   de    HL    2:51. 

Mississippi-Projekt  II.  60. 

Mittelländisches  Meer,  vorzüg- 
lich geeignet  für  die  ersten 
Versuche  der  Schiffahrt  I.  27. 

Modus  für  Zehnten,  eine  Er- 
leichterung für  den  Landwirt 
IV.  185. 

Monopole,  Tendenz  der  I.  85. 
Guter  Wirtschaft  feindlich  206. 
Des  Kolonialhandels  125  f. 
Der  Haupthebel  im  Merkan- 
tilsystem 168.  Stören  die 
natürliche  Verteilung  des 
Volkskapitals  169.  Werden 
durch  ungerechte  und  grausa- 
me Gesetze  gestützt  190.  In- 
wieweit zeitliche  Monopole  zu 
rechtfertigen  sind  IV.  79. 

Montauban,  Ungleichheiten  in 
der  dortigen  Grundsteuer  1\'. 
180. 

Montesquieus  Gründe  für  den 
höheren     Zinsfuß    unter    den 


Mohamedanern  I.  133.  An- 
sicht über  die  Ursache  eines 
niedrigen  Zinsfusses  209. 

Moral,  zwei  verschiedene  Sys- 
teme der,  in  jedem  zivilisierten 
Volke  IV.  125.  Warum  die 
Moral  der  gewöhnlichen  Leute 
unter  Sekten  be,sser  ist,  als 
Tinter  der  herrschenden  Kirche 
127.  Ausschreitungen  der, 
wie  zu  hindern   128. 

Moralphilosophie  IV.  95. 

Morellet  über  Aktiengesellschaf- 
ten IV.  80. 

Mühlen,  ihre  früheste  Einfüh- 
rung in  England  I.  340. 

Münze,  Ursprung  und  Vorteile 
der,  im  Verkehr  I.  35.  Die 
verschiedenen  Gattungen  der, 
in  den  verschiedenen  Zeiten 
und  Ländern  35.  56.  LTrsachen 
der  Wertveränderung  der  36. 
37.  47.  Wie  die  Währung  der 
Völker  verschieden  wurde  53. 
Reform  des  englischen  Münz- 
wesens angeraten  ()2.  I'olgen 
der  Silberentwertung  271. 
Münzwesen  Frankreichs  und 
Großbritanniens  280.  Warum 
Münzen  eingeschmolzen  wei'- 
den  294.  Ein  vSchlagschatz 
würde  die  Einschmelzung  ver- 
hüten 294.  Folgen  der  Er- 
höhung des  Nennwerts  der, 
IV.  304.  Verscldechterung 
der  307. 

Mun  über  die  Geldausfuhr  zu 
Handelszwecken  II.  198. 

Musik  ein  Teil  des  Unterrichts 
im  alten  Griechenland  IV.  101. 
Und  Tanz,  die  Hauptbelu.sti- 
gung  unter  Naturvölkern   102. 

Nachfrage,  obwohl  die  Zunahme 
der,  anfänglich  den  Preis  der 
Waien  steigern  kann,  ermäs- 
sigt  sie  ihn  später  stets  I\'. 
72. 

Nadelfabrikation,  außerordent- 
liche ^\)rteil('  der  Arbeitstei- 
lung in   1.  7. 

Nahrungsmittel  kaufen  stets  so- 
viel .Vrbeit,   wie    sie    ernähren 
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I.  204-5.  Brod  und  Fleisch 
verglichen  207.  211.  212.  Ur- 
sprüngliche Quelle  aller  an- 
dern Produktion  230.  Bilden 
den  Hauptreichtum  der  Welt 
und  geben  anderen  Gütern  ih- 
ren Wert  2-±-4. 

Naturphilosophie,  Ursprung  u. 
Ziel  der  IV.  94. 

Navigationsakte  IL  239—40.  Mo- 
tive der  241.  Ihre  Folgen 
für  den  Kolonialhandel  121. 
Verminderte  den  Außenhandel 
mit  Europa  123.  Unterwarf 
Britannien  Nachteilen  in  jedem 
Handelszweige,  der  kein  Mo- 
nopol hatte  126. 

Negersklaven,  warum  in  den 
englischen  Kolonien  nicht  zum 
Getreidebau  verwendet  IL  151. 
Warum  zahlreicher  indenZuk- 
ker-  als  in  den  Tabakplanta- 
gen 152. 

Niederlassungsgesetze  in  Eng- 
land I.  190.  Entfernung  der 
Armen,  eine  Verletzung  natür- 
licher Freiheit  197.  Sollten 
abgeschafft  werden  IL  250. 

Nil  die  Ursache  der  frühen 
Kiütur  Egyptens  I.  28. 

Ocffentliche  Lustbarkeiten,  ihr 
politisclicr  Nutzen  IV.    128. 

Oeffentliche  Werke  und  Anstal- 
ten, wie  zu  unterhalten  IV.  40. 
Billigkeit  von  Passagezöllen 
42.  Warum  die  Regierung 
die  Verwaltung  von  Chaussee- 
geldern nicht  anderen  über- 
lassen sollte  44.  Noch  andere 
öffentliche  Werke  50. 

Ontologie    IV.  98. 

Ostindien,  Elender  Stand  von, 
unter  der  englischen  Herr- 
schaft I.  101.  Geschichtlicher 
Überblick  des  europäischen 
Handels  mit  283.  Reisländer 
bevölkerter  und  reicher  als 
Getreideländer  284.  Der  Sach- 
preis der  Arbeit  niedriger  in 
China  u.  Hindostan,  als  in 
Europa  285.  Gold  und  Silber 
die  gewinnreichsten  Waren  zur 


Ausfuhr  nach  286.  Wertver- 
hältnis des  Goldes  zum  (Silber 
in  292.  Große  Ausdehnung  des 
auswärtigen  Handels  durch  die 
Entdeckung  desSeeweges  nach, 
um  das  Kap  der  guten  Hoff- 
nung IL  220.  Geschichtlicher 
Überblick  des  Verkehrs  mit 
221.  Wirkungen  der  jähr- 
lichen Silberausfuhr  Europas 
nach  222.  Geist  der  Verwal- 
tung der  englischen  Kolonie 
III.  178.  Praktiken  ihrer  Be- 
amten 179.  Deren  Mißwirt- 
schaft ihrer  Lage  zuzuschrei- 
ben 181. 

Ostindische  Gesellschaft  nach- 
teilig dem  Handel  mit  dem 
Orient  IL  222.  Übersicht  ihrer 
Geschichte  IV.  70.  Eine  kon- 
kurrierende Gesellschaft  ge- 
bildet 71.  Vereinigung  beider 
Gesellschaften  72.  Angesteckt 
von  kriegerischem  und  Er- 
oberungsgeist 73.  Einmischung 
der  Regierung  in  ihre  Verwal- 
tung 75.  Warum  unfähig,  ein 
großes  Reich  zu  regieren  76. 
Ihr  staatlicher  und  Handels- 
charakter i;nverträglich  159. 
Wie  ihre  Landerwerbungen 
eine  Einnahmeqeulle  werden 
können  325. 

Oxford,  die  dortigen  Professuren 
Sinekuren  IV.  87. 

Pächter,  woraus  sich  ihr  Gewinn 
zusammensetzt  I.  73.  Brau- 
chen mehr  Kenntnisse  u.  Er- 
fahrungen als  Gewerbtreibende 
177.  Worin  ihre  Kapitalien 
bestehen  IL  7.  Durch  ihre  Ka- 
pitalien die  größte  Menge  pro- 
duktiver Arbeit  in  Bewegung- 
gesetzt  120.  Handwerker  nö- 
tig für  ihn  141.  Ihre  Lage  in 
England  besser  als  in  allen 
anderen  europäischen  Ländern 
155.  Ihre  Arbeit  mißachtet 
159.  Ursprung  der  langen 
Pachttermine  185.  Sind  dem 
elenden  Monopolgeist  am  we- 
nio-sten       unterworfen       238, 
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Durch    frühere     Gesetze    ge- 
zwungen,    die     einzigen    Ge- 
treidehändler zu  sein  III.  3-1. 
Konnten    Getreide    nicht    bil- 
liger   verkaufen,     als    andere 
Getreidehändler   3-t.      Boden- 
kultur  gehemmt    durch   diese 
Teilung    ihrer    Kapitalien    3G. 
Nutzen     der    Getreidehändler 
für  die  36.    Wie  sie  nach  den 
Physiokraten     zur     jährlichen 
Produktion  beitragen  III.  211. 
Papiergeld,  Kredit    des    II.    2(5. 
Wirkung  des  Papiergeldes  26. 
Seine  Wirkung  auf    den  Um- 
lauf   des   Bargeldes  27.      Be- 
fördert   den    Gewerbfleiß    29. 
Wirksamkeit    der    verschiede- 
nen     Bankgesellschaften       in 
Schottland  32.     Kann  niemals 
den  Betrag  des  Goldes  u.  Sil- 
bers, das  es   ersetzt,   überstei- 
gen   36.      Folgen    zu    großer 
Papierausgabe     37.       \'orteile 
und    Nachteile     des     l'apier- 
kredits   63    —    64.      Schlimme 
Wirkungen  der  kleinen  Bank- 
noten 67.    Die  Unterdrückung 
Ideiner  Noten  macht  das  Bar- 
geld häufiger  68.     Papierum- 
lauf     in      Nordamerika      72. 
Hilfsmittel  der  Regierung  von 
Penns^dvanien,    \im  sich  Geld 
zu  verschaffen  IV.    160.     Wa- 
rum für  die  inneren   Zwecke 
der    Nordamerikaner    vorteil- 
haft 318. 

Pap.st,  seine  große  Macht  in 
früherer  Zeit  IV.  13-1.  Wie 
seine  Macht  gemäßigt  wurde 
138. 

Paris  hat  weniger  Gewerbe, 
als  für  die  Konsumtion  seiner 
Bewohner  erfoi'derlich  ist  II. 
85. 

Passagezölle,  Billigkeit  der  IV. 
42.  Sollten  für  Luxusgeschirre 
höher  sein,  als  für  Nutzfuhr- 
werke 42.  Warum  die  "\'er- 
waltung  der  Ohausseegelder 
nicht  in  der  Hand  der  He- 
o-ierunft-  sein  sollte  44.  257. 


Patronatsreclit      in      Schottland 

IV.  146. 
Pennsylvanien,         Papierumlauf 
von'  II.  73.     G  ute  Folgen  des 
Umstaudes,     daß    dort    keine 
herrschende  Religion  IV.  125. 
Bezieht   Einnahmen    von   sei- 
nem Parpierumlauf  318. 
Peru,   die  Entdeckung    der  Sil- 
berminen   in,    veranlaßte    das 
Aufgeben     der     europäischen 
I.   236.     Diese  Minen   für  die 
Eigentümer  nicht  gewinnreich 
237.     Abgabe    der  Minen    an 
Spanien  279.     Die  ersten  Be- 
richte  über    .seinen   Reichtum 
stark  übertrieben  281.    Gegen- 
wärtiger Zustand  von  282 — 83. 
Niederer   Stand    des    Gewerb- 
fleißes in  III.  85.    Jetzt  bevöl- 
kerter,   als   jemals    früher  86. 
Physiokratisches  System  HL  209. 
Pneumatik  IV.  97. 
Poivre    über    den    Ackerbau    in 

Cochinchina  I.  219. 
Polen,  durch  das  Feudalwesen 
noch  immer  in  Armut  erhalten 
I.  329. 
Politische  Ökonomie,  die  bei- 
den verschiedenen  Zwecke  u. 
Svsteme  der  IL  194.  Der 
Physiokraten  III.  209.  Wie 
die  schlimmen  Wirkungen 
einer  falschen,  verbessert 
werden  225. 
Portugal,  der  Anbau  von,  durch 
seinen  Handel  nicht  vorge- 
schritten IL  191.  Wert  der 
Edelmetalle  dort  durch  Aus- 
fuhrverbote gemindert  III. 
9.  ]\Iethuenvertrag  54.  Ein 
großer  Teil  des  portugie- 
sischen Goldes  jährlich  nach 
England  gesandt  56.  Motive, 
welche  zur  Entdeckung  eines 
.Seewegs  um  das  Kap  der 
guten  Hoffnung  leiteten  73. 
\'orli)r  seine  Industrie  durch 
(U'u  Erwerb  reicluM-  u.  l'rucht- 
barer  Kolonien  1  10. 
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Sachregister. 


Post,  ein  Handelsunternelimen, 
das  durch  eine  Regierune,- 
gut  zu  verwalten  ist  IV.  158. 

Pragmatische  .Sanktion  in  Frank- 
reich IV.  140. 

Preis,  Unterscheidung  in  Sach- 
und  Nominalpreis  I.  45.  Geld- 
preis 64.  Die  Bestandteile 
der  Preise  69.  Die  natür- 
lichen und  Marktpreise,  wie 
zu  unterscheiden  und  wie 
reguliert  76.  Wie  der  Preis 
der  Rohprodukte  durch  die 
Zunahme  des  Wohlstandes 
berührt  wird  300.  Wodurch 
der  Preis  der  Gewerbser- 
zeugnisse rediiziert  wird,  so 
lange  das  Volk  in  der  Kultur 
vorschreitet  336.  Beispiel  an 
den  Mctallwaren  337.  An  den 
Woll waren  337.  Durch  stei- 
gende Nachfrage  zwar  anfäng- 
lich erhöht,  wird  zuletzt  stets 
dadurch  ermäßigt  IV.  71*. 

Presbyterianische  Kirchen \erfas- 
sung  IV.  146.  Charakter  der 
presbvterianischen  Geistlich- 
keit 147.  151. 

Preußen,  Veranlagung  derGrund- 
steuer  in  IV.  178. 

Produktion  von  Land  u.  Arbeit, 
die  <>)aelle  alles  Einkommens 
II.  79.     Wie  zu  steigern  94/95. 

I'rojekte,  fehlschlagende,  einem 
Lande  schädlich  II.  92. 

Quäker  Pennsylvaniens,  Folge- 
rung aus  ihrem  Beschluß,  alle 
ihre  Negersklaven  zu  eman- 
zipieren II.  152. 

Quesnays  System  der  politischen 
Ökonomie  III.  224.  231. 

(^)uito,  Bevölkerung  von  III.  85. 

Rechtspflege,  eine  Pflicht  des 
Staats  IV.  24.  In  alten  Zeiten 
eine  Einnahmequelle  für  ihn 
31.  Sie  den  Einahmen  dienst- 
bar zu  machen,  eine  Quelle 
großer  Mil5bränche  32.  Nir- 
gends umsonst  34.  Ihi-e 
Kosten  nur  unbedeutend  35. 
Konkurrenz  der  Gerichtshöfe 
Englands  wegen  der  Sportein 


37.  Wie  die  Rechtssprache 
verderbt  wurde  38.  Warum 
ricliterliche  Ge\\'alt  und  Exe- 
kutive getrennt  wurden  39. 
Von  wem  die  Kosten  der,  ge- 
tragen werden  sollten  154. 

Rechtssprache,  auf  welche  Wei- 
se verderbt  IV.  38. 

Reformation,  geschwinder  Fort- 
schritt ihrer  Lehren  in 
Deutschland  IV.  141.  In 
Sclnveden  und  der  Schweiz 
142.  In  England  und  Schott- 
land 143. 

Reichtum,  Hauptgenuß  des,  be- 
steht in  seiner  Schaustellung 
I.  241.  Reichtum  n.  Geld  in 
der  Volkssprache  gleichbedeu- 
tende Begriffe  lt.  195.  222. 
Die  spanische  und  tatarische 
Ansicht  von  Reichtum  ver- 
glichen 196.  Die  große  Macht 
des  IV.  27. 

Reis,  ein  sehr  ergiebiger  Artikel 
des  Anbaues  I.  223.  Erfordert 
einen  Boden,  der  zu  anderer 
Kultur  nicht  geeignet  ist 
223.  Reisländer  voDcreicher 
als  Getreideländer  284. 

Reisen  als  Erziehungsmethode 
IV.  100. 

Religion,  Zweck  der  Belehrung 
in  IV.  117.  Vorteile  der  Pre- 
diger einer  neuen  über  die 
einer  heixschenden  Kirche 
118.  Ursprung  der  Verfolgung 
ketzerischer  Meinungen  118. 
Nutzen  kirchlicher  Einrich- 
tungen 121/22. 

Rente,  in  Getreide  ausbedun- 
gen, bewahrt  besser  ihren 
Wert  als  Geldrenten  I.  47. 
Grundrente  bildet  den  dritten 
Bestandteil  des  Warenpreises 
69.  Durchschnittssatz  der  76. 
Bildet  den  ersten  Abzug  vom 
Arbeitsertrag  der  Landwirt- 
schaft 90.  Wie  die  Bedingun- 
gen der,  zwischen  Grundbe- 
sitzer Tind  Pächter  geregelt 
werden  201.  Zuweilen  für 
Dinge      gefordert,      die       der 
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Ivultdi'  iinzuoän,i;lirli  202. 
Für  Land  in  allen  La,a,'en  ft-e- 
zahlt  205.  Verhältni.s  der  Ren- 
ten von  Kolüen-Bergwerken 
234  und  Metallbergwerken  235. 
Minen  edler  vSteine  tragen  oft 
keines  Rente  242.  Wie  in  i'rü- 
lierer  Zeit  bezahlt  253.  Ent- 
weder direkt  oder  indirekt, 
durch  jede  Verbesserung  der 
Lage  des  Volks  erhoben  343. 
Brutto-  u.  Nettorente  unter- 
schieden Tl.  17.  Wie  unter 
dem  Lehnswesen  erhoben  82. 
Gregenwärtiger  Durchschnitts- 
anteil am  Bodenertrag  83. 
Hausrente  in  zwei  Teile  zer- 
fallend IV.  185.  Unterschied 
zwischen  Hausrenten  und  Bo- 
denrenten 188. 

Rente  (Auniiität)  britische  IV. 
282.  Wirkung  der,  in  politi- 
scher Hinsicht  298.  Die  Übung 
der  Rentenemission  hat  alle 
Staaten  geschwächt,  die  sie 
übten  302. 

Renten  auf  Zeit  u.  Leibrenten 
in  den  britischen  Finanzen 
IV.  288. 

Rindfleisch,  jetzt  in  London 
billiger  als  unter  Jakob  I. 
L  211.  212. 

Römer,  warum  bei  ihnen  Kupfer 
der  Wertmaßstab  wurde  I. 
53.  Der  außerordentlich  hohe 
Preis  mancher  Luxusgerichte 
bei  ihnen  301.  Der  Geldwert 
höher  bei  ihnen  als  jetzt  301. 
Die  Republik  der,  auf  eine 
Landesteilung  unter  die  Bür- 
ger gegründet  III.  70.  Das 
agrarische  Gesetz  nur  ein-  oder 
zweimal  geltend  gemacht  70. 
Wie  die  Bürger,  die  kein  Land 
besaßen,  exi.stierten  71.  l'n- 
schied  zwischen  den  römischen 
und  griechischen  Kolonien 
72.  Die  Kultur  der  ersteren 
langsamer  als  die  der  letzteren 
84.  Ursprung  des  sozialen 
Krieges  150.  Die  Republik 
durch  Ausdehnung  des   römi- 


schen Bürgerrechts  auf  die 
meisten  Einwohner  Italiens 
zu  Grundegerichtet  157.  Wann 
zuerst  Soldaten  im  Felde  be- 
zahlt \vurden  IV.  5.  Soldaten 
kein  eigener  Beruf  8.  Verbesse- 
rung der  römisclienHeere  durch 
Uebung  der  Disziplin  10.  Wie 
dieseDisziplin  verloren  ging  10. 
Der  Fall  des  weströmischenRei- 
cheslO.  Erziehung  der  alten  102. 
Ihre  moralische  U eberlegen heit 
über  die  Griechen  102.  Zustand 
des  Rechts  und  der  Rechtsfor- 
men 105.  Wie  der  kriegerische 
Geist  des  Volks  genährt  wurde 
114.  Große  Münzverschlechte- 
rung bei  305. 

Römische  Kirche,  wie  der  Eifer 
der  niederen  Geistlichen  er- 
halten wird  IV.  119.  Der 
Ivlerus  eine  über  Europa  zer- 
streute Armee  134.  Ihre 
Macht  während  der  mönchi- 
schen Feudalzeiten  der  der 
weltlichen  Barone  ähnlich  134. 
Wie  ihre  Macht  erschüttert 
wurde  138. 

Rückzölle  II.  224.  ]\Iotive  der 
291.  Auf  Wein,  Korinthen 
und  verarbeitete  Seide  292. 
Auf  Tabak  u.  Zucker  292/3. 
Auf  Wein  294.  Ursprünglich 
behufs  Förderung  des  Zwi- 
schenhandels bewilligt  296. 
Zolleinnahmen  gewinnen  da- 
durch 296.  Zu  Gunsten  der 
Kolonien    bewilligt    III.    105. 

Ronen,  warum  eine  große 
Handelsstadt  II.  85. 

Ruddiman  über  die  früherenWei- 
zonpreise  in  Schottland  I. 
2.56. 

Rußland  unter  Peter  d.  Gr. 
durch  ein  stehendes  Heer 
zivilisiert  IV.  21. 

Salz  überall  ein  Objekt  hoher 
Besteuerung  IV.  230.  Die  Er- 
hebung der  Salzsteuer  kost- 
spielig 260.  Zollfreie  Ein- 
fuhr von,  in  Schottland  zur 
Hebung  der  Fischerei  III.  244. 
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Sardinien,  Einschätzimg  der 
Grundsteuer  in  IV.  179. 

Schafe  in  Sjjanien  häufifi^  wegen 
AVolle  uud  Talg-  geschlachtet 
I.  317.  Strenge  Gesetze  gegen 
Ausfuhr  der.  und  ihi'er  Wolle 

III.  190. 

Schatzfunde  ein  wichtiger  Teil 
der     öffentlichen    Einnahmen 

IV,  277. 

Schauspieler,  ihre  höhere  Be- 
zahlung wegen  ihres  verach- 
teten Gewerbes  I.  148. 

Schießpulver,  Umwälzung  der 
Kriegskunst  durch  Erfindung 
des  IV.  11.  23.  Erfindung  des, 
der  Zivilisation  günstig  24. 

Schmuggel,  gewöhnlich  zum 
Untergang  führend  I.  154.  Be- 
fördert durch  hohe  Zölle  IV. 
240.  Abhilfe  gegen  243.  Das 
Verbrechen  des,  moralisch  be- 
trachtet 262. 

Schottland  verglichen  mit  Eng- 
land hinsichtlich  der  Arbeits- 
und Lebensmittelpreise  I.  104. 
Ueber  die  Bevölkerung  der 
Hochlande  109.  Der  markt- 
gängige Zinsfuß  höher  als  der 
gesetzliche  12.5.  Die  Lage  der 
Häusler  162.  LehrHngswesen 
und  Zünfte  169.  Die  niederen 
Klassen,  warum  weder  so  stark 
noch  so  hübsch  als  in  England 
225.  Ursache  der  häufigen  Aus- 
wanderung aus  264.  Stand  der 
Landwirtschaft  vor  der  Union 
304.  G  egenwärtige  Hindernisse 
der  Landwirtschaft  306.  Der 
Preis  der  Wolle  nach  der  LTnion 
gesunken '  323.  W^irksamkeit 
der  Banken  IL  32.  Betrag  des 
vor  der  Union  umlaufenden 
Geldes  33.  Jetziger  Betrag  34. 
Geschäftsgang  der  Banken  in 
34.  Schwierigkeiten  infolge  zu 
starker  Notenausgabe  39.  Not- 
wendige Vorsicht  der  Banken 
in  Krediterteilung  43.  Ge- 
schichte der  Ayr -Bank  54. 
Laws  Projekt,  das  Land  zu 
heben  59.    Die  Preise  in,  nicht 


verändert  durch  Papierumlauf 
70.  Optionsklausel  der  schotti- 
schen Banknoten  71.  Mili- 
tärischer Charakter  der  Hoch- 
länder IV.  14.  Ursache  der 
schnellen  Annahme  der  Re- 
formation 143.  Die  Unruhen 
bei  den  Gemeindewahlen  der 
Geistlichen  veranlaßten  Wie- 
derherstellung der  Patronats- 
rechte  146.  Einkommen  der 
Geistlichen  151.- 

Schulen,  höhere,  Ursache  der 
Entwertung  ihrer  Geldrenten 
I.  48.  Woher  ihre  Dotierungen 
in  der  Regel  kommen  IV.  85. 
Ob  sie  in  der  Regel  dem  Zweck 
ihrer  Stiftung  entsjjrechen  85. 
Diese  Dotierungen  vermin- 
derten die  Nötigung  zum  Eifer 
unter  den  Lehrern  86.  Die 
1  'rivilegien  der  Grraduierten 
durch  Stipendien  dem  Unter- 
richt nachteilig  89.  Disziplin 
der  90. 

Schweinefleisch,  Umstände,  wel- 
che es  billiger  oder  teurer 
machen  I.  312. 

Schweiz,  Einführung  der  Re- 
formation in  Bern  und  Zürich 
IV.  142.  Die  Geistlichen  dort 
eifrig  151.  Besteuerung  in 
der  200.  213. 

Scipios  spanische  Miliz,  den 
Karthagern  übei  legen  ge- 
worden durch  Disziplin  und 
Dienst  IV.  16. 

Seedienst  und  Militärdienst  ver- 
glichen I.  151. 

Seidenindustrie  von  Lucca  nach 
Venedig    übertragen    IL    172. 

Sekten,  religiöse,  je  zahlreicher 
desto  besser  IV.  124.  Warum 
sie  sich  in  der  Regel  zum 
strengen  Moralsystem  bekann- 
ten 126. 

Shetland,  wie  Renten  dort  er- 
hoben werden  I,  203. 

Silber,  die  AVährungsmünze  der 
nordischen  Zerstörer  des  röm. 
Reichs  I.  54.  Sein  Verhältnis- 
wert zu  Gold  gesetzlich  fest- 
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gestellt  55.  Ist  der  Wertmaß- 
stab  des  Goldes  5(3.  Mttnzpreis 
des  Silbers  in  P^ngland  58. 
Unterschied  zwischen  dem 
Münz-  und  Barrenpreise  51). 
Wie  Silbermünze  vordem  Ein- 
schmelzen zu  bewahren  GO. 
Süberminen  in  Europa,  Avarum 
meist  verlassen  2:36.  Geringer 
Gewinn,  den  sie  ihren  Eigen- 
tümern in  Peru  lieferten  287. 
Eigenschaften,  weshalb  Silber 
geschätzt  241.  Die  reichsten 
Minen  würden  wenig  zum 
Reichtum  der  Welt  hinzufügen 
243.  Sondern  die  Zunahme 
seiner  Menge  würde  es  ent- 
werten 24G.  Umstände  welche 
diese  Wirkung  lähmen  könnten 
247.  Schwankungen  des  Silber- 
werts während  der  letzten  vier 
Jahrhunderte  247.  Steigen  des 
vSilberwerts  gegen  Korn  258. 
Umstände,  die  Irrtümer  hin- 
sichtlich des  Silberwerts  ver- 
anlaßten  252.  Wie  durch  Zu- 
nahme der  Menge  der  I'reis 
des,  berührt  wird  262.  Wert 
des,  sank  durch  Entdeckung 
der  amerikanischen  Minen  267. 
Wert  des,  durch  Ausdehnung 
des  Marktes  aufrecht  erhalten 
280.  Die  für  den  Versand  nach 
China  vorteilhafteste  Ware  286. 
Yerhältniswert  de^^ Goldes  und, 
vor  rmd  nach  Entdeckung  der 
amerikanischen  Minen  291.  Die 
auf  dem  ]\Iarkt  vorhandene 
Menge  wahrscheinlich  größer 
als  sein  VerhältnisAvert  anzeigt 
293.  Der  Wert  des,  steigt 
wahi'scheinlich  und  warum  296. 
Die  Ansicht,  daß  Silber  im 
Preise  sinke,  nicht  wohl  be- 
gründet 332.  Der  wirkliche 
Wert  des,  beeinträchtigt  durch 
die  Ausfulu-|)rämien  auf  (ie- 
treide  III.  7. 
Sklaven,  Arbeit  der,  teurer  als 
die  Freier  I.  112.  Unter  Fe_u- 
dalherren,  ihre  Lage  ."  , 
Länder,  wo  die  Sldaver^^  "^^'^^ 


bestehtl51 .  Warum  die  Dien.ste 
der,  denen  freier  Männer  vor- 
gezo,i;-en  werden  152.  Ursachen 
der  Al)schaffung  der  Sklaverei 
in  Europa  158.  Erhalten  von 
der  Obrigkeit  in  einem  ih>s- 
jDotischen  Lande  mehr  Schutz 
als  in  einem  freien  III.  111. 
Warum  bei  den  alten  Griechen 
in  den  Gewerben  verwendet 
237.  Warum  Fortschritte  von 
ihnen   nicht  zu   erwarten  288. 

Sokrates,  sein  Einkommen  aus 
Lehrtätigkeit  I.  186. 

Soldaten,  Gründe  zur  Karriere 
der  l.  151.  Erste  Gründe  sie 
zu  bezahlen  IV.  6.  Wie  sie 
eine  besondere  Berufsklasse 
werden  10. 

Spanien  eins  der  ärmsten  Länder 
Europas,  trotz  seiner  reichen 
Minen  I.  330.  Sein  Handel 
hat  keine  Industrie  erzeugt 
und  der  Boden  bleibt  vielfach 
noch  unangebaut  II.  191.  Wert 
der  Edelmetalle  durch  Aus- 
fuhrzölle gedrückt  111.9.  Land- 
Avii'tschaft  und  Industi'ie  durch 
Ueberfluß  an  edlen  Metallen 
geschädigt  10.  Folgen,  die 
aus  Aufhebung  jener  Zölle 
entstehen  würden  11.  \'or- 
geschützter  und  wirklicher 
Grund  der  Besitzergreifung 
von  den  durch  Kolumbus  ent- 
declvten  Ländern  77.  Die  Ko- 
lonien von,  weniger  bevölkert 
als  die  aller  anderen  ein-opä- 
ischen  Völker  85.  Nahm  ganz 
Amerika  in  Anspruch  88. 
Handelspolitik  gegen  die  Ko- 
lonien 9(5.  Die  Kolonien  von, 
Privatunternehmungen  von 
Abentcm-ern  113.  A'crlor  seine 
Industrie  durch  Erwerb  reicher 
und  fruchtbarer  Kolonien  140. 
Die  Alcavala-Steuer  IV.  264. 
Untergang  der  spanischen  In- 
du.strie  ihr  zugeschrieben  264. 

Sparsamkeit  die  unmittelbare 
Ursache  der  Kapitalzunahme 
IL  87.    Befördert  den  Gowerb- 
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fleiß  87.  Si^arsame  Leute 
Wohltäter  der  Allgemeinheit 
88.  Vorherrschend  unter  den 
Menschen  11.  9-1  Ist  das  ein- 
zige Mittel,  wndui'cli  nacli  den 
Phvsiokraten  Handwerker  und 
Fabrikanten  Einkommen  und 
Vermögen  des  Volkes  ver- 
mehren können   III.  21(). 

Spekulanten  I.   l.'iS. 

Staat  siehe  Fürst. 

Staatseinnahmen  sollten  vom 
ganzen  Volk(>  nach  Verhältnis 
erhoben  werden  IV.  153.  Lo- 
kale Ausgaben  sollten  durch 
lokale  Einnahmen  bestritten 
werden   154-.     Die  <\)uellen  der 

156.  Der   I\e[)ublik  llambuig 

157.  160."  P]ine  angemessene 
Häusersteuer  die  beste  Ein- 
nahmequelle 190.  Abhilfe  der 
^Vrminderung•  der,  je  nach 
deren  Ursachen  243.  Schlimme 
Wirkungen  der  A^erpachtung 
der  268.  Verschiedene  (j)uellen 
der,  in  Frankreich  271). 

Staatsregierung  unerläl.51ich  zum 
Schutz  des  Privateigentums 
IV.  25.  Wodurch  Unterordnung 
im  Volke  hergestellt  Viärd  26. 
Ungleichheit  des  Vermögens 
setzt  die  Regierung  ein  30. 
Die  Rechtspflege,  eine  Ein- 
nahmequelle der,  in  früherer 
Zeit  31.  Warum  sie  Chausseen 
nicht  verwalten  sollte  45.  Noch 
andere  öffentliche  Werke  50. 
Ihre  Verschwendung  imFrieden 
nötigt  zum  Schuldeiimachen 
zur  Kriegsführung  278. 

Staatsschatz,  warum  früher  ge- 
bildet IL  217. 

»Staatsschulden,  Ursprung  der 
IV.  278.  Beschleunigt  durch 
Kosten  einer  Kriegsdrohung 
279.  Schwebende  Schuld  Groß- 
l)ritanniens  282.  Fundierte  283. 
Lilgungsfonds  287.  292.  Zeit- 
imd  Leibrenten  288.  Die  Er- 
mäßigung der,  im  Frieden  steht 
in  keinem  Verhältnis  zu  ihrer 
Hau  f  ung  im  Kriege  294.  Warum 


selten  ehrlich  bezahlt,  wenn 
hoch  aufgelaufen  304.  Die 
britischen  leicht  zu  tilgen 
durch  Ausdehnung  des  briti- 
schen Steuersystems  über  alle 
Provinzen  des  Reichs  314. 
Irland  und  Amerika  sollten 
zur  Tilgung  der  britischen 
Staatsschuld  beitragen  323. 

Städte,  die  Orte,  wo  der  Ge- 
werbfleiß am  einträglichsten 
ist  I.  174.  Nach  welchen  Um- 
ständen sich  der  Fleiß  in  den, 
richtet  IL  84.  Gegenseitig- 
keit des  Verkehrs  zwischen 
ihnen  und  dem  platten  Lande 
138.  Ernähren  sich  von  den 
überschüssigen  Produkten  des 
Landes  140.  Wie  sie  zuerst 
entstehen  141.  »Sind  bestän- 
dige Messen  141.  Die  ur- 
sprüngliche Armut  und 
Knechtschaft  der  Städter  162. 
Erlangten  die  Freiheit  eher, 
als  die  Landbewohner  163. 
p]ntstehung  der  Freistädte 
164.  Der  Zünfte  164.  Warum 
ihnen  gestattet  wurde  eine 
Miliz  zu  bilden  166.  Umstände, 
welche  zu  ihrem  frühen  Reich- 
tum beitrugen  169.  Die  ita- 
lienischen Städte  zuerst  reich 
170.  Wie  die  Zunahme  und 
der  Reichtum  großer  Handels- 
städte zur  Kultur  der  Gegen- 
den beitrug,  in  denen  sie 
lagen  176.  Handel  und  In- 
dustrie der,  veranlaßten  Ver- 
besserung der  Bodenkultur 
187.  Welchen  Umständen  sie 
ihre  eigene  Verwaltung  ver- 
danken 165.  Warum  man  sie 
zur  Vertretung  im  Parlament 
zuließ  168.  Schützten  die 
Flüchtlinge  vom  platten  Lande 
169. 

Stahlbogen-Bauern  (Steel  -  bow 
terants)  in  Schottland  IL  154. 

St.  Domingo  von  Kolumbus  für 
einen  Teil  von  Ostindien  ge- 
halten IIT.  74.  Seine  Haupt- 
produkte 74.    Die  Eingebornen 
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bald  alles  Goldes  beraubt  77. 
Französisclie  Kolonie  von  90. 

Stehendes  Heer,  Unterscheidung 
zwischen  einem,  und  einer 
MiHz  IV.  10.  Geschichtliche 
Übersicht  14.  Das  maze- 
donische 11.  1  >as  karthagische 
15.  Das  römische  IG.  Ist 
allein  im  vStande  die  Zivili- 
.sation  einesLandes  zu  schützen 
21.  Das  schnellste  Werkzeug 
zur  Zivilisierung  eines  bar- 
barischen Landes  21.  Unter 
welchen  lanständen  gefährlich 
oder  günstig  für  die  Freiheit 
21.  22. 

Steinbrüche,  ihr  Wert  abhängig 
von  der  Lage  I.  229. 

Steinkohlen  müssen  in  der  Kegel 
billiger  sein  als  Holz  I.  232. 
Wie  der  Preis  der,  ermäßigt 
wird  233.  Der  Export  der, 
einem  höheren  Zolle  unter- 
worfen als  der  Preis  an  der 
Zeche  beträgt  III.  201.  Das 
billigste  aller  Brennmaterialien 
IV.  231.  Die  Steuern  darauf 
unzweckmäßig  aufgelegt  231. 

Stempelsteuern  IV.  213  f. 

.Steuern,  Ursprung  der.  unter 
dem  Lehnswesen  11.  1G2. 
Quellen  woher  die,  fließen 
müssen  IV.  166.  Ungleiche 
Steuern  167.  Sollten  klar  und 
bestimmt  sein  167.  Sollten 
erhoben  werden,  wann  und 
wie  sie  am  bequemsten  be- 
zahlt werden  können  168. 
.Sollten  möglichst  Avenig  Ei'- 
hebungskosten  verursachen 
168.  Die  Landtaxe  von  Groß- 
britannien 170.  Ka]>italgewinn 
ein  geeignetes  Steuerobjekt 
195.  Ob  Geldzins  sich  zur 
Besteuerung  eignet  196.  Be- 
steuerung in  Hamburg  199. 
In  der  .Schweiz  200.  Steuern 
auf  besondere  Gewerbe  202. 
Kopfsteuern  208.  Auf  Über- 
tragung von  I]igentnm  210. 
.Stempelsteuern  211.  .Steuern 
auf      den     Arbeitslohn      218. 


Verbrauchssteuern  225.  Auf 
Lebensbedürfnisse  227.  .\uf 
Luxusgegenstände  227.  Zwei 
verschiedene  Methoden  der 
Verbrauchsbesteuerung  233. 
.Sir  Mathias  Deckers  Plan 
einer  Besteuerung  234.  Akzise 
rmd  Zölle  236.  Vorschlag 
einer  Zollreform  242.  Auf 
Abwesende  (Absentees)  258. 
Im  Preise  einer  Ware  gezahlte 
.Steuern  werden  wenig  ge- 
merkt 259.  Gute  u.  schlechte 
Eigenschaften  von  Luxus- 
steuern 259.  Schlechte  Wir- 
kungen der  Verpachtung  der 
268.  Vorschlag  einer  Reform 
der  französischen  .Steuern 
271.  Französisches  und  eng- 
lisches Steuersystem  ver- 
glichen 272.  ISeue  Steuern 
erzeugen  stets  Mißvergnügen 
294.  Wieweit  das  britische 
Steuersystem  auf  alle  Pro- 
vinzen des  Peichs  anwendbar 
wäre  309.  Ein  solcher  Plan 
könnte  die  Nationalschidd 
bald  tilgen  315.  (Vergl.  Haus- 
steueni,  Kopfsteuern.  Zehnten). 

Strümpfe,  warum  in  .Schottland 
billig  verfertigt  I.  1()4.  Wann 
zuerst  in  England  eingeführt 
340. 

.Subsidie,  alte,  in  den  englischen 
Zöllen  IL  292.  Ursprung  und 
Bedeutung  des  Worts  I\'.  238. 

.Südseegesellschaft,  ihr  Kapital, 
IV.  64.  Handels-  u.  Jobber- 
Unternehmungen  der  68. 
Assiento-Vertrag  68.  1  >as 
Kapital  der,  in  Pentenkajiital 
verAvandelt  69.  285. 

.Surinam,  gegenwärtiger  J-^taml 
der  holländischen  Kolonie  111. 
89. 

Tahak.  Hau  des.  warum  in 
Europa  beschränkt  1.  22(1. 
Kein  so  gewinnreicher  Artikel 
des  Anbaus  in  West  Indien, 
wie  Zucker  220.  ihitisch(n- 
Handel  mit  11.  134.  Rück- 
zoll    auf     292.       Folgen     dos 
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Monopolhanclels  mit  Maryland 
und  Yirginien  III.  120. 
Taille  in  Frankreich,  We.sen  n. 
Wirkung  dieser  Steuer  II. 
158.  IV.  20i. 
Talente,  natürliche,  nicht  so 
verschiedenartig,  als  geglaubt 
wird  I.  21. 

Tataren,  Art  ihrer  Kriegsfüh- 
rung IV.  2.  Ihre  Einfälle 
furchtbar  ){. 

Tausch,  der  Hang  zu,  dem 
Menschen  eigentümlich  I.  18. 
Für  den  Verkehr  der  Menschen 
ungenügend  31. 

Tavernier,  über  die  Diamant- 
gruben von  Golconda  und 
Visiapur  I.  2-12. 

Tee-Einfuhr  imd  Verbrauch  in 
Britannien   I.  284. 

Territorialgerichtsbarkeit,  nicht 
aus  dem  Lehnrecht  ent- 
standen II.  180.  Die  Ein- 
führung des  Lehnrechts 
strebte  die  Macht  der  Terri- 
torialherren einzuschränken 
216. 

Teuerungen,  niemals  veranlaßt 
durch  Koalitionen  der  Ge- 
treidehändler III.  28.  Freier 
Getreidehandel,  das  beste 
vSchutzmittel  gegen  39.  Ge- 
treidehändler, die  besten 
Freunde  des  Volkes  in  sol- 
chen Zeiten  40. 

Theologie,  mönchische  IV.  99. 

Tilgungsfonds  der  britischen 
Finanzen  IV.  287.  Unzu- 
reichend und  fast  stets  zu 
anderen  Zwecken  mißbraucht 
293. 

Tonnen-  und  Pfundgelder,  Ur- 
sprung   dieser    Zölle   IV.  238. 

Ton  tin  en  IV.  289. 

Toulouse,  Gehalt  eines  Parla- 
mentsrichters in  IV.  36. 

Transitzölle  IV.  257. 

Transport  zu  Lande  und  zu 
Wasser  verglichen  I.  25  -  26. 
Wassertransport  trägt  zur 
Hebung  des  Verkehrs  in  allen 
Ländern   bei,   wo   er  ausführ- 


bar    ist     27.     206. 


286.     Er- 
)ffentliche 


leichtert      durch 
Werke  IV.  41. 

Trunkenheit,  Motive  dieses 
Lasters  IL  282. 

Tuch,  gegenwärtiger  Preis  des, 
verglichen  mit  dena  zu  Ende 
des  15.  Jahrhunderts  I.  337. 
Drei  inechanische  Verbesse- 
rungen in  der  Tuchfabrikation 
340'. 

Türkische  Gesellschaft  IV.  55. 

Uhrwerke,  große  Preisermäßi- 
gung der,  in  Folge  mecha- 
nischer Verbesserungen  I.  337. 

rmlaufsmittel  der  Staaten  II.  263. 

l'niversitäten,  die  Gehälter  der 
Universitätslehrer  vermindern 
ihren  Eifer  IV.  86.  Die  Pro- 
fessoren in  Oxford  haben 
meist  das  Lehren  aufgegeben 
87.  Die,  in  Frankreich  einer 
unzuträglichen  Aufsicht  un- 
terworfen 88.  Die  Vorrechte 
der  Graduierten  88.  Die  Dis- 
ziplin dei-,  selten  zum  Vorteil 
des  Studenten  90.  In  Eng- 
land mehr  verderbt,  als  die 
öffentlichen  Schulen  91.  Wie 
dasLateinische  imUniversitäts- 
unterricht  herrschend  wurde 
92.  Das  Griechische  93.  Die 
drei         Hauptzweige  der 

griecliischen  Philosophie  95. 
Sind  nun  in  fünf  geteilt  97. 
Der  mönclilsche  Unterrichts- 
kursus auf  99.  Waren  nicht 
sehr  bereit,  Fortschritte  zu 
machen  99.  .Sind  nicht  geeig- 
net, Männer  für  die  Welt  zu 
bilden  100.  (S.  auch  Schule^i 
H-  Lehrer) 

Unterordnung,  wie  sie  in  die 
Gesellschaft  kommt  IV.  26. 
Geburt  imd  A'ermögen,  die 
beiden  Hauptquellen  der  per- 
sönlichen Hangunterschiet  Ic 
29. 
Unterricht,  Hauptursache  der 
Talente  I.  21.  Die  Zweige 
des,  wofür  es  keine  ö  ff  ent- 
lichen     Anstalten     gibt,      am 
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besten  gelehrt  IV.  91.  Uni- 
A^ersitäts-Unterricht  99.  In  den 
alten  griechischen  Republiken 
101.  Im  alten  Rom  102.  Die 
Lehrer  de.s  Altertum.s  besser 
als  die  neueren  107.  Öffent- 
liche Anstalten  schädlich  fin- 
den Unterricht  107.  Wie  weit 
der  Staat  für  Volksunterricht 
zu  sorgen  hat  109.  Die  Gele- 
genheit zum  Unterricht  bei 
den  verschiedenen  Volks- 
klassen 111/12.  Vorteile  der 
Staatsfürsorge  für  den  Volks- 
unterricht  13ß. 

Vedius  Pollio  III.  111. 

A'^enedig,  Ursprung  der  Seiden- 
manufaktur in  II.  172.  Sein 
Handel  mit  ostindischenWaren 
vor  Entdeckung  des  See\vegs 
um  das  Kap  der  guten  Hoff- 
nung III.  72. 

Verbrauchssteuern  siehe  Steuern. 

Verfolgung,  religiöse,  wahre  Ur- 
sache der  IV.  118. 

Verschwendung,  natürliche  Ten- 
denz der,  für  den  Einzel- 
nen und  das  Ganze  II.  87. 
Verschwender  Feinde  ihj-es 
Landes  89. 

Versicherungsgeschäfte  I.  150. 
Geeignet  zum  Betriebe  einer 
Aktiengesellschaft  IV.  83. 

Alcesima  hereditatum  IV.  211. 

Vieh  und  Korn,  ihr  Wert  auf 
den  verschiedenen  Stufen  des 
Ackerbaues  verglichen  I.  207. 
Der  Preis  des,  durch  künst- 
liche Futterkräuter  ermäßigt 
211.  Auf  einen  wie  hohen 
Preis  in  einem  vorgeschritte- 
nen Lande  das  Vieh  steigen 
kann  303.  Erhöhung  des 
Mohstandes  notwendig  für 
den  Düngerbedarf  304.  Muß 
einen  guten  Preis  bringen,  um 
gut  genährt  zu  werden  305. 
Der  Preis  des,  stieg  in  Schott- 
land in  Folge  der  Union  mit 
England  307.  Vermehrung 
europäischen  Viehs  in  .Vmerika 
308.      In     manchen     Ländern 


nur  der  Häute  und  ilos  Talges 
wegen  geschlachtet  317.  Der 
Markt  für  diese  Artikel  manch- 
mal durch  die  Gewerbe  näher 
gebracht  318.  Wie  die  Aus- 
dehnung der  Kultur  den  Preis 
tierischer  Nahrung  .steigert 
332.  Ist  vielleicht  die  ein- 
zige Ware,  die  zur  See  teurer 
zu  transportieren  ist  als  zu 
Lande  IL  235.  Großbritannien 
durch  die  freie  Einfuhr  irischen 
Viehes  nicht  berührt  235. 

Völker  zuweilen  durch  Armut 
zu  unmenschlichen  Gewohn- 
heiten verleitet  I.  2.  Die  ver- 
schiedenen Zweige  des  Ge- 
werbfleißes selten  unparteiisch 
bei  ihnen  behandelt  3.  Küsten- 
völker warum  zuerst  kiütiviert 
25.  Durch  Vernachlässigung 
der  VolksAA-irtschaft  zu  Grunde 
gerichtet  93. 

Volk,  wird  von  den  Phj'siokraten 
in  produktive  und  unproduk- 
tive Klassen  eingeteilt  III.  211. 
Die  unproduktiven  Klassen 
nützlich  für  die  anderen  217. 
Wie  die  große  Masse  des, 
unkriegerisch  wird  IV.  9.  Die 
niederen  Klassen  des,  die 
größten  Konsumenten  IV.  247, 
Nur  die  Luxusausgaben  dieser 
Klasse  sollten  besteuert  wer- 
den 248. 

Volkskapital  IL  7.  Beweis  einer 
Zunahme  des  96.  Wie  die 
Ausgaben  einzelner  das,  stei- 
gern können  100.  Verteüt 
sich  unter  verschiedene  An- 
lagen durch  die  PrivatzweckQ 
der  einzelnen  in  der  für  das 
allgemeine  Interesse  ange- 
messensten Weise  III.  167. 
Die  natürliche  Verteilung 
des,  durch  MonopoLsysteme 
zei-stört  169.  Jede  Störung 
der  natüT-lichen  Verteilung 
des,  für  das  Volk  schiUUiclv 
170. 

Waren-Ausfuhr  nach  einem  ge- 
eigneten Markte  .stets  gewinn- 
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bring-ender  als  Ausfuhr  von 
Gold  und  Silber  II.  213. 

Währung-  des  neueren  Europas, 
die  Silberwährung  I.  53. 

A\"alkei"erde,  Ausfuhrverbot  der 
III.  199. 

Walpole,  Sir  Robert,  sein  Akzise- 
Plan  lY.  246. 

Weber,  warum  die  Gewinne  der, 
notM'endig  größer  als  die  der 
Spinner  I.  70. 

Wechsel,  wie  die  pünktliche 
Zahlung-  der,  gesichert  wird. 
II.  48.  Die  verderbliche  Praxis 
der  Reitwechsel  49.  Die  Prak- 
tiken, um  Reitwechsel  zu  ver- 
heimlichen 53. 

Wechselkurs,  der,  im  Handels- 
verkehr verschiedener  Länder 
IL  199.  Ein  unsicheres  Merk- 
mal der  Handelsbilanz  zwi- 
schen zwei  Ländern  257.  Ist 
gewöhnlich  zu  Gunsten  der 
Länder,  welche  in  Bankgeld 
zalüen,  gegen  die,  Avelche  in 
Bargeld  zahlen  275. 

Weideland,  rrnter  welchen  LTm- 
ständen  vorteilhafter  als  Acker- 
land I.  208.  Warum  es  ein- 
gehegt sein  sollte  211. 

Wein,  Kultur  des,  der  gewinn- 
reichste Teil  der  Landwirt- 
schaft sowohl  im  Altertum 
wie  in  der  neueren  Zeit  I. 
215.  Vorteile  der  Weinkultur 
aus  Eigentümlichkeiten  der 
Lage  216. 

Wein,  die  Billigkeit  des,  würde 
eine  Ursache  der  Mäßigkeit 
sein  II.  282.  Der  Zwischen- 
handel in,  befördert  durch  eng- 
lische Gesetze  284. 

Weizen  (s.  (Tctreide)- 

Wert,  Begriff  des  I.  38.  Das 
gewöhnliche  A'erliältnis  zwi- 
schen dem  Wert  zweier  Waren 
nicht  notwendig  dasselbe  wie 
zwischen  den  auf  dem  Markte 
vorhandenen    Mengen  1.  293. 

Westindien  durch  Columbus  ent- 
deckt III.  74.  Wie  es  diesen 
Namen    erhielt    74.      Die    ur- 


sprünglichen Naturprodukte 
von  75.  Die  Entfernung-  von, 
sehr  günstig  den  dortigen 
europäischen  Kolonien  84. 
Die  Zuckerkolonien  Frank- 
reichs besser  regiert  als  die 
Britanniens  110. 

Wildpret,  der  Preis  des,  in 
Britannien  ersetzt  nicht  die 
Kosten  eines  Wildparks  I.  309. 

Wissenschaft,  das  große  Gegen- 
gift gegen  das  Gift  der  Schwär- 
merei und  des  Aberglaubens 
IV.  128. 

Wohnungen  billiger  in  London 
als  in  jeder  anderen  Haupt- 
stadt Europas  I.  1()4.  Miete 
der  beste  Maßstab  für  die  Vei- 
mög-ensumstände  einer  Person 
IV.""  189. 

Wolle,  das  Produkt  rückständiger 
Länder,  wird  in  der  Regel 
nach  einem  fernen  Markte 
geführt  I.  317.  Der  Preis 
der,  in  England  seit  der  Zeit 
Eduard  111.  erheblich  gesunken 
318.  Ursachen  31 9.  Der  Preis  der 
schottischen,  nach  der  Union 
mit  England  erheblich  gesun- 
ken 323.  Strenge  Gesetze  gegen 
d.  Ausfuhr  der  392.  Beschrän- 
kungen des  Binnenhandels  in 
III.193.  DesKüstenhandels  194. 
Vorwände  dieser  Beschränkun- 
gen 195.  Der  Preis  der  WoUe 
durch  dieseMaßregeln  gedrückt 
195.  Das  Verbot  der  Ausfuhr 
sollte  abgeschafft  und  durch 
einen  Ausfuhrzoll  ersetzt  wer- 
den   199.     Siehe    auch    Tuch. 

Zehnte,  warum  eine  ungleiche 
Steuer  IV.  181.  Die  Erhe- 
bung des,  eine  große  Schädi- 
gung der  Bodenkultur  182. 
Eine  Geldabgabe  dafür  er- 
leichtert den  Landwirt  185. 

Zinngruben,  Durchschnittsrente 
der,  in  Cornwall  I.  236. 
Lieferten  den  Eigentümern 
einen  größeren  Gewinn  als 
die  Silbergruben  von  Peru 
237.  Regelungen  des  Berg- 
baus auf  238. 
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Zins  T.  72.  Änderungen  des 
Zinsful5es  in  Engdand  und  an- 
deren Ländern  128  f.  Hoher 
Zinsfuß  in  Bengalen  130. 
In  China  132.  Kann  du^rch 
fehlerhafte  Glesetze  gesteigert 
werden  132.  Der  niedrigste 
Zinsfuß  mul.5  gelegentliche 
Verluste  ausgleichen  133. 
Das  gewöhnliche  Verhältnis 
zw^ischen  Zins  und  Handels- 
gewinn 135.  Wurde  durch 
die  Entdeckung  der  amerika- 
nischen Minen  nicht  ermäßigt 
n.  HO.  Wie  der  Zinsfuß  ge- 
setzlich festgesetzt  werden 
sollte  114.  Folgen  zu  hoher 
oder  zu  niedriger  Fixierung 
lU.  Der  übhche  Zinsfuß 
reguliert  den  Preis  des  Grund 
und  Bodens  115.  Ob  für 
direkte  Besteuerung  geeignet 
IV.  196. 

Zölle.  Motive  und  Wirkung  der 
Rückzölle  11.291.  Zolleinnahme 
durch  Rückzölle  vermehrt 
296.  297.  Erste  A'eranlassung 
der  Zölle  IV.  52.  Ursprung 
der,  236.  .  Drei  frühere  Zwei- 
ge der,  237.  Rückzölle  239. 
Sind  gemäß  dem  Merkantil- 
system reguliert  239.  In 
vielen  Fällen  unsicher  be- 
.stimmt  2-1:1.  Reform  der  2-12. 
Berechnung  der  Hebungskos- 
ten der  260. 

Zucker  ein  sehr  "-ewinnbrino-en- 


der  Artikel  des  Anbaues  I. 
219.  II.  152.  Rückzölle  auf 
dieAusfuhr  des,  aus  England 
293.  Könnte  durch  den  Säepflug 
kultiviert  werden  anstatt  durch 
Sklaven  III.  110.  Ein  geeignetes 
Steuerobjekt  IV.  255. 

Zünfte,  Wirkung  der  Monopole 
der,  auf  den  Verkehr  I.  85, 
166.  Wodurch  ihre  Macht 
entstanden  173.  Die  Vor- 
teile, welche  Zünfte  aus  ihrer 
Umgebung  ziehen  175.  Hem- 
men die  Konkurrenz  178.  179. 
Ihre  Maßnahmen  Koalitionen 
gegen  das  Publikum  180. 
Sind  selbst  für  ihre  ^Mitglieder 
schädlich  181.  Hemmen  die 
freie  Zirkulation  derArbeitl89. 
Ursprung  der  IL  164.  Sind 
durch  die  Privilegien  von 
der  Macht  der  Feudalbarone 
befreit  166.  Die  Monopole 
der,  müssen  beseitigt  werden 
252. 

Zwischenhandel.  Wesen  tind 
Operationen  des  IL  129.  Das 
Symptom,  aber  nicht  die  Ur- 
sache des  Volkswolüstandes, 
und  daher  von  den  zwei 
reichsten  Ländern  Europas 
betrieben  135.  Nachteile  des, 
für  einzelne  228.  Wie  die 
Plolländer  von  den  britischen 
Rhedern  ausgeschlossen  wur- 
den 240.  Rückzölle  zur  För- 
derung des  296. 


Buchdruckerei  Hans  Adler  (Puff  &  Pauzig)  Greifswald. 


VERLAG  von  R.  L  PRAGER  in  BERLIN,  NW.  7. 


Der  Bühnen^Engagementsveriragm 

Ein  Handbuch  für  Juristen  und  Laien. 

Unter  Berücksichtigung  der  Rechtsprechung  des  Bühnenschiedsgerichts. 

Von  Dr.  Brnno  Marwitz,  Rechtsanwalt. 

VIII,  222  SS.  mit  Sachregister,    gr.  8.    1902.    Eleg.  brosch.  M  4;  Lwd.  M  5. 

Das  Buch  giebt  eine  eingehende  systematische  Darstellung  der  vertraglifhen  Bezie- 
hungen zwischen  Theaterunternehmer  und  Schauspieler.  Ausgehend  von  den  Bestimmungen 
der  Vertragsformulare  des  deutschen  Bühnenvereins  und  der  Genossenschaft  deutscher  Bühnen- 
angehöriger, sucht  es  unter  Benutzung  der  Entscheidungen  des  Bühnenschiedsgerichts  sowie 
der  in-  und  ausländischen  Litteratur  zu  allgemein  gültigen  Resultaten  zu  kommen,  die  als 
Richtschnur  bei  Streitigkeiten  zwischen  Unternehmer  und  Schauspieler  dienen  können.  Am 
Schlüsse  giebt  der  Verfasser  einen  Vertragsentwurf,  der  die  berechtigten  "Wünsche  der  Büh- 
nenleiter imd  der  Bühnenmitglieder  gleichmässig  berücksichtigt.  Ein  ausführliches  Sachregister 
wird  die  Benutzung  des  Buches  wesentlich  erleichtern. 

..Herr  R.-A.  Dr.  Marwitz,  der  schon  in  so  manchem  die  Bühnenkreise  betr.  Prozess 
plaidierte,  hat  soeben  im  Verlage  von  R.L.  Prager,  Berlin,  ein  Werk  erscheinen  lassen,  das 
seinen  Untertitel  „Ein  Handbuch  für  Juristen  und  Laien"  luit  Recht  führt.  Es  behandelt  den 
,,Biihnen-KngageiiientsTertrag''  und  bildet  einen  an  der  Hand  der  gesamten  einschlägigen 
Litteratur  und  Rechtsprechung  aufs  sorgfältigste  ausgearbeiteten  Leitfaden  durch  die  vielver- 
schlungenen Pfade  dieses  Gebietes.  Das  Buch  gewinnt  dadurch  an  Wert,  dass  es  klar,  leicht 
fasslich  und  nichts  weniger  als  trocken  geschi-ieben  und  ausserdem  von  grosser  Uebersicht- 
lichkeit  ist.    Das  Werk  kann  allen,  die  es  angeht,  warm  empfohlen  werden." 

Berliner  Börsen-Courier  1902,  No.  34. 

DBS  Verbrechen  als  Strafe 

und  die  Strafe  als  Verbrechen^ 

Leitmotive  in  Tolstois  „Auferstehung". 

Vortrag  gehalten  in  einer  Anwaltsversammlung  in  Kiew 

von  A.  Goldenweiser,  Rechtsanwalt  in  Kiew. 

72  Seiten,  gr.  8.  1904.  Eleg.  brosch.  M  2,—. 

Zurechnung  und  strafrechtliche  Verantwortlichkeit 

in  positiver  Beleuchtung. 

Zwei  Vorlesungen  gehalten 
von  A.  Goldenweiscr,  Rechtsanwalt  in  Kiew. 
72  Seiten,  gr.  8.  1903.  Eleg.  broschiert    M  2,-.       ' 


Deutsche  Handwerker 

im  mittelalterlichen  Italien. 

Von  Dr.  Alfred  Doren. 

VI,  160  Seiten  mit  Tabellen,  gr.  8.  1902.    Eleg.  broch.  Preis  M  5,—. 

Die  social-ökonomische  Türkei. 

Von  Dr.  V.  TotoniiaiiK  und  12.  Topt»!tcbjan, 

8  Bogen,  kl.  8.    1901.      M  2,-. 


VERLAG  von  R.  L.  PRAGER  in  BERLIN,  NW.  7 

Das  Recht 

der 

städtischen  Schulverwaltung* 

in  Preussen. 

Von  Dr.  Hngo  Preuss. 

gr.  8.     99  Seiten.     1905.     Eleg.  brosch.     Mark  1,50. 

Rectitudines  singularum  personarunj 

nebst  einer  einleitenden  abhandlung  über  laudansidluug,  laudbau, 

gotsherliche  und  bäuerliche  Verhältnisse  der  Angelsachsen. 

Hrsg.   von  H.  I.,eo. 

XIV,  252  Seiten.  8.  (Ladenpreis  M  4,50)  herabgesetzter  Preis  M  2,- 

MmUmi  t  teeize  te  DieDscIiliclieii  Verielirs 

und  der  daraus  fliessenden  Regeln  für  menschliches  Handeli 
von  Hermann  Heinrich  Bossen. 

Neue  Ausgabe.    VIII,  278  Seiten.    8.     1889.     brosch.  M  5,—. 

Leopold  von  Ranke 

Lichtstrahlen  aus  seinen  Werken. 

Gesammelt  und  mit  einem  Lebeusabriss  herausgegeben 
von  Arthur  Winckler. 

XXXII,  176  Seiten.  Kl.  8.  1885.  Eleg.  brosch.  M  3,- ;  geb.  M  4,—. 

Dreissig  Exemplare  auf  Büttenpapier,  auf  der  Presse  numeriert  uud  in 

Pergamentumschlag  k  M  10,  —  . 

SociBipoiiiische  Studien^ 

Beiträge  zur  Politik,  Geschichte  und  Ethik  der  socialen  Frage. 

Zwei  Bücher. 
Von  Dr.  Heinrich  Hirsch. 

VIII,  143  SS.  gr.  8.     1897.     Eleg.  br.  Preis  M  3,-. 

—  --—■  l 

O.  J.  Göschen  f 

Theo  He  derauswäriigen  Wechselcourse,  I 

Nach  Leon  Say's  2.  franz.  Ausgabe  übersetzt 

von  F.  Stöpel. 

XII,  132  S.    gr.  8.    1875.     (Ladenpreis  M  2,40.)     Herabgesetzter  Preis  M  1,50.  | 


VERLAGS-  UND  PARTIE-ARTIKEL 

von 

R.  L  PRAGER 

Spezialgeschäft  für  Rechts-  u.  Staatswissenschaften  u.  Geschichte 

in 

BERLIN 

1872—1906. 


Berlin,  NW.  7 

No.  21,  Mittelstrasse  (zwischen  Friedrich-  und  Neustadt.  Kirchstr.) 


1907. 


Die  Firma  R.  L.  Prager  wurde  als  Antiquariat  und  Sortiment  be- 
gründet zu  Berlin  am  1.  April  1872  von  Eobert  Ludwig  Prager,  welcher 
noch  heute  Besitzer  der  Firma  ist.  Prokurist  ist  Paul  Schulz.  Anfänglich 
als  gemischtes  Geschäft  geführt,  ist  der  von  Anfang  an  mit  Liebe  gepflegten 
Spezialität : 

„Rechts-  und  Staatswissenschaften  und  Geschichte" 

in  Sortiment,  Antiquariat  und  Verlag  nunmehr  weitaus  der  Hauptteil  der 
Geschäftstätigkeit  gewidmet.  Der  Verlag  gehört  ausschliesslich  dieser  Rich- 
tung an  und  wird  gebildet  aus  teils  selbst  gedruckten,  teils  in  Restauflage 
oder  in  Partien  übernommenen  Werken. 

Der  Drucklegung  von  Dissertationen,  kleineren  Abhandlungen  und 
gi'össeren  Werken  für  Rechnung  der  Verfasser  sowie  deren  Vertrieb  im 
Buchhandel  wird  besondere  Sorgfalt  zugewandt. 

Das  Antiquarlager  umfasst  mehr  als  200,000  Bände  und  sind  darüber 
bis  Ende  1906  173  Kataloge  veröffentlicht  worden,  ausserdem  gibt  die 
Firma  seit  1886  vierteljährlich  einen 

„Bericht  über  Neue  Erscheinungen  und  Äntiquaria 

aus  dem  Gesamtgebiete  der 

Rechts-  und  Staats  Wissenschaften" 

Preis  jährlich  postfrei  M  1,— 

heraus,   welcher  neben   Personalnachrichten    und  Totenschau,  Mitteilungen 

über  künftig  erscheinende  Bücher  und  Antiquarkataloge,  die  Neuen  Erschei- 

nimgen  des  betreffenden  Tierteljahres  in  sämtlichen  Kidtursprachen  verzeichnet. 

Von  grösseren  Lagerkatalogen  sei  des  letzten,  unter  dem  Titel: 

„Bibliotheca  Juridico-oeconomico-politica" 

erschienenen  gedacht,  welcher  auf  618  Seiten  beinahe  20,000  Werke  in 
wissenschaftlicher  Anordnung  verzeichnet  (Preis  M  6, — )  und  ein  wertvolles 
Repertorium  der  einschlägigen  Wissenschaften  bildet,  sowie  der  augen- 
blicklich vergriffenen 

„Collectio  plusquam  4000  dissertationuni" 

(Preis  M  1,—)  welche  den  Bestand  des  Lagers  an  rechtswissenschaftlichen 
Dissertationen,  Programmen  etc.  vom  16.  Jahrh.  bis  zur  neuesten  Zeit  zur 
Kenntnis  des  gelehrten  Publikums  bringt. 

An  Auktionen  wurden  im  Laufe  der  Zeit  sieben  abgehalten. 

Die  Geschäftsräume  befanden  sich  vom  1.  April  1872  bis  31.  März 
1877  Linienstrasse  138;  vom  1.  April  1877  bis  30.  Sept.  1881  Charlottenstr. 
19;  vom  1.  Oct.  1881  bis  30.  Sept.  1890  Universitätstrasse  B;  vom  1.  Oct. 
1890  an  befinden  sie  sich  Mittelstrasse  21  im  eigenen  Hause. 

Kommissionär  in  Leipzig:  Carl  Fr.  Fleischer.  Bankverbindung:  Deutsche 
Bajik  in  Berlin,  Dep.-Kasse  Ä.  Fernsprecher:  Amt  I  No.  7369.  Telegramm- 
adresse: Prager  Mittelstrasse  Berlin. 


M.Pf- 

Adickes,  Fr.  Zur  Lehre  von  den  Rechtsquelleu,  insbes.  üb.  d.  Vernunft  u. 
d.  Natur  d.  Sache  als  Rechtsquellen  u.  über  das  Gewohnheitsrecht.  (XII, 
81  SS.)  gr.  8.  Cass.  1872.  (M  2)  1  — 

Alexi,  S.  John  Law  und  sein  System.  Ein  Beitrag  zur  Finanz-  n.  Münz- 
geschichte. (VII,  67  SS.  m.  2  Tfln.  Abb.  u.  3  Tabb.)    8.  1885.  5  — 

Antiqua,  Die  westgoth.,  od.  das  Gesetzbuch  Reccareds.  Brachst,  e.  Par. 
Palimps.,  hrsg.  v.  F.  Blume.  (XXIV,  47  SS.)  8.  Halle  1847.  -  80 

Arnold,  W.  Verfassungsgesch.  d.  deutschen  Freistädte.  2  Bde.  (XL,  444  SS.; 
XVI,  502  SS.)  8.  Hamb.  1854.  (M  16)  8  — 

Barbovescu,  Jon.  Geschichte  d.  röm.  Prov.  Dacien.  (35  SS.)  gr.  8.  1885.  —  80 

—  Die  Basch-Araba  u.  d.  Anfänge  d.  romän.  Staates.  Zugl.  e.  Beitrag  z. 
Gesch.  d.  Dtschn.  in  Siebenbürgen.  (V,  41  SS.)  gr.  8.  1892.  1  20 

—  Der  autonome  Zoll-Tarif  von  Rumänien  vom  17./29.  Mai  1886  nebst  den 
Conventional-Tarifsätzen  sowie  e.  Uebersicht  der  Veränderungen,  welche 
durch  den  Ablauf  des  Rumän.-Oesterr.  Handelsvertrages  vom  22.  Juni 
1875  hervorgerufen  sind,  zusammengestellt.  (68  S.  Tab.)  4.  1886.        2  — 

Basch,  J.  Wirthschaftliche  Weltlage.  Börse  und  Geldmarkt.  Für  die  Jahre 
1891-1901.  (2.-12.  Folge.)  8.  1892-1902.  4  1  — 

Die  erste  Folge  erschien  bei  Leonhard  Simion  in  Berlin. 

Baumstark,  E.  15  Jahre  Gründung  der  Staats-  u.  landw.  Acad.  Eldena. 
(82  SS.)  8.  Gr.  1860.  —  60 

—  Zur  Gesch.  d.  arbeit.  Klasse.  (54  SS.)  8.  Gr.  1853.  —  60 
Beiträge  zur  mittelalterlichen  Rechtsgeschichte.   Hrsg.  v.  G.  Pescatore. 

Hft.  1:    Incerti  auctoris  summa  de  success.  Eine  syst.  Darstellung  d.  Erb- 
rechts a.  d.  alt.  Glossatorenzeit.  (X,  37  SS.)  gr.  8.  1889.         1  60 
„    la:    Canis,  J.  j.    De   modo  studendi  in  jure  libellus.    N.    d.   Ed.  princ. 
V.  J.  1476.  Hrsg.  v.  G.  Pescatore.  (58  SS.)  gr.  8.  1889.  2  — 

„       2:    Miscellen.  (No.  1-13.)  (VI,  122  SS.)  gr.  8.  1889.  3  — 

„  3:  Thomae  Diplovatatii  Opus  de  praestantia  doctorum.  Erste  Abth.: 
Prooemium.  Justinianus.  Isidorns  Hispalensis.  Accursius.  (48  u. 
184  SS.)  gr.  8.  1890.  7  — 

Bericht  über  neue  Erscheinungen  und  Antiquaria  aus  dem  Gesamt- 
gebiete der  Rechts-  und  Staatswissenschaften.  4  Nos.  jährlich.  Jahrg. 
I-XXL  1886-1906.  (ä  4  Nos.,  jede  3  Bg.)  gr.  8. 

Preis  postfrei  der  Jahrgang  1  — 
Inhalt:   Personalnachrichten.    Nachrichten  über  künftig  erscheinende 
Bücher.  Kataloge.  Neue  Erscheinungen.  Antiquaria.  Anzeigen. 
Berlinisches  Stadtbuch   aus  dem  Ende  des  XIV.  Jahrh.  Neue  Ausg.  ver- 
anstaltet V.  d.  Stadt.  Behörden  Berlins.  Mit  2  färb,  Bildern  u.  3  Schrift- 
proben. (XLIX,  303  SS.)  gr.  8.  1883.  (M  12)  4  — 
Bernhard,  M.    Die   Holzindustrie  in  der  Grafschaft  Glatz.   (VIII,  144  SS.) 
gr.  8.  1906.  2  — 
Bibliotheca  juridico-oeconomico-politica.  Verz.  e.  Sammlung  v.  Werken 
aus  d.  Ges. -Geb.  d.  Rechts-  u.  Staatswiss.  Znsgest.  v.  R.  L.  Prager.  (VI, 
618  SS.)  gr.  8.  1895.  Lwd.  Auf  starkem  Papier.  6  — 
Herr  Professor  Dr.  K.  Schulz,  Bibliothekar  am  Reichsgericht,  behandelt 
in  dem  Juristischen  Literaturblatt  1896  No.  2  die  „Bibliotheca"  und  den 
„Bericht"  in  einem  längeren  Aufsatze,  in  dem  es  u.  A.  heisst: 

„Unendliche  Mühe  und  Arbeit  steckt  in  diesen  Verzeichnissen  und 
„in  dem  seit  1886  vierteljährlich  erscheinenden  Bericht.  Bibliotheken 
„und  Bücherkäufer   haben    an   einem  blühenden  Antiquarhandel  ein 
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„grosses  Interesse.  Aus  diesem  Grunde  möchte  ich  „Bibliotheca"  un 
„„Bericht",    erstere  als  ein  nützliches  Handbuch  für  jede  juristiscl 
„Bibliothek,    letzteren  als    eine    zweckmässige   Uebersicht   neuer  E 
„scheinungen  und  neuer  antiquarischer  Erwerbungen,  welche  die  Bibli 
„theca  dauernd  ergänzt,  der  Aufmerksamkeit  der  Juristen  empfehlen 
Bibliotheca  juridica  et  oeconomico-politica.  Verzeichniss  ein.  Sammlun. 
V.  Werken  a.  d.  Gesammtgeb.  d.  Eechts-  u.  Staatswiss.  Vorr.  a.  d  Lager 
V.  E.  L.  Prager  in  Berlin.  (406  SS.)  8.  1886.  Gart.  2  — 

Bibliothek  der  Volkswirtschaftslehre  und  Gesellschaftswissenschaft.    Be 
gründet  von  F.  Stöpel.  Fortgeführt  von  E.  Prager. 

Von  dieser  Bibliothek,  welche  sich  zum  Ziel  gesetzt  hat,  die  hervor- 
ragendsten Werke   der  nationalökonomischen  und    sozialen    Schriftsteiler  aüer 
Nationen  in  billigen   und  schönen  Ausgaben  und   in  guten  Uebersetzungen    zr 
veröffentlichen,  sind  bisher  die  folgenden  Bände  erschienen: 
Bd.  I.    Carey,  H.  G.    Die  Einheit  des  Gesetzes,   nachgewiesen  in  den  Be- 
ziehungen der  Natur-,  Sozial-,  Geistes-  n.  Moralwiss.    Nach  d.  amerik 
Orig.  V.  F.  Stöpel.  (XX,  434  S.)  8.  1878.  br.  M  5;  eleg.  Halbfrzbd.  6  — 
Bd.  II.  Malthus,  T.  B.  Versuch  über  das  Bevölkerungsgesetz.  Nach  d.  7.  Ausg. 
d.  engl.  Orig.  übers,  v.  F.  Stöpel.  2.  Aufl.,   durchges.  und  verb.  v.  R. 
Prager.  (XVI,  866  S.)  8.  1900.  br.  M  10;  eleg.  Halbfrzbd.  11  25 

„Die  1879  zuerst  erschienene  Uebersetzung  Stöpels  ist  die  einzige  deutsche,  die 
den  definitiven  Text  des  klassischen  englischen  Werkes  enthält.  Es  ist  doshalb  mit 
Dank  zu  begrüssen,  dass  nach  dem  Tode  Stöpels  diese  Ausgabe  nicht  vom  Bücher- 
markte verschwunden  ist,  sondern  von  anderer  Hand  in  verbesserter  Form  dcui 
Publikum  von  Neuem  vorgelegt  wird."  (DLitZtg.  1900,  No.  39.) 

Bd.  III— VI.  Smith,  Adam.  Untersuchung  über  das  Wesen  und  die  Ursachen 
des  Volkswohlstandes.  Deutsch  v.  F.  Stöpel.  2te  Aufl.  durchgesehen  und 
verbessert  von  Eobert  Prager.  4  Bde.  (1263  S.)  8.  1905-07. 

br.  M  7;  in  eleg.  Halbfrzbdn.  9  — 

„Zu  dem  Vorzuge  der  Stöpelschen  Uebertragung  gehört  eine  gewisse  Schlichtheit 
in  der  Ausdrucksweise,  wobei  mehr  auf  die  richtige  Wiedergabe  des  Textes  als  auf 
glatte  Darstellung  hingezielt  wird." 

(A.  Oncken-Bern  in  den  krit.  Blättern  f.  d.  ges.  Sozialwiss.  April  1905.) 

Bd.  VII.  Smith,  E.  Peshine.  Handbuch  der  politischen  Oekonomie.  Nach  d. 

amerik.  Orig.  v.  F.  Stöpel.  (XVI,  398  S.)  8.  1878. 

br.  M  6;  eleg.  Halbfrzbd.  6  — 
Bd.  VIII.  Blanc,  Louis.  Organisation  der  Arbeit.  Nach  der  9.,  umgearb.  u. 

durch  ein  Kap.  vermehrten  Ausg.   des  Orig.  übers,  v.  Eob.  Prager. 

(X,  332  S.)  8,  1899.  br.  M  5;  in  eleg.  Hfz.  6  - 

Bd.  IX.  X.  Sismondi,  J.  C.  L.  Simonde  de.  Neue  Grundsätze  der  politischen 

Oekonomie.   Nach  d.  2.  Ausg.  (1827)  übers,  v.  Eob.  Prager.  In  2  Bdn. 

(XXVIII,  359  S.  u.  VI,  369  S.)  8.  1901-2.  br.  M  10;  eleg.  Hfrzbd.  12  - 

„Neue  Grundsätze  Sismondis  .  .  „dass  diese  auch  heute  noch  von  Interesse  siu'  1 
„und  dass  wir  uns  freuen,  sie  in  einer  neuen  gut  verdeutschten  Ausgabe  begrüsscn 
„zu  können."  —  (Litt.  Mitt.  d.  Annalen  d.  DR.  1901,  7.) 

„Die   Arbeit  ist  die   einzige  Quelle    des  Reichtums,    die  Sparsamkeit   das  einziL 
„Mittel,   ihn  zu  bewahren.    Aber  Reichtum   ist  nicht  Selbstzweck,   der  einzige  Zwei 
„seiner  Anhäufung  ist  der  Genuss.    Ein  Wachsen  des  Nationalreichtums  ohne  gleicli 
„zeitiges  Wachsen  der  nationalen  Genüsse  ist  ein  nationales  Uebel.   Darum  kein  laissei- 
„aller  laisser  faire,  keine  zügellose  Concurrenz.    Der  Staat  hat  zu  intervenieren.    Er 
„muss  die  Entwicklung  des  Reichtums  und  seine  gerechte  Verteilung  überwachen,  iVr 
„Schwachen  und  Armen   durch  Fürsorge  im  Fall  von  Krankheit  und  Altorsschwäcli 
„schützen  gegen  die  Starken  und  Reichen,  er  muss  neben  die  egoistische  Berechnuii 
„des  Einzelnen,  die  nur  auf  Vermehrung  der  Produkte  gerichtet,  eine  das  Gemcinwcil 
„berücksichtigende  Berechnung  treten  lassen,   die  di»  Vormehrung  der  Genüsse  un 
„des  Wohlbefindens  Aller  verfolgt.   So  den   ethischen  Charakter  der  Volkswirtschaft s 
„lehre  betonend,  erscheint  Sismondi,  der  in  seinen  früheren  Werken  noch  vollständig 
„auf  dem  Standpunkt  der  Adam  Smithschen  Lehre  steht,  in  seinen  Nouveaux  pi-incipcs 
„in  entschiedenem  Gegensatz  zu  Smith.  Ebenso  aber  auch  zu  den  Socialisten.  (ileicli- 
„sam   ein  Vorgänger   der  sogenannten   Kathedersocialisten  hält  er  an  der  (irundlago 
„und  den  Einrichtungen  des  heutigen  Gesellschaftslebens  fest  und  ist  immer  nur  br- 
„müht,   durch   besonnene  Reformen    die  Teilnahme   der  Allgemeinheit  an  den  Cultui- 
„foi-tscbritten  zu  fördern.  Die  deutsche  Uebersetzung  seines  obengenannten  trefflicheii 
„Werkes  wird  hoffentlich  zur  richtigen  Würdigung  des  häufig  falsch  beurteilten  frim 
„zösischen  Nationalökonomen  erheblich  beitragen."     (Liter.  Central  bl.  1901  No.  8.) 

„Der  Leser  mag  darauf  hingewiesen  werden,  dass  sich  die  bedeutungsvolleren 
Partien  im  2.  Band  vorlüiden;  nam.  im  7.  Buch,  das  von  der  Bevölkerung  bände! i 
Hier  spielt  sich  vornehmlich  die  Polemik  mit  Malthus,  Ricardo  und  Say  ab,  die  ein' 
dogmengeschichtliche  Bedeutung  besitzt " 
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Bibliothek  der  Volkswirtschaftslehre  etc.    (Fortsetzung.) 

„Von  erheblichem  wirtschaftsgeschichtl.  Interesse  ist  Sismondis  Verhältnis  zu 
Ricardo  im  besondern.  In  seinen  „Principles  of  Political  Economy  and  Taxation"  (1817) 
hat  Ricardo  das  ältere  Werk  Sismondis  „De  la  richesse  eommerciale"  mit  Auszeichnung 
zitiert.  In  den  „Nouveaux  principes"  wurde  bei  aller  persönlichen  Hochachtung  niemand 
schärfer  angegriffen  als  Ricardo." 

(A.  e.  ausführl.  Besprechung  A.  Onckens  in  d.  Dtschn.  LitZtg.  1902,  No.  42.) 

„Eine  Biographie  und  kurze  Darstellung  der  Lehre  Sismondis  leitet  das  "Werk, 
das  uns  hier  in  guter  Uebersetzung  geboten  wird,  ein.  Der  Herausgeber  erblickt  in  Sis- 
mondi  einen  Vorgänger  der  Kathedersozialisten,  dem  die  deutsche  Arbeiterversicherung 
als  Ideal  vorgeschwebt  habe."  (Soz.  Praxis  1902,  No.  17.)  —  „Mit  dem  zweiten  Band 
kommt  die  Neubearbeitung  des  Hauptwerkes  des  franz.  Nationalökonomen  zum  Ab- 
schluss.  Ein  sorgfältig  bearbeitetes  alphab.  Sachregister  erleichtert  die  Benutzung  des 
Werkes.    Die  Uebersetzung,   die  Herr  Prager  besorgt  hat,  liest  sich  leicht  und  gut." 

(eb.  1902,  No.  20.) 

„ liegt  nun  auch  der  2.  Teil  vor.  .  .  .  Die  Uebersetzung  von  Robert  Prager 

„ist  gut  und  lässt  vergessen,  dass  man  es  mit  einem  frerndsprachlichen  Werke  zu  thun 
„hat."  (Litt.  Mitt.  d.  Annale n  d.  DR.  1901,  12.) 

Bd.  XI.  Koivaleiüsky,  Maxime.  Die  ökonomische  Entwicl(elung  Europas  bis 
zum  Beginn  der  kapitalistischen  Wirtschaftsform.  Mit  Genehmigung  des 
Verf.  aus  dem  Russ.  übersetzt  von  L.  Motzkin.  In  6  Bdn.  Bd.  I.:  Rom. 
u.  German.  Elemente  in  der  Entwicklung  der  MA.  Gutslierrscliaft  u. 
der  Dorfgemeinde.  (VIII,  539  S.)  8.  1901.  br.  M  7,50;  eleg,  Hfrzbd.  8  75 

Bd.  XII.  —  —  Bd.  II.:  Die  Feudalisierung  des  Grundbesitzes  in  Ökonom. 
Beziehung.  (VII,  466  S.)  8.  1902.  br.  M  6;  eleg,  Hfzbd.  7  — 

Bd.  XIII.  —  —  Bd.  III.:  Englische,  Deutsche,  Italienische  und  Spanische 
Wirtschaftsverfassung  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters.  (VIII,  504  S.) 
8.  1905.  br.  M  7,50;  eleg.  Hfzbd.  8  75 

Bd.  IV  erscheint  Ende  des  Jahres  1907. 

„Die  Arbeit  Kowalewsky's  darf  in  gewisser  Beziehung  als  bahnbrechend  bezeichnet 
werden,  sie  ist  der  erste  grosse  Versuch,  mit  Hilfe  der  vergleichenden  Methode  eine 
Geschichte  des  Immobiliarbesitzes  und  ImmobiUarrechts  in  Europa  zu  schreiben. 
Der  Verfasser  beherrscht  die  deutsche,  frz.,  engl.  etc.  Litteratur  über  die  einschlägigen 
Fragen  ebenso  wie  die  Rechtsquellen.  Der  Rechts-  und  Wirtschaftshistoriker  wird 
aus  dem  Werke  reiche  Anregung  und  Belehrung  empfangen." 

(Litt.  Mitt.  d.  Annalen  d.  DR.  1901,  7.) 

„Der  Verfasser  hat  sich  die  verdienstliche  Aufgabe  gestellt,  in  der  Geschichte 
des  Eigentums  vornehmlich  das  Verhältnis  der  beiden  streitenden  Faktoren  des 
römischen  und  des  deutsehen  R.  zu  einander  zu  beleuchten.  In  dem  vorliegenden 
ersten  Bande  behandelt  er  römische   und  germanische  Elemente  in   der  Entwicklung 

der  mittelalterUchen  Gutsherrschaft  und  der  Dorfgemeinde Durchweg  lässt  das 

Buch  ein  ernstes,  wissenschaftliches  .Streben  und  eingehende  Studien  erkennen.  Der 
Schwerpunkt  liegt  weniger  in  neuen  Forschungen,  als  in  der  eigenartigen,  vergleichen- 
den Methode,  die  den  doppelten  Einüuss  römischer  und  germanischer  Kultur  auf  die 
Entwicklung  des  ImmobiliargüterR.  ebenso  klar  wie  anziehend  und  in  füessendor 
DarsteUung  zur  Anschauung  bringt."    Schuck.      (CBl.  f.  RWiss.  1901,  Hft.  10.) 

„L'opera  ci  sembra  molto  importante,  frutto  di  recerehe  solide.  Di  essa  dovrä  tener 
conto  chiunque  nell'  awenire  si  occuperä  dell'  ordinamento  della  proprietä  medievale. 
E  da  questo   primo   volume  e  lecito   ritenere  che  la  storia  del  K.,  che  va  flno  all'  av- 
vento  del  capitalismo,  riescirä  all'  altezza  del  difflcilissimo  tema."    Gius.  Salvioli. 
(Schluss  einer  ausführl.  Bespreebg.  in  der  „Cultura"  Roma.) 

Bd.  XVII.  XVIII.  Tliompson,  William.  Untersuchung  über  die  Grundsätze 
der  Verteilung  des  Reichtums  zu  besonderer  Beförderung  menschlichen  Glücks. 
2  Bde.  N.  e.  Einleitung:  Gesch.  der  Sozialist.  Ideen  in  England  von 
H.  S.  Foxwell.  Uebers.  n.  d.  engl.  Orig.-Ausg.  (1824)  von  O.  Collmann. 
(XCn,  457  S.;  VIII,  555  S.)  8.  1903-1904.  2  Bde. 

br.  M  15;  eleg.  Hfzbd.  M  17  50 

„Das  Buch nimmt  in   der  Literatur  des  Sozialismus  keinen  unbedeutenden 

Platz  ein.  Sein  Verfasser,  der  als  ein  äusserst  edler,  hingebender  Charakter  geschildert 
wird  ....  war  ein  sehr  begabter  Schüler  vmd  Fi-eund  des  englischen  Sozialphilosophen 
Beutham  einerseits  und  des  Sozialisten  Robert  Owen  andererseits.  Man  könnte 
sagen,  dass  sein  Hauptwerk,   mit   dem   wir  es   hier  zu  tun  haben,   eine  Synthese  von 

Bentham  und  Owen  darstellt Die  Skizze  des  Prof.  Foxwoll  über  die  Geschichte 

der  sozialistischen  Ideen  in  England,  die  der  Deutschen  Ausgabe   vorangeschickt  ist, 

ist in  Einzelheiten  nicht  einwandsfrei,  aber  voll  interessanter  Angaben  über  den 

englischen  Sozialismus  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhvinderts,  dessen  Literatur  wohl 
niemand  so  gut  kennt,  wie  der  Verfasser."  (Dok.  d.  Sozial.  Bd.  III.  4.  IV.  1903.) 

„Die  Bibliothek  der  Volkswirtschaftslehre  und  Gesollschaftsw-issenschaft,  welche 
uns  schon  manche  hervorragende  Werke  in  billigen  und  gut  ausgewählten  Deutschen 
Ausgaben  gebracht  hat,  bietet  uns  nun  William  Thompson,  Untersuchung  über  die 
Grundsätze  der  Verteilung  des  Reichtums  in  einer  von  O.  Collmann  voranstalteten 
Deutschen  Uebersetzung."  „.  .  .  .  Vielmehr  ist  die  Frage  nur  die,  ob  sein  Werk  über 
die  Verteilung  des  Reichtums  einer  erneuton  Ausgabe  bedüi'ftig  und  wert  war.    Nach 
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beiden  Richtungen  hin  i«t.  die  Frage  zu  bejalieu,  demi  Thompsons  Werk  ist  die  bc 
deutendste  wissenschaftliche  Leistung  des  engUschen  Sozialismus.  Zum  Verständnis 
des  Thompsousehen  Gedankenkreises  trägt  die  Kinleiluug  von  H.  S.  Foxwell  über  dii- 
Geschichte  der  sozialistischen  Ideen  in  England  wesentlich  bei.  Die  Uebersetzung  ist 
lobenswM-t."  (Lit.  Mitt.  d.  Ann.  d.  Dtsch.  R.  1003,  No.  5.) 

Blanc,  Louis.  Organisation  der  Arbeit.  Bibl.  d.  VWL.  u.  GW.  Bd.  VIII. 
Blondel,  G.    De  l'enseignement  du   droit   dans  les  universites   allemandes. 
(XVI,  88  pp.)  gr.  in-8.  Paris  1885.  2  40 

—  La  reforme  des  etudes  juridiques  en  AUemagne.  (16  pp.)  gr.  in-8.  Par. 
1887.  (Extr.)  —  80 

—  Etude  camparöe  sur  le  developpement  constitut.  de  la  France  et  de  l'Alle- 
magne.  (15  pp.)  Koy.-8.  Paris  1891.  _  80 

Blume,  Fr.  Iter  Italicum.  Bd.  I.  Archive,  Bibliotheken  und  Inschriften  in 
den  sardinisch.  u.  österr.  Provinzen.  (XXX,  272  SS.)  8.  1824.  (M  4,50)  3  — 

—  —  Bd.  III.  Archive,  Bibliotheken  und  Inschriften  der  Stadt  Rom.  (IV, 
230  SS.)  1830.  (M  3,75)  2  — 

—  —  Bd.  IV.  Königreich  Neapel,  n.  Nachträgen  u.  Regg.  zu  allen  4  Bden. 
u.  z.  Bibl.  LL.  MSS.  Ital.  (X,  364  SS.)  8.  1836.  (M  6)  4  - 

Bd.  II  ist  vergriffen. 

—  De  geminatis  et  similibus  in  Digestis  invent,  capit.  (68  SS.)  8.  Jen.  1820.  1  — 

—  Der  burgundische  Reichstag  zu  Amberieux  501.  (30  SS.)  8.  Lpz.  1847.  1  — 
Bluntschli,  J.  C.    Geschichte   des  schweizer.  Bundesrechtes   von  den  ersten 

ewigen  Bünden  bis  auf  die  Gegenw.  (2)  2  Bde.  gr.  8.  1875.  (M  21)  13  — 

Bd.  I:  Geschichtl.  Darstellung.  (IV,  571  SS.)  (M  15)  8  — 

Bd.  11:  Urkundenbuch.  (479  SS.)  nicht  einzeln. 

Büdinger,  M.    Vorlesungen  üb.  engl.  Verfassungsgesch.    (X,  341  SS.)    gr.  8. 

Wien  1880.  (M  9)  4  50 

(Cabet.)  La  femme,  son  malheureux  sort  dans  la  societe  actuelle,  son  bon- 

heur  dans  la  communaut6.  8e  ed.  (31  pp.)  16.  Paris  1848.  1  — 

( — )  Le  democrate  devenu  commuuiste  malgre  lui  etc.  (31  pp.)  16.  Par.  1847.  1  — 
(— )  L'ouvrier,  ses  miseres  actuelles  etc.  4e  ed,  (48  pp.)  16.  Par.  1848.     1  — 
Carey,  H.  C.  Die  Einheit  des  Gesetzes.  Bibl.  d.  VWL.  u.  GW.  Bd.  I. 
Chevalier,  M.    Des  interets  materiels  en  France.   (558  pp.  Avec  une  carte.) 

8.  Paris  1848.  (3  fr.  50  c.)  1  — 

—  La  liberte  aux  Etats-Unis.  (56  pp.)  8.  Paris  1849.  —  60 
Daniels,  A.  v.    Alter  u.  Ursprung  d.  Sachsenspiegels.   (XVIII,  132  SS.)   8. 

Berl,  1853.  -  80 

—  De  Saxonici  Speculi  orig.  (288  SS.)  8.  Berl.  1852.  (M  6)  1  — 
Dechesne,  L.  La  conception  du  droit  et  les  idees  nouvelles.  Indep.  individ., 

inegalite  naturelle  des  hommes,  solidarite  sociale,  justice  distribut.  (146  pp.) 
8.  1902.  2  — 

—  L'Evolution  econ.  et  sociale  de  l'industrie  de  la  Laine  en  Angleterre. 
(300  pp.  av.  2  diagr.)  gr.  8.  1900.  3  — 

Deutsch,  H.  Die  Vorläufer  d.  heutigen  Testamentsvollstrecker  im  Römischen 
Recht.  (VIII,  40  SS.)  gr.  8.  1899.  1  20 

Doren,  A.  Deutsche  Handwerker  und  Handwerkerbruderschaften  im  mittel- 
alterlichen Italien.  (VI,  160  SS.  mit  Tabellen.)  gr.  8.  1902.  5  — 

Duncker,  L.  Das  Gesammteig.  (VII,  231  SS.)  8.  Marb.  1856.  (M  3)         1  80 

—  Die  Lehre  v.  d.  Reallasten.  (XIII,  240  SS.)  8.  Marb.  1837.  (M  3)        1  80 
Einhard.  Leben  Karl's  d.  Gr.  Einleitg.,  Urschrift,  Erläuterg.,  Urk.-Samml.  hrsg. 

V.  J.  L.  Ideler.  2  Bde.  (XVI,  276  SS. ;  VI,  364 SS.)  8.  Hamb.  1839.  (M  9,75)  6  - 
Elvers,  R.  Die  röm.  Servitutenlehre.  (XIV,  862  SS.)  8.  Marb.  1856.  (Mil)  5  — 
Fahlbeck,  P.  E.    La  Royaute   et  le  droit  Royal  Francs  durant  la  jn^cmiere 

periode  de  l'existence  du  royaume.   (486  —  614.)    Trad,  par  J.  H.  Kramer. 

(XV,  346  pp.)  gr.  8.  Lund  1883.  (M  9)  4  50 

—  Beovulfsqvädet  sasom  Kalla  for  Nordisk  fornhistoria.  (90  SS.)  gr,  8.  (Se- 
parat-Abdruck  aus  der  Antiq.  Tidskrift  for  Sverige.)  1884.  2  — 

Ferrari,  J.  Les  philosophes  salaries.  (VIII,  168  pp.)  8.  Par.  1849.  |2  fr.  50  c.)  1  — 

Franck,  A.  Lecommunismejuge  p.  I'histoire.  (100pp.)  pet. in-8.  Par.  1849.  —  60 

Franklin,  O.    Beiträge  zur   Geschichte  der  Reception   des  röm.  Rechts    in 

Deutschland.  (VI,  186  SS.)  8.  Hann.  1863.  (M  3)  1  50 
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Friedemann,  A.  Die  Selbstlittlfe  in  rechtshistorisch-dogmatischer  Darst.  unter 

bes.  Berücksichtigung  d.  Römischen  Rechts.  (VI,  34  SS.)  gr.  8.  1898.  1  — 
Friedlaender,  E.DieLehrev.d.unvordenkl.  Zeit.  (X,  101  SS.)8.Marb.  1843.  1  20 
Fröbel,  J.    Kleine  polit.  Schriften.    2  Bde.    (VIII,  890  SS.:  IV,  413  SS.)   8. 

Stuttg.  1866.  (M  9)  3  — 

Gatti  de  Gamond.  Fourier  et  son  Systeme.  5e  ed.  (384  jip.)  8.  Paris  1842.    1  80 

—  Realisation  d'une  commune  societaire,  d'apres  la  theorie  de  Ch.  Fourier. 
(VI,  409  pp.)  8.  Paris  1840.  Presque  epuise.  5  — 

Goldenweiser,  A.  Das  Verbrechen  als  Strafe  und  die  Strafe  als  Verbrechen. 
Leitmotive  in  Tolstois  „Auferstehung".  Vortrag  gehalten  in  einer  Anwalts- 
versammlung in  Kiew.  (72  SS.)  gr.  8.  1903.  2  — 

—  Zurechnung  und  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  in  positiver  Beleuch- 
tung. Zwei  Vorlesungen  gehalten  in  d.  russ.  Hochschule  für  Socialwiss 
in  Paris.   (72  SS.)  gr.  8.  1903.  2  —\ 

Golovine,  I.  Esprit  de  l'economie  politique.  (368  pp.)  8.  Paris  1843,         1  50" 

Göschen,  G.  J.  Theorie  der  auswärtigen  Wechsel  course.  Nach  der  2.  französ 
Ausg.  Leon  Sav's  von  Dr.  F.  Stöpel.  (XII,  132  S.)  gr.  8.  Frankf.  a.  M 
1875.  (M  2,40)   "  I  50 

Gossen,  H.  H.  Entwickeluug  der  Gesetze  des  menschlichen  Verkehrs  und 
der  daraus  fliessenden  Regeln  für  menschliches  Handeln.  Neue  Ausgabe. 
(VIII,  278  SS.)  8.  1889.  5  - 

Dieses  lange  verschollene,  bei  Vorkommen  im  Antiquarhandel  hoch 
bezahlte  Buch  wird  hiermit  in  seiner  neuen  Ausgabe  den  Volkswirten 
und  Mathematikern  zugänglich  gemacht.  Das  Werk  prüft  an  der  Hand 
der  Mathematik  die  wirtschaftlichen  Vorgänge  und  sucht  für  sie  die 
teststehende  Formel  zu  linden.  Auch  der  Besitz  an  Grund  und  Boden  und 
die  Möglichkeit,  diesen  in  das  Eigentum  des  Staates  überzuführen, 
findet  eingehende  Prüfung  und  mathematische  Behandlung. 

Grätzer,  R.  Die  Organisation  d.  Berufsiuteressen.  Die  deutschen  Handels- 
u.  Gewerbekammern.  Die  Landwirthschafts-  u.  Arbeiterkammern.  DerVolks- 
wirthschaftsrath.  Ihre  Geschichte  u.  Reform.  (VIII,  346  SS.)  gr.  8.  1890.  6  — 
In  dieser  Schrift  wird  der  Stand  der  Gesetzgebung,  die  Geschichte 
und  die.  Reformtendenzen  der  einzelnen  deutschen  Berufs  Vertretungen 
(Handels-,  Gewerbe-,  Landwirtschaftskammern)  dargestellt  und  eingehend 
kritisiert.  Desgleichen  wird  der  Volkswirtschaftsrat  und  die  preussischen 
Gewei-bekammern  besprochen.  Endlich  ist  ein  Abschnitt  den  Bestrebungen 
zur"  Herstellung  von  Arbeiterkammeru  gewidmet. 

Guillard,  E.  Les  operations  de  Bourse.  Histoire,  pratique,  legislation,  juris- 
prudence, morale,  economie  politique,  reformes.  2.  ed.  augm.  (596  pag.) 
gr.  8.':,Paris  .1877.  8  - 

—  La  Bourse,  les  agents  de  change  et  les  operations  de  Bourse  en  Belgique. 
(48  pag.)' gr.  8.  Paris  1878.  1  50 

Halban,  A.  Zur  Geschichte  des  deutschen  Rechtes  in  Podolien,  Wolhynien 
und: der; Ukraine.  (XII,  135  SS.)  gr.  8.  1896.  4  — 

Heydemann,  L.  E.  Anklänge  d.  Preuss.  Landr.  an  d.  Dtsche.  Parentelen- 
ordng.  (12  SS.)  4.  Berl.  1871.  1  — 

—  De  systemate  jur,  Bor.  comm.  (16  SS.)  4.  Ber.  1851.  1  — 

—  De  jure  success,  ex  stat.  march,  antiq.  (54  SS.)  8.  Ber.  1840.  1  — 
Hirsch,  Dr.  H.  Socialpolitische  Studien.  Beiträge  zur  Politik,  Geschichte  u. 

Ethik  der  socialen  Frage.  Zwei  Bücher.  (VIII,  144  SS.)  gr.  8.  1897.     3  — 

Huschke,    Ph.  E.    Das    alte  Rom.   Jahr  u.   seine  Tage.    Chron.-rechtegesch. 

Untersuchg.  in  2  Büchern.  (X,  380  SS.)  8.  Bresl.  1869    (M  8,50)  4  — 

—  Ueber  den  zur  Zeit  d.  Geb.  Christi  gehalt.  Census.  (X,  125  SS.)  8.  eb. 
1840.  (M  2,75)  1  — 

—  T.  Flava  Syntrophi  Donationis  instrumentum  ed.  illustr.  (56  SS.)  8.  ib. 
1838.  (M'2)  1  - 

—  Ad  leg.  XII  tab.  de  tigno  juncto  comm.  (30  pp.)  4.  Vrat.  1837.  —  80 

—  De  Privileg.  Feceniae  Hispalae  SC.conc.(Liv.XXXlX,  19.)  8.  Gott.  1822.  1  — 
John,  V.  Der  Name  Statistik.  (16  SS.)  gr.  4.  Bern  1883.  (S.-A.)  -  80 


8  Verlags-  und  Partie-Artikel 

M.  Pf. 
Jollos,  B.  G.  Pisma  is  Berlina  (Briefe  aus  Berlin;  russisch).  (VllI,  497  SS.) 

gr.  8.  1904.  4  BO 

Katzenstein,  R.  Die  Todesstrafe  in  einem  neuen  Eeichsstrafgesetzbuch.  (VI, 

34  88.^  gr.  8.  1902.  1  20 

Kowalewsky,  M.  Die  Ökonom,  Entw.  Europas  siehe  Bibl.  d.  VWL.  u.  GW. 

Bd.  XI-XIII. 
Kromrey,  M.   Baugenossenschaften  und  der  Berliner  Spar-  und  Bauverein. 

(VIII,  96  SS.)  gr.  8.  1904.  2  — 

Kussaka,  J.  T.   Das  Japanische  Geldwesen.  Geschichtlich  und  kritisch  dar- 
gestellt. (VII,  100  SS.)  8.  1890.  2  80 
Laistner,  L.  Das  Recht  in  der  Strafe.  Beitr.  z.  Geschichte  d.  Philosophien.  Versuch 

einer  Dialektik  d.  Strafrechtsprobleras.(IV,  198 SS.) 8.  Münch.  1875.  (M3)    1  20 
Landau.  G.    Die  Territorien  in  Bezug  auf  ihre  Bildung  und  Entwickelung. 

(VIII,  392  SS.)  8.  Hamb.  1854.  (M  7,50)  4  — 

Leroux,  P.  Le  carrosse  de  M.  Aguado.  Fragment.  (141  pp.)  8.  Boussac  1848.    1  — 

—  D'une  religion  nationale  ou  du  culte.  (XVIII,  144  pp.)  8.  Bouss.  1846.     1  50 
Le  Rousseau,  J.    De  l'organisation   de  la  democratie.   (XII,  480  SS.)    gr.  8. 

Paris  1850.  (7  fr.  50  c  )  8  — 

Liebknecht,  K.  Vorbehaltszahlung  und  Eventualaufrechnung  nach  heute 
geltendem  und  künftigem  Eeichsrecht.  (XII,  217  SS.)  gr.  8.  1899.        5  — 

Lioy,  D.  Die  Philosophie  des  Eechts.  Nach  der  2.  Aufl.  des  Orig.  mit  Ge- 
nehmigung des  Verf.  übersetzt  von  Dr.  M.  di  Martino.  Neue  wohlfeile 
Ausgabe.  (VIII,  352  SS.)  gr.  8.   1906.  br.  M  4;  geb.  5  - 

Malthus,  T.  R.  Bevölkerungsgeseiz   siehe  Bibl.  d.  VWL    u.  GW.  Bd.  II. 

Marwitz,  B.  Der  Bühnenengagements-Vertrag.  Ein  Handbuch  für  Juristen 
und  Laien.  Unter  Berücksichtigung  der  Eechtsprechung  des  Bühnenschieds- 
gerichts. (VIII,  222  SS.)  8.  1902.  br.  M  4;  eleg.  Lwd.     5  — 

Das  Buch  giebt  eine  eiugehende  systematische  Darstelhing  der  vertraglichon  Bo- 
ziehun,t;-en  zwischen  Theaterunternehmer  und  Schauspieler.  Ausgehend  von  den  Be- 
stimmungen der  Vertragsformulare  des  deutschen  Bühnenvereins  und  der  Genossen- 
schaft deutscher  Bühnenangehöriger,  sucht  es  unter  Benutzung  der  Entscheidungen 
des  Bühnenschiedsgerichts  sowie  der  in-  und  ausländischen  Litteratur  zu  allgomein 
gültigen  Resultaten  zu  kommen,  die  als  Richtschnur  bei  Streitigkeiten  zwischen  Unter- 
nehmer und  Schauspieler  dienen  können.  Am  Schlüsse  giebt  der  Verfasser  einen 
Vertragsentwurf,  der  die  berechtigten  Wünsche  der  Bühnenleiter  und  der  BUhnenmit- 
glieder  gleichmässig  berücksichtigt.  Ein  ausführliches  Sachregister  wiz'd  die  Benutzung 
des  Buches  wesentlich  erleichtern. 

,.Herr  R.-A.  Dr.  Marwitz,  der  schon  in  so  manchem  die  Bühnenkreise  betr. 
Prozess  plaidierte,  hat  soeben  im  Verlage  von  R.  L.  Prager,  Berlin,  ein  Werk  er- 
scheinen lassen,  das  seinen  Untertitel  „Ein  Handbuch  für  Juristen  und  Laien"  mit 
Recht  führt.  Es  behandelt  den  „Bühnen-Engagcmcntsvertr.ag"  und  bildet  einen  an 
der  Hand  der  gesamten  einschlägigen  Litteratur  und  Rechtsprechung  aufs  sorgfältigste 
avisgoarbeiteten  Leitfaden  durch  die  vielverschlungenen  Pfade  dieses  Gebietes.  Das 
Buch  gewinnt  dadurch  an  Wert,  dass  es  klar,  leicht  fasslich  und  nichts  weniger  als 
trocken  geschrieben  und  ausserdem  von  grosser  LTebersichtlichkeit  ist.  Das  Werk 
kann  allen,  die  es  angeht,  warm  empfohlen  werden." 

Berliner  Börsen-Courier  1902,  No.  34. 

Mascher,  H.  A.  Die  Preussisch-Deutsche  Polizei.  Polizeigesetzbuch  für  den 
prakt.  Gebrauch  syst,  zusammengestellt.  4./5.  Aufl.  (72  Bog.  =  1147  SS.) 
1885.  br.  M  13,50;  geb.  15  — 

Maurer,  E.  Die  Nikobaren.  Colonial-Geschichte  und  Beschrbg.,  nebst  motiv. 
Vorschlage  z.  Colonisation  dieser  Inseln  durch  Preussen.  Mit  4  Karten. 
(X,  320  S.)  8.  Berl.  1867.  (M  4)  2  ~ 

May  et,  P.  Landwirtschaftliche  Versicherung  in  organischer  Verb.  m.  Spar- 
anstalten, Bodencredit  und  Schuldenablösung.  (XIV,  449  SS.  u.  9  Bl.  Tabb.) 
gr.  8.  1888.  12  — 

Im  Anhange:  Bauernvergantungen  und  Colonisation.  —  Ablösg.  v. 
Pachtrenten.  —  Die  Landesculturrentenbank.  —  Die  Communaloblig.  — 
Die  Bodencreditanstalt  und  ihre  Beihülfe  zur  organ.  Colonisation  des 
Hokkaido.  —  Die  Ermässigg.  der  Grundsteuer.  —  Das  System  des  Miss- 
ernten-Deckungsfonds in  Japan. 

—  Die  Collectivversicherung  der  Gebäude  in  Japan.  (12  S.)  gr.  4.  1878.     1  50 

—  Dasselbe  in  engl.  Uebersetzung.  (33  pag.)  gr.  8.  1878.  1  50 

—  Dasselbe  in  japanischer  Uebersetzung.  (47  pag.)  8.  1878.  1  50 
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M.  Pf. 

Mayet,  P.    Japanische  Bevölkerungsstatistik.  Historisch,   mit  Hinblick   auf 

China,  u.  kritisch  betrachtet.  (20  SS.)  gr.  4.  1888.  1  50 

—  Kioikuka  Hike.  Ekitekiyoku  Gakko  Chokin  Ho.  Die  Post-Schul-Sparkasse. 
Uebers.  v.  N.  Omura.  (300  SS.)  8.  Tokyo  1886.  Hfz.  In  Japan.  Sprache.    3  — 

—  Die  japanische  Staatsschuld.  Zwei  Vorträge.  (48  SS.)  gr.  4.  1879.  3  — 
Meding,  W.  F.  C.  L.  v.  Geschichte  des  im  Fürstenthum  Lüneburg  heimischen 

altadeligen   Geschlechts   derer    v.  Meding.    Thl.  I  (einz.).    (XII,    348  SS.) 

Mit  Holzschnitten  u.  Urkunden,  gr.  8.  Lpz.  1866.  (M  7,50)  4  — 

Meidinger,  K.   Ueb.  d.  Eechte  an  Kirchenstühlen  nach  kath.  u.  prot.  KR. 

(76  SS.)  8.  1891.  1  60 

Mellien.  Die  Postverwaltung  u.  die  Wechselproteste.  (14  SS.)  8.  1877.  —  50 
Morpurgo,  E.  Die  Statistik  und  die  Socialwissenschaften.  A.  d.  Ital.  (VIII, 

650  SS.)  M.  3  Tfln.  u.  1  Karte,  gr.  8.  Jena  1877.  (M  11)  5  — 

Munk,  W.  Wesen  u.  Voraussetzungen  der  mora  creditoris  im  gemeinen  Recht 

u.  im  BGB.  für  das  Deutsche  Reich.  (IX,  72  SS.)  gr.  8.  1898.  2  — 

Mutz!,  Seb.  Die  Lex  Baiwariorum  als  geschieht!,  u.  sprachl.  Urkunde.  (13  SS.) 

4.  Eichstätt  1859.  —  60 

Neff,  P.    Beiträge  z.  Lehre  von  der  frans  legi  facta  in  d.  Dig.    (X,  75  SS.) 

gr.  8.  1895.  1  60 

Negropontes,  M.   Zuständigkeit  der  Staaten   für  die  auf  d.  Meere  begang. 

Verbrechen.  (VIII,  62  SS.)  gr.  8.  1894.  1  60 

Njälssage,  Die,  insbesondere  in  ihren  juristischen  Bestandtheilen.  Ein  kriti- 
scher Beitrag  zur  altnordischen  Rechts-  u.  Literaturgeschichte  von  Karl 

Lehmann  und  Hans  Schnorr  von  Carolsfeld.  (VIII,  234  SS.)  8.  1883.  6  — 
Organisation  communale  et  centrale  de  la  republique.  Gouvernement  direct. 

(IV,  421  pp.)  8.  Paris  1851.  (4  fr.  50  c.)  2  — 

Oertmann,  P.    Die  Volkswirthschaftslehre  d.  Corpus  iur.  civ.  (VI,  154  SS.) 

8.  1891.  4  — 

Osenbrüggen,  E.  Deutsche  Rechtsalterthümer  a.  d.  Schweiz.  8  Hefte.  (165  SS.) 

8.  Zur.  1858-59.  (M  4,20)  2  50 

Pecqueur,  C.  De  la  republique  de  Dieu.  (XII,  320  pp.)  pet.  in-8.  Par.  1844, 

(2  fr.)  —  80 

Pergament,  Joseph.   Social  problems  of  the  Bar.  Lecture  delivered  on  the 

13  th  February,  1905.  (32  pp.)  8.  (1405.)  —  80 

Pergament,  M.    Konventionalstrafe   und  Interesse  in  ihrem  Verhältniss  zu 

einander.  (XI,  106  SS.)  gr.  8.  1896.  -  3  — 

Prager,  Robert.  Die  „Ausschreitungen  des  Buchhandels."  Antwort  auf  die 

Denkschrift  des  Akademischen  Schutzvereins.  (IV,  142  SS.)  8.  1903.     1  20 

—  Das  Recht  am  eigenen  Bilde.  Bibliotheken,  Bibliothekare  u.  Buchhandel. 
Die  Bibliothek  des  Börsenvereins.  (44  SS.)  8.  1903.  1  — 

—  Bücher  —  Menschen  —  Dinge.  Besprochen.  (IV,  116  SS.)  8.  1907.      2  — 

—  Die  Organisation  des  Deutschen  Buchhandels.  Die  Verleger-Erklärung 
und  die  Rechtsprechung.  Wissenschaft  und  Buchhandel.  (IV,  163  SS.) 
gr.  8.  1905.  2  — 

—  Urheberrecht  und  Buchhandel  in  sozialistischer  Beleuchtung.  Kleinhandel, 
Warenhäuser,  Rabatt.  Studien.  (34  SS.)  8.  1900.  —  60 

—  Das  Recht  der  Handlungsgehilfen  nach  dem  neuen  HGB.  2  Vortr.  (17  SS.) 
gr.  8.  1898.  -  60 

—  Zum  §  38  d.  n.  HGB.  u.  zur  Buchführung  überh.  (10  SS.)  8.  1898.  —  40 

—  Warenhäuser  u.  Buchhandel.  Eine  Osterbetrachtg.  (8  SS.)  8.  1901.  —  40 
Preuss,  Hugo.  Das  Recht  d.  städt.  Schulverwaltung  in  Preussen.    (99  SS.) 

gr.  8.  1905.  1  50 

Der  Schulkonflikt  in  Berlin  hat  weit  über  die  Grenzen  der  Haupt- 
stadt hinaus  Aufmerksamkeit  erregt.  Deshalb  wird  die  obige  Schrift  des 
Verfassers  des  „städtischen  Amtsrechts",  des  bekannten  Privat- 
dozenten der  Rechte  und  Stadtverordneten  nicht  nur  in  Preussen,  sondern 
auch  in  ganz  Deutschland,  Interesse  finden.  Aber  auch  im  Aus  lande 
folgt  man  den  Vorgängen  mit  Spannung,  namentlich  in  der  Schweiz, 
in  dem  das  Thema  der  Schulaufsicht,  das  die  Preuss'sche  Schrift  an  der 
Hand  der  Gesetzgebung  und  der  Akten  eingehend  untersucht  und  in 
ganz  neuer  Weise  beleuchtet,  gegenwärtig  aktuell  ist. 


10  Verlags-  und  Partie-Artikel 

M.  Pf. 

Privatbeamten-Pensionsversicherung.  3.  Fassg.  e.  Referenten-Entwurfes, 
bearb.  n.  d.  Beschl.  des  v.  sozialpolit.  Ausschiisse  des  österr.  AbgH.  am 
5.  V.  1905  eingesetzten  Unterausschusses.  (32  SS.)  8.  1905.  —  25 

Ranke,  Leopold  von.  Lichtstratilen  aus  seinen  Werken.  Gesammelt  und 
mit  einem  l^ebensabriss  herausgegeben  von  Arthur  Winckler.  (XXXII, 
176  SS.)  kl  8.  1885.  eleg.  br.  M  3;  geb.     4  — 

—  —  Dreissig  Expl.  auf  Büttenpapier,  auf  der  Presse  numeriert  und  in  Per- 
gamentumschlag, ä  10  — 

„Ranke  selbst  soll  eine  lebhafte  Freude  empfunden  haben,  als  er  zu 
seinem  neunzigsten  Geburtstage  die  „Lichtstrahlen"  erhielt.  Er  schien 
darin  eine  Ehre  zu  erblicken,  die  bisher  nur  den  grössten  Geistern  der 
Nation  zu  Theil  geworden  ist.  Wir  besassen  „Lichtstrahlen"  aus  den 
Werken  Goethes  und  Schillers,  Lessings  und  Kants,  aber  noch  keine  aus 
den  Werken  eines  Historikers.  In  den  zahlreichen  Schriften  Rankes 
finden  sich  wie  dazwischen  gestreute  Perlen  tiefe  philosophische  Be- 
trachtungen über  den  Menschen  und  seine  Entwickelung,  über  Religion 
und  Politik,  über  Staat  und  Kirche,  aber  Kultur  und  Sitte,  über  Staats- 
formen, über  die  öfientliche  Meinung  und  die  Parteien,  kurz  über  Alles, 
was  im  Verlaufe  seiner  historischen  Darstellung  einer  verallgemeinernden 
Betrachtung  werth  erschien.  Mit  grossem  Fleiss  und  ebenso  grosser 
Liebe  hat  sich  Winckler  in  das  Studium  sämmtlicher  Schriften  des 
Meisters  vertieft  und  die  darin  befindlichen  Stücke  von  allgemeiner  Be- 
deutung gesammelt  und  nach  ihrer  Zusammengehörigkeit  geordnet.  Wer 
das  Buch  besitzt,  wird  es  oft  und  gern  zur  Hand  nehmen;  wo  man  es 
auch  aufschlägt,  überall  findet  man  Gedanken,  die  zum  Nachdenken  auf- 
fordern.    Als  Einleitung  ist   der   Lebensabriss   Rankes  vorangeschickt. " 

(Nord  und  Süd.) 

Rectitudines  singularum  personarum  n.  einer  einleit.  abhandlung  üb.  land- 

ansidlung,  landbau,  gutsherl.  und  bäuerl.  Verhältnisse  der  Angelsachsen. 

Hrsg.  v.  H.  Leo.  (XIV,  252  SS.)  8.  Halle  1842.  (M  4,50)  2  — 

'  Rein,  W.    Das  Privatrecht   u.  der  Civilprocess  der  Römer  von  der  ältesten 

Zeit  bis  auf  Justinianus.  (XIV,  978  SS.)  gr.  8.  Lpz.  1858.  (M  15)        6  — 

Richelot,  H.  Crise  du  Mont-de-piete  de  Paris.  (68  pp.)  gr.  8.  Paris  1844.  —  60 

Rubo,  E.  T.  Zur  Lehre  von  der  Verleumdung  mit  besonderer  Bezugnahme 

auf  alle  gegenwärtig  geltenden  deutschen  StrGB.  (VIII,  160  SS.)  8.  Berl. 

1861.  (M  2,25)  1  - 

Sammlung  der  deutschen  Strafgesetzbücher.  Hrsg.  v.  M.  Stenglein.  13  Hfte, 

cpl.  (2497  S.)  8.  München  1858.  Schreibpapier.  (M  19)  4  — 

Fast  vergriffen. 

Sarrazin,  R.  De  partu  vivo  non  vitali.  (30  S.)  8.  Berl.  1870.  —  80 

Saxl,  Max.  Zur  Duplik  des  Herrn  Professor  Schücking.  Streiflichter.  (65  SS.) 

gr.  8.  1905.  1  60 

—  Materialien  und  Gesetz.  Eine  staatsr.  Abhdlg.  (76  SS.)  gr.  8.  1905.     1  50 
Schüler,   H.    Die  Liter,   ohlig.   d.    alt.   röm.  Rechts.    (VI,  98  SS.)   8.    Bresl. 

1842.  (M  2)  1  50 

Seil,  W.   üeber  bedingte  Traditionen  zugl.  als  Revision  der  Lehre  von  der 

Wirkung   der  Bedingung  bei   Verträgen.    (XXIII,  290  S.)    8,    Zur.   1839. 

(M  2,40)  1  — 

—  Ueber  die  röm.-rechtl.  Aufhebungsart  der  Oblig.  durch  concursum  duarum 
causarum  lucratio.  (XII,  190  S.)  8.  Zur.  1839.  1  20 

Senga,  Ts.    Gestaltung  u.   Kritik  der  heutigen  Konsulargerichtsbarkeit  in 

Japan.  (VI,  160  SS.)   gr.  8.  1897.  4  — 

Simon,  C.  G.    Etude  sur  le  Compaguonnage   et  s.   qq.   autres  assoc.  d'ou- 

vriers.  (VI,  166  pp.)  8.  Paris  1853.  ~  80 
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